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I. Kirchliche und theologische 
Grundsatzfragen 


Von Wolf-Dieter Hauschild 


1. THEOLOGISCHE BESTANDSAUFNAHME 


Die theologische Szene scheint gegenwärtig durch Verworrenheit und Unpro- 
duktivität gekennzeichnet zu sein. Große Themen und klar profilierte Frage- 
stellungen, die eine allgemeine Diskussion, an welcher breite Kreise in Theolo- 
gie und Kirche gemeinsam beteiligt sind, fördern könnten, fehlen. Die Spezial- 
forschung, zumal zu wissenschaftstheoretischen Fragen, steht im Vordergrund. 
Angesichts dieses Umstandes ist es verständlich, daß von verschiedenen Seiten 
Versuche zu einer Standortbestimmung unternommen wurden. „Wie steht es 
mit der deutschen Theologie?“ Zu dieser Anfrage ließen die Evangelischen 
Kommentare 1976/77 eine Reihe von angesehenen Theologen aus verschiede- 
nen Lagern in durchaus repräsentativer Weise zu Wort kommen!. Im Grund- 
tenor waren sich fast alle einig, „daß in der gegenwärtigen deutschen Theolo- 
gie große Initiativen fehlen“ (so Wilhelm Dantine). „Die gegenwärtige Lage 
der Theologie ist höchst undurchsichtig‘‘, meinte Gerhard Ebeling und sah 
den Grund dafür ebenso wie andere in einer „Krise der Theologie‘“. 


STELLUNGNAHMEN ZUR SITUATION DER THEOLOGIE 


G. Ebeling”: „Der beunruhigende Zustand der Theologie hat zwei Hauptkennzeichen: 
Über den Lebensbezug der Theologie herrschen bei den Außenstehenden sowie unter 
den Theologen selbst Unsicherheit und sachwidrige Auffassungen. Und die theologische 
Orientierung wird erschwert, wenn nicht gar verhindert, durch die zentrifugale Wirkung 
einer theologischen Produktion, die sich in Folge von Spezialisierung, Rivalität und Jour- 
nalismus übermäßig multipliziert.“ } 

Ähnlich wie Ebeling diagnostizierte H.-O. Wölber°: „Würde heute die Theologie von der 
Bildfläche verschwinden, so würde vermutlich nichts passieren. Die dominierenden Wissen- 
schaften unserer Tage, nämlich Natur- und Humanwissenschaften als Voraussetzung für 
Wachstum und Gesellschaft, wären davon nicht berührt. Die ‚Macher‘ würden weiterma- 
chen. Was einst den Geist der Menschen tief durchpflügte: die Frage nach dem großen 
Ganzen, dem Sinn, nach Berufung und Bestimmung des Menschen, die Deutung der Lei- 
den und Opfer, die Entlarvung der Negativfolie unserer menschlichen Existenz, also die 
Rede von Sünde, vom Bösen und vom Tod, und das Ringen um das Mysterium des Seins 
schlechthin, das alles verkümmert. Nur von ferne hört man einige Klagen, man müsse doch 


1. EvK 9, 1976, S. 517ff. (Gerhard Ebeling), S. 654ff. (Wilhelm Dantine, Jan M. Loch- 
man, Eduard Lohse); EvK 10, 1977, S. 17ff. (Manfred Josuttis, Helmut Thielicke, Peter 
Stuhlmacher), S. 143ff. (Hans-Otto Wölber, Herbert Vorgrimler, Pinchas Lapide), S. 270ff. 
(Wolfgang Huber, Erich Gräßer), S. 408ff. (Gerhard Sauter, Otto A. Dilschneider), S. 522ff. 
(Helmut Gollwitzer). Zusammenfassung dieser Beiträge in: H. N. Janowski-E. Stammler 
(Hg.), Was ist los mit der deutschen Theologie?, Stuttgart 1978. 

2. EvK 1976, S. 518. 

3. EvK 1977, S. 143. 
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über Grundwerte diskutieren ... Die Symptomatik von Theologie heute spricht da- 
für, daß sie an den geistigen Prozessen der Gegenwart nicht mehr beteiligt ist oder daß es 
keine geistigen Prozesse gibt, in denen Theologie Bedeutung hätte ... Sollte diese Diagno- 
se stimmen, so würde das Defizit in der Unfähigkeit begründet sein, die Herausforderungen 
einer geistigen Landschaft überhaupt wahrzunehmen, die sich doch wohl unbestrittener- 
maßen als Säkularisation, als die Welt von Naturwissenschaft und Technik darstellt.‘ 
„Man kann nur die Harmlosigkeit bewundern, mit der heute die theologische Literatur 
produziert wird, ohne den Geist des geschichtlichen Orts zu bedenken und sich den Kon- 
text der Umwelt klarzumachen.“ So kritisiert Otto A. Dilschneider vom praktischen Inter- 
esse her den Wissenschaftsbetrieb*®. „Als im Jahre 1974 der Gründungskongreß zu einer 
Gesellschaft für wissenschaftliche Theologie zusammentrat, zeigte sich, daß unsere Gene- 
ration nicht bereit war, sich eine Bestandsaufnahme der derzeitigen Theologie zu leisten 
und sich auch nur einer der fundamentalen Fragen unseres Glaubens zu stellen ... Die 
Organisatoren des Göttinger Gründungskongresses für wissenschaftliche Theologie werden 
sicherlich einmal in die Geschichte eingehen als die, die eine Epoche des Epigonentums 
eingeleitet haben. Epigonentum ist kein Qualitätsurteil. Vielmehr ist es der Ausdruck ei- 
ner großen Tragik, die darin beruht, daß mit hoher wissenschaftlicher Qualität darum 
nichts geleistet wird, weil der Kairos verfehlt, an den schicksalsvollen Fragen der Zeit 
vorbeigeredet und zunehmend nur noch Leerlauf produziert wird.“ 


Der hier zutagegetretene allgemeine Eindruck einer durch überdimensionierte 
Spezialisierung erzeugten Orientierungslosigkeit wurde auch durch den Euro- 
päischen Theologenkongreß bestätigt, den die Wissenschaftliche Gesellschaft 
für Theologie vom 4. bis 9. Oktober 1976 in Wien zusammen mit der dortigen 
Fakultät abhielt$. Es war der dritte Kongreß dieser Art (nach denen von 1960 
und 1972), mit welchem die alte Tradition des 1927 begründeten, seit 1950 
regelmäßig veranstalteten Deutschen Theologentages in neuer Weise fortgesetzt 
wird. Mit dem Thema ‚Wahrheit und Geschichte“ wurde der Versuch signali- 
siert, eines der zentralen theologischen Probleme zu behandeln. Ist Wahrheit 
eine der Kirche vorgegebene Größe oder ist sie Geschichte, bildet sie eine Ein- 
heit oder findet sie ihre Gestalt nur in den verschiedenen soziokulturellen Aus- 
prägungen? Zu dieser Fragestellung erbrachte die Diskussion, die sich auf fach- 
wissenschaftliche Einzelprobleme konzentrierte, wenig Erhellendes (ganz zu 
schweigen von einem möglichen Konsensus!), obwohl die Hauptvorträge von 
W. Pannenberg (München), W. Trilling (Leipzig), R. v. Thadden (Göttingen) 
und P. Hojen (Kopenhagen) Schneisen in Richtung auf eine grundsätzliche 
Verständigung schlugen. 

Der Historiker Rudolf v. Thadden behandelte das Kongreßthema im Blick 
auf das gebrochene Verhältnis evangelischer Christen zur Institution Kirche. 
Er wies auf die Bedeutung des Institutionellen für die menschliche Existenz 


ee ee auch auf den ‚„‚Legitimations- und Realitätsverlust der Institution 
che“. 


4. EvK 1977, S. 111. 


5. Berichte darüber von S. M. Daecke in HK 1976, S. 580-584: H. N Janowski in EvK 
1976, S. 681f.; S. v. Kortzfleisch in LM 1976, S. 622£. j FEN 
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RUDOLF V. THADDEN: WAHRHEIT UND INSTITUTIONELLE WIRKLICHKEIT 
Vortrag auf dem Europäischen Theologenkongreß (Auszug) 
Vom 6. Oktober 1976° 


Die Gestalt der Kirche kann nicht indifferent für die Verkündigung des Wortes sein, wie 
auch umgekehrt die Kirchengestalt sich nicht folgenlos aus dem Anspruchsbereich der 
Wortverkündigung entziehen kann. Beide sind notwendig aufeinander bezogen. Diese Aus- 
sage ist alles andere als selbstverständlich. Neuere Theologiegeschichte weist vielmehr zahl- 
reiche andere Positionen auf, die von einer völligen Verachtung der Frage nach der Kirche 
als Institution bis hin zur Sakralisierung geschichtlich gewordener Gestalten von Kirche 
reichen ... Die Kirchen sind nun einmal besonders ausgeprägte Formen institutioneller 
Wirklichkeit mit eigenem Anspruch, auch wenn die Wirklichkeit des Christentums zwei- 
fellos weit über sie hinausreicht ... 

Die Einsicht in die Bedeutung der institutionellen Wirklichkeit der Kirche läßt drei Flucht- 
bewegungen jedenfalls zum Problem werden: in kirchenabstrakte Theologie, in kirchen- 
blinde Welt und in kirchenfreies Christentum. Alle drei Fluchtbewegungen scheinen mir 
psychologisch verständlich zu sein, wenn man die zum Teil trostlose Situation in Betracht 
zieht, in der Pfarrer sich heute oft in ihren Gemeinden befinden. Die Enge des kirchlichen 
Milieus, der Provinzialismus der Ortsgemeinden, die Selbstbezogenheit der kirchlichen Gre- 
mien — und dies alles bei gleichzeitigem Schwinden von Frömmigkeit und Weltoffenheit 
— bedrängen die Pfarrer vielfach so, daß sie sich nach einem Ausbruch aus der Stickigkeit 
der Institution Kirche sehnen. Sie empfinden ihre eigene Situation zunehmend als unwirk- 
lich und sehnen sich nach Berührung mit mehr Wirklichkeit. 

Trotzdem scheinen mir die genannten drei Fluchtbewegungen nicht unproblematisch zu 
sein, und zwar nicht einfach aus moralischen Gründen der Verantwortung für eine Insti- 
tution, die einen trägt und bezahlt, sondern aus Gründen der Einsicht in die Bedeutung 
von institutioneller Wirklichkeit überhaupt. Eine Flucht in kirchenabstrakte Theologie 
scheint, oberflächlich betrachtet, weniger ein Problem unserer Zeit als vielmehr eines des 
vergangenen Jahrhunderts zu sein. Daß christlicher Glaube weder individualistisch verengt 
noch idealistisch verkürzt im geschichtlichen Leben Kraft gewinnt, ist mittlerweile in der 
theologischen Diskussion unangefochtene Überzeugung. 

Aber ist damit das Thema des Verhältnisses von Theologie und Kirche bereits erledigt? 
Ich glaube nicht, und zwar aus mehreren Gründen: Zum einen sind Fluchtversuchungen 
nie nur Ausdruck eines Defizits an theoretischer Grundlegung. Sie spiegeln immer auch 
praktische Nöte der in Versuchung stehenden Menschen wider. Zum anderen aber stellt 
sich die Frage, ob eine Flucht in kirchenabstrakte Theologie nicht auch dann noch gegeben 
sein kann, wenn die Theologie das Thema Kirche ausdrücklich reflektiert. 

Wäre es nicht auch eine Flucht in kirchenabstrakte Theologie, wenn höchste Perfektion 
in der Beschreibung dessen, was Kirche ihrem Wesen und ihrem Auftrag nach ist und nicht 
ist, erreicht wird, aber Unklarheit darüber bestehen bleibt, ob Kirche heute noch guten 
Gewissens Volkskirche sein kann? Wäre es nicht auch eine solche Flucht, wenn unzwei- 
deutig gesagt wird, daß die Gestalt der Kirche immer geschichtlich bedingt und gefordert 
ist, aber der Frage ausgewichen wird, was denn nun konkret die geschichtlich bedingte 
und geforderte Gestalt der Kirche in unseren Tagen und Regionen ist? 

Mit der Flucht in kirchenblinde Welt ist es nicht besser bestellt. Auch sie sieht zunächst 
harmlos aus und erweckt den Eindruck, daß Klarheit in den Positionen besteht. Daß Kir- 
che nicht um ihrer selbst willen, sondern für die Welt da ist, daß sie überhaupt nur zu- 
sammen mit Welt gedacht werden kann, ist mittlerweile eine Binsenwahrheit, die der Dis- 
kussion nicht mehr bedarf. Aber wie sieht es mit den praktischen Folgerungen aus? Kann 
man sagen, daß jede Hinwendung der Kirchen zur säkularen Welt adäquater Ausdruck des 
Für-die-Welt-Daseins der Kirche ist? Diese Fragen können ohne unangemessene Verdächti- 


6. Leicht veränderter Abdruck in EvK 9, 1976, S. 719-724; vgl. auch den Abdruck in 
der FAZ Nr. 230 vom 13.10.1976, S. 10f. — Text des Vortrags von P. Hodjen im Auszug 
in LM 15, 1976, S. 617-621. 
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gungen verneint werden. Es muß vielmehr angenommen werden, daß manche Hinwendung 
zur Welt Flucht vor der Kirche ist. In einem sozialethischen oder sozialpolitischen Engage- 
ment kann durchaus ein Stück Flucht vor Gemeindearbeit verborgen sein, und auch der 
vielgerihmte Öffentlichkeitsauftrag der Kirche kann in Gefahrenzonen einer falschen Be- 
ziehung der Kirche zur säkularen Welt geraten. 

Wo aber sind die Grenzen zwischen echtem Weltbezug und Flucht in die Welt? Auch 
hier wird meines Erachtens nur in genauer geschichtlicher Ortsbestimmung geantwortet 
werden können, auch hier sind die Verschiedenheiten der gesellschaftlichen und politischen 
Situation der Länder zu bedenken. In jedem Fall wird man sagen müssen, daß zweierlei 
zusammen gehört, wenn Engagement in der Welt kein Ausdruck eines Überdrusses an der 
Institution Kirche sein soll: Weltbezug und Strukturbewußtsein der Kirche. Die Erkennt- 
nis, daß Kirche nur Kirche ist, insofern sie Kirche für die Welt ist, darf nicht von dem zu- 
sätzlich notwendigen Bekenntnis ablenken, daß die Kirche, so wie sie ist, nur unzureichend 
in der Lage ist, diesen Anspruch zu erfüllen. Nur eine Kirche, die ihre eigenen Strukturen 
kritisch zu überprüfen bereit ist, hat ein Recht, der Welt kritisch ins Gewissen zu reden. 
Weltbezug ohne Kirchenreform kann kaum noch überzeugen. 

Die Flucht in kirchenfreies Christentum ist die zugleich unverfänglichste und am wei- 
testen verbreitete, sie ist die Versuchung vor allem auch der nicht-theologischen Kirchen- 
glieder. Sie entspricht älteren protestantischen Traditionen und hat mehr als den Schein 
eines Rechts für sich, geht sie doch weit über Formen latenter Christlichkeit hinaus. Von 
lockeren Gruppenzusammenschlüssen bis hin zu Versammlungen auf den Kirchentagen 
reicht das Spektrum eines Christentums, das keine Genüge in einem Leben in der institutio- 
nellen Kirche findet. In mancher Hinsicht kann es geradezu als Spektrum der erneuerungs- 
willigen Kräfte des Christentums gelten. 

Und doch bleibt ein Unbehagen auch diesen Kräften gegenüber: Sind sie nicht im Begriff, 
sich friedlich neben den von ihnen mit Distanz betrachteten institutionellen Kirchen zu 
etablieren, ohne diese in Frage zu stellen? Verlieren sie nicht schrittweise den kritischen 
Rückbezug zu der Einrichtung, deren Unbeweglichkeit sie zum Rückzug in ein institutio- 
nenfreies Christentum trieb? Manche Initiative der Nachkriegszeit zur Entwicklung freier 
christlicher Aktivitäten hat längst aufgehört, eine produktive Unruhe für die verfaßten 
Kirchen zu sein. Und manche Veranstaltung der vielgerihmten Freiwilligkeitskräfte ist 
heute mehr eine Prolongation der Amtskirche als deren Infragestellung oder gar Erneuerung. 

Das Nebeneinander von institutionellem und nichtinstitutionellem Christentum hat mitt- 
lerweile konformitätsfördernde Wirkung. Aber dies muß nicht so bleiben. Wenn die kirchen- 
freien Kräfte ihre kritische Funktion wieder entdecken und die institutionellen Kirchen 
sich wieder stärker für kirchenfreie Kräfte öffnen, kann die gegenwärtig problematische 
ne der beiden „Lager“ sich zu einer produktiven Herausforderung für beide ent- 
wickeln. 

Diese Fluchtbewegungen sind offensichtlich Ausdruck eines bedenklichen Wirklichkeits- 
defizits der institutionellen Kirchen. Sie leben von der Hoffnung auf mehr Lebenswirklich- 
keit außerhalb der als ausgezehrt empfundenen Amtskirchen und suchen nach Freiräumen 
der Entfaltung. Es kommt jedoch darauf an, daß sie sich nicht verselbständigen, sondern 
als kritische Frage an die Institution Kirche erhalten bleiben. Es ist wichtig, daß das Un- 
genügen an der institutionellen Kirche nicht zur Auswanderung aus einer Einrichtung führt 
die dann ohne Korrektiv zur Eıstarrung verurteilt wäre. 

Umgekehrt muß die institutionelle Kirche lernen, diese kritische Frage sich nicht nur ge- 
fallen zu lassen, sondern mit ihr in einem aufgeschlossenen Dialog zu leben. Sie darf nicht 
der Versuchung nachgeben, alle kritischen Kräfte vereinnahmen zu wollen, sie gewisserma- 
ßen zu verkirchlichen. In offenem Eingeständnis ihres eigenen Wirklichkeitsverlustes muß 
EN ee als begrenzte Institution in einem weiteren Horizont von Formen des Christ- 

egreifen und aus der Kritik Impulse für ihre eigene Reform zu gewinnen. Nur so 
wird es möglich sein, jene verhängnisvolle Entfremdung allem institutionellen Denken ge- 
genüber zu vermeiden, die nicht nur auf die Existenz von Institutionen zurückschlägt. 


> 


Mag die fachtheologische Situation auch verworren sein, ein Faktum verdient 
hervorgehoben zu werden, weil es angesichts der Geschichte von evangelischer 
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Theologie und evangelischer Kirche keinesfalls selbstverständlich ist: „Theolo- 
gie und Kirche sind weit enger miteinander verbunden, als manchen Vertretern 
wissenschaftlicher Theologie bewußt ist oder Kirchenleitungen sich klarmachen“ 
(so Landesbischof E. Lohse) ?. Die Begegnung der Theologie mit dem gelebten 
Glauben wurde in vielen Diskussionen als die gegenwärtig zentrale Aufgabe her- 
ausgestellt. Dementsprechend wurde diese in dem seit einiger Zeit eingerichteten 
Gesprächskreis zwischen Vertretern der Kirchenleitungen der Gliedkirchen der 
EKD und der akademischen Theologie behandelt, dessen dritte Konsultation 
vom 10. bis 13. Oktober 1977 in Tutzing stattfand®. Das in früheren Jahren 
festgestellte gute Einvernehmen zwischen beiden Institutionen wurde auch bei 
dieser Gelegenheit deutlich, aber vor allem wohl deswegen, weil die kirchenkri- 
tischen Theologen und die theologiekritischen Kirchenführer nicht anwesend 
waren. Zum Thema „Gelebte Religion als Frage an kirchenleitendes Handeln 
und wissenschaftliche Theologie“ referierten Landesbischof D. Dr. Johannes 
Hanselmann (München) und Prof. Dr. Dr. Dietrich Rössler (Tübingen)?. Han- 
tierbare Ergebnisse konnten naturgemäß bei der Konsultation nicht herauskom- 
men, doch man war sich auf beiden Seiten einig, die Probleme der vorhandenen 
Religiosität in unserer Zeit stärker als bisher aufzuarbeiten. 


GELEBTE RELIGION 
Schlußbericht der III. Konsultation „Kirchenleitung und wissenschaftliche Theologie‘ 
Vom 13. Oktober 1977'° 


Im Vordergrund der Diskussionen standen unter anderem folgende Probleme: 

1. Welche theologischen Kriterien sind der Kirche für den Umgang mit den vielfältigen 
Erscheinungsformen gelebter Religion heute gegeben? Wie kann die überkommene kirch- 
liche Frömmigkeit in ein spannungsvolles und fruchtbares Verhältnis zu neuen Gestalten 
des religiösen Lebens treten? Für die Beantwortung dieser Fragen ist von der Besinnung 
auf die Heilige Schrift und auf die reformatorische Theologie ein entscheidender Beitrag 
zu erwarten. Das durch die Rechtfertigungslehre ausgelegte erste Gebot will als grundle- 
gendes Kriterium in Anspruch genommen werden. 

2. Kirchenleitendes Handeln wird durch die Begegnung mit gelebter Religion vor funda- 
mentale Probleme gestellt. Sowohl die klassische Konzeption der Leitung von Kirche durch 
Wort und Sakrament als auch die moderne Frage nach der Kirche als bürokratischer Or1ga- 
nisation leiden daran, daß sie die primären Erfahrungen der jeweils Verantwortlichen im 
Vollzug kirchenleitenden Handelns nur begrenzt wahrnehmen. Kirchenleitung geht nicht 
darin auf, sich selbst zurückzudrängen, um den Blick auf Schrift und Bekenntnis freizu- 
geben, oder Entscheidungsprozesse rationell zu organisieren. Wo in der Pluralität und Viel- 
deutigkeit der kirchlichen und gesellschaftlichen Erfahrungswelt Konsensus fehlt, geht es 
darum, zwischen tolerablem Dissens und unverzichtbarem Konsens zu unterscheiden und 
gerade dort in besonnener Weise kirchenleitend zu handeln, wo sich keine nach theologi- 
schen Kriterien eindeutig entscheidbaren Alternativen formulieren lassen. 

3. Der Mensch geht nicht im Vorhandenen auf, sondern transzendiert alle angebbaren 


7. EvK 9, 1976, S. 657. 

8. Zu den Konsultationen „Kirchenleitung und wissenschaftliche Theologie“ von 1973 
und 1975 s. KJ 100, 1973, S. 46f. und KJ 102, 1975, S. 52ff. 

9. Vgl. J. Hanselmann-—D. Rössler, Gelebte Religion, ThExh 201, München 1978. Dort S. 
58ff. ein Bericht über die Konsultation von L. Mohaupt. 

10. Druck ebd. S. 84-86. 
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Sozialbezüge, weil er als Geforderter und Angenommener vor Gott steht. Von dieser Di- 
mension her und um ihrer Präsenz willen lebt Kirche. Kirchenleitendes Handeln richtet 
sich also auf Lebensverhältnisse und Praxisformen, deren Sinn jenseits ihres Vollzuges 
liegt, ja Kirchenleitung ist selbst eine solche Form der Praxis. Weil es um Anfechtung und 
Vergewisserung des Menschen, um Furcht und Hoffnung, um den Sinn der Wirklichkeit 
im ganzen und um grundlegende Orientierung des Lebens geht, also um das, was allem 
menschlichen Handeln immer schon vorausliegt, brechen die entscheidenden Probleme 
der Kirchenleitung nicht an der Frage der Durchsetzung normativer Programme auf, son- 
dern dort, wo sich jene Dimension grundlegender Sinnorientierung innerhalb der Le- 
benspraxis zur Geltung bringt. In diesem Sinne bezieht sich Kirchenleitung auf „gelebte 
Religion‘ — sei es als intensive Praxis des Glaubens in Kommunitäten, frommen Gruppen, 
evangelikalen Kreisen, sei es als unscheinbare Präsenz des Glaubens überall in unseren 
volkskirchlichen Gemeinden, aber auch im Raum politischer Meinungsbildung. 

4. Gelebte Religion ist aber nicht einfach das Objekt kirchenleitenden Handelns, son- 
dern von ihr kommt kirchenleitendes Handeln selbst her. Deswegen ist die Frömmigkeit 
der Amtsträger ein wichtiges Problem für kirchenleitendes Handeln. 

5. Auch die wissenschaftliche Theologie wird in diesem Zusammenhang vor fundamentale 
Herausforderungen gestellt. Eine Theologie, die gelebte Religion als christliche Lebenspraxis 
verantworten soll, steht vor der Frage der Begründung solcher Praxis. Die eigentümliche 
evangelische Fassung des Problems, wie es der gegenwärtigen Theologie aufgegeben ist, hat 
ihr besonderes Profil in der Auseinandersetzung zwischen Orthodoxie und Pietismus gewon- 
nen. Es besteht in der Spannung zwischen der Individualität des Glaubens und der Frömmig- 
keit auf der einen Seite und der Objektivität ihres Ausdrucks und ihrer Gründe auf der 
anderen. Im Begriff des „persönlichen Gottes“ ist die Beziehung des Glaubens zu Gott 
als die persönliche Beziehung enthalten, die der Einmaligkeit und Unverwechselbarkeit 
des Menschen Rechnung trägt. Sprache und Handeln aus dieser Beziehung heraus aber 
bedürfen der Objektivation, der Kommunikationsfähigkeit und der Allgemeingültigkeit. 
Abstriche auf einer Seite wären nur zum Schaden des Ganzen möglich. 

6. Die sichtbare Einheit von Theologie und gelebter Religion hat in der Kirche ihren 
öffentlichen Ort: in Predigt, Sakrament und mutua consolatio fratrum und überall, wo 
das Wort lebendige Gestalt annimmt. In der Einheit mit der Theologie wird der Grund- 
sinn evangelischer Frömmigkeit greifbar: Sie ist Ermutigung zum Leben, das Vertrauen 
in den Sinnzusammenhang der Welt, die in Gottes Händen steht. In diesem Sinne blei- 
ben gelebte Religion und Theologie aufeinander bezogen. Kirchenleitung aber ist auf die- 
sen Zusammenhang und seine immer erneute Thematisierung angewiesen, wo sie der zu- 
sammenstimmenden Leitung der christlichen Kirche dienen will. 

Die versammelten Hochschullehrer und Vertreter der Kirchenleitungen betrachteten ih- 
re Gespräche als erste und wichtige Schritte auf dem Weg zu einem vertieften theologi- 
schen Verständnis und einem sachgemäßen kirchlichen Umgang mit den durch die gelebte 
Religion in der Gegenwart aufgeworfenen Fragen. Deshalb ist eine Fortsetzung dieser Ar- 
beit im Rahmen der Konsultationen zwischen wissenschaftlicher Theologie und Kirchen- 
leitung sinnvoll und wünschenswert. 


Ein vielfach verhandeltes Thema ist die neuaufgebrochene Spiritualität. Mit de- 
ren Formen, wie sie sich in den charismatischen Bewegungen und in den ver- 
schiedenen Kommunitäten ausdrücken, beschäftigte sich unter dem Thema 
„Gelebter Glaube‘ die Bischofskonferenz der VELKD auf ihrer Klausurtagung 
in Schwanberg vom 9. bis 13. Mai 197611, 


11. Modelle gelebten Glaubens. Gespräche der Lutherischen Bischofskonferenz über Kom- 


Fee und charismatische Bewegungen, hg. v. Lutz Mohaupt, Zur Sache Bd. 10, Ham- 
urg 5 
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STELLUNGNAHME DER LUTHERISCHEN BISCHOFSKONFERENZ 


zu evangelischen Kommunitäten und charismatischen Bewegungen 
Vom 13. Mai 1976? 


1. Wir sehnen uns nach einer Erneuerung der Kirche. Solche Erneuerung ist uns Menschen 
nicht verfügbar. Sie will von uns als Gabe des Heiligen Geistes erbeten werden. Weil Gott 
zu allen Zeiten seine Kirche erhalten und geleitet und in ihrer Geschichte immer wieder 
mit den Gaben des Geistes erstarrte Verhältnisse überwunden und angefochtene Christen 
erweckt hat, lassen wir nicht davon ab, auf Gottes erneuerndes Handeln auch heute zu 
hoffen und zu warten. 

2. In unserer Begegnung mit den Kommunitäten konnten wir erkennen, wie stark sie 
sich bemühen, dem Gottesdienst, dem Gebet und der Stille den Vorrang innerhalb der 
Anforderungen ihres Arbeitstages zu geben. Sie bringen damit beispielhaft zum Ausdruck, 
wie sehr wir in unserem Alltag Gottes bedürfen. 

Dankbar stellen wir fest, daß diese Kommunitäten als Glieder der lutherischen Kirche auf 
der Basis der Heiligen Schrift stehen und die Rechtfertigung allein aus dem Glauben le- 
ben wollen. Ihre ökumenische Offenheit läßt sie den Schmerz über das Trennende zwi- 
schen den Konfessionen und den Wunsch nach Gemeinsamkeit stark empfinden. Sie sind 
von missionarischem Wollen geprägt. Kommunitäres Leben, das von solchem Geist erfüllt 
ist, sehen wir als eine Kraft zur kirchlichen Erneuerung an, die zusammen mit bewährten 
Formen herkömmlichen Gemeinde- und Gemeinschaftslebens die Kirche verlebendigen 
kann. 

3. Mit Aufmerksamkeit und Hoffnung blicken wir auf die charismatische Erneuerung 
zahlreicher christlicher Gemeinden in der Welt. Viele Menschen hungern nach Gemein- 
schaft und nach einem neuen Geist, ohne daß sie schon einen Weg dahin sehen. Hier zeigt 
sich nach unserer Erkenntnis, daß der ganze Mensch mit seinem Denken, Fühlen und Han- 
deln von Gott in Anspruch genommen ist. Nur um den Preis der Verfehlung seines Le- 
benssinns kann er sich diesem Anspruch entziehen. Darum bitten wir Gott, er möge das 
Werk der Erneuerung seiner Kirche mit ihren Gemeinden auch in den charismatischen Be- 
wegungen und durch sie vorantreiben. 

4. Zu den Gaben des Geistes gehört es aber auch, nach dem Maßstab der Schrift die 
Geister zu unterscheiden. Die lutherische Kirche lebt aus der Gewißheit, daß der Heilige 
Geist dort wirkt, wo Gottes Wort schriftgemäß ausgerichtet und die Sakramente darge- 
reicht werden. Die Früchte und Gaben des Geistes wachsen auf diesem Grund: das spon- 
tane, kreative Gotteslob in all seiner Vielfalt, aber auch die schlichte Übung von Freund- 
lichkeit und brüderlicher Liebe; die Hingabe des ganzen Lebens in verbindlicher Gemein- 
schaft, aber auch Redlichkeit und Treue in der Erfüllung des Berufs; das Engagement für 
Schwache, Kranke und Bedrückte, aber auch die Arbeit theologischer Reflexion. 

5. Wir empfehlen den Gemeinden, beim Nachdenken über kirchliche Erneuerung die 
Kommunitäten als mögliche Gestaltungen christlichen Lebens zu bejahen. Wir bitten sie, 
den Mahnruf zu hören, der uns durch das Aufkommen der charismatischen Bewegungen 
erreicht. 

Miteinander werden wir dabei auf die biblischen Grundlagen zu achten haben, denn nur 
durch das Wort Gottes wird es zur Erneuerung der Kirche kommen. Gott wird jeder Ge- 
meinde, die in seinem Namen ihre Gottesdienste feiert und den Menschen dient, den Se- 
gen nicht versagen. Die Anfechtung lehrt aufs Wort merken und hat Verheißung. 


Die Situation unserer Kirche ist im Blick auf ihre spirituellen und theologischen 
Grundlagen allenthalben durch Versuche einer Konzentration auf „die Mitte“ 
und „das Wesentliche‘ gekennzeichnet, ohne daß es schon gelungen wäre, dies 
präzise als Antwort auf die Herausforderungen der Zeit zu formulieren. Seinem 


12. Ebd. S. 142-144, vgl. auch die Stellungnahme des Ratsvorsitzenden der EKD, Lan- 
desbischof Claß vor der EKD-Synode 1975: BSyn EKD 27, 1975, S. 5 7f. 
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Rechenschaftsbericht vor der EKD-Synode in Braunschweig stellte der Ratsvor- 
sitzende Claß deswegen den folgenden Versuch einer Ortsbestimmung voran. 


EKD-RATSVORSITZENDER D. HELMUT CLASS: 
KONZENTRATION AUF DIE MITTE 


Vom 7. November 1976"? 


Was die EKD als Gemeinschaft der evangelischen Christen in unserem Land bewegt, läßt 
eine Bilanz der geplanten und abgeschlossenen, der gelungenen oder mißglückten Vorha- 
ben nur vordergründig erkennen. Die entscheidende Frage lautet vielmehr: Welcher Geist 
ist in unserer vielbeschäftigten Kirche zu Hause? Wir können uns dieser Frage um so we 
niger entziehen, als der Orientierungsrahmen für Dienst und Leben der Kirche immer nur 
der Auftrag der Kirche sein kann: allen Menschen das Heil zu verkündigen, das Gott in 
Jesus Christus anbietet. Das ist der Maßstab für jede Beurteilung der kirchlichen Situation. 

Es gibt Anzeichen, daß sich das Leben in der Kirche an dieser Mitte neu orientiert, daß 
eine Bewegung der Konzentration im Gange ist. Wenn sie von Gottes Geist inspiriert ist, 
wird sie sich auswirken, auf Verkündigung und Dienst, in allen Bereichen, bis hin zu den 
Fragen der äußeren Gestalt kirchlicher Gemeinschaft. 

Wir sind heute gleichzeitig herausgefordert durch das Weltweite und das Ortsnahe, durch 
Ereignisse von außen und Ängste von innen. Lange Zeit haben sich die Kirchen des Abend- 
landes auf die selbstgenügsame Diesseitigkeit einer wissenschaftlich-technischen Welt einge- 
lassen. Nun teilen wir auch deren Unsicherheit. Einige reagieren auf diese Spannungen mit 
ethischem Aktivismus, andere neigen zum Rückzug in eine weltferne Innerlichkeit. Was wir 
aber brauchen, ist jene österliche Gewißheit, die nicht in der Welt diesseitiger Rationalität, 
sondern in Gottes Treue verankert ist. In der evangelischen Spiritualität der Bibel ist beides 
beieinander: die innerste Hinwendung zu Gott und die Zuwendung zur Welt der Menschen. 
Dies müssen wir wiedergewinnen. 


Zur theologischen Bestandsaufnahme gehört heute für eine Kirche im ökumeni- 
schen Zusammenhang auch eine Reflexion der Beziehung der ‚klassischen‘ euro- 
päischen Theologie zu den neuen Formen von Theologie in Asien, Afrika und 
Lateinamerika und damit über die zukünftige Rolle der Theologie überhaupt. 
Deshalb veranstaltete die Konferenz Europäischer Kirchen (KEK) vom 29. März 
bis 2. April 1976 in Genf eine Konsultation zum Thema „Europäische Theolo- 
gie — herausgefordert durch die Weltökumene‘“!4. Auszüge aus einem der Haupt- 
referate, das für die deutsche Position charakteristisch ist, mögen hier exempla- 
risch für diese ansonsten auch auf anderen Ebenen geführte Diskussion stehen. 


PROF. TRUTZ RENDTORFF: UNIVERSALITÄT ODER KONTEXTUALITÄT 
DER THEOLOGIE (AUSZUG)'°® 


Es ist noch nicht sehr lange her, da hat man im ökumenischen Dialog gerne von den „nicht- 
theologischen Faktoren‘ gesprochen. Damit sollte ausgedrückt werden, daß es Unterschiede 
zwischen den Kirchen und Konfessionen gebe, die gar nicht theologisch begründet, sondern 
soziologisch bedingt, politisch oder kulturell geformt seien. Diese Entdeckung der „nicht- 
theologischen Faktoren“ schien geleitet von einer Konzeption von „Theologie“, „theolo- 
gisch“‘, bei der die Wahrheit und Wirklichkeit der Theologie gerade durch die saubere und 


13. BSyn EKD 28, 1976, S. 33f. 
14. Abdruck der Referate in epd-Dok. Nr. 18/1976. 
15. Ebd. S. 46-64; vgl. auch ZThK 74, 1977, S. 238-254. 
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klare Unterscheidung von den anderen, eben nichttheologischen Faktoren erfaßt werden 
sollte. Tatsächlich aber hat sich die Entdeckung scheinbar nichttheologischer Faktoren 
doch als von großer, eben theologischer Bedeutung erwiesen. Heute haben wir die Ein- 
sicht zu verarbeiten, daß es gerade die Dimension einst sogenannter nichttheologischer 
Faktoren ist, in der sich die erregendsten und bedeutungsvollsten theologischen Entdek- 
kungen und Kontroversen vollziehen. 

Eine Konzentration der theologischen Reflexion auf das, was alleine und rein theologisch 
in einem historisch oder dogmatisch identifizierbaren Sinne ist, führt offensichtlich zu ei- 
ner Reduktion der Theologie auf eine ängstliche Identitätssuche, sie kann auch in einer 
sterilen Bedeutungslosigkeit münden. 

Theologische Qualifikation der politischen, sozialen und kulturellen Faktoren, die in 
einer Differenzierung von Theologien bemerkt werden können, kann von diesen Faktoren 
nicht absehen. Sie kann sich nicht alleine der rein theologischen Seite zuwenden. Im Ge- 
genteil, die theologische Verantwortung muß dazu führen, in der Erfahrung der Wirklich- 
keit die theologische Dimension aller Wirklichkeit zu formulieren und zu bezeugen. 

Das kann auch der Ausgangspunkt für die theologische Diskussion im ökumenischen Ge- 
spräch sein: Neue Fragen und neue Gestalten der Theologie entstehen durch neue Erfah- 
rung von Wirklichkeit. Und nur in solcher Begegnung mit Wirklichkeit kann die Theologie 
auch bezeugen und formulieren, was es mit der Wirklichkeit Gottes auf sich hat ... Neue 
Begegnung mit Wirklichkeit kann ein Schritt in eine neue Überlieferungsgestalt des Chri- 
stentums sein. 

1. Wandel von Theologie, der bewußt wahrgenommen und gestaltet wird, gehört zum 
Wesen der christlichen Religion. Denn die christliche Religion ist eine historische Religion. 
Theologie ist nicht alleine an der aktuellen Zeitstelle und im jeweils gegenwärtigen Ort 
der Erfahrung verankert. Ihre wesentlichen Voraussetzungen als christliche Theologie sind 
historischer Natur. Sie sind in dem Auftreten und Leben, Leiden und Auferstehen Jesu 
Christi gegeben. Die christliche Religion hat sich entfaltet und hat ihre Realitätsmacht be- 
wiesen in einem Prozeß der Aneignung und Verarbeitung historischer Vermittlungen ... 

2. Es hat in allen diesen Schritten der historischen Entfaltung des Christentums immer 
schwere Kämpfe um das Recht und die Notwendigkeit solcher Vermittlungen gegeben. 
Es hat immer die Front derer gegeben, die die Reinheit des Evangeliums gegen alle frem- 
den Einflüsse höher gestellt haben als die konkrete Realisierung der Universalität des Chri- 
stentums. Es hat immer wieder die Versuche gegeben, in einem starren Biblizismus eine 
Identität des Christentums abzuschirmen und dabei die Flexibilität der Theologie still- 
zustellen zugunsten einer unmittelbaren Glaubenswirklichkeit. 

3. Auf dem Hintergrund dieser Perspektive, die ich hier nur andeuten kann, steht die 
Frage: Sind die neuen Entwicklungen von Theologie eine neue Stufe im Zusammenhang 
des christlichen Überlieferungsprozesses? Es wäre irreführend anzunehmen, für die Theo- 
logie in Asien oder Afrika könnte es verheißungsvoll sein, aus dem europäisch geprägten 
Traditionszusammenhang einfach auszuscheiden und sich damit aus dem historischen Kon- 
text der christlichen Religion zu lösen. Und es wäre wenig glaubwürdig, wenn europäische 
Theologie eine solche Entwicklung, sei es aus schlechtem Gewissen, sei es um der Eman- 
zipation oder Befreiung von bisheriger Vorherrschaft willen emphatisch unterstützen wür- 
de. So attraktiv in einem politisch-religiösen Sinne solche Emanzipation auch erscheinen 
mag, so groß wäre die Gefahr, dabei die spezifische Historizität christlicher Religion zu 
verlieren. 

4. Zwei Aspekte möchte ich dabei in den Vordergrund stellen. 

Zunächst: Es ist die Aufgabe jeder Theologie, die Wahrheit des Kulturkreises aufzusu- 
chen, in dem sie sich entfaltet. Das kann nur an Ort und Stelle geschehen, in der Begeg- 
nung mit der lebendigen Wirklichkeit. Insofern ist ein Wandel und eine Veränderung der 
Theologie in einem neuen sozialen und kulturellen Kontext nicht nur ein Vorgang äuße- 
rer Anpassung, sondern liegt im Charakter christlicher Religion selbst beschlossen. Hierin 
gründet auch die besondere und angespannte Aufmerksamkeit, mit der gerade vom Stand- 
ort europäischer Christenheit die Anfänge eigener und neuer Reformulierung der Theolo- 
gie in Asien und Afrika beobachtet werden. Wir stehen hier sicher erst am Beginn eines histo- 
rischen Prozesses, über dessen tatsächlichen Gang niemand schon volle Übersicht haben 
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kann. Zu neuen Überlieferungsgestalten des Christentums wird es dabei nur kommen kön- 
nen, wenn auf dem Wege der theologischen Ausarbeitung neuer sozialer und kultureller 
Kontexte des Christentums nicht die historische Dimension verdrängt wird. 

Und darum der zweite Aspekt: Heute steht häufig und mit manchen gewichtigen Grün- 
den die Kritik an der europäischen Theologie im Vordergrund. Die Reformulierung der 
Tradition des Christentums ist dabei vorwiegend auf den Ton politisch-sozialer Kritik ge- 
stimmt. Ich habe davon in der Einführung gesprochen. Die Auseinandersetzung um jene 
Züge der christlichen Tradition, die sich heute mit den Stichworten des Imperialismus, 
Kolonialismus, der technisch-wissenschaftlichen Zivilisation verbinden, ist aber auch von 
großer theologischer Bedeutung. Die Tendenz, die ökumenische theologische Erörterung 
dieser Fragen gleichzuschalten mit der weltpolitischen, ideologischen und ökonomischen 
Auseinandersetzung, die in vielen Fällen stattfindet, läuft dem Geist christlicher Theolo- 
gie zuwider. Folgt man ihr, wird die Selbständigkeit des christlichen Überlieferungspro- 
zesses an fremde, aber machtvolle Kategorien und Interpretationen der geschichtlichen 
Wirklichkeit preisgegeben. Darum sollte man auch nicht jene Stimmen aus der europäi- 
schen Theologie und Christenheit verstärken, die den Aufbau und die Entfaltung eigener 
und neuer Gestalten von Theologie in der „Dritten Welt‘ deswegen unterstützen, weil sie 
den eigenen historischen Kontext christlicher Theologie loszuwerden wünschen. Die Un- 
fähigkeit, den Problemen der eigenen Lebenswelt standzuhalten, ist kein guter Ratgeber. 

Schritte in einen neuen Stand der historischen Überlieferung des Christentums in außer- 
europäischen Kirchen stehen ja durchaus in einem Zusammenhang mit den vielfältigen 
Bemühungen um eine Neugestaltung des Christentums, wie sie in Europa und in Nord- 
amerika sich vollziehen. Insofern handelt es sich hier um eine Herausforderung an die 
ökumenische Phantasie, die sich des weltweiten Prozesses lebendiger christlicher Über- 
lieferung bewußt ist und bleibt. 


2. LEUENBERGER KONKORDIE UND KIRCHLICHE LEHRGESPRÄCHE 


Zu den wichtigsten Ergebnissen der 1973/74 beschlossenen Konkordie reforma- 
torischer Kirchen in Europa (sog. Leuenberger Konkordie) gehört die Vertie- 
fung der vereinbarten Kirchengemeinschaft durch kontinuierliche Lehrgespräche 
auf europäischer wie auf regionaler Ebene!. Eröffnet wurden diese durch die 
Konferenz der Delegierten aus den 89 beteiligten Kirchen in Sigtuna/Schwe- 
den vom 10. bis 16. Juni 1976. 69 Kirchen hatten zu diesem Zeitpunkt ihre 
Zustimmung erklärt; Bedenken bestanden nach wie vor bei den Lutheranern 
u.a. in Bayern, Finnland, Schweden und in der Slowakei. Neben der Erörterung 
dieser Bedenken und des weiteren Verfahrens der Lehrgespräche standen in 
Sigtuna zwei in der Konkordie benannte Sachthemen im Vordergrund: „Zwei- 
Reiche-Lehre und Lehre von der Königsherrschaft Christi“ und „Amt-Ämter- 
Dienst-Ordination“. Das erste Thema soll eine Klärung der christlichen Welt- 
verantwortung im Kontext der gegenwärtigen Weltprobleme: Sicherheit und 
Abrüstung, Wirtschaftsordnung und Entwicklungshilfe, Kernenergie, Ökologie 
und Menschenrechte erbringen. Zum zweiten Thema wird eine Erweiterung des 


ökumenischen Horizontes im Gespräch mit den nicht an der Konkordie betei- 
ligten Kirchen erstrebt2. 





1. Vgl. KJ 101, 1974, S. 19ff. 


2. Literatur: P, Hejen, Hoffnun i i 
Bi » g trotz Stagnation. Der t = 
ER ne eo ae er theologische Ertrag der Lehrge 
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Um die Kirchengemeinschaft durch Verständigung in der Lehre konkret zu 
fördern, wurde beschlossen, zunächst die Gespräche nicht auf europäischer 
Ebene, sondern zwischen den benachbarten Kirchen der jeweiligen Regionen 
zu führen. In den zu bildenden Gruppen sollten sowohl Minderheits- als auch 
Mehrheitskirchen und Kirchen aus den verschiedenen gesellschaftlich-politischen 
Situationen zusammenarbeiten. Es wurde ein Koordinierungsausschuß unter 
Vorsitz der Professoren Wenzel Lohff (Hamburg) und Daniel v. Allmen (Bern) 
gebildet, der für den Austausch der Arbeitsergebnisse sorgen und über diese eine 
neue europäische Konferenz für 1979 vorbereiten soll. Für die Weiterarbeit wur- 
den im Sinne von Empfehlungen Leitfragen formuliert, aus denen deutlich 
wird, daß die Konkordie mehr Fragen aufwirft, als sie Antworten gibt. 


EMPFEHLUNGEN DER KONFERENZ VON SIGTUNA FÜR DAS 
KONTINUIERLICHE LEHRGESPRÄCH ZUM THEMA 
„ZWEI-REICHE-LEHRE — LEHRE VON DER KÖNIGSHERRSCHAFT CHRISTI“ 


Im Blick auf konkrete Herausforderungen unserer Zeit sollte in der Arbeit geprüft werden, 
was die unterschiedlichen Lehrtraditionen, die mit den Stichworten Zwei-Reiche-Lehre und 
Königsherrschaft Jesu Christi bezeichnet sind, als Orientierung anbieten, worin ihre Stärken 
oder auch ihre Schwächen bestehen, was an ihnen unaufgebbar ist und worin sie deutlich 
durch vergangene politische und gesellschaftliche Situationen bedingt sind. Als Anregung 
könnten folgende Fragen dienen: 

— Wie wird der Zusammenhang zwischen dem Zeugnis des Evangeliums und dem Dienst 
der Christen und der Kirchen in den gesellschaftlichen und politischen Fragen gesehen? 

— Kommt die kritische und befreiende Funktion des Evangeliums in der Zwei-Reiche- 
Lehre genügend zur Wirkung? 

— Können die humanwissenschaftlichen Erkenntnisse im Rahmen der Lehre von der Kö- 
nigsherrschaft Jesu Christi wirklich zu ihrem Recht kommen? 

— Kann die Naturrechtskonzeption, die in beiden reformatorischen Traditionen eine ge- 
wichtige Rolle spielt, neu wirksam werden? 

— Wie kann eine evangelische Lehre von der Natur entwickelt und die Theologie der 
Schöpfung neu entfaltet werden? 

— Wie wirken sich die gesellschaftlichen Veränderungen (Christ als Bürger ist nicht ein- 
fach Untertan, sondern Teil des Souverän; an staatlichen Entscheidungen nehmen neue 
Institutionen wie Sozialpartner, Wissenschaft, Verwaltung usw. teil; die wachsende In- 
terdependenz führt zur Abgabe staatlicher Kompetenz an internationale Gremien) auf 
das Verständnis und die Brauchbarkeit der überlieferten Lehrkonzepte aus? 


Dogmatische Aspekte 


Bei der Klärung dieser Fragen werden eine Reihe von dogmatischen Aspekten Berücksich- 

tigung finden müssen. Insbesondere ist zu denken an folgende Fragen: 

— Wie verhalten sich Zwei-Reiche-Lehre und die Lehre von der Königsherrschaft Jesu 
Christi zur Lehre von „Gesetz und Evangelium‘ bzw. „Evangelium und Gesetz“ (siehe 
Schauenburger Thesen)? 

— Welche Bedeutung hat die Eschatologie für die beiden Lehrtraditionen? 

— Welche Orientierung geben Christologie und Trinitätslehre in diesem Zusammenhang? 


Zur Methode der Arbeit 


Das Thema und seine Problematik sollte an einer akuten Herausforderung der Gegenwart 
geprüft werden. Es wäre z.B. zu denken an Fragen: 
— der Folgen der wissenschaftlich-technischen Zivilisation (z.B. ethische Fragen von Le- 
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ben und Tod angesichts der Möglichkeiten biologisch-medizinischer Technik; Fragen 
der Kernenergie; Fragen der Ökologie) 

— der Abrüstung (Nacharbeit KSZE) 

— der Wirtschaftsordnung und Entwicklungshilfe 

— des ideologisierten Konsums 

— der Herrschaft säkularer Ideologien 

— des sachgerechten Gebrauchs und des Mißbrauches von Macht im menschlichen Zu- 
sammenleben 

— der Menschenrechte 


EMPFEHLUNGEN DER KONFERENZ VON SIGTUNA FÜR DAS 
KONTINUIERLICHE LEHRGESPRÄCH ZUM THEMA 
„AMT — ÄMTER -— DIENSTE — ORDINATION“ 


Der zweite Teil der Lehrgespräche befaßte sich aufgrund eines Ersuchens der Kirchen mit 
dem in LK 39 genannten Problem von Amt und Ordination. Referate und Diskussionen 
erörterten dabei insbesondere folgende Themen: 

1. Die Frage der theologischen Begründung von „Amt“ in der Kirche, die Bestimmung 
seiner Stellung und Funktion, insbesondere im Verhältnis zur ganzen Gemeinde der Glau- 
benden. 

2. Die Frage nach dem Verhältnis des Amtes der Verkündigung und Sakramentsverwaltung 
zu anderen Ämtern und Diensten in der Gemeinde. 

3. Die Frage einer für die Kirche bedeutsamen „vertikalen“ Gliederung des Amtes und 
hierbei insbesondere die Frage der repräsentativen Bedeutung kirchenleitender Funktion. 

4. Die Frage nach Voraussetzung und Charakter der Ordination zum Amt der Kirche. 

5. Die Frage nach der Bedeutung der reformatorischen Konzeptionen in all diesen Fra- 
gen für die ökumenische Situation in der Ämterfrage. 

Da diese und andere Themen in der zur Verfügung stehenden Zeit erst andiskutiert wer- 
den konnten, sind die hier folgenden Erwägungen und Fragen nur vorläufiger Art und erste 
Anregung für zukünftige Gespräche. 

Zu (1): Die Gespräche konnten einsetzen mit der Beobachtung, daß die reformatorischen 
Kirchen in der Leuenberger Konkordie Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft und Aner- 
kennung der Ordination aussprechen, ohne einen expliziten Konsensus in der Ämterfrage 
erarbeitet zu haben. Dies scheint darauf hinzuweisen, daß neben den Grundelementen 
kirchlicher Lehre: Verkündigung und Sakramentsverwaltung das Amt in unseren Kirchen 
in den Bereich des ‚„‚Instrumentalen“ gehört (vgl. auch CA VII), sehr im Gegensatz zu der 
sog. „katholischen Gruppe“ von Kirchen. Inwieweit diese Beobachtung richtig ist, müßte 
in weiteren, auch lokalen Gesprächen geklärt werden. Dabei stellen sich u.a. folgende 
Fragen: 

— Ist das Amt der Verkündigung und Sakramentsverwaltung aus der Gemeinde der Glau- 
benden durch besondere Einsetzung herausgehoben oder von ihr um der zentralen Le- 
bensfunktion (Verkündigung usw.) willen geordnet? 

— Führt die Neigung zu einer stärker funktionellen Auffassung des Amtes im Luthertum 
vielleicht gerade zu einer größeren Unbeweglichkeit in der Amtsfrage? 

— Wie verhält sich das Amt der öffentlichen Verkündigung zu der der ganzen Gemeinde 
aufgetragenen Sendung in der Welt? 

— Was bedeutet es für das Selbstverständnis des Amtsträgers, daß er als Verkündiger des 
Wortes Gottes der Gemeinde nun doch gegenübersteht und insofern nicht nur als ihr 
Funktionär zu begreifen ist? 

— Welche Rolle spielen soziologische Faktoren in der überlieferten Gestaltung des refor- 
matorischen Amtes der Verkündigung (Hirtenamt, Autorität durch göttliche Einsetzung, 

durch geschichtliche Tradition, durch die Funktion)? 

Welche Rolle spielen soziologische und psychologische Gesichtspunkte im Blick auf die 


gegenwärtige Gestaltung des Amtes in den Kirchen (Identifikationssymbole, Probleme 
der Volkskirche)? 
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Zu (2): Neben dem Amt der Verkündigung und Sakramentsverwaltung gehört zum Le- 
ben der Kirche die Ausrichtung des helfenden Dienstes am einzelnen und der Gemein- 
schaft. Dem haben die Kirchen Rechnung getragen durch die Einrichtung spezieller Dienste 
neben dem „besonderen“ Amt der Verkündigung und Sakramentsverwaltung. Dabei erhe- 
ben sich folgende Fragen: 

— Wie kann erreicht werden, daß die Inhaber solcher Dienste gegenüber den Inhabern des 
Amtes der Verkündigung und Sakramentsverwaltung ein in ihrer Aufgabe begründetes 
Selbstbewußtsein gewinnen und sich nicht nur als nachgeordnete bzw. untergeordnete 
Amtsträger minderen Ranges begreifen? 

— Wie kann umgekehrt ein additives Mißverständnis des Amtes vermieden werden, bei 
welchem das eine Amt sich in zahlreiche Funktionen gliedern würde, so daß die beson- 
dere Bedeutung von Verkündigung und Sakramentsverwaltung für Sammlung und Sen- 
dung der Gemeinde nicht mehr zum Ausdruck käme? 

Zu (3): Die von den „katholischen“ Kirchen weithin als göttlich geordnet angesehene 
hierarchische Gliederung des einen Amtes (Bischof, Presbyter, Diakon) kann bei einer Ab- 
leitung des Amtes aus dem Auftrag zu Verkündigung und Sakramentsverwaltung offenbar 
nicht als unabdingbares Kennzeichen des Amtes angesehen werden. Entsprechend ist eine 
besonders formelle Auffassung der Ordination keine zwingende Voraussetzung für die Gül- 
tigkeit der Sakramentsspendung. Dennoch ergeben sich Fragen: 

— Wäre eine analogische Strukturierung des Amtes in den reformatorischen Kirchen nicht 
zumindest als „menschliche Tradition‘ tragbar? 

— Wie bewältigen die reformatorischen Kirchen, die diese Tradition ablehnen, ihrerseits 
das Problem der Repräsentation der Kirche im kirchenleitenden Handeln? 

— Besteht solche Repräsentation der Kirchen allein in Wortverkündigung und Sakraments- 
verwaltung? 

— Wie ist die bürokratische Verwaltung reformatorischer Großkirchen unter dem Gesichts- 
punkt des Amtes zu beurteilen? 

Als Einzelfragen wurden gestellt: 

— Wie wird in den konkordierenden Kirchen ohne episkopale Sukzession das Bischofs- 
amt begründet und wahrgnommen? 

— Wie wird in den konkordierenden Kirchen ohne Bischofsamt der grundlegende biblische 
Auftrag zur episcope der Gemeinde wahrgenommen? 

— Wie verhalten sich bischöfliche Leitung und administrative Macht? 

Zu (4): Überwiegend wird in den reformatorischen Kirchen die Ordination zum Amt der 
Verkündigung und Sakramentsverwaltung von der Einführung (Installation) in eine beson- 
dere Amtstätigkeit unterschieden. Darin soll die Einheit des Amtes der Verkündigung und 
seine Beziehung auf die ganze Kirche zum Ausdruck gebracht werden. Jedoch stellen sich 
hier Fragen quer durch die reformatorischen Konfessionen hindurch: 

— Ist solche Ordination, weil für die ganze Kirche geltend, nur einmal zu vollziehen (Fra- 
ge der Re-Ordination)? 

— Wie verhält sich die in vielen Kirchen bei der Ordination geschehende Bekenntnisver- 
pflichtung zur Ordination selbst? Ist ein Vollzug als administrativer Akt etwa ein Zei- 
chen dafür, daß neben der inhaltlichen Lehrverpflichtung die Amtsübertragung als sol- 
che konstitutive Bedeutung für die Kirche hat? Oder ist die Lehrverpflichtung ein Hin- 
weis darauf, daß nach reformatorischem Verständnis die apostolische Sukzession als 
Sukzession in der rechten Lehre des Evangeliums verstanden wird? 

— Wie verhalten sich theologische und juristische Folgen der Ordination, wie können 
Ordination und Dienstauftrag besser verbunden werden? 

— Welche Forderungen hinsichtlich persönlicher und sachlicher Qualifikation sind als 
Voraussetzung für die Ordination aufzustellen? — Dies ist vor allem bei dauernder 
und befristeter Beauftragung von Laien zur Verkündigung und Sakramentsverwaltung 
zu bedenken. 

— Wie verhält sich die Ordination zum Amt der Verkündigung und Sakramentsverwaltung, 
zu der Beauftragung zu anderen Ämtern und Diensten in der Kirche? 

Zu (5): Alle genannten Fragen sollten so weiterverfolgt werden, daß dabei die Bedeu- 
tung der reformatorischen Konzeption gegenüber den anderen Kirchen der Ökumene mit- 
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bedacht wird. Dabei wird auf das Dokument von Accra verwiesen. Es wurde die These 
aufgestellt, daß jede Ordination unter einem Mangel leide, solange sie nicht ‚für das Amt 
der Verkündigung und Sakramentsverwaltung der ganzen Kirche Jesu Christi erfolgen kann, 
auch dann, wenn das jeweilige Amtsverständnis als evangeliumsgemäß angesehen wird. Dies 
ist u.a. bei der Frage der Re-Ordination von Amtsträgern aus nichtreformatorischen Kirchen 
zu beachten. r 

Im ökumenischen Kontext stellt sich vor allem die Frage nach der Bedeutung der Sukzession 
für die Gültigkeit des Amtes. Im reformatorischen Sinne kann sie nur als Treue zu der rech- 
ten Verkündigung des Evangeliums verstanden werden. Es stellt sich die Frage, ob bei die- 
ser Konzeption nicht die Kette der Amtsträger als komplementäres äußeres Zeichen für die 
rechte Sukzession der Verkündigung anerkannt werden könnte. Was würde dies für den Dia- 
log der reformatorischen Kirchen mit den anderen Kirchen katholischer Tradition und für 
deren Anfragen an die Reformationskirchen bedeuten? Wie ist eine Anerkennung des Am- 
tes und der Sakramentsverwaltung durch die anderen Kirchen erreichbar? 

Für die Methode der angeregten weiteren Lehrgespräche sind die Erwägungen zum The- 
menbereich „Zwei-Reiche-Lehre und Königsherrschaft Christi‘ zu vergleichen. Es wurde 
angeregt, lokal wichtige Fragen von solchen zu unterscheiden, die möglichst in allen betei- 
ligten Kirchen behandelt werden sollten (als vordringlich erscheinen: Stellungnahme zum 
Dokument von Accra — Information der konkordierenden Kirchen über ihre Ämterordnung 
und gegebenenfalls Ansatz zur Strukturveränderung und Fragen der Ermöglichung von In- 
terzelebration). 


Die konfessionellen Bedenken wurden in einer besonderen Arbeitsgruppe ver- 
handelt, in der eine restriktive Auslegung der Konkordie erarbeitet wurde, wel- 
che den bisher zögernden Kirchen die Zustimmung ermöglichen sollte. 


ERGEBNISPROTOKOLL DES SONDERAUSSCHUSSES DER 
LEUENBERGER LEHRGESPRÄCHE (ARBEITSGRUPPE VII IN SIGTUNA) 


Vom 16. Juni 1976 (Auszug) ° 


2. Methode der Konsensbildung in der Leuenberger Konkordie 


2.1. Der Vorgang der Leuenberger Konkordie bis hin zu ihrer Rezeption und über diese 
hinaus ist nicht mit der preußischen Unionsbildung oder der Entstehung anderer Unions- 
kirchen vergleichbar. In dem Konzept der Konkordie liegt nicht das Ziel einer Kirchenver- 
einigung. Auch die Lehrgespräche haben nicht etwa die Aufgabe, die lehrmäßigen Voraus- 
setzungen für eine umfassende Verkündigungsgemeinschaft zu schaffen, damit alle beteilig- 
ten Kirchen zu einer Kirche zusammengeschlossen werden können. Richtig ist aber, daß 
auf dem Weg von Lehrgesprächen das gemeinsame Verständnis des Evangeliums zwischen 
den beteiligten Kirchen weiter vertieft werden soll (Art. 38). Insofern ist Kirchengemein- 
schaft auf eine umfassendere Verkündigungsgemeinschaf. in angelegt. 

2.2. Zwischen dem Vorentwurf von 1971 (Cartigny) und dem Entwurf für eine Konkor- 
die aus dem Jahre 1971 sowie dem festgestellten Text 1973 liegt kein methodischer Bruch. 
Die Arbeit an der Konkordie lehnte sich von Anfang an methodisch an die innerhalb der 
EKD geführten lutherisch-reformierten Gespräche (1968-1970) an. Ausgangspunkt waren 
und sind die Kriterien nach CA VII (Art. 2) und dementsprechend der Unterschied zwi- 
schen dem, was für eine Kirchengemeinschaft notwendig ist (Art. 26 und die folgenden 
Art.), und dem, was für die Begründung einer Kirchengemeinschaft nicht notwendig ist 
(Art. 28 — nicht kirchentrennende Faktoren) ... 





3. Vollständiger Text in: ABl, Bayern Nr. 26 vom 26.1219764813112313 
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3. Wahre Einheit der Kirche, Kircheneinheit, K irchengemeinschaft 


3.1. Der rechte Umgang mit der Wahrheit kann nicht nur Bemühungen um Kirchengemein- 
schaften in Frage stellen, sondern ebenso und mehr noch vollzogene oder drohende Tren- 
nungen. Nicht nur Kirchengemeinschaften müssen verantwortet werden; Trennungen und 
Spaltungen sind nicht minder vor der Wahrheit zu vertreten ... 

3.2. Die wahre Einheit der Kirche (Art. 2 —- CA VII) bzw. die eine Kirche Jesu Christi 
(Art. 34) ist Schöpfung Gottes durch das Wort (creatura verbi). Eine Konkordie kann Ein- 
heit in diesem Sinn nicht bewirken. Sie kann und muß allerdings auf diese Einheit hin aus- 
gerichtet sein. Die Konkordie kann darum die Voraussetzungen für eine Gemeinschaft im 
Hören auf das Wort schaffen, das Einheit bewirkt, wo und wann Gott will. 

3.3. Organisatorische Kircheneinheit in dem Sinn, daß alle konkordierenden Kirchen eine 
Kirche werden, ist in dem Konzept der Konkordie nicht angelegt (s.o. 2.1.). Die Konkordie 
enthält darum keine Aussagen darüber, was notwendig wäre, um ein so weit gestecktes Ziel 
erreichen zu können. Die Konkordie schließt aber auch nicht aus, daß Kirchen ausgehend 
von der Konkordie und durch sie inspiriert den Schritt von einer Kirchengemeinschaft zu 
einer Kirchenvereinigung tun, wenn dies in einer konkreten Situation angezeigt erscheint 
(Art. 45). 

3.4. Kirchengemeinschaft kann nicht die wahre Einheit der Kirche oder die eine Kirche 
Jesu Christi bewirken, sie zielt auch nicht auf Kirchenvereinigung. Kirchengemeinschaft ist 
weniger. Kirchengemeinschaft nach der Konkordie läßt die Beziehungen zwischen den kon- 
kordierenden Kirchen aber auch nicht unberührt, sie läßt nicht alles beim alten. Sie ist 
mehr als ein bloßes Nebeneinander von Kirchen. Wie ist das ‚„Mehr‘‘ und wie das ‚‚Weni- 
ger‘ näher zu bestimmen? Das war eine zentrale Frage, um die es immer wieder ging. Die 
Antwort soll aus der Konkordie erhoben werden. 

3.4.1. Art. 29 beschreibt Kirchengemeinschaft in ihrem Kern als gegenseitige Gewährung 
von Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft. Dies ist schon darum legitim, weil die Kirchen- 
trennungen in der Versagung von Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft vollzogen wurden. 
Darüber hinaus gibt es in der Kirchengemeinschaft ein gemeinsames Streben nach möglichst 
großer Gemeinsamkeit in Zeugnis und Dienst ... 

3.4.2. Für den Fall, daß Verständnis und Auslegung der Aussagen der Konkordie in ein- 
zelnen Kirchen nicht mehr evangeliums- oder bekenntnisgemäß sind, gilt folgendes. Die 
Konkordie hat die Zuständigkeit der beteiligten Kirchen, in Lehr- und Bekenntnisfragen 
für ihren Bereich nach Maßgabe ihrer Ordnungen zu verfahren, in keiner Weise aufgeho- 
ben, eingeschränkt oder auch nur modifiziert. Es ist also Sache der beteiligten Kirchen, in 
diesem Fall das Verfahren zu bestimmen. Das kann dazu führen, daß die einmal abgege- 
bene Erklärung, die Lehrverurteilungen der Bekenntnisschriften betreffen den Stand der 
Lehre des Partners nicht, zurückgezogen werden muß. Zuvor werden in diesem Falle Ge- 
spräche zwischen den beteiligten Kirchen zu führen sein ... 


4. Konkordie und Bekenntnis 


4.1. Die Konkordie ist kein Bekenntnis im Sinne eines aktuellen Bekennens. Sie ist auch 
kein neues Bekenntnis, das neben die reformatorischen Bekenntnissschriften tritt (Art. 37). 
Weil die Konkordie nicht als ein neues Bekenntnis neben die reformatorischen Bekenntnis- 
schriften tritt, läßt sie die geltenden Bekenntnisse in der ihnen eigenen Klarheit und Ge- 
wißheit in den beteiligten Kirchen verpflichtend bestehen. 

4.2. Die beteiligten Kirchen haben ihre Zustimmung zur Konkordie ‚in der Bindung an 
die sie verpflichtenden Bekenntnisse‘‘ ausgesprochen. Daraus ergibt sich, daß nach Über- 
zeugung der beteiligten Kirchen die im Zentralen gewonnene Übereinstimmung ihren Be- 
kenntnissen gemäß ist. 

4.3. Die Konkordie verweist auf die Bekenntnisse und ist ihnen verpflichtet, die Bekennt- 
nisse verweisen auf das Evangelium und sind diesem verpflichtet. Die Konkordie ist ver- 
bindlich, soweit sie bekenntnis- und evangeliumsgemäß ist, die Bekenntnisse sind verbind- 
lich, soweit sie evangeliumsgemäß sind. In Fragen der Auslegung der Leuenberger Konkor- 
die und der Bekenntnisschriften ist die Heilige Schrift die letzte Instanz. 
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4.4. Einen Gewissenszwang kennt die Konkordie nicht. Es würde auch dem in ihr ent- 
falteten Verständnis des Evangeliums widersprechen. Eine entsprechende Feststellung ‚bei 
der Annahme der Konkordie würde die geforderte Zustimmungserklärung nicht unzulässig 


einschränken oder modifizieren. 


Über dieses Papier wurde zwar nicht in der Konferenz abgestimmt, aber es wur- 
de in der Arbeitsgruppe einmütig angenommen. Maßgeblich daran beteiligt war 
der bayerische Landesbischof J. Hanselmann; der damit den Weg für die Zustim- 
mung seiner Kirche ebnete. In Bayern hatte es bei vielen Pfarrern nach wie vor 
erhebliche Bedenken gegeben*. Dennoch gelang es nunmehr, das Zustimmungs- 
verfahren unter ausdrücklicher Berufung auf Sigtuna mit einer interpretierenden 
Erklärung von Landesbischof und Landeskirchenrat zum Abschluß zu bringen°. 
Entscheidend dafür war die Auffassung, daß das lutherische Bekenntnis durch 
die Konkordie nicht tangiert werde („Das Bekenntnis stellt seinerseits Maß und 
Grenze für die Konkordie dar‘), daß die Kirchengemeinschaft im Sinne der LK 
nicht im Sinne der lutherischen Tradition zu verstehen sei, wonach Abendmahls- 
und Bekenntnisgemeinschaft eingeschlossen seien, und daß sie „nicht die Ent- 
wicklung zu einer Kirche im rechtlich-organisatorischen Sinn“ intendiere. 

Das bayerische Beispiel zeigt in zugespitzter Weise, wie schwer sich die evan- 
gelische Kirche damit tut, die Leuenberger Konkordie mit Leben zu erfüllen: 
„Es fällt auf, wie zögernd die reformatorischen Kirchen Europas sich daranma- 
chen, die Konsequenzen daraus zu ziehen, daß mit der Inkraftsetzung der Leu- 
enberger Konkordie die uneingeschränkte Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft 
erklärt worden ist‘‘®. Diese Feststellung von Landesbischof Claß entspricht einem 
weithin empfundenen, aber nicht immer klar ausgesprochenen Eindruck. Im Pro- 
duzieren von Arveitspapieren ist die Kirche des Wortes stärker als im Realisieren 
von theologischen Erkenntnissen. Welche Folgen die Konkordie auf die Dauer 
haben wird, muß darum weiterhin offenbleiben. 


3. BEKENNTNIS, LEHRE, PLURALISMUS 


Die Inhalte des evangelischen Bekenntnisses und die faktische Geltung der Be- 
kenntnisschriften im Vollzug des kirchlichen Dienstes sind spätestens seit dem 
19. Jahrhundert allgemein umstritten. Daß die durch den Kirchenkampf errun- 
gene, in der Zeit nach 1945 erstaunlich weit verbreitete neue Orientierung am 
Bekenntnis heute nicht mehr durch einen ausreichenden Konsensus getragen 

wird, ist seit etlichen Jahren manifest. Insofern kommt dem seit 1976 spekta- 
kulär verhandelten „Fall Schulz“ symptomatische Bedeutung zu!. Die kirchen- 


4. Vgl. KJ 101, 1974, S. 37f£.; Theodor Köberlin in: i 
der Ev.-Luth. Kirche in Bayern 30, 1975, 8: han ae, 
5. Vgl. ABI. Bayern Nr. 26 vom 26.12.1976, S. 303-306. 
6. Ratsbericht vor der EKD-Synode in Saarbrücken: BSyn EKD 29, 1977, S. 36. 
1. Die Verhandlungen fanden erst am 19. März 1979 ihren Abschluß; im nächsten KJ 
wird weiter zu berichten sein. Vgl. den zusammenfassenden Bericht von Lutz Mohaupt, 


Ser u Gott? Dokumente und Erläuterungen zum „Fall Schulz“, GTB 332, Güters- 
5 ; ’ a 
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geschichtliche Bedeutung des Falles ergibt sich daraus, daß es seit dem Fall 
Jatho (1911) in der evangelischen Kirche kein Lehrzuchtverfahren gegen „Mo- 
dernisten“ mehr gegeben hat. (Der Fall des württembergischen Pfarrers Richard 
Baumann war anders gelagert; gegen ihn wurde 1953 wegen seiner Primatslehre 
das Verfahren durchgeführt: vgl. KJ 80, 1953, S. 79£F.). 

Dr. theol. Paul Schulz (geb. 1937) war als Pastor an der Hauptkirche St. Ja- 
kobi in Hamburg seit 1970 interessante neue Wege der Predigt-, Bildungs- und 
Seelsorgearbeit gegangen. Seine „kritischen Gottesdienste“ für die sog. Rand- 
siedler der Kirche wurden aber wegen ihrer dogmatischen Einseitigkeit schon 
bald von verschiedenen Seiten heftig kritisiert. Vor allem sein Programm einer 
neuen Gotteslehre (Gott als Prinzip Liebe, als Idee der Mitmenschlichkeit), das 
mit seiner Auflösung des Gottesbegriffs deutlich der in der großen theologischen 
Kontroverse der sechziger Jahre von Herbert Braun u.a. verfochtenen Position 
verpflichtet war, erregte Anstoß, so daß Bischof Wölber und der zuständige Kir- 
chenvorstand schon 1971/72 Bedenken äußerten. Die Kritik richtete sich gegen 
Schulz’ konsequenten Rationalismus, mit dem er Offenbarung, Schrift und Be- 
kenntnis als Autoritäten in der Wahrheitsfrage schlicht negierte bis hin zu der 
Polemik, daß die Gottesdienstbesucher an der Kirchentür ihren Verstand ablie- 
fern müßten, wenn sie der herkömmlichen Predigtweise folgen wollten. Verschie- 
dene Beiträge von Schulz in der Wochenzeitung „Die Zeit“ zum Verhältnis vom 
naturwissenschaftlichen Weltbild und Theologie heizten 1973 die Diskussion wei- 
ter an. 

Aufgrund eines Gutachtens über Schulz’ Theologie erklärte die Hamburger 
Kirchenleitung am 3. Dezember 1973, ‚‚daß nachweisbare Tatsachen für die An- 
nahme vorliegen, daß sich Pastor Dr. Schulz in entscheidenden Punkten im Wi- 
derspruch zum Bekenntnis der Evangelisch-Lutherischen Kirche befindet“, und 
beauftragte zwei Pastoren, seelsorgerliche Gespräche mit Schulz zur Behebung 
der Anstöße zu führen. Fünf solcher Gespräche konnten jedoch keine Verstän- 
digung erbringen, weshalb der Kirchenrat am 1. April 1974 das durch das Ge- 
setz der VELKD von 1956 geregelte Verfahren bei Lehrbeanstandungen durch 
die Anberaumung eines offiziellen Lehrgesprächs eröffnete, welches Prof. Ulrich 
Wilckens, Hauptpastor Hans-Jürgen Quest und Pastor Johannes Nordhoff mit 
Schulz führten. Sie kamen zu dem Ergebnis, daß Schulz in Wort und Schrift 
„in entscheidenden Punkten im Widerspruch zum Bekenntnis der Evangelisch- 
Lutherischen Kirche getreten ist und daran beharrlich festhält‘“?. 

Nun nahm das Lehrbeanstandungsverfahren seinen Fortgang. Schulz wurde 
die im Gesetz vorgesehene Möglichkeit eines Studienurlaubs eingeräumt, doch 
auch damit kam er nicht zu einer Änderung seiner Position?. Daraufhin be- 
schloß der Hamburger Kirchenrat am 8. Oktober 1976, bei dem Senat der 
VELKD für Lehrfragen die Durchführung des „Feststellungsverfahrens“ zu 
beantragen (mit dem Ziel, Schulz’ Widerspruch gegen Schrift und Bekenntnis 


2. Vgl. epd-Dok. Nr. 1/1975, S. 5. 

3. Vgl. sein Buch „Gott im Denkprozeß“, 1976, das Ergebnis des Studienurlaubs in Mün- 
chen. Ferner Paul Schulz, Ist Gott eine mathematische Formel? Ein Pastor im Glaubens- 
prozeß seiner Kirche, 1977. 
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und damit sein Abweichen vom Ordinationsgelübde festzustellen) und Schulz 
für die Dauer des Verfahrens aus dem Dienst zu suspendieren. Zur Begründung 
verwies der Kirchenrat auf die entsprechenden theologischen Aussagen. 


KIRCHENRAT DER EVANGELISCH-LUTHERISCHEN KIRCHE 
IM HAMBURGISCHEN STAATE: 
BEGRÜNDUNG ZUM LEHRBEANSTANDUNGSVERFAHREN 
GEGEN PASTOR DR. PAUL SCHULZ 


Vom 18./20. Oktober 1976 (Auszug) * 


Zur inhaltlichen Beurteilung der Lehrbeanstandung gegen Herrn Pastor Dr. Paul Schulz ist 
folgendes festzustellen: 

1. Jeder Pastor übernimmt mit seiner Ordination den Auftrag, die biblische Botschaft ge- 
mäß dem Bekenntnis seiner Kirche auszulegen und damit für die Menschen seiner Zeit ver- 
ständlich zu machen. Er hat zwar Spielraum, um seine eigene theologische Erkenntnis zu 
formulieren, ist aber zugleich an die Grundlinien der biblischen Botschaft und des Bekennt- 
nisses der Kirche gebunden. 

Christlicher Glaube weiß, daß menschliches Reden und Nachdenken über Gott die Wirk- 
lichkeit Gottes nicht fassen und beschreiben kann. Darum hält er sich daran, daß Gott 
sich selbst den Menschen bekanntgemacht, sich „offenbart“ hat. Die Bibel ist das Doku- 
ment dieser Offenbarung Gottes. 

Ausgehend von der Offenbarung Gottes redet christlicher Glaube von Gott, dem Schöp- 
fer, weil die Liebe Gottes von Anfang an der Welt und unserem Leben ihren Sinn gibt. 

Christlicher Glaube redet von Gott, dem Erlöser, weil im Leben, Leiden, Sterben und 
Auferstehen Jesu Christi die Liebe Gottes für alle Menschen in einmaliger Weise sichtbar 
und gültig geworden ist. 

Christlicher Glaube redet schließlich von Gott als dem Heiligen Geist, weil er weiß, daß 
Gott selbst unseren Glauben immer erneut wecken und stärken muß und daß er uns gera- 
de so zu verantwortlichem Handeln ermutigt. 

2. Dieses Gesamtbild wird von Pastor Dr. Schulz nicht akzeptiert. Er befindet sich in 
allen Punkten in Widerspruch zur Lehre der Kirche, denn er interpretiert die Aussagen 
der Bibel lediglich als Aussagen von Menschen über sich selbst, die im Laufe der Jahrhun- 
derte zu neuem Selbstverständnis gelangten. So ist das Wort „Gott“ lediglich eine Leer- 
formel. Pastor Dr. Schulz glaubt nicht an den Gott, den die Bibel bezeugt. 

Im Weltbild von Pastor Dr. Schulz ist kein Platz für Gott, den Schöpfer, dem sich mensch- 
liches Leben immer erneut verdankt. Der Mensch wird nicht mehr als ein Geschöpf Gottes 
gesehen, sondern umgekehrt als ein Wesen, das in jeder Zeit neu ein Bild von Gott ent- 
wirft. Der Mensch schafft sich also Gott nach seinem Bild. 

Im Weltbild von Pastor Dr. Schulz ist aber auch kein Platz für Jesus Christus als den 
von Gott Bevollmächtigten, durch Leben, Kreuz und Auferstehung als Grund unseres Glau- 
bens erwiesenen Herrn. Pastor Dr. Schulz läßt Jesus lediglich als Vorbild und Herausfor- 
derung zu verantwortlichem menschlichem Handeln gelten. Damit unterscheidet er sich 
m a nicht von atheistischer Jesusdeutung. Er setzt das biblische Christuszeugnis außer 

Taft. 

Im Weltbild von Pastor Dr. Schulz tritt an die Stelle des Glaubens, der sich dem Anruf 
Gottes verdankt, die menschliche Vernunft, die ihre Einsicht aus der Analyse naturwissen- 
schaftlicher und gesellschaftlicher Gesetzmäßigkeiten gewinnt. Damit bleibt der Mensch auf 
sich allein gestellt. Das Gebet wird zum Selbstgespräch. Die Predigt wird zum bloßen Ap- 
pell, durch den der Mensch auf die in ihm ruhenden Möglichkeiten verwiesen wird. Immer 
geht es darum, daß der Mensch sich selbst verwirklicht. Dabei werden bewußt diejenigen 
im Stich gelassen, deren Schicksal nach menschlichem Ermessen aussichtslos ist. Der Trost 
des Glaubens für Leidende, Kranke und Sterbende wird als Illusion abgelehnt. Es gelten 


4. Text nach epd-Dok. Nr. 1/1977, S. 5-7. 
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nur die kalten Gesetzmäßigkeiten des Werdens und Vergehens. So werden gerade diejeni- 
gen der Trostlosigkeit ausgeliefert, die am Rande des Lebens stehen. 

Diese theologische Position weicht nicht nur in einem einzelnen und konkreten Lehr- 
stück der Kirche ab, sondern trifft die zentrale Aussage der Hl. Schrift und der reforma- 
torischen Bekenntnisse. Sie berührt den Inhalt christlichen Glaubens. In der Theologie von 
Pastor Dr. Schulz ist kein Raum für das Glaubensbekenntnis, das die Gemeinde sonntäg- 
lich spricht: Ich glaube an Gott den Vater, ich glaube an Jesus Christus, Gottes eingebo- 
renen Sohn — ich glaube an den Hl. Geist. 

Damit sind die Voraussetzungen für ein Lehrverfahren auch unter Berücksichtigung des 
Artikels 1 des Gesetzes zur Durchführung des Kirchengesetzes der Vereinigten Evangelisch- 
Lutherischen Kirche Deutschlands über das Verfahren bei Lehrbeanstandungen vom 16. Juni 
1956 erfüllt, wonach bei Einleitung und Durchführung eines Lehrverfahrens der Tatsache 
zu entsprechen ist, daß Schrift und Bekenntnis von ihrer eigenen Geschichte her verstan- 
den werden müssen und bei der Bezeugung heute der Auslegung bedürfen. 

3. Pastor Dr. Schulz hält an seiner theologischen Haltung beharrlich fest und ist auch 
entschlossen, diese weiterhin öffentlich in Predigt und Unterricht aktiv zu vertreten und 
für sie zu werben. Dies würde in der Gemeinde zu schweren glaubensmäßigen Konflikten 
führen, so daß es der Kirchenrat im Einvernehmen mit dem Bischof für notwendig hielt, 
die Beurlaubung von Pastor Dr. Schulz bis zur Beendigung des Feststellungsverfahrens an- 
zuordnen ($5 Abs. 5 des Kirchengesetzes über das Verfahren bei Lehrbeanstandungen). 


Eine inhaltliche Erörterung der Position von Paul Schulz kann hier nicht gege- 
ben werden. Er agierte primär als engagierter Prediger, der den Zeitgenossen die 
Botschaft Jesu in verständlicher, einsehbarer Weise nahebringen will®. Das muß 
man positiv würdigen, wenn man die Bedeutung des ganzen Falles verstehen 
will. Wissenschaftlich-theologisch gesehen sind Schulz’ Thesen nichts Neues oder 
Aufregendes, doch er blieb nicht mit seiner Argumentation auf der Ebene wis- 
senschaftlicher Erörterung, sondern suchte in gewollter Popularisierung die Aus- 
einandersetzung mit der kirchlichen Lehrtradition und dem sogenannten Ge- 
meindeglauben. Entgegen dem bisher üblichen theologischen Verfahren ver- 
stand er seine Ideen nicht als Auslegung von Schrift und Bekenntnis, sondern 
als bewußten Widerspruch zu diesen. Damit aber war ihm die Möglichkeit, sei- 
ne Position als eine innerhalb der evangelischen Kirche akzeptable zu legitimie- 
ren, von vornherein verbaut. Zugespitzt kann man also sagen, daß letztlich 
Schulz’ Negationen und Verwerfungen das Lehrbeanstandungsverfahren unum- 
gänglich machten. Dafür seien einige wenige Beispiele aus seinen umfänglichen 
publizistischen Äußerungen der Berichtszeit zitiert. In einer für die Presse be- 
stimmten Erklärung formulierte Schulz nach Eröffnung des Verfahrens ‚drei 
Überlegungen, die gleichsam als Einstieg in ein theologisches Gespräch dienen 
könnten“ ®. 


PASTOR DR. PAUL SCHULZ: DREI ÜBERLEGUNGEN 
1. 


Reden von Gott in der Spannung zwischen Religion — Theologie — Naturwissenschaft: 
Es ist für denkende Menschen unannehmbar, wenn die Kirche immer noch so tut, als 


5. Vgl. P. Schulz, Weltliche Predigten, Reinbek 1978. 
6. Abdruck: FR vom 5.11.1976. 
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sei Reden von Gott, von Jesus, von der Bibel, von der Kirche, vom Tod nur in religiösen 
Bezügen möglich. 

So als müsse man den Verstand an der Kirchentür abgeben, wenn man Christ sein will. 
Hier liegt eine tiefe Diskriminierung des denkenden Menschen vor, der entgegenzuwirken 
ist — um des Selbstverständnisses des denkenden Menschen willen, aber auch, um nicht den 
letzten denkenden Menschen aus der Kirche zu verlieren. 

Das aber heißt, daß Pastoren und Theologen sich auf den Weg machen müssen, die christ- 
liche Botschaft nicht allein in religiösen Vorstellungen zu vermitteln, sondern die christliche 
Botschaft hineinzudenken in die vordersten Erkenntnisse der modernen Naturwissenschaf- 
ten. Pastoren und Theologen müssen sich also bemühen, die Grundwerte des Christentums 
über Religion und über Theologie hinaus im modernen naturwissenschaftlichen Zeitbewußt- 
sein zur Sprache zu bringen. 


II. Das Prinzip Liebe 


Der Zentralwert der christlichen Verkündigung liegt in der Botschaft Jesu von Nazareth. 
Diese Botschaft Jesu verkündet den Grund allen möglichen Lebens in der Liebe. Die Ge- 
samtheit der Aussagen Jesu ergibt ein sehr deutliches Bild davon, wie Jesus das Prinzip 
Liebe nicht nur bis in die letzte Konsequenz der Feindesliebe hinein gedacht hat, sondern 
sie auch persönlich praktiziert hat. Hier allein liegt der Grund für eine Nachfolge Jesu. 

Mein eigenes Reden von Gott will eben — auf der Basis der Botschaft Jesu von der Liebe 
und infolge vielschichtiger christlicher Verkündigung — mit dem Satz „Gott ereignet sich 
im Lieben‘ das Prinzip Liebe als unverrückbaren christlichen Zentralwert inmitten der Na- 
turwissenschaften sichern. Dabei geht es um drei Dimensionen: 

1. Gott — universal 

Durch alle Zeiten hindurch haben Christen mit Gott ihre Hoffnung formuliert, daß die 
Welt als Ganzes nicht ins Negative, ins Böse, ins Nichts fällt, sondern von Gott als dem 
Summum bonum gehalten und getragen wird. 

Das Prinzip Liebe soll in dieser Tradition einem naturwissenschaftlichen Selbstverständ- 
nis die Gewißheit sichern, daß die Welt als Ganzes von der Liebe her als Urgrund, Beweg- 
‚grund und Zielpunkt allen Seins positiv verstanden werden kann. 

2. Gott — kollektiv 

Durch alle Zeiten hindurch haben Christen mit Gott ihre Sehnsucht beschrieben, daß 
die Gemeinschaft der Menschen im Großen und im Kleinen auf mehr Verstehen, mehr 
Frieden, mehr Erfüllung hin verändert werden kann, so daß alle Menschen an den Lebens- 
chancen der Welt besser teilhaben können. 

Das Prinzip Liebe soll in dieser Tradition einem naturwissenschaftlichen Selbstverständ- 
nis die Gewißheit sichern, daß Gesellschaft so gestaltet werden kann, daß auch der Schwäch- 
ste sein Leben bestmöglich zu entfalten vermag. 

3. Gott — individuell 

Durch alle Zeiten hindurch haben Christen sich mit Gott des Zuspruchs vergewissert, daß 
ihr Leben ganz persönlich Sinn, Bedeutung, Ziel hat — nicht nur im Alltäglichen, sondern 
auch innerhalb der großen Entwicklung des Seins. 

Das Prinzip Liebe soll in dieser Tradition einem naturwissenschaftlichen Selbstverständ- 
nis die Gewißheit sichern, daß die Wirklichkeit einen Freiraum darstellt, in dem sich Sinn, 
Bedeutung, Ziel gerade auch des einzelnen selbst gestalten lassen. 


III. Kirche nach vorn! 
Die christliche Botschaft hat seit Jahrtausenden unsere Gesellschaft vor allem ideenge- 
schichtlich gestaltet. 
Es gilt für die Kirche heute, ihre gegenwärtige Funktion des „moralischen Rohrstockes 
in der Ecke“ aufzugeben und mit aller — gerade auch geistigen — Kraft zu versuchen, von 


En Grundwert Prinzip Liebe her an der Gestaltung der modernen Gesellschaft mitzuwir- 
en. 


Kirche ist in ihrem Wesen auch immer ein Faktor der Veränderung der Gesellschaft ge- 
wesen — mit dem Ziel der größtmöglichen Entfaltung des menschlichen Seins. 
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In einem Interview mit dem politischen Wochenmagazin „Der Spiegel‘ vom 

1. November 1976 kam Schulz auf seine Kritik an der herkömmlichen Theo- 
logie zu sprechen und enthüllte dabei in der für ihn charakteristischen, manch- 
mal zu saloppen Art seinen Widerspruch gegen Schrift und Bekenntnis. 


PAUL SCHULZ: KRITIK AN DER HERKÖMMLICHEN THEOLOGIE 
Vom 1. November 1976’ 


Spiegel: Ihnen ist der Glaube an Gott abhanden gekommen, heißt es. Sind Sie Atheist? 

Schulz: Wenn Gott eine Person sein soll und wenn Gott die Welt erschaffen haben soll, 
dann allerdings bin ich Atheist. Gott als Person und Schöpfer, das sind völlig überholte 
Denkmodelle. 

Spiegel: Die christliche Theologie und Philosophie ging bislang davon aus, daß Gott Per- 
son ist. 

Schulz: Es liegt aber doch viel näher, daß dieses jahrtausendealte Bild von dem persön- 
lichen Gott eine tröstliche Erfindung von Menschen ist. Der Mensch, der von Gott spricht, 
spricht im Grunde nur von sich selbst. 

Spiegel: Beten wäre also sinnlos, weil da kein Gott zuhört? 

Schulz: Beim Beten reflektiere ich in Wirklichkeit mich selbst und meine Beziehung zum 
andern. Gerade deshalb kann Beten doch sinnvoll sein: Die Ich-Du-Form kann jemandem 
helfen, seine Probleme mit der Umwelt besser auszusprechen. Ein psychologischer Kniff 
gewissermaßen. 

: er Sie glauben nicht an einen persönlichen Gott. Wieso nicht einmal an einen Schöp- 
er-Gott? 

Schulz: Weil ich die Welt ohne einen Weltenschöpfer genausogut, wenn nicht besser ver- 
stehen kann. 

Spiegel: Wie ist denn die Welt Ihrer Meinung nach entstanden? 

Schulz: Ich weiß es nicht. Ich brauche es auch nicht zu wissen. Für mich ist entschei- 
dend, daß die Naturwissenschaften ohne übernatürliche Kategorien auskommen. Nirgend- 
wo haben sie einen Beweis dafür entdeckt, daß das Leben von Gott kommt. 

Spiegel: Es ist nicht Aufgabe der Naturwissenschaften, über Metaphysik nachzudenken. 
Schulz: Die Naturwissenschaften haben sich eigentlich für jede Art von Wirklichkeit zu 
interessieren. Dieses Jenseits der alten Theologie kann nur deshalb nicht Thema der Natur- 

wissenschaften werden, weil es nicht existiert. 

Spiegel: Und wenn es doch existiert, wie es bedeutende Denker, darunter zahlreiche Na- 
turwissenschaftler, für möglich halten? 

Schulz: Wer daran glauben will und kann, mag es glauben. Ich kann ihm das Gegenteil 
nicht beweisen. Aber mir erschließt sich der Wert des Seins nur in dieser Welt. Es spricht 
nichts dafür, daß sich das Wesentliche außerhalb abspielt. 

Spiegel: Das ist beste atheistisch-materialistische Denktradition. Aber ist es noch Theolo- 
gie, Lehre von Gott? Sind Sie noch Theologe? 

Schulz: Auf das Wort „Gott“ könnte ich verzichten. Auf das alte Bild von Gott habe 
ich längst verzichtet. Nicht jedoch auf die damit gemeinte Sache. Denn was alle Kulturen 
mit dem Wort Gott letztlich meinen, ist doch eine Art Zentralwert des Seins. In diesem 
Sinne kann auch ich von Gott reden: Gott, das Absolute, ereignet sich beispielsweise in 
den mikro- und makrokosmischen Entwicklungsprozessen. In diesem Sinne bleibe ich 
Theologe ... 

Spiegel: ... der sich von den alten Glaubenswahrheiten seiner Kirche weit entfernt hat. 
Angeblich hat Gott selbst sie in der Bibel geoffenbart. 

Schulz: Ein Gott, den es nicht gibt, kann auch nichts offenbaren. Die Bibel ist die Do- 
kumentation eines jahrhundertelangen geistigen Entwicklungsprozesses bestimmter Men- 
schen. Sie ist der Versuch, mit der Fiktion eines persönlichen Schöpfergottes Sinn in die- 


7. Abgedruckt in: „Der Spiegel“ Nr. 45 vom 1.11.1976. 
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ses Leben zu bekommen. Das muß man ernst nehmen. Man kann es aber nicht ungeprüft 
übernehmen. 

Spiegel: Das biblische Gottesbild haben Sie schon gestrichen, was noch mehr? l 

Schulz: Genauer Prüfung bedürfen die sittlichen Gebote der Bibel, beispielsweise die Ver- 
bote des Ehebruchs oder der Ehescheidung. Weil es vor 4000 Jahren vielleicht sinnvoll war, 
nicht mit einer anderen Frau zu schlafen oder den Partner zu wechseln, muß das unter den 
veränderten Umständen heute noch lange nicht sinnvoll sein. 

Spiegel: Es gibt also keine absolut gültigen Normen und Gebote? 

Schulz: Alle Handlungen sind für sich genommen wertfrei. Sie laufen im Rahmen der 
vorgegebenen Naturgesetze ab. Und die Naturgesetze sind, wie sie sind: Sie unterliegen 
keinerlei sittlicher und moralischer Beurteilung. Es gibt keine von den Naturgesetzen los- 
gelöste, transzendente Instanz, die kontrolliert. Der Mensch ist es, der die Werte, Normen 
und Gebote setzt und verantwortet. 

Spiegel: Also kein ‚„‚Jüngstes Gericht‘ und keine „Hölle“, egal welcher Fehltritt voraus- 

ing? 

Bee Solche Schreckbilder sind die listige Erfindung von Klerikern, die ihren Klienten 
erst mit der Hölle drohen, um ihnen dann bei entsprechendem Wohlverhalten mit dem 
Paradies zu winken. 

Spiegel: Was, glauben Sie, kommt nach dem Tod? 

Schulz: Nichts weiter. Der Tod ist das natürliche Ende, der Mensch löst sich auf. Der 
Glaube an ein Weiterleben ist nur der Wunsch danach. 

Spiegel: Können Sie der Bibel überhaupt noch etwas abgewinnen? 

Schulz: Zum Beispiel den Menschen Jesus von Nazareth. Dieser Mann mit seiner Lehre 
und seinem Leben ist für mich Vorbild geworden. 

Spiegel: Jesus glaubte aber an ein Jenseits und einen persönlichen Schöpfer-Gott. 

Schulz: Jesus dachte in den Bildern seiner Zeit. Aber ich muß ja nicht Jesu zeitbeding- 
tes Weltbild übernehmen. Das Wesentliche und Zeitlose an Jesus ist für mich etwas ande- 
res: seine Lehre von der unbedingten Liebe zum Nächsten, besonders zum Schwachen und 
zum Feind — das optimale Modell für menschliches Zusammenleben. Dieses Modell Jesu 
ist der Grund dafür, warum ich noch Christ bin und warum ich Pfarrer bleiben möchte. 
Ich möchte es noch möglichst vielen Menschen vermitteln. 

Spiegel: Ein Lehrbeanstandungsverfahren vor dem Senat für Lehrfragen der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands, das erste seit Erlaß der Verfahrensordnung 
im Jahre 1956, könnte das verhindern. 

Schulz: Ein solches Verfahren wäre ein Rückfall in katholische Verhältnisse, wo nicht 
die Bibel Maßstab ist, sondern ein Papst. Ich wehre mich dagegen, daß eine Kommission 
per Abstimmung über die Wahrheit befindet. Das ist unevangelisch. 

Spiegel: In dem Verfahren sollen Sie lediglich gemessen werden an jenen evangelischen 
Bekenntnisschriften, die Sie vor Ihrer Ordination selber unterschrieben haben. 

Schulz: Wenn sich alle evangelischen Theologen, die mal die Bekenntnisschriften unter- 
schrieben haben, immer daran gehalten hätten, herrschte heute in der Kirche die Theolo- 
gie des 16. und 17. Jahrhunderts. Dann müßten Sie heute glauben, daß Gott die Welt in 
sechs Tagen gemacht hat. 

Spiegel: Ihre Kritiker sind der Meinung, daß Sie weiter als all diese Theologen gegangen 
sind. Zu weit für deren Geschmack. 

Schulz: Was heißt „zu weit‘‘? Nehmen Sie den kürzlich verstorbenen Marburger Theolo- 
gen Rudolf Bultmann. Dieser Schriftgelehrte hat mit seiner Entmythologisierung des Neu- 
en Testaments das Denken über die Bibel so total umgekrempelt, daß viele Geistliche das 
35 Jahre danach noch nicht verdaut haben. Ein Lehrzuchtverfahren gegen ihn wurde zwar 
angestrebt, aber schließlich abgelehnt. Das nenne ich echte evangelische Freiheit. 

Spiegel: Luther, der Initiator solch evangelischer Freiheit, wäre vermutlich skeptisch. 

Schulz: Wenn ich mir Luthers Theologie besehe, werde ich auch skeptisch. Etwa seit 
1525, seit dem Bauernkrieg, wird Luthers Theologie immer etablierter und katholischer. 
Mit dem alten Luther ist keine Reformation mehr zu machen. 
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In der VELKD, besonders bei deren Leitendem Bischof, Prof. D. Eduard Lohse, 
bestanden zunächst erhebliche Bedenken gegen die Einleitung des Lehrzucht- 
verfahrens, weil die Weiterungen unabsehbar waren. Mußte es nicht scheinen, 
als sollte hier ein kritischer Theologe amtlicherseits mundtot gemacht werden? 
Repräsentativ für das Unverständnis in weiten Kreisen der Theologenschaft war 
ein Rundfunkkommentar des Kirchenredakteurs beim NDR Dr. Manfred Linz 
vom 29. Oktober 1976, der meinte, es wäre „nicht recht erkennbar, was die 
hamburgische Kirchenleitung bewogen hat, an Pfarrer Paul Schulz ein Exempel 
zu statuieren ... Denn Theologen, die, wie es heißt, in entscheidenden Punkten 
in Widerspruch zum Bekenntnis der lutherischen Kirche geraten, die gibt es in 
der evangelischen Kirche zu Hunderten, wenn nicht ihre Zahl noch größer ist.‘“® 
Es war zu jenem Zeitpunkt offenkundig noch nicht klar, was „Widerspruch“ 
gegen Schrift und Bekenntnis bei Schulz bedeutete. Und daß vor allem Vertre- 
ter der bekennenden Gemeinschaften auf einen „‚Musterprozeß‘‘ drängten, konn- 
te der VELKD die Entscheidung nicht erleichtern. Gleichwohl wurde schließ- 
lich das Spruchkollegium unter Vorsitz von Bischof Lohse gebildet, für das 
Schulz ein Mitglied benennen konnte (den Marburger Neutestamentler Prof. 
Dr. Hartmut Stegemann). Am 14./15. November 1977 fand die erste Verhand- 
lung statt, doch mußte bald darauf das Verfahren für ein Jahr unterbrochen 
werden, weil Stegemann wegen eines schweren Verkehrsunfalles nicht präsent 
sein konnte. 

Der Fall Schulz verdeutlichte zugespitzt das seit langem virulente Problem des 
Lehrpluralismus innerhalb der evangelischen Kirche. Unabhängig davon war in 
einigen Kirchen der Arnoldshainer Konferenz die Erstellung einer Lehrordnung 
analog zum Lehrbeanstandungsgesetz der VELKD diskutiert worden. Seit 
1975 befaßte sich der Theologische Ausschuß der AKf mit dem Problem, zu 
dem er eine Ausarbeitung vorlegte, die die Vollkonferenz der AKf am 7. Juli 
1977 in Hannover zustimmend verabschiedete und den Gliedkirchen zur Be- 
achtung empfahl. 


PLURALISMUS IN DER KIRCHE — CHANCEN UND GRENZEN 
Eine Stellungnahme der Amoldshainer Konferenz 
Vom 7. Juli 1977'° 


Es gibt heute Gegensätze in Theologie und Kirche, die unsicher machen und verwirren. 
Das Pathos einer Freiheit, die allem und jedem Raum geben möchte, liegt im Streit mit 
dem Ruf zur verbindlichen, einheitlichen Aussage. Es ist nicht leicht, den unterschiedli- 
chen Gruppen und Positionen gerecht zu werden. Schlagworte und vorschnelle Urteile er- 
schweren das Gespräch. In der Kirche kann nicht alles Denkbare erlaubt sein. In der Kir- 
che kann aber auch nicht alles beim alten bleiben. Was ist zu tun? 

Die geschichtlich gewordene Situation mit ihrer Vielfalt in Theologie und Kirche muß 


8. epd-Dok. Nr. 1/1977, S. 25f. 
9, Vgl. den Kommentar von Johannes Karbo in idea 9/77 vom 28.2.1977: Verschleppt 


die Kirche den Prozeß gegen Pastor Schulz? 
10. Sonderdruck hg. von der Geschäftsstelle der AKf, Berlin. Abdruck in EvK 10, 1977, 


S. 547-549. 
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zunächst ernst genommen und verstanden werden. Die Einheit des Glaubens läßt sich nicht 
an dieser Situation vorbei suchen und finden. Deshalb ist eine Verständigung über die Wur- 
zeln unseres gegenwärtigen Pluralismus sowie über seine Chancen und Grenzen erforderlich. 


I. Das Problem 


1. Die gegenwärtige Situation in Kirche und Theologie steht in engem Zusammenhang mit 
der geistigen und gesellschaftlichen Entwicklung der Neuzeit. f 

Pluralismus charakterisiert die moderne Gesellschaft in ihrer Differenziertheit und Dynamik. 
Durch die zunehmende Arbeitsteilung gerät die Ganzheit des Lebens aus dem Blick. Der 
Gruppenpluralismus unserer westlichen Gesellschaften weist hin auf Gruppen und Verbände 
mit unterschiedlichen Interessen, die sich nicht sogleich in ein größeres Ganzes einordnen 
lassen. Der Wertepluralismus zeigt an, daß in unseren Gesellschaften ein homogenes Werte- 
system umstritten ist und Angebote für unterschiedliche Möglichkeiten der Daseinsführung 
konkurrieren. Diesen Pluralismus beklagen die einen als Verlust einer früheren Einheit; für 
die anderen eröffnet er positiv eine erhöhte Eigenverantwortlichkeit sowohl für einzelne 
wie für Gruppen. 

Seit der Reformation erscheint die abendländische Christenheit in einer neuen Gestalt. 
Wenn auch in der von einem christlichen Universalismus geprägten mittelalterlichen Kultur 
faktisch schon unterschiedliche geistige Strömungen und Frömmigkeitsformen wirksam wa- 
ren, so erhalten sie jetzt grundsätzliche Bedeutung. Das später erwachende historische Be- 
wußtsein erstreckt sich mit seinen Auswirkungen auch auf das Verständnis der biblischen 
Texte und der dogmatischen Traditionen der Kirche. Die Folgen sind in Spannung zuein- 
ander stehende Interpretationen des christlichen Glaubens und eklektische Aneignungen 
seiner Wirkungsgeschichte. 

In einen weiteren Horizont wurde das Problem gestellt durch das Entstehen selbständiger 
Kirchen in allen Kontinenten, die sich um eine eigenständige Antwort des Glaubens auf 
die Herausforderung ihrer Umwelt bemühen. Unterschiedliche theologische Einsichten, 
Lehraussagen und kirchliche Lebensformen kennzeichnen die ökumenische Gemeinschaft 
der Christen. 

2. Häufig wird der Versuch unternommen, terminologisch zwischen Pluralität und Plura- 
lismus zu unterscheiden. Der Begriff „Pluralität‘‘ soll dann den Tatbestand unterschiedlicher 
Lebensformen, Wert- und Glaubensvorstellungen unter der Voraussetzung einer vorhandenen 
Einheit in der Sache feststellen, während unter ‚Pluralismus‘‘ eine Haltung verstanden wird, 
die prinzipiell auf die Wahrheitsfrage verzichtet und einander ausschließende Aussagen gleich- 
berechtigt nebeneinander stehenläßt. Diese Unterscheidung hat sich jedoch nicht allgemein 
durchgesetzt. Was der eine Pluralität nennt, bezeichnet ein anderer als Pluralismus. Ein Streit 
um Begriffe führt hier aber nicht weiter. Es ist wenig hilfreich, ohne inhaltliche Klärung sich 
lediglich terminologisch zu einigen. Die bloße Feststellung des Tatbestandes einer Pluralität 
enthebt nicht der Notwendigkeit, sich ihr und der damit gegebenen Aufgabe zu stellen: bei 
Vielstimmigkeit Gemeinschaft zu ermöglichen. Gerade darauf zielt der Begriff „‚Pluralismus“ 
im allgemein üblichen Sprachgebrauch. In diesem Sinne wird er im folgenden einheitlich ver- 
wendet und jeweils von seinem Kontext her positiv oder negativ bestimmt. 


II. Pluralismus im Neuen Testament und in der Kirche 


1. Auch das Neue Testament kennt die Problematik, trotz Vielstimmigkeit Gemeinschaft 

zu bewahren: Es entfaltet den Glauben in der Vielgestaltigkeit der Verkündigung und kon- 
zentriert ihn auf eine unverzichtbare Mitte. Das setzt sich in der Geschichte der Kirche fort. 
In der Beziehung auf Jesus als den Christus haben die Schriften des Neuen Testaments ihre 
gemeinsame Voraussetzung. Diese aber wird unterschiedlich, ja gegensätzlich entfaltet. So 
unterscheiden sich die Berichte über Worte und Taten Jesu (Synoptiker/Johannes), die Bil- 
der und Namen, mit denen er als der Christus bezeichnet wird (etwa Markus, Paulus, Jo- 
hannes), die Aussagen über die Heilsbedeutung von Glaube und Tun (Paulus, Johannes), 

das Gewicht der Ekklesiologie (Paulus, Acta, Epheserbrief, Pastoralbriefe) oder die Lebens- 
formen der ersten Gemeinden (Judenchristen, Heidenchristen). 
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2. Diese und andere Spannungen dürfen nicht verdeckt und vorschnell harmonisiert wer- 
den. Vielmehr reichen sie tief in den Inhalt christlicher Verkündigung hinein. Zugleich aber 
zeigt das Neue Testament, daß trotz aller Vielfalt und der damit gegebenen Belastungen 
(Gal. 2; Apg. 15) die Gemeinsamkeit des Glaubens und die Einheit der Kirche festgehal- 
ten werden konnte. 

3. Die alte Kirche hat in bewußter Aufnahme der Vielfalt christlicher Überlieferung den 
neutestamentlichen Kanon geschaffen und sich damit Versuchen widersetzt, durch Dogma- 
tisierung nur eines einzigen Überlieferungsstranges andere Möglichkeiten der Verkündigung 
auszuschließen (so Marcion). Offenbar verstand sich die Kirche als Lebensraum, in dem 
eine breite Vielfalt der Verkündigung, der dogmatischen Fixierung und der theologischen 
Reflexion gewährleistet bleiben sollte. 

4. Zugleich jedoch werden in der Abgrenzung des Kanons gegenüber Schriften, die nicht 
aufgenommen wurden, aber auch in den kanonischen Schriften selbst — trotz aller Weite — 
Grenzziehungen sichtbar, die um der Einheit und Apostolizität des Christuszeugnisses wil- 
len unvermeidbar waren. Wo etwa die alleinige Heilsmittlerschaft Christi in Frage gestellt 
(Gal. 1), die Zukunft der Christen in gnostischem Enthusiasmus vorweggenommen (1. Kor. 
15) oder die Geschichtlichkeit Jesu Christi zu einer doketischen Idee verfälscht wurde 
(1. Joh. 4), erfolgt scharfe Zurechtweisung bis hin zur Trennung. 

5. Die weitere Geschichte der Kirche und ihrer Bekenntnisbildung zeigt bei aller Vielfalt 
das Ringen um Bewahrung der Einheit. Vielfalt und Einheit haben stets in Spannung zu- 
einander gestanden. In jeder Epoche mußte die Kirche das Zeugnis von Jesus Christus neu 
ausrichten und zugleich gegen Überfremdung abgrenzen. Wo es galt, die Wahrheit des Glau- 
bens festzuhalten, gelang es nicht immer, die neutestamentliche Weite und Offenheit zu 
wahren und konfessionalistischer Verengung zu entgehen. Solche Verengung war wohl die 
größere Versuchung in der Geschichte der Kirche. 

6. Christliche Kirche kann ihrem Ursprung und Wesen nach nur in pluraler Gestalt leben. 
Der Glaube an Jesus Christus, der den Seinen die Wahrheit nicht in ein und für allemal for- 
mulierten Sätzen hinterlassen hat, sondern selbst die Wahrheit ist und sich durch den Hei- 
ligen Geist mitteilt; das Zeugnis von der Geschichte Gottes in ihm, die immer neu angeeig- 
net und interpretiert werden muß; die Bedeutung seines Heils für eine Welt, deren Nöte und 
Aufgaben sich ständig wandeln, werden sich nur in einer Vielfalt von Aussagen wiederge- 
ben lassen. Diese können, wie bereits das Neue Testament zeigt, in Gegensatz und schein- 
barem Widerspruch zueinander stehen und sind doch gerade dann der Sache angemessen, 
wenn eine dialektische Spannung nicht aufgelöst, ein komplementäres Gegenüber nicht be- 
stritten, ein Aspekt gegenüber anderen nicht verabsolutiert wird (z.B. wahrer Mensch, in 
dem Gott selbst begegnet; Rettung allein im Glauben und doch nur im Gehorsam der Nach- 
folge; Hoffnung auf die von Gott selber heraufgeführte Vollendung seines Reiches und doch 
in seinem Namen Arbeit für Gerechtigkeit und Frieden in der Welt; die Bibel als Gottes 
Wort in Menschenmund; die Welt unter den zwei Regimenten Gottes und unter der Königs- 
herrschaft Christi; die in Christus verheißene Vergebung von Schuld — und Befreiung aus 
Unmenschlichkeit; die Entscheidung des Christen für Wehrpflicht oder für waffenlosen 
Dienst). Unterschiedliche Akzentsetzungen, Lehrunterschiede und -gegensätze und ein stets 
neues Ringen um die Wahrheit gehören damit zur Existenz der Kirche. Sie heben, soweit 
sie auf die Mitte bezogen bleiben, die tiefere Einheit nicht auf. 


III. Chancen des Pluralismus 


1. Pluralistische Erscheinungsformen in Verkündigung, Theologie und Frömmigkeit, oft nur 
als Last und Gefahr empfunden, erinnern die Kirche nachdrücklich an die wesensmäßige 
Vielfalt ihrer Existenz und bewahren sie vor Vereinseitigung und Enge. Solcher Pluralismus 
macht die Mannigfaltigkeit der vorhandenen Gaben in der Kirche ebenso deutlich wie die 
Begrenztheit unserer Erkenntnis. Keiner hat alle Gaben, niemand erfaßt allein die ganze 
Wahrheit. Wird das Recht eines Pluralismus anerkannt, der die Einheit im Zentralen des 
Glaubens nicht aufhebt, ergibt sich daraus die Nötigung zum ernsthaften Hören aufeinan- 
der und zu der Frage, ob nicht die eigene Auffassung gerade der Korrektur oder der Er- 
gänzung durch die Sicht des andern bedarf. Nur so wird die Wirklichkeit des einen Leibes 
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mit seinen vielen Gliedern und ihren unterschiedlichen Funktionen (1. Kor. 12) erst genom- 
men und als Reichtum erfahren. 

2. Auch die Aufgabe, die Menschen unserer Zeit an ihrem jeweiligen Ort mit der Christus- 
botschaft zu erreichen, führt in der pluralistischen Verfassung unserer Gesellschaft zwangs- 
läufig zu pluralen Gestalten der Verkündigung. Will sich die Kirche nicht nur auf bestimmte 
Sektoren, Angehörige gleicher Frömmigkeitsprägung oder gesellschaftlicher Schicht beschrän- 
ken, sondern ihrem universalen Auftrag genügen, wird sie Pluralismus in Theologie und Ver- 
kündigung als Hilfe ansehen (vgl. 1. Kor. 9, 19-22). 

3. Die Vielzahl der theologischen Entwürfe und christlichen Lebensstile befreit die Chri- 
stenheit aus der Enge provinzieller Traditionen und der Beschränktheit kulturell bedingter 
Horizonte. Solcher Pluralismus befähigt sie zur ökumenischen Weite, gibt auch den „jun- 
gen‘ Kirchen Raum zur eigenständigen Antwort auf die ihnen gestellten Probleme und 
läßt die ältere Christenheit auf den Versuch verzichten, für die ihr überkommene theolo- 
gische Sicht und Zeugnisgestalt Alleingültigkeit zu beanspruchen. 

4. Der Pluralismus theologischen Redens und kirchlichen Bekennens bewahrt die Kirche 
auch davor, das Evangelium mit geschichtlich gewordenen Formeln zu verwechseln und die 
— jede begriffliche Fassung durchbrechende — Fülle der Wahrheit zu vergessen. Offenheit 
für solchen Pluralismus verhindert zugleich vorschnelle Verwerfungsurteile und Trennungen, 
ermöglicht vielmehr Geduld und langen Atem gegenüber ungewohnten und bedenklich er- 
scheinenden theologischen Versuchen, deren Legitimität und Tragfähigkeit sich erst später 
erweisen mag. 


IV. Grenzen des Pluralismus 


1. Für die Kirche ist ein Pluralismus untragbar, der die Notwendigkeit einer Grenze prin- 
zipiell verneint und im Namen evangelischer Freiheit gleichberechtigte Geltung für alle Auf- 
fassungen fordert, die sich selbst als christlich verstehen. Solch ein totaler Relativismus 

ist mit dem Wahrheitsverständnis des Neuen Testaments, in dem das Ja Gottes zum Men- 
schen mit dem Nein zu Verführung und Irrglaube unlöslich verbunden ist, nicht vereinbar. 

2. Auch ein Pluralismus im Sinne des prinzipiellen Individualismus steht im Widerspruch 
zum Wesen des christlichen Glaubens. Glaube an den Herrn, der seine Gegenwart an die 
Zwei oder Drei gebunden hat, entsteht nicht ohne Gemeinschaft und lebt auf Dauer nicht 
ohne Institution. Wo die Verpflichtung zum Hören aufeinander und zur Bewahrung der 
Gemeinsamkeit in Glauben und Bekenntnis negiert oder beliebig preisgegeben wird, ist die 
Grenze eines in der Kirche vertretbaren Pluralismus überschritten. Nur unter äußerster Nö- 
tigung seines Gewissens kann ein einzelner allein gegen die Gemeinschaft stehen. Die Echt- 
heit seiner Haltung wird sich daran erweisen, daß er seine Auffassung vom biblischen Zeug- 
nis her begründet, sich dem Urteil der Gemeinschaft stellt und den Dialog nicht mutwillig 
verweigert oder abbricht. 

3. Von noch größerem Gewicht sind inhaltliche Grenzen, die vom Evangelium her not- 
wendig werden. Freilich wird es nicht möglich sein, diese Grenzen durch einen Katalog 
der fundamentalen Glaubensaussagen ein für allemal zu markieren. Die Kirche kann sich in 
jeder Zeit nur mühen, im Vertrauen auf die Führung durch den Geist der Wahrheit die un- 
verzichtbare Mitte der Christusbotschaft neu auszusagen und Grenzüberschreitungen abzu- 
weisen. So antwortet die „Theologische Erklärung‘‘ von Barmen auf andere Herausforderun- 
gen als die reformatorischen Bekenntnisse oder die Konzilsentscheidungen der alten Kirche. 
Auch ist nicht auszuschließen, daß in der einen Zeit Fragen am Rande stehen und Auf- 
fassungen ohne ernste Gefahr getragen werden können, an denen sich zu einer anderen 
Zeit die Existenz christlicher Kirche entscheidet. 

4. Ein Kriterium für die Legitimität pluraler Glaubensaussagen wird es sein, daß in ihnen 
bei aller Unterschiedlichkeit von Denkweise, Begrifflichkeit und Vorstellungswelt die Kon- 
tinuität des einen Glaubens über die Jahrhunderte und die Kontinente hinweg gewahrt 
bleibt. Wo alte, zentrale Aussagen christlicher Theologie übergangen, in ihrer Substanz 
umgedeutet und entleert oder nur oberflächlich interpretiert und rezipiert werden, liegt 
die Vermutung nahe, die Grenze des Pluralismus sei überschritten. 

5. Entscheidender Inhalt des Glaubens, der die Christenheit verbindet, und darum Maß- 
stab für die Grenzen des Pluralismus ist Jesus Christus, der Herr aller Bereiche (1. Kor. 
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8, Sf.; 2. Kor. 4, 5), in dem uns Gottes bedingungslose Barmherzigkeit, aber auch sein 
Anspruch auf unser ganzes Leben trifft (Joh. 14, 6ff.; Mt. 7, 21; 1. Kor. 1, 30) und dessen 
Wort uns wandelt zu einer neuen Existenz (Joh. 15, 1ff.; 2. Kor. 5, 17). Diesem Herrn 
sich ganz anzuvertrauen (Joh. 10, 21f.), in der Nachfolge Jesu den Mitmenschen zu die- 
nen (Mk. 10,42-45) und auf seine Zukunft auch über Vergänglichkeit und Tod hinaus zu 
hoffen (1. Kor. 15,19f.), ist Inhalt der christlichen Existenz. 

6. Die gegenwärtige Lage von Theologie und Kirche ist gekennzeichnet durch Unsicher- 
heiten und gegensätzliche Antworten. Von verschiedenen Seiten her gefährden manche Auf- 
fassungen — insbesondere über den Glauben an Gott, über die Heilsbedeutung Jesu Christi, 
über das Verständnis der christlichen Hoffnung und über den Sinn des christlichen Gottes- 
dienstes — die Substanz des Glaubens. 

Wo etwa statt von Gott nur noch vom Menschen und seiner Welt geredet wird; wo Jesus 
nur als der beispielhafte Mensch verstanden und nicht mehr als der Versöhnung bringende 
Christus Gottes geglaubt wird; wo die Arbeit an der Weltveränderung die in Christus ge- 
schenkte Hoffnung auf das kommende Reich Gottes und die Überwindung des Todes ver- 
drängt; wo der „Gottesdienst im Alltag der Welt‘ die Versammlung der Gemeinde zum 
Hören, Beten und Lobpreisen ihres Herrn überflüssig machen soll, ist die Grenze eines legi- 
timen Pluralismus überschritten. Freilich dürfen die hier genannten Gefährdungen nicht nur 
nach einer Seite akzentuiert werden: Wo man etwa unter Berufung auf den Wortlaut von 
Bibel und Bekenntnis das Bemühen, die christliche Botschaft in den Denkweisen des Men- 
schen der Gegenwart neu auszusagen, als unstatthaft verwirft; wo die Verkündigung aus- 
schließlich dem persönlichen Glauben zugewandt ist und die Fragen des sozialen und poli- 
tischen Lebens als bloßen Ermessensbereich ausklammert; wo kirchlicher Einsatz zur Ver- 
änderung ungerechter Strukturen grundsätzlich als Eingreifen in ein fremdes Gebiet abge- 
lehnt wird; wo die Konzentration auf die liturgischen Traditionen der Christenheit eine 
Begleitung der Gemeinde in ihren täglichen Entscheidungen in den Hintergrund drängt, 
sind nach der anderen Seite hin Grenzen überschritten. 

7. Grenzüberschreitungen aber, durch die der Glaube in seiner Substanz preisgegeben oder 
entstellt wird und Menschen in entscheidenden Fragen auf Irrwege geleitet werden, darf 
die Kirche nicht schweigend hinnehmen. Soll die Berufung auf den Auftrag ihres Herrn 
glaubwürdig bleiben, kann sie sich der Aufgabe nicht entziehen, mit der Christus-Botschaft 
unvereinbare Auffassungen festzustellen und abzuweisen. Eine solche Entscheidung darf 
nicht vorschnell geschehen, um nicht die Freiheit des Evangeliums zu verletzen. Sie ist nur 
zu verantworten, wenn alle Möglichkeiten erschöpft sind, sich über die Mitte des Glaubens 
zu verständigen und den für die Kirche unverzichtbaren Konsens zurückzugewinnen. 


Die Pluralismus-Thematik ist der wichtigste Gegenstand des Streites zwischen 
Kirchenleitungen und wissenschaftlicher Theologie einerseits und den bekennen- 
den Gemeinschaften andererseits. Darum verdient es Beachtung, daß in einer 
Landeskirche wie Württemberg mit dem traditionellen Gegensatz zwischen Mo- 
dernismus und Pietismus (der sich aber stets noch einigermaßen vermitteln ließ) 
der Versuch glückte, die bisherige Polarisierung durch eine gemeinsame Lehraus- 
sage zu strittigen Fragen produktiv aufzuarbeiten. Mit dem Entwurf dazu hatte 
die Landessynode drei Vertreter der dort vorhandenen Gruppierungen beauftragt, 
Dekan Johannes Maisch/Ravensburg, Dekan Reinhard Hermann/Tübingen und 
OKR Theo Sorg/Stuttgart. Nach ausführlicher Diskussion in der Synode, in Pfarr- 
konventen und Kirchengemeinderäten während des Jahres 1976 wurde der Text 
fertiggestellt und von der Landessynode ohne Gegenstimme am 19. Februar 
1977 gebilligt und als Arbeits- und Orientierungshilfe an die Gemeinden weiter- 


geleitet. 
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WÜRTTEMBERGISCHE LANDESSYNODE: GEMEINSAME AUSSAGE 
ZU FRAGEN UNSERES CHRISTLICHEN GLAUBENS 


Vom 19. Februar 1977 (Auszug) ‘" 


I. Zum Streit um die Bibel 


1. Durch das Zurückgehen auf die Bibel ist die evangelische Kirche entstanden. Am Ver- 
ständnis der Autorität der Bibel droht sie heute zu zerbrechen. Dahinter steht eine ver- 
schiedene Beurteilung der Erforschung der Bibel mit den Mitteln der historisch-kritischen 
Wissenschaft. Während die einen von der Anwendung ihrer Methoden die entscheidende 
Hilfe zum Verstehen der Bibel heute erwarten, sehen die andern hier vor allem die Ge- 
fahr, daß bewußt oder unbewußt übernommene philosophische Voraussetzungen entschei- 
dende Macht über das Verständnis der Bibel gewinnen und ihre Wahrheit und Gültigkeit 
verdunkeln. Wir möchten davor warnen, daraus falsche Alternativen zu machen. 

2. Grund aller Gewißheit unseres Glaubens, daß Gott sich uns Menschen zugewandt hat, 
ist die Botschaft der Bibel. In ihr berichten Menschen, berufen und erleuchtet durch Got- 
tes Geist, in der Sprache und in den Vorstellungen ihrer Zeit. Sie bezeugen, wie Gott in 
seiner Geschichte mit Israel, im Leben, Sterben und Auferstehen Jesu Christi und im Kom- 
men seines Heiligen Geistes mit Menschen geredet hat, wie er ihnen in Gnade und Gericht 
begegnet, sich ihnen als Vater und Heiland schenkt und sie zu seinem Volk beruft. So ist 
ihr menschliches Berichten zum Zeugnis von Gottes Reden und Handeln in dieser Welt ge- 
worden. Gott hat sich in die Begrenztheit und Vieldeutigkeit menschlichen Redens und 
menschlicher Überlieferung hineingegeben, um sich so uns Menschen zu offenbaren. 

3. Dieses Wunder, daß Gott sein Wort im Wort vergangener Menschen zu uns kommen 
läßt, ist vergleichbar nur mit dem andern, daß Gott in Jesus Christus seinen Sohn in mensch- 
liche Gestalt und in die Hände der Menschen gegeben hat. Aber wie wir vom Mensch ge- 
wordenen und von den Menschen gekreuzigten Sohn Gottes bekennen, daß er zugleich un- 
ser Herr ist, so halten wir auch daran fest, daß wir im Menschenzeugnis der Bibel Gottes 
überlegenem Wort begegnen, das uns mit letzter Autorität gegenübertritt und uns allein 
sagt, womit wir leben und worauf wir sterben können. Daß das geschieht, kann durch 
keine Methode der Auslegung und durch keine Arbeit der Forschung erzwungen oder ga- 
rantiert werden. Und doch dürfen wir dieses Wunder von Gottes Geist erwarten, weil Gott 
„will, daß allen Menschen geholfen wird“ (1. Tim. 2,4) ... 

5. Indem Gott sein eigenes Wort in das Wort vergangener Menschen eingehen läßt, um 
auf diese Weise zu uns zu reden, stellt er uns vor die Notwendigkeit, die Bibel auszulegen. 
Wir sollten uns nicht scheuen, bei dieser Arbeit der Auslegung alle Erkenntnisse zu be- 
nützen, die menschliche Wissenschaft zur Erforschung von Zeugnissen der Vergangenheit 
bereithält. Nicht erst die moderne Erforschung der Bibel seit der Zeit der Aufklärung, 
sondern alle Zeitalter der Kirche haben das getan in der unbefangenen Freiheit: „Alles 
ist euer, ihr aber seid Christi, Christus aber ist Gottes“ (1. Kor. 3,22f.). Bei allen Schwie- 
rigkeiten und aller Not, welche die Anwendung historisch-kritischer Methoden auch ge- 
bracht hat, kann niemand im Ernst bestreiten, daß sie in vielem geholfen hat, die Ribel 
besser zu verstehen. 

6. Die Erkenntnisse und Methoden der historisch-kritischen Bibelwissenschaft hören aber 
dort auf, hilfreich zu sein, ja sie führen in Sackgassen, wo sie aus Hilfsmitteln zu bestim- 
menden Normen der Schriftauslegung werden, an denen vorbei kein Zugang zur Bibel für 
möglich gehalten wird, und wo sie mit den in ihnen wirksamen philosophischen Anschau- 
ungen von Welt und Mensch zu letzten Maßstäben für das gemacht werden, was die Bibel 
sagen darf. Es sollte darum nicht bestritten werden, daß die Schrift auch an allen Ergeb- 
nissen und Vermutungen der historischen Forschung vorbei für Menschen zur persönlichen 
Anrede Gottes werden kann, die ihr Leben neu macht. Auf der andern Seite darf auch nicht 
übersehen werden: Der Verzicht auf wissenschaftliche Methoden der Schriftauslegung ga- 
tantiert noch keineswegs, daß man die Bibel immer das sagen läßt, was sie sagen will. Die 


11. Text der Synodalvorlage im Protokoll der 8. Ev. Landessynode Württembergs, Bei- 
lage 55 vom Januar 1977 @S. 1105-1122); Sonderdruck Stuttgart 1977. 
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Neigung, sich durch sie in seinen eigenen vorgefaßten Meinungen bestätigen zu lassen, ge- 
hört zu den Grundversuchungen jeder Auslegung, gerade auch der unwissenschaftlichen. 
Sie ist an keine besondere Methode gebunden ... 

(Nach weiteren ausführlichen Abschnitten: II. Zum Reden von Gott, III. Zum Verständ- 


nis der Schöpfung, IV. Zum Rätsel des Menschen wird zur Christologie u.a. das folgende 
ausgeführt.) 


V. Zum Geheimnis Jesu Christi 


5. Wir bekennen Jesus Christus als den Retter aus der Verkehrung unseres Menschseins, 
die durch den Abfall von Gott eingetreten ist. Am Kreuz hat Gott seinen Sohn unter dem 
Fluch unserer Sünde sterben lassen und hat uns dadurch mit sich selber versöhnt und uns 
den freien Zugang zu ihm wieder eröffnet. Die Wiederherstellung der durch die Sünde zer- 
störten Gemeinschaft mit Gott durch das stellvertretende Leiden und Sterben Jesu Christi 
ist das Heil, das im Evangelium verkündigt wird. Heil im biblischen Sinne ist die Befreiung 
von der Macht der Sünde und des Todes und in eins damit Befreiung zum Dienst Gottes 
und — in ihm eingeschlossen — auch zum Dienst am Nächsten. Dieses Heil ist in seinem 
ganzen Umfang von Gott gewirkt. Dem Menschen kann es nur verkündigt und von ihm 
im Glauben angenommen werden, der sich in der Nachfolge bewährt. Es ist damit etwas 
unverwechselbar anderes als alles, was durch menschliche Befreiungsaktionen und noch so 
respektable Bemühungen um das menschliche Wohl erreicht werden kann. Hier darf nicht 
vermischt werden, was der Mensch vermag und was Gott tut. Gott allein schafft das Heil 
der Welt. Daß das Kommen des Reiches Gottes durch menschliche Befreiungstaten in Gang 
gesetzt werden müsse, war die Ideologie der Zeleoten, mit der sie ihr Volk in die Katastrophe 
geführt haben, aber nicht die Verkündigung Jesu und seiner Apostel ... 


(Es folgen VI. Zum Wirken des Heiligen Geistes, VII. Zum Wesen der Kirche und im 
letzten Abschnitt sozialethische Ausführungen.) 


VIII. Zum Verhältnis von Kirche und Politik 


6. Römer 13 auf die Verhältnisse unseres demokratischen Staatswesens hin ausgelegt, 
bedeutet heute nicht nur das Ernstnehmen des Staates in seiner notwendigen Ordnungs- 
funktion gegenüber allen utopischen Träumen von seiner möglichen Abschaffung zugun- 
sten einer unbegrenzten Freiheit des einzelnen, sondern zugleich auch die Aufforderung 
zur verantwortlichen Mitgestaltung dieser Ordnung, ohne die ein Staat ebensowenig existie- 
ren kann wie ohne Steuern und ohne die Achtung vor dem Gesetz. In diesem Sinne sollte 
die Kirche, die in einem demokratischen Staat lebt, ihre Mitglieder zum Mitdenken in den 
Fragen der Politik und, soweit ihnen das möglich ist, zur Mitarbeit und zur Übernahme 
konkreter politischer Verantwortung ermutigen. Sie sollte dadurch helfen, die Vorbehalte 
abzubauen, die von unserer Vergangenheit her gerade in christlichen Kreisen dem „schmut- 
zigen Geschäft der Politik‘ gegenüber bestehen. Sie sollte alle, die sich dieses Geschäfts an- 
nehmen, nicht alleinlassen, sondern ihnen die Gewißheit geben, daß ihr Einsatz in der 
Kirche geachtet und in ihre Fürbitte hineingenommen wird und sie selber, bei welcher 
Gruppierung sie auch stehen mögen, dort brüderlich aufgenommen und getragen werden. 

7. Dabei muß deutlich sein, daß politisches Engagement des Christen in einem religiös 
neutralen Staat Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit Menschen anderen Glaubens und 
anderer Weltanschauung voraussetzt. Es darf ja die nüchterne Erkenntnis nicht in Ver- 
gessenheit geraten, daß das Evangelium keine bindenden Anweisungen für die Gestaltung 
der staatlichen Ordnung gibt. Die dazu nötige Beurteilung der Situation ist kein Privileg 
der Christen. Einsicht in die eigene Irrtumsfähigkeit und in die Begrenztheit aller politi- 
schen Maßnahmen sollten aus dieser Grundeinstellung ebenso folgen wie eine letzte kri- 
tische Distanz auch zu der politischen Gruppe oder Partei, der man angehört oder mit 
der man sympathisiert. 

8. Vom politischen Handeln des einzelnen Christen sollte man ein politisches Engage- 
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ment der Kirche unterscheiden. Es war das unaufgebbare Anliegen der reformatorischen 
Zwei-Reiche-Lehre, festzustellen, daß Kirche und Staat in derselben Welt je ihren eigenen 
Auftrag haben: die Kirche den Auftrag, aufgrund des mit Jesus Christus anbrechenden 
Reiches Gottes die Botschaft von der Versöhnung mit Gott und einem Leben aus der Lie- 
be zu verkündigen, der Staat den Auftrag, „in der noch nicht erlösten Welt, in der auch 
die Kirche steht, nach dem Maß menschlicher Einsicht und menschlichen Vermögens un- 
ter Androhung und Ausübung von Gewalt für Recht und Frieden zu sorgen‘‘ (Barmen V). 
Jedes Vermengen dieser beiden Funktionen schafft Unheil, nämlich den ideologisch fana- 
tisierten Staat und die politisch fanatisierte Kirche. 

9. Das Anliegen der reformatorischen Zwei-Reiche-Lehre kann nicht mit dem Gedanken 
gleichgesetzt werden, die Kirche auf einen spirituellen Bereich einzuengen und die Welt des 
Politischen ihrer angeblichen Eigengesetzlichkeit zu überlassen, wie man dies im 19. Jahr- 
hundert teilweise getan hat. Kirche und Staat unterstehen beide dem Willen Gottes. Es 
gehört zum Verkündigungsauftrag der Kirche, die Erinnerung daran bei den Verantwortli- 
chen in Staat und Gesellschaft wachzuhalten. Sie hat das auch in der Vergangenheit auf 
verschiedene Weise getan ... 

10. Feste Regeln, wann die Kirche in solchen Fragen zu reden und wann sie zu schwei- 
gen hat, lassen sich angesichts der Vielfalt möglicher Situationen nicht aufstellen. Was 
immer zu geschehen hat, eines sollte dabei aber nicht aus dem Blick kommen: Die Waffe 
der Kirche ist das Wort, nicht die Gewalt. Unrecht mit Gewalt zu bekämpfen, kann in 
bestimmten Fällen die verantwortete Gewissensentscheidung einzelner Christen sein. Die 
Kirche aber kann nur in der Autorität des Wortes Gottes mahnen und bitten. Einen Auf- 
trag, Gewalt auszuüben oder zu ihr aufzurufen, hat sie nicht. 


Die Synode der EKD erachtete auf ihrer Tagung in Saarbrücken 1977 die beiden 
Dokumente aus der Arnoldshainer Konferenz und aus Württemberg für so bedeut- 
sam, daß sie den Pfarrern und Gemeinden empfahl, sich damit eingehend zu 
beschäftigen, um so „die Zeugnis- und Dienstgemeinschaft in der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (zu) stärken“ !?. Diese Empfehlung wollte vor allem dem 
Gespräch mit den Evangelikalen dienen. 

Im Luthertum ist eine neue Hinwendung zum eigenen Bekenntnis in Gang ge- 
kommen durch einen überraschenden Anstoß von außen: durch die von einigen 
katholischen Theologen angestellten Überlegungen, die Confessio Augustana 
seitens der römischen Kirche als „katholisch‘‘ anzuerkennen, d.h. als rechte 
Lehre bzw. als ein der kirchlichen Lehre auf dem Stand des 16. Jahrhunderts 
nicht widersprechendes Bekenntnis. Die ökumenische Bedeutung der CA hatte 
sich ja schon bei den Gesprächen um die Leuenberger Konkordie erwiesen. 
Nachdem nun die Katholiken sich zunehmend diesem Dokument zugewandt 
und die Lutheraner auf seine faktische Geltung in der evangelischen Kirche an- 
gesprochen haben, setzt allmählich dort eine stärkere Beschäftigung mit der CA 
ein, und zwar in bemerkenswerter Weise auch auf Gemeindeebene. Daß die 
VELKD ihre Volkskirchen-Studie als Interpretation der CA formulierte (s.u. 
Abschnitt 4), erklärt sich aus dieser Neubesinnung. Das deutsche Luthertum 
(sofern ihm seine konfessionelle Identität überhaupt noch präsent ist, was man 
bei vielen Pfarrern wirklich bezweifeln darf) versteht sein Bekenntnis heute nicht 
konfessionalistisch-abgrenzend, sondern als Basis des ökumenischen Gesprächs. 
Das zeigte sich auch bei dem 400-jährigen Jubiläum der lutherischen Konkor- 
dienformel, das allerdings mehr am Rande gefeiert wurde wie z.B. bei den Ge- 


12. BSyn EKD 29, 1977, S. 510. 
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denkfeiern, die die VELKD zusammen mit der Wissenschaftlichen Gesellschaft 
für Theologie am 3. bis 5. Juni in Coburg veranstaltete 3. 


PROF. DR. LOHFF: SCHWACH UND STARK ZUGLEICH 
Lutherische Lehre 400 Jahre nach der Konkordienformel (Auszug) '* 


.„. Die Konkordienformel (ist) das klassische Beispiel dafür geworden, wie unter den Be- 
dingungen der Reformation, das heißt bei Fehlen eines institutionalisierten Lehramtes, 
Lehre entschieden und Grenzen des Pluralismus aufgezeigt werden konnten ... Es ist nütz- 
lich, sich zu vergegenwärtigen, daß die Form der Lehrentscheidung, wie sie durch die Kon- 
kordienformel geschieht, bis heute von zwei Seiten grundsätzlich bestritten wird: auf der 
einen Seite von dem, was wir einen Bekenntnis-Fundamentalismus nennen möchten ... 

Daß die Kirchenlehrer von 1577 zunächst einmal vor aller dogmatischen Festsetzung 
auf die Quellen, auf den Horizont der Argumentation verweisen, und dabei Schrift und 
Bekenntnisse zusammennehmen, zeigt zugleich, wie man über die aktuelle Bezogenheit 
des Bekenntnisses hinauskommt. In der Tat geht es zunächst um die Feststellung, daß 
theologisches Argumentieren sich nicht im leeren Raum, nicht in der isolierten Situation 
eines aktuellen Entscheidens befindet. 

Zugleich ist ein weiterer Unterschied zu beachten: nämlich der zwischen „unnützem 
Gezänk“ und „nötigem Streit‘ (BSLK 839, 25). Nicht jede Frage, in der verschiedene 
theologische Lehren auftreten und Streit entsteht, hat Bekenntnisrang. Mit einer Plurali- 
tät theologischer Schulen ist allemal zu rechnen. Die Grenze legitimer Pluralität ist viel- 
mehr erst dort erreicht, wo für das grundlegende Zeugnis des Evangeliums einander aus- 
schließende Gegensätze entstanden sind, die das Evangelium selbst unklar werden lassen ... 

Es ist ... bezeichnend, daß die lutherischen Bekenntnisse — darin charakteristisch ver- 
schieden von der Lehrverkündigung der römischen Kirche wie auch den reformierten Be- 
kenntnisschriften und Kirchenordnungen — fragmentarischen Charakter haben. Im Gegen- 
satz zu vielen reformierten Bekenntnissen enthalten sie keine kurze Dogmatik, keine Kir- 
chenordnung ... 

Der fragmentarische Charakter macht die eigentliche Schwäche des Luthertums aus. Es 
gibt keine zusammenhängende Lehrverkündigung. Aber diese Schwäche ist zugleich Stärke, 
denn sie bedeutet Konzentration der verbindlichen Lehre auf das wirklich Entscheidende. 


Stärker als das lutherische Bekenntnis wirkt seit der Reformationszeit in den 
Gemeinden Luthers Bibelübersetzung. Auch wenn sie im faktischen Gebrauch 
gegenüber modernen Übersetzungen erheblich zurückgetreten ist, hat die Pro- 
blematik ihrer Revision, d.h. ihrer Angleichung an die heutige Sprache seit dem 
19. Janrhundert immer wieder heftige Diskussionen ausgelöst. Seit 1921 war 
die Revisionsarbeit eine Dauerbeschäftigung der Kirchen und Bibelgesellschaf- 
ten; mit der 1956 erfolgten Neufassung des Neuen Testaments, der 1964 das 
Alte Testament folgte, war die Arbeit nur scheinbar abgeschlossen, weil die Re- 
vision des NT nicht dem heutigen Sprachempfinden entsprach. So beschloß der 
Rat der EKD 1970 eine Nachrevision, deren Ergebnis 1975 vorgelegt und 1976 
publiziert wurde (das sog. „‚Luthertestament 1975°)1°. Man gab sich der trüge- 


13. Vgl. auch den Sammelband zum Jubiläum: Widerspruch, Dialog und Einigung, hg. 
v. W. Lohff-L. W. Spitz, Stuttgart 1977; ferner von altlutherischer bzw. konfessionalisti- 
scher Seite: J. Schöne (Hg.), Bekenntnis zur Wahrheit, Aufsätze über die Konkordienfor- 
mel, Erlangen 1978. 


14. LM 16, 1977, S. 312-315. j 
15. Vgl. W. Gundert, Die Nachrevision des Neuen Testamentes der Lutherbibel, in: S. 


Meurer (Hg.), Der Bestseller ohne Leser. Die Bibel in der Welt 16, 1976, S. 141-151; J. 
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rischen Erwartung hin, daß dies für absehbare Zeit die endgültige Revision sein 
würde. 

Heftige Reaktionen in der Öffentlichkeit, die von ganz verschiedenen Seiten 
kamen, zeigten, daß Sinn und Ergebnis einer so tiefgreifenden Änderung des 
gewohnten Textes überaus diskutabel sind. Mehr als Notbehelf beschloß der Rat 
der EKD deshalb eine Nachrevision der Nachrevision (mit ca. 120 Textänderun- 
gen), so daß 1977 die neue Lutherbibel endgültig vorlag. Doch auf der EKD- 
Synode in Saarbrücken beantragten zahlreiche Synodale, vorwiegend aus dem 
evangelikalen Lager, die neue Textfassung nur als Probedruck zuzulassen und 
endgültig bei der älteren Sprachgestalt zu bleiben. Das allgemeine Unbehagen, 
ein Luther-Testament vorzulegen, das mit Luther nur noch wenig gemein hat, 
war immerhin so groß (trotz der unabweisbaren Notwendigkeit, für die gesamte 
Evangelische Kirche in Deutschland einen einheitlichen, „normativen“ Text zu 
haben), daß die EKD-Synode beschloß, „alle positiven und negativen Erfahrun- 
gen“, die mit dem neuen Text gemacht werden, zu sammeln und nach fünf 
Jahren die Frage einer erneuten Revision zu prüfen. Einen ähnlichen Beschluß 
hatte zuvor die Generalsynode der VELKD zur Erprobung im gottesdienstli- 
chen Gebrauch gefaßt !”. 


Der Leitende Bischof der VELKD, Prof. E. Lohse, der Vorsitzende der Revisionskommis- 
sion, wies entschieden auf die Notwendigkeit einer sprachlichen Neufassung hin, die dem 
Ziel dient, „daß wir uns gemeinsam darum bemühen wollen, die Lutherbibel im ganzen 
deutschsprachigen Bereich zu erhalten ... Wer sich mit älteren Ausgaben der Lutherbibel 
weiter vertraut halten will, dem ist dieses unbenommen. Wenn wir uns aber zersplittern 
lassen in unserem Umgang mit der Lutherbibel, so fürchte ich, daß nicht einmal eine Ge- 
neration mehr ins Land gehen wird, ehe die Lutherbibel endgültig verloren ist. Ich sehe 
die Situation als sehr ernst und schwierig an. Ich meine, daß das Werk der Revision unbe- 
dingt erforderlich war, um die Lutherbibel zu erhalten.‘ '? 


Die Vorgänge zeigen beispielhaft, wie schwer es ist, heute im theologischen Be- 
reich jenseits von Traditionalismus und Modernismus zu einem Konsensus zu 
kommen. Die hohe Bedeutung der Lutherbibel für das kirchliche Leben steht 
außer Frage, doch fraglich ist, ob sie noch als Einheitsband fungieren kann. 


4. DISKUSSION UM DIE VOLKSKIRCHE 


Das Thema Volkskirche ist in den siebziger Jahren zu einem intensiv erörterten 
Gegenstand geworden, und zwar nicht nur hinsichtlich der praktischen und stra- 
tegischen Probleme, sondern auch hinsichtlich der theologischen Durchdringung. 
Die Zeiten sind vorbei, wo man den Realitäten der Volkskirche nur mit einem 
schlechten Gewissen, weil ohne wirklichkeitsgemäße Ekklesiologie begegnete, 


ri Müller, Zur Revision der Lutherbibel (‚NT 75“), ZThK 76, 1979, S. 241- 


16. Vgl. BSyn EKD 29, 1977, S. 363; zur Diskussion vgl. ebd. S. 150-158, 361f. 


17. LuthGenSyn 1977, S. 414. Zur Diskussion vgl. ebd. S. 102, 150, 153. 
18. Ebd. S. 156. 
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wenngleich die Kritik an der Volkskirche und an ihrer neuen dogmatischen Wer- 
tung sowohl von evangelikaler als auch von progressiver Seite nicht schwächer 
geworden ist. Daß es zur Zeit einen relativ breiten mittleren Konsensus gibt, 
wird gerade an diesem Thema deutlich. 

Insgesamt wird man das starke, in breiten Kreisen vorhandene Interesse an 
der Ekklesiologie als ein in der evangelischen Kirche erstaunliches Phänomen 
registrieren müssen. Und es wäre unangemessen zu behaupten, dies wäre eine 
Konzentration auf eine sekundäre Thematik, eine Selbstbetrachtung, die von 
der Wahrnehmung des Auftrages abführt. Überall in der Welt besinnt sich die 
Kirche auf ihr Wesen, um ihren Dienst besser ausrichten zu können. Dies zeigt 
beispielhaft die umfangreiche Ekklesiologie-Studie der Studienabteilung des 
LWB, die von der Vollversammlung in Evian 1970 angeregt und durch Selbst- 
darstellungen und Untersuchungen von 46 Mitgliedskirchen (vor allem auch in 
der Dritten Welt) getragen wurde. 1976 wurde sie durch eine Konsultation in 
Arusha/Tansania abgeschlossen und der VI. LWB-Vollversammlung in Daressalam 
1977 präsentiert!. 

Die seit 1967 stetig angeschwollene Welle der Kirchenaustritte (pro Jahr von 
0,13 auf 0,78%) ist zwar 1975/76 erheblich zurückgegangen, aber der dadurch 
ausgelöste Schock führte in den kirchenleitenden Gremien zu Überlegungen, 
wie man durch eine progressive Strategie kirchlichen Handelns, die sich an den 
berechtigten Erwartungen und Bedürfnissen der Kirchenglieder orientiert, der 
allmählichen Erosion des volkskirchlichen Bestandes entgegenwirken könnte. 
Die Kirchenkanzlei der EKD wurde im Juli 1976 von der Kirchenkonferenz 
mit der Ausarbeitung einer Studie beauftragt, die dieser im Februar 1977 erst- 
mals vorgelegt wurde. Aufgrund der Stellungnahmen aus den Gliedkirchen wur- 
de sie verändert und im Oktober 1977 an die Kirchenleitungen und Gemeinden 
zu weiterer Diskussion versandt. Aus der soziologischen Analyse der Kirchen- 
austrittsbewegung, die einen Traditionsabbruch signalisiert, werden unter Ver- 
wertung der Ergebnisse der großen Mitgliedschaftsuntersuchung von 1973/74 
(s. KJ 101, 1974 S. 165ff.) grundsätzliche Folgerungen gezogen, die wiederum 
in konkrete Vorschläge für bestimmte Maßnahmen umgesetzt werden. 


KIRCHENAUSTRITTE ALS HERAUSFORDERUNG 
AN KIRCHENLEITENDES HANDELN 


Ein Arbeitspapier der Kirchenkanzlei der EKD 
Vom September 1977 (Auszug) 


Grundsätzliche Folgerungen 


a) Die notwendige Grundentscheidung 


Die Volkskirche unterliegt gegenwärtig einer einschneidenden Strukturveränderung. Die 
fragliche Selbstverständlichkeit der Kirchenmitgliedschaft, die traditionale Bindung ohne 
Entscheidungsqualität, ist zwar noch weithin vorhanden, die Tendenz der Entwicklung 


1. Vgl. den Bericht von P. Hejen, Kritisch Nachdenken über Kirche, LM 16, 1977, S. 
333-335. 
2. Rdschr. EKD-KK vom 21.10.1977; vgl. auch epd-Dok. Nr. 52/1977. 
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weist aber auf schwindende Selbstverständlichkeit und zunehmendes Fragen nach Grün- 
den dafür, die Kirchenmitgliedschaft aufrechtzuerhalten. Wir müssen uns also auf eine an- 
ders geartete Kirche der Zukunft einstellen, in der Kirchenmitgliedschaft in stärkerem 
Maße eine Sache bewußter Entscheidung sein wird. 

Durch mehr als ein Jahrtausend hindurch war Kirchenmitgliedschaft eine selbstverständ- 
liche Voraussetzung des kirchlichen Handelns, in dessen Zentrum deshalb das Ziel stand, 
diese gegebene Kirchenmitgliedschaft in eine lebendige Gliedschaft am Leib Christi zu 
verwandeln. Da nun die Kirchenmitgliedschaft an Selbstverständlichkeit verliert, wird sie 
erstmalig in der neueren Kirchengeschichte selbst zu einem Problem kirchlichen Handelns. 
Die brisanteste Seite dieses Problems ist, daß das Bemühen um lebendige Gliedschaft fak- 
tisch zum Bemühen um die Motivation (Begründung und Erhaltung) der Kirchenmitglied- 
schaft in Widerspruch geraten kann. Das ist etwa dann der Fall, wenn bei Menschen mit 
großem Unabhängigkeitsbedürfnis der Gedanke an die Kirche mit starken Gefühlen geisti- 
ger Bevormundung, moralischer Unterdrückung usw. verbunden ist, was oft gerade ein 
Effekt der innerkirchlichen Sozialisation ist. Das kirchliche Handeln ist dadurch kompli- 
zierter geworden. 

Die Kirche steht vor der Grundentscheidung, auch schon die bloße Erhaltung und Sta- 
bilisierung der Kirchenmitgliedschaft bewußt als ein Ziel kirchlichen Handelns wahrzuneh- 
men. Die Mehrheit der Kirchenmitglieder erwartet nach wie vor von der Kirche ‚‚Versor- 
gung“ in menschlichen Grundsituationen: an Krisen- und Knotenpunkten des Lebens, in 
der Sinngebung und Wertsetzung, in der persönlichen Zuwendung. Es gibt gute theologi- 
sche Gründe, dieser Erwartung nur mit Vorbehalt und zögernd nachzukommen. Sie steht 
in Spannung zum Bild der Kirche als Leib Christi, in dem alle Glieder eine Funktionsein- 
heit bilden. „Versorgungsmentalität“ und „Pastorenkirche‘““ bilden einen fragwürdigen Zu- 
sammenhang. 

Dennoch kann die Kirche eine Kirche der Mehrheit nur bleiben, insoweit sie sich auch 
positiv als „‚Versorgungskirche‘“ versteht. Dieser Begriff wird vielfach energisch abgelehnt. 
Aber er enthält auch eine wichtige Herausforderung, der man sich nicht entziehen sollte, 
nämlich die Versorgungsfunktion der Kirche und ihre missionarische Aufgabe nicht, wie 
das oft geschieht, als völlige Gegensätze zu begreifen, sondern gerade sich gegenseitig durch- 
dringen zu lassen. „Missionarische Versorgungskirche“ zu sein, bedeutet vor dem Hinter- 
grund traditionaler Erwartungen, die an der Kirche haften, daß sie diese nach Möglichkeit 
nicht enttäuscht, sondern annimmt. Es bedeutet jedoch zugleich, daß sie die Gesellschafts- 
religion, die diesen Erwartungen zugrunde liegt, nicht einfach billigt, sondern in die Krisis 
des Evangeliums führt. In beidem ist sie „Kirche für andere“. 

Der Begriff „„missionarische Versorgungskirche‘‘ wurde in mehreren Stellungnahmen kri- 
tisiert, ohne daß ein überzeugender Ersatz dafür vorgeschlagen wurde. Es liegt gar nichts 
an den Begriffen. Aber es bleibt festzuhalten: daß es eine Funktion der Kirche ist, den 
Dienst des Evangeliums offen auszurichten, ohne diesen Dienst an irgendwelche Bedin- 
gungen zu knüpfen; daß die Spannung zwischen einer positiven Anknüpfung bei den Er- 
wartungen der Kirchenmitglieder gegenüber dem Dienst ihrer Kirche und der missionari- 
schen Aufgabe, die sich allein am Wort Gottes auszurichten hat, nicht aufgelöst werden 
darf; daß es ein bewußtes Ziel kirchlichen Handelns sein muß, der Bewahrung der Kirchen- 
mitgliedschaft der distanzierten Kirchenmitglieder bewußt den Vorzug zu geben vor dem 
sogenannten „Gesundschrumpfen‘“ der Kirche auf ihren engagierten Kern. 

Die entscheidende theologische Begründung dafür, der Erhaltung der Volkskirche den 
Vorzug vor einer Entwicklung zur Minoritätskirche zu geben, liegt im Wesen der Inkarna- 
tion. Die Verleiblichung des Gottesworts bedarf der Teilhabe der Kirche an der geschicht- 
lichen Wirklichkeit. Wenn ganze gesellschaftliche Gruppen aus der Kirche auswandern 
(und es läßt sich absehen, welche das bei einer Entwicklung zur Minoritätskirche sein 
werden), ist auch ein Teil unserer differenzierten gesellschaftlichen Wirklichkeit nicht mehr 
in der Kirche vertreten. Indem die Kirche um diesen Beitrag und diese Herausforderung 
ärmer wird, wird auch der Wirklichkeitsbezug der Botschaft der Kirche in Frage gestellt. 

Die notwendige Grundentscheidung bedingt z.T. erhebliche Umorientierungen der Schwer- 
punkte kirchlicher Arbeit, denn die Kirche muß dann auf eine wesentlich differenziertere 
Weise den Ruf zur Nachfolge mit der Rücksicht auf die Scheu vor Vereinnahmung, Bevor- 
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mundung, Verbindlichkeit, die eine charakteristische Hypothek der Kirchenmitgliedschaft 
ist, vermitteln. 


„Ohne diese Grundentscheidung wird das kirchliche Handeln weiterhin trotz eines grund- 
sätzlichen „Ja“ zur Volkskirche deren soziale Voraussetzungen verfehlen, und die allmäh- 
liche ‚Entwicklung zur Minoritätskirche wird absehbar. Die alternative Grundentscheidung, 
nämlich eine stärkere Betonung der theologisch begründeten Normanforderungen (z.B. hin- 
sichtlich der Ernsthaftigkeit der durch Eltern und Paten einzugehenden Verpflichtungen 


bei der Taufe u.ä.), die von einigen Seiten gefordert wird, würde diese Entwicklung be- 
schleunigen. 


Selbstverständlich reicht „Bewahrung der Kirchenmitgliedschaft“ nicht aus. Das eigent- 
liche Ziel ist die Gewinnung von Menschen für den Glauben an die Botschaft von Gottes 
Liebe. Deshalb darf der Zusammenhang zwischen volkskirchlicher Versorgung und missio- 
narischer Aktivität nicht aufgelöst werden, vielmehr liegt eine noch ungelöste Aufgabe 
kirchlichen Handelns darin, „gewinnend“ zu sein auf eine Weise, die nicht mit den Be- 
dingungen des „„Bewahrens“ in Kollision gerät. 

„Volkskirche“ ist unsere Kirche nicht aufgrund einer Wahl, sondern aufgrund ihrer Ge- 
schichte. Sie kann sich allerdings zu dieser Geschichte so oder so einstellen, sie akzeptie- 
ren oder sich über sie hinwegzusetzen versuchen. Dieser Versuch wird vielfach unternom- 
men, wenn die volkskirchliche Situation als schwer erträgliche Last empfunden wird. Aber 
es ist ein konstitutiver Gesichtspunkt evangelischen Kirchenverständnisses, weder enthusia- 
stischen Kirchenbildern nachzuhängen, noch die Differenz zwischen dem Wort, dem die 
Kirche dient, und der Institution zu vernachlässigen. Wir müssen also von der Volkskirche 
als einer „Gegebenheit‘‘ ausgehen und innerhalb dieser Gegebenheit für eine angemessene 
Präsenz des Evangeliums sorgen. Darin dürfte der in unserer geschichtlichen Situation von 
uns geforderte Gehorsam liegen. 


Als konkrete Maßnahmen, um die Verbundenheit der Kirchenmitglieder mit 
der Institution zu fördern und ihren berechtigten Bedürfnissen besser zu ent- 
sprechen, wurden in dieser EKD-Studie empfohlen: Die ‚„integrale Amtshand- 
lungspraxis“ (d.h. ein planvolles Aufeinanderbezogensein von Amtshandlungs-, 
Seelsorge- und Bildungspraxis), verstärkte Pflege des Kindergottesdienstes, eine 
kostenlose Mitgliederzeitschrift im Zusammenhang eines publizistischen Ge- 
samtkonzepts, Verstärkung des Besuchsdienstes, Gemeinschaftspflege, Präsenz 
in der Arbeits- und Freizeitwelt, missionarische Verkündigung, persönliche Dia- 
konie, Erneuerung der Spiritualität. 

Fraglos steht die Kirche vor einer Herausforderung, die derjenigen des 19. Jahr- 
hunderts vergleichbar ist. Damals ist die Bewahrung der Volkskirche durch Re- 
formen (die meist nicht als solche geplant, sondern unkoordinierte Aktionen 
sowohl freier Vereine als auch der verfaßten Kirchen waren) überall dort in einem 
erstaunlichen Maße gelungen, wo man nicht primär an Bestandssicherung inter- 
essiert war, sondern auf konkrete Bedürfnisse der Menschen einging. Heute wird 
es nicht anders sein. Nur solche Strategien sind angemessen und auch letztlich 
erfolgreich, die aus der fundamentalen theologischen Besinnung auf Wesen und 
Auftrag der Kirche erwachsen.? 

Zu dieser Besinnung hat der Theologische Ausschuß der VELKD mit seiner 
1977 nach dreijährigen Vorarbeiten fertiggestellten Studie zur Ekklesiologie der 
Volkskirche einen wichtigen Beitrag geliefert, dessen Charakteristikum darin 
besteht, daß er die Aussagen der Confessio Augustana auf die empirischen Ge- 


3, Vgl. E. Stammler, Die Zukunft liegt in der Gemeinde. Reflexionen zur Volkskirche im 
Übergang, EvK 9, 1976, S. 326-328. 
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gebenheiten bezieht. Kirche wird damit streng von ihrer Funktion als Organ 
der Verkündigung der Rechtfertigungsbotschaft her definiert: als „Institution 
der Freiheit“. Aus der umfangreichen Studie werden hier die auf diesen Kern 
bezogenen Passagen zitiert. 


VOLKSKIRCHE -KIRCHE DER ZUKUNFT? 
LEITLINIEN DER AUGSBURGISCHEN KONFESSION 
FÜR DAS KIRCHENVERSTÄNDNIS HEUTE 


Eine Studie des Theologischen Ausschusses der VELKD 
Vom September 1977 (Auszug) * 


Die Kirche als theologisches Thema (Exposition) 


1. Unsere Kirche ist Volkskirche 


Kirche als Volkskirche ist ein zentrales Thema für die Zukunft. In neuer Weise werden wir 
uns der Fülle des Auftrages bewußt, die darin liegt, daß unsere Kirche in einem theologisch 
weiten und geistlich offenen Sinne Volkskirche ist. In einer Situation, in der traditionelle 
staatliche Bindungen und gesellschaftliche Abstützungen zurückgegangen sind, steht die 
Kirche vor der Aufgabe, ihre innere und äußere Selbständigkeit konstruktiv zu verantwor- 
ten. Sie muß im Blick auf die Zukunft neu entdecken, was es heißt, daß sie Kirche Jesu 
Christi als Volkskirche ist. Der Begriff „Volkskirche“ hat oft eine zwielichtige Rolle ge- 
spielt, weil sich viele politische und soziale Vorstellungen — zum Beispiel im Zusammen- 
hang mit völkischen und nationalen Ideen oder in der Kritik historisch gewachsener Kir- 
chentümer — damit verbunden haben. Es ist die Absicht dieser Studie, in einem neuen Zu- 
gang mit dem Begriff „Volkskirche“ die lebendige Wirklichkeit unserer Kirche im Rahmen 
des reformatorischen Kirchenverständnisses theologisch zu begreifen. 


2. Die Kirche des Evangeliums ist eine offene Kirche 


Heute geht es darum, dem vieldeutigen Reden von einer „Kirche für die Welt‘ oder einer 
„offenen Kirche“ einen im Rahmen der Lehre von der Kirche eindeutigen Sinn zu geben. 
Was bedeutet es, daß die Kirche ihren Grund und ihren Auftrag allein vom Evangelium von 
Jesus Christus her empfängt? Die programmatische Absicht, Kirche für die Menschen, Kir- 
che für andere zu gestalten, ist darin begründet, daß das Evangelium allen gilt. Dies muß 
sich aber vor allem im Kirchesein der Kirche realisieren und nicht darin, daß sie aufhört, 
Kirche zu sein, um sich in einzelnen Aktionsgruppen mit begrenzter Zielsetzung aufzulö- 
sen. Die weiteste Gestalt, in der sich ein solches Verständnis zur Geltung bringen läßt, ist 
ohne Frage die Kirche als Volkskirche. Wird die Volkskirche bejaht, dann muß dies als 
eine theologische Herausforderung ernst genommen werden. 


3. Die reformatorische Lehre gibt die Orientierung 


Für die Orientierung in unserer Situation stellt die reformatorische Ekklesiologie eine ent- 
scheidende theologische Leitlinie dar. Sie hat elementare, schriftgemäße Grundbestimmun- 
gen für das Verständnis der Kirche verpflichtend formuliert. Diese Konzentration auf das 
Wesentliche ermöglicht zugleich eine realitätsbezogene Flexibilität des Kircheseins. So ist 
insbesondere das Augsburgische Bekenntnis (CA) gerade mit seiner oft beklagten „Minimal- 
definition“ der christlichen Kirche (vgl. CA 7) eine hilfreiche Grundlage für einen zukunfts- 
orientierten Umgang mit dem Auftrag der Kirche in unserer Zeit. 


4. Vollständiger Text und Abdruck der Vorträge von D. Rössler, W. Joest, J. Becker, T. 
Rendtorff, H. M. Müller, W. Lohff u.a. in: Volkskirche — Kirche der Zukunft? hg. v. W. 
Lohff—-L. Mohaupt, Zur Sache H. 12/13, Hamburg 1977. 
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4. Die Kirche des Glaubens ist in der Kirche der Erfahrung präsent 


Unsere Volkskirche ist nur eine von vielen geschichtlichen Gestalten der einen heiligen 
christlichen Kirche des Glaubens. Solche besondere und immer neue Gestaltwerdung der 
Kirche geschieht unausweichlich, weil die Kirche Jesu Christi in, mit und unter geschicht- 
licher Realisierung lebt. Darum läßt sich die Volkskirche auch nicht aus einer abstrakten 
Norm ableiten. Sie begegnet stets nur als die vieldeutige Realität von Kirchentümern mit 
ihren spezifischen historischen und regionalen Kennzeichen. Andererseits ist die Volkskir- 
che noch keineswegs theologisch begriffen, wenn man solche Eigentümlichkeiten und wei- 
tere soziologische Details einfach nur zusammenstellt. Vielmehr ist zu bedenken, daß die 
lebensvolle Spannung zwischen der gesellschaftlich-geschichtlichen Realität der Kirche und 
ihrer unwandelbaren Verheißung ein Strukturmerkmal der Volkskirche selbst ist. Ein theo- 
logisches Begreifen der Volkskirche steht in diesem Folgezusammenhang der Sendung der 
Kirche und kann sich nur als theologische Zuwendung zu ihrer Wirklichkeit vollziehen. 

Es muß den Zusammenhang zwischen der Kirche des Glaubens und der Kirche der Erfah- 
rung nachvollziehen und in der theologischen Theorie der Kirche klarlegen. 


I. Problemfelder der Lehre von der Kirche heute 
3. Die Kirche des Evangeliums ist die Kirche der Rechtfertigung 


Die wesentlichen inhaltlichen Aussagen reformatorischer Theologie fassen das Wirklichkeits- 
verhältnis des christlichen Glaubens in der Rechtfertigungslehre zusammen. Diese Aussagen 
sind auf das Verständnis der Kirche hin zu explizieren. Die Lehre von der Rechtfertigung 
aus Glauben um Christi willen (CA 4 und Apologie 4) bildet auch den Orientierungsrahmen 
für alle ekklesiologischen Fragen der Gegenwart. Heil ereignet sich in der Beziehung zwischen 
der verheißenden Annahme durch Gott und dem Glauben des sündigen Menschen (promissio 
— fides). Das ist zugleich das Grundgeschehen, das die Kirche trägt und ihre Kontinuität 
ausmacht. Damit wird das Heil, das alles kirchliche Reden und Handeln in seinen Dienst 
nimmt, kommunikativ verstanden. Rechtfertigung geschieht in einem konkret gestalteten 
Kommunikationsprozeß, in dem Gott den Sünder bedingungslos annimmt und in die Nach- 
folge stellt. Diese heilsame Gemeinschaft des Menschen mit Gott ist zugleich die Voraus- 
setzung für gelingende Gemeinschaft unter den Menschen. 

Im Sinne dieses Rechtfertigungsgeschehens ist die Kirche Jesu Christi eine Kirche ohne 
selbstgemachte Bedingungen für den Heilsempfang; dem muß sie auch in ihrem Kirchesein 
ausdrücklich entsprechen. Die im Rechtfertigungsglauben gegründete Freiheit eines Chri- 
stenmenschen kann weder durch die Aufstellung zu glaubender dogmatischer Sätze noch 
durch Programme des Gemeindelebens eingefangen werden. Vielmehr bleibt der Rechtfer- 
tigungsglaube als Existenzgrund der Kirche die gültige Voraussetzung für Theologie und 
Gemeindeleben. Er soll in ihnen zum Ausdruck kommen und nicht etwa durch sie ergänzt 
oder eingeschränkt werden. Auf dieser Grundlage reformatorischer Einsicht lautet die ekkle- 
siologische Frage darum: Wie kann die Kirche der Freiheit eines Christenmenschen dienen? 
Wie kann die Kirche des Evangeliums als Kirche der Rechtfertigung eine offene Kirche sein, 
auch und gerade in ihrer konkreten geschichtlichen Gestalt? 


6. Die Kirche als Institution ist die Kirche christlicher Freiheit 


Der Rechtfertigungsglaube verlangt in ekklesiologischer Hinsicht keine anderen normati- 
ven Merkmale des Kircheseins als allein die Präsenz von Wort und Sakrament. Um dieser 
theologisch fundamentalen Einsicht willen stellt sich die Kirche gerade in dem weiten Sinne 
der Volkskirche als Institution dar. Die Kirche ist Institution, weil sie als handelnde Kir- 
che theologische Inhalte und geistliche Aufgaben wahrnimmt, die ihr vorgegeben sind, über 
die sie aber nicht verfügt. Sie steht im Dienst einer Botschaft, die sie nicht selbst hervor- 
bringt, sondern von: der sie in die Verantwortung gerufen wird. Alle Aufgaben, in denen 
sich ihr Handeln konkret vollzieht, sind eine Folge dessen, was ihr gegeben ist. In diesem 
Sinne ist es ekklesiologisch geboten, von der Kirche als einer Institution zu sprechen. 

Aber auch im Blick auf die Menschen ist es gut, von der Kirche als einer Institution zu 
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sprechen. Sie repräsentiert in Wort und Sakrament eine letztgültige Freiheit für die Men- 
schen. Sie bezeugt, daß das Gelingen des Lebens nicht von der Leistungskraft des Men- 
schen abhängt, sondern Gnade ist, die auch das Mißlingen seiner Lebensziele umgreift. 
Auf Grund dieses Zeugnisses von der freimachenden Gnade Jesu Christi kann die Kirche 
exemplarische Bedeutung für das Zusammenleben der Menschen in Welt und Gesellschaft 
haben. Sie hält das Wissen präsent, daß wir Menschen letztlich von dem leben, was uns 
gegeben wird, und nicht von dem, was uns aufgegeben ist. Alle Anforderungen, die zur 
Erhaltung des Lebens nötig sind, alle Leistungen, die gefordert und beurteilt werden, ent- 
scheiden in einem letzten Sinne nicht über das Bestehen des Menschen als Menschen Got- 
tes. Die Freiheit, die den Menschen von der Sorge um sein Leben und sein Heil befreit, 
muß nicht von ihm selbst erzeugt werden, sondern wird ihm gegeben. Sie tritt ihm als 
Gabe entgegen. In diesem Sinne ist die Kirche eine Institution der Freiheit, der empiri- 
sche Ort für die Begegnung mit dem Evangelium. Auch die Gemeinde ist nur darin christ- 
liche Gemeinde, daß sie sich um diese Gabe versammelt ... 


9. Die Volkskirche erneuert sich im Leben der Gemeinde 


In der gegenwärtigen ekklesiologischen Diskussion wird immer wieder nach der Existenz 
lebendiger Gemeinden in der Volkskirche gefragt. Dabei wird gelegentlich auch ein Gegen- 
satz zwischen „Volkskirche‘“ und „Gemeindekirche“ akzentuiert. Die Volkskirche erscheint 
dann als Kirche erstarrter Tradition und die Gemeindekirche als Programm der Erneuerung. 

Doch kommt es hier darauf an, falsche Alternativen zu vermeiden. Im Lichte des refor- 
matorischen Kirchenverständnisses ist die Gemeinde nur so Träger der in Wort und Sakra- 
ment verfaßten Kirche, daß sie selbst getragen ist von dem, was Fundament der Kirche 
ist. Auf der empirischen Ebene, auf der die Erscheinungsformen kirchlichen Lebens wahr- 
genommen werden können, ist die Volkskirche mit ihren Parochien auch wieder das Haus, 
in dem lebendige Gemeinden beheimatet sein können. Die zeitliche Kontinuität der Kirche 
in der geschichtlichen Wirklichkeit hätte ohne ihre ständige Erneuerung in den Gliedern 
der Kirche in den Gemeinden keinen Bestand. Aber diese Erneuerung durch das Leben 
der Getauften hat wiederum die Kontinuität der Predigt der Kirche und der Verwaltung 
der Sakramente sowie die Offenheit ihrer Sendung an alle Menschen zur Voraussetzung, 
und die gemeindliche Frömmigkeit der hörenden, singenden und betenden Gemeinde ist 
selbst eine Darstellung der Kontinuität der Kirche. 

Die Kirche als Volkskirche umschließt auch das Leben der Gemeinde, in der sich das 
Priestertum aller Getauften verwirklicht. Sie wird sich aber die Augen dafür freihalten, 
daß die Predigt des Evangeliums ein Angebot an die Menschen enthält, das immer größer 
ist und weiter reicht als die Existenz von bestimmten gemeindlichen Gruppen in der Kir- 
che. Gerade angesichts negativer Erfahrungen mit der Volkskirche, die sich in Kirchenaus- 
tritten oder im Rückgang kirchlicher Sitte melden, ist die Kirche im Blick auf die Zukunft 
dazu verpflichtet, die Maßstäbe für ihren Auftrag nicht in zählbaren Erfolgen oder Mißer- 
folgen zu suchen. Auch dort, wo es ihr durch äußeren politischen Druck erschwert wird, 
Volkskirche zu sein, sollte sie der Versuchung widerstehen, eine Kirche werden zu wollen, 
die gleichsam unter sich bleibt und sich auf Kreise des inneren Einverständnisses zurück- 
zieht. Lebendige Gemeinden tragen zur Sendung der Volkskirche bei, wenn sie in der ih- 
nen gegebenen Weise den christlichen Glauben einladend zur Darstellung bringen. Das kann 
im Rahmen der parochialen Struktur, in überparochialer Kooperation oder in vielen anderen 
Formen geschehen. 

Allerdings entzieht sich die. praxis pietatis, die im alltäglichen Leben der Menschen und 
in den biographischen Bezügen von Familie und Gesellschaft oft unscheinbar einhergeht, je- 
dem messenden Urteil. Die Kirche hat nicht den Auftrag, zwischen „schlechten“ und „‚gu- 
ten‘ Christen zu sortieren, sondern auch gegen den Augenschein alle konkreten Möglich- 
keiten zu befördern, in denen die Teilhabe an Angebot und Anruf des Evangeliums im Le- 
ben der Menschen eine Rolle zu spielen vermag. Auch für die Kirche gilt, daß Geben seliger 
ist als Nehmen, das heißt, daß die Präsenz des kirchlichen Auftrages im Leben der Men- 
schen wichtiger ist als die Selbstbestätigüng kirchlichen Erfolges. Darum besteht zwischen 
Volkskirche und Gemeindekirche keine Alternative, sondern das Verhältnis einer gegenseiti- 
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gen Durchdringung, durch die viele unterschiedliche Weisen der Teilnahme an der Sendung 
der Kirche ermöglicht werden. 


I. Leitlinien reformatorischer Theologie in gegenwärtigen Kontroversen 
10. Lehre und Leben (CA 4) 


Wie besteht nun die Kirche in den Stürmen der Zeit? Sie tut das, indem sie ihr Vertrauen 
allein auf ‚die Gerechtigkeit setzt, die vor Gott gilt. Das Geschehen der Rechtfertigung ist 
der unveränderliche Grund, der „in Übereinstimmung“ (magno consensu) ausgesagt wird und 
den Zugang zum Glauben für jedermann offenhält. „Daß wir Vergebung der Sünde bekom- 
men und vor Gott gerecht werden aus Gnaden um Christi willen durch den Glauben“ (CA 4), 
diese Lehre wird als elementare Kommunikationsregel verbindlich wahrgenommen und gibt 
die Freiheit zu vielfältiger Gestaltung des menschlichen und christlichen Lebens. Insofern ist 
die Volkskirche als Institution der Freiheit die Kirche des Bekenntnisses und der Lehre. Als 
diese Institution arbeitet sie ihren Sinn in einer zusammenhängenden Theorie aus und expli- 
ziert diese als aktuelle Vergegenwärtigung ihrer Tradition. 

Dem tritt der berechtigte Anspruch einer Frömmigkeit gegenüber, die dem Leben Priorität 
vor der Lehre geben will und nach der gelebten Glaubwürdigkeit kirchlichen Redens und 
Handelns fragt. Ist die Lehre der Kirche nicht wirklichkeitsfremd? Wird die Volkskirche nicht 
von ganz anderen Faktoren bestimmt, von politischen und sozialen Zwängen durchwaltet? 
Müssen die Folgen des Rechtfertigungsglaubens nicht unmittelbar in den Lebensvollzügen der 
Kirche sichtbar werden? 

Das Recht dieser Fragen und Forderungen ist ernstzunehmen, weil sich Lehre immer in Le- 
bensprozessen vollzieht und auch selbst ein Lebensprozeß ist, zum Beispiel in allen Formen 
kirchlicher Unterweisung. Andererseits hat das Vertrauen darauf, daß Lehre und Predigt auch 
neue Lebensvollzüge bewirken (CA 6), eine zukunftsorientierende Bedeutung gerade ange- 
sichts der Zwänge, unter denen wir stehen. Die vorhandene äußere und innere Welt, wie sie 
sich in sozialen und psychischen Erfahrungen aufdrängt, wird allemal als Zwang erfahren, 
wenn sie ohne die befreiende Sicht christlicher Lehre gedeutet wird. Jede Familie, in der 
ein Kind getauft wird und in deren Prägung es aufwächst, jede Gemeinde, in der eine Got- 
tesdienstordnung gilt oder geändert wird, jede Gemeinschaft, die bestimmten politischen 
oder ökonomischen Zwecken verpflichtet ist, ist immer weniger als die Fülle des Lebens 
und die Vollendung des Christseins. Wir leben im Glauben und nicht im Schauen, das ist 
die Wirklichkeit des Menschen vor Gott. Darum kann und darf die Kirche nicht ihr eigenes 
Leben an die Stelle der Zusage Gottes setzen. Die Kraft der Freiheit des Glaubens bewährt 
sich in der Zuwendung zur Wirklichkeit im Lichte der Vergebung. In diesem Lichte das Le- 
ben sehen zu helfen, das ist die Aufgabe der.Lehre. 

Die oft kritisierte Pluralität und Mehrdeutigkeit kirchlichen Lebens, christlicher Frömmig- 
keitsstile und theologischer Schulmeinungen beweisen darum noch nicht, daß Lehre und 
Bekenntnis schwach und folgenlos bleiben. Darin liegt vielmehr eine wichtige Information: 
Ein fundamentaler Konsensus in der Lehre, der durch unser Handeln nie eingeholt wird, 
ist notwendig. Die Gemeinschaft in Lehre und Bekenntnis ist der tragende Grund für den 
Umgang mit der Vieldeutigkeit der Erfahrungswelt. 

Wenn nun einer behauptet, Lehre und Bekenntnis einschließlich der sie explizierenden 
und reflektierenden Theologie seien lebensfremd und unfähig, den unveränderlichen Glau- 
bensgrund der Kirche gegenwärtig zu halten, der Glaube könne nur durch eine eindeutige 
Prägung des kirchlichen und christlichen Lebens auch glaubwürdig sein, so muß dem wi- 
dersprochen werden, weil so der „große Konsensus“ der Reformation preisgegeben und 
Rechtfertigung aus den Werken gesucht wird ... 


III. Die Kirche und ihre Zukunft 


16. Die Zukunft der Volkskirche 


Hat die Volkskirche eine Zukunft? Diese Frage wird teils von besorgten Kirchengliedern, 
teils von kritischen Beobachtern aufgeworfen. Sie stellen heißt vom Boden reformatori- 
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schen Kirchenverständnisses her, sie bejahen. Als Kirche liegt ihre Zukunft in der Verhei- 
ßung des kommenden Reiches beschlossen. Das schließt geschichtlichen Wandel nicht aus, 
sondern ein: Die theologisch relevanten Strukturmerkmale der Volkskirche sind nicht iden- 
tisch mit Mehrheits- oder Minderheitsverhältnissen statistischer Art, mit regionalen Eigen- 
tümlichkeiten wie dem Kirchensteuersystem oder dem Status als Körperschaft öffentlichen 
Rechtes. Diese können sich rasch verändern oder dauerhaft stabil bleiben. In jedem Falle 
ist die lebensvolle Spannung zwischen der vieldeutigen und wandelbaren Realität geschicht- 
licher Kirchentümer und der unwandelbaren Verheißung Gottes kennzeichnend für die 
Volkskirche. Ihre realen Lebensverhältnisse und Daseinsformen dürfen deswegen nicht dem 
verächtlichen Urteil verfallen, eine Kirche, die diese Merkmale besitzt, sei nicht vereinbar 
mit dem Wesen der Kirche. 

Je weniger die Sorge oder die Erwartung sich auf das Prestige der Kirche richtet und je 
intensiver und verantwortlicher sich alle Kräfte der Kirche auf ihren Auftrag konzentrieren, 
um so mehr wird das geschichtliche Angebot, das die Volkskirche darstellt, auch als zu- 
kunftsweisende Lebensform der Kirche wahrgenommen werden können. Die Kirche, die zu 
den Menschen und der Welt hin offen ist, wird so oder so immer den Weg einer Volkskir- 
che zu gehen suchen. Das gilt auch und gerade für die neuen Entwicklungen der Kirchen in 
den außereuropäischen Ländern. Die Kirche als Volk Gottes lebt ihres Glaubens im Zusam- 
menhang der Menschheit, die durch das Evangelium zu Gott berufen ist. Die Freiheit und 
die Selbständigkeit evangelischer Kirche muß sich auch darin bewähren, daß sie unbefan- 
gen durch Zeitanalysen und Zukunftsprognosen lebendige kirchliche Tradition aufnimmt, 
gestaltet und mitbaut. 


* 


17. Die Kirche und das Reich Gottes 


Die Welt, in der die sichtbare Kirche um ihres Auftrages willen lebt, ist die unvollendete 
Welt, die auf das Gericht Gottes und das Kommen seines Reiches wartet. Aber das Reich 
Gottes ist keine historische Größe, der wir uns auf einer Zeitlinie in irdischer Zeitrechnung 
schrittweise nähern. Das Reich Gottes kommt zur Welt, nicht geht die Welt in das Reich 
Gottes über. Darum ist die Kirche gehalten, ihrer eigenen Sendung den weitest möglichen 
Horizont offenzuhalten. Sie begreift die verlorene Welt im Lichte der göttlichen Zukunft, 
die in der Gewißheit des Glaubens an Jesus Christus die Bestätigung und Erfüllung dessen 
bringen wird, was in der Botschaft des Evangeliums jetzt schon gültig ist. Im Vertrauen 
darauf, daß die Zukunft Gottes nicht die Negation, sondern die Erfüllung seiner Verheißung 
durch Gericht und Gnade bringen wird, darf die Kirche sich darauf berufen, daß auch in 
ihrem Kirchesein ein Zeichen für das Anbrechen des Reiches Gottes gesetzt ist, auf das sie 
alle Menschen in den Leiden dieser Welt hinweisen soll. 


Auch innerhalb der EKD wurde versucht, in Fortführung der auf der Freibur- 
ger Synode 1975 erst ansatzweise begonnenen Grundlagendiskussion (vgl. KJ 
102, 1975, S. 23ff.) zu einer Verständigung zu kommen. Doch die Arbeit in ei- 
nem ad hoc gebildeten Unterausschuß des ständigen Ausschusses der EKD-Sy- 
node für Schrift und Verkündigung wurde durch die schon 1975 erkennbare 
Polarisierung blockiert und kam trotz mehrfacher Anläufe nicht von der Stel- 
le®. Das ist gerade im Kontrast zu dem in der VELKD erzielten Ergebnis ein be- 
merkenswerter Vorgang. In Analogie zu der seinerzeit fruchtlos gebliebenen Dis- 
kussion um Schrift und Bekenntnis sowie Kindertaufe scheint sich die Skepsis 


5. Beispielhaft sei auf die Arbeit zweier Mitglieder dieses Unterausschusses verwiesen: 
T. Rendtorff, Theologische Probleme der Volkskirche, in dem A.4 zitierten Sammelband 
S. 104-131; ders., Institution der Freiheit, LM 15, 1976, S. 18-21; R. Slenczka, Gottes- 
volk und Volkskirche, KuD 23, 1977, S. 188-204. 
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zu bewahrheiten, daß ein produktives theologisches Gespräch im Rahmen der 
EKD nur schwer möglich ist. Das hat viele Gründe, ist aber ein bedenkliches 
Signal für den inneren Zustand des deutschen Protestantismus, der sich als sol- 


au zunehmend nur noch als kirchenpolitische und bürokratische Einheit ver- 
steht. 


Unter den kirchenleitenden Persönlichkeiten, die sich seit Jahren in bedeut- 
samer Weise kritisch zu den bloß pragmatischen Konzepten für volkskirchliches 
Handeln äußern und zu einer Konzentration der Kräfte im Blick auf eine Er- 
neuerung der Kirche aufrufen, ragt der Hamburger Bischof Dr. Hans-Otto Wöl- 
ber durch ein besonderes Profil hervor. In seinem letzten Jahresbericht auf der 
Tagung der Synode einer selbständigen Hamburger Kirche (vor der Integration 
in die Nordelbische Kirche zum 1. Januar 1977) versuchte er, die Anzeichen 
einer Erosion der Volkskirche in eine positive Prognose umzusetzen. 


BISCHOF H.-O. WÖLBER: SIGNALE VON MORGEN 
Beginn einer Transformation? 
Vom 5. April 1976 (Auszug) 


Das Denken und Fühlen der Jugend ist ein Seismograph, und wir müssen uns fragen: Was 
begibt sich heute überhaupt? Jürgen Habermas hat gemeint, wir befänden uns in einer Phase 
der geschichtlichen Entwicklung, in der die Gestaltungskraft des Christentums immer mehr 
abnehme. Die große Masse der Menschen könne nicht mehr aus dem völlig säkularisierten 
Alltagsbewußtsein heraustreten und auf tief internalisierte Gewißheiten zurückgreifen. Diese 
Diagnose stimmt so nicht, meine ich. Die Großwetterlage stellt sich anders dar. Der Säku- 
larismus, der sich als messianisch empfand, d.h. als endgültig und im Sinne definitiver Er- 
kenntnis und Problemlösung, geht seinem Ende entgegen. Der Messianismus des naturwis- 
senschaftlich technischen Zeitalters zerbricht. Man fordert heute, wenn auch hilflos, neue 
Grundwerte. Die Systeme in Ost und West, die sich als Träger des Sinnes der Geschichte 
verstanden, können unsere Lage nicht mehr deuten. Wir entdecken zum Beispiel mehr 

und mehr, daß die zum Säkularismus gehörende Trennung von Wissenschaft und Technik 
einerseits und Ethik andererseits uns in eine Katastrophe führen kann. Wir ahnen, daß der 
erstrebte soziale Ausgleich in unserer Gesellschaft von seiner Verbindung mit dem kom- 
merziellen und industriellen Wachstumsgedanken gelöst werden muß. Nur wenn wir ärmer 
sind, können wir gerechter sein, d.h. aber, ein neuer Lebensstil überhaupt wird notwendig. 

Wir leben spürbarer im Bewußtsein der Fragwürdigkeit unserer Epoche. Wir empfinden ein 
existentielles Vakuum. Ein Teil unseres Menschseins findet keine Antwort. Äußere Krisen 
rütteln darüber hinaus an uns. 

Nun bin ich zwar der Überzeugung, daß die naturwissenschaftlich technische Zivilisation 
unumkehrbar ist, aber ihre Mangelerscheinungen werden deutlicher. Kompensationsbedürf- 
nisse entstehen, und zwar nach der negativen Seite hin in bedrückend zunehmender Ab- 
hängigkeit von Drogen und Alkoholismus. Vielleicht ist die kultivierte Wehmut der Nostal- 
gie auch ein Symptom. Möglicherweise deutete sich schon in der Jugendrevolution Ende 
der 60er Jahre, so gesellschaftspolitisch sie sich gab, der verzweifelte große Traum von ei- 
nem wahreren Leben in ihren utopischen und alles infrage stellenden anarchischen Elemen- 
ten an. Was steht dahinter, wenn man heute so viel von Meditation spricht, was, wenn 
synkretistische Sekten Anklang finden und ein Interesse an fernöstlichen Religionen vor- 
liegt? Das alles ist eine sehr diffuse, aber auch sehr breite Front kompensatorischer Akte 
angesichts einer tiefempfundenen Unwirklichkeit. 

Wenn ich dieses auf den kirchlichen Bereich einenge, so sind plötzlich neue Stichworte 
da, wie Spiritualität und Kontemplation. Neue Aufmerksamkeit gilt den enthusiastischen 
charismatischen Bewegungen der Christenheit in der weiten Welt. Bei der Vollversammlung 
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des Ökumenischen Rates in Nairobi im November/Dezember vorigen Jahres lag in dieser 
Richtung die spürbarste Wendung. Wir waren gefaßt auf erhebliche Auseinandersetzungen 
hinsichtlich des richtigen Engagements bei den Nöten der Dritten Welt; aber mitten in den 
Konflikten und in einer neuen Erfahrung ratlos machender Tragik unseres Menschseins gera- 
de auch im politischen Horizont fand man auf einer anderen Ebene zusammen. Man fragte 
nicht mehr nur, wie können wir diese Welt ändern, man fragte, woher bekommen wir 
Kraft? Was macht den Menschen zum Überwinder und hilft ihm zu bestehen? Woher 
kommt seine trotzige Hoffnung gegen Resignation? Wie ernst und illusionslos müssen wir 
über unser Menschenwesen reden? So kam die Bibel mehr zu Wort. So waren Gebete und 
Gottesdienste intensivere Elemente der Versammlung, und es war so auch Frieden über 
den Konflikten. Viele haben dies als eine Kurskorrektur und als den Beginn einer neuen 
Synthese verstanden ... 

Wenn sich nun etwas Bahn bricht und die allgemein menschliche oder auch kirchliche 
Großwetterlage sich ändert, so habe ich mit der Vorstellung eines kompensatorischen Ge- 
schehens sagen wollen, daß wir natürlich nicht von unseren sozialen und gesellschaftlichen 
Aufgaben Abstand nehmen. Einer der ganz wesentlichen Beiträge der Kirche zu unserem 
Gemeinwesen sind ihre sozialen Dienste und zumal im Sinne der Liebe als Zuwendung zu 
den tragischen Situationen, denen gegenüber der soziale Ausgleich, den der Staat leistet, 
stumpf bleiben muß — Situationen, die dem helfenden Menschen mehr abfordern, als 
man ihn entlohnen kann. Durch die Kirche wird die soziale Humanität zur Barmherzig-_ 
keit weitergeführt. Wenn dies erlischt, würde es unter uns dunkel werden. Und es sei doch 
auch einmal gesagt, daß alles Aufrichten des Menschen sozial wäre. Wenn wir Leidtragende 
trösten oder in einer Bibelstunde über den Sinn des Lebens nachdenken, so isi diese Stüt- 
zung des Menschen auch sozial. Daß unsere Gesellschaft den religiösen Faktor immer als 
etwas einseitig Privates ansieht, bedeutet doch einfach eine Irreführung ... 

Was kommt angesichts der bedenkenswerten Fülle kirchlichen Lebens unter dem Strich 
heraus? Betrachtet man die Oberfläche des allgemeinen Lebens, so mag die Vorstellung 
stimmen, daß das heutige säkularistische Alltagsbewußtsein keine Gewißheiten mehr tief 
internalisiert. Was aber bedeutet Kirche schließlich anderes, sozialpsychologisch und auch 
theologisch gesehen, als Vermittlung von Gewißheit? Dies ist sogar ihre besondere refor- 
matorische, um nicht zu sagen Reform-Perspektive. Im Streit um das Leben und in einer 
mißverständlichen Kirche rang Luther um Gewißheit. Ohne diese konnte er nicht sein. 

In der Absolutheit des Vertrauens auf Gnade aber fand er sie. Und auch wir möchten selbst 
und auf dem Weg unserer Kirche gewiß sein. 

Sicher muß man nun sagen, daß unsere Kultur für Gewißheit nicht mehr transparent ist. 
Was man einst abendländisch nannte, war eine Kultur solcher Transparenz aller Wirklich- 
keit. Der gemeinsame Weg des Menschenpaares war von Gott „zusammengefügt“. Über der 
Ehe stand ein Mandat. Sie war kein letztlich ungewisser Vertrag. Die Ernte auf dem Felde 
war nicht nur Ergebnis von Düngemitteln, sondern immer auch des unablässigen Segens des 
Schöpfers. Und am Ende saß dem Menschen nicht — wie Brecht formulierte —, nachdem 
alle Illusionen verbraucht sind, als letzter Gesellschafter das Nichts gegenüber. Das war eine 
„getaufte Kultur“. 

Das ist zu Ende! Und dennoch zeigt sich, wir brauchen Gewißheit. Die Mangel- und Kom- 
pensationserscheinungen heute, die seelischen Hungerödeme machen es deutlich. Aber so 
wird die Kirche in Zukunft nicht mehr für die Bestätigung einer Kultur stehen. Dies ist das 
Problem der Volkskirche. Sie wird aber stehen an der Stelle des Mangels. Am Ende kultu- 
reller Transparenz wird sie stehen im Kontrast, d.h. sie überhöht und verwaltet nicht mehr 
einen Bestand. Sie muß missionieren. Die Transformation lautet: Von der Volkskirche zur 
missionarischen Gemeindekirche für das Volk. 


Ähnlich wie Wölber suchte der EKD-Ratsvorsitzende Claß in seinem Bericht vor 

der Synode in Saarbrücken vom 6. November 1977 neue Perspektiven für eine 

im Wandel begriffene, zur Konzentration der Kräfte gezwungene Volkskirche®: 
6. BSyn EKD 29, 1977, S. 31ff. 
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„die Perspektive einer brüderlichen Kirche, die sich als Lerngemeinschaft in um- 
fassender Diakonie begreift“. 

Praktische Folgerungen der Diskussion um die Volkskirche zeichnen sich noch 
nicht ab; sie sind auch nur schwer zu ziehen angesichts der diffusen Gesprächs- 
lage mit ihrer Pluralität bzw. Widersprüchlichkeit der Zielvorstellungen. Anstöße 
zum Handeln kommen von einer Seite, die zwar wenig geistlich, dafür aber ty- 
pisch für die Situation der Volkskirche ist: von den Finanzen, die aufgrund der 
Verzerrungen im Kirchensteuersystem und aufgrund des wirtschaftlichen Kon- 
junktureinbruchs erstmals in der Nachkriegszeit nicht mehr so reichlich wa- 
ren, daß die Kirche sich ohne konzeptionelle Überlegungen alle nur wünschens- 
werten Aktivitäten auch leisten kann. Die seit 1975 sowohl in der EKD als auch 
in allen Landeskirchen in Gang gekommene Diskussion um „Schwerpunkte“ 
bzw. „Prioritäten‘ der kirchlichen Arbeit signalisiert eine interessante Bewußt- 
seinsveränderung, die der allgemeinen gesellschaftlichen und politischen Erkennt- 
nis entspricht, daß wir an die Grenzen des Wachstums gestoßen sind, mit dem 
Materialismus westlicher Prägung zunehmend neue Probleme schaffen und des- 
halb von Grund auf umdenken müssen. Ob die Volkskirche hierin nur die in 
der Gesellschaft vorhandenen Reflexe reproduziert oder der Gesellschaft bei- 
rec (und nicht nur mit Worten) ein Stück voraus ist, muß vorerst offen- 

eiben. 


Ein vom Rat der EKD 1975 eingesetzter Ausschuß versuchte — unter Beibehaltung des 
Volkskirchenkonzepts, wonach viele verschiedene Aufgaben gleichrangig bedacht werden 
müssen —, Schwerpunkte wenigstens für den Bereich der durch die EKD finanzierten Akti- 
vitäten zu setzen’: Er sollte prüfen, „1. ob Arbeiten, die auch schon auf anderen Ebenen 
oder von anderen Trägern getan werden, auch noch auf EKD-Ebene geschehen müssen, 

2. ob Arbeiten, die von der EKD wahrgenommen werden, nicht delegiert werden können, 
3. ob nicht manche der Aktivitäten, die von der EKD wahrgenommen werden, eingestellt 
werden müssen“. 

Wie sehr derartige Überlegungen noch in den ersten Anfängen stecken, verdeutlichte der 
Finanzreferent der EKD-Kanzlei, OKR Hans-Georg Nordmann vor der EKD-Synode in 
Braunschweig am 8. November 1976°: 

„In unserer heutigen, volkskirchlichen Situation können wir den Glauben selbst derer, 
die der Kirche angehören, nicht einfach voraussetzen. Von der Wortverkündigung wird 
nur ein Bruchteil der Gemeindeglieder erreicht. Dies ergibt sich aus der Statistik über den 
Gottesdienstbesuch. Die Feststellung bleibt auch dann zutreffend, wenn man z.B. die 
Einschaltquoten bei der Übertragung von Gottesdiensten und Andachten in Rundfunk 
und Fernsehen mit berücksichtigt. Folglich muß die Kirche Wege finden, mehr Menschen 
zu erreichen. Damit stellt sich die Frage, wie das geschehen und was die EKD dazu bei- 
tragen kann, etwa in den Bereichen Gottesdienst, Religions- und Konfirmandenunterricht, 
Erwachsenenkatechumenat, Besuchsdienst, Publizistik, Bibelübersetzung und -verbreitung. 
Dieser Komplex könnte (müßte?) einer der Schwerpunkte kirchlicher, auch gesamtkirchli- 
cher Aktivitäten sein. Wenn er das sein soll, wäre die weitere Frage zu stellen, ob er das 
ist, ob Lücken auszufüllen sind, ob — soweit schon Arbeit geleistet wird — die Investitio- 
nen an der richtigen Stelle vorgenommen werden, ob — wenn mehr als bisher getan wer- 
den müßte — Mittel an anderer Stelle abgezogen werden sollen und können, weil dort 
Kräfte und Mittel zu verwenden zwar auch nützlich und gut ist, die Aufgaben aber doch 
von geringerem Gewicht sind. 


7. BSyn EKD 28, 1976, S. 181. 
8. Ebd. S. 176f. Vgl. auch OKR Werner Hofmann in BSyn EKD 29, 1977, S. 161f. 
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Den Haushalt der EKD daraufhin durchzusehen, Zweifel zu äußern, Vorschläge zu ma- 
chen, darüber gründlich zu beraten und schließlich Beschlüsse zu fassen, wenn sie uU. $ 
auch erst mittelfristig zu verwirklichen sind, wäre sicher eine wesentliche Aufgabe, die in 
Angriff zu nehmen die synodale Etatdebatte eine geeignete Gelegenheit bietet, auch wenn 
diese Aufgabe nicht im ersten Anlauf zu bewältigen ist. Schließlich gibt es nicht nur einen 
Schwerpunkt kirchlicher Arbeit, sondern mehrere, die näher zu bestimmen sind, wobei 
man sich allerdings vor der Annahme hüten muß, daß alles, was geschieht, schon weil es 
geschieht, die Vermutung für sich habe, Schwerpunkt und unverzichtbar zu sein. Und es 
bedeutet nicht, diesen Hinweis zu relativieren, wenn ich zwei Schwerpunkte an dieser Stelle 
noch erwähne, nämlich die Diakonie (die innerdeutsche und die über die deutschen Gren- 
zen hinausreichende) sowie die Mission und die ökumenische Zusammenarbeit.“ 


5. SCHEITERN DER EKD-GRUNDORDNUNGSREFORM 


Die jahrelangen extensiven Bemühungen um eine Strukturreform der Gesamtver- 
tretung der evangelischen Landeskirchen als einer funktionsfähigen EKD, die 
1974 mit dem Beschluß der EKD-Synode zu einer neuen Grundordnung und 
damit zu einem sinnvollen Kompromiß zwischen den verschiedenen Konzeptio- 
nen geführt hatten (vgl. KJ 101, 1974, S. 143—163), scheiterten im Jahre 1976 
an der gliedkirchlichen Ratifizierung. Vordergründiger Anlaß des Scheiterns war 
die Tatsache, daß aufgrund der Bedenken der evangelikalen Mehrheit in der 
württembergischen Synode diese die erforderliche Zweidrittelmehrheit für die 
Zustimmung nicht zuwegebrachte, nachdem schon die meisten Landeskirchen 

— Bayern hielt sich abwartend zurück — zugestimmt hatten. 

Daraus ergab sich ein vielfältig artikulierter Ärger, der aber nicht zu lautem 
Protest oder zu Versuchen führte, gegenüber einer blockierenden Minderheit 
doch noch das gewünschte Resultat zu erzielen, der vielmehr in stille Resig- 
nation ausmündete (von einer gewissen Befriedigung derer, denen bei der Re- 
form unwohl geworden war, ganz zu schweigen). Die Bataillone derer, die noch 
weiterhin für eine EKD-Reform kämpfen mochten, erwiesen sich als zu schwach. 
Im Zeitraum 1976/77 trat eine erschreckende EKD-Müdigkeit zutage, verbunden 
mit einer bemerkenswerten Stärkung der partikularen Bünde, woraus deutlich 
wird, daß jene württembergische Ablehnung kein Zufall war. Die Gründe für 
diese Entwicklung sind so vielschichtig, daß sie einer differenzierten Analyse 
bedürften. 

Kirchenpolitische Bedenken gegen einen angeblichen Zentralismus verbanden 
sich bei den Württemberger Evangelikalen mit theologischer Kritik. So resultierte 
die Ablehnung der Grundordnung bei ihnen konsequent aus ihrem jahrelangen 
Oppositionskurs, wie das folgende Votum der Synodalfraktion, das auf einer 
Klausurtagung im Juni 1975 erarbeitet wurde, zeigt. 
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VOTUM DES WÜRTTEMBERGISCHEN GESPRÄCHSKREISES 
LEBENDIGE GEMEINDE ZUR EKD-GRUNDORDNUNG 


Vom 14. Juni 1975' 


1. Die Besprechungen haben deutlich gemacht: Wohl wurden bei den langen Vorarbeiten 
zur neuen Grundordnung wesentliche württembergische Anliegen berücksichtigt. Zugleich 
aber haben eine ganze Reihe von Vorgängen die Bereitschaft zu einer zentralistischeren 
EKD-Struktur gedämpft. So ist u.a. im Lauf des letzten Jahres deutlich geworden, 

— daß durch fast alle Landeskirchen Vertreter aus dem Bereich der bekenntnisgeprägten 
Sammlungsbewegungen und der landeskirchlichen Evangelikalen bei der Entsendung in 

die EKD-Synode nicht berücksichtigt werden (während etwa in Württemberg bei der Be- 
rufung alle Gesprächsgruppen beteiligt wurden); 

wi die EKD-Synode auf theologisch-geistliche Anfragen oft nur politisch geantwortet 
— daß die Unterstützung von gewaltanwendenden Befreiungsbewegungen auch in der EKD 
immer wieder gefordert wird; 

— daß der Informationsfluß in der EKD einseitig, parteilich und unzuverlässig sein kann, 
wie etwa bei den Berichten über die deutschsprachigen Gemeinden in Namibia und in Chile; 
— daß in Sachen Verständnis der Schrift als Gottes Wort und Verständnis der reformatori- 
schen Bekenntnisse größte Unterschiede bestehen, die spätestens dann offenkundig wur- 
den, als es um die Übernahme von Absolventen der Freien Evangelischen Akademie Basel 
in den landeskirchlichen Pfarrdienst ging; 

— daß die EKD die überaus starke finanzielle Unterstützung der Wochenzeitschrift ‚„Deut- 
sches Allgemeines Sonntagsblatt‘ aufrechterhält, obwohl dies Blatt theologisch und poli- 
tisch einseitig Position bezogen hat. 

2. Diese und andere aktuelle Vorgänge haben erneut die Frage aufgeworfen, ob denn 
dies die Stunde sei, der EKD durch eine noch engere organisatorische Verflechtung den 
Anschein zu verleihen, als handle es sich um eine wirkliche Gemeinschaft. Denn 
—-offensichtlich wird die Frage, ob die Heilige Schrift alleiniger Maßstab des Lehrens und 
des Handelns in der Kirche ist, in der Praxis völlig unterschiedlich beantwortet; 

— offensichtlich bestehen in der EKD unübersehbare Gegensätze im Blick auf die Person 
und das Werk Jesu Christi (also in der Kardinalfrage des christlichen Glaubens, ob es sich 
denn in den Bekenntnisaussagen des II. Artikels um Gottes große Taten handle oder um 
zeitlose große Ideen); 

— offensichtlich wird die Frage, ob es auch ein wortloses Zeugnis der Tat gebe, das genau- 
so oder besser als die Predigt Glauben an Jesus Christus schaffe, mit leidenschaftlicher 
Unterschiedlichkeit beantwortet, wie sich dies in der ganzen derzeitigen Diskussion um 
den Missionsauftrag der Kirche zeigt; 

— offensichtlich durchziehen diametrale Gegensätze die EKD in der Beantwortung der 
Frage, ob und wie das Neue Testament den Leuten Jesu gesellschaftliche und politische 
Stellungnahmen, strukturverändernde Parteinahmen usw. gebiete oder verbiete. 

3. All das Genannte beeinträchtigt die Einheit der Kirche im Bereich der EKD zutiefst. 
Wir bedauern das gerade deshalb, weil die württembergische Kirche bis heute in einer be- 
sonderen Treue zur EKD stand und eine besondere Verantwortung für die EKD empfand. 

Alle bei der Klausurtagung Anwesenden hielten es darum für unaufgebbar, daß im Fall 
einer Zustimmung zur neuen EKD-Grundordnung die Möglichkeiten des Artikels 54 der 
neuen Grundordnung (Art. 54 Abs. 1: „Hält eine Gliedkirche ein Kirchengesetz für nicht 
vereinbar mit einem ihrer Verfassungsgrundsätze ...‘“) ausgeschöpft werden. Das könnte 
vor allem in folgenden Bereichen notwendig werden: 

— Ausbildung und Anstellung kirchlicher Mitarbeiter einschl. der Pfarrer; 

— Beziehungen zu freien Werken in der Kirche; 

— Beziehungen zum Ökumenischen Rat und zum Lutherischen Weltbund; 

— Finanzielle Unterstützung von Presseerzeugnissen und Arbeitshilfen im Bereich der EKD; 
— Richtlinien, Lehrpläne und Schulbuchempfehlungen im Bereich des Religionsunterrichtes. 


1. idea Nr. 28 vom 23.6.1975. 
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Massive Bedenken waren auch in der bayerischen Landeskirche verbreitet, de- 
ren Vertreter in Rat, Kirchenkonferenz und Synode der EKD allerdings der 
neuen Grundordnung zugestimmt hatten. Die alte Abneigung gegen einen von 
außerhalb Bayerns gesteuerten Zentralismus (denjenigen im eigenen Land hatte 
man zu höchster Perfektion kultiviert!) brach sich zunehmend Bahn, zumal sich 
hier die EKD-Frage in mißlicher Weise mit der Diskussion um die Akzeptation 
der Leuenberger Konkordie verschlungen hatte. Es war ein offenes Geheimnis, 
daß — falls Württemberg nicht die Zustimmung verweigern würde — dann Bayern 
die Grundordnungsreform scheitern lassen würde. Ein juristisches Mitglied des 
Landeskirchenrates hatte schon 1975 offen die Argumente gegen die Reform 
dargelegt und berührte sich darin mit theologischen Bedenken, die vor allem 
von dem bis 1975 amtierenden Landesbischof Dietzfelbinger immer wieder vor- 
getragen worden waren. 


OKR DR. GERHARD GRETHLEIN: GEDANKEN ZUR EKD-REFORM 
Vom Oktober 1975 (Auszug) 


... Ich frage: Ist es zu verantworten, eine Grundordnung zu verabschieden und gleichzeitig 
das entscheidende Finanzierungsproblem auszuklammern? Ist es sinnvoll, eine neue Form 
der Gemeinschaft schaffen zu wollen, ohne zugleich offenzulegen, was sie kostet? Muß 
man nicht zu der Feststellung kommen, daß allein die Bestimmungen über die EKD-Fi- 
nanzierung und den innerkirchlichen Finanzausgleich mindestens für die nächsten Jahre 
Spannungen innerhalb der EKD garantieren, die jedem Glied der evangelischen Kirchen in 
Deutschland ein Greuel sein müssen? ... 

In diesem Zusammenhang muß auch die praktische Gewichtung der EKD-Organe beach- 
tet werden: Die EKD-Synode wird in ihren Möglichkeiten schon deshalb beschränkt sein, 
weil sie wohl nur einmal, höchstens zweimal jährlich tagen kann (wenn man ihre Mitglie- 
der nicht auf ‚‚Hauptamtliche‘‘ beschränkt), bei dem Umfang und der Bedeutung der Auf- 
gaben eine außerordentlich kurze Zeit. Die Kirchenkonferenz wird weiterhin ein so großes 
Gremium sein (Art. 44 EGO), daß in ihr nur in beschränktem Umfang Diskussionen mög- 
lich sein werden; auch wird den Mitgliedern in Einzelfragen immer wieder einmal die Sach- 
kompetenz fehlen. Der Rat der EKD besteht weiter aus ehrenamtlichen Mitarbeitern (Art. 
47, 48 EGO); er ist von daher in seiner Arbeitskapazität beschränkt. Eine zusätzliche Ka- 
pazität für die Bewältigung neuer Aufgaben ist also nur von den hauptamtlichen Mitarbei- 
tern der Kirchenkanzlei (künftig Kirchenamt) vorhanden, wenn man ihre Zahl entsprechend 
erhöht. Eine größere Effektivität der Kirchenkanzlei mag für die Koordination der Arbeit 
zwischen eigenverantwortlich handelnden Gliedkirchen sehr nützlich sein, nicht aber für 
die Entscheidung zentraler Aufgaben in eigener Kompetenz, zumal die Verantwortlichen 
oft lange Zeit im „fernen‘‘ Hannover, mindestens fernab vom (bayerischen oder einem 
anderen) Kirchenalltag leben müssen ... 

Die gegen EGO 5 erhobenen Einwände bestehen gegen die von der EKD-Synode be- 
schlossene Fassung einer neuen Grundordnung unverändert weiter: Die Zusammenarbeit 
zwischen der EKD und den Gliedkirchen wird erschwert, weil die Aufgabenverteilung 
(durch die Allzuständigkeit der EKD) ohne Rücksicht auf die sachlichen Gegebenheiten 
einseitig verlagert ist, statt daß wie bisher von Fall zu Fall der EKD anstehende Gemein- 
schaftsaufgaben übertragen werden. Die Gefahr einer einseitigen Bürokratie, die weitab 
der Gemeindewirklichkeit Glasperlenspiele treibt, ist deutlich. Die Spannungen zwischen 
EKD-Organen untereinander und zwischen EKD und den Gliedkirchen sind auch hier vor- 


2. Nachrichten der Ev.-Luth. Kirche in Bayern 30, 1975, S. 361-366. — Zu Dietzfelbingers 


Bedenken s. z.B. den Beitrag in LM 13, 1974, S. 535f. und ders., Sendepause für die Reform, 
EvK 9, 1976, S. 604-606, 611. 
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programmiert und werden zu erheblichen Schwierigkeiten führen. Schließlich muß weiter- 
hin mit sehr hohen finanziellen Anforderungen der EKD gerechnet werden. 

Das alles sind nicht nur organisatorische Fragen, sondern vor allem auch Fragen von 
hoher geistlicher Bedeutung. Geistliches Leben und Eigeninitiative in den Gemeinden er- 
fordern Menschen, ihre Zeit und Arbeitskraft, und finanzielle Mittel. Beides ist in Über- 
fluß nicht vorhanden. Das bedeutet, daß Arbeitskraft und Geld, die zusätzlich für die 
EKD eingesetzt werden, der Basis, den Gemeinden entzogen werden müssen ... 

Eine Ablehnung der EGO wäre nicht zu rechtfertigen mit dem schlichten Hinweis, daß 
fast alle grundlegenden Forderungen und Bedenken, die Landessynode und Landeskirchen- 
rat der Evang.-Luth. Kirche in Bayern rechtzeitig erhoben haben, unberücksichtigt geblie- 
ben sind. In einer so wichtigen Frage für das weitere Geschehen im deutschen Protestan- 
tismus kann eine Ablehnung nur gerechtfertigt werden, wenn dafür sachlich sehr gewich- 
tige Argumente sprechen, wenn die Ablehnung der Evangelischen Kirche in Deutschland 
mehr nützt als eine Zustimmung. 

Unsere Überlegungen haben gezeigt, daß mit hoher Wahrscheinlichkeit die Organisation 
EKD nach Annahme von EGO spürbar mehr kosten wird (wobei der Umfang auch nicht 
annähernd ermittelt werden kann), daß mehr Kräfte benötigt werden — nicht nur für die 
vielen neuen Aufgaben, sondern auch für die kompliziertere Apparatur — ohne daß dafür 
in den Gliedkirchen spürbare Einbußen möglich würden und daß Spannungen geradezu 
vorprogrammiert sind. Die Gemeinde am Ort wird durch EGO sicher nicht gestärkt. Es 
wird sicher nicht besser, wahrscheinlich schlechter. Deshalb meine ich, daß EGO nicht 
angenommen werden kann. Dieses Nein ist ein ‚Nein‘ zu einer zentralen Kirchenverwal- 
tung auf Kosten der Gemeinden. Das Nein“ ist letztlich ein ‚Ja‘ zu der an der Basis 
lebenden Kirche als einer Gemeinschaft, deren geistliches Wachstum nicht durch die Über- 
tragung möglichst vieler Aufgaben auf gemeindeferne Gremien gefördert werden kann. / 


Mit Spannung wurde erwartet, ob die württembergischen Evangelikalen so weit 
gehen würden, das ganze Reformwerk scheitern zu lassen. In einer dramatischen 
Sitzung am 17. Februar 1976 verhandelte die Synode über den Zustimmungsan- 
trag. Er bekam nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit, weil von 85 Syno- 
dalen 31 (von den insgesamt 49 des Gesprächskreises Lebendige Gemeinde) da- 
gegen stimmten — an drei Stimmen scheiterte hier die Grundordnung. Der Spre- 
cher des Gesprächskreises, Dekan Kurt Hennig aus Esslingen, der sich als EKD- 
Synodaler 1974 bei der Abstimmung über die Grundordnung der Stimme ent- 
halten hatte (vgl. KJ 101, 1974, S. 146), begründete ausführlich die Ablehnung. 


ENTWURF DER ERKLÄRUNG DER WÜRTTEMBERGISCHEN EVANGELISCHEN 
LANDESSYNODE ZUR GRUNDORDNUNG DER EKD 


Vom 17. Februar 1976 


Die Landessynode hat am 17. Februar 1976 im Wege der verfassungsändernden Gesetz- 
gebung beschlossen: 

1. Die Württ. Evang. Landessynode hat zu den Entwürfen einer neuen Grundordnung 
für die Evangelische Kirche in Deutschland wiederholt Stellung genommen. Die Synode 
der EKD hat bei der Verabschiedung der Grundordnung unseren Bedenken und Anregun- 
gen weitgehend Rechnung getragen. Die neue Grundordnung wird aber innerhalb der Württ. 
Landeskirche immer noch unterschiedlich bewertet. . 

In unserer Synode bereitet die Frage Sorge, ob der gegenwärtige Stand der Übereinstim- 
mung im Verständnis des Evangeliums sowohl innerhalb der EKD als auch innerhalb der 
Gliedkirchen selbst eine ausreichende Grundlage für ein engeres organisatorisches Zusam- 
menrücken der evangelischen Christenheit in Deutschland darstellt. 

Trotz aller. geistlichen Spannungen anerkennt die Synode den in der Grundordnung zum 
Ausdruck kommenden Willen zu verstärkter Zusammenarbeit in der EKD. 
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2. Nach $ 3 unserer Kirchenverfassung nimmt die Württ. Landeskirche ‚unter Wahrung 
ihrer Selbständigkeit an den gemeinsamen Aufgaben der deutschen evangelischen Landes- 
kirchen tätigen Anteil“. 

Wir wollen die bestehende und künftig neu geordnete Gemeinschaft innerhalb der EKD 
nicht gefährden und zugleich die Tradition der Württ. Landeskirche in ihrer Stellung zur 
EKD wahren und weiterführen. 

Die Landessynode ermächtigt mit Zweidrittelmehrheit den Oberkirchenrat, der Grund- 
ordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 7. November 1974 namens der 
Evangelischen Landeskirche in Württemberg mit folgender Erklärung zuzustimmen: 

a) Im Verfassungsgesetz der Württ. Landeskirche ist nur ein verhältnismäßig kleiner Teil 
des materiellen Verfassungsrechts geregelt. Zu den Verfassungsgrundsätzen im Sinne des 
Art. 54 zählen wir aber alle Normen des geschriebenen und ungeschriebenen Landeskir- 
chenrechts, denen für den Gesamtaufbau unserer Landeskirche grundsätzliche Bedeutung 
zukommt. 

b) Die gesamte Grundordnung ist für das Miteinander selbständiger Kirchengemeinschaf- 
ten nur dann hilfreich, wenn auch ihre Anwendung stets die freie Überzeugung der Glied- 
kirchen beachtet (Art. 13). 

3. Unsere Schwestern und Brüder in den anderen Landeskirchen bitten wir, mit uns vor 
allem daran zu arbeiten, daß die Evang. Kirche in Deutschland in der Gemeinschaft am 
Evangelium wachse gemäß dem im Grundartikel Abs. 4 festgelegten Auftrag: Verkündi- 
gung des Evangeliums von Jesus Christus. 


DEKAN KURT HENNIG: BEGRÜNDUNG ZUR ABLEHNUNG 
DER EKD-GRUNDORDNUNG 


Vom 17. Februar 1976 (Auszug) 


... Es geht um eine Kirchenordnung, um eine Verfassung, die unbeschadet der auch mir 
bekannten Präambelparagraphen aus einem Kirchenbund de facto eine Kirche macht ... 
Wann schafft man in der christlichen Kirche eine Kirchenordnung? Antwort: Unbeschadet 
der als solche erkennbaren Sonderfälle, wie etwa politischer Umbrüche, geschieht das dann, 
wenn kirchliche Entwicklungen so herangereift sind, daß man nach menschlichem Erkennt- 
nisvermögen sagen kann, daß hier Kirche geworden ist ... Zuerst muß der geistliche Inhalt 
trotz aller menschlichen Unzulänglichkeit erkennbar sein — manchmal in Gestalt der Schaf- 
fung einer Bekenntnisschrift —, dann kann man das Gehäuse zimmern. 

Wenn ich hier meine ernstlichen Bedenken dagegen anmelde, daß für uns eine solche 
Stunde Gottes geschlagen habe, und wenn ich also für meinen und wohl auch einiger 
Freunde Teil sage, daß ich dem eingebrachten Zustimmungsantrag meine Ja-Stimme nicht 
geben kann, dann geschieht dies mit mehr Furcht und Zittern, als manche uns jetzt zu- 
trauen mögen. Es muß also wohl begründet werden, warum wir nicht zustimmen können 
... Wir müssen uns zunächst gegen jede Minderbewertung der neuen Grundordnung aus- 
sprechen. Man darf sie nicht als ein bloßes juristisches Sammelwerk unterkühlen, dessen 
Praktikabilität zumal noch gar nicht erwiesen sei. Sie ist kein auswechselbarer Rahmen 
ohne besondere Eigenbedeutung, kein schwäbisches ‚Nichtsle‘, sondern sie ist ein kirchen- 
geschichtlicher Meilenstein von größter Bedeutung. Unsere Frage ist, ob wir den Weg mit- 
gehen können, der durch diesen großen Meilenstein gewiesen ist. 

Die ganz einfache Frage nach dem cui bono — also: wer gewinnt denn eigentlich durch 
die neue Ordnung mit ihren überstarken Kompetenzen einer mächtigen großen Kirchen- 
zentrale mit ihren vielen Funktionären? — vermag ich nicht zu beantworten, außer für 
die, die sich dieses ‚Kirchengroßschaltwerks‘ dann zu bedienen vermögen und dort die 
Fäden in Händen halten. Aber welcher Gliedkirche soll es eigentlich geistlichen Nutzen 


3. Vollständiger Text der Rede und der übrigen Synodalvoten in: „beraten und beschlos- 


En is ni Arbeit der württembergischen evang. Landessynode 1/1976; vgl. auch epd-Dok 
T. 76. 
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bringen, wenn ihre Eigenständigkeit, mehr noch: ihr kirchliches Leben weniger oder mehr 
trotz der anderslautenden Verfassungsartikel — ich habe sie auch gelesen! — in die Zen- 
trale auswandert und wenn sie selbst mehr und mehr zur Diözese wird, also zu einem 
kirchlichen Corpus eines zutiefst unevangelischen Kirchenverständnisses. Ich gebe zu, daß 
der Satz l einer bayerischen Stellungnahme zur Grundordnung mit dem lapidaren Wort- 
laut: ‚Die neue Grundordnung der EKD ist unnötig‘ etwas knapp klingt. Ich halte ihn aber 
in der Sache für richtig ... 

Kann man eine geordnete Kirche beliebig vergrößern, ohne daß sie in Gefahr gerät, dann 
nicht mehr Kirche zu sein? Keinesfalls ... Wir wenden uns gegen die Meinung, daß das 
Große, also die Zentralkirche, das gleiche sei wie Einigkeit und Einheit, und daß ein Kir- 
chenbund, also eine Beibehaltung der jetzigen föderalistischen Ordnung, dasselbe sei wie 
Zwietracht oder gar Spaltung. Beibehaltung der jetzigen Gemeinschaft ist doch keine Spal- 
tung! Wir sollten statt dessen prüfen, wie weit nicht ein auf nationaler Grundlage, in die- 
sem Falle also auf deutschnationaler Grundlage basierender Zusammenschluß zu einer ver- 
faßten Großkirche, für die es den Größenordnungen nach auf diesem Erdball außerhalb 
der römisch-katholischen Kirche keine Größenparallele gibt, ein ‚Reich von dieser Welt‘ 
ist, weil es nach Ansatz und nach Ausmaß auf den Raster dieser Welt aufgesetzt worden 
ist. Der Hinweis, daß es doch oft geradezu das Normale sei, daß sich der Bereich einer 
Kirche mit dem Bereich eines Staates decke, beantwortet nicht die Frage nach den in 
einer Groß-EKD dann völlig anderen Proportionen als etwa denen der norwegischen oder 
österreichischen Kirche. Wir glauben andererseits nicht, daß diese unsere Württembergische 
Kirche noch alle Merkmale einer Kirche behalten kann, wenn es in allen kirchenhandelnden 
Fragen immer wieder heißen wird: ‚Da müssen wir erst bei der EKD nachfragen‘ ... 

Alles das verrate — so wird gesagt — ein bedauerliches und überholtes provinzielles Den- 
ken? Wir müssen uns hier von dem abschätzigen Klang des Wortes ‚provinziell‘ entschie- 
den freimachen und zu einem klaren Ja zum kirchlichen Provinzialismus kommen. Die 
Kirchengeschichte lehrt eindrucksvoll, daß die provinziellen Größenmaßstäbe die dem We- 
sen der Kirche angemessenen sind und daß die weiterführenden Triebkräfte der Kirchen- 
geschichte nicht vom Nährboden ihres provinziellen Ackers zu trennen sind. 

Provinziell ist kein Synonym für kleinkariert, sondern es ist gleichzusetzen mit überschau- 
bar und kirchlich noch darstellbar. Dies gilt, seit Paulus den Christen in der Provinz Ga- 
latien schrieb und von denen der Provinz Achaja sprach und seit Luther die kirchliche 
Zusammengehörigkeit im Maßstab einer ‚Landschaft‘ begründete. Impulse gehen von lo- 
kalen Triebkräften aus und verwirklichen sich im provinziellen Maßstab, auch wenn sie dann 
imperiale und sogar ökumenische Strahlkraft bekommen können, gerade dann! ... 

Um es rundheraus zu sagen, die Provinzialität ist der legitime Größenmaßstab der ver- 
faßten Kirche. Die Imperialität einer großen oder gar Weltkirche ist ebenso großartig wie 
konsequent katholisch, wobei auch dem Ausdruck Imperialität überhaupt keine wertende, 
z.B. negativ wertende Deutung eignet. Er bedeutet nichts als den sachrichtigen Alternativ- 
begriff zu Provinzialität. Die überprovinziale Verbundenheit der im überschaubaren kirchli- 
chen Maßstab existierenden Provinzialität ist aber seit den Tagen der Jerusalemer Kollekte 
des Paulus um so wirkungsvoller und legitimer, je mehr sie auf der freiwilligen Brüderlich- 
keit und konkreten Kooperation und je weniger sie auf der Imperialität einer verfaßten, 
aber überschaubaren Groß-Kirche geworden ist. 

Darum bejahen wir den Kirchenbund der EKD mit aller Entschiedenheit und stellen 
seine vielfach bewiesene Funktionsfähigkeit mit Nachdruck fest ... 

Die EKD ist im Rahmen der bestehenden Grundordnung in einem Maße funktionsfähig, 
das unsere Väter noch ins Reich des Märchens verwiesen hätten. Diese EKD bejahen wir 
darum mit allem Nachdruck. Wir bitten im Blick auf dieses unser Ja nicht länger die Vo- 
kabel Partikularismus mitzuverwenden. Wir bestreiten nicht, sondern wir bejahen es, daß 
es für diese bestehende EKD in der Tat Kompetenzgrenzen gibt. Diese Begrenzung halten 
wir für nötig. Wir stimmen darum dem Konzept einer Bundeskirche nicht zu ... 

Warum wir aber einer Bundeskirche und darum der hier zur Abstimmung stehenden 
Grundordnung nicht zustimmen können, das hat seinen Grund zuerst und zuletzt in den 
gravierenden theologischen Differenzen und zum Teil Dissonanzen innerhalb der Evange- 
lischen Kirche in Deutschland. 
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Darum nenne ich zum Schluß einen vierten für uns wichtigsten Kreis unserer Bedenken 
gegen eine Zustimmung zur neuen Grundordnung, die Frage: Einheit ohne Einigkeit? 

Eine Feststellung muß hingenommen werden: Es geht nicht an, im Blick auf tiefgreifen- 
de und teilweise dissonante Gegensätze in der EKD immer wieder die Entgegnung zu 
wiederholen, das alles könne man doch innerhalb unserer württembergischen Kirche genau- 
so feststellen und beklagen, ohne daß wir deshalb die Kirchengemeinschaft auflösten. Eben 
das ist es ja, das ist der himmelweite Unterschied, ob eine Kirche, also die Kirche einer 
„Landschaft“, trotz ihrer erheblichen theologischen Spannungen beisammen bleibt, den- 
noch beisammenbleibt, in Freudenstadt und anderswo, und z.B. versucht, jetzt wieder in 
einer theologischen Grundsatzerklärung gemeinsam ihren Standort trotz aller aufgebroche- 
nen Gräben zu bestimmen und neu zu bekennen, wie gerade auf dieser Synodaltagung, 
oder ob man eine Kirche ganz neu zu ordnen unterfängt, in der man noch unter z.T. klaf- 
fenden Unterschieden und Gegensätzen zu leiden hat. Nicht-auseinanderfallen ist etwas 
völlig anderes, als in einem Augenblick unbestreitbarer geistlicher Gegensätze eine neue 
Kirchenordnung durchzusetzen, für die z.Zt. kein geistlich tragfähiger Konsensus in den 
kardinalen Fragen vorhanden ist. Man kann nicht die Einheit beschließen, ohne die Einig- 
keit zu haben ... 


Die Reaktionen auf die württembergische Nicht-Zustimmung waren überall un- 
eingeschränkt kritisch, in ihrer weitgehenden Beschränkung auf die Kritik an den 
dortigen Evangelikalen ließen sie die Hintergründe der allgemeinen EKD-Müdig- 
keit unberücksichtigt. Mit Ludwig Raiser meldete sich der Mann zu Wort, der 

als Präses der EKD-Synode 1970-73 und Vorsitzender des Verfassungsausschus- 
ses maßgeblichen Anteil an der neuen Grundordnung hatte. 


STELLUNGNAHME VON PROF. DR. LUDWIG RAISER ZUM BESCHLUSS 
DER WÜRTTEMBERGISCHEN SYNODE 


Vom 23. Februar 1976 (Auszug) * 


... Wer einmal begriffen hat, wie nötig es dem deutschen Protestantismus ist, über den je- 
weiligen eigenen Kirchturm hinauszusehen und die noch immer in zwanzig historisch zu- 
fälligen Landeskirchen zersplitterten Kräfte wenigstens soweit zusammenzufassen, daß in 
gemeinsamen Angelegenheiten ein einverständliches Handeln gewährleistet ist, kann über 
dieses Scheitern nur bitter enttäuscht sein. Das Nein der 31, die für sich in Anspruch neh- 
men, das Erbe des schwäbischen Pietismus zu vertreten, entspringt einem tiefsitzenden 
Mißtrauen gegenüber der EKD, der man keinen Fußbreit mehr Einfluß einräumen will, 
weil man in ihr einen Geist zu spüren meint, der dem eigenen Maßstab einer evangelikal 
geprägten Frömmigkeit nicht entspricht. Gegen Vorurteile dieser Art ist schwer anzukämp- 
fen; es ist auch ein schlechter Trost, daß die Kirchengeschichte durch alle Jahrhunderte 
hindurch solche Beispiele selbstgerechter Intoleranz kennt. Sie ist heute für die von außen 
allenthalben angefochtene Kirche noch gefährlicher als früher, und es bleibt das Geheim- 
nis der schwäbischen Eigenbrötler, wie man mit solcher Haltung Menschen für das Evan- 
gelium gewinnen soll. 

Die Folge des Nein ist rechtlich nicht die Auflösung der EKD oder das Ausscheiden der 
württembergischen Landeskirche aus ihrem Verbund. Die Verfassungsreförm ist auf unbe- 
stimmte Zeit vertagt, aber die alte Grundordnung hält das Ganze auch weiterhin recht und 
schlecht Zusammen. Was sich indessen einstellen wird, ist Verdrossenheit bei den anderen 
Landeskirchen, die der Verfassungsreform zugestimmt haben und sich nun in ihrer Bekennt- 
nistreue oder ihrem Frömmigkeitsstil hochmütig kritisiert fühlen müssen, und es ist Ent- 
mutigung bei vielen Gemeindegliedern, die sich von der Verstärkung des rechtlichen Bandes 
einen freieren Austausch der Meinungen zwischen unterschiedlichen theologischen Richtun- 
gen innerhalb der EKD und ein unbefangeneres Auftreten in der ökumenischen Gemein- 


4. epd-Dok Nr. 11/1976, S. 45. 
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schaft ‚erhofft hatten. Es wird erheblicher Anstrengungen bedürfen, um den nun drohen- 
den Rückfall in einen unfruchtbaren Provinzialismus zu verhindern. 


Besonnene Stimmen wie die des Präsidenten der EKD-Kanzlei und des Präsiden- 
ten des hannoverschen Kirchenamtes, welche ebenfalls intensiv an der Reform 
mitgearbeitet hatten, versuchten die positiven wie negativen Aspekte des Würt- 
temberger Vetos vorläufig abzuschätzen. 


STELLUNGNAHME VON PRÄSIDENT WALTER HAMMER 
Vom 18. Februar 1976° 


Ich bin davon überzeugt, daß die Synodalen der württembergischen Kirche ihre Entschei- 
dung im Bewußtsein ihrer Verantwortung für die Gemeinschaft der evangelischen Christen- 
heit in Deutschland getroffen haben. Das kann nur respektiert werden. Die EKD wird ihre 
bisherigen Aufgaben weiterhin im Rahmen der geltenden Grundordnung erfüllen. Nunmehr 
> zu prüfen sein, ob einzelne Verbesserungen dieser Grundordnung angezeigt und mög- 
ich sind. 


STELLUNGNAHME VON PRÄSIDENT DR. JOHANN FRANK 
Vom Februar 1976° 


Mit dem Entwurf einer neuen Grundordnung sollte die in der EKD bestehende Gemein- 
schaft von Landeskirchen, Kirchengemeinden und Kirchenmitgliedern in theologischer, 
rechtlicher und organisatorischer Hinsicht gestärkt werden. Es ist zutiefst zu bedauern, 
daß dieses Ziel, über das in der EKD ein hohes Maß an Einigkeit bestand, — nunmehr 
vermutlich auf längere Sicht — nicht erreicht wird. Sicher kann die evangelische Christen- 
heit in Deutschland auch weiter nach der alten Grundordnung von 1948 leben. Gewiß 
muß auch die Entscheidung der württembergischen Landessynode als ein Akt synodaler 
Meinungsbildung respektiert werden. Aber es ist doch beschwerlich genug, daß ein Ver: 
fassungsentwurf, der im Laufe einer sechsjährigen Arbeit in seiner jeweiligen Fassung den 
Synoden aller Landeskirchen zur Stellungnahme vorgelegen hat, der in seiner Endfassung 
allen vorgetragenen Änderungswünschen entsprach und der von der Synode der Evangeli- 
schen Kirche in Deutschland im November 1974 ohne Gegenstimmen — auch aus Württem- 
berg und Bayern — verabschiedet worden war, nun doch gescheitert ist, und dies in einer 
Landeskirche, die seit dem Wirken von Landesbischof D. Wurm als besonders „EKD-freund- 
lich‘ galt. Rückschläge für die EKD werden unvermeidlich sein. Landessynoden, wie die 
der hannoverschen Landeskirche, die mit großer Einmütigkeit für die neue Grundordnung 
gestimmt haben, werden ihr Verhältnis zur EKD überprüfen. Dabei muß damit gerechnet 
werden, daß es künftig weniger Bereitschaft zur Mitarbeit in der EKD geben wird und daß 
die Prioritäten eindeutiger zugunsten der Landeskirchen gesetzt werden. Das kann heilsam 
sein, doch erscheint sehr fraglich, ob es der Gesamtsituation der Kirche in unseren Tagen 
entspricht. 


Der EKD-Ratsvorsitzende D. Helmut Claß war als Landesbischof derjenigen 
Kirche, die ihre Zustimmung nicht erklären konnte, in einer schwierigen Situa- 
tion. Er ließ keinen Zweifel daran, daß er zusammen mit der Mehrheit seiner 
Landessynode und den EKD-Organen weiterhin nach Wegen suchen würde, die 
Reform der Grundordnung zu retten. Rat und Kirchenkonferenz erörterten 
schon wenige Tage nach dem Württemberger Veto in einer gemeinsamen Sitzung 
die Konsequenzen. 


5. Ebd. S. 42. 
6. Ebd. S. 41. 
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ERKLÄRUNG DES RATES UND DER KIRCHENKONFERENZ DER 

EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND ZUR ABLEHNUNG 

EINER NEUEN GRUNDORDNUNG DURCH DIE LANDESSYNODE 
DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN WÜRTTEMBERG 


Vom 28. Februar 1976 


Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Württemberg hat für die Zustimmung zu 
einer neuen Grundordnung der EKD die erforderliche Zweidrittel-Mehrheit knapp ver- 
fehlt. Damit kann der von der Synode der EKD beschlossene Entwurf einer neuen Grund- 
ordnung nicht in Kraft treten, da die Zustimmung aller Gliedkirchen dafür erforderlich 
ist. 

Rat und Kirchenkonferenz bedauern die damit für die EKD geschaffene Lage. Die neue 
Grundordnung hatte zum Ziel, der theologischen Entwicklung im Sinne einer vertieften 
Gemeinschaft in der EKD, den wachsenden Aufgaben der gesamtkirchlichen Organe und 
der Notwendigkeit gemeinsamen Handelns die erforderliche Rechtsgestalt zu geben. Dieser 
Versuch ist mißlungen, die Gründe für ihn bestehen aber fort. Die EKD wird mit ihren 
Organen und Amtsstellen ihre Arbeit auf der Grundlage der bestehenden Verfassung fort- 
setzen. 

In der EKD gibt es eine große Bereitschaft zur Zusammenarbeit in wichtigen Gemein- 
schaftsaufgaben. Mit der Neuordnung des Diakonischen Werkes, der Errichtung eines ge- 
meinsamen Missionswerkes und der Errichtung des Gemeinschaftswerkes der Evangelischen 
Publizistik sind wichtige Teilstücke der beabsichtigten Verfassungsreform bereits verwirk- 
licht. Rat und Kirchenkonferenz vertrauen darauf, daß die Bereitschaft der Gliedkirchen 
und der Kirchlichen Werke zu verstärkter Zusammenarbeit in der EKD fortbesteht. 

Die Arbeit an einer neuen Grundordnung der EKD hat freilich auch gezeigt, daß zwi- 
schen kirchlichen Gruppen Meinungsverschiedenheiten in der Beurteilung der geistlichen 
und theologischen Situation bestehen. Die Leitungsgremien der EKD werden weiterhin 
zur Verständigung zwischen diesen Gruppen beitragen. 

Rat und Kirchenkonferenz danken Landesbischof D. Helmut Claß dafür, daß er als ihr 
Vorsitzender und als württembergischer Landesbischof die Notwendigkeit gesamtkirchlicher 
Zusammenarbeit unermüdlich vertritt und das Verständnis für den Dienst der EKD fördert. 


Schon vor der Württemberger Entscheidung waren im Blick auf diese in der 
bayerischen Kirche Überlegungen angestellt worden, anstelle der neuen Grund- 
ordnung eine „kleine Reform‘ durchzuführen, d.h. den Text der GO von 1948 
auf den jetzigen Stand zu bringen, mithin den status quo in Verfassungsbestim- 
mungen zu formulieren. Diese Lösung wurde vor allem von dem Leiter des Lan- 
deskirchenamtes München und EKD-Ratsmitglied OKR Dr. Werner Hofmann 
propagiert, ohne daß breitere Kreise sich dafür begeistern konnten. Umstritten 
war die Frage, ob mit dem Ergebnis aus Württemberg das Zustimmungsverfah- 
ren gescheitert war oder noch weiter offengehalten werden könnte, um den 
Württembergern Gelegenheit zur Revision ihres Beschlusses zu geben. In diesem 
Sinne äußerten sich zwei Landessynoden. 


ERKLÄRUNG DER LANDESSYNODE DER EVANGELISCHEN LANDESKIRCHE 
IN BADEN ZUR VERFASSUNGSREFORM DER EKD 


Vom 29. April 1976 
Die Synode der badischen Landeskirche hatte dem vierten Entwurf einer Grundordnung 


der EKD ‚einmütig zugestimmt, obwohl dieser hinter ihren Vorstellungen, wie sie in frühe- 
ren Entwürfen deutlich wurden, zurückgeblieben war. 


Deshalb bedauert die Landessynode, daß die mit diesem Entwurf übereinstimmende, von 
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der Synode der EKD im November 1974 verabschiedete neue Grundordnung der EKD in 
der württembergischen Landessynode nicht die notwendige Zustimmung gefunden hat. 

Die Synode setzt sich nach wie vor dafür ein, daß die Gemeinschaft der Kirchen in der 
EKD auch organisatorisch und strukturell Gestalt gewinnt. Die Landessynode ist der Auf- 
fassung, daß das nach Artikel 70 der Grundordnung an keine Frist gebundene Zustimmungs- 
verfahren fortgesetzt werden kann und soll. 

Die Synode ist der Überzeugung, daß die zwischen verschiedenen Gruppierungen in der 
EKD bestehenden Spannungen nicht verhindern dürfen, daß die in Christus gegebene Ein- 
heit stärker sichtbar gemacht werden muß. 

Sie bittet daher den Rat und die Synode der EKD sowie die Synoden der Landeskirchen, 


die Bemühungen um eine Intensivierung der gliedkirchlichen Gemeinschaft in der EKD fort- 
zusetzen. 


ENTSCHLIESSUNG DER PFÄLZISCHEN LANDESSYNODE 
ZUR NEUEN GRUNDORDNUNG DER EKD 


Vom 10./12. Mai 1976 


Die Synode der Pfälzischen Landeskirche ist betroffen, daß die neue Grundordnung der 
EKD in der Württembergischen Landessynode nicht die erforderliche Zustimmung gefun- 
den hat. Sie respektiert diese Entscheidung, stellt aber fest, daß im Interesse von wirksa- 
mem Zeugnis und Dienst weiter an vertiefter Kirchengemeinschaft gearbeitet werden muß. 
In diesem Sinne bitten wir die Württembergische Landessynode, ihren Beschluß noch ein- 
mal zu überprüfen. Wir bitten weiter die Gliedkirchen der EKD, die der neuen Grundord- 
nung bisher nicht zugestimmt haben, das Zustimmungsverfahren ungeachtet der Württem- 
bergischen Ablehnung durchzuführen. 

Rat, Kirchenkonferenz und Synode der EKD werden gebeten, darüber hinaus nach We- 
gen zu suchen, die gewachsene Gemeinschaft innerhalb der EKD stärker als bis jetzt sicht- 
bar werden zu lassen. Dazu genügt es nicht, nur Vorhandenes festzuschreiben. 

Wir bitten weiter die Gliedkirchen der EKD, im Interesse vertiefter geistlicher Gemein- 
schaft unterschiedlicher konfessioneller Traditionen die theologischen Gespräche im Sinne 
der Leuenberger Konkordie intensiv fortzuführen. 


Hatte der Präses der EKD-Synode, Cornelius von Heyl, zunächst die Auffassung 
vertreten, daß das Zustimmungsverfahren gescheitert und die neue Grundord- 
nung daher erledigt wäre (dies in einer Mitteilung an die Gliedkirchen der EKD 
vom 8. März 1976), so zeigte die nachfolgende Diskussion, daß man die Mög- 
lichkeit, doch noch zu einer Reform der EKD-Grundordnung zu kommen, nicht 
völlig verbauen dürfte. Der Ratsvorsitzende D. Claß versuchte, in seinem Bericht 
vor der EKD-Synode in Braunschweig Zukunftsperspektiven anzudeuten. 


EKD-RATSVORSITZENDER H. CLASS: VOLKSKIRCHE EKD 
Vom 7. November 1976 (Auszug) ’ 


Zum Verständnis der jetzigen Lage möchte ich feststellen, daß das synodale Nein der Würt- 
tembergischen Landessynode nicht die Ablehnung der Kirchengemeinschaft bedeutet. Die 
EKD ist angewiesen auf die personellen und finanziellen, die geistigen und geistlichen Bei- 
träge ihrer Gliedkirchen. Die Württembergische Kirche ist zu ihrem Engagement weiterhin 
bereit. 

Ich verstehe, daß viele — auch in dieser Synode — persönlich enttäuscht sind und sich 
durch die Gründe der Ablehnung verletzt fühlen. Da und dort entstand der Eindruck, als 
sei die Württembergische Landeskirche so etwas wie eine heile religiöse Provinz, wovon im 


7. BSyn EKD 28, 1976, S. 51-53. 
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Ernst nicht die Rede sein kann. Andererseits vermute ich, daß bei den Ablehnenden ein un- 
vollständiges und undifferenziertes Bild der EKD, ihrer Arbeit in der Synode, im Rat und 
in den Amtsstellen zugrunde lag. J 

Hinter den württembergischen Bedenken stehen Anfragen an die „bestehende Gemein- 
schaft des Zeugnisses und Dienstes unserer bekenntnisbestimmten Kirchen‘ (EKD-Synode 
Stuttgart 1970). Dem Gespräch darüber sollten wir nicht ausweichen. Wenn ich recht sehe, 
geht es um den Versuch gemeinsamer Antworten auf folgende Fragen: 

Können wir mit der Grundordnung von 1948 allem nachkommen, was wir vom Auftrag 
der Kirche her tun müssen, um den gegenwärtigen und auf uns zukommenden Herausfor- 
derungen gerecht zu werden? 

Wie war es möglich, daß eine Grundordnung, die das Gewicht der Gliedkirchen in der 
Gemeinschaft der EKD verstärkte, den Eindruck erwecken konnte, Instrument zur Schaf- 
fung einer Superkirche zu sein? 

Wie kann das Mißtrauen, das der Vertiefung unserer Gemeinschaft in der EKD im Wege 
steht, an der Wurzel gefaßt und überwunden werden? 

Ist der volle Consensus in theologischen Fragen unabdingbare Voraussetzung oder erhoff- 
tes Ergebnis einer geordneten Kirchengemeinschaft? 

Könnten wir mit der Grundordnung 1974, die sicher kein kirchengeschichtliches Ereignis 
ist, den vor uns liegenden Aufgaben besser gerecht werden? 

Nach meiner Überzeugung werden wir in der Verfassungsfrage um so rascher weiterkom- 
men, je intensiver wir an dem zentralen Thema der Freiburger Synode weiterarbeiten. Da- 
mit meine ich vor allem, daß die Fragen des missionarischen Gemeindeaufbaus auf der Ta- 
gesordnung unserer Synoden bleiben müssen. Das verzeichnete Bild der EKD wird am besten 
durch Realitäten widerlegt. Wir sollten unsere Kräfte konzentrieren auf das faktische und 
fundierte Miteinander in den vielen einzelnen Bereichen, in denen wir versuchen, dem Auf- 
trag des Herrn der Kirche nachzukommen. 

Es genügt, an wenige Stichworte zu erinnern. Alle Gliedkirchen bejahen die Notwendig- 
keit eines finanziellen Lastenausgleichs. Nach bisher sechsjährigen Bemühungen konnten in 
diesem Jahr 8 Millionen DM umverteilt werden. Das entspricht etwa einem Viertelprozent 
des gesamten Kirchensteueraufkommens. 

Auch die für 1977 veranschlagte Summe von 12 Millionen DM verfehlt den 1970 durch 
die Kirchenkonferenz beschlossenen bescheidenen Zielbetrag von 25 Millionen DM noch 
weit. Für die technische Handhabung des Finanzausgleichs bietet das sogenannte Karlsruher 
Modell (1974) die bisher einleuchtendste Systematik. Das eigentliche Problem bleibt un- 
berührt. Es besteht in der Schwierigkeit, die Eigenentwicklungen in den Gliedkirchen auf- 
einander zuzuführen. 

Die Struktur des Versorgungsrechts für Pfarrer und Kirchenbeamte entwickelte sich in 
den letzten Jahren eher auseinander. Nimmt man die auf gliedkirchlicher Rechtssetzung 
beruhenden Unterschiede in der Besoldungs- und Vergütungsordnung hinzu, ergibt sich 
für die Kirchliche Gemeinschaftsstelle für elektronische Datenverarbeitung die Notwendig- 
keit, sich den aufwendigen Luxus einer Pflege von z.Z. etwa 800 verschiedenen EDV-Pro- 
grammen leisten zu müssen. Auch der personelle Austausch wird erschwert. Man muß schon 
fragen, ob die mangelnde Motivation für ein gemeinsames vernünftiges Vorgehen in diesen 
mehr technisch-rechtlichen Fragen nicht unmittelbar auf ein geistliches Defizit, auf die 
Verkennung der Realität des Leibes Christi zurückverweist. 

Trotz erfreulicher und ausbaufähiger Zusammenarbeit in nicht wenigen Bereichen ist nicht 
zu übersehen, daß wir nur schwer zu gemeinsamen Entscheidungen von Fragen kommen, die 
sich allen Gliedkirchen stellen. Die Tendenz, zentrale theologische Probleme lieber isoliert 
anstatt im vielleicht anstrengenderen Gesprächsfeld der ganzen EKD zu beraten, steht frei- 
lich in einem inneren Widerspruch zu der gleichzeitigen Klage über den theologischen Plura- 
lismus. In diesem Zusammenhang begrüßt es der Rat, daß das theologische Gespräch mit der 
Gemeinschaftsbewegung im Bereich.der EKD inzwischen an einigen Stellen intensiv in Gang 
gekommen ist. Wir dürfen keine Mühe scheuen, die innere Gemeinschaftsschwäche der EKD 
zu überwinden. 
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Die lebhafte Diskussion in der EKD-Synode brachte noch einmal alle bisheri- 
gen Gesichtspunkte zur Darstellung. Als Ergebnis wurde ein hinhaltender Beschluß 
gefaßt, der eine Rückkehr zur Grundordnung von 1974 nicht verbauen sollte®. 


BESCHLUSS DER SYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND 
ZUM ZUSTIMMUNGSVERFAHREN ZUR NEUEN GRUNDORDNUNG 


Vom 10. November 1976 


Das Zustimmungsverfahren zur neuen Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land ist nicht abgeschlossen. 

Für die Gliedkirchen, die bisher nicht zugestimmt haben, besteht weiterhin die Möglich- 
keit, ihre Zustimmung zu erklären. Die Synode verbindet mit dieser Feststellung die Bitte, 
von dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen. 

Der ständige Rechtsausschuß wird beauftragt, die Frage des Zeitpunktes der Beendigung 
des Zustimmungsverfahrens zu prüfen und das Ergebnis seiner Überlegungen auf der näch- 
sten Synodaltagung vorzutragen. 


Die allgemeine Ratlosigkeit war groß. Hatten 1948 die theologischen Gespräche, 
soweit sie damals ausgetragen waren, eher zu einer Gefährdung des Einigungs- 
werks geführt, so erhoffte man sich jetzt teilweise von dem Bemühen um theo- 
logische Verständigung eine Beförderung der Überlegungen zur Reform des Orga- 
nisatorischen Zusammenschlusses. Dies trat z.B. auf der EKD-Synode in Saar- 
brücken zutage. 


BESCHLUSS DER SYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE 
IN DEUTSCHLAND ZUM ZUSTIMMUNGSVERFAHREN 


Vom 10. November 1977? 


Für die Abgabe der noch ausstehenden Zustimmungserklärungen nach Artikel 70 der am 
7. November 1974 beschlossenen Grundordnung wird eine Frist bis zum 31. Dezember 1980 
gesetzt. Eine Zustimmung, die bis zu diesem Zeitpunkt nicht erklärt ist, gilt als verweigert. 


Ergänzend dazu wurde beschlossen: 


Die im Laufe des Zustimmungsverfahrens zur neuen Grundordnung der Evangelischen Kir- 
che in Deutschland aufgetretenen grundsätzlichen Fragen müssen in Gemeinschaft mit den 
Gliedkirchen weiterhin vordringlich geklärt werden. Die Synode bittet, hierzu alle Möglich- 
keiten des Gesprächs auszuschöpfen. Sie richtet im Zusammenhang mit ihrem Beschluß über 
die Befristung des Zustimmungsverfahrens die Bitte an die Gliedkirchen, deren Erklärun- 
gen noch ausstehen, sich an diesen Gesprächen zu beteiligen. Die Synode bezieht sich hier- 
bei auf die „Gemeinsame Aussage zu Fragen unseres christlichen Glaubens“ der Württem- 
bergischen Landessynode vom 19. Februar 1977 und auf die von der Landessynode der 
Ev.-Luth. Kirche in Bayern am 25. März 1977 bekundete Bereitschaft, an einer der geist- 
lichen Gemeinschaft in der Evangelischen Kirche in Deutschland entsprechenden angemesse- 
nen Ordnung mitzuwirken. 


8. Zur Diskussion der EKD-Synode s. BSyn EKD 28, 1976, S. 81ff. Der folgende Beschluß 


ebd. S. 464. 

9, BSyn EKD 29, 1977, S. 509f. Vgl. auch Johann Frank, Stand der Verfassungsreform 
der Evangelischen Kirche in Deutschland, ZevKR 1977, S. 25-38; Jörg Müller-Volbehr/ 
Franz G. v. Busse, Das Zustimmungsverfahren zur neuen Grundordnung der EKD, ebd. S. 


38ff. 
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Auch den partikularen Zusammenschlüssen VELKD und AKf kann — bei all 
ihrem Stolz auf den in den letzten Jahren erfahrenen Funktionszuwachs — auf 
die Dauer an einer demontierten EKD nichts gelegen sein. Dies betonte der Lei- 
tende Bischof der VELKD, der hannoversche Landesbischof Prof. D. Eduard 
Lohse vor der VELKD-Generalsynode in Bückeburg. 


DER LEITENDE BISCHOF DER VELKD E. LOHSE ZUR REFORM 
DER EKD UND ZUM VERHÄLTNIS EKD -VELKD 


Vom 26. Oktober 1976” 


Aus den Ausführungen, die in der Württembergischen Landessynode vorgetragen wurden, 
geht klar hervor, daß Spannungen innerhalb unserer Kirchen nur zum geringsten Teil noch 
an alten konfessionellen Unterschieden entlanglaufen und vornehmlich auf andere Ursachen 
zurückzuführen sind. Zwar hat niemand der EKD eine grundsätzliche Absage erteilt oder 
erteilen wollen. Widerstand aber ist gegen ein engeres Zusammenrücken angemeldet wor- 
den, weil man — wie es u.a. hieß — die überschaubare Provinzialität für den legitimen Maß- 
stab einer verfaßten Kirche hält. Doch so wichtig in der Tat die Aufgabe ist, Kirche im 
überschaubaren Bereich zu gestalten, so bedenklich muß es genannt werden, Provinzialität 
als das Gebot der Stunde zu bezeichnen. Denn dringender als je zuvor ist heute gefordert, 
daß die evangelische Christenheit in Deutschland zu gemeinsamem Reden und Handeln 
fähig werde. Solche Gemeinsamkeit kann gewiß nicht in erster Linie durch Verabschiedung 
einer neuen Verfassung hergestellt werden. Kommt sie jedoch nicht zustande, so kann die 
Erfüllung des Auftrags der Kirche in unserer Zeit Schaden leiden. 

In Verbindung mit der Kritik an der Grundordnung ist darauf hingewiesen worden, die 
Kreise der sogenannten Evangelikalen seien in den Synoden und Leitungsorganen zu schwach 
repräsentiert und daher nicht in der Lage, ihre Auffassungen hinreichend geltend zu machen. 
Dieses Argument muß uns weiter beschäftigen. Denn wenn die EKD und die gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse ihre integrierenden Bemühungen erfolgreich weiterführen wollen — und 
wir alle möchten diesem Ziele dienen —, dann müssen ihre Organe so zusammengesetzt sein, 
daß sie die Wirklichkeit in unseren Gemeinden einigermaßen zutreffend widerspiegeln. Die 
evangelikalen Kreise und Gruppen sollten daher an der Verantwortung für die Leitung der 
Kirche angemessen beteiligt werden. Vielleicht wird es nicht immer leicht sein, sie für die 
Mitarbeit zu gewinnen. Einzelne, durchaus ermutigende Erfahrungen liegen jedoch vor, die 
aufzunehmen und weiterzuführen sind. Nach einiger Zeit könnte dann ein neuer Versuch, 
die Einheit in der EKD zu verbessern, mehr Aussicht auf Erfolg finden. Durch gemeinsa- 
men Gottesdienst und praktische Zusammenarbeit sollte die tatsächlich längst vorhandene 
Verbundenheit weiter gefestigt werden. Je mehr Vertrauen dadurch wächst, um so eher 
werden auch die offenen Fragen einer Verfassungsreform eines Tages geklärt werden kön- 
nen. Sieht man auf die Anfänge zurück, so kann man feststellen, daß Kirchengemeinschaft 
zwischen allen Gliedkirchen der EKD heute als selbstverständlich anerkannt ist und inso- 
fern die Verfassung von 1948 der gegenwärtigen Situation nicht mehr hinreichend entspricht. 
Es wird darüber gesprochen, ob es möglich sein könnte, die Grundbestimmungen in der Ge- 
stalt, wie sie in der neuen Grundordnung vorgelegt worden waren, durch entsprechende Be- 
schlüsse in Kraft zu setzen. Allzu viele Diskussionen sollten freilich nicht mehr an die Er- 
örterung von Verfassungsproblemen gewandt werden. 

Im Blick auf die Erfüllung der Aufgaben, die allen Gliedkirchen der EKD gestellt sind, 
darf ein Problem nicht unerwähnt bleiben, das trotz vieler Bemühungen bisher nur unzu- 
reichend hat gelöst werden können. Der Frage eines Finanzausgleichs kommt besondere 
Dringlichkeit zu, da das durchschnittliche Pro-Kopf-Kirchensteueraufkommen in den ein- 
zelnen Landeskirchen keineswegs auf gleicher Höhe liegt, alle aber bestrebt sein müssen, 
ihren Dienst innerhalb unseres Landes in annähernd vergleichbarer Weise wahrzunehmen. 
Nachdem es bisher nicht gelungen ist, in den Organen der EKD zu einer Regelung zu kom- 


10. LuthGenSyn 1976, S. 22-24. 
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men, die die höchst unterschiedlichen finanziellen Möglichkeiten der Gliedkirchen einander 
näherbringen könnte, sollte innerhalb der Vereinigten Kirche — so schwierig das sein mag — 
erörtert werden, wie ein wirksamer Finanzausgleich erreicht werden kann. 

In den letzten Jahren ist wiederholt die Frage gestellt worden, wie der Platz der Vereinig- 
ten Kirche innerhalb der EKD zu bestimmen sei. Da deren neue Verfassung nicht in Kraft 
treten kann, sind einstweilen auch die Überlegungen zu entsprechenden Verfassungsänderun- 
gen der VELKD zurückgestellt worden. Es muß aber erneut bedacht werden, was die Ver- 
einigte Kirche tun kann, um die offenkundige Schwäche der evangelischen Christenheit in 
Deutschland zu überwinden. Hierzu könnte eine Stellungnahme der Generalsynode zum 
gesamten Problemkreis der EKD-Reform hilfreich sein. Erfreulicherweise hat sich in den 
letzten Jahren in manchen Vorhaben eine gute Zusammenarbeit mit der Evangelischen 
Kirche der Union und der Arnoldshainer Konferenz ergeben. Diese Kontakte werden sich 
— so steht zu hoffen — in nächster Zeit verstärken lassen und sollten vornehmlich auf der 
Ebene der Amtsstellen zu regelmäßigen Konsultationen führen. Dabei ist abzuklären, wel- 
che Aufgaben gemeinsam und welche Vorhaben von einer Seite unter Information der 
anderen vorangebracht werden sollten. Der gegenseitige Austausch zwischen den Theolo- 
gischen Ausschüssen und den Rechtsausschüssen hat sich längst eingespielt und sich auch 
in anderen Gremien bewährt. Je besser er sich in Zukunft ausgestalten läßt, um so mehr 
können die EKU bzw. Arnoldshainer Konferenz und die VELKD ihrerseits dazu beitra- 
gen, die theologische Orientierung, den Dienst an den und für die Gemeinden, gemeinsame 
Überlegungen zur theologischen Ausbildung sowie zur Personalplanung zu fördern. Hierzu 
bedarf es keiner Verordnungen oder Grundsatzerklärungen, sondern des beiderseitigen ent- 
schiedenen Willens zu vertrauensvollem Zusammenwirken, dessen Früchte dann letztlich der 
ganzen EKD zuwachsen. Die Vereinigte Kirche wird sich dabei nicht Aufgaben zuschreiben, 
die der Zuständigkeit der EKD zugeordnet sind, wenngleich modellhaftes Handeln auch in 
diesem Bereich möglich bleibt. Es sei nur noch einmal auf das dringliche Problem eines 
Finanzausgleichs hingewiesen. Die VELKD wird vielmehr in Zukunft im Einklang mit den 
Bestimmungen ihrer Verfassung ihr Augenmerk noch stärker auf die theologische Arbeit, 
die Erstellung von Hilfen für die Gemeinden sowie die Pflege der Beziehungen zwischen 
den lutherischen Kirchen in der Ökumene richten. 


6. ZUSAMMENSCHLUSS ZUR NORDELBISCHEN KIRCHE 


Organisatorische Veränderungen des deutschen Landeskirchentums hat es bis- 
her stets nur im Gefolge gravierender politischer Veränderungen gegeben. Um 

so bemerkenswerter ist ein Vorgang, der auch angesichts des Scheiterns der 
EKD-Reform hilfreich für die Beurteilung derartiger kirchengeschichtlicher Pro- 
zesse ist: der Zusammenschluß der vier Landeskirchen Schleswig-Holstein, Ham- 
burg, Lübeck, Eutin und des Kirchenkreises Harburg der hannoverschen Landes- 
kirche zur Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche, der am 1. Januar 1977 
in Kraft trat. Mit 3,3 Millionen Gliedern in 643 Gemeinden ist sie jetzt die viert- 
größte Gliedkirche der EKD.! 

Es wäre kurzschlüssig, einen derartigen Zusammenschluß ohne weiteres als Ver- 
wirklichung der von Christus her gebotenen Einheit der Kirche geistlich zu wer- 
ten, weil dann die organisatorische Einheit als solche abstrakt bewertet würde, 
unabhängig von ihren Inhalten, ihrem Gewinn für die Sache des Evangeliums und 


1. Text der Verfassung mit Erläuterungen: W. Baader (Hg.), Start in die Nordelbische Kir- 
che, Nordelbischer Konvent 16, Kiel 1976 epd-Dok Nr. 52/1976. 
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ihrer Relation von Aufwand und Ertrag. Noch hat bislang jeder Zusammenschluß 
im deutschen Protestantismus vor allem ein Mehr an Bürokratisierung gebracht. 

Die Überwindung des aus der Vergangenheit überkommenen Landeskirchentums 
mit seinem Partikularismus, die immer wieder als hehres Ziel beschworen wurde 
(so programmatisch 1969 in den „Allgemeinen Leitgedanken“ der gemeinsamen 
Kommission der nordelbischen Synoden, die das Verfassungswerk begann), kann 
nicht gut ein absoluter Wert sein, wenn man den Föderalismus als Wertprinzip 
dagegensetzt. Vielmehr verrät sich hier leicht ein ungeschichtliches Denken, wel- 
ches kein konstruktives Verhältnis zur eigenen Tradition mehr hat. Die beste- 
henden kirchlichen Organisationsgrenzen waren ja gerade in Nordelbien beson- 
ders alt und nicht zufällig aufgrund der territorialen Verschiebungen des 19. Jahr- 
hunderts entstanden wie vielfach in Süddeutschland. Die Landeskirchen waren 
organische, historisch gewachsene Gebilde, die für sich und im Rahmen von EKD 
und VELKD funktionstüchtig waren — mit einer Einschränkung: Hamburg litt 
unter kirchlicher Auszehrung, weil die Stadtgrenzen aufgrund der enormen Er- 
weiterung nach 1937 sich weit auf schleswig-holsteinisches Territorium ausge- 
dehnt hatten. Das Hamburg-Problem blieb harter Kern und einzig sinnvoller 
Grund für den nordelbischen Zusammenschluß. 


GERHARD BITTNER: ZUR VORGESCHICHTE DER NORDELBISCHEN KIRCHE’? 


Die nordelbische Gründungsgeschichte bietet sich in der Rückschau als vielfach verschlun- 
gener Weg dar, wenn auch bestimmte begrenzte Themen zu zentralen Kristallisationspunk- 
ten der Verhandlungen geworden sind, z.B. die Frage der Sprengeleinteilung oder der Be- 
stellung nur eines Bischofs für den Hamburger Großraum. Es verdient aber festgehalten 

zu werden, daß schon in der ersten Verhandlungsphase (1955-1963) der fundamentale 
Beschluß der norddeutschen Kirchenleitungen vom 25. September 1959 steht, unter Ver- 
zicht auf rechtliche Eigenständigkeit der beteiligten Landeskirchen eine einheitliche neue 
Gesamtkirche zu schaffen. Allerdings haben die Kirchenleitungen am 2. Februar 1967 den 
Schlußpunkt ihrer Beratungen setzen müssen, nachdem eine befriedigende Einigung über 
Grundkonzeption und Verfassungsstruktur der neuen Kirche nicht erreichbar war. Wenn 
der entscheidende Impuls für Nordelbien von der Lutherischen Generalsynode 1953 aus- 
gegangen war, so kam der erneute Anstoß 1967 wiederum von der synodalen Ebene. Nach 
einer vorbereitenden Zusammenkunft einer Gruppe von Synodalen aus Schleswig-Holstein 
und Hamburg am 21. April 1967 und einem von ihnen erarbeiteten Beschlußvorschlag 
kam es in Hamburg am 4. Mai 1967 zu dem entscheidenden Votum: 

„Die Synode hält beim derzeitigen Stand der Verhandlungen zwischen den Kirchenlei- 
tungen die Initiative einer von den Synoden der beteiligten Kirchen zu bildenden nord- 
elbischen Kirchenkommission für erforderlich. Die Kirchenkommission sollte den Auf- 
trag erhalten, die Voraussetzungen für die Schaffung einer nordelbischen Kirche zu prü- 
fen und den Synoden und Kirchenleitungen der beteiligten Landeskirchen Vorschläge zu 
machen.“ 

Die anderen Synoden folgten dem Hamburger Beschluß. Bereits am 10. Februar 1968 
konnte sich die ‚„Intersynodale Nordelbische Kirchenkommission‘‘ konstituieren. Mit der 
Vorlage eines Vertragsentwurfes über die Bildung der „Nordelbischen evangelisch-luthe- 
rischen Kirche“ schloß sie ihre Arbeit am 29. November 1969 ab. Nach der Rezeption 
der Kommissionsvorlage in den beteiligten Kirchen kam es nach ebenso gründlichen wie 
schwierigen Beratungen in den Landessynoden schließlich zur Unterzeichnung des Nord- 
elbien-Vertrages am 21. Mai 1970 in Kiel. Der genialische Gedanke der Kommission, durch 
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diesen Vertrag die neue Kirche sofort, d.h. bereits am Beginn des Weges in die gemein- 
same Zukunft zu begründen, wie lange auch immer dann das nordelbische Verfassungs- 
werk würde auf sich warten lassen, war von Erfolg gekrönt. Somit hat der 1. Juli 1970 
als der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Vertrages als das Geburtsdatum der Nordelbischen 
Kirche zu gelten. 

Am 19. September 1970 konnte sich dann in Rendsburg die Verfassunggebende Nord- 
elbische Synode konstituieren. Am gleichen Ort hat sie, fast 6 Jahre später, am 12. Juni 
1976 auf ihrer 44. Tagung das ihr aufgetragene Werk vollendet: Die Nordelbische Kirchen- 
verfassung wurde in 3. Lesung von 68 der 70 anwesenden Synodalen (bei einer Sollstärke 
von 85) verabschiedet (bei einer Nein-Stimme und einer Enthaltung). Auf der gleichen 
Tagung wurde auch das Einführungsgesetz zur Verfassung in 3. Lesung mit 69 Stimmen 
(bei einer Enthaltung) verabschiedet. 

Neben dieser Synode war als ein zweites vorläufiges Organ der sog. „‚Nordelbische Rat“ 
unter Vorsitz von Bischof Alfred Petersen, Schleswig, als eine Art Kirchenleitung tätig. 
Dieses Gremium hat in umsichtiger Beratung und Koordination während der vergangenen 
Jahre bereits eine nordelbische Lebenswirklichkeit bereiten helfen als eine entscheidende 
innere Voraussetzung dafür, daß ab 1977 die neue Kirche innerhalb des rechtlichen Rah- 
mens der Nordelbien-Verfassung beginnen kann. 


Mit Euphorie gingen 1976 die wenigsten an die Realisierung der mühsam aus- 
gehandelten Verfassung, nachdem noch 1975 die Geistlichen Ministerien von 
Hamburg und Lübeck einige Verfassungsbestimmungen, die das geistliche Amt 
berührten, für bekenntniswidrig erklärt hatten. Es erwies sich als problematisch, 
daß die Idee des Zusammenschlusses mit unausgereiften kirchenreformerischen 
Plänen kombiniert worden war. Selbst in Hamburg, von wo die entscheidenden 
Impulse gekommen waren und wo man am stärksten von der Neuordnung pro- 
fitierte, wurde das Unternehmen nicht nur optimistisch beurteilt. 


BISCHOF DR. HANS-OTTO WÖLBER: LUTHERISCHE FLURBEREINIGUNG 


Was gilt es positiv zu werten? Zunächst wäre es die phänomenale Tatsache selbst. Institu- 
tionen und Verwaltungen mit profiliertem Eigenleben geben sich auf, um sich zu einigen. 
Das grenzt an ein Wunder. Denn unwillkürlich zwingt sich einem der Vergleich mit der 
jüngst gescheiterten EKD-Reform auf. Zwar hätte es Nordelbien wegen der gemeinsamen 
Bekenntnistradition leichter; aber hier wie dort war das Autonomiebedürfnis der Gliedkir- 
chen erheblich. Auch spielten in Nordelbien die gegenwärtigen theologischen Spannungen, 
die letztlich das Reformunternehmen der EKD scheitern ließen, höchstens am Rande eine 
Rolle. In einer Zwischenphase hat einmal das Geistliche Ministerium, das heißt die Voll- 
versammlung der Hamburger Pastoren, bestimmte Auffassungen vom geistlichen Amt in 
Verfassungsentwürfen für bekenntniswidrig erklärt — es gibt eben auch theologisch und 
kirchlich ein Nord-Süd-Gefälle. In Nordelbien spielte das bekenntnisgeprägte und evange- 
likale Element in dem Nachdenken über das, was die Zukunft dieser Kirche sei, kaum ei- 
ne Rolle. Dem nordischen Bewußtsein mangelt es offenbar an religiöser Evidenz. 

Für die Region Hamburg ergab sich im Laufe der Jahre der Zusammenschluß als nahezu 
zwingend. Vorwiegend durch die Verödung der alten Kernstadt verlor die Kirche hier in 
kurzer Zeit fast ein Drittel ihrer Mitglieder. Sie hatte aber im Schwung der Nachkriegs- 
jahre und angesichts der Herausforderungen des säkularisierten Ballungsraumes ihre Infra- 
struktur außerordentlich stark ausgebaut. Man hatte eine eigene Evangelische Akademie 
— damals sogar eine eigene Theologische Hochschule. Zahlreiche und wohlausgebaute Am- 
ter für Jugenderziehung, Diakonie, Öffentlichkeitsarbeit usw. erbrachten zwar Vorleistun- 
gen für Gesamt-Hamburg, gingen aber zu Lasten jener Kernstadt-Kirche, was die nachbar- 
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lichen Brüder so hinnahmen. Hamburg wird wohl der missionarische Testfall Nordelbiens 
werden. 

Die Diskussionen verdichteten sich zu Verfassungsentwürfen Ende der sechziger, Anfang 
der siebziger Jahre. Da wir gegenwärtig nicht in der Lage sind, eine Kirchenreform irgend- 
wie im Sinne von „Reformation“ zu erreichen, blieb der Veränderungswille bei den Pro- 
testen gegen „strukturelle Autorität“ und die „Herrschaftsverhältnisse im Raum der Kir- 
che‘ (hier bei dem Hauptanstoß — nämlich dem geistlichen Amt) hängen. Die historische 
Sonderstellung des geistlichen Amtes, die sich aus der Tatsache ergibt, daß die Kirche ein 
Geschöpf der Verkündigung in Wort und Sakrament ist, geriet aus dem Gesichtswinkel. 

Natürlich nennt die Nordelbische Verfassung die Funktionen der Pastoren beim Namen. 
Aber alle kirchlichen Dienste sind gleichen Wesens. Und was historisch zurückblieb, sollte 
jetzt aufgeholt werden. Mitarbeiter genießen — was bisher nur den Pastoren zukam — passi- 
ves Wahlrecht für den Kirchenvorstand. Geistliche Leitungsämter gibt es nur noch auf Zeit. 
Allein für die Spitzen der Verwaltung gilt dies nicht. Die „Dienste und Werke“ stellen sich 
als starke, eigene Verfassungsebene dar. Ein Novum im evangelischen Verfassungsrecht: 
Die Gemeindeversammlung, der man vom Konfirmandenalter ab angehören kann, hat zum 
Beispiel Antragsrecht an den Kirchenvorstand. 

In einer Selbstdarstellung der Nordelbischen Kirche (‚Start in die Nordelbische Kirche“, 
Lutherische Verlagsgesellschaft Kiel) gilt die Stärkung der Zwischenebene — das heißt des 
Kirchenkreises -- als „hervorragendstes Ergebnis“. In der Tat stellt sich die Nordelbische 
Kirche als eine Art vereinigter Kirchenkreise dar, die durch die Steuerung der Finanzen 
und unvermeidliche überregionale Aufgaben wie Ausbildung oder Personalrecht zusammen- 
gehalten werden. 

„Demokratisierung“ plus Eigenständigkeit der „Dienste und Werke“ plus das Gewicht 
des Eigenlebens der mittleren Ebene: das ist seither als Struktur der Schleswig-Holsteini- 
schen Kirche schon vorgezeichnet. Dies kann zu einer Kirche mit enormem Binnenverkehr 
führen — eine Entwicklung, die im universitären Bereich ihre Parallelen hat. Ob, wie man 
das bei einer Fusion erwartet, die Kräfte rationalisiert werden und ob es gerade im nord- 
deutschen Raum zu missionarischen Inspirationen und zu einer ausreichenden Außenwen- 
dung dieser Kirche kommt, bleibt zunächst völlig offen. Man muß freilich sagen, daß das 
Geschehen vor Ort kaum wesentliche Veränderungen erfahren kann. Die Lasten und Hoff- 
nungen der Gemeindearbeit bleiben, wie sie sind. 


Am 9. Januar wurde die Fusion mit einem großen Festakt im Lübecker Dom 
als historisches Ereignis gefeiert. Wenn der Leitende Bischof der VELKD in sei- 
ner Festpredigt von einem Gefühl der Erleichterung darüber sprach, daß man 
nach den langen Strukturdebatten sich nun wieder stärker den spezifisch kirch- 
lichen Aufgaben in Verkündigung, Seelsorge und Diakonie zuwenden könnte*, 
dann war das für viele Amtsträger ein frommer Wunsch: Nordelbien ist zunächst 
mit einer gigantischen Umstellung der divergierenden Rechtsordnungen in allen 
Einzelbereichen beschäftigt, kirchliche Arbeit scheint sich noch stärker als bis- 
her in der Produktion von Gesetzen, Verordnungen u.ä. darzustellen. Das ist 
eine unvermeidbare Durchgangsstrecke, doch Überlegungen, die auf eine geset- 
zestechnische Vereinfachung der Umstellung zielten, haben bisher noch nicht 
viel gefruchtet. Einer derjenigen, die das Einigungswerk mit unermüdlicher 
Energie gegen alle Widerstände durchgesetzt haben, der langjährige Präsident 
der Verfassunggebenden Synode, der hamburgische Staatsrat Mestern zog An- 
fang 1978 eine Bilanz, die neben den unbestreitbaren Problemen die Positiva 
des Neuen herausstellte. 
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HANS A. MESTERN: HOFFNUNGSVOLLE BILANZ NACH EINEM JAHR 
NORDELBIEN (AUSZUG) ’° 


Ein Jahr ist die neue Verfassung der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche nun 
in Kraft. Das Einführungsgesetz enthält zahlreiche Vorschriften, die einen behutsamen 
Übergang ermöglichen sollen. Sie waren um so notwendiger, als aus verschiedenen Grün- 
den in den über sechs Jahren der Arbeit in der Verfassunggebenden Synode die Leitungs- 
organe in den noch selbständigen Kirchengebieten im allgemeinen nur sehr zögernd und 
auf manchen Teilgebieten überhaupt nicht den Übergang auf die neue Kirche vorbereite- 
ten, Eine Ausnahme machten nur die „Dienste und Werke“, das heißt im wesentlichen 
die diakonischen Einrichtungen, die zum Teil umfangreiche Ordnungen vorlegten, die die 
gemeinsame Erfüllung der bisher in den Kirchengebieten dezentralisierten Aufgaben sicher- 
stellen sollten ... 

In dem mehr als sechsjährigen Ringen in der Verfassunggebenden Synode der NEK wur- 
de insbesondere von den von der schleswig-holsteinischen Synode entsandten Synodalen 
noch einmal der Versuch gemacht, von den bisherigen Strukturen der vertragschließenden 
Kirchen abweichende Modelle zu verwirklichen. Der von der Verfassunggebenden Synode 
in erster Lesung verabschiedete Entwurf zog weitgehende Folgerungen aus dem Priester- 
tum aller Gläubigen, ließ eine umfassende Demokratisierung der Willensbildung, vor allem 
auf dem Gebiet der Gemeinden erkennen und verzichtete auf die Ausgestaltung des geist- 
lichen Amtes als besonderer göttlicher Stiftung. Außerdem entschied sich der erste Ent- 
wuıf bereits bei den Stellen für Bischöfe und Pröpste für deren Besetzung auf Zeit. Die 
massive Kritik, die der Entwurf erster Lesung gerade auch in den Synoden fand, die ihre 
„Reformer“ in die Verfassunggebende Synode entsandt hatten, führte in der zweiten Le- 
sung zur Wiederaufnahme traditioneller Formulierungen. Die Besetzung der Ämter der 
Bischöfe und Pröpste auf Zeit blieb jedoch bestehen; andererseits wurde das Kollegial- 
prinzip auf der Ebene der Gesamtkirche teilweise aufgegeben und das Institut des „Bi- 
schofskollegiums‘‘ gestrichen. 

Somit war das „Neue“, das auf die Gemeindeglieder und Mitarbeiter der Kirche mit 
dem 1. Januar 1977 zukam, überschaubar und mit einigem guten Willen auch nach Sinn 
und Zielsetzung zu verstehen. Gemeinden und Kirchenkreise blieben in ihrem territorialen 
Bestand unangetastet. Die gesamte Mitarbeiterschaft blieb an ihrem bisherigen Arbeitsplatz 
mit Ausnahme weniger leitender Personen, die, soweit sie überzählig wurden, schon vor 
Ablauf des Jahres 1976 ausschieden oder sich auf einen anderen Arbeitsplatz versetzen 
ließen. Alle Rechtsvorschriften, mit Ausnahme der Verfassungen der fusionierten ehemali- 
gen Landeskirchen und solcher Vorschriften, die der neuen Verfassung und dem Einfüh- 
rungsgesetz widersprachen, blieben in Kraft. 

So vollzog sich der Übergang auf Nordelbien fast reibungslos. Dabei ist allerdings im 
Sprengel Hamburg sowohl im Verhältnis der dort angesiedelten Kirchenkreise unterein- 
ander wie im Verhältnis der NEK zum Bundesland Freie und Hansestadt Hamburg eine 
Lücke entstanden. Diese muß in Zukunft zu Schwierigkeiten führen, wenn sie nicht im 
Laufe der in Verfassung und Einführungsgesetz dafür gesetzten Frist von drei Jahren ge- 
schlossen wird ... 

Auf der Ebene der Gemeinden haben die Gemeindeversammlungen, die für die meisten 
Gemeinden der NEK eine Neuerung darstellen, Aufsehen erregt. Die Erfahrungen sind un- 
terschiedlich. Es gibt Berichte, wonach die Teilnehmer im wesentlichen nur aus den haupt- 
amtlichen und ehrenamtlichen Mitarbeitern bestanden; in anderen Gemeinden ergab sich 
eine große Beteiligung und angeregte Aussprachen über aktuelle Gemeindeangelegenheiten. 
Von der Möglichkeit, die Aufgaben der Kirchengemeinde neben dem Kirchenvorstand 
durch Arbeitsausschüsse zu erfüllen, wird nur zögernd Gebrauch gemacht. Es handelt sich 
hier um ein Angebot der Verfassung, das der Initiativen aus dem Kirchenvorstand oder 
von einzelnen Gemeindegliedern bedarf. 

Die Kirchenkreise haben ihre Bewährung noch vor sich. Zusätzliche Entscheidungen, 
die in Zukunft auf ihrer Ebene fallen sollen, bedürfen sachkundiger Vorbereitung. Das 
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Nordelbische Kirchenamt soll im Interesse einer einheitlichen Handhabung Richtlinien 
und allgemeine Anordnungen erlassen. Das kann erst im Laufe der Zeit geschehen, da zur 
Zeit das Nordelbische Kirchenamt mit der Vorbereitung umfangreicher Gesetzesvorhaben, 
die das bisherige landeskirchliche Recht ablösen ‘oder vereinheitlichen sollen, mehr als 


ausgelastet ist. 


An der kirchenhistorischen Relevanz des Vorgangs kann nicht gezweifelt wer- 
den. Ob daraus positive Folgerungen für Zusammenschlüsse in anderen Regio- 
nen gezogen werden, bleibt abzuwarten. Als Testfall kommt dem nordelbischen 
Zusammenschluß auf jeden Fall eine grundsätzliche Bedeutung zu. 


7. BEKENNENDE GEMEINSCHAFTEN 


Die bekennenden Gemeinschaften, deren Organisationen zum großen Teil im 
Berichtszeitraum ihr zehnjähriges Jubiläum feiern konnten (1966/67 Gründung 
der Bekenntnisbewegung, der verschiedenen Sammlungen und der Notgemein- 
schaft), repräsentieren fraglos ein großes geistliches Potential in unserer Kirche, 
ohne das diese in der bisherigen Form nicht existieren könnte. Um so bedrän- 
gender ist es zu sehen, wie stark in bekennenden Gemeinschaften die Tenden- 
zen zur Abspaltung von der Volkskirche, zur Etablierung separater Organisa- 
tionen neben den bestehenden „amtskirchlichen‘“ Strukturen (Gemeindetag, 
Pressedienst, Ausbildungsstätten) geworden ist. Ja, die Konferenz bekennender 
Gemeinschaften erweckte in jüngster Zeit immer stärker den Anschein, in ihren 
verschiedenen Gremien so etwas wie eine Gegen-EKD zu sein und immer dann, 
wenn der Rat der EKD ein öffentliches Votum zu einer der wichtigen Fragen 
unserer Zeit abgab (z.B. Schulfragen, Terrorismus), ein evangelikales Votum 
dem zur Seite zu stellen. Dieser Anspruch, die wahre EKD zu sein, wurde — 
zusammen mit der Begründung dafür — noch einmal in aller Klarheit von dem 
Vorsitzenden der Bekenntnisbewegung „Kein anderes Evangelium“ Rudolf 
Bäumer, Pfarrer im westfälischen Espelkamp, zusammengefaßt. 


INTERVIEW DES EPD MIT PFARRER RUDOLF BÄUMER: 
„DIESER ZWEITE KIRCHENKAMPF IST VIEL ERNSTER“ 


Vom 30. März 1977 (Auszug) ' 


Bäumer: Das Wort „evangelikal‘ ist ein Fremdwort und kommt als ‚‚evangelical“ aus dem 
angelsächsischen Raum. Es hat mir einmal jemand gesagt, „evangelikal‘“‘ bedeute in den USA 
dasselbe wie in Deutschland die Losung „Kein anderes Evangelium“, das heißt, eine klare 
Bindung der Theologie und des persönlichen Glaubens und Lebens an die Heilige Schrift. 
Ich will allerdings nicht verschweigen, daß das Wort „evangelikal‘“ im deutschen Sprach- 
raum manchmal nicht diese klare Betonung der Bindung an die Heilige Schrift ausdrückt, 
die wir uns wünschen. Wenn man sich an die Heilige Schrift gebunden weiß, dann weiß 
man auch, daß nur der recht gläubig sein kann, der auch rechtgläubig ist. 
epd: Sie behaupten, wenn wir Sie richtig verstehen, daß diese Rechtgläubigkeit in der 
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evangelischen Kirche in Frage gestellt ist. Daraus ergibt sich für Sie die Notwendigkeit ei- 
ner Abgrenzung gegenüber der Kirche und Sie haben deshalb die Bekenntnisbewegung 
„Kein anderes Evangelium‘‘ gegründet. Dennoch gehören Sie dieser Kirche weiterhin an. 

Bäumer: Wir haben sogar im Dritten Reich unserer evangelischen Kirche die Treue ge- 
halten, obwohl Reichsbischof Ludwig Müller ein Mann war, der offensichtlich etwas ganz 
anderes vertrat als das Evangelium von Jesus Christus in Bindung an Schrift und Bekennt- 
nis. Wir sind nicht ausgetreten, sondern haben das Recht auf Mitgliedschaft in dieser Kir- 
che nachdrücklich behauptet, weil deren Grundlage unserem Glauben entspricht. Darum 
ist auch heute unser Wirken in der evangelischen Kirche legitim und unsere Mitgliedschaft 
berechtigt. Die Bekenntnisbewegung und die ihr nahestehenden Gruppen verstehen sich 
also nicht etwa als eine bestimmte Richtung in der evangelischen Kirche, sondern als die 
eigentlichen Vertreter dieser Kirche, wie sie nach ihren eigenen Grundsätzen — und das 
heißt auch nach den Grundartikeln ihrer Kirchenordnung — sein will und sein soll. 

In diesen Grundartikeln wird Bezug genommen auf das biblische Evangelium und darum 
auch auf die Bekenntnisse der Reformation, auf das Konkordienbuch und den Heidelber- 
ger Katechismus. Ich glaube, daß eine bekenntnisgebundene evangelische Kirche — die wir 
ja auch de jure sind — gar nicht anders kann, als sich von denen abzugrenzen, die von ihrer 
Lehre und Grundlage abweichen. Darum, so meine ich, vertreten wir als Bekenntnisbewe- 
gung in keiner Weise ein „Sonderfündlein‘ sondern das, was die evangelische Kirche ihrem 
Wesen nach zu vertreten hat ... 


epd: Zu den Versuchen eines Ausgleichs zwischen Evangelikalen und der verfaßten Kir- 
che gehört insbesondere das Gespräch vom 18. Januar in Hannover?, Damals haben Sie 
erstmals auf einer solchen Ebene — nämlich mit offiziellen Vertretern der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands und der Arnoldshainer Konferenz — verhan- 
delt, wie auch der evangelikale Tübinger Theologe Professor Beyerhaus in einem Artikel 
hervorhebt. Nach seiner Meinung könnte dieses Gespräch einmal in die Geschichte des 
deutschen Protestantismus eingehen. Wie beurteilen Sie solche Dialoge? 

Bäumer: Solche Gespräche mit den Leitungen der Landeskirchen in der EKD finden 
auf unsere Bitten hin jetzt seit über zehn Jahren statt”. Wir haben auch mit dem Ratsvor- 
sitzenden der EKD gesprochen. Aber Prof. Beyerhaus hat insofern recht, als das Gespräch 
in Hannover das erste war, an dem nicht nur Vertreter der Kirchenleitungen, sondern der 
großen landeskirchlichen Zusammenschlüsse teilnahmen. 

epd: War Hannover ein Schritt nach vorn, oder ist das zuviel gesagt? 

Bäumer: Wir haben unsere Bitten den Bischöfen und Kirchenpräsidenten vorgetragen 
und sie ermuntert, das, was wir gemeinsam zu klären versucht haben, nun in ihren Kir- 
chenleitungen weiter zu beraten. Ob dieses Gespräch gute Folgen hat, hängt also jetzt von 
der Entscheidung der Kirchenleitungen ab. Ich habe an unsere Gesprächspartner drei Bit- 
ten gerichtet. Erstens: nicht mehr am Kirchentag teilzunehmen, weder passiv noch aktiv; 
zweitens: nicht für den Kirchentag zu werben; und drittens: den Kirchentag nicht finan- 
ziell zu unterstützen, weder mit einer Kollekte noch mit pauschalen Beihilfen der Landes- 
kirchen. Es geht uns unter anderem darum, daß die Gemeindepfarrer nicht gezwungen 
werden, eine Kollekte abzukündigen, die ihrem Gewissen widerspricht. Die Schwierigkei- 
ten im ersten Kirchenkampf in den Jahren von 1933 bis 1945 waren ja auch dann immer 
besonders groß, wenn die Pfarrer eine von den damaligen Deutschen Christen angesetzte 
Kollekte abkündigen sollten. 

epd: Sie sagten soeben: „Im ersten Kirchenkampf“. Sie sind also der Meinung, daß zur 
Zeit ein zweiter Kirchenkampf im Gange ist? 

Bäumer: Ja. Ich schließe mich der Ansicht des früheren bayerischen Landesbischofs 
Dietzfelbinger an, daß der heutige Kirchenkampf für die Kirche sehr viel ernster ist als 
der erste, weil er latenter ist. 

epd: Sie meinen also im Gegensatz zum hannoverschen Landesbischof Lohse, daß es 
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über diesen Konflikt, bei dem es um theologisches Verständnis sowie politisches Verhal- 
ten von Kirchenmitgliedern und Kirche geht, in der Bundesrepublik zu einer Kirchenspal- 
tung kommen kann? 

Bäumer: Es ist gewiß auch unser Wunsch, daß die evangelische Kirche eine Einheit bleibt. 
Darum treten wir aus dieser Kirche nicht aus. Wir meinen allerdings, daß diese evangeli- 
sche Kirche ihren Auftrag nur erfüllen kann, wenn sie sich in ihrer Gesamtheit, das heißt 
mit ihren Synoden, ihren Amtsträgern und ihren Bischöfen, auf ihre schrift- und bekennt- 
nisgebundene Grundlage rückbesinnt. Tut sie das nicht, dann wird wahrscheinlich eine 
Kirchenspaltung nicht zu verhindern sein. 


Damit nahm Bäumer Parolen auf, die — zumal seit 1974 im Zusammenhang 
mit dem Berliner Kirchenstreit (vgl. KJ 101, 1974, S. 119ff.) — einen Notstand 
in der evangelischen Kirche analog zum Notstand des Jahres 1933/34 prokla- 
mieren wollte. Erinnert sei an den Aufruf des verstorbenen Berliner General- 
superintendenten Hans-Martin Helbich „Notstand in der Kirche‘ von 1974 %: 
„Der Notstand braucht nicht besonders ausgerufen zu werden; er ist da und 
muß lediglich konstatiert werden.“ Seit Dahlem 1934 sei die Vorstellung vom 
Notstand und Notrecht „‚mit der Vorstellung verbunden, daß neben der be- 
stehenden Leitung in der Kirche auf allen Ebenen Notorgane eingerichtet wer- 
den müssen, die zumindest als Ergänzung, wenn nicht sogar an Stelle der be- 
stehenden Organe den verantwortlichen Auftrag der Kirche nach innen und 
außen übernehmen“. Freilich schränkte Helbich im Blick auf die konkrete Si- 
tuation diese Perspektive wieder ein: „Ein kirchlicher Notstand muß nicht un- 
bedingt zu organisatorischen Spaltungen der Kirche führen“. Peter Beyerhaus, 
der Vorsitzende des Theologischen Konvents der KbG, einer der profiliertesten 
Apokalyptiker unter den deutschen Theologen, hatte im Sinne dieser Konzep- 
tion angesichts der rapide sich ausbreitenden Irrlehre, ‚‚der satanischen Ver- 
suchung der Kirche“ von einer „neuen Konfession derer“ gesprochen, „die 
sich der Irrlehre widersetzen‘“°. 


Andere Stimmen innerhalb der Konferenz plädierten allerdings nachdrücklich gegen eine 
Separation von der Volkskirche, für eine Beibehaltung der jetzigen Strukturen. So stellte 
z.B. der Vorsitzende der „Kirchlichen Sammlung um Bibel und Bekenntnis in Bayern“, 
Dekan Friedrich Höfer aus Kronach, fest, daß die Kirchliche Sammlung trotz ihrer Kritik 
an den Entartungserscheinungen ‚‚wie die übrigen bekennenden Gemeinschaften als kriti- 
sche Gruppe in der Kirche“ bleibe: „‚kritisch‘ nicht um der Kritik willen, sondern in der 
Wachsamkeit über die Reinerhaltung und im ständigen Ringen um die Erneuerung des 
unverkürzten und unverfälschten Evangeliums von Jesus Christus‘‘®. Und Bäumer wehrte 
in einer Interpretation seines oben zitierten epd-Interviews den Vorwurf, er ziele auf ei- 
ne Kirchenspaltung, ab’: „Seit über zehn Jahren schreiben uns ev. Christen, daß sie an- 
gesichts der Zustände in ihrer Gemeinde, besonders der nicht schriftgemäßen Predigt ihres 
Pfarrers, austreten möchten, und wir bitten sie, trotz allem in der Landeskirche auszu- 
harren. Wenn sie dann unter schweren Bedenken Mitglieder der Landeskirche bleiben, tun 
sie es allein in der Hoffnung, daß der modernistische Rationalismus in der Kirche über- 
wunden wird.‘ Seinen Kritikern hielt Bäumer vor, es sei ihnen „offensichtlich noch gar 
nicht deutlich, warum eigentlich viele den Freikirchen nahestehende Gemeindeglieder noch 
nicht zu ihnen übertraten: nur deswegen nicht, weil es in der Landeskirche eine Bekennt- 


4. Flugblatt: Notstand in der Kirche. Ein Wort an die Gemeinden (ohne Jahr = 1974). 
5. Vgl. Berliner Kirchenreport vom 7.4.1975, S. 6. 

6. Nachrichten der Ev.-Luth. Kirche in Bayern 31, 1976, S. 390-392. 

7. Info.brief der Bekenntnisbewegung Nr. 62 vom Juni 1977, S. 35. 
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nisbewegung gibt. Die Bekenntnisbewegung ist es, die viele Austrittswillige in der Kirche 
hält. Diese ‚unsere Bemühungen ziehen sich als roter Faden seit unserer Gründung durch 
unsere Veröffentlichungen und Kundgebungen.“ 


Ein neues Thema, das in die Monotonie der bisherigen, an immer wieder den- 
selben Kontroverspunkten festgefahrenen Diskussion eine gewisse Abwechse- 
lung brachte, führte die Konferenz mit ihrem Votum gegen die Gruppendyna- 
mik ein. Ihre Kritik an den damit verbundenen neuen Arbeitsformen hatte 
sich vorher im wesentlichen mit der Kritik an den ökumenischen Konferenzen 
verbunden. Nunmehr wurde es zu einem ersten Einstieg in einen Angriff gegen 
die Verbindung von Theologie und Humanwissenschaften, die das kirchliche 
Handeln seit einigen Jahren bestimmt. 


ZUR AUFNAHME GRUPPENDYNAMISCHER METHODEN 
IN DIE RÜSTZEITEN- UND AUSBILDUNGSPRAXIS 


Wort der Konferenz der bekennenden Gemeinschaften in den Evangelischen Kirchen 
in Deutschland an die Kirchenleitungen der Evangelischen Kirchen in Deutschland 


Vom 15. Mai 1976°® 


In der kirchlichen Gemeinde- und Ausbildungspraxis sind bekanntlich in zunehmendem 
Maße Methoden sogenannter „Gruppendynamik“ eingeführt worden. Dies erfolgt unter 
verschiedenen Namen und Formen wie u.a. in Selbsterfahrungsgruppen, Clinical Pastoral 
Training, und zwar vor allem im Rahmen der Pastoral-Psychologie, der Seelsorgeausbil- 
dung, der diakonischen und sozialpädagogischen Aus- und Fortbildung, der Jugendarbeit, 
auch des Konfirmandenunterrichts, in der Religionspädagogik, sowie in der Konferenz- 
und Gottesdienstgestaltung. 

Die Konferenz der bekennenden Gemeinschaften i. d. EKiD ist zusammen mit vielen 
Christen über diese Entwicklung, die in den Entscheidungsgremien unserer Kirchen ohne 
vorherige Klärung der ideologischen Voraussetzungen der gruppendynamischen Methodik 
geduldet, ja sogar gefördert worden ist, stark beunruhigt. Wir erblicken im Einbruch der 
Gruppendynamik einen sich ständig verschärfenden Notstand. Deswegen sehen wir uns 
veranlaßt, uns an Sie zu wenden und dies auch in der Öffentlichkeit den Gliedern unserer 
Gemeinden zu verdeutlichen. 

Als Begründung für eine solch breite Aufnahme gruppendynamischer Methoden wird 
meist die in der Tat bestehende Ineffektivität bisheriger akademischer Ausbildungsstruk- 
turen, ja ihr Scheitern angesichts der Anforderungen der kirchlichen Praxis und des ge- 
meindebezogenen Dienstes angegeben (vgl. Matthias Kroeger: „Themenzentrierte Seel- 
sorge“). Der Ausweg aus diesem zweifellos vorhandenen Dilemma wird nun aber in einer 
Richtung gesucht, welche zu noch schwerwiegenderen Schädigungen führen muß: 

An die Stelle biblisch orientierter, vollmächtiger Seelsorge treten Scheinerfolge einer 
Pseudo-Seelsorge durch die Gruppe. Die Wirkung des Heiligen Geistes Gottes in der Ge- 
meinde Jesu Christi wird durch den üer Sünde verfallenen Gruppengeist in seiner Ab- 
gründigkeit ersetzt. Die verheißene Selbstfindung ist in Wirklichkeit Preisgabe des Selbst 
an die Gruppe. Erkenntnis der wahren Schuld vor Gott wird verdrängt durch eine im 
gruppendynamischen Prozeß sich bildende neue kollektive Verhaltensnorm. 

So tritt im methodisch gesteuerten Gruppenprozeß — vielfach ungewollt und unbe- 
merkt! — Psychotechnik an die Stelle der Erlösung durch Jesus Christus, den Herrn. 


8. Text nach Info.brief Nr. 57 vom August 1976, S. 8f. Vgl. dazu auch die Arbeit des 
mit der Konferenz verbundenen Leiters der „Offensive junger Christen‘ Horst-Klaus Hof- 
mann: Psychonautik-Stop. Kritik an der „Gruppendynamik“ in Kirche und Gemeinde, 
Wuppertal 1977. 


8l 


Gottes Heiliger Geist aber läßt sich nicht methodisieren. Der Opfertod Jesu Christi ist 
das Ende aller Wege und Methoden menschlicher Selbsterfassung und Selbsterlösung. Dar- 
um schließt die Erlösung durch Jesus Christus in ihrer Vollkommenheit und Endgültigkeit 
eine Einbeziehung psycho-technischer Methodik aus. Ein so gesteuerter Gruppenprozeß 
widerspricht der Freiheit und der Heilung im Geiste der Liebe Jesu Christi. Solche Me- 
thoden als Manipulation eines neuen Menschenbildes entstammen und dienen einem an- 
deren Geist. Darum sind sie weder harmlos noch neutral. 

Die Inanspruchnahme solcher Methoden steht in direktem Gegensatz zum Leben der 
Gemeinde Gottes. Darüber können auch nachträgliche pseudotheologische Rechtferti- 
gungsversuche und Integrationsbemühungen nicht hinwegtäuschen. In der Gemeinde Jesu 
aber und damit für den Dienst der Kirche und ihr Zeugnis gegenüber der Not unserer Mit- 
menschen gilt: „Ich weiß nichts als Jesus Christus und diesen als den Gekreuzigten“ (1. Kor. 
2,4). Er ist „das Haupt, von welchem aus der ganze Leib zusammengefügt ist‘ (Eph. 4). 

Die Konferenz der bekennenden Gemeinschaften i. d. EKiD wendet sich deshalb an alle 
Kirchenleitungen und besonders an alle für Religionspädagogik und für Aus- und Fortbil- 
dung von Pfarrern und kirchlichen Mitarbeitern Verantwortlichen: 

Wir richten an sie die dringende Bitte, dieser Entwicklung entgegenzutreten und ihr ein 
Ende zu setzen. Zugleich bitten wir dringend, Alternativen zu entwickeln, die dem bibli- 
schen Auftrag der Gemeinde Jesu entsprechen. Nur so kann das Zeugnis der Christen aus- 
gerichtet werden, gerade auch bei denen, die es aufs dringenste bedürfen. Andernfalls 
wird dies uns aufgetragene Zeugnis in einem pseudo-christlichen Sinn verändert und zer- 
stört, ja es wirkt dann mit an der ideologischen Selbsttäuschung und damit an der Selbst- 
zerstörung des Menschen. 

Erst recht verurteilen wir darum die obligatorische Teilnahme an gruppendynamischen 
Sitzungen. Es ist unerträglich, wenn Seelsorger — z.B. für seelsorgerliche Sonderpfarrämter 
— sich allein durch gruppendynamisches Training qualifizieren können. Darum sollte um- 
gehend jedem die Freiheit zugestanden werden, im Rahmen seiner kirchlichen Ausbildung 
und Arbeit seinem christlichen Gewissen zu folgen, ohne daß ihm daraus Nachteile er- 
wachsen. 

Die oben genannten Gründe sowie bereits nachweisbare und langfristig wirksam werden- 
de Schädigungen machen deutlich, daß das Ausscheiden gruppendynamischer Methodik 
aus dem kirchlichen Handeln unbedingt verlangt werden muß. Wir erklären ausdrücklich 
unsere Bereitschaft, an der Erstellung von Alternativen zur derzeitigen Entwicklung mit- 
zuarbeiten. 


Diese Aktion der bekennenden Gemeinschaften gegen neue Formen der Seel- 
sorge mußte sich insbesondere gegen die Ausbildung in den entsprechenden 
Kursen der Predigerseminare und gegen die Fortbildung richten. Dabei ent- 
sprach die pauschale, unpräzise Verwendung des Begriffs „Gruppendynamik“ 
dem bisherigen Umgang mit dem Begriff „moderne Theologie“, und auch die 
Taktik, vereinzelte Auswüchse zu generalisieren und auf ihnen als dem Symp- 
tomatischen zu insistieren, war dieselbe wie früher. Deswegen verwahrten sich 
Vertreter der Gliedkirchen der EKD in verschiedenen Formen und auf ver- 
schiedenen Ebenen energisch gegen die Unterstellungen und gegen die pau- 
schale Kritik, als hätte man hier unreflektiert und ohne theologische Verant- 
wortung einfach ein fremdes Instrumentarium in die Aus- und Fortbildung 
übernommen, ohne dessen Gefahren zu verkennen. Der Seelsorgeausschuß der 
VELKD legte am 24. November 1976 eine fundierte Auseinandersetzung mit 
dem Votum der bekennenden Gemeinschaften vor („Christliche Seelsorge heu- 
te“). In den Landeskirchen und auch überregional wurden sogleich Gespräche 
mit den Vertretern der bekennenden Gemeinschaften aufgenommen, um deren 
Bedenken in der gebotenen Sachlichkeit als gemeinsame Probleme zu erörtern. 
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Eine Annäherung der Standpunkte konnte dabei nur teilweise erzielt werden, 
doch schritt die Polarisierung an diesem Punkte bisher auch nicht weiter. 

Die Strategie der Abgrenzung der Bekenntnisgemeinschaften hatte von jeher 
auch auf eine gewisse Verselbständigung im Bereich der Ausbildung gezielt. Das 
ist nicht verwunderlich, wenn man die prägende Wirkung, die die Ausbildung 
auf die Ausübung des Dienstes hat, bedenkt. Im Albrecht-Bengel-Haus in Tübin- 
gen und in den Kursen für junge Theologen im niedersächsischen Krelingen 
wurde ein beachtenswertes Instrumentarium der Studienberatung und -beglei- 
tung geschaffen, das kritisch neben das Universitätsstudium tritt. Doch die Ver- 
suche, eine spezielle Ausbildungsstätte für das Theologiestudium zu schaffen, 
sind bisher weitgehend gescheitert. 


Trotz des massiven Drängens der „Evangelikalen“, die Kirchenleitungen sollten die Aus- 
bildung an der fundamentalistischen ‚‚Freien Evangelisch-Theologischen Akademie“ (FETA) 
Basel (s. dazu KJ 101, 1974, S. 185f.) anerkennen, kam man nicht voran. Ein gewisser 
Durchbruch wurde nur in Württemberg erzielt, wo aufgrund der Mehrheit der Pietisten 

in der Synode durch eine Gesetzesänderung zwar nicht die Anerkennung, wohl aber eine 
Übernahmemöglichkeit geregelt wurde°. Die Kirchenkonferenz der EKD lehnte in einem 
Beschluß vom 27. September 1975 „aufgrund von erheblichen Bedenken in theologischen 
Grundsatzfragen, in Fragen der Ausbildungspraxis sowie in rechtlichen Fragen ... eine An- 
erkennung der an der FETA absolvierten Ausbildung und des dort abgelegten Abschluß- 
examens‘ ab, eröffnete allerdings den dortigen deutschen Studenten durchaus eine Mög- 
lichkeit, durch ein sechssemestriges Universitätsstudium und durch ein landeskirchliches 
Examen die Anstellungsfähigkeit zu erhalten. 

Einigen Wirbel gab es um die etwas skurrilen Pläne, in Hamburg eine ‚Freie Universität“ 
für die Theologenausbildung zu errichten (vgl. KJ 101, 1974, S. 186). Es blieb zunächst 
offen, ob eine solche Möglichkeit vom Hamburger Hochschulgesetz her zulässig wäre und 
in welchem Maße sie tatsächlich von den bekennenden Gemeinschaften selber oder nur 
von wenigen Einzelgängern betrieben würde. Letzteres war, wie sich bald zeigte, der Fall!®. 
Zwar eröffnete die „Freie Universität‘ — der diese Bezeichnung vom hamburgischen Staate 
sogleich untersagt wurde — am 18. Oktober 1976 unter der Leitung des Altphilologen und 
Freikirchlers Helmut Saake, eines ehemaligen FETA-Dozenten, in freikirchlichen Gemein- 
deräumen in einem Hamburger Vorort ihren Lehrbetrieb, aber der erwartete Zustrom der 
Studenten blieb aus; Anfang 1977 sollen es ganze fünf Studenten gewesen sein!!. Mehrere 
der ursprünglich zur Mitarbeit bereiten Dozenten stiegen aus, die ganze Unternehmung ver- 
lief nach und nach im Sande, auch wenn der Lehrbetrieb — zumeist allerdings auf dem 
Papier — noch aufrechterhalten wurde. Der Rat der EKD lehnte, wie nicht anders zu er- 
warten war, einen Antrag auf Anerkennung der Ausbildung am 14. Januar 1977 ab. 1978 
bestätigte das Oberverwaltungsgericht die Gültigkeit des Verbots, die Bezeichnung Uni- 
versität oder Hochschule zu führen. 

Einige der Dozenten gingen seit Herbst 1977 daran, im schleswigschen Missionszentrum 
Breklum eine neue evangelikale Ausbildungsstätte zu gründen, die nicht als Ersatz, son- 
dern als kritisch-konkurrierende Begleitung des herkömmlichen Universitätsstudiums kon- 
zipiert wurde. Es scheint so, daß dieser Unternehmung ein größerer Erfolg beschieden ist. 
Jedenfalls wird deutlich, daß die Frage eigener Ausbildungsstätten für den Pfarrerberuf 
für die Bekenntnisgemeinschaften noch keineswegs geklärt ist. 


9. Vgl. epd-ZA. Zur ausführlichen Diskussion der württembergischen Synode s. das Proto- 
koll der 8. Ev. Landessynode vom 14. Mai 1975, 

10. Vgl. dazu W.-D. Hauschild, Hochschule oder akademische Posse? Zur Gründung einer 
„Freien Universität Hamburg‘‘, EvK 10, 1977, S. 228-230. 

11. Vgl. DZ Nr. 9 vom 8.2.1977. 
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Angesichts der kritischen Stellung der Evangelikalen zu der verfaßten Kirche 
hatten der Vorsitzende der Arnoldshainer Konferenz und der Leitende Bischof 
der VELKD am 31. Januar 1975 zu einem Gespräch über die strittigen Fragen 
eingeladen (vgl. KJ 101, 1974, S. 50ff.). Dieses Gespräch kam erst zwei Jahre 
später, am 18. Januar 1977, in Hannover zustande. Teilnehmer von seiten der 
VELKD und AKf waren u.a. die Bischöfe Lohse, Hanselmann, Kruse, Kirchen- 
präsident Hild und Landessuperintendent Viering, von seiten der KbG u.a. Su- 
perintendent George, Landessuperintendent Heubach, Professor Beyerhaus, die 
Pfarrer Bäumer, Scheffbuch und Findeisen. Von evangelikaler Seite wurde das 
Gespräch als epochales Ereignis, das „einmal als historisches Datum in die Ge- 
schichte des deutschen Protestantismus eingehen‘ könnte, gewürdigt!?. Das 
mag übertrieben sein, weil es Gespräche zwischen Kirchenleitungen und beken- 
nenden Gemeinschaften von Anfang an gegeben hat. Aber es ist nicht ganz un- 
berechtigt, weil es das erste Gespräch zwischen den jeweiligen überregionalen 
„Dachverbänden‘ war (wobei die Tatsache, daß nicht die EKD beteiligt war, 
sondern VELKD und AKf, bezeichnend für die kirchenpolitische Lage ist) und 
weil in diesem Gespräch die Möglichkeit erkennbar wurde, in manchen Fragen 
trotz der breiten Kluft eine Annäherung zu finden. Dies zeigte sich selbst bei 
dem so umstrittenen Thema Kirchentag, allerdings galt es nicht für alle Vertre- 
ter der bekennenden Gemeinschaften, denn Bäumer forderte von den Kirchen- 
führern eine ausdrückliche Absage an den Kirchentag (verbunden mit deutlicher 
Buße für die Sünden der Vergangenheit!), während George die These von dem 
friedlichen, alternierenden Nebeneinander von Kirchentag und Gemeindetag 
verfocht. Wieder einmal stellte sich heraus, daß die Bekenntnisgemeinschaften 
keineswegs eine monolithische Gruppierung bilden, ganz abgesehen von den 
sonstigen Evangelikalen. 

Das zeigte sich auch bei dem als Anti-Kirchentag konzipierten „Gemeinde- 
tag unter dem Wort“, der vom 17. bis 19. Mai 1977 in Dortmund stattfand 
mit dem Thema ‚‚Jesus der wiederkommende Herr“, vier Wochen vor dem Kir- 
chentag in Berlin!?. Ganz verschiedene Interessen verbanden sich mit dieser 
Veranstaltung, die sich erstmals über mehrere Tage erstreckte und auch von 
manchen Organisationsformen her (z.B. den 16 Arbeitsgruppen, in denen ver- 
schiedene aktuelle Themen diskutiert werden konnten) Anleihen beim Kirchen- 
tag machte. Für die Evangelikalen sollte es eine fröhliche Evangelisationsveran- 
staltung mit „Gospel-Pop“ und Diskussionsgruppen sein, für die Orthodoxen 
um Bäumer dagegen eine Heerschau der Getreuen im Kampf gegen den wider- 
christlichen Kirchentag. Letzterem Ziel diente der rigide Unvereinbarkeitsbe- 
schluß, wonach solche Kirchenmänner, die auf dem Berliner Kirchentag spre- 
chen würden, als Redner in Dortmund nicht zugelassen wurden. Das traf vor 
allem den Präses der gastgebenden westfälischen Kirche, Hans Thimme, der 
immerhin demonstrativ als Zuschauer erschien. 


12. So P. Beyerhaus in idea Nr. 4/77 vom 24.1.1977, S. I-III (Bericht mit Kommentar); 
abgedruckt in Info.brief Nr. 61/1977. 
13. Abdruck der Reden, Referate etc. in epd-Dok 23/1977. 
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Insgesamt war der Gemeindetag ein Fiasko, vor allem in kirchenpolitischer Hinsicht. Von 
den angekündigten 70000 Teilnehmern kamen nur knapp 30000, und auch dies nur zur 
Schlußveranstaltung. Am Eröffnungsabend waren ganze 3900 Menschen in der halbleeren 
Westfalenhalle gewesen. Es war ganz offensichtlich, daß die „Gemeinde“ bei dem kirchen- 
politischen Spiel nicht mitmachte, obwohl sich Vertreter der Evangelikalen und der Ortho- 
doxen unter den Bekennern nachher gegenseitig die Schuld zuschoben'*. W. Müller, Schrift- 
leiter der freikirchlichen Zeitschrift „Die Gemeinde“, konstatierte: „Diejenigen unter uns, 
die schon seit geraumer Zeit die Zweckbindung zwischen Pietismus und orthodoxer Kirch- 
lichkeit mit Skepsis beobachteten, sehen sich in ihrer Meinung — leider — bestätigt.‘“ Die 
Stimmen, die für eine Kirchenspaltung votierten, kamen nicht zum Zuge, aber immerhin 
„wurde ein evangelischer Aufstand geprobt. Der Kampf um die Kirche in der Kirche ist 
härter geworden“, wie ein Beobachter urteilte‘, 


Innerhalb des evangelikalen Lagers hatte sich zuvor insofern schon eine Ab- 
grenzung vollzogen, als die Evangelisch-methodistische Kirche, die sich selber 
als eine „‚evangelikal und ökumenisch ausgerichtete Kirche“ definiert, eine deut- 
lich reservierte Haltung gegenüber den verschiedenen Gruppierungen der Be- 
kenntnisgemeinschaften, mit Ausnahme der Pietisten, vollzog. Sie begründete 
dies in einem Positionspapier vom Dezember 1976: „‚Unser Verhältnis zu den 
Evangelikalen. Abklärung des Standortes der EmK im Blick auf den evangeli- 
kalen Bereich.‘ 16 

Die Polemik gegen die Politisierung der Kirche gehört seit Gründung der be- 
kennenden Gemeinschaften zu deren Standardvorwürfen gegen die EKD und 
die „‚Amtskirche“. Damit war aber zumeist eine extreme, unlutherische Aus- 
prägung der Zwei-Reiche-Lehre verbunden, wonach die Kirche sich in politische 
Fragen nicht einmischen dürfte; oder jene Polemik implizierte eine politisch-kon- 
servative Position im Sinne einer starren, ungeschichtlichen Ordnungstheologie, 
die gegen die angeblichen Auflösungstendenzen im liberalistisch-sozialistischen 
„Linksprotestantismus‘ ausgespielt wurde. Ein Symptom für die Politisierung 
der KbG in diesem Sinne stellte die Aufnahme der nationalprotestantischen 
„Evangelischen Notgemeinschaft in Deutschland“ (1966 als „Notgemeinschaft 
evangelischer Deutscher“ gegründet) in die Konferenz am 6. März 1975 dar. 
Grundsätzlich gerechtfertigt wurde diese Position durch Rudolf Bäumer in dem 
bereits zitierten epd-Interview (s.o. S. 79f.). 

Ein Einzelbeispiel, aber kein untypisches, für dieses politische Engagement 
war auch eine umfangreiche Ausarbeitung (unter dem Thema „Leben wir in 
der Endzeit?‘ eine zeitgemäße Interpretation der danielischen Apokalyptik), 
mit der Propst Dr. Hans Georg Asmussen aus Heide in Schleswig-Holstein seit 
Januar 1977 eine lebhafte Diskussion auslöste. Er bot darin eine Art Generalab- 
rechnung mit den Auflösungserscheinungen in Staat und Gesellschaft, Kultur 
und Kirche, Schule, Ehe und Familie, die er als Zeichen der Endzeit deutete. 
Besonderen Anstoß erregte dabei seine Verteidigung des Kolonialismus und des 


14. Vgl. P. Beyerhaus, Gemeindetag 1977 — die heilsame Bruchlandung, epd ZA Nr. 106 
vom 3.6.1977; W. Müller, Auf Dauer-Bruchpiloten verzichten. Eine Antwort auf Peter 
Beyerhaus’ Kritik am Gemeindetag, ebd. Nr. 111 vom 11.6.1977. 

15. G. E. Stoll, Gesetz statt Evangelium. Gemeindetag in Dortmund, EvK 10, 1977, S. 
355-361. 

16. Flugblatt Stuttgart 1976; abgedruckt in epd-Dok Nr. 9/1977, S. 22ff. 
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Apartheidsystems in Südafrika sowie seine Forderung nach Abschaffung der Ge- 
denkfeiern zum 20. Juli 1944. 


PROPST DR. HANS GEORG ASMUSSEN: LEBEN WIR IN DER ENDZEIT? 
Vom Dezember 1976 (Auszug) '” 


Der eigentliche Krebsschaden, an dem das Abendland leidet, ist aber der ständige Abbau 
an Religion, an Glauben, an Ehrfurcht, an Kenntnis der Bibel, an christlicher Sitte, an 
christlichem Leben. Dieser Abbau begann vor etwa 200 Jahren, verstärkte sich im 19. Jahr- 
hundert und nahm im 20. Jahrhundert teilweise schon erschreckende Ausmaße an. Damit 
sägen wir ständig an dem Ast, auf dem wir sitzen, denn durch den Abbau wird dem Abend- 
land das Mark aus den Knochen gesogen, und wir werden uns nicht wundern dürfen, wenn 
das ganze Gebäude, in dem wir leben, eines Tages zusammenbricht. Ja, mancher, der da 
meint, unbedenklich am Abbau mitwirken zu können, wird sich noch wundern, wenn er 
merkt, wie vieles, was er als selbstverständlich ansieht, und was ihm lieb und angenehm ist, 
mit der Flut der Vernichtung hinweggeschwemmt werden wird. 

Und wenn der Glaube schwindet, dann muß das entstehende Vakuum natürlich ausgefüllt 
werden. In den leeren Raum hinein strömen Atheismus, Angst, Ratlosigkeit, Irrlehren oder 
Ersatzreligionen, wie die modernen Ideologien; und die Erscheinungsformen, in denen die 
einströmenden Kräfte sich äußern, reichen von nacktem Materialismus und Vergötzung des 
Lebensstandards bis hin zu seltsamen Verrücktheiten, Mißbrauch von Rauschmitteln, schwar- 
zen Messen und Selbstmord. Ehrwürdige Traditionen und überkommene Moral, glaubt man, 
unbedenklich und ungestraft zerstören zu dürfen, und viele unserer Zeitgenossen wollen 
oder können nicht einsehen, daß damit viele Schutzdämme und segensreiche Lebenshilfen 
weggeschlagen werden und leider kein brauchbarer Ersatz vorhanden ist, so daß die Lebens- 
qualität durch die größeren Freiheiten keineswegs verbessert, sondern eher herabgesetzt 
wird. Ja, es kommt noch schlimmer! Die Mächte der Zerstörung, man könnte sagen „der 
Greuel der Verwüstung‘‘ macht an den Toren der Kirche nicht halt. Er steht sozusagen „an 
heiliger Stätte“. Atheismus in der Kirche und „Theologie der Revolution“! Und es ist nicht 
immer leicht, den Sachverhalt klar zu erkennen, denn die Kunst der Begriffsverdrehung, 
Verschleierung und Verstellung ist in unserem Jahrhundert so weit fortgeschritten, daß 
zwei diametral entgegengesetzte theologische Parteien oft dieselben Begriffe verwenden 
und darunter völlig verschiedene Dinge verstehen ... 

Diese Zeichen der Dekadenz in Kirche und Theologie mögen genügen. Atheismus in der 
Kirche und Unterstützung von Partisanenkampf und Terror mit ‚theologischen‘ Begrün- 
dungen, das sind wahrlich Zeichen trauriger Dekadenz des Abendlandes. Und wenn das 
innerhalb der Kirche geschieht, da nimmt es nicht wunder, wenn der freiheitlich-demo- 
kratische Teil des Abendlandes bei der Bekämpfung des Terrorismus durch die staatli- 
chen Ordnungsmächte eine erbärmliche Hilflosigkeit und Unentschlossenheit an den Tag 
legt. Die Terroristen führen Krieg mit dem Ziel der Vernichtung der bestehenden Ordnung, 
und zwar Krieg mit allen Mitteln, und sie scheuen vor keiner Grausamkeit und Teufelei 
zurück — und die Staaten? Sie berufen sich auf das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit und 
lehnen es ab, gegen den Terrorismus geeignete kriegerische Mittel einer legalen Gewalt an- 
zuwenden. Aber ist das wirklich noch Recht, wenn die Terroristen bedenkenlos Unschuldi- 
ge ermorden und dann hinterher, wenn die Sache schiefgeht, sich verbissen lächelnd der 
Polizei ergeben, weil sie wissen, daß ihnen selbst ja nichts Ernsthaftes passieren kann und 
sie in den ihnen drohenden Prozessen ungestraft den Staat verhöhnen dürfen? Ist diese 
Hilflosigkeit des Staates nicht ein Zeichen der Dekadenz des Abendlandes? Und ist es nicht 
auch ein trauriges Zeichen solcher Dekadenz, wenn überhaupt eine ernsthafte Diskussion 


darüber entstehen kann, ob man offensichtliche Verfassungsfeinde in den Staatsdienst 
übernehmen könne oder nicht? 


17. Abdruck des Papiers, das 55 Seiten Umfang hat, und des Presseechos dazu in: epd- 
Dok Nr. 11/1977. 
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Die nordelbische Kirchenleitung befaßte sich ausführlich mit den Vorgängen, 
wobei Asmussen einräumte, mißverständliche und schädliche Formulierungen 
gebraucht zu haben, und erklärte dazu in einer 


STELLUNGNAHME DER KIRCHENLEITUNG DER NORDELBISCHEN 
EV.-LUTH. KIRCHE ZU DEN AUSSAGEN VON PROPST DR. ASMUSSEN 


Vom 17. Februar 1977'8 


Die Kirchenleitung tritt uneingeschränkt für die menschliche Würde aller Rassen ein. Die 
Vermischung des Antirassismusprogramms des Ökumenischen Weltrates der Kirchen mit 
„bewaffnetem Untergrundkampf und Terror“ ist eine unzutreffende Darstellung. 

Die Kirchenleitung teilt nicht die Auffassung, der Kolonialismus sei eine geeignete Form 
der Entwicklung in der Dritten Welt. Das Evangelium richtet sich an die ganze Völkerwelt. 
Darum müssen die europäischen Christen jedes kulturelle Überlegenheitsgefühl gegenüber 
anderen Völkern überwinden. 

Die Kirchenleitung tritt für die rechtliche Gleichstellung und das Selbstbestimmungsrecht 
der farbigen und schwarzen Bevölkerung in Südafrika und in allen Teilen der Welt ein. 

Die Kirchenleitung betont die Notwendigkeit eines ehrenden Gedenkens an die Opfer des 
Widerstandes gegen Hitler vom 20. Juli 1944. Es ist notwendig, daß das Bild des anderen 
Deutschland, wie es in diesem Widerstand zum Ausdruck kam, nicht verwischt wird, son- 
dern auch der Jugend vermittelt wird. 

Dessen ungeachtet ist die KL der Meinung, daß eine kritische Zeitanalyse auf dem Boden 
des Evangeliums von allen Christen erwartet werden kann. Die KL bedauert, daß Propst 
Dr. Asmussen persönlich angegriffen und mit unzutreffenden Etiketten versehen worden 
ist. 

Die Diskussion wäre nicht so heftig entflammt, wenn Asmussen nicht einige 
Krisensymptome durchaus zutreffend erkannt hätte, obgleich er sie nicht rich- 
tig analysierte und bewertete (auf entsprechende Zitate muß hier in diesem Be- 
richt verzichtet werden), vor allem aber, wenn er mit seiner pauschalen Diffamie- 
rung einer allgemeinen Dekadenz nicht stellvertretend für viele ähnlich denkende 
Mitglieder der evangelischen Kirche gesprochen hätte. Die alte deutschnationale 
Denkungsart, die seit 1870 und vollends dann nach 1918 den Protestantismus so 
nachhaltig geprägt hat, wirkt fort, auch wenn sie publizistisch nur wenig zum 
Zuge kommt. 

Hier Abhilfe zu schaffen, intendierte ein Unternehmen aus derselben Richtung: 
das „Rotbuch Kirche‘, 1976 herausgegeben von einem jungen Kreis von Pasto- 
ren aus der Notgemeinschaft, vom Seewald-Verlag groß herausgebracht und von 
einflußreichen Kreisen gefördert (z.B. in Springer-Zeitungen abgedruckt), so daß 
es binnen kurzem zigtausendfach verbreitet war!?. Ziel des Buches ist der Nach- 
weis, in wie starkem Maße die von Verzichtpolitikern im Talar und von Sühne- 
theologen geleitete evangelische Kirche nach 1945 marxistisch unterwandert sei. 
Konkretisiert wird dies an den Beispielen Ostpolitik, DKP-Pfarrer, Berliner „Kir- 
chenkampf“, kirchliche „Linkspresse‘‘, marxistischen Studentengemeinden. 
Begreiflicherweise war die Empörung in kirchlichen Kreisen über das Ausmaß an Infamie, 
das hier deutlich wurde, groß. Z.B. nannte Landesbischof Hanselmann in seinem Bericht 
vor der bayerischen Landessynode in Erlangen am 21. November 1976 das Rotbuch ‚ein 


18. Ebd. S. 21. 
19. J. Motschmann—H. Matthies (Hg.), Rotbuch Kirche, Stuttgart 1976. 


87 


kaum noch überbietbares Exempel einseitiger Darstellung‘. Und die Kieler Kirchenleitung 
stellte am 5. November 1976 gegen den Herausgeber, der Pastor in Itzehoe ist, fest: ne 

„... Motschmanns Vorwürfe sind nicht neu: Bereits im Mai 1975 hatte die Kirchenleitung 
Motschmanns bereits damals veröffentlichte Vorwürfe, die Kirchenleitung sei zu schwach, 
um sich durchzusetzen gegen die politisch radikale und antikirchliche Haltung bestimmter 
Pastoren, mit Nachdruck zurückgewiesen. Motschmann überschreitet nunmehr das Maß 
berechtigter Kritik bei weitem. In seinen Beiträgen zum ‚Rotbuch Kirche‘ verkürzt er sinn- 
entstellend Zitate, stellt suggestiv willkürliche Verknüpfungen her, unterschlägt wichtige 
öffentlich bekannte Fakten und stellt falsche Behauptungen auf. Dem Auftrag der Kirche 
ist mit einer solchen Darstellung nicht gedient, vielmehr bewegt Motschmann sich an der 
Grenze der Verleumdung.“ 


Daß dies Buch Teil einer Strategie ist, zeigt das Erscheinen des „Neuen Rot- 
buch Kirche“ 1978, in welchem weitere Mitarbeiter, nunmehr auch aus ande- 
ren bekennenden Gemeinschaften, den Linksdrall der evangelischen Kirche zu 
enthüllen suchten. Die Zeiten, in denen die Auseinandersetzung mit den Evan- 
gelikalen auf dem politischen Felde kaum geführt zu werden brauchte, schei- 
nen endgültig vorbei zu sein. Daß eine weitergehende Polarisierung zwischen 
„Linksprotestantismus‘ und ‚„‚Rechtsprotestantismus“ (so falsch solche Etiket- 
tierungen auch immer sind) dem ohnehin nicht guten Klima in unserer Kirche 
schlecht bekommen wird, kann man voraussehen ?!. Die Taktik der Bekenntnis- 
gemeinschaften geht auch hier — wie bei den theologischen Streitfragen — da- 
hin, die Kirchenleitungen oder zumindest die Masse der Kirchenmitglieder durch 
Hinweise auf die Gefahr von „links“ von ihrem Kurs der Mitte auf eine „rechte“ 
Position hin umzulenken. 

Die politisch Konservative Orientierung der KbG wurde in der Öffentlichkeit 
auch auf dem Sektor der Schulpolitik zunehmend deutlich. In einem offenen 
Brief an die Kultusministerkonferenz diagnostizierte man in gewohnter Manier 
hier einen ‚„‚Notstand“, bei dem die bekennenden Gemeinschaften einschreiten 
müßten, weil die offiziellen Kirchenleitungen versagten. Wie in der innerkirch- 
lichen Kontroverse,so verfuhr man auch in diesem Falle so, daß einige proble- 
matische Erscheinungen zu einem ganzen Syndrom von Mißständen hochstili- 
siert wurden. 


KONFERENZ BEKENNENDER GEMEINSCHAFTEN 
IN DEN EVANGELISCHEN KIRCHEN DEUTSCHLANDS: OFFENER BRIEF 
AN DIE KULTUSMINISTERIEN DER DEUTSCHEN BUNDESLÄNDER 
SOWIE ANDERE FÜR DAS BILDUNGSWESEN VERANTWORTLICHE 
INSTITUTIONEN, VERBÄNDE UND PERSÖNLICHKEITEN 


Vom 20. Juni 1977” 


Betr.: Ideologisierung des bundesdeutschen Schulwesens 


Sehr verehrte Damen und Herren! . 
Viele Eltern und Lehrer in der Bundesrepublik Deutschland geraten in ihrer erzieheri- 


20. Nordelbischer Nachrichtenspiegel Nr. 46/76 vom 16.11.1976, S. 4. 

21. Zu einer Abrechnung mit der „Notgemeinschaft“ von links her s. K. Ahlheim- K. 
Wiesinger, Auf einem Auge blind. Unterwanderung der evangelischen Kirche von rechts?, 
Pressedienst Demokratische Initiative 23, Wuppertal 1975. 

22. Abdruck in Info.brief Nr. 64 vom Oktober 1977, S. 3-8. 
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schen Verantwortung in ständig wachsende Besorgnis angesichts einer deutlich zu beobach- 
tenden Ideologisierung unseres Schulwesens. Diese bedroht insbesondere die christlichen 
Grundlagen und Traditionen unseres Volkslebens. 

‚Da die Konferenz Bekennender Gemeinschaften immer lautere Hilfe- und Warnrufe von 
vielen Seiten empfangen hat, hat sie sich in eingehendem Studium mit den derzeitigen 
Reformbestrebungen unseres Bildungswesens, mit den Rahmenrichtlinien verschiedener 
Kultusministerien sowie mit zahlreichen Lehrbüchern und Lehrplänen beschäftigt. Erste 
Ergebnisse dieser Untersuchungen wurden in der ad-hoc-Zeitung „Schule wohin? — Das 
Kind im Griff“ veröffentlicht. Sie fand in kürzester Zeit eine weite Verbreitung und in- 
tensive überkonfessionelle Beachtung. 

Der Theologische Konvent der Konferenz Bekennender Gemeinschaften beschloß auf sei- 
ner Frühjahrstagung am 15./16. April 1977 in Frankfurt/Main, sich mit diesem Offenen 
Schreiben an die für unser bundesdeutsches Erziehungswesen Hauptverantwortlichen zu 
wenden. Es handelt sich dabei nicht um einen parteipolitisch orientierten Vorstoß. Die 
im folgenden als Notstand aufgewiesene Entwicklung im Erziehungswesen macht sich quer 
durch alle deutschen Bundesländer von Hessen bis Bayern bemerkbar, leider oft unter 
Duldung oder gar mit Billigung kirchenamtlicher Organe. 


I. Unsere Beschwerden 


1. Die Ideologisierung unseres Schulwesens beruht auf einem materialistischen Menschen- 
bild, das mit unserer christlich-abendländischen Tradition unvereinbar ist. Diese andersar- 
tige Betrachtung des Menschen läßt für seine Persönlichkeitsentfaltung nur das Objektivier- 
bare, z.B. durch Soziogramme Nachprüfbare, als wissenschaftlich berechtigtes Bildungsziel 
gelten. Gleichzeitig soll der Mensch nach ideologisch fixierten politischen Plänen umge- 
staltet — „sozialisiert‘‘ — werden. 

2. Unsere Kinder sind dabei einer Verhaltensveränderung ausgeliefert, in der Individual- 
und Sozialpsychologie sowie die Soziologie ihren derzeitigen Erkenntnisstand ideologisie- 
rend zum Maßstab für das Allgemeingültige erheben. Mit den daraus sich ergebenden Ziel- 
setzungen und Methoden suchen sie den jungen Menschen völlig in den Griff zu bekom- 
men. — Als drei wichtige Elemente solch ideologischer Erziehungstheorie seien genannt: 

a) Herrschende Tendenzen der Lernpsychologie mit ihrem mechanistischen Menschen- 
bild des Behaviorismus (wörtlich: Verhaltenslehre) B. F. Skinners. Hier wird Freiheit und 
Verantwortung des Menschen verneint und durch die kontrollierende Bedeutung der Um- 
welt ersetzt. 

b) Die aus der Sozialpsychologie kommende Gruppendynamik, die mit ihren zahlreichen 
Varianten immer größeren Einfluß auf das Erziehungswesen gewinnt. Sie sucht den einzel- 
nen durch psychotechnische Persönlichkeitsveränderung in das Kollektiv einzugliedern. 

c) Der tiefgreifende Einbruch des anarchistischen Meomarxismus in unsere Gesellschaft, 
vor allem in Gestalt der ‚„‚Kritischen Theorie‘ der Frankfurter Schule. Unter der Bezeich- 
nung „emanzipatorische Bewegung‘ hat sie sich seit Ende der sechziger Jahre an den er- 
ziehungswissenschaftlichen Institutionen etabliert. Sie will den Menschen von aller sog. 
Fremdbestimmung, zu der auch die biblischen Gebote und die elterliche Autorität ge- 
rechnet werden, „befreien“. Das erkenntnisleitende Interesse der Humanwissenschaft wird 
heute weithin von dieser Idee bestimmt. Sie hat in die Richtlinien und Schulbücher vieler 
Fächer Eingang gefunden. Ihr eigentliches Ziel ist es, unsere heutige nationale Gesellschafts- 
ordnung umzustürzen und eine Weltgesellschaft mit universalistischer Moral durchzusetzen. 
Dabei soll eine Umerziehung unserer Kinder diese zu sog. „neuen Menschen‘, d.h. Trägern 
der Kulturrevolution machen. Die Umstrukturierung des Eltern-Kind-Verhältnisses, wie sie 
in elternkritischen Texten vieler Lese- und Sprachbücher sowie durch die Methode des 
Rollenspiels eingeleitet wird, dient diesem Ziel. Unsere Kinder und ihre Schule dürfen aber, 
so betonen wir, nicht für gesellschaftsverändernde Zwecke ideologischer Art mißbraucht 
werden. 

3. Diese pädagogischen Tendenzen erfahren zur Zeit in vielen Bundesländern eine Zu- 
spitzung in der behördlichen Anordnung, das kindliche Verhalten in den Schulzeugnissen 
als „soziales Verhalten‘ bzw. als „Arbeitsverhalten‘‘ zu werten. Subtile menschliche We- 
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senszüge werden dadurch der öffentlichen Kontrolle zugänglich gemacht, und die Kinder 
verlieren angesichts der aufgezeigten Verhaltensänderungskonzepte ihre innere Freiheit. 

4. Dies alles vollzieht sich auf dem Hintergrund eines immer weiter um sich greifenden 
Verfalls, ja einer vielerorts systematisch betriebenen radikalen Zerstörung aller christlich 
geprägten sittlichen Wertordnungen. Daran nehmen revolutionäre Gruppen gezielt Anteil. 
Sie treten fälschlich unter pädagogischem Anspruch auf und erfahren häufig die Förderung 
von Schulbehörden. Als Aufsehen erregendes Beispiel sei auf das Berliner Theaterkollektiv 
„Rote Grütze‘ hingewiesen. Es bereist als „Mitspieltheater“ die ganze Bundesrepublik 
Deutschland, um bei Kindern und Jugendlichen mit einer z.T. geradezu pornographischen 
Sprache eine moralisch zersetzende Sexualität einzuüben. 

5. Der Umbruch eines Erziehungswesens wird um so schwerwiegender, als der Bildungsge- 
samtplan von 1973 einen totalitären Anspruch an den Menschen stellt. Nicht nur alle Al- 
tersstufen — von den Dreijährigen im Elementarbereich bis hin zum alternden Menschen 
in der „Erwachsenenbildung‘‘ — werden ihm unterworfen, sondern auch alle menschlichen 
Lebensbereiche. Das geschieht insbesondere durch eine „Pädagogisierung der Freizeit“. 
Das Endziel läßt sich am deutlichsten mit den Worten des Deutschen Bildungsrates selbst 
wiedergeben. Er hat es im „Strukturplan für das deutsche Bildungswesen“ so formuliert: 

„Der Bezugsrahmen, in dem das Curriculum (Lernziel) zu sehen ist, ist umfassend. Er 
reicht von den Berufsfeldern über die verschiedenen Stufen wissenschaftlicher Orientierung 
bis zu jenen Lebensbereichen, die durch Wohnen, familiäres Zusammenleben, Umgang mit 
Menschen, politische Tätigkeit, Religion, Kunst, Sport, Unterhaltung und anderem um- 
schrieben werden können.“ 

Als Christen müssen wir demgegenüber mit Entschiedenheit festhalten: Nur Gott, der 
Schöpfer und Erlöser des Menschen, darf ihn voll beanspruchen. Ein Totalitätsanspruch 
von Menschen über Menschen ist unmenschlich und führt zu einer inneren Versklavung 
und unausweichlichen Selbstzerstörung. 


II. Unsere Forderungen 


Die Konferenz Bekennender Gemeinschaften in den Evangelischen Kirchen Deutschlands 
fühlt sich aufgrund dieser alarmierenden Bestandsaufnahme verpflichtet, um unserer Kin- 
der willen zu solcher Bildungspolitik öffentlich Stellung zu nehmen. An die Verantwort- 
lichen stellen wir in Wahrnehmung unserer demokratischen Grundrechte folgende Forde- 
rungen: 

1. Die Erlasse der Kultusministerien, in den Zeugnissen das „soziale Verhalten‘‘ und das 
„Arbeitsverhalten‘ zu beurteilen, müssen zurückgezogen werden. Der entsprechende Beschluß 
der Kultusministerkonferenz vom 2.7.1970 ist durch einen neuen Beschluß aufzuheben. 

2. Gruppendynamisch-ideologische Arbeitsweisen, wie z.B. Rollenspiele, Psychodramen 
und Kommunikationsspiele, müssen durch die Kultusminister untersagt werden; diese Ver- 
fahren zielen auf tiefgreifende Persönlichkeitsveränderung der Schüler, ja Auslieferung des 
einzelnen an die Gruppe und damit totalen Identitätsverlust. Die Teilnahme von Lehrern 
und Studenten an gruppendynamischen Trainings innerhalb der Ausbildung und Fortbil- 
dung darf nicht obligatorisch gemacht werden oder durch Unterrichtsbefreiung begünstigt 
werden. 

3. Die zwangsweise Sexualerziehung der Kinder durch ein besonderes Schulfach oder 
auch als durchgängiges Unterrichtsprinzip muß aufgehoben werden. Denn die bewußte 
Ausklammerung des sittlichen Aspektes bei gleichzeitigem — sei es behutsamem, sei es 
brutalem — Abbau des Schamgefühls reizt zur Frivolität und zum vorehelichen Geschlechts- 
verkehr auf. Wir schließen uns dem „Memorandum der Deutsch-Österreichischen Bürger- 
initiative“ von 1976 an, in dem an dem Grundsatz „Erziehung zur Ehe und Familie durch 
die Eltern‘ festgehalten wird. 

4. Es dürfen nur Lehr- und Lernmittel genehmigt werden, die auch für Christen zumut- 
bar sind. Besonders lehnen wir Bücher und Texte ab, die obszöne, brutale und blasphe- 
mische Inhalte darbieten, — auch wo sie als Material für das Unterrichtsgespräch einge- 
führt werden, — sowie alle Inhalte, die unter dem Stichwort „Emanzipation“ zu Haß, 
Klassenkampf und Anarchie erziehen sollen. 
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5. Die Schule hat alles zu unterlassen, was das Verhältnis der Eltern zu den K indern 
belastet, verunsichert, verändert und vergiftet. Statt dessen sollen Texte aufgenommen 
werden, welche eine heile Familie und Ehe als Vorbild und unaufgebbare Lebensvoraus- 
setzung zur Geltung bringen. 

6. Alle organisatorischen Reformen, die zur Auflösung der menschlichen Nähe und da- 
mit zur Entwurzelung, Vereinsamung und Chaotisierung der Schüler führen, sind zurück- 
zunehmen bzw. in Zukunft zu unterlassen. An ihrer Stelle ist die überschaubare und sta- 
bile Schul- und Unterrichtsstruktur zu fördern. 

7. Wir halten die Errichtung von freien Schulen mit eigenständiger Zielsetzung im Rah- 
men der geltenden Verfassungen für dringend erforderlich. Der Staat muß den nötigen 
Freiraum zur Gründung solcher Schulen gewähren. Die gesetzlichen Voraussetzungen hier- 
“u ar unverzüglich zu schaffen, soweit diese in einzelnen Bundesländern noch nicht be- 
stehen. 

Als Eltern und Christen bereitet uns die Manipulation, der unsere Kinder in der Schule 
ausgesetzt sind, tiefe innere Not. Unter Berufung auf das Grundgesetz stellen wir die For- 
derung nach Gewissensfreiheit auch im Bereich des Erziehungswesens. In öffentlichen Schu- 
len ist für einen breiten Spielraum pädagogischer Richtungen zu sorgen, unter denen das 
Christentum volles Heimatrecht beanspruchen darf. Nur so vermögen die Eltern, ihrer Er- 
ziehungsverpflichtung in Freiheit nachzukommen. Es wäre ungeheuerlich, wenn wir alle 
einer ideologischen Grundauffassung unterworfen werden sollten. Das müßte unser Volk 
aus der Erfahrung des „Dritten Reiches‘ endgültig gelernt haben! 


III. Theologische Begründung 


Kirche und Theologie können nicht vom heutigen materialistisch-positivistischen Wissen- 
schaftsbegriff und ideologischen Menschenverständnis ausgehen, auf dem diese Schulre- 
formbestrebung weithin basiert. Sie müssen vielmehr fordern, daß der Entfaltung des christ- 
lichen Menschenbildes im Sinne von Bibel und kirchlichem Bekenntnis nicht grundsätzlich 
der Weg verstellt wird. Das Neuwerden des Menschen durch den Geist Gottes, durch sein 
Wort und seine Sakramente einerseits und die Veränderung des Menschen durch den Men- 
schen vermittels humanwissenschaftlicher Methoden und Psychotechnik andererseits sind 
einander entgegengesetzt. Es muß zum Konflikt kommen, wenn das, was bisher — unter 
dem Anspruch Gottes und unter Wahrung der Freiwilligkeit — biblischer Seelsorge vorbe- 
halten war (z.B. Schicksal, Schuld, Leid, Tod und die elementaren Sinn- und Seinsfragen 
des Menschen), jetzt unter den Zugriff der „Wissenschaft“ gerät. Denn sie bekommt den 
zu Gottes Ebenbildlichkeit geschaffenen Menschen nicht in den Blick. Die auch im Grund- 
gesetz bestätigte Würde des Menschen wird durch die beschriebene psycho-technische Ver- 
haltensänderung aufgelöst; denn sie bedeutet in letzter Konsequenz eine sublime Gehirn- 
wäsche. Die Folgen für Staat und Gesellschatt können nur als apokalyptisch bezeichnet 
werden. 

Wir wenden uns an Sie als die für die Gestaltung unseres bundesdeutschen Bildungswe- 
sens Hauptverantwortlichen. Wir ersuchen Sie, unsere Beschwerden und Forderungen auf- 
merksam zur Kenntnis zu nehmen und für eine baldige gründliche Abhilfe zu sorgen. 


Entgegen den in der Kirche üblichen Gepflogenheiten schalteten sich einige Be- 
kenntnisgemeinschaften in den Bundestagswahlkampf 1976 mit einer direkten 
Wahlempfehlung für eine bestimmte Partei (in diesem Fall CDU/CSU) ein. An- 
laß dafür war die von der SPD/FDP-Koalition betriebene Reform des Strafge- 
setzbuches $ 218 zum Schwangerschaftsabbruch. 


Der Bundesarbeitskreis der Bekenntnisbewegung „Kein anderes Evangelium“ beschloß am 

20. September 1976 folgenden Aufruf??: Ru 
„Christen sollen ihrer Wahlpflicht nachkommen. Nicht alle Parteien sind für Christen die- 
23. Info.brief Nr. 59 vom Dezember 1976, S. 21. 
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ses Mal gleichermaßen wählbar, besonders angesichts der erschreckenden Neufassung des 
Paragraphen 218 in Sachen der erweiterten Freigabe der Abtreibung, die eine Übertretung 
des Gebotes Gottes ist: Du sollst nicht töten.“ 

Auch der Vorsitzende der KbG Superintendent George/Berlin schloß sich dem Wahlauf- 
ruf an. Zwei württembergische Synodale der evangelikalen Fraktion „Lebendige Gemein- 
de“, die Rechtsanwälte Dr. Seitter und Ewert, strengten am 21. August 1976 eine Ver- 
fassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht gegen das soeben in Kraft getretene 
Gesetz an und forderten in evangelikalen Kreisen dazu auf, dieser Beschwerde möglichst 
zahlreich beizutreten **: 

„Das Gesetz mutet uns zu, daß wir die Massenliquidation von Leben mitfinanzieren. Da- 
gegen wehren wir uns im eigenen Namen, aber auch im Namen der hinter uns stehenden 
evangelischen Christen. 

Um zu verhindern, daß bis zur endgültigen Entscheidung Millionen von Bundesbürgern 
zu Helfershelfern von medizinisch nicht indizierten Tötungen ungeborener Kinder, ja zu 
Komplizen einer neuen Massenliquidation werden, indem man ihre Beiträge zu den Kran- 
kenkassen für die Finanzierung dieser Liquidationen in sitten-, satzungs- und grundgesetz- 
widriger Weise mißbraucht, bitten wir durch eine vorläufige Anordnung die genannten Ge- 
setze außer Vollzug zu setzen. Aus denselben Gründen bitten wir die sofortige Vollzieh- 
barkeit der vorläufigen Anordnung zu verfügen.“ 


Auch in dieser Frage fühlten sich die Evangelikalen durch die EKD und die 
Kirchenleitungen nicht angemessen vertreten. Nimmt man diesen Überdruß an 
einer angeblich linkslastigen EKD zu den übrigen Gravamina (Ökumenismus, 
Kirchentag, moderne Theologie, Ausbildungsstätten) hinzu, dann hat man die 
Motivation dafür, warum die Evangelikalen in Württemberg es waren, die in dem 
erforderlichen Zustimmungsverfahren die 1974 beschlossene neue Grundord- 
nung der EKD im Februar 1976 scheitern ließen, auch wenn andere Motive 
als ausschlaggebend vorgeschoben wurden (siehe S. 64) 25. Die Auseinanderset- 
zung zwischen den bekennenden Gemeinschaften und der verfaßten Kirche ist 
immer noch im Gange, und es ist ungewiß, wie die mancherlei Auflockerungs- 
tendenzen zu deuten sind. Zum Wohl der Kirche kann die Auseinandersetzung 
auf die Dauer nicht sein, zumal sich beiderseits keine grundlegend neuen Ge- 
sichtspunkte ergeben. Der Grabenkrieg verläuft nur gelegentlich an neuen Front- 
abschnitten. 


8. CHRISTENTUM UND SOZIALISMUS 


Die Gründe dafür, daß seit gut zehn Jahren das Verhältnis des Christentums zum 
Sozialismus auch bei uns neu thematisiert wird, sind vielschichtig. Vor allem im- 
plizit wurde diese Diskussion im Rahmen der Frage nach den gesellschaftlichen 
Voraussetzungen und Folgen kirchlichen Handelns auf nahezu allen Ebenen der 
Kirche geführt. Aber auch die explizite Diskussion hat neue Konturen gewonnen: 
durch die Neuformierung der religiösen Sozialisten, durch die nach wie vor viru- 
lente Frage der Mitgliedschaft von Pfarrern in einer kommunistischen Partei SO- 
wie durch die Auseinandersetzungen um die Studentengemeinden. Nicht zuletzt 
wurde durch den Bundestagswahlkampf 1976, der seitens der CDU/CSU mit der 





24. Ebd. S. 22-30. 
25. Vgl. epd-Dok 11/1976. 
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Parole „Freiheit statt Sozialismus“ geführt wurde, diese Thematik aktualisiert!. 

Es würde der historisch belegbaren Wahrheit widersprechen, wenn man die Tat- 
sache verkennen wollte, daß die evangelische Kirche seit dem 19. Jahrhundert 
ein gestörtes Verhältnis zum Sozialismus hat und dieses auch nach 1945 nur par- 
tiell aufgearbeitet hat. Freilich ist dies Problem nicht losgelöst von den Grund- 
fragen der politischen Ethik und speziell von der Frage einer Politisierung der 
Kirche zu diskutieren. 

Die Religiösen Sozialisten, die vor 1933 zwar eine kirchlich einflußlose Orga- 
nisation bildeten, aber eine relativ breite Bewegung mit beachtlichen Mitglieder- 
zahlen und gewichtigen Theoretikern (z.B. P. Tillich, E. Heimann, G. Wünsch) 
waren, hatten nach 1945 — bedingt durch die theologische Klimaveränderung 
und die politische Situation Deutschlands — für lange Zeit kaum noch Bedeu- 
tung gehabt. Angesichts der gewandelten Situation nach 1967/68 war es nur 
eine Frage der Zeit, daß analoge Organisationen neu entstanden. Nur bedingt 
und teilweise ist die westdeutsche Regionalgruppe der 1957/58 begründeten 
Christlichen Friedenskonferenz (CFK) hierher zu rechnen, desgleichen die in 
Südamerika 1971 entstandene, 1973 nach Europa übertragene Bewegung ‚‚Chri- 
sten für den Sozialismus‘ (CfS), die ebenfalls keine homogene Organisation ei- 
nes religiösen Sozialismus darstellt?. Auch wenn beide Gruppierungen ihre Im- 
pulse vor allem Theologiepolitikern des Auslands verdanken und bei uns in der 
innerkirchlichen Situation eher am Rande agieren, dürfen sie aufgrund der Qua- 
lität ihrer — freilich umstrittenen und mit guten Gründen anfechtbaren — Äu- 
ßerungen und Sachbeiträgen zur politischen Ethik Beachtung beanspruchen. In 
jüngster Zeit formierten sich Organisationen, die das Erbe des Religiösen Sozia- 
lismus innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland stärker als bisher zur 
Geltung bringen wollen. 

Nicht ausdrücklich, aber faktisch ist dies der Fall bei dem 1975 gegründeten 
Komitee „Freiheit für Wort und Dienst in der Kirche‘, dessen Gründung u.a. 
durch die Beschlüsse der hessen-nassauischen Kirche zur Unvereinbarkeit von 
Pfarramt und Mitgliedschaft in der DKP veranlaßt wurde. Mitglieder waren fast 
ausschließlich Theologen, unter ihnen z.B. Dorothee Sölle, Yorick Spiegel, Her- 
bert Mochalski, Dieter Schellong, Martin Niemöller und als Sprecher des Komi- 
tees Dieter Stoodt. 


Im Gründungsaufruf vom April 1975 wurde beansprucht, die progressive Tradition der 
evangelischen Kirche, wie sie in These 3 der Barmer Erklärung und im Darmstädter Wort 
zum Ausdruck gekommen wäre, fortzuführen ’: „An die Stelle dieser Traditionen tritt 
nun die Angst vor dem Auszug von Mittelstand und Bürgertum aus der Kirche; sie wird 
zum bestimmenden Moment kirchlicher Entscheidungen und Handlungen. 


1. Zu der von H. Gollwitzer provozierten, im DS 1975 veröffentlichten Diskussion mit 
E. Jüngel, E. Müller, W. Pannenberg, D. Sölle u.a. vgl. den Abdruck der Beiträge bei: W. 
Teichert (Hg.), Müssen Christen Sozialisten sein?, Hamburg 1976; dazu H. Gollwitzer, IK 
37, 1976, S. 497-505. 

2. Vgl. dazu z.B. D. Sölle-K. Schmidt (Hg.), Christentum und Sozialismus, Urban-TB 
609, Stuttgart 1974 (mit dem programmatischen Untertitel „Vom Dialog zum Bündnis‘) 
und diess. (Hg.), Christen für den Sozialismus I, Stuttgart 1975. 

3, Freiheit für Wort und Dienst. Ein Aufruf, in: epd-Dok Nr. 21/1975; vgl. auch den 
Bericht epd Hessen-Nassau vom 14.4.1975, S. 1-3. 
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Man fürchtet, daß dieses Bürgertum sich je länger desto mehr dem Dienst der Kirche 
entzieht und sich weigert, ihn finanziell mitzutragen. Darin sieht man Anzeichen eines 


Verfalls der Volkskirche ... \ 

Dies alles vollzieht sich in einem bestimmten politischen Klima: Durch wirtschaftliche 
Krisenerscheinungen, wie Inflation und Arbeitslosigkeit, sind weite Kreise der Bevölkerung 
betroffen und verunsichert. Eine politische Polarisierung ist die Folge. Sie führt dazu, daß 
in den Betrieben, Schuien, Parteien und Verbänden alle entschiedenen Kritiker der gerade 
herrschenden politischen Meinung persönlich diffamiert, diszipliniert oder — schon in Ein- 
zelfällen — politisch verfolgt werden und daß alles, was Sozialismus und Kommunismus 
heißt, pauschal verworfen wird. 

Mit dieser Entwicklung geht zur Zeit das Handeln kirchlicher Leitungsgremien konform. 
Zwar sind sie bestrebt, ihre Entscheidungen als eigenständig kirchliche Entscheidungen 
kenntlich zu machen, als Entscheidungen, die über allen parteipolitischen Richtungskämp- 

fen unserer Zeit stehen. 

Tatsächlich sehen wir aber die Gefahr, daß die Kirche so keine zukunftsweisende Posi- 
tion beziehen kann, sondern dem allgemeinen politischen Trend verfällt‘“. 


In den Umkreis dieser Position gehört der Versuch, das seit seiner problemati- 
schen Entstehung umstrittene „Darmstädter Wort‘ des Bruderrats von 1947 im 
christlich-sozialistischen Sinn zu aktualisieren. Zu diesem Zweck veranstaltete 
die Studentengemeinde (ESG) zusammen mit der Europagruppe des Christlichen 
Studenten-Weltbundes und anderen Gruppen am 7. bis 9. Oktober 1977 eine 
große Tagung mit fast 800 Teilnehmern in Darmstadt‘®. 

So berechtigt die Kritik an einer „Verbürgerlichung“ der Kirche im einzelnen 
sein mag, schwer erträglich ist die pauschale Diffamierung der gesamten kirch- 
lichen Arbeit als reaktionär, die sich in der unzulässigen Verallgemeinerung von 
Einzelfällen gründet. Es gehört schon ein ungehöriges Maß an Übertreibung da- 
zu, den Eindruck zu erwecken, als wäre die Freiheit des Wortes und des Dien- 
stes in der Kirche gefährdet. Gerade das Vorgehen der hessen-naussauischen 
Kirchenleitung gegenüber den DKP-Pfarrern (vgl. S. 98) bezeugt das Gegenteil. 
Gesellschaftskritik und politische Aktion drohen hier zum einzigen Inhalt einer 
mit problematischem Sendungsbewußtsein vorgetragenen Botschaft zu werden. 
Es mutet seltsam an, daß denselben Kirchenleitungen, die von den konservati- 
ven Opponenten als linksprotestantisch angeprangert werden, aus der linken 
Ecke der Vorwurf der Rechtslastigkeit gemacht wird. Aber dies dürfte am 
ehesten ein Beweis dafür sein, daß der Kurs der Kirche insgesamt in der richti- 
gen Mitte liegt. 

In Bochum konstituierte sich 1975/76 unter Leitung des Professors für Sozial- 
ethik an der dortigen Universität, Günter Brakelmann, der „Bochumer Arbeits- 
kreis für Christentum und Sozialismus“, der sich im wesentlichen aus Theologen 
zusammensetzt. Die politische Orientierung dieses Kreises liegt auf der Linie der 
SPD, Ziel ist ein konkretes ‚‚parteiliches‘‘ Engagement, um die Affinität der Ver- 
söhnungsbotschaft zum sozialdemokratischen Humanismus zur Geltung zu brin- 


4, Vgl. H. Symanowski, Darmstadt 1977, JK 38, 1977, S. 543-549; Bericht und Doku- 
mente in: „Neue Stimme“ 1977, H. 9 u. 10; D. Schellong, Versöhnung und Politik. Zur 
Aktualität des Darmstädter Wortes, ThExh 196, München 1977, S. 35-66; zur Kritik vgl. 


E. Wilkens, Zum „Darmstädter Wort“ v. 8. August 1947, in: Festschrift H. Claß, Stuttgart 
1978, S. 151-169. 
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gen®. In einer Auseinandersetzung mit den Voten der EKD zur parteipolitischen 
Betätigung von Pfarrern (vgl. KJ 102, 1975, S. 66) vom April 1976 heißt es: 


CHRISTLICHE GEMEINDE UND PARTEILICHKEIT 


Stellungnahme des Bochumer Arbeitskreises für Christentum und Sozialismus 
zur Frage politischer Tätigkeit von Pfarrern (Auszug) 


Im Evangelium geht es um die Versöhnung der Welt mit Gott und nur von daher auch um 
die Versöhnung jedes einzelnen Menschen. Die Konsequenzen der Versöhnungstat Gottes 
müssen also zunächst im Horizont der Menschheit, d.h. im Horizont der menschlichen Ge- 
sellschaftlichkeit ausgelegt werden, bevor von der individuellen Lebenspraxis der Christen 
die Rede sein kann. Der Zuspruch und Anspruch der Versöhnungstat Gottes hat eine uni- 
versale Tendenz: Gott will die Menschheit und damit vor allem die Christen an seinem 
Kampf gegen alle noch fortbestehenden unversöhnten Situationen und Verhältnisse aktiv, 
d.h. als freie Subjekte teilnehmen lassen. So wie der einzelne Christ und die Gemeinde in 
der noch nicht erlösten Welt immer wieder von der Praxis des Egoismus und der Friedlosig- 
keit zur Praxis der Versöhnung umkehren müssen, so geht es auch in der Gesellschaft dar- 
um, ob in ihren Wertsetzungen und Praktiken die Versöhnungstat Gottes oder aber die . 
Schwerkraft noch unversöhnter Verhältnisse dominiert. In der Politik geht es also um die 
Frage, ob eine bestehende Gesellschaftsordnung eine relativ größere oder geringere A ffini- 
tät zu dem in der Versöhnungstat Gottes mitgesetzten Ziel einer versöhnten, d.h. zum Ziel 
einer die Menschen befreienden und befriedenden Gesellschaft hat. Politik ist demnach als ein 
durch und durch ethisches Unternehmen zu verstehen: es geht darum, immer wieder prak- 
tische Schritte zu tun hin auf mehr Freiheit für die Menschen und mehr Frieden zwischen 
den Menschen. 

In diesem Zusammenhang ist weiter zu bedenken: Versöhnung im christlichen Sinn meint 
nicht Aussöhnung mit einer unversöhnten Wirklichkeit, Versöhnung ist vielmehr Verände- 
rung unversöhnter Wirklichkeit. Demgemäß müssen die Wurzeln unversöhnter gesellschaftli- 
cher Verhältnisse, die Unfreiheit, Friedlosigkeit und Antagonismen zwischen den Menschen 
hervorbringen, erkannt und beseitigt werden. Versöhnung geschieht also nicht über den 
Konflikten und Antagonismen in Gesellschaft und Politik, sondern in den vielfältigen Be- 
zügen gesellschaftlichen Lebens ... 

Damit stoßen wir wieder auf das Problem der Parteipolitik. Wir können die politischen 
Gruppierungen nicht einfach nur als Bestandteil, ja Produzenten unversöhnter gesellschaft- 
licher Verhältnisse verstehen und in einen prinzipiellen Gegensatz zur Kirche bringen. Wir 
können und müssen vielmehr jede politische Partei daraufhin befragen, inwieweit sie den 
weltgeschichtlichen Auswirkungen der Versöhnungstat Gottes entspricht, d.h. inwieweit 
sie (1) die realen (ökonomischen, sozialen, ideologischen) Mächte, die die gesellschaftliche 
Unversöhntheit fördern, benennt und inwieweit sie (2) zu einer wirksamen Zurückdrän- 
gung solcher Mächte entschlossen ist. 

Aus diesen beiden Fragen lassen sich ihrerseits Kriterien für eine Beurteilung politischer 
Parteien gewinnen. Unvereinbar mit dem Evangelium sind Theorie und Praxis von Parteien, 
die überhaupt keine Versöhnung der Gesellschaft anstreben oder aber Parteien, die lediglich 
eine geistig-ideelle Versöhnung der Menschen beabsichtigen, die ökonomischen, sozialen 
und ideologischen Ursachen gesellschaftlicher Unversöhntheit aber unangetastet lassen. 
Vereinbar mit dem Evangelium sind demgegenüber Parteien, die den realen Ursachen ge- 
sellschaftlicher Unversöhntheit auf den Grund gehen und mit allen zur Verfügung stehen- 
den politischen Mitteln gegen sie angehen, wobei freilich die angewandten Mittel nicht im 
Widerspruch zu der humanen Zielsetzung stehen dürfen ... 


5. Vgl. auch G. Brakelmann, Abschied vom Unverbindlichen. Gedanken eines Christen 
zum Demokratischen Sozialismus, GTB 207, Gütersloh 1976; dort z.B. S. 54f. Eine ähnli- 
che Position bezieht der griechische Religionssoziologe D. Savramis (Professor in Köln): 
Das Christliche in der SPD, München 1976. 
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Damit aber ergibt sich notwendig eine unterschiedliche Beurteilung dieser Parteien durch 
die Christen. Wenn wir die hinter den Bundestagsparteien stehenden gesellschaftstheoreti- 
schen Konzeptionen der Neuzeit betrachten, auf die sich die Parteien mit unterschiedlicher 
Akzentsetzung berufen, so zeigt sich, daß diese Konzeptionen, nämlich der Konservatis- 
mus, der Liberalismus und der Sozialismus, keineswegs eine gleiche Affinität zur christli- 
chen Versöhnungsbotschaft haben. Der Konservatismus hat insofern eine Affinität zur 
Versöhnungsbotschaft, als er eine geordnete Gesellschaft anstrebt. Er widerspricht der 
Versöhnungsbotschaft jedoch darin, daß er diese Ordnung als hierarchische Ordnung ver- 
steht. Die damit zustande kommende Hierarchie menschlicher Freiheitsverwirklichung in 
der Gesellschaft muß ihrerseits Konflikte provozieren, die eine friedlose Gesellschaft her- 
vorbringen, so daß eine geordnete Gesellschaft nur mit Zwang zustande kommen kann. 
Der Liberalismus hat insofern eine Affinität zur Versöhnungsbotschaft, als es ihm um die 
Freiheit des Menschen in der Gesellschaft geht. Er widerspricht der Versöhnungsbotschaft 
darin, daß er Freiheit als Freiheit des einzelnen versteht. Individualistisch verstandene 
Freiheit aber fördert Konkurrenz und Konflikte zwischen den Menschen, weil jeder ein- 
zelne auf Kosten des anderen seine Freiheit durchsetzen will. Der Sozialismus hat inso- 
fern eine Affinität zur Versöhnungsbotschaft, als es ihm um die reale Freiheit und den 
realen Frieden der Menschen in der Gesellschaft geht. Sozialismus heißt konsequenter Ab- 
bau der Ursachen gesellschaftlicher Konflikte und Antagonismen mit dem Ziel, eine brü- 
derliche Gesellschaft aufzubauen. Der Sozialismus widerspricht der Versöhnungsbotschaft 
dann, wenn er nicht mehr auf dem Konsensus der Mehrheit der Gesellschaftsglieder ba- 
siert, sondern von einer Minderheit mit bürokratischen Methoden praktiziert wird. 

Vergleicht man also diese drei gesellschaftstheoretischen Konzeptionen miteinander, so 
wird deutlich, daß die politische Dimension der christlichen Versöhnungsbotschaft durch- 
aus eine inhaltliche Beurteilung parteipolitischer Konzeption erlaubt. Für uns heißt das 
konktet: Ein freiheitlicher Sozialismus hat eine relativ größere Affinität zur christlichen 
Versöhnungsbotschaft als der Konservatismus und der Liberalismus. 


Vor allem aufgrund der Initiativen des Bochumer Mathematikprofessors Günter 
Ewald und eines um ihn gescharten Kreises junger Leute (des sog. Bochumer 
Kohlenkellers) wurde 1976 der alte Bund religiöser Sozialisten, der — mit dem 
Zusatz „Gemeinschaft für Christentum und Sozialismus“ und mit dem Sitz in 
Frankfurt — nach 1945 nur ein kümmerliches Dasein fristete, neu belebt. Aller- 
dings hat er mit bislang ca. 100 Mitgliedern noch keine große Bedeutung und 
Breitenwirkung zu verzeichnen, im Unterschied zum alten Bund, der zwischen 
1926 und 1933 etwa 15000 Mitglieder zählte. Aber auch diese Neugründung 
ist ein Indiz dafür, daß die Berücksichtigung christlich-sozialistischer Intentio- 
nen in der evangelischen Kirche sich über das Stadium der bloß individuellen 
Vertretung hinaus fortentwickelt hat. 


VORLÄUFIGE LEITSÄTZE FÜR DIE ARBEIT DES BUNDES 
DER RELIGIÖSEN SOZIALISTEN (AUSZUG) ® 


I. Einleitung: Allgemeine Zielsetzung 


1. Als Religiöse Sozialisten arbeiten wir für eine grundlegende Veränderung der mensch- 
lichen Gesellschaft. Dieser Veränderung bedürfen insbesondere die westliche wie die sowjet- 
kommunistische Gesellschaft. Verändert werden müssen auch Umfang und Art, wie die so- 


genannten Entwicklungsländer auf dem Wege zur Selbstbestim i i- 
a een mung und Gleichberechti: 





6. Vollständiger Text in: G. Ewald (Hg.), Religiöser Soziali - 
sl racner g ıgiöser Sozialismus, Urban-TB 632, Stutt- 
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u unmittelbare Ansatzpunkt unserer Arbeit ist jedoch die Situation in der Bundesre- 
publik. 

2. In unserem Wirtschaftssystem sind Menschen weitgehend nicht handelnde Subjekte, 
sondern sie werden zu Objekten der Produktionsverhältnisse erniedrigt. Dies betrifft auch 
ihre Rolle als Konsumenten, denn kapitalistische Bedürfnissteuerung und zentralistische 
Lenkung des Konsumverhaltens sind Fremdbestimmungen, denen sich nur wenige entzie- 
hen können. Es gilt, einen Weg zu einer neuen Gesellschaftsform zu finden, in der die 
Verdinglichung des Menschen überwunden wird. Diese Gesellschaft wird sich von der ka- 
pitalistischen im Westen wie von der sowjetkommunistischen im Osten unterscheiden ... 

4. Als Christen innerhalb der sozialistischen Bewegung sehen wir unsere Arbeit für eine 
neue Gesellschaft im Licht des Evangeliums. Wir können uns mit der inneren Umkehr des 
Menschen allein nicht zufriedengeben und rufen auch zu äußerlich sichtbarer Erneuerung 
auf. Im Kampf der Menschen für eine gerechte und humane Gesellschaft erkennen wir die 
Sehnsucht nach Befreiung, deren vollkommene Erfüllung in Gericht und Gnade die Bot- 
schaft von Gottes kommendem Reich verheißt. „Gottes Reich ist nicht von dieser Welt, 
aber für diese Welt‘ (Ragaz). Das in die Welt eindringende Gottesreich verändert die Welt. 
Und diese Revolution Gottes findet ihre menschlichen Träger in den Jüngern Christi, die 
in dienender Liebe an der Weltveränderung und Weltgestaltung arbeiten. 

Die Kirchen aller Bekenntnisse haben sich nur selten auf die Seite der Unterdrückten 
und Entrechteten gestellt und dadurch eine schwere Bürde der Unglaubwürdigkeit auf sich 
geladen. Aber Gottes Reich ist nicht von der Kirche abhängig. Oft haben sozialistische 
Gruppen getan, was christliche Kirchen hätten tun sollen ... 

5. Im Geiste des Evangeliums lehnen wir Gewalt, Fanatismus, Dogmatismus und Milita- 
rismus im Prinzip ab. Innerhalb eines revolutionären Prozesses geben Christen darauf acht, 
daß die christliche Liebe nicht verraten wird. Das bedeutet jedoch nicht, daß Liebe über 
vorhandene Widersprüche und Klassengegensätze hinwegsieht. Aber wir sehen im gewalt- 
freien Austragen und Überwinden der Gegensätze einen Weg, der Verheißung hat. 

6. Wir bejahen Reformen, wenn sie kein Alibi gegenüber notwendiger Umgestaltung dar- 
stellen, sondern Schritte auf dem Weg zu dieser sind. Da wir von der Möglichkeit solcher 
Erneuerung überzeugt sind, sehen wir Reformen nicht als Ziel, sondern als stets kritisch zu 
hinterfragenden Durchgang an. 


Die politisch begründete Polarisierung innerhalb der evangelischen Kirche wird 
durch derartige Organisationen und durch die These von der gleichsam natür- 
lichen Affinität des Christentums zu einer sozialistischen bzw. sozialdemokrati- 
schen Politik vertieft. So sehr das zu bedauern ist, weil dadurch die Wirksam- 
keit des politischen Dienstes der Kirche insgesamt geschwächt wird, so muß 
man doch andererseits nüchtern sehen, daß die nicht minder einseitige politi- 
sche Option evangelischer Christen für konservative Parteien (die ebensowenig 
eine natürliche Affinität zum Christentum beanspruchen können!) eine viel brei- 
tere Tradition hat und nur deswegen weniger angefochten wird. Aufgabe der Or- 
gane der verfaßten Kirche muß es demgegenüber sein, dafür zu sorgen, daß in 
einem Gleichgewicht der Kräfte derartiger Gruppen keine von ihnen die offi- 
zielle Linie der Kirche bestimmt, sie aber als kritisches Korrektiv prinzipiell 
ihre Daseinsberechtigung haben. „‚Der Sozialismus ist eine, aber nicht die einzi- 
ge politische Möglichkeit, die Welt durch Inanspruchnahme von Freiheit und 
Gerechtigkeit freier und gerechter zu machen. Würde er zur einzigen Möglich- 
keit, wäre er alsbald keine echte politische Möglichkeit mehr‘ (Eberhard Jün- 
gel) 7. Parteibildungen in der Kirche sind unvermeidbar und in hohem Maße legi- 


7. E. Jüngel zur Diskussion „Müssen Christen Sozialisten sein?“; vgl. den A.1 genannten 
Sammelband S. 116. 
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tim; zu verhüten, daß die gesamte Kirche auf den Kurs einer bestimmten Par- 
teilichkeit gebracht wird, ist allerdings die Aufgabe der Kirchenleitungen. 


9. DER STREIT UM DIE MITGLIEDSCHAFT VON PFARRERN 
IN DER DKP 


Seit 1970 wurden um die Mitgliedschaft von Theologen in der DKP heftige 
Kontroversen vor allem in der Evangelischen Kirche von Hessen und Nassau 
(EKHN) ausgetragen (vgl. KJ 101, 1974, S. 24ff.). Konkret ging es zuletzt um 
die Frage, ob drei Pfarrvikare, die seit 1973 Mitglieder der DKP waren, in den 
ständigen Pfarrdienst übernommen werden sollten. Hierbei divergierten die Auf- 
fassungen von Kirchenleitung und Synode. Während die Synode eine Übernah- 
me ablehnte und eine generelle Regelung dieser Frage im Sinne der Unverein- 
barkeit anstrebte, wonach auch Kandidaten nicht mehr in den Vorbereitungs- 
dienst übernommen werden sollten, wenn sie DKP-Mitglieder wären, plädierte 
die Kirchenleitung trotz genereller Zustimmung zum Unvereinbarkeitsprinzip 
für eine Einzelfallregelung, um jeweils die theologischen und seelsorgerlichen 
Probleme differenziert würdigen zu können. Die drei Pfarrvikare Karin Frindte- 
Baumann, Gerhard Hechler und Stephan Melchers hatten in einer Stellungnah- 
me vom 6. Oktober 1975 gegenüber dem Leitenden Geistlichen Amt noch ein- 
mal ihren Standpunkt ausführlich begründet, daß ihre politische Betätigung die 
Ausübung ihres Dienstes nicht tangiere!). Die Synode beschloß am 1. Dezember 
1975. %: 


„Die Kirchenleitung wird beauftragt, entsprechend ihrer von der Synode gebilligten Erklä- 
rung, wonach die Mitgliedschaft in der DKP unvereinbar mit der Ausübung eines pfarramt- 
lichen Dienstes in der EKHN ist, von der Ernennung von Pfarrvikaren, die der DKP ange- 
hören, zu Pfarrern auf Lebenszeit abzusehen. 

Beschlüsse, die darauf gerichtet sind, Mitglieder der DKP in den pfarramtlichen Dienst 
der EKHN zu übernehmen, sind nicht auszuführen.“ 


Da es hierbei um Grundsatzfragen wie die Vereinbarkeit von pfarramtlicher und 
politischer Tätigkeit allgemein sowie von Christentum und Marxismus speziell 
ging, beschloß die Kirchenleitung der EKHN am 23. Februar 1976, theologische 
und kirchenrechtliche Gutachten zu dieser Frage anzufordern. Im Herbst 1976 
lagen die Gutachten der Theologieprofessoren Manfred Josuttis (Göttingen) und 
Reinhard Slenczka (Heidelberg) suwie der Kirchenrechtsdozenten Jörg Müller- 
Vollbehr (München, der für das Kirchenrechtliche Institut der EKD votierte) und 
Albert Stein (Bonn) vor. Die beiden Juristen kamen mit gewissen Differenzierun- 
gen übereinstimmend zu dem Schluß, daß die kirchlichen Unvereinbarkeitsbe- 
schlüsse rechtens wären. Die Beschlüsse der Synode zum Verfahren erklärte Stein 


1. M. Josuttis (Hg.), Pfarrer in der DKP? ThExh 197, München 1977, S. 173-179. 


ge Ebd. S. 100. 133. Vgl. epd-Dok Nr. 12/1976, S. 44. Dort weitere Materialien zum 
ema. 
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allerdings ‚„‚in theologischer Würdigung‘ als dem Grundartikel der Kirchenord- 
nung der EKHN widersprechend, „insofern, als sie a) die Entscheidung über 
Aufnahme in den pfarramtlichen Dienst für Mitglieder der DKP ohne Berück- 
sichtigung der Umstände des jeweiligen Einzelfalles zu treffen vorschreiben und 
b) darüber hinaus eine bereits nach den Umständen des Einzelfalles von der 
Kirchenleitung getroffene Personalentscheidung ohne Gehör für den Betroffe- 
Fa au ohne Berücksichtigung der Umstände dieses Einzelfalles umgestoßen 
en. 

Die beiden theologischen Gutachten, die in sorgfältiger Analyse sowohl das 
Selbstverständnis einer kommunistischen Partei (insbesondere ihres Atheismus) 
als auch das Wesen des kirchlichen Dienstes erörterten, kamen zu entgegenge- 
setzten Folgerungen und verdeutlichten damit noch einmal die bekannten Un- 
terschiede, die sich in der politischen Ethik je nach dem ergeben, ob man den 
Ansatz bei der Zwei-Reiche-Lehre oder bei der Christokratie-Lehre nimmt, wo- 
bei gegebenenfalls eine politisch konservative oder liberal-progressive Haltung 
verstärkend hinzutritt. 


THEOLOGISCHE GUTACHTEN ZUR FRAGE DER VEREINBARKEIT 
VON PFARRAMT UND DKP-MITGLIEDSCHAFT 


Von Manfred Josuttis und Reinhard Slenczka (Auszug) 


Josuttis differenzierte konsequent zwischen der Ideologie der DKP und der 
von dieser ablösbaren politischen Betätigung in der Partei. So z.B. hinsichtlich 
der Atheismus-Problematik®: 


„Im Blick auf die Frage der Vereinbarkeit zwischen pfarramtlicher Tätigkeit und DKP- 
Mitgliedschaft läßt sich aus den bisherigen Feststellungen folgendes Fazit ziehen: Die DKP 
ist eine politische Organisation, deren weltanschauliche Grundlage nach den eigenen Aus- 
sagen der Partei der sogenannte wissenschaftliche Sozialismus darstellt; schon aus dem An- 
spruch der Wissenschaftlichkeit ergibt sich die Ablehnung religiöser Überzeugungen, insbe- 
sondere die Ablehnung eines weltanschaulichen Theismus, die freilich nicht in propagandi- 
stischer oder gewaltsamer Weise vertreten werden muß, da die Religion nach dem Verständ- 
nis des Marxismus-Leninismus in der klassenlosen Gesellschaft von selber absterben wird. 
In dieser Anschauung liegt für die DKP auch die Möglichkeit begründet, christliche und theo- 
logische Mitglieder in ihren Reihen zu tolerieren, sofern sie nur mit den politischen Ziel- 
setzungen der Partei übereinstimmen und die Bereitschaft zum Einsatz für dieses Ziel er- 
kennen lassen. Das alles aber bedeutet für unsere Frage: Mit dem Atheismus-Argument 
allein läßt sich die Notwendigkeit einer Unvereinbarkeitsfeststellung nicht begründen. Eine 
solche Notwendigkeit würde nach den bisherigen Ausführungen erst vorliegen, wenn die 
DKP eindeutig im theologischen Sinn als Gegen-Kirche zu qualifizieren wäre bzw. wenn 
sie die Freiheit der Verkündigung bei ihren theologischen Mitgliedern einzuschränken ver- 
suchte. Nach den Aussagen führender DKP-Funktionäre will die Partei die religiösen Über- 
zeugungen ihrer Mitglieder aber respektieren. Das kann, wie gesagt, in der Alltagspraxis zu 
einem Teil anders aussehen. Ein Beweis für die Unvereinbarkeit ist dann aber nicht gene- 
rell, sondern nur für den konkreten Einzelfall zu führen“. 

Entsprechend argumentierte Josuttis im Blick auf den kirchlichen Dienst der DKP-Pfarr- 
vikare°: 


SWEbd,, $:H152: 
4. Ebd. S. 53f. 
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„Ob ihre politische Überzeugung die Reinheit und Freiheit ihrer Verkündigung gefähr- 
det, muß bei diesen Theologen wie bei allen anderen, deren Ernennung zu Pfarrern auf 
Lebenszeit ansteht, ermittelt werden. Wer aber ohne Prüfung solcher Einzelumstände Theo- 
logen allein wegen ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten politischen Partei den Zugang 
zum geordneten öffentlichen Dienst am Wort verweigert, der ist in der Gefahr, die „‚Er- 
kenntnis, daß allein Jesus Christus unser Heil ist‘“ (Grundartikel KO) preiszugeben; denn 
er schließt dabei aus politischen Gründen Menschen, die zu eben dieser Erkenntnis gekom- 
men sind und die diese Erkenntnis im geordneten öffentlichen Dienst am Wort weiterge- 
ben wollen, von der gleichberechtigten Teilnahme am Verkündigungsdienst aus. Der Be- 
schluß der Synode der EKHN, den theologischen Mitgliedern der DKP die Ernennung zu 
Pfarrern auf Lebenszeit vorzuenthalten, rührt, auch wenn er scheinbar nur eine beamten- 
rechtliche Entscheidung trifft, an den Grundartikel der Ordnung der EKHN. Wenn alle 
sonstigen Voraussetzungen hinsichtlich der Vorbildung und der Anstellungsfähigkeit ge 
geben sind, kann die EKHN, sofern sie ihrerseits am evangelischen Christusbekenntnis 
festzuhalten gewillt ist, nur aus theologischen Gründen und d.h. nur mit dem Nachweis, 
daß das evangelische Christusbekenntnis durch den Betroffenen gefährdet oder verletzt 
ist, einem Theologen den gleichberechtigten Zugang zum geordneten öffentlichen Dienst 
am Wort verweigern. Jede andere Entscheidung erklärt z.B. eine politische Überzeugung 
zum zwar nicht die Kirche begründenden, aber den Verkündigungsdienst in der Kirche 
konstituierenden Faktor. Eben das aber ist eine Form der „Politisierung“ des kirchlichen 
Verkündigungsauftrags, der man nur grundsätzlich widersprechen kann“. 

Deshalb richtete Josuttis an die Leitungsorgane der EKHN die „dringliche Anfrage“, 
„ob ihre Maßnahmen zur Bewahrung des kirchlichen Verkündigungsdienstes vor gefähr- 
lichen Einflüssen nicht die Grundlagen des Verkündigungsdienstes selber gefährdet wer- 
den“. Und so plädierte er denn für die Zulassung der DKP-Pfarrvikare. 


Anders als er nahm Slenczka die ideologische Basis der DKP als konstitutiv und damit 
als für die Mitglieder verpflichtend an. Er stellte den weltanschaulichen Absolutheitsan- 
spruch kommunistischer Parteien unter Berufung vor allem auf Lenin als unvereinbar mit 
dem Christentum heraus®: 

„Der Atheismus ist nach der von der DKP vertretenen Form des Marxismus-Leninismus 
eindeutig nicht nur die theoretische Grundlage einer Weltanschauung, sondern er ist un- 
trennbar verbunden mit dem praktischen Kampf gegen die Religion. Eine Trennung von 
Theorie und Praxis ist nach dem Selbstverständnis der Partei ausgeschlossen. Für einen 
Pfarrer bedeutet die Mitgliedschäft in dieser Partei einen Verzicht auf die Öffentlichkeit 
seines Verkündigungsauftrags im Bereich der Partei. 

Die von der DKP vertretene Form des Sozialismus schließt grundsätzlich jede anderen 
Auffassungen von Sozialismus aus, besonders die Formen eines christlichen und religiösen 
Sozialismus. Daher kann auch nicht der Sozialismus als ein Punkt der Übereinstimmung 
bei verschiedenen Weltanschauungen betrachtet werden. Vielmehr ist die Weltanschauung 
die notwendige Voraussetzung für die inhaltliche Bestimmung und praktische Durchfüh- 
rung von dem, was als Sozialismus bezeichnet wird. Es ist ein Ausschließlichkeitsanspruch, 
unter dem es dann auch keine Pluralität mehr im Bereich sozialer und politischer Verant- 
wortung gibt ... 

Über die grundsätzlichen Bedenken gegen den Eintritt eines Pfarrers in eine politische 
Partei hinaus liegen also die Ursachen für die Unvereinbarkeit von Pfarramt und DKP- 
Mitgliedschaft in den Prinzipien und in der Praxis einer Partei, zu deren Zwecken unzwei- 
felhaft der Kampf gegen die Religion gehört. $ 27 des Pfarrergesetzes der EKHN ist auf 
solche Fälle eindeutig anwendbar ... 

Die Erklärungen zur Unvereinbarkeit von Pfarramt und DKP-Mitgliedschaft entsprechen 
durchaus dem Grundartikel der Kirchenordnung und dem Dienstauftrag des Pfarrers, der 
zum öffentlichen Dienst am Wort in Verkündigung und Sakramentsverwaltung berufen ist 
und von der Gemeinde dafür freigestellt wird. 

Die Unvereinbarkeit ergibt sich jedoch nicht allein aus der weltanschaulichen Differenz 
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zwischen christlichem Glauben und dem materialistischen Atheismus des Marxismus-Leni- 
nismus. Sie ergibt sich vielmehr in erster Linie aus dem damit verbundenen sozial-politi- 
schen Aktionsprogramm, in dem der Kampf gegen die Religion ein unverzichtbarer Be- 
standteil und Zweck ist. Im Bereich dieser Partei ist die Öffentlichkeit der Verkündigung, 
zu der der Pfarrer berufen und für die er freigestellt ist, prinzipiell ausgeschlossen.‘ 

Von dieser Beurteilung her stimmte Slenczka den Beschlüssen der EKHN-Synode zur 
Unvereinbarkeit voll zu und kritisierte die Haltung der Kirchenleitung als inkonsequent’: 

„Diese Entscheidungen betreffen Pfarrvikare, die bereits ordiniert sind. In ihrem Schrei- 
ben haben diese Pfarrvikare ausdrücklich auf das von ihnen abgelegte und ihnen von der 
Kirche abgenommene Ordinationsgelübde hingewiesen. Die Ordination jedoch ist — auch 
nach Art. 13 und 14 der Kirchenordnung der EKHN — der Akt, in dem der Auftrag zum 
öffentlichen Dienst der Verkündigung erteilt wird. Demgegenüber ist die Form der beam- 
tenrechtlichen Anstellung auf Lebenszeit sekundär und ohne theologische Relevanz. 
— Hierzu muß der Kirchenleitung die Frage gestellt werden, warum, zumal wenn die DKP- 
Mitgliedschaft bekannt war oder erfragt wird, nicht schon vor der Ordination eine Klärung 
und Entscheidung gesucht wurde. Hier liegt im Verfahren eine theologische Unklarheit ... 
— Gerade wenn der Grundsatz der Unvereinbarkeit klar und eindeutig von Kirchenleitung 
und Synode erkannt wurde, sollte auch das Verfahren klar und eindeutig sein: 
— Für die Form der Konfliktregelung hat sich die christliche Gemeinde immer an die Re- 
gel von Matth 18,15-18 gehalten mit den drei Stufen des brüderlichen Gesprächs unter 
vier Augen, vor einem oder zwei Zeugen und schließlich vor der Gemeinde. Am wichtig- 
sten ist immer die erste Stufe; sie wird jedoch nach aller Erfahrung am häufigsten vernach- 
lässigt, sei es, daß das Gespräch nicht angeboten, sei es, daß es nicht gesucht wird. Jede 
dieser Stufen hat aber auch ein Ende, das man, selbst wenn es schmerzlich ist, konstatie- 
ren muß. In dem Augenblick, in dem sich die Synode mit diesen Fällen beschäftigen muß, 
ist zweifellos die Endstufe erreicht.‘ 


Die Kirchenleitung der EKHN versuchte aufgrund dieser widersprüchlichen 
Gutachten, weiterhin trotz prinzipieller Ablehnung der DKP-Mitgliedschaft von 
Pfarrern eine Lösung zu finden, die dem erklärten Engagement der drei Pfarr- 
vikare in ihrer kirchlichen Arbeit Rechtnung tragen sollte, also auf Kosten der 
sachlichen Klarheit eine humane und seelsorgerliche Lösung zu finden, die zwi- 
schen parteipolitischem Engagement und theologischer Überzeugung differen- 
zierte: Sie übernahm die Vikare zwar nicht als Pfarrer, um sie bei Verletzung 
ihrer Dienstpflichten gegebenenfalls leichter kündigen zu können, stellte ihnen 
aber eine Weiterbeschäftigung im Angestelltenverhältnis und ‚einen ihrer bishe- 
rigen pfarramtlichen Tätigkeit vergleichbaren Dienstauftrag“ in Aussicht ®. Die- 
selbe Regelung sollte für vier weitere noch im Probedienst befindliche Vikare 
gelten. Mit diesem Beschluß vom 16. Mai 1977 war die theologische Frage als 
nicht eindeutig lösbar suspendiert und allein die dienstrechtliche entschieden — 
es schien so, als könnte die Kirche auf ihrem ureigenen Felde zu keiner Klar- 
heit mehr gelangen. Die Synode stimmte diesem Vorgehen zu. Kirchenpräsident 
D. Helmut Hild faßte in seinem Bericht vor der Synode noch einmal die Grün- 
de, die das Handeln der Kirchenleitung bestimmten, zusammen. Maßgebend für 
ihn war die Erkenntnis, daß die DKP-Pfarrvikare in ihrem Dienst ohne Vorbe- 
halte akzeptiert wurden. 


72 Eibdr >: 12061. 
8. Abdruck des Beschlusses ebd. S. 8. Vgl. auch H. Hild, Kommunisten auf der Kanzel? 
EvK 10, 1977, S. 471. 
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KIRCHENPRÄSIDENT H. HILD ZUR MITGLIEDSCHAFT 
VON PFARRVIKAREN IN DER DKP 


Vom 31. Mai 1977 (Auszug) 


1. Die bisherige Diskussion und die Gutachten haben gezeigt, daß es in der Frage, ob ‚die 
Mitgliedschaft in der DKP mit dem Pfarramt vereinbar ist, tiefe Meinungsverschiedenheiten 
gibt. Dafür sind sich widersprechende theologische Gründe wie eine kontroverse Einschät- 
zung der ideologischen Bindung der DKP maßgebend. 

2. Die überwiegende Mehrheit der Kirchenleitung und der Kirchensynode halten an der 
Erklärung fest, daß „derzeit und unter den gegebenen Umständen“ von einer Unvereinbar- 
keit gesprochen werden muß. . . 

3. Für viele Mitglieder der Kirche in der EKHN und darüber hinaus ist es völlig unverständ- 
lich, daß Pfarrer eine Mitgliedschaft in der DKP eingehen können. Ihre Übernahme in ein 
Dienstverhältnis auf Lebenszeit müßte für sie die Anstößigkeit dieser Mitgliedschaft ver- 
schärfen und sie daran zweifeln lassen, daß die Unvereinbarkeitsfeststellung ernst gemeint ist. 

4. Andererseits wollen die Kirchenvorstände der Gemeinden, in denen drei Mitglieder der 
DKP als Pfarrvikare arbeiten, diese in ihrem Dienst behalten. Sie können in der persönli- 
chen Amtsführung der Pfarrvikare keine Verstöße gegen das Bekenntnis und die Ordnung 
der Kirche feststellen. Eine Entfernung aus dem Dienst wäre für die Kirchenvorstände und 
viele Mitglieder ihrer Gemeinden eine ebenso schwerwiegende Anfechtung. 

5. Die Kirchenleitung weiß sich an den Beschluß der Kirchensynode vom November 3973 
gebunden, nach dem von der Ernennung von Pfarrvikaren, die der DKP angehören, zu Pfar- 
rern auf Lebenszeit abzusehen ist ... 

Wären wir — auf der einen oder auf der anderen Seite — sicher, daß es sich um eine Ent- 
scheidung handelt, mit der die Kirche steht und fällt, dann dürften wir uns um des Bekennt- 
nisses und um der Wahrheit willen nicht scheuen, eine Entscheidung zu treffen auch unter 
dem Risiko, andere im Gewissen zu belasten: Eine Entscheidung entweder für eine völlige 
Entfernung aus dem Dienst der Kirche oder für eine Übernahme ins Pfarramt auf Lebenszeit. 
Dann müssen wir aber auch bereit sein, der anderen Seite Bekenntniswidrigkeit nachzuwei- 
sen, was bedeuten kann, das Tischtuch zu zerschneiden und den Kirchenkampf auszurufen. 
Es gibt Neigungen zu einem solchen Verhalten, links und rechts. Aber ich kann mir nicht 
denken, daß sie auch in unserer Synode Platz greifen. Ich bin vielmehr davon überzeugt, 
daß wir die Meinungsunterschiede als solche relativer Natur einschätzen und unsere Auf- 
fassung nicht mit der Wahrheit schlechthin gleichsetzen. In einer Situation aber, in der 
man auch dem anders urteilenden Mitchristen die Gemeinsamkeit im Ringen um die rech- 
te Erkenntnis im Hören auf die biblische Weisung bescheinigen darf, müssen in der Kirche 
notwendige Entscheidungen statt vom Willen, sich durchzusetzen, vom Geist der Liebe 
und Rücksichtnahme auf den anderen bestimmt sein ... 

Die Kirchenleitung wird auch weiterhin bemüht sein, diese Mitarbeiter von der Notwen- 
digkeit ihres Austritts aus der DKP zu überzeugen, und sie wird das selbstverständlich 
auch bei den drei anderen Pfarrvikaren tun, bei denen ein terminlicher Entscheidungs- 
zwang für die Modalitäten ihrer Anstellung noch nicht besteht. Sie meinte aber, diese 
drei weiteren Pfarrvikare und einen Pfarramtskandidaten, die sich alle schon zum Zeit- 
punkt der Unvereinbarkeitserklärung im Vorbereitungsdienst der EKHN befanden, aus 
Gründen der Gleichbehandlung in den Beschluß einbeziehen zu sollen, in der dringenden 


et freilich, daß die Anwendung durch den Austritt aus der DKP gegenstandslos 
wird. 


Es ist klar, daß eine solche undoktrinär-pragmatische Entscheidung auf starken 
Widerspruch stoßen mußte. Die Sachfrage war nicht entschieden, doch das 
Problem löste sich insofern, als in Erfüllung von Hilds Hoffnungen und auf- 
grund seiner Bemühungen die drei Pfarrvikare im Juli 1977 ihren Austritt aus 
der DKP erklärten. Ein Leitartikel aus der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ 
zeigt beispielhaft die Argumente der Kritiker dieses Verfahrens: 
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KARL-ALFRED ODIN: PFARRER UND KOMMUNIST 
Vom 7. Juni 1977 (Auszug)? 


In Frankfurt ist als Kompromiß beschlossen worden, den sieben Kommunisten den Auf- 
trag zu geben, in der Vollmacht des Herrn zu predigen, zu taufen, Abendmahl zu halten, 
zu unterweisen, Seelsorger zu sein. In diesen Tätigkeiten und allein in ihnen erfüllt sich 
das evangelische Pfarramt ... 

Dadurch entsteht der fatale Eindruck, als sei in den Augen der hessen-naussauischen 
Kirche das mit dem Kommunismus Unvereinbare am Pfarramt der juristische und soziale 
Status des Pfarrers. Diese Äußerlichkeit bleibt nach dem Willen der Kirche den angehen- 
den kommunistischen Pfarrern versagt. Das, worauf es im Pfarramt ankommt, hat ihnen 
die Synode in dieser gottverlassenen Stunde hingegen anvertraut ... 

Die Kirche hat viele Einrichtungen, in denen sie Angestellte beschäftigt. Dort hätte sie 
den Kommunisten für die Zeit: des Wartens auf ihre Bekehrung einen bezahlten, aber weni- 
ger demonstrativen Auftrag als den des Pfarrdienstes geben können. In solche Stellen 
schickt die Kirche seit je Pfarrer, die ihrem Amt nicht genügen. Aber als solchen Mangel 
sollten die kommunistischen Theologen ihr Eintreten für eine atheistisch gesinnte Partei 
offenkundig nicht empfinden. Sie sollten nun, ihrem und der Kirchenvorstände Wunsch 
folgend, Pfarrer werden. Das ist verräterisch für die Schwärmerei, die manche evangel- 
schen Kirchenleute übermannt, wenn das Stichwort Kommunismus fällt. Was er an höhe- 
ren Zielen verspricht, strahlt ihnen in hellem Schein. Die Häßlichkeiten kommunistischer 
Praxis werden dagegen als Jugendsünden milde aus dem Blick gerückt. Allerdings kann 
bei den kommunistischen Vikaren nicht die Rede von Jugend und Jugendtorheit sein. 
Sie sind Männer und Frauen zwischen dreißig und vierzig. 

Kirchenpräsident Hild hat vor der Synode eingeräumt, daß die Kirche kaum erwarten 
kann, für ihre Beschlüsse Verständnis zu finden. Sie hat in der Entscheidung, ob ihr Han- 
deln nur für wenige einzelne oder für die ganze Kirche verständlich sein solle, abermals 
die Öffentlichkeit von sich gestoßen, die kirchliche wie die weltliche. Wenn die Kirche 
aufhört, den Menschen das Wort verstehbar zu sagen, wenn sie sich zurückzieht und Un- 
vereinbarkeiten mit frommer Unverständlichkeit verschleiert, hat sie aufgehört, Kirche zu 
sein. Nach den Entscheidungen der Frankfurter Synode heißt die Frage nicht zuerst: Be- 
kehren sich die kommunistischen Pfarrer? Sondern: Ob die Kirche umkehrt? 


Für die gegensätzliche Position, die der Behauptung einer Affinität zwischen 
Christentum und Sozialismus zuneigt, sei ein Votum von neun Professoren und 
sechzehn Assistenten der Theologischen Fakultät Göttingen (unter ihnen M. 
Josuttis, H.-G. Geyer, U. Luz, H.-J. Kraus, A.-M. Ritter, K. F. Daiber) vom 
Juni 1977 zitiert. 


ERKLÄRUNG GÖTTINGER THEOLOGEN ZUR MITGLIEDSCHAFT 
DER PFARRER IN DER DKP (AUSZUG) 


Wir stellen mit Betroffenheit den zeitlichen und sachlichen Gleichschritt dieser Beschlüsse 
mit den staatlichen Regelungen des ‚Radikalenerlasses‘ fest. Wir fragen: 

Verrät die weitgehende Übereinstimmung der kirchlichen Verlautbarungen und der staat- 
lichen Erlasse nicht eine Anpassung der Kirche an die politischen Normen des herrschen- 
den gesellschaftlichen Systems, die dem Wesen der Kirche widerspricht und von den Kir- 
chenleitungen nicht beabsichtigt sein kann? 

Bedeutet die grundsätzliche Verweigerung der Übernahme in den pfarramtlichen Dienst 
bei kirchlichen Mitarbeitern, die eine das gegenwärtige Gesellschaftssystem in Frage stellen- 
de politische Meinung vertreten, nicht eine theologische Legitimation des bestehenden Sy- 
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stems und behindert sie nicht die Wirksamkeit der biblischen Verkündigung in ihrer kriti- 
schen und erneuernden Kraft? De 

Gerät die Kirche nicht in die Gefahr, daß solche Erklärungen von außerkirchlichen In- 
stanzen anderen, den kirchlichen Absichten zuwiderlaufenden Interessen dienstbar gemacht 
werden? ? 

Bestätigt die Kirche durch die faktische Aufnahme staatlicher Regelungen nicht genau 
jene Verbindung von Religion und bürgerlichem Staat, die von der marxistischen Religions- 
kritik behauptet wird? ; 

Wir halten die theologischen Begründungen, die in der Regel zugunsten der Unvereinbar- 
keitsbeschlüsse angeführt werden, für nicht stichhaltig. Sie bewegen sich im Schema’ einer 
grundsätzlichen Antithetik von weltanschaulichem Atheismus und christlichem Gottesglau- 
ben, von Parteidisziplin und christlicher Freiheit, von Klassenkampf und christlichem Ver- 
söhnungsdienst sowie von Parteizugehörigkeit und Gemeindearbeit des Pfarrers. 

Wir sehen die Gefahr, 

— daß mit der Entgegensetzung von weltanschaulichem Atheismus und christlichem Gottes- 
glauben das christliche Bekenntnis zu dem Gott Israels und dem Vater Jesu Christi verlas- 
sen und durch die theistische Theologie ersetzt wird, in der es vorrangig um die theoreti- 
sche Behauptung der Existenz Gottes geht; 

— daß die Feststellung der Unvereinbarkeit von weltanschaulichem Atheismus und christ- 
lichem Gottesglauben von der Frage ablenkt, die die Kirche eigentlich bedrängen sollte, wie 
weit sie selbst in Lehre und Leben an der praktischen Gottlosigkeit beteiligt ist und mit- 
schuldig an den Verhältnissen, die Ausbeutung, Bedrängung, Unterdrückung und Verfolgung 
Entrechteter bedingen; 

— daß mit der Entgegensetzung von Parteidisziplin und christlicher Freiheit ein abstrakter 
Freiheitsbegriff aufgerichtet und an die Stelle evangelischer Freiheit gesetzt wird, in der 

wir zum neuen Leben in Jesus Christus befreit sind; 

— daß die Feststellung der Unvereinbarkeit von Parteidisziplin und christlicher Freiheit von 
der Frage ablenkt, die die Kirche eigentlich bedrängen sollte, wie weit sie selbst faktisch un- 
frei, gebunden und gefangen ist durch die Normen und Werte einer unfreien Welt; 

— daß die Entgegensetzung von Klassenkampf und christlichem Versöhnungsdienst das 
christliche Bekenntnis zur Versöhnung Gottes mit der Welt einschränkt und eine weltlose 
Theologie begünstigt, in der Versöhnung sich nur auf den einzelnen bezieht; 

— daß die Feststellung der Unvereinbarkeit von Klassenkampf und christlichem Versöhnungs- 
dienst von der Frage ablenkt, die die Kirche eigentlich bedrängen sollte, welche Stellung 

sie einnimmt in der faktischen Unversöhntheit unserer Weltgesellschaft, die durch Macht- 
und Verteilungskämpfe auf nationaler und internationaler Ebene gekennzeichnet ist; 

— daß die absolute Entgegensetzung von Parteidisziplin und Gemeindearbeit des Pfarrers 
das christliche Bekenntnis zur Parteilichkeit Gottes mit den Armen und Entrechteten rela- 
tiviert, indem sie die Möglichkeit ausschließt, von diesem Bekenntnis her politisches En- 
gagement auch in einer kommunistischen Partei einzugehen; 

— daß die Feststellung der Unvereinbarkeit von Parteidisziplin und Gemeindearbeit des 
Pfarrers von der Frage ablenkt, die die Kirche eigentlich bedrängen sollte, ob sie in ihrer 
Praxis eine Theologie der Unverbindlichkeit vertritt, die es allen recht zu machen sucht 

und nicht mehr nach dem Recht Gottes fragt. 


Solche Anfragen von konservativer wie von progressiver Seite wird die Kirche 
nicht auf die leichte Schulter nehmen dürfen. Sie hat genug Anlaß zur ständi- 
gen selbstkritischen Prüfung, ob sie ihrem Auftrag gerecht wird, wenn sie sich 
in das politische Gebiet begibt. Aber die prinzipielle Bereitschaft, sich total in 
Frage stellen zu lassen, darf nicht zur totalen Verunsicherung hinsichtlich ele- 
mentarer Lehren führen: Wer meint, daß das christliche Gottesbekenntnis und 
der weltanschauliche Atheismus, das christliche Gebot der Versöhnung und der 
ideologische Kampf vereinbar wären, ist theologisch auf dem Holzweg. 
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10. STREIT UM DIE STUDENTENGEMEINDEN 


Ein Spezialfall der Auseinandersetzungen um den politischen Dienst der Kirche 
und das Verhältnis von Christentum und Sozialismus ist der seit Jahren geführ- 
te Streit um die evangelischen Studentengemeinden (ESG), die seit den Studen- 
tenunruhen 1967ff. immer wieder in Konflikte mit den kirchlichen Leitungsor- 
ganen gerieten. So unbestritten es sein muß, daß gerade die studentische Jugend 
offen für unkonventionelle Lösungen und für humanistisch-idealistische Ziele in 
der Politik sein muß und daß sie die auf ständige Kompromisse angewiesenen 
Kirchenleitungen mit der Radikalität des Evangeliums ständig neu konfrontieren 
soll, so problematisch dürfte es andererseits sein, daß die ESG ihre Aufgaben 
weiterhin und an vielen Orten nicht mehr in religiösen, sondern nur noch in 
rein politischen Beiträgen gefunden hat. Kritiker warfen ihr zu Recht vor, daß 
sie ihre christliche Identität um den Preis einer vermeintlichen Relevanz willen 
nicht mehr als solche zu begründen bzw. zu artikulieren wußte, sondern statt 
dessen eine Flucht in den Sozialismus antrat. Das gilt zwar nicht für alle der 
etwa 120 Studentengemeinden, aber die Häufigkeit und die Härte der lokalen 
und der überregional bedeutsamen Konflikte signalisierten, daß die ESG kirch- 
lich ins Abseits geraten ist. 

Der Vorwurf, sie wäre größtenteils keine evangelische Gemeinde mehr, weil 
sie ihre Offenheit gegenüber allen Studenten und gegenüber den verschiedenen 
Positionen zugunsten einer sozialistischen Orientierung und einer Option für 
marxistische Randgruppen verspielt hätte, war zwar in seiner Pauschalität über- 
zogen, aber nicht unbegründet, da er für etliche Gruppen zutraf. Andererseits 
mußten die Versuche, institutionell Einfluß auf eine Kurskorrektur der Studen- 
tengemeinden zu nehmen (was z.B. in Hamburg 1975 zur Auflösung der bishe- 
rigen Struktur der ESG und zur Umwandlung in eine stärker kirchlich gebunde- 
ne Hochschulgemeinde führte)!, sich mit dem Verdacht auseinandersetzen, daß 
theologische Differenzen mit bürokratischen Mitteln erstickt werden sollten. 
Hinzu kam, daß die hochschulpolitischen Auseinandersetzungen um kommuni- 
stische und anarchistische Studentengruppen und die allgemeinen politischen 
Auseinandersetzungen um den Terrorismus die Arbeit der ESG und die kirch- 
liche Diskussion über sie nachhaltig beeinflußten. 

Die Vorgänge des Jahres 1977 sind für alle Aspekte der Diskussion um die 
ESG exemplarisch. In Köln forderte der Evangelische Arbeitskreis der CDU die 
Ablösung der dortigen Studentenpfarrer wegen der Aktionsgemeinschaft der 
ESG mit kommunistischen, linksextremistischen und anarchistischen Gruppen. 
In Braunschweig untersagte die Kirchenleitung — gleichsam in Verlängerung der 
staatlichen Praxis gegenüber den Extremisten im öffentlichen Dienst — der ESG 
eine Veranstaltung mit dem der Beihilfe für Terroristen verdächtigten Professor 
Peter Brückner. In Hannover kam es zum Konflikt, als das Landeskirchenamt 
gegen den Willen der ESG drei neue Studentenpfarrer einsetzte und die ESG 
ihr Haus programmatisch in „Thomas-Müntzer-Haus‘“ umbenannte, um mit die- 
ser Namensgebung zu zeigen, „daß wir uns ... in die kirchliche Tradition des 


1. Zu den Hamburger Vorgängen vgl. epd-Dok Nr. 35/1974, Nr. 38a/1975. 
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Kampfes gegen Repression und Entmündigung, für Verwirklichung von Eigen- 
kompetenz und Demokratie stellen“ ?. 

Der spektakulärste Konflikt verband sich mit der ESG Tübingen, als dieser von 
der pietistischen Mehrheitsfraktion „Lebendige Gemeinde“ der württembergi- 
schen Synode — entgegen dem Antrag des Oberkirchenrates — die im landes- 
kirchlichen Haushalt ausgewiesenen Sachmittel in Höhe von 9800,— DM ge- 
strichen wurden. Die Pietisten wollten mit dieser symbolischen Handlung ihre 
Mißbilligung der ESG-Aktivitäten im Rahmen der Bewegung „Christen für den 
Sozialismus“ ausdrücken und damit einen Beitrag zu ihrem Kampf gegen die 
vermeintliche Linkspolitisierung der evangelischen Kirche liefern?. Daraufhin 
kündigte der Tübinger Neutestamentler Ernst Käsemann, seit fast drei Jahrzehn- 
ten einer der profiliertesten kirchlichen Nonkonformisten, der durch seine exe- 
getische Arbeit und sein theologisches Engagement wie kaum einer Tausende 
von jungen Theologen geprägt hat, mit einer Erklärung vom Reformationstag 
1977 seinen Austritt aus der Kirche an für den Fall, daß dieser Beschluß von 
der Anfang Dezember neuzuwählenden Synode nicht rückgängig gemacht wür- 
de. Die Motive für diesen Schritt, den Käsemann als „einen der schwersten Ent- 
schlüsse meines Lebens“ bezeichnete, waren nicht vordergründig kirchenpoliti- 
sche (zwecks Beeinflussung der Synodalwahl) oder persönliche Erlebnisse (Käse- 
manns Tochter, die sich in Argentinien als Sozialarbeiterin im Kampf gegen 
Ausbeutung und Unterdrückung engagiert hatte, war vom dortigen diktatori- 
schen Regime brutal ermordet worden)*. Käsemann maß vielmehr diesem Fall 
grundsätzliche Bedeutung für eine unerträgliche Einschränkung der Freiheit in 
der Kirche bei. 


PROF. ERNST KÄSEMANN: ERKLÄRUNG ZUR KIRCHLICHEN LAGE 
IN WÜRTTEMBERG 


Vom 31. Oktober 1977 (Auszug) ° 


Seit 30 Jahren bemühe ich mich, akademischer Jugend Mut, Vertrauen und Lust zur kirch- 
lichen Mitarbeit zu machen. Jeder, der durch die synodale Entscheidung zur Absage oder 
sogar zur Feindschaft getrieben wird, bedeutet für mich zerschlagene Hoffnung. Man hat im 
letzten Jahrzehnt schon zu viele durch die Gralswächter des rechten Glaubens und der bür- 
gerlichen Moral gehindert, es mit evangelischer Christenheit in neuen Formen zu wagen. Ich 
würde dem eigenen Wege untreu, wenn ich jetzt nicht auf die Seite der Jugend träte. Es ist 
mir völlig gleichgültig, ob man mich deshalb des Linksradikalismus mitbeschuldigt, weil die 
Freiheit des Christenmenschen heute gegen fromme Reaktionäre zu verteidigen ist, welche 
noch immer wie im ganzen vorigen Jahrhundert von der Schockwirkung der französischen 
Revolution und des proletarischen Aufstandes beherrscht und in Panik getrieben werden. 
Meine Argumente waren und sind einfach: 1. Jugend hat das Recht und die Pflicht, den 
eigenen Weg unter unvermeidlichen Risiken zu suchen. Wer meint, ihr den Brotkorb höher 
hängen zu müssen, falls sie nicht pariert, zwingt sie in Charakterlosigkeit oder Revolution. 


2 Vgl. dazu H. V, Herntrich, Aufforderung zur Schwertmission?, LM 17, 1978, S. 207£. 
: Vgl. allgemein dazu H. Matthies, Von evangelischen zu marxistischen Studentenge- 
meinden, in: Rotbuch Kirche, Stuttgart 1976, S. 145-166. 


4. Vgl. EvK 10, 1977, S. 446, 469£. (Beitrag von Ernst Käsemann). 


5. Vgl. epd-Dok. Nr. 1/1978, S. 3-5. Abd i i 
N ea Kam ruck auch in der Tagespresse, z.B. in der SZ 
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2. Daß eine kleine Gruppe mit dem in Deutschland tatsächlich seltsamen Namen „Christen 
für den Sozialismus‘ marxistisch-leninistisch sei, ist durchaus unbewiesen und wird von der 
Studentengemeinde bestritten. Dafür, daß andere etwa in Latein-Amerika es wirklich sind, 
gibt es gute Gründe mindestens für Sehende und Hörende. 3. Die Beschäftigung mit dem 
Marxismus, der in unserer Zeit die Welt stärker bestimmt als das Christentum, ist in allen 
Konfessionen dringend erforderlich, wenn sie nicht den Kontakt mit den Realitäten ver- 
lieren wollen, der in Deutschland schon lange schwach entwickelt ist oder nur technisch 
und wirtschaftlich notwendig erscheint. 4. Die Lektüre des für den deutschen Normalbür- 
ger kaum attraktiven und sicher schwer verständlichen Lenin wird in der Synode als beson- 
dere Provokation empfunden. Theologisch geurteilt, dürfte sie nicht gefährlicher sein als die- 
jenige des vom schwäbischen Pietismus ebenfalls ausgetriebenen Hermann Hesse. 5. Wer 
heute Antimarxismus propagiert, ruft weiter zum kalten Krieg, schreibt auch jene Brü- 

der ab, welche im Ostblock loyal mit marxistischer Herrschaft zu leben versuchen, und 
sperrt sich gegen die Ökumene, die nicht auf schwäbisches Normalmaß zu reduzieren ist. 

6. Seit Goebbels den Terror mit „organisatorischer Verkümmerung“ beginnen ließ, emp- 
finde ich es als schändlich, wenn kirchliche Gremien ihre, nach meiner Überzeugung 

dazu unchristlichen Ziele auf die gleiche Weise anstreben. Unchristlich ist, was Menschen 
und Gruppen nach dem eigenen Bilde zu formen sucht und die Gemeinde Christi, statt 

ihr Offenheit Gottes in den irdischen Alltag zu bringen, zu einer geschlossenen Gesellschaft, 
zu einer Partei der Frommen macht ... 

Von den Studentengemeinden erhoffe ich mir endlich, daß sie sich nicht zu weiterer Ra- 
dikalisierung reizen lassen. Die deutsche Hochschule vegetiert unter dem Druck von Zwang 
und Not. Es gibt nichts mehr, was sie innerlich zusammenhält und den einzelnen Studen- 
ten in eine ihn tragende Gemeinschaft stellt. In solcher Lage sollte sich die Studentengemein- 
de nicht bloß zum Wortführer politischer Opposition machen, sowenig sie hier beiseiteste- 
hen kann. Sie steht und fällt damit, daß sie vom Evangelium her lebt und sich durch das 
Evangelium kontrollieren läßt. Anders täuschte sie sich selbst und ihre Umgebung über ihre 
eigentliche Aufgabe und würde zu einem religiös gefärbten Weltanschauungsverband, der den 
Namen Gemeinde nicht verdiente. Unverzichtbar ist aber, daß sie um des Evangeliums willen 
im Rahmen der Hochschule Wortführerin christlicher Freiheit bleibt und sich nicht in die 
Vormundschaft einer kirchlichen Organisation begibt, welche gerade diese Freiheit verletzt 
und unterdrückt. Jeder von uns hat die offene Kirche an seinem Platz und auf seine beson- 
dere Weise zu repräsentieren. — Das lohnt letzten Einsatz und gibt unserm Leben wie un- 
serer Gemeinschaft letzte Verheißung. 


Käsemanns Ankündigung des Kirchenaustritts war ein Signal, das weithin Betrof- 
fenheit und in der gesamten deutschen Tagespresse ein lebhaftes Echo auslöste. 
Die Diskussion um Wesen und Auftrag der Studentengemeinden erhielt dadurch 
zwar keine neuen Aspekte, wohl aber neue Impulse. Dies zeigte sich auch auf 
der Synode der EKD in Saarbrücken, auf der das Thema im Plenum und in den 
Gesprächskreisen breiten Raum einnahm. Die Synode beschloß, die Arbeit der 
Studentengemeinden durch eine Visitationskommission daraufhin überprüfen zu 
lassen, ob ihre evangelische Identität noch gewährleistet wäre®. Einspruch gegen 
diesen Beschluß kam von den Landeskirchen, jedoch nicht wegen inhaltlicher 
Bedenken, sondern um deutlich zu machen, daß die EKD keine Kompetenz 
hätte, unmittelbar in den landeskirchlichen Bereich einzugreifen. Solange die 
vielfältigen politischen Probleme gerade junge Christen zum unermüdlichen En- 
gagement herausfordern, wird die Kirche Schwierigkeiten mit der ESG haben. 
Es bleibt nur zu wünschen, daß diese Schwierigkeiten nicht den Rahmen eines 
christlich Möglichen und kirchlich Tolerablen sprengen. 


6. Zur Diskussion vgl. BSyn EKD 29, 1977, S. 112, 174ff., 522f. 
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Il. Kirche in Staat und Gesellschaft 


Von Wolf-Dieter Hauschild 


1. GRUNDSÄTZLICHES ZUM VERHÄLTNIS VON STAAT UND KIRCHE 


Neben den mancherlei praktischen Fragen, in denen das Verhältnis von Staat 
und Kirche jeweils konkret zur Diskussion steht, gibt es eine grundsätzliche 
Theoriediskussion, die je nach den Zeitläuften stärker oder schwächer ausge- 
prägt ist. 1974/75 wurden im Zusammenhang mit den Thesen der F.D.P. 
„Freie Kirche im freien Staat“ verschiedene Erörterungen auf dieser theoreti- 
schen Ebene angestellt!. Im jetzigen Berichtszeitraum hat sich die Theoriedis- 
kussion auf andere Themen verlagert, insbesondere auf die Frage der Grund- 
werte in Staat und Gesellschaft (vgl. unten Abschnitt 3). Allerdings sind einige 
grundsätzliche Äußerungen als bemerkenswert herauszustellen. 

Nach der Bundestagswahl vom 3. Oktober 1976 thematisierte Bundeskanzler 
Helmut Schmidt (SPD) in seiner Regierungserklärung auch das Verhältnis von 
Staat und Kirche. Dabei fiel auf, daß der 1973 in der Regierungserklärung Willi 
Brandts programmatisch verwendete Begriff der Partnerschaft nicht mehr zur 
Definition des beiderseitigen Verhältnisses herangezogen wurde. Dies dürfte 
nicht zuletzt mit Schmidts persönlicher Auffassung zu begründen sein, der mehr- 
fach (zuletzt auf der Synode der EKD in Freiburg 1975) erklärte, daß er den 
Begriff für unzureichend halte, weil Kirche und Staat nicht auf derselben Ebene 
agierten, und der in seiner Sozialethik zu einer problematischen neulutherischen, 
aber für einen Politiker begreiflichen Trennung der „Zwei Reiche‘ tendiert?. 
Insgesamt wird man allerdings nicht verkennen dürfen, daß gleichwohl die Re- 
gierungserklärung den Freiheitsraum und die Mitwirkungsmöglichkeiten der 
Kirche in den politischen Grundfragen keineswegs einschränkt. Wohin die Be- 
tonung der weltanschaulichen Neutralität des Staates und der Hinweis auf die 
Notwendigkeit einer „zeitgemäßen Gestaltung‘ des Verhältnisses von Staat 
und Kirche konkret führen sollen, bleibt abzuwarten. Die Grundwertdiskus- 
sion gibt hier einigen Aufschluß, wenngleich auch noch keine Klarheit. 


REGIERUNGSERKLÄRUNG VON BUNDESKANZLER HELMUT SCHMIDT 
ZUM VERHÄLTNIS VON STAAT UND KIRCHE 


Vom 16. Dezember 1976° 


Das Verhältnis zwischen Staat und Kirche ist in der Bundesrepublik Deutschland vom 
Grundsatz der weltanschaulichen Neutralität des Staates bestimmt, der sich aus der Verfas- 


1. Vgl. KJ 101, 1974 und 102, 1975. - 
2. Vgl. dazu H. Schmidt, Als Christ in der politischen Verantwortung, GTB 206, Güters- 
loh 1976 — ein bemerkenswerter Umstand, daß ein amtierender Bundeskanzler eine Samm- 

lung von Aufsätzen zur politischen Ethik herausgibt. 
3. Auszug nach dem Abdruck im Bulletin, hg. vom Presse- und Informationsamt der Bun- 
desregierung 1976, S. 1298f. 
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sungsgarantie der Religionsfreiheit ergibt. Das Grundgesetz hat damit den Kirchen und 
Religionsgemeinschaften — oder wie es in der Weimarer Reichsverfassung, die insoweit. 
auch für uns heute gilt, hieß: Religionsgesellschaften — die Möglichkeit eröffnet, ihr Wir- 
ken nach innen wie nach außen, das heißt gegenüber ihren Mitgliedern wie gegenüber der 
Öffentlichkeit, in freier Selbstbestimmung zu gestalten. 

Wenn von weltanschaulicher Neutralität gesprochen wird, so darf das nicht als Ausdruck 
von Gleichgültigkeit mißverstanden werden. Vielmehr ist damit die Achtung vor dem Be- 
reich von Religion und Weltanschauung bekundet, also vor dem Bereich des „Nichtab- 
stimmbaren“, wie Adolf Arndt hier im Bundestag viele Male gesagt hat, die Achtung vor 
demjenigen Bereich, über den ein freiheitlicher Staat nicht verfügen darf und den er nicht 
verletzen darf. 

Innerhalb unserer pluralen Gesellschaft haben die Kirchen einen besonderen Rang. Die 
Bundesregierung erkennt im Wirken der Kirchen einen für viele Menschen unverzichtba- 
ren Beitrag für ihr Leben. Sie ist zum Dialog und zur Zusammenarbeit mit den Kirchen — 
in Wahrung der gegenseitigen Eigenständigkeit — stets bereit. 

Man sollte dabei auch über die Probleme, die sich bei einer zeitgemäßen Gestaltung dieses 
Verhältnisses von Kirche und Staat stellen, durchaus offen miteinander reden. Das Gespräch 
muß von dem gegenseitigen Respekt getragen sein, daß wir auf allen Seiten mit Ernst darum 
ringen, die personale Menschenwürde in Staat und Gesellschaft zu verwirklichen. 

Das öffentliche Wirken der Kirchen und Religionsgemeinschaften vermag, wird es von 
ihren Angehörigen getragen, ethische Grundüberzeugungen und Werthaltungen in der Ge- 
sellschaft lebendig zu erhalten und zu entwickeln. Damit leisten Kirchen und Religionsge- 
meinschaften einen wesentlichen Beitrag zur Auseinandersetzung um die Grundwerte, ge- 
rade auch in einer pluralen Gesellschaft. 


Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts in dem Bremer Verfassungsstreit um 
die Kompatibilität von geistlichem Amt und politischem Mandat* brachte über 
den konkreten Fall hinaus grundsätzliche Ausführungen, die als weiterführende 
Interpretation der Verfassungsbestimmungen zum Verhältnis Staat-Kirche (Art. 
140 des Grundgesetzes und Art. 137 der Weimarer Reichsverfassung) wichtig 
sind. Gegenüber einer extensiven Auslegung der sog. Schrankenformel von Art. 
137 Abs. 3 WRV, wie sie gelegentlich in der politischen Diskussion spürbar 
wurde, hat das Verfassungsgericht deutlich die Eigenständigkeit der Kirche im 
Sinne der Koordination von Staat und Kirche herausgestellt. 


DAS VERHÄLTNIS VON STAAT UND KIRCHE NACH DEM GRUNDGESETZ 
IM URTEIL DES BUNDESVERFASSUNGSGERICHTS 


Vom 21. September 1976 (Auszug) ° 


a) Art. 140 GG steht in einer geschichtlichen Kontinuität, die zum Verständnis der Vor- 
schrift herangezogen werden muß. Nach einer jahrhundertelangen Periode enger Verbin- 
dung von Staat und Kirche beginnt in Deutschland im 19. Jahrhundert ein Prozeß zuneh- 
mender Lockerung dieses Verhältnisses — trotz mancher heftiger Auseinandersetzungen 
zwischen Staat und Kirche nicht in der Tendenz feindschaftlicher Trennung, sondern 
wechselseitiger Zugewandtheit und Kooperation. „‚Das sog. Trennungsprinzip wird in 
Deutschland nicht als Kampfbegriff entwickelt, sondern als Baustein des Ausgleichs“ 
(Martin Heckel, Die Kirchen unter dem Grundgesetz, VVDStRL, 1968, S. 27). Der Staat 





4. Vgl. KJ 102, 1975, S, Sgff, 


5. Vgl. dazu auch den Auszug zum Thema Amt-M. i 

DEN > -Mandat in KJ 102, 1975, S. 70ff. Voll- 
re Text bei D. Dahrmann (Hg.), Kirchliches Amt und politisches Mandat. Doku- 
mentation zum Bremer Verfassungsrechtsstreit. Hannover 1977, S. 204—226. 
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wird „säkularisierter Staat‘, später „weltanschaulich neutraler Staat‘, die Kirche besinnt 
sich verstärkt, insbesondere nach 1945, auf ihre Eigenständigkeit. Der Staat beschränkt 
sich auf die Ordnung des „Weltlichen“, nimmt keine Kompetenz mehr in Anspruch zur 
Entscheidung in Angelegenheiten der Religion und der Seelen, entläßt am Ende die Kir- 
chen prinzipiell aus seiner Aufsicht und anerkennt zugleich die besondere Bedeutung der 
Kirchen für das Leben in Staat und Gesellschaft. Die Kirchen andererseits verstehen die 
Lösung vom Staat als Befreiung von Abhängigkeit, erkennen die Unentbehrlichkeit der 
staatlichen Ordnung und Autorität für die Gesellschaft an, beanspruchen ihre Unabhän- 
gigkeit bei der Erfüllung ihres geistlich-religiösen Auftrags, der nach ihrem Verständnis 
nicht nur das Jenseits betrifft, sondern auch ein Auftrag in dieser Welt ist. Für Staat und 
Kirche, die sich für dieselben Menschen, für dieselbe Gesellschaft verantwortlich fühlen, 
entsteht damit die Notwendigkeit verständiger Kooperation (‚Wir betrachten sie [die Kir- 
chen] nicht als eine Gruppe unter den vielen der pluralistischen Gesellschaft und wollen 
ihren Repräsentanten darum auch nicht als Vertretern bloßer Gruppeninteressen begegnen. 
Wir meinen im Gegenteil, daß die Kirchen in ihrer notwendigen geistigen Wirkung um so 
stärker sind, je unabhängiger sie sich von überkommener. sozialen oder parteilichen Bin- 
dungen machen. Im Zeichen deutlicher Freiheit wünschen wir Partnerschaft‘, Regierungs- 
erklärung des Bundeskanzlers Brandt am 18. Januar 1973 [Bulletin 1973, S. 56], wieder- 
holt in der Regierungserklärung des Bundeskanzlers Schmidt am 17. Mai 1974 [Bulletin 
1974, S. 604]). Im Grunde ist das auch gemeint, wenn das Grundverhältnis zwischen Staat 
und Kirche in der Bundesrepublik Deutschland als Verhältnis einer „‚hinkenden Trennung“, 
als wechselseitige Selbständigkeit innerhalb eines Koordinationssystems oder als Partner- 
schaft zwischen Kirche und Staat charakterisiert wird. 

Dieses Vorverständnis kann bei der Interpretation des in Art. 140 GG in Bezug genom- 
menen Art. 137 Abs. 3 WRV, insbesondere der Formel ‚innerhalb der Schranken des für 
alle geltenden Gesetze‘ nicht außer acht gelassen werden. 

b) Für die Bestimmung des Verhältnisses von Staat und Religionsgesellschaften nach 
dem geltenden Verfassungsrecht ist grundlegend, daß das Grundgesetz — u.a. um der Wür- 
de und Freiheit des Menschen willen — der staatlichen Gewalt prinzipielle Grenzen setzt. 
Dies folgt aus der normativen Bedeutung der Freiheitsrechte des Grundgesetzes. Das Grund- 
gesetz hat nicht eine virtuell allumfassende Staatsgewalt verfaßt, sondern den Zweck des 
Staates materialiter auf die Wahrung des Gemeinwohls beschränkt, in dessen Mitte Freiheit 
und soziale Gerechtigkeit stehen. Die Gewährleistung der Freiheitsrechte ist Ausdruck dafür, 
daß das Grundgesetz den Staat nicht als den Hüter eines Heilsplans versteht, kraft dessen er 
legitimiert erschiene, dem Menschen die Gestaltung seines Lebens bis in die innersten Be- 
reiche des Glaubens und Denkens hinein verordnen zu dürfen. Dieser Gedanke hat zumal 
in Art. 4 GG seine verfassungsrechtliche Ausprägung gefunden; er verwehrt dem Staat den 
bestimmenden Zugriff auf die religiöse oder weltanschauliche Dimension des Menschen. 

Der individuellen und kollektiven Glaubens- und Weltanschauungsfreiheit des Art 4 Abs. 1 
und 2 GG kortespondiert die Freiheit der Vereinigung zu Religionsgesellschaften (Art. 140 
GG in Verbindung mit Art. 137 Abs. 2 WRV) und die Gewährleistung der Eigenständigkeit 
der Religionsgesellschaften (Art. 140 GG in Verbindung mit Art. 137 abs. 3 WRV). Sie ent- 
stammen einem für die Staatsgewalt unantastbaren Freiheitsbereich und leiten ihre Gewalt 
nicht vom Staat her (BVerfGE 18, 385 [386]). Die Eigenständigkeit der Religionsgesellschaf- 
ten hat der Staat um so mehr zu beachten, als dem religionsmündigen Bürger im Verhältnis 
zur Hoheitsgewalt des Staates kraft des Grundrechts des Art. 4 Abs. 1 GG jederzeit die 
Möglichkeit eröffnet bleibt, seine Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft mit Wirkung 
für das staatliche Recht zu beenden. 

Aus diesem Grundverhältnis ist auch die verfassungsrechtliche Bedeutung der in Art. 140 
GG in Bezug genommenen Formel „innerhalb der Schranken des für alle geltenden Geset- 
zes“ zu bestimmen. Diese Bestimmung kann sich, da die Beschwerdeführerin eine kirchliche 
Religionsgemeinschaft ist, vorliegend auf den Fall der Kirchen mit dem Status einer öffent- 
lich-rechtlichen Körperschaft beschränken; ob gleiches auch für andere Religionsgesellschaf- 
ten gilt, ist hier nicht zu entscheiden. 

Die Formel „innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes‘ kann nicht im 
Sinne des allgemeinen Gesetzesvorbehalts in einigen Grundrechtsgarantien oder im Sinne 
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des „‚allgemeinen Gesetzes“, das eine Schranke der Meinungsfreiheit bildet (Art. 5 Abs. 2 
GG) oder im Sinne der Formel „im Rahmen der Gesetze“ bei der Gewährleistung des 
Rechts der Gemeinden, alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft in eigener Ver- 
antwortung zu regeln, verstanden werden. Das verbietet sich schon in Rücksicht darauf, 
daß die Kirchen zum Staat ein qualitativ anderes Verhältnis besitzen als irgendeine andere 
gesellschaftliche Großgruppe (Verband, Institution); das folgt nicht nur aus der Verschie- 
denheit, daß jene gesellschaftlichen Verbände partielle Interessen vertreten, während die 
Kirche ähnlich wie der Staat den Menschen als Ganzes in allen Feldern seiner Betätigung 
und seines Verhaltens anspricht und (rechtliche oder sittlich-religiöse) Forderungen an ihn 
stellt, sondern insbesondere auch aus dem Spezifikum des geistig-religiösen Auftrags der 
Kirchen. 

Darin, daß für die Kirchen in bestimmten Zusammenhängen nicht jedes allgemeine staat- 
liche Gesetz Schranke für ihre in Art. 137 Abs. 3 WRV anerkannte Regelungs- und Ver- 
waltungsbefugnis ist, stimmen alle Interpreten überein (Joh. Heckel, VerwArch., 37. Bd., 
1932, $. 282ff.; Quaritsch, Der Staat, 1962, S. 295; Hollerbach, VVDStRL, 1968, S. 62; 
Martin Heckel, Staat - Kirche — Kunst, 1968, S. 203f., 225ff.; Mikat, Zur rechtlichen 
Bedeutung religiöser Interessen, 1973, S. 37ff., 44ff.; Scheuner, HdbStKirchR I, S. 5 [81]; 
Hesse, HdbStKirchR I, S. 409 [436f.]). Meinungsverschiedenheiten bestehen hinsichtlich 
der Kriterien, nach denen ein staatliches Gesetz für die Kirche keine Schranke ihres Han- 
delns bildet. Da die Schrankenklausel erst in Verbindung mit einem konkreten Sachverhalt 
ihre besondere Färbung und Aussagekraft erhält, genügt hier die Anknüpfung an die Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 17. Februar 1965, in der ausgeführt wird, 
daß der Staat in die inneren Verhältnisse der Kirche nicht eingreifen darf, daß die Frage, 
ob eine kirchliche Maßnahme dem innerkirchlichen Bereich zuzurechnen ist oder den staat- 
lichen Bereich berührt, sich danach entscheidet, was materiell, der Natur der Sache oder 
Zweckbeziehung nach als eigene Angelegenheit der Kirche anzusehen ist, und daß inner- 
halb dieser eigenen Angelegenheiten die Kirchen an das für alle geltende staatliche Gesetz 
nicht gebunden sind (BVerfGE 18, 385 [386ff.]). Als rein innere kirchliche Angelegenheit 
wurde in dieser Entscheidung ‚‚die Errichtung und Umgrenzung von kirchlichen Unterver- 
bänden“, konkret die Teilung einer Kirchengemeinde, angesehen. Die Entscheidung macht 
zweierlei deutlich: Es gibt erstens elementare Teile der kirchlichen Ordnung, für die der 
Staat nicht imstande ist, Schranken in Gestalt von allgemeinen Gesetzen aufzurichten. Zu 
den „für alle geltenden Gesetzen‘ können nur solche Gesetze rechnen, die für die Kirche 
dieselbe Bedeutung haben wie für den Jedermann. Trifft das Gesetz die Kirche nicht wie 
den Jedermann, sondern in ihrer Besonderheit als Kirche härter, ihr Selbstverständnis, ins- 
besondere ihren geistig-religiösen Auftrag beschränkend, also anders als den normalen 
Adressaten, dann bildet es insoweit keine Schranke. Und zweitens: Eine Regelung, die keine 
unmittelbaren Rechtswirkungen in den staatlichen Zuständigkeitsbereich hat, bleibt eine 
an kirchliche Angelegenheit‘‘ auch dann, wenn sie dorthin mittelbare Auswirkungen 

c) Es gibt kaum eine Angelegenheit, die die Kirchen nach ihrem Selbstverständnis eigen- 
de zu ordnen berufen sind, die nicht auch einen gesellschaftspolitischen Aspekt hätte. 
Und es gibt deshalb auch kaum eine Regelung, die nicht mit Auswirkungen „hinübergreift“ 
- einen Bereich des Öffentlichen, des Gesellschaftlichen, also in den Bereich, innerhalb 
Son a Sale vr etwa für die christlichen Kirchen nach ihrem 
EAhee Prdiefinnd Sakiinnikaks g a nn ihr von Christus stammender Auftrag 
ee ee an ung; Heilsdienst an der Welt) und ihre Struktur, 
a nung. Und diese hat natürlich ihre Wirkungen, ihre Berüh- 
ENERREE TE h ichen Ordnung und kann dennoch gerade nicht durch die staatliche 
Gun an a Ga ae Bei dt ABER RE 
Sr ei “ nung. Selbst ein so spezifisch kircheninternes Institut 
giltküenten Shekorer tes in Kae) staatlichen Rechtskreis; nach Kirchenrecht 
heute das einfache staatliche En Ri Ki ne ee . su 
lese ücksicht, indem es dem Seelsorger ein Zeugnisver- 

. aat wäre verwehrt, dieses Zeugnisverweigerungsrecht 


zurückzunehmen und dadurch der kirchlichen Regelung eine Schranke zu setzen mit dem 


112 


Ergebnis, daß der Seelsorger rechtlich verpflichtet wäre, wie jedermann als Zeuge im 
Prozeß zu erscheinen und das Beichtgeheimnis preiszugeben. 


Der Kirchenaustritt wurde seinerzeit mit der Trennung von Staat und Kirche 
und der Beseitigung der Staatskirche in Ländergesetzen im Deutschen Reich 
geregelt. Aus der staatskirchlichen Vergangenheit erklärt sich dabei die über- 
all — mit Ausnahme von Bayern — fixierte sog. Überlegungsfrist, wonach ein Kir- 
chenaustritt erst einen Monat nach Eingang der Austrittserklärung bei der zu- 
ständigen Behörde rechtlich wirksam wurde. Hintergrund dafür war die große 
Kirchenaustrittswelle 1919/20. Begründet wurde die Regelung mit der Fürsor- 
gepflicht des Staates, der den einzelnen vor einem unüberlegten, oft im Affekt 
erfolgenden, aber sehr einschneidenden Austritt bewahren müßte, sowie mit 
dem Interesse des Staates, Massenaustritten vorzubeugen. Das Bundesverfassungs- 
gericht erklärte nun in einer Entscheidung vom 8. Februar 1977 diese länderge- 
setzlichen Regelungen für verfassungswidrig und setzte sich dabei mit der in dem 
BEER Kirchenaustrittsgesetz von 1920 gegebenen Begründung auseinan- 
ex, 


KIRCHENAUSTRITT UND TRENNUNG VON STAAT UND KIRCHE 
IM URTEIL DES BUNDESVERFASSUNGSGERICHTS 


Vom 8. Februar 1977 (Auszug) 


Unter der Geltung des Grundgesetzes sind diese Erwägungen nicht mehr geeignet, die mit der 
Überlegungsfrist verbundene Einschränkung der Glaubens- und Bekenntnisfreiheit verfas- 
sungsrechtlich tragfähig zu begründen. Der ihnen zugrunde liegende Gedanke einer Fürsor- 
ge des Staates in Glaubensangelegenheiten mit dem Zweck, übereilten Entschlüssen von 
unter Umständen großer Tragweite zu wehren, ist dem Grundgesetz fremd. Die Entschei- 
dung in Glaubens-, Bekenntnis- und Gewissensfragen kommt dem insoweit allein zustän- 
digen Bürger zu; dieser hat daher das Risiko eines vielleicht übereilten Entschlusses selbst 
zu tragen. Ebensowenig kann es heute Aufgabe des Staates sein, durch eine Überlegungs- 
frist die Möglichkeit einer Rücknahme der Austrittserklärung zu eröffnen. Der Ausgetretene 
kann jederzeit wieder in die Kirche eintreten, ohne daß dies eine staatliche Mitwirkung 
erfordern würde; ob die Kirche ihn nach kirchlichem Recht wieder als Mitglied aufnimmt 
oder nicht, ist vom Staat her gesehen eine Angelegenheit ihres Selbstbestimmungsrechts 
und deshalb staatlichem Einfluß entzogen. Auch die Rechtsstellung der Kirchen als Körper- 
schaften des Öffentlichen Rechts rechtfertigt keine andere Beurteilung. Denn sie hat mit 
der Frage einer Überlegungsfrist nichts zu tun. Endlich kann es nicht Aufgabe des Staates 
sein, durch die Normierung einer Überlegungsfrist den Kirchen die Möglichkeit zur Rück- 
sprache mit dem Austrittswilligen zu eröffnen mit dem Ziel, etwaige Mißverständnisse auf- 
zuklären oder den Austrittswilligen seelsorgerisch zu betreuen. Zwar mag dies einem ver- 
ständlichen und nicht von der Hand zu weisenden Interesse der Kirchen entsprechen. Aber 
die ältere Verbindung von Staat und Kirche, in der solche Fürsorge für die Kirchen ihre 
Grundlage hatte, entspricht nicht mehr der vom Grundgesetz konstituierten staatskirchen- 
rechtlichen Ordnung, die auf der religiösen und weltanschaulichen Neutralität des Staates 
einerseits, der Unabhängigkeit der Kirchen andererseits beruht. 


Kirchliche Interessen und das Mitgliedschaftsrecht der evangelischen Kirche wer- 
den durch diese Entscheidung kaum berührt, weil sie sich gegen staatliches Recht 
richtet. Doch für die Erörterungen über die Beziehungen von Staat und Kirche 


6. Ausführliche Dokumentation zu diesem Urteil in epd-Dok. Nr. 15/1977. 
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ist sie deswegen beachtenswert, weil damit eine Fürsorgepflicht des Staates ge- 
genüber dem einzelnen Staatsbürger in Glaubensangelegenheiten abgelehnt wird. 


2. KIRCHE, STAAT UND POLITISCHE PARTEIEN 


Das Verhältnis der Kirche zum Staat kommt konkret weithin in der Diskussion 
mit den politischen Parteien zur Sprache. Das Jahr 1976 gab dabei zu grundsätz- 
lichen Erörterungen reichlich Anlaß, weil am 3. Oktober eine Bundestagswahl an- 
stand, anläßlich derer die Polarisierung im Streit um die notwendigen gesellschaft- 
lichen Reformen das politische Klima nachhaltig beeinflußte. Zwischen Konser- 
vativen auf der einen Seite und Sozialisten auf der anderen Seite gibt es ein 
breites Spektrum von Positionen innerhalb der Parteien. Belastet wird die Kon- 
troverse allerdings seit 1969 durch den oft recht kurzatmig geführten machtpo- 
litischen Kampf, hervorgerufen insbesondere durch den Schock der CDU, nach 
zwanzigjähriger Regierung trotz ihrer unbestreitbaren Wahlerfolge von der Aus- 
übung der Macht verdrängt bzw. ferngehalten zu sein, ohne dies langfristig Kon- 
struktiv verarbeitet zu haben. Daraus ergaben sich Tendenzen, die Auseinander- 
setzung um einzelne Sachfragen zu einem grundsätzlichen Kampf zweier Sy- 
steme hochzustilisieren: Freiheit des Individuums gegen sozialistischen Kollek- 
tivismus. Diese Tendenzen kulminierten in der Parole: „Freiheit oder Sozialis- 
mus“ (bzw. „Freiheit statt Sozialismus‘‘), mit denen die CDU/CSU den Bundes- 
tagswahlkampf 1976 gegen die SPD bestritt, allerdings ohne daraus ein kohä- 
rentes Programm formulieren zu können. 

Im Vorfeld des Bundestagswahlkampfes bildete die Landtagswahl in Baden- 
Württemberg gleichsam die Probe für jene Konfliktstrategie. Gegen die dort zu- 
tagetretende Polarisierung protestierten Anfang März 1976 20 württembergi- 
sche Theologen (unter ihnen H. Aichelin, H. Bannach, J. Moltmann, aber auch 
der Jurist L. Raiser) gegen die „demagogischen Wahlparolen der CDU in Baden- 
Württemberg“ in einem an den Evangelischen Arbeitskreis der CDU adressier- 
ten Offenen Brief. Später nach der Bundestagswahl schlossen sich diesem Pro- 
test 354 württembergische Pfarrer (das entspricht fast einem Viertel der dorti- 
gen Pfarrerschaft) mit dem Vorwurf an, daß die CDU, die mit ihrem Partei- 
namen in der Öffentlichkeit das Bild christlicher Politik mitpräge, durch ihre 


Wahlkampfführung wesentliche Formen christlichen Denkens und Handelns 
mißachtet hätte. 


OFFENER BRIEF WÜRTTEMBERGISCHER THEOLOGEN AN DEN 
EVANGELISCHEN ARBEITSKREIS DER CDU (AUSZUG) ' 


Unabhängig vom eigenen politischen St 
Wahlparolen der CDU in Baden 
CDU-Parteitag in Sindelfingen 
seres Landes wird der demokr 


e andort protestieren wir gegen die demagogischen 
-Württemberg unter Führung von Dr. Hans Filbinger. Vom 
bis zu den laufenden Großanzeigen in den Zeitungen un- 
atische Sozialismus in Gegensatz zur Freiheit gesetzt. 





l. Text nach epd-Dok. Nr. 16/1976, S. 9f.; vgl. epd-ZA Nr. 48 vom 931976,.93% 
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Keine der demokratischen Parteien hat das Recht, einen Alleinvertretungsanspruch auf 
die Grundwerte unserer Verfassung zu erheben, der die übrigen Parteien ausschließt. 

Wer das tut, setzt sich selbst dem dringen Verdacht totalitärer Gesinnung aus und macht 
sein eigenes Bekenntnis zur Freiheit unglaubwürdig. 

Für die Bundestagung des Evangelischen Arbeitskreises der CDU/CSU haben Sie das 
Motto gewählt: In Glaube und Freiheit verpflichtet. 

Christlicher Glaube verpflichtet zur Freiheit und sagt NEIN zum Anspruch einer „allein- 
seligmachenden“ Politik. 

Christlicher Glaube verpflichtet zur Redlichkeit im Wettstreit um den Wählerauftrag und 
sagt NEIN zur Täuschung der Bevölkerung mit demagogischen Parolen. 

Christlicher Glaube verpflichtet zur Toleranz und sagt NEIN zur Verteufelung des Geg- 
ners. 

Christlicher Glaube verpflichtet zu mutigen Anstrengungen bei der Lösung anstehender 
Aufgaben und sagt NEIN zu dem Geschäft mit der Angst der Menschen. 

Christlicher Glaube verpflichtet zur Weckung der Gewissen für solidarische Verantwor- 
tung angesichts von Hunger und Armut in der Welt und sagt NEIN zu dem gewissenlo- 
sen Appell an den kurzsichtigen Eigennutz der Besitzenden. 

Die Wahlkämpfe in unserem Land dürfen nicht länger zu bedenkenlosen Verführungs- 
kampagnen entarten. 

Die Zeit wird immer knapper, in der wir leınen können, daß wir alle aufeinander ange- 
wiesen sind. 

Die Aufgaben, von denen unser aller Zukunft abhängt, können in einem Klima der Ver- 
ketzerung des Gegners nicht gelöst werden. 

Die willkürliche Zerstörung des demokratischen Grundvertrauens muß sich zum Schaden 
aller auswirken, auch zum Schaden der dafür Verantwortlichen. 


In seiner Antwort stimmte der Vorstand des Evangelischen Arbeitskreises den Theologen 
darin zu, daß die Gestaltung der Zukunft vom Konsensus aller demokratischen Kräfte ab- 
hängig wäre, meinte aber, daß die SPD und die von dieser getragene Bundesregierung ins- 
besondere durch ihre Deutschland- und Wirtschaftspolitik Anlaß zu grundsätzlicher Besorg- 
nis böten ?: 

„Wir stimmen mit Ihnen überein, daß es weder einen Alleinvertretungsanspruch auf die 
Grundwerte unserer Verfassung noch eine allleinseligmachende Politik gibt, Auf der ande- 
ren Seite aber sehen wir, daß Parteien oder zumindest gewisse Gruppierungen in ihnen durch- 
aus in die Gefahr geraten können, Teile unserer Verfassung als nicht mehr verpflichtend an- 
zuerkennen. Daher muß es einer demokratischen Partei erlaubt sein, Konkurrenzparteien 
auf die Übereinstimmung ihrer politischen Praxis mit den Grundwerten der Verfassung zu 
befragen und auf drohende Abweichungen hinzuweisen. Wir können nicht sehen, inwiefern 
das etwa eine Verteufelung des politischen Gegners sein sollte.“ 


Auf die staatspolitisch bedenklichen Folgen einer überzogenen Polemik der Par- 
teien, die den Gegner verketzere, wies der badische Landesbischof hin. 


LANDESBISCHOF PROF. HANS-WOLFGANG HEIDLAND: 
WORT ZUR LANDTAGSWAHL IN BADEN-WÜRTTEMBERG 


Vom März 1976? (Auszug) 
Es sei einmal dankbar festgestellt, daß in unserer bisherigen Geschichte Staat und Kirche 
noch nie so in gegenseitiger Freiheit und Zusammenarbeit gelebt haben, wie dies heute 


zugunsten des Menschen möglich geworden ist und künftig noch ausgebaut werden kann. 
Um so bedauerlicher ist es, daß der Wahlkampf auszuarten droht und durch seinen Stil die 


2. Ebd. S. 11. 
3. Vgl. epd-ZA Nr. 45 vom 4.3.1976, S. 2 und epd-Dok. Nr. 16/1976, S. 13. 


115 


Grundlagen des Staates schädigt. Die Parteien dürfen nicht durch ihre Auseinandersetzun- 
gen das ohnehin verletzte Vertrauen des Bürgers in seinen Staat noch stärker gefährden. 
Das heißt, daß sie den politischen Gegner nicht persönlich verdächtigen oder gar verteu- 
feln dürfen. 


Der Rat der EKD bemühte sich, in Gesprächen mit den Bundesvorständen der 
Parteien, die gleichsam schon institutionalisiert sind, diesmal die Verantwortung 
der Parteien im Wahlkampf besonders anzusprechen. Der Bevollmächtigte des 
Rates der EKD am Sitz der Bundesrepublik Deutschland hatte dazu ein umfang- 
reiches Heft mit „Fragen zur Bundestagswahl 1976‘ vorbereitet, weil der ent- 
scheidende Beitrag der Kirche zur Versachlichung des Wahlkampfes in Anstößen 
für die notwendige Diskussion der kontroversen Sachfragen gesehen wurde. Von 
einer ausdrücklichen Stellungnahme zum Wahlkampf sah die EKD ab und empfahl 
stattdessen ihren Gliedkirchen, auf allen Ebenen intensive politische Gespräche 
mit den Parteien zu führen, was auch geschah. Aufgrund einer Aussprache der 
Kirchenkonferenz formulierte die Kirchenkanzlei der EKD fünf Grundsätze, die 
als repräsentativ für die Position der EKD gelten können (Vf.: Erwin Wilkens). 


KIRCHENKANZLEI DER EKD: 
GRUNDSÄTZE FÜR DEN BUNDESTAGSWAHLKAMPF 


Vom März 1976* 


1. Der Grundsatz parteipolitischer Unabhängigkeit der evangelischen Kirche ist festzuhalten 
und, wo dies bisher nicht mehr in der erforderlichen Weise geschah, auf allen Ebenen kirch- 
licher Organe und Amtsträger neu zu vertreten. Es kann daher für die evangelische Kirche 
keine Wahlempfehlung im Sinne der Option für eine bestimmte politische Partei geben. So- 
wenig die evangelische Kirche eine bestimmte Partei für sich und ihre Ziele an Anspruch 
ER kann, sowenig dürfen aber auch Parteien ihrerseits die Kirche für sich beanspru- 
chen. 

2. Parteipolitische Unabhängigkeit der Kirche bedeutet nicht, daß sie sich eine politische 
Mitverantwortung nehmen lassen darf. Diese politische Mitverantwortung übt die Kirche 
dann am besten, wenn sie sich der Besonderheit ihres politischen Dienstes bewußt ist und 
diesen von dem Auftrag einer politischen Partei in einer repräsentativen parlamentarischen 
Demokratie unterscheidet. 

3. Die leitenden Organe der Kirche sollten den Wahlkampf und seine Modalitäten auf- 
merksam verfolgen und Gelegenheiten zur Aufnahme von Kontakten mit den politischen 
Parteien in Bund und Ländern suchen. Es ist durchaus denkbar, daß sich kirchliche Per- 
sönlichkeiten für den Dienst einer Streitschlichtung zur Verfügung stellen. 

4. Kirchliche Mitwirkung an politischer Verantwortung geht davon aus, daß die Kirche 
von ihrem Wesen, ihrem Auftrag und ihrem speziellen politischen Dienst her keine gesell- 
schaftlichen Struktur- und politischen Handlungsprogramme mit unbedingter Geltung 
zu vertreten hat. Von daher ergibt sich ein Verständnis der politischen Angelegenheiten, 
das diese in den Bereich des Vorletzten verweist. Politik und Parteipolitik müssen. diesem 
ihrem Charakter auch in der unumgänglichen streitigen Auseinandersetzung Rechnung tra- 
er ns we = auch das Grundgesetz der Bundesrepublik im Rahmen 

en Wertordnung Ra i iedli iti 
ee ee für unterschiedliche politische und gesellschaftspo- 
S: et = eine freiheitliche Demokratie selbstverständlichen Grundsätzen soll- 
S politischen arteien der Einsicht Rechnung tragen, daß die tatsächliche Situation 
nen nur einen relativ geringen Spielraum für nennenswerte Unterschiede in wesentlichen 


4. Rd.schr. an die Leitungen der Gliedkirchen vom 9.3.1976. 
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Sachfragen der Politik bietet. Je mehr eine politische Partei für ihre eigenen Vorstellungen 
einen Absolutheitsanspruch vertritt, desto mehr bringt sie sich um ihre Glaubwürdigkeit. 


Kirchliche Mahnungen zur Besonnenheit und Versachlichung der Polemik fruch- 
teten in der Hitze des Wahlkampfes des Jahres 1976 wenig. Gleichwohl sind sie 
bedeutsam als Beispiele dafür, wie die Kirche ihre politische Verantwortung für 
das Gesamte des Gemeinwesens wahrzunehmen hat. Welche Folgen die verbale 
Radikalisierung der etablierten Parteien im Umgang miteinander auf die Dauer 
im Bewußtsein der Bevölkerung haben wird, ist noch nicht abzuschätzen; der 
evangelischen Kirche wird man jedenfalls kaum vorwerfen können, daß sie nicht 
rechtzeitig vor einer bedenklichen Entwicklung gewarnt habe. Ein Beispiel der 
Verlautbarungen zur Bundestagswahl sei dafür zitiert. 


ERKLÄRUNG DES LANDESKIRCHENRATES DER EVANGELISCH-LUTHERISCHEN 
KIRCHE IN BAYERN ZUM BUNDESTAGSWAHLKAMPF 


Vom 28. Juli 1976° 


Die biblische Weisung, der Stadt Bestes zu suchen, stellt uns Christen in die solidarische 
Mitverantwortung für die Gesellschaft, in der wir leben. Dies gilt in besonderer Weise für 
die Zeiten des Wahlkampfes. 

Mit Sorge beobachten wir die zunehmende Verhärtung der politischen Positionen in der 
öffentlichen Auseinandersetzung. Wir befürchten, daß dieser Wahlkampfstil zu politischer 
Verdrossenheit in weiten Kreisen der Bevölkerung führen könnte. Wir bitten deshalb alle 
Beteiligten, der Versuchung zu unsachlicher Konfrontation zu widerstehen. 

Die demokratische Staatsform gewährleistet ein hohes Maß an Achtung vor der Würde 
des anderen Menschen. Wir sollte diese nicht aufs Spiel setzen. 

Die Parteien haben in einer Demokratie die Funktion, durch klare Meinungsbildung die 
Wahlentscheidung und Mitbestimmung des einzelnen Bürger zu fördern. Von daher ist der 
Wahlkampf notwendig. Die Parteien sind jedoch daran zu erinnern, daß der Adressat ihrer 
Anrede der mündige Bürger ist, der sachlich begründete Alternativen erwarten darf. 

Im jetzigen Wahlkampf geht es nicht um Sein oder Nichtsein der Demokratie, sondern 
um die relativ bessere Entscheidung. 

Damit verträgt sich schlecht, wenn die Ansicht des politischen Gegners verketzert oder 
er selbst diffamiert wird. 

Dem Wähler ist die Wahrheit zumutbar. Die Parteienvertreter sind zu ermutigen, daß 
sie dem Wähler auch politische Schwierigkeiten und Verlegenheiten nicht verheimlichen. 

Christen können zur Vermenschlichung des Wahlkampfs beitragen, indem sie für die 
Achtung des politischen Gegners eintreten und auf sachliche Auseinandersetzung drängen. 
Persönliche und politische Entgleisungen können von daher nicht unwidersprochen blei- 
ben. 

Im Rahmen von gemeindlichen Veranstaltungen ist es denkbar, daß Vertreter aller Par- 
teien des Bundestags zu einem gemeinsamen Gespräch eingeladen werden. Auch hier wird 
es darauf ankommen, daß ideologische Konfrontation abgebaut wird und die Sachargumen- 
te das letzte Wort behalten. 

Schließlich dürfen Christen über den Auseinandersetzungen nicht vergessen, daß es zu 
ihren vornehmsten Aufgaben gehört, alle in der politischen Entscheidung stehenden Men- 
schen mit ihrer Fürbitte zu begleiten. 


Der Wahlkampf bot erneut Anlaß für die Parteien, ihrerseits das Verhältnis von 
Kirche (bzw. Christentum) und Politik zu definieren. Aus den verschiedenen 
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Äußerungen seien für die beiden großen Parteien zwei über die bloße Tagesak- 
tualität hinausgehende Reden von Politikern, die ihr Geschäft bewußt als evan- 
gelische Christen betreiben, angeführt. Die Rede des stellvertretenden Vorsit- 
zenden der SPD und Bürgermeisters von Bremen, Hans Koschnick, ist zur Er- 
öffnung des Gesprächs mit Vertretern des Rates der EKD in Bonn gehalten 
worden, diejenige des stellvertretenden Vorsitzenden der CDU und Ratsmit- 
glieds der EKD Dr. Richard Frhr v. Weizsäcker vor der Bundestagung des Evan- 
gelischen Arbeitskreises der CDU in Stuttgart. 


HANS KOSCHNICK: 
ZUM VERHÄLTNIS VON SPD UND EVANGELISCHER KIRCHE 


Vom 22. Januar 1976 (Auszug) ® 


In dem Maße, wie Einsichtige in der Kirche erkannten, daß man vor der sozialen Frage 
versagt hatte, wuchs in der SPD die Überzeugung, daß die weltanschaulichen Positionen 
des 19. Jahrhunderts überholt sind. Die Zahl jener Christen und Sozialdemokraten wuchs, 
die eine neue Gemeinsamkeit im entschiedenen Eintreten für die Benachteiligten und 
Schwachen entdeckten. 

Rückblickend kann man es nur als tragisch bezeichnen, daß die Sozialdemokratie sich 
seinerseits nicht entschieden genug mit bestimmten aufklärerischen Denktraditionen des 
19. Jahrhunderts auseinandergesetzt hat. Wenn ihr dabei das Etikett einer materialistisch 
orientierten Partei angehängt wurde und noch wird, ist das auch eine Folge kirchlichen 
Zauderns vor der sozialen Frage. 

Aber die Versäumnisse der Vergangenheit sind zur Genüge festgestellt und korrigiert 
worden; bei uns in den Jahren der geistigen Grundlagenklärung, die zum Godesberger 
Programm führte; in der evangelischen Kirche u.a. in dem bedeutenden „Darmstädter 
Wort‘ von 1947, wo es heißt: „Wir sind in die Irre gegangen, als wir übersahen, daß der 
ökonomische Materialismus der marxistischen Lehre die Kirche an den Auftrag der Men- 
schen im Diesseits hätte gemahnen müssen.‘ 

Heute versuchen wir — in Erkenntnis der Grenzerfahrung auf ganzer Linie und frei vom 
Ballast einer Weltanschauungspartei —, uns realistisch auf die Eindämmung des Neo-Mate- 
rialismus, des Egoismus, des Neides und der Bedrohung verfassungsmäßiger Freiheitsrechte 
des einzelnen in unserem Volk zu konzentrieren. 

Die Überzeugung, daß Weltanschauungsparteien von neuem zu einer Bedrohung für den 
Wertkonsens in unserer säkularisierten Gesellschaft zu werden beginnen, verbietet uns, 
auch auf ein wie auch immer geartetes „‚christliches‘‘ Menschenbild zurückzugreifen. Die 
Sozialdemokratische Partei will kein Menschenbild vertreten; kein Sozialdemokrat sollte 
allerdings ohne Wertorientierung auskommen können. 

Statt dessen haben wir die Aktualität des Grundgesetzes neu zu sehen gelernt, eine Ak- 
tualität, die ich in Anlehnung an Gustav Heinemann einmal als den nicht hinreichend er- 
kannten Wertcharakter des Grundgesetzes bezeichnen möchte. Genauer gesagt: Es geht 
innen- und außenpolitisch um die Verteidigung der Menschenwürde als des höchsten Wer- 
tes im Grundgesetz. 

Gefahr droht der Menschenwürde heute weniger vom Staat, als von jenen gesellschaftli- 
chen Entwicklungen, die sich der Kontrolle der Rechtsgemeinschaft entzogen haben, und 
die den Bürgern in den verschiedensten Lebensbereichen Stich um Stich versetzen. Ich 
sage dies in fester Überzeugung, weil ich erstens als Sozialdemokrat stolz darauf bin, daß 
das Godesberger Programm und unsere sich darauf aufbauende Tagespolitik von der Unab- 
stimmbarkeit über vorstaatliche Werte ein lebendiges Zeugnis ablegt. Zweitens verlasse ich 
mich darauf, daß wir eine intakte Verfassungsgerichtsbarkeit haben. 


6. SPD. Pressemitteilungen und Informationen Nr. 28/76 vom 22.1.1976. 
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_ ae keiner Augenwischerei aufsitzen. Droht der Menschenwürde nicht von dort 

efahr, 

— wo durch Leistungs- und Anpassungsdruck eine zunehmende Zahl von Bürgern nur noch 
an sich selbst ‚denkt und Brüderlichkeit in unserer Gesellschaft zum Fremdwort wird? 

= "Wo das Gemeinwohl durch ein bindungsloses Freiheitsverständnis in weite Ferne ge- 
rückt ist und „Freie Fahrt für freie Bürger‘ zum Erkennungszeichen eines vermarkte- 
ten Neuheidentums geworden ist? 

— wo zu den bisherigen Grundrisiken des Lebens im sozialen Bereich, wie beispielsweise 
Krankheit, neue Grundrisiken wie Ausbildung und Gefährdung des Arbeitsplatzes hin- 
zugekommen sind? 

— wo Gesinnungsschnüffelei zur Rechtsunsicherheit und politischer Irritation unter Schü- 
lern und Studenten geführt hat? 

— wo Maßlosigkeit und Anspruchssteigerung der Industriestaaten aus weiten Teilen des 
Erdballs Armenhäuser und Verbandstellen des leidenden und geschundenen Menschen 
entstehen ließen? 

Ich könnte fortfahren. Eine Erkenntnis erscheint mir dabei gesichert: Wir sind Gefangene 
eines Freiheitsverständnisses geworden, das in prometheisch anmutendem Gehabe den Men- 
schen an die Stelle Gottes setzen will. Der 1945 von den Nationalsozialisten hingerichtete 
Theologe Dietrich Bonhoeffer warnte einmal die Kirchen vor der Verkündigung einer „billi- 
gen Gnade“. 

Hüten wir uns heute vor der „billigen Menschenwürde“, vor dem Ausverkauf der Person 
an die Mächte eines neuen gemeinschaftsgefährdenden Materialismus. 

Deshalb bedarf es entschiedener Anstrengungen, um der schlimmsten Spielart des Mate- 
rialismus, der Hinnahme von Ungerechtigkeit, gegenzusteuern. Hier liegt die Chance einer 
verstärkten Ausschöpfung des Wertcharakters unseres Grundgesetzes. Unsere Politik braucht 
Kopf und Herz, aber mehr Herz, als wir in der Vergangenheit zu geben bereit waren. Ver- 
bale Bekenntnisse zur Wertorientierung der Politik helfen nicht. Wir brauchen endlich Taten, 
um das Grundgesetz voll auszuschöpfen und es zum Kursbuch für den Ausbau Deutschlands 
zu einem sozialen Bundesstaat zu machen. Ökonomisch-politische Rahmenbedingungen kön- 
nen hier mehr als hilfreich sein. 

Ökonomische Ansätze allein ohne Einbettung in das Wertangebot des Grundgesetzes ge- 
nügen nicht mehr. Andererseits würde die Menschenwürde, von der das Grundgesetz redet, 
nicht soziale Wirklichkeit für alle Bürger werden, wenn die entsprechende ökonomische Rah- 
menplanung unterbleibt. 

Hier liegt meines Ermessens eine Aufgabe für die Kirchen. Können sie nicht an diesem 
Punkt ihren überparteilichen Öffentlichkeitsauftrag stärker ins Spiel bringen und die demo- 
kratischen Parteien dieses Landes an den Minimalkonsens bei der Verständigung über die 
Grundwerte erinnern? In meiner protestantischen Erziehung habe ich gelernt, daß der Glaube 
ohne Werke tot bleibt. Bei der Bewältigung der vor allen Parteien liegenden Gemeinschafts- 
aufgaben darf es nicht länger geschehen, daß diejenigen, die nur von den Werten reden, 
jene, die sie auch zu verwirklichen suchen, kollektivistischer und kommunistischer Motive 
verdächtigen ... j 
"Auch den Kirchen gegenüber sei noch einmal gesagt: wir würden sie lieber — und hier 
möchte ich jetzt nicht falsch ausgelegt werden — noch stärker in die Übernahme von Ge- 
meinschaftsaufgaben hineinbringen, als aus bestehenden Verpflichtungen herausdrängen, 
wie uns immer wieder vorgehalten wird. Den Kirchen kommen von vornherein ganz na- 
türliche Aufgaben in dieser Gesellschaft zu — das sage ich an die Adresse jener Liberaler, 
die kritischen Rationalismus und Positivismus zum Glaubensbekenntnis erhoben haben. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch in wenigen Sätzen auf das Verhältnis der Parteien zu 
den Kirchen eingehen. Gerade in einem Wahljahr sollten beide peinlich genau darauf ach- 
ten, daß jeder in seinem Revier bleibt. Das ideologisch sowieso schon angeheizte Klima 
sollte nicht noch zusätzlich durch religiös-weltanschauliche Winkelzüge verschlimmert wer- 
den. 

Bestimmte Entwicklungen der letzten Zeit mahnen zur Wachsamkeit. Bei Rechtferti- 
gungsversuchen des Konzepts der christlichen Partei ist u.a. der Versuch unternommen 
worden, die Kirchen eines Hortes des Konservatismus zu bezichtigen und ihnen aus der 
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Sicht der Partei her vorzuschreiben, was als christlich zu gelten habe und was nicht. Mei- 
ne Freunde und ich waren erleichtert, daß beide Kirchen diesen Vorstoß sofort erkannt 
und schwere Bedenken angemeldet haben. Vor allem das Ansinnen, das Christentum zur 
ideologischen Waffe umzufunktionieren, hat Bischöfe und Verantwortliche alarmiert. 

Gerade ein so entscheidendes Wahljahr wie dieses erfordert besondere Anstrengungen 
seitens der Parteien, Parteipolitik von der Kirche fernzuhalten, und umgekehrt seitens 
der Kirche, ihrem Willen zur parteipolitischen Unabhängigkeit ireu zu bleiben. Folglich 
wird die Sozialdemokratische Partei von sich aus peinlich genau darauf achten, daß die 
Kirchengemeinden und ihre Pastoren aus dem Parteienstreit herausgehalten, bzw. nicht 
vor den Karren der Parteienwerbung gespannt werden. 

Andererseits bitten wir auch die Kirchen, dem Ansinnen von Parteien zu widerstehen, 
zu ihren Gunsten im Namen des Christentums zu werben. Die Kirchen dürfen sich gemäß 
dem Grundgesetz und den Regierungserklärungen vor allem von 1973 und 1975 frei ge- 
nug fühlen, sich eventuellen parteipolitischen Umarmungen souverän zu entziehen. Die 
Auseinandersetzung über das Ja oder Nein einer politischen Theologie überlassen wir den 
Kirchen; den Ansätzen zu einer theologischen Politik allerdings werden wir — wenn nö- 
tig — auch als Partei entgegentreten. Für einen Christen sollte selbst die Partei seiner 
Wahl immer nur zum Vorletzten zählen. 


DR. RICHARD V. WEIZSÄCKER: 
ZUM VERHÄLTNIS VON CDU UND CHRISTENTUM 


Vom 5./7. März 1976 (Auszug) ’ 


Keine Partei stellt mit ihrem Namen einen so hohen. Anspruch wie die CDU. Nirgends 
wird damit die Lücke so sichtbar, die stets zwischen Anspruch und Wirklichkeit in der 
Politik klafft. Kein Wunder, daß auch die Kritik am Namen der CDU anderer Art ist als 
bei der politischen Konkurrenz. Der Name ist für viele ein Ärgernis. 

Was ärgert? Zwei Ebenen sind zu unterscheiden. 

a) Einmal ist es die Taktik. Da gibt es den Vorwurf, wir trieben Mißbrauch mit dem 
C, um Wähler zu gewinnen und an uns zu bringen. Solche Versuche hat es gegeben. 

Aber die Schlachten darüber sind geschlagen. Klerikale Wahlhilfe wird heute weder ange- 
boten noch ist sie erwünscht. Der Parteiname ist keine Monopolanmeldung gegen andere, 
sondern Anspruch an uns selbst. Zahlreiche Christen gehören nicht zur CDU. Und viele 
CDU-Anhänger bekennen sich nicht zum Christentum. In der taktischen Ebene ist der 
Vorwurf des Namensmißbrauchs heute überholt und unseriös. Der Name bietet keine hö- 
heren Wahlchancen, sondern allenfalls Angriffsflächen. Das kann jeder unvoreingenomme- 
ne Beobachter feststellen. 

Allerdings wird es auf die Dauer auch keinen Nutzen bringen, Monopolansprüche gegen 
uns geltend zu machen. Vor vier Jahren war in den Wahlkämpfen oft zu hören, wer Christ 
sei, könne nicht gegen den Frieden und daher nicht gegen Brandt sein. Das war ein schwer- 
lich zu überbietender Mißbrauch von Glauben in der Politik. Aber er ist einer Ernüchterung 
gewichen, zu der ohnehin Christen in allen politischen Lagern beitragen sollten. 

b) Jenseits von Diffamierung und Taktik freilich können wir die Fragen gar nicht ernst 
genug nehmen, die unser Name stellt. 

Die großen Probleme der Zeit wären lösbar, wenn wir Menschen in der Lage wären, po- 
litisch gemäß der Bergpredigt zu handeln. Man wird sagen müssen: sie wären nur so lösbar. 
Frieden zu geben, alle Menschen auf der Welt satt zu machen, Gerechtigkeit walten zu 
lassen, die Freiheit des anderen zu wollen, das alles sind Aufgaben, an denen der Mensch 
immer wieder scheitert. Katastrophen waren schon früher die Folge. Niemand weiß, wie 
wir es schaffen werden, neuen Katastrophen zu entgehen. 

Was können wir also meinen, wenn wir die eigene politische Partei christlich nennen? 
Zunächst: Welchen Eindruck erwecken wir? Legen wir nicht doch den Schluß nahe, als sei 
unsere Politik der Bergpredigt besonders verbunden, und als seien wir daher zur Lösung 
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der Probleme am ehesten befähigt? Das meinen wir ganz und gar nicht. Wir wünschen es 

auch bei anderen nicht. Es war ein Fehlgriff, als Helmut Schmidt, damals schon Bundes- 

kanzler, im Jahre 1974 erklärte, die SPD stehe im Vergleich zu Wahlhelfern der CDU der 

Bergpredigt erkennbar näher (vgl. Kölner Rundschau vom 21.10.1974) ... 

Wir leiten aus christlichem Glauben kein bestimmtes politisches Programm ab. Das kann 
man gar nicht. Es gibt in unserem Land keine christliche Politik im Gegensatz zu einer 
unchristlichen Konkurrenz. Christlicher Glaube gibt uns aber das Verständnis vom Men- 
schen, auf dem unsere Politik aufbaut. Zwar meint Erhard Eppler, eine Partei könne und 
dürfe kein verbindliches Menschenbild haben, das sei Privatsache. Eine Partei könne und 
nn sich jedoch auf Grundwerte einigen (Ende oder Wende, S. 46f.). Das sehe ich an- 

BIS+k: 

Politisch gesprochen lag der entscheidende Beitrag des Christentums darin, daß es den 
Blick auf den einzelnen Menschen wendet. Der Mensch ist der unverwechselbare, einma- 
lige, persönlich von Gott Gerufene. Das macht ihn zur Person. Seine Würde ist unantast- 
bar. Sie gehört zu ihm unabhängig von Erfolg oder Mißerfolg und unberührt vom Urteil 
der anderen. Diese Erkenntnis ist unverändert aktuell für die Bestimmung von Werten und 
Zielen in der Politik. 

Die Stärke dieses christlichen Ansatzes war aber mit einer Schwäche gepaart. Er kann zu 
einer Individualisierung führen, die die soziale Wirklichkeit des Menschen nicht trifft. Die 
Person kann durch die gesellschaftlichen Bedingungen gehindert sein, ihr Leben menschen- 
würdig zu führen. Wer den Menschen in den Mittelpunkt rückt, muß sich also zuerst der 
Verhältnisse politisch annehmen, unter denen der Mensch lebt ... 

Für unsere eigene Gesellschaft aber ist die Alternative unserer Zeit nicht Sozialismus 
oder Kapitalismus. Die Alternative ist der kollektivierte oder der freie Mensch. Unsere 
Meinung ist, daß weder Sozialismus noch Kapitalismus die Aufgabe lösen können, die 
sich hier stellt. Der Kapitalismus produziert solche Lösungen überhaupt nicht, er wird 
sich der politischen Ordnung unterzuordnen haben. Der Sozialismus hat seine Erfolge 
hinter sich. Er hat sich bleibende Verdienste erworben, um alte Verhältnisse zu verändern. 
Aber dabei hat er selbst maßgebend mit dazu beigetragen, durch neue Verhältnisse neue 
Probleme zu schaffen. Nicht er ist die politische Kraft, um sie zu meistern. Hier liegt die 
Herausforderung für die Christlich Demokratische Union. 

Damit sind wir zuletzt wieder beim Namen unserer Partei. Würden wir für sie heute die- 
sen Namen wählen, wenn sie keinen hätte? Vor dieser Frage stehen wir nicht. Wir finden 
den Namen vor und haben uns zu fragen, wozu er uns verpflichtet. 

— Es ist die nüchterne Einsicht, daß der Mensch irrt und schuldig wird. Wir sind nur all- 
zu oft der Katastrophe näher als der Lösung der Probleme. Nach christlichem Verständ- 
nis fügen wir hinzu: Aus eigener Kraft kann der Mensch die letzte und entscheidende Ent- 
fremdung nicht aufheben, die Entfremdung von Gott und damit von sich selbst. 

— Aber wir sind verantwortlich für unser Leben und für unsere Welt. Wir nehmen die Ver- 
hältnisse nicht als unveränderlich hin. Wir handeln in der Zuversicht, daß es sich lohnt, 
uns für die Zukunft einzusetzen. Die Nüchternheit gibt unserer Leidenschaft in der Poli- 
tik das menschliche Maß. Der Glaube gibt uns die Hoffnung, die zum Menschen führt. 

— Je besser es uns gelingt, in diesem Horizont zu denken und zu handeln, desto weniger 
Zweifel wird unser Name auslösen. Je weniger wir in Vergangenes zurückfallen, und je 
konkreter wir die Herausforderungen unserer heutigen Zeit bestehen, desto mehr wird 
der Name an Gewicht gewinnen. Darauf sind wir, eine junge Partei, durch die Freiheit 
verpflichtet. 


Ein besonderes Kapitel in Beziehungen der evangelischen Kirche zu den Par- 

teien in Bonn seit 1949 wäre zu schreiben, wenn man die Tätigkeit des ersten 
Bevollmächtigten des Rates der EKD am Sitz der Bundesrepublik Deutschland 
würdigen wollte, der mit der Vollendung des 70. Lebensjahres am 21. Januar 

1977 in den Ruhestand trat: Bischof D. Hermann Kunst hat seit 1949 als Pio- 
nier politischer Diakonie gerade durch seine Gespräche mit den Abgeordneten 
und Parteienvertretern maßgeblich dazu beigetragen, evangelisches Christentum 
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sowohl hinsichtlich seiner sozialethischen Maximen als auch in seiner seelsorger- 
lichen Kraft in der politischen Szenerie präsent zu halten (und dies war nur ein 
Sektor seiner Tätigkeit.) Für ganze Generationen von Politikern repräsentierte 

er in hervorstechender Weise die evangelische Kirche. So war es kein zufälliger, 
wohl aber ein überaus auffälliger Ausdruck der allgemeinen Wertschätzung seines 
Wirkens, wenn Bundeskanzler Helmut Schmidt am 21. Januar 1977 vor dem 
Deutschen Bundestag unter dem Beifall aller Fraktionen die Verdienste von 
Bischof Kunst um die Beziehungen von Staat und Kirche würdigte, wobei eine 
solche Ehrung einer nicht dem Parlament angehörenden Persönlichkeit in dieser 
Form erstmalig war®. 

Besser als durch viele Grundsatzerklärungen wird dadurch illustriert, wie posi- 
tiv das Verhältnis von Staat und evangelischer Kirche insgesamt ist, auch wenn 
die Beziehungen zu den Parteien keineswegs spannungsfrei und ungetrübt sind. 
Es scheint so, als wäre die Rolle der Kirche, „über den Parteien zu stehen‘, aber 
dabei in den Sachfragen keineswegs unpolitisch zu agieren, allgemein akzeptiert. 


3. GRUNDWERTEDISKUSSION 


Die innenpolitische Polarisierung hat mit der vor allem 1976/77 intensiv geführ- 
ten Diskussion um die Grundwerte in Staat und Gesellschaft ein für die politi- 
sche Ethik überaus interessantes Phänomen gezeitigt. Die langfristige Bedeutung 
dieser Diskussion für die Beziehungen der Kirche zu Staat und Gesellschaft ist 
noch gar nicht abzuschätzen. Der Bezugrahmen der Diskussion ist komplex. 
mindestens zwei für die Kirche wichtige Faktoren lassen sich erkennen: der 
Zusammenhang mit dem Neuaufbrechen der religiösen Thematik insgesamt und 
die Verunsicherung hinsichtlich der fundamentalen Werte und Normen in einer 
Welt „an den Grenzen des Wachstums‘, in einer zu einschneidenden Reformen 
genötigten Gesellschaft. Welches Profil die Diskussion hat und ob sie überhaupt 
zu konturierten Ergebnissen führen wird, ist bislang offengeblieben. Auch ist 
die Funktion der Kirchen im Rahmen der Diskussion nicht eindeutig. Vorder- 
gründig dürfte klar sein, daß entscheidende Impulse aus der katholischen Kir- 
che gekommen sind, vor allem im Zusammenhang des Streits um die Reform 
des Strafgesetzbuches $ 218 zum Schwangerschaftsabbruch; schon 1972 gab 
die Deutsche Bischofskonferenz mit ihrer Verlautbarung „Menschliche Grund- 
werte in Gefahr“ ein Signal!. 

Auf breiter Front in Gang gebracht wurde die Diskussion 1976 durch eine 
Veranstaltungsreihe der Katholischen Akademie Hamburg, in der neben ande- 
ren vor allem Repräsentanten der politischen Parteien das Wort ergriffen: zu- 
nächst Bundeskanzler Helmut Schmidt für die SPD, dann der Oppositionsfüh- 
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rer Dr. Helmut Kohl für die CDU und Bundesinnenminister Prof. Dr. Werner 
Maihofer für die F.D.P. im Mai/Juni 1976. Dem folgten zu Beginn des Jahres 
1977 in dieser Reihe Beiträge führender „Laien“-Repräsentanten der beiden 
Kirchen, des bayerischen Kultusministers Dr. Hans Maier und des Staatssekre- 
tärs im niedersächsischen Wissenschaftsministerium Prof. Dr. Axel v. Campen- 
hausen?. Zeichneten sich in der katholischen Kirche eher Grundlinien eines 
gemeinsamen Verständnisses ab, was von der dortigen Tradition naturrecht- 
lichen Denkens her verständlich ist, so waren die Reaktionen der evangelischen 
Kirche eher zwiespältig, weil hier zum Teil bestritten wurde, daß man nach 
„Grundwerten‘“ überhaupt sinnvoll fragen könnte. 

Helmut Schmidts Beitrag erregte Aufsehen, weil er seinen Ansatz bei der welt- 
anschaulichen Neutralität des Staates dahingehend zuspitzte, daß der Staat die 
Grundwerte in der Gesellschaft vorfinden müßte und sie nicht dezisionistisch 
festlegen könnte. Dabei sparte er nicht mit Kritik an den Kirchen, was den An- 
schein erweckte, als käme diesen gleichsam die Rolle von Lieferanten der Grund- 
werte (freilich neben anderen Lieferanten) zu. 


BUNDESKANZLER HELMUT SCHMIDT: GRUNDWERTE 
IN STAAT UND GESELLSCHAFT 


Vom 23. Mai 1976 (Auszug) 


Wenn ich mich vor dem Forum einer katholischen Akademie zu dem mir gestellten Thema 
„Grundwerte in Staat und Gesellschaft“ äußere, so hat das nur scheinbar einen aktuellen 
Anlaß. Die aus den Medien uns in den letzten Tagen bekanntgewordene Fülle kirchenamt- 
licher Äußerungen kann den Eindruck entstehen lassen, als seien die Grundwerte in unse- 
rem Staat nicht in guter Hand ... 

Das sind schwere Vorwürfe. Ich will zunächst vorweg vier Gedanken dazu sagen: 

1. Von Staats wegen kann kein Zweifel bestehen: Es ist das Recht der Kirche, zu sol- 
cher Sorge öffentlich deutlich Stellung zu nehmen. 

2. Als Christ kann ich sogar von der Kirche verlangen, daß sie dazu öffentlich und deut- 
lich Stellung nimmt. 

3. Die Wahrheit und die Rechtfertigung solcher Vorwürfe bleiben zu prüfen. 

4. Die Frage ist erlaubt und dem Christen jedenfalls geboten: Was eigentlich ist in diesem 
Zusammenhang der Aufrechterhaltung der Grundwerte die Leistung der Kirche und warum 
bleibt die Leistung der Kirche bisher unzureichend? ... 

Eine Gesellschaft, in welcher der Konsens über elementare Grundwerte verlorengegangen 
ist, treibt auf Anarchie zu — es sei denn, sie träte die Konsensbildung an einen total regle- 
mentierenden Staat, an einen Obrigkeitsstaat, an eine Diktatur ab. Mit anderen Worten: 
Wenn die im einzelnen Menschen vorausgesetzten sittlichen Kräfte zur Regulierung seiner 
Freiheit fortfallen, wenn die „inneren Regulierungskräfte‘“‘ der Gesellschaft ausbleiben, 
dann tritt eine Außenlenkung in Form von Zwang und Reglementierung an deren Stelle. 

In unserer Gesellschaft — in der konkreten Situation unseres Staates und unseres Grund- 
gesetzes — wird, so nehmen wir sicherlich alle als gegeben an, eine Vielzahl von weltan- 
schaulichen Begründungen angeboten. Das ist ja auch der Wille des Grundgesetzes. Anders 


2. Abdruck der Vorträge weiterer Beiträge bei Günter Gorschenek (Hg.), Grundwerte in 
Staat und Gesellschaft, München 1977, 3. Aufl. 1978 (= Beck’sche Schwarze Reihe Bd. 
156). Vgl. auch HK 30, 1976 H. 7, S. 356-366; epd-Dok. Nr. 8a/1977 (v. Campenhausen). 

3. Aus: Bulletin hg. vom Presse- und Informationsamt der Bundesregierung Nr. 62, 1976, 
S. 581-586; vgl. auch H. Schmidt, Als Christ in der politischen Verantwortung, GTB 206, 
Gütersloh 1976, S. 157-173. 
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als in einer Gesellschaft mit einheitlicher Sinnorientierung — wie etwa im Mittelalter _ 
kann es in einer pluralistischen Gesellschaft — zu der wir uns ja bekennen — keine volle 
Identität der Werthaltungen aller Beteiligten geben. Die Bejahung der demokratischen Ver- 
fassung bedeutet geradezu den prinzipiellen Verzicht auf Totalkonsens. A 

Andererseits kann auch die Demokratie keineswegs ohne Grundwertkonsens die Würde 
des Menschen bewahren. Zu dem Minimalkonsens der Demokratie gehört unerläßlich die 
Anerkennung des unabstimmbaren Bereiches der letzten Fragen; das sind Fragen, über 
die ein Parlament nicht abstimmen darf, von denen es wissen muß, daß es über sie nicht 
zu befinden hat, über die auch Mehrheitsentscheidungen nicht zulässig sind ... 

Nun sind die Grundlagen der rechtsstaatlichen Ordnung im Grundrechtskatalog der dann 
folgenden Verfassungsartikel verbrieft. Diese Grundrechte sind Abwehrrechte, die den Frei- 
heitsraum der Person schützen; zugleich ermöglichen diese Grundrechte die soziale Entfal- 
tung der Person. 

Es ist falsch, diese Grundrechte des Grundgesetzes mit transzendent orientierten, mit 
religiösen oder sittlichen Grundwerten gleichzusetzen. Das ist durchaus nicht dasselbe, 
sondern es sind ganz verschiedene Dinge, über deren Unterschiedlichkeit und deren Span- 
nungsverhältnis zueinander ich zu reden habe ... 

Nach unserem Grundgesetz liegt die Verantwortung für Grundwerte — das heißt für le- 
bendige, gelebte sittliche Grundauffassungen — bei der Person, bei Gemeinschaften von 
Personen, bei Gruppen, also innerhalb der Gesellschaft. Der Staat vermag die Regulierungs- 
kräfte innerhalb der Gesellschaft nicht von sich aus zu erzwingen, weder mit autoritati- 
vem Gebot noch durch Mittel des Rechtszwanges. Der Staat ist insofern darauf angewie- 
sen, daß die gesellschaftlichen Kräfte innerhalb des vom Staat garantierten Freiraumes tat- 
sächlich tätig sind. 

Will nun unser Staat seinem freiheitlichen Leitprinzip treu bleiben, so sind seine Mög- 
lichkeiten zur Abhilfe sehr beschränkt, wenn die inneren Regulierungskräfte der Gesell- 
schaft ausbleiben sollten. Der freiheitliche Staat geht auch insoweit — um der Aufrecht- 
erhaltung der Freiheit willen — ein Risiko ein. Seine Möglichkeiten zur Abhilfe sind sehr 
beschränkt, wenn die inneren, die sittlichen Regulierungskräfte in der Gesellschaft ver- 
sagen. 

Nun mag diese Lösung unbefriedigend erscheinen, und Sie mögen sich fragen, ob der 
Staat nicht doch Hilfestellung zu leisten habe. Ich müßte dann fragen, ob er sie ohne Ver- 
letzung des Neutralitätsgebotes leisten kann. Es kann durchaus Aufgabe des Staates sein, 
das ethosbezogene Wirken gesellschaftlicher Kräfte zu fördern. 

Weil dem Staat des Grundgesetzes Grundwerte vorgegeben sind, auf denen er aufbaut, 
deshalb weiß sich dieser Staat — bei Strafe der eigenen Preisgabe — verpflichtet, den vor- 
handenen Bestand an Grundwerten, an ethischen Grundüberzeugungen und Werthaltungen 
zu schützen. Wie aber der Staat dabei zuwege geht, welcher Mittel er sich dabei im einzel- 
nen Falle bedient — und das hat die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum 
8 218 StGB ganz deutlich gemacht — das entscheidet sich im Prozeß der politischen Wil- 
lensbildung ... 

N nes Staat, im Prozeß der demokratischen Willensbildung, der auf Mehr- 
s gen angewiesen ist, muß Rechtssetzung immer auf vorhandenes Ethos 
Be ne A des Grundgesetzes kann als Staat nicht Träger eines eigenen Ethos 
En Re an en sein, das will das Grundgesetz nicht. Nur das, was 

a. En 3 58 en : tundhaltungen tatsächlich vorhanden ist, kann in den 

Do B ae en, Er als Recht ausgeformt werden = 
TER Ben * neben ihnen arbeitenden Gemeinschaften und Grup- 
a er Ss = 5 : auf jene Fragen des Menschen anbieten, die 
Bien eh S Sr: us bewegen, die den Sinn seines Lebens betreffen, in 
ARE een „ott angewiesen weiß. Aus ihrer letzten Verankerung im trans- 

gi sich die besondere Aufgabe der Kirche, wenn es um Wertüber- 
et und um Ethos in der Gesellschaft geht. Aus ihrer stetigen Rückbindung an ih- 
eh on Grund, aus der Auffassung vom Sinn des menschlichen Daseins er- 
en Aussagen der Kirche ihre Verbindlichkeit. 


Die Kirchen, die Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, haben für die Vermitt- 
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‚ lung und das Lebendighalten der Grundwerte und sittlichen Grundhaltungen — keine aus- 
schließliche, wohl aber eine tragende Funktion. Sie leisten darin für den einzelnen, aber 
eben auch für die Gesellschaft und für den Staat einen wesentlichen Dienst: nicht durch 
eilfertiges Zu-Diensten-sein gegenüber Staat oder Gesellschaft, sondern nur, wenn sie ih- 
ren eigentlichen Auftrag unverkürzt wahrnehmen — nämlich Verkündung der Glaubens- 
botschaft und dessen, was sich aus ihr für den einzelnen und für die Welt ergibt. 

Nun mag dem Politiker an dieser Stelle die kritische Frage gestattet sein, ob die gesell- 
schaftlichen Kräfte und Gruppen ihre Möglichkeiten und ihre Verantwortung bei der Bil- 
dung und Vermittlung der Grundwerte wirklich hinreichend wahrnehmen. Oder ganz kon- 
kret und deutlich: Wie nimmt eigentlich die katholische Kirche ihre Aufgabe und Verant- 
wortung für die Grundwerte in der Gesellschaft wahr? ... 

Jedem von uns ist doch bewußt, daß 90 Prozent der Bürger unseres Landes einer der 
beiden christlichen Kirchen angehören. Wenn nun die Kirchen gleichwohl die Gefährdung 
von Grundwerten zu beklagen haben, so ist das offenbar ein Zeichen dafür, daß die Kir- 
chen mit ihrer Grundwerte-Argumentation einen sehr großen Teil dieses Kirchenvolks 
nicht mehr erreichen. Wenn es anders wäre, bestünde kein Grund zur Klage, und dann 
würde auch der politische Meinungsbildungsprozeß in Parlamenten anders verlaufen ... 

Wenn jemand für diesen Zustand der Nicht-mehr-Erreichbarkeit eines großen Teils der 
Glieder der Kirche zur Verantwortung gezogen werden soll, wieso dann eigentlich in er- 
ster Linie der Staat und die Organe des Staates? Der Staat — das sind der Bundestag, das 
Bundesverfassungsgericht, die Bundesregierung — hat die Grundrechte der Menschen zu 
wahren. Er hat den Grundrechten Respekt und Geltung zu verschaffen. Wo es aber die 
Grundwerte zu wahren gilt, dort, meine Damen und Herren, gilt: Tua res agitur! Dies ist 
Deine Sache — jedes einzelnen Sache, Sache jeder Gemeinschaft, Sache der Kirche. 


Wurde in evangelischen Kreisen Schmidts Argumentation eher als plausibel ak- 
zeptiert, so stieß sie in katholischen Kreisen als „Auflösung der Grundwerte“ 
auf breite Ablehnung*. Die Vorträge H. Kohls und H. Maiers waren, ohne die 
Position der „„Amtskirche‘‘ zu vertreten, durchaus repräsentativ für die katho- 
lische Auffassung. Der Politologe und Präsident des Evangelischen Kirchentages, 
Prof. Kurt Sontheimer, wies zutreffend darauf hin, daß die Berechtigung der 
beiden Positionen von der Diagnose abhängig wäre, ob der Zustand der Gesell- 
schaft hinsichtlich der allgemeinen Akzeptation von Grundwerten der Verfas- 
sungsordnung stabil oder besorgniserregend wäre®. Eine Annäherungsmöglich- 
keit zwischen evangelischer und katholischer Sicht. machte A. v. Campenhau- 
sen, der sich kritisch zur Möglichkeit eines Naturrechts äußerte, deutlich. 


PROF. AXEL V. CAMPENHAUSEN: GRUNDWERTE IN STAAT 
UND GESELLSCHAFT 


Vom 13. Februar 1977 (Auszug) ® 


Es gibt konstante Inhalte der allgemeinen Werte; sie bedürfen zwar der Konkretisierung, 
aber sie bleiben identisch. Das gilt vor allem für die Sicht vom Menschen. Daß er nicht 
Mittel zum Zweck ist, entscheidet über das Verfassungssystem und seine Offenheit für 
geschichtliche Entwicklung. Hier zeigt sich theologisches Urgestein im säkulären Bau der 
Verfassungslehre. Denn was der Mensch ist, weiß er nicht von sich selbst. Sein Personsein 


4. Vgl. zur Diskussion z.B. H. N. Janowski in DS vom 27.6.1976, S. 1; KNA Informations- 
dienst 24, 1976, Nr. 27'vom 1.7.1976. 


5. DZ vom 6.8.1976, S. 2. 
6. Vollständiger Text epd-Dok. Nr. 82/1977 und bei Gorschenek (s. Anm. 2) S. 190— 


218. 
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ist die christliche Gottesebenbildlichkeit. Darauf beruhen wichtige Grundelemente des 
Menschenverständnisses, die die Christenheit mit dem Anspruch auf Allgemeingültigkeit 
zu vertreten hat. Hierauf beruht auch die Diesseitigkeit und Weltlichkeit des freiheitlich- 
demokratischen Staates und seine rechtsstaatliche Beschränkung. So unerläßlich die 
Offenheit der Verfassungsordnung für geschichtliche Entwicklung und Wertkonkretisie- 
rung ist, so wichtig ist es, hieraus keine Ideologie des absoluten Normenrelativismus zu 
machen, wonach nur mehr ein Fließen von Wertungen zu erkennen sei und die Frage 
nach verbindlichen Maßstäben grundsätzlich verfehlt wäre. Die Frage nach sinnvoller Fort- 
entwicklung relativer Werte und Wertmaßstäbe setzt die Frage nach einem unbedingt Ver- 
bindlichen voraus. Ohne dies würde die Wertfrage ohne Steuer der normativen Kraft des 
Faktischen ausgeliefert bleiben. 


Die beiden großen Parteien SPD und CDU nahmen sich der Grundwertepro- 
blematik in ihrer Programmarbeit an. Eine Grundwertekommission des Partei- 
vorstandes der SPD unter Vorsitz des EKD-Synodalen Erhard Eppler, der mit 
Günter Brakelmann auch ein evangelischer Theologe angehört, legte als Ergeb- 
nis ihrer Arbeit in Ergänzung zum „Orientierungsrahmen für die Jahre 1975 
bis 1985“ am 20. September 1977 ein umfangreiches Papier „Grundwerte in 
einer gefährdeten Welt‘ vor. In ihm wurden die drei klassischen Grundwerte 
des Sozialismus Freiheit, Gerechtigkeit (diese an Stelle des Begriffs Gleichheit) 
und Solidarität interpretiert in Abgrenzung gegen die Gegner der Reformpoli- 
tik der SPD. Auf die Beziehung dieser Grundwerte zu Inhalten der christli- 
chen Tradition und auf die Rolle der Kirchen ging das ansonsten sehr beacht- 
liche SPD-Papier nicht explizit ein. Ob und inwiefern auch die Kirche zu den 
Gruppen gerechnet wird, die gegen ihre Reformpolitik „erbitterten politischen 
und ideologischen Widerstand‘ geleistet hätten, muß offenbleiben. An einer 
Stelle berührt das Papier die religiöse Frage, und zwar im Zusammenhang mit 
der Sinnkrise, die in den heute vorhandenen Ängsten zutagetritt. 


SPD-GRUNDWERTEKOMMISSION: GRUNDWERTE 
IN EINER GEFÄHRDETEN WELT 


Vom 20, September 1977 (Auszug) 


Krise — Sinnkrise — ist jedoch nicht nur Gefahr: Die Dringlichkeit, mit der sie heute viele 
bewegt, bedeutet auch eine belebende Herausforderung und damit eine Chance. Viele glau- 
ben, die Sinn frage erfordere religiöse Antworten, eine neue religiöse Bewegung (sei es in 
den bestehenden, sei es in neuen Gemeinschaften) bahne sich bereits an. In der Tat gibt 
es dafür Zeichen. Zeitpunkt, Stärke und Richtung einer religiösen Erneuerung stehen je- 
doch in niemandes Verfügung. Politische Parteien können sie dankbar zur Kenntnis neh- 
men, zumal wenn sie auch der Gesellschaft Impulse zur solidarischen Erneuerung geben. 

Von anderen wird die Frage nach dem Sinn des menschlichen Lebens innerweltlich be- 
antwortet; Freiheit und Demokratie setzen voraus, daß niemand die Befähigung des ande- 
ten in Frage stellt, aus seinen sittlichen Überzeugungen heraus sein Leben selbstverantwort- 
lich zu führen und für die Schaffung menschenwürdiger gesellschaftlicher und politischer 
Verhältnisse mitverantwortlich einzutreten. Daß der pluralistisch-demokratische Staat nicht 
neue Religiosität noch überhaupt letzte Antworten auf die Sinnfrage vermitteln oder gar 
setzen kann, liegt — um der Demokratie wie auch um der Religion willen — auf der Hand 

Andererseits ist es aber durchaus ein Politikum, wenn die Sinnfrage vieler Menschen unbe- 
antwortet bleibt; daher stellt sich dem Staat die Aufgabe, die Bedingungen für den freien 
Austausch der Fragen und der Antworten zur Sinnkrise zu gewährleisten. 

Die Sozialdemokratische Partei sollte es als ihre Aufgabe betrachten, Garant — und auch 
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selbst Forum — für freien Austausch solcher Fragen und Antworten zu sein. Die Partei des 
Godesberger Programms ist dazu besser befähigt als jede andere. 


Anders verfuhr dagegen die von Richard v. Weizsäcker geleitete Programmkom- 
mission der CDU. In ihrem Entwurf eines Grundsatzprogramms stellte sie als 
Einleitung zu den Ausführungen über die Grundwerte programmatisch an den 
Anfang Aussagen über ein christlich bestimmtes Menschenbild. 


ENTWURF FÜR EIN GRUNDSATZPROGRAMM DER CDU 
Vom April 1976 (Auszug) ”’ 


Verständnis vom Menschen 


1. Die Christlich Demokratische Union Deutschlands orientiert ihre Politik an den Grund- 
sätzen christlicher Verantwortung. 

2. Aus christlichem Glauben läßt sich kein bestimmtes politisches Programm ableiten. 
Aber er gibt uns das Verständnis vom Menschen. Darauf beruht unsere Politik. 

3. Der Mensch strebt nach Selbstverwirklichung. Dabei stößt er an Grenzen. Er erfährt, 
daß Vollendung in einer Wirklichkeit liegt, welche die menschliche Welt überschreitet. Nach 
christlichem Glauben ist Gott der Grund von Sinn und Sein. Ihm verdankt der Mensch 
Ursprung und Ziel seines Lebens. Diese Erkenntnis befreit den Menschen vom Zwang, sich 
und der Welt einen letzten Sinn zu geben. Sie entbindet ihn aber nicht von der Aufgabe, 
nach seinem besten Wissen und Gewissen zu handeln. Der Mensch ist zur sittlichen Ent- 
scheidung befähigt und verpflichtet. In verantwortlicher Freiheit gestaltet er sein Leben 
und seine Welt selbst. 

4. Unterschiede in Meinungen und Gegensätze von Interessen führen zu Konflikten. Es 
gilt, sie nicht zu leugnen, sondern sie offen und in gegenseitiger Achtung auszutragen und 
fruchtbar zu machen. Dabei hat jeder seinen Standpunkt selbst zu verantworten. Niemand 
darf sich im Streit um den besten Weg gegenüber anderen auf eine höhere Macht berufen. 
Keiner von uns verfügt über die absolute Wahrheit. Aus eigener Kraft können wir das Para- 
dies auf Erden nicht schaffen. 

Diese Erfahrung bewahrt uns vor der Gefahr, Politik zu ideologisieren. Wir wissen, daß je- 
der Mensch irren und schuldig werden kann. Nach christlicher Überzeugung gilt aber auch 
allen Menschen die Zusage der Erlösung. 

Als Gleicher lebt und handelt der Christ unter Christen und Nichtchristen. Mitmenschlich- 
keit verpflichtet ihn zur Verantwortung für den Nächsten. Sie befähigt ihn zur Toleranz, 
die er übt und beansprucht. Sie verpflichtet ihn aber auch zum Widerstand gegen alle, die 
ihre Überzeugung den Mitmenschen aufzwingen wollen. 

5. Verantwortliche Politik hat vor allem die unantastbare Würde der Person zu schützen. 
Die Würde des Menschen bleibt unabhängig von seinem Erfolg oder Mißerfolg und unbe- 
rührt vom Urteil der anderen. 


Die evangelische und katholische Kirche kamen angesichts der Bedeutung des 
Grundwertethemas überein, eine gemeinsame Kommission zu bilden, welche die 
Problematik in ihrer ganzen Vielschichtigkeit erörtern und die Möglichkeit einer 
gemeinsamen Äußerung überprüfen sollte. Tendenzen der politischen Parteien, 
die Grundwertediskussion als eine Angelegenheit anzusehen, die im wesentli- 
chen unter ihnen selbst gleichsam monopolartig auszuhandeln wäre, müssen 
Christen, die sich als verantwortliche Bürger engagieren, durch Konstruktive 
Beiträge widerstehen. Zu diesem Schluß kam auch der Bonner Sozialethiker 
Martin Honecker in einem Vortrag vor der Evangelischen Akademie Tutzing, 


7. Vgl. auch den Teilabdruck in LM 15, 1976, S. 345f. 
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welcher zu den umfassendsten und eindrücklichsten Analysen dieser Problema- 
tik seitens der evangelischen Theologie gehört. 


PROF. MARTIN HONECKER: GRUNDWERTE UND CHRISTLICHES ETHOS 
Vom 6. März 1976 (Auszug)® 


Die Erörterung der drei Grundwerte Freiheit, Gerechtigkeit, Solidarität hat erwiesen, daß die- 
se als ethische Aufrufe, Appelle, Imperative für die Gestaltung einer menschenwürdigen Ge- 
sellschaft unentbehrlich sind. Sie zeigt m.E. auch, wie weitgehend sich hier gesellschaftlich- 
ethische Reflexion und christliches Ethos in der Sache decken ... 

Schließlich sollen die Grundwerte verstanden werden als Grundwerte des Bürgers, die er in 
eigener Verantwortung selbst verwirklicht, nicht als Grundwerte, deren Befolgung der Staat 
anordnet und überwacht. Der Bürger kann diese Grundwerte aber nur verwirklichen, wenn 
ein freiheitlicher, demokratischer und sozialer Rechtsstaat ihm dafür Freiräume läßt. Es geht 
hier um die Partizipation des Bürgers, seine Mitwirkung, die nicht nur in unverbindlichen Mei- 
nungsäußerungen bestehen kann. Mit der Frage nach der Selbstbestimmung des Bürgers ste- 
hen wir vor Grundfragen der Demokratie, des Leistungsvermögens, aber ebenfalls der Grenze 
repräsentativer Demokratie. Es geht dabei vor allem auch um die Rolle und das Selbstver- 
ständnis der Parteien. Man kann hier fragen, ob die Schwierigkeiten und Hemmnisse, denen 
sich Bürger bei ihren Partizipationsversuchen ausgesetzt sehen, beispielsweise in Bürgerinitia- 
tiven, heute von den Parteien als Träger der politischen Willensbildung zureichend erkannt 
werden. Die „Vertrauensarbeit‘‘ der Parteien kann doch kein Ersatz für Rechtsgarantien und 
Verfahrensformen sein, welche dem Bürger eine reale Partizipation sichern. Überdies wäre zu 
fragen, ob Parteien, die vornehmlich ausgerichtet sind auf Erringung der Macht durch Wahl- 
werbung, die deshalb tatsächlich oder auch nur annahmeweise abhängig sind von Wählerstim- 
men und die zudem in sich als Volksparteien partikulare Verbandsinteressen zum Ausgleich 
bringen müssen, in jedem Fall besonders geeignete Anwälte der Grundwerte des Bürgers sind. 
Bereits der Ausgleich zwischen kurzfristigen Interessen, deren Erfüllung für den Gewinn von 
Wahlen wichtig sein kann, und langfristigen Notwendigkeiten scheint die Entscheidungsfä- 
higkeit parlamentarischer Demokratien zu überfordern. 

Daher halte ich es für gut und nützlich, wenn die Aufmerksamkeit auf die Grundwerte nicht 
nur in den Parteien geweckt wird, sondern auch bei anderen gesellschaftlichen Kräften, insbe- 
sondere bei solchen Kräften, die von ihrer Zielsetzung her eigentlich andere Aufgaben haben 
als die Erringung politischer Macht — was für Parteien eine durchaus legitime Zielsetzung ist. 
Solche Kräfte sind beispielsweise die Kirchen, und die Kirchen sollten darum nicht darauf 
verzichten, im gesellschaftlichen Bereich für die Einsicht in die Notwendigkeit von Grund- 
werten zu werben, um deren Verständnis und Interpretation sich zu bemühen und an der 
Diskussion der Möglichkeit ihrer gesellschaftlich-geschichtlichen Konkretion teilzunehmen. 


Die Bedeutung des Grundwertethemas liegt nicht zuletzt darin, daß die evangeli- 
sche Kirche hier in neuer Weise nach ihrem inhaltlichen Beitrag zu den Existenz- 
fragen unseres demokratischen Staates verbindlich gefragt wird. Das Thema be- 
rührt sich eng mit den anderen großen Themen, die derzeit die Gemüter bewegen 
(Menschenrechte, Terrorismus, Gegensatz zwischen Industrieländern und Dritter 
Welt, Umweltschutz, Energieversorgung, Abrüstung). Es scheint, als befinde sich 
die Gesellschaft erst am Anfang eines Lernprozesses, der zu radikalem Umdenken 
hinsichtlich der Werte, zu einer Abkehr von dem platten Materialismus und He- 
donismus auf breiter Front führen muß. Ob die Kirche die Funktion als Erziehe- 
tin des Volkes, die sie in der Vergangenheit beansprucht und manchmal auch mit 





8. Vollständiger Text in: M. Honecker, Sozialethik zwischen Tradition und Vernunft, 
Tübingen 1977, S. 145-174; der Auszug dort S. 170, 173f. 
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Erfolg ausgeübt hat, effektiv wird wahrnehmen können, wird sich erst zeigen müs- 
sen. Ansätze dazu sind durchaus vorhanden. 


4. KIRCHE UND MENSCHENRECHTE 


Parallel zu der auf die Situation der Bundesrepublik Deutschland beschränkten 
Grundwertediskussion wird im ökumenischen Horizont seit längerem die Dis- 
kussion um den Beitrag der Kirchen zur Klärung und Verwirklichung der Men- 
schenrechte geführt. Dabei zeigt sich, wie stark unsere internen Überlegungen 
durch den Blick auf die Ökumene angeregt und befruchtet werden können!. 
Dies gilt insbesondere für die 5. Vollversammlung des Ökumenischen Rates der 
Kirchen in Nairobi 1975, wo die Menschenrechtsproblematik eingebettet in die 
weltweiten Aufgaben aller Kirchen als religiöse, theologische und soziale Ele- 
mentarverpflichtung erschien?. 

Die Kommission des ÖRK für Internationale Angelegenheiten (CCIA) führte 
vom 24. bis 27. Juli 1976 in Montreux eine Konsultation über die Bedeutung 
der Ergebnisse der Helsinki-Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (KSZE) von 1975 durch, in der über die Anregung von Nairobi, darüber 
nachzudenken, welchen Beitrag die Kirchen zur Verwirklichung der Schlußakte 
von Helsinki leisten könnten, beraten wurden. Dazu beschloß der Rat der EKD 
eine Stellungnahme, in der die Bedeutung der Schlußakte für die Menschenrechts- 
diskussion hervorgehoben, zugleich aber auch die Gefahr betont wurde, daß 
„das allgemeine Mißtrauen der Völker gegenüber der Deklaration allgemeiner 
Prinzipien noch gefördert‘ werden könnte, wenn nicht die Umsetzung der völ- 
kerrechtlich unverbindlichen Vereinbarungen in eine humanere Praxis gelänge. 
Die EKD-Kammer für öffentliche Verantwortung setzte ihre Studienarbeit zu 
diesem Thema fort, und als konkreten Schritt beschloß der Rat der EKD die 
Errichtung eines Sekretariats für politisch Verfolgte beim Diakonischen Werk, 
das einzelnen Menschenrechtsverletzungen nachgehen soll. 


STELLUNGNAHME DES RATES DER EVANGELISCHEN KIRCHE 
IN DEUTSCHLAND ZUR CCIA-KONSULTATION ÜBER FRAGEN 
DER KSZE-SCHLUSSAKTE, 
DER MENSCHENRECHTE UND DER RELIGIONSFREIHEIT 


Vom 10. Juli 1976 (Auszug) 


In der Tat erweisen sich die Menschenrechte immer mehr als die entscheidende Schlüssel- 
frage für die innere Ordnung einer Gesellschaft, für das Verständnis des Staates und der 
Stellung des einzelnen in ihm, für das Zusammenleben der Völker, für den Ausgleich zwi- 
schen armen und reichen Völkern im Sinne einer internationalen Gerechtigkeit, für die 


1. Vgl. KJ 101, 1974, S. 95-104, TER 

2. Speziell dazu siehe den Bericht von Sektion V (Strukturen der Ungerechtigkeit und der 
Kampf um Befreiung) in: Bericht aus Nairobi 1975, hg. von H. Krüger—W. Müller-Römheld, 
Frankfurt 1976, S. 70ff. 

3. Vollständiger Text in epd-Dok. Nr. 16a/1976. 


Überwindung jeglicher Diskriminierung von Rassen und religiösen oder weltanschaulichen 
Überzeugungen. Es ist daher berechtigt und verständlich, wenn die Frage der Menschen- 
rechte zum politischen, gesellschaftspolitischen, sozialen und internationalen Problem der 
Gegenwart erhoben wird. i k :edliche Wei 

Die gegenwärtige Diskussion ist dadurch gekennzeichnet, daß drei unterschiedlic e Wei- 
sen, Menschenrechte zu verstehen und zu verwirklichen, um ihr Verhältnis zueinander rin- 
gen. In der westlichen Tradition ging es um das Verständnis und um die Verwirklichung 
der Menschenrechte im Sinne der auf das Individuum bezogenen Rechte. Es handelte sich 
überwiegend um die auf die einzelne Person bezogenen Freiheitsrechte, die als Abwehr- 
rechte gegen Übergriffe des Staates erstritten wurden. Für den Sozialismus sind die Men- 
schenrechte vorwiegend ein gesellschaftspolitisches Problem, Verständnis und Verwirkli- 
chung sind damit an die Neuordnung der Gesellschaft im Sinne des Sozialismus gebun- 
den, die auf den einzelnen bezogenen Menschenrechte treten zurück. Und drittens schließ- 
lich ist das Menschenrechtsverständnis in der Dritten Welt von der besonderen menschli- 
chen, gesellschaftlichen und politischen Lage her zu verstehen, in der sich diese Länder 
befinden. Diese ihre Lage gestattet nicht leicht einen Zugang zur westlichen Tradition im 
Verständnis der Menschenrechte. Wo die menschliche Lage vorwiegend durch Hunger und 
Armut gekennzeichnet ist, tritt das Interesse an bestimmten auf die Person bezogenen In- 
dividualrechten zunächst zurück und macht dem Recht auf Existenzsicherung Platz. Es 
geht nun in der weiteren Diskussion darum, diesem unterschiedlichen Verständnis von 
Menschenrechten das jeweilige Recht zuzugestehen und falsche Absolutheitsansprüche 
zu verhindern. Auf der anderen Seite würde der Diskussion über die Menschenrechte kein 
guter Dienst erwiesen, wenn sie das Feld einer Rechtsdiskussion mit ihren spezifischen 
Merkmalen verlassen und in eine allgemeine Auseinandersetzung über politische und ge- 
sellschaftspolitische Ziele auslaufen würde. Nur als Diskussion über vorgegebene Rechte 
kann sich der spezifische Beitrag der Menschenrechte zur politischen und gesellschaftlichen 
Entwicklung voll auswirken. 

Die Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg weist in einem Bericht darauf hin, wie 
groß die Bedeutung einer völkerrechtlich verbindlichen Erklärung der Menschenrechte in 
einer speziellen Situation sein kann. So trifft z.B. auf die Situation in Berlin (West) zu, 
daß die Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
ein wichtiges Instrument darstellt, um Westberlinern die Möglichkeit zu geben, gegen ge- 
richtliche Entscheidungen vorzugehen, die nach ihrer Meinung Menschenrechtsverletzun- 
gen enthalten. Dieser Weg zur Europäischen Kommission für Menschenrechte und gege- 
benenfalls zum Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte tritt für Westberliner an die 
Stelle der Anrufung des Bundesverfassungsgerichtes durch Verfassungsbeschwerde. Dieses 
Gericht hat für Berlin (West) keine Zuständigkeit. Überhaupt weist die Kirchenleitung von 
Berlin (West) darauf hin, daß gerade in der speziellen Situation dieser Stadt eine besonde- 
re Sensibilität in der Frage der Menschenrechte herrscht. Dabei wird besonders auf die gute 
Zusammenarbeit mit Amnesty International verwiesen ... 


II. Kirchliche Aufgaben 


Kirchliche Aufgaben an den hier diskutierten Fragen sehen wir auf den drei Ebenen der 
KSZE-Schlußakte im ganzen, der Menschenrechte sowie der Religions- und Gewissens- 
freiheit. Außerdem sind Aufgaben im eigenen nationalen Bereich und auf ökumenischer 
Ebene voneinander zu unterscheiden. 

1. Die Teilung Deutschlands in zwei Staaten, zwischen denen eine Grenze besonderer 
Art läuft, hat die Kirchen in der Bundesrepublik und in Berlin (West) von Anfang an da- 
zu genötigt, sich in ihrer Mitwirkung auf dem politischen Felde in den Dienst der Ent- 
spannung zu stellen. Daher sieht die EKD in der KSZE-Schlußakte einen Anlaß, diese 
Aufgabe erneut zu bedenken. Besonders begrüßt die EKD die starke Betonung der Men- 
schenrechte und der Religionsfreiheit, weil sie sich davon einen Fortschritt im Entspan- 
nungsprozeß zwischen den beiden deutschen Staaten verspricht. 

2. In der Bundesrepublik selbst gibt es seit ihrer Gründung ein ständiges Gespräch über 
Fragen der Menschenrechte. Durch eine unveränderliche Verfassungsbestimmung bekennt 
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sich das deutsche Volk zu unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als 
Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit. Der Ver- 
fassung der Bundesrepublik (Grundgesetz) ist ein breiter Katalog von Grundrechten vorange- 
stellt, durch den wichtige Menschenrechte als unmittelbar geltendes Recht die Gesetzge- 
bung, die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung binden. 

Mit Hilfe der Gerichte vermag der einzelne aufgrund des nahezu lückenlosen Individual- 
rechtsschutzes, den Art. 19 Abs. 4 Grundgesetz postuliert, Übergriffen auch der staatlichen 
Gewalt zu begegnen. Selbst wenn nicht der eigentliche Wesensgehalt, sondern lediglich das 
weitere Vorfeld von Grundrechten berührt wird, so lösen diese Auseinandersetzungen — wie 
z.B. in der Behandlung ausländischer Arbeitnehmer und bei Fragen der Einstellung in den 
öffentlichen Dienst — meist eine breite Diskussion aus. Die große Empfindlichkeit, mit der 
in der Öffentlichkeit über die Einhaltung dieser Grundrechte gewacht wird, erklärt sich aus 
den Erfahrungen des deutschen Volkes mit einer ungezügelten staatlichen Willkürherrschaft. 
Auch die Kirchen sind an dieser Wachsamkeit beteiligt und haben zugleich hinsichtlich der 
Religionsfreiheit und der weltanschaulichen Neutralität des Staates ihren Nutzen davon. 
Auch zum inhaltlichen Verständnis und zur Ergänzung traditioneller Menschenrechtsvor- 
stellungen herrscht in der Bundesrepublik Deutschland eine vielfältige Erörterung. Zwar 
hält man an elementaren Rechten der Person im Sinne der Abwehr- und Freiheitsrechte 
gegenüber staatlicher Gewalt fest, weil man darin einen unaufgebbaren Kern der Menschen- 
rechte sieht, aber es findet doch zugleich eine deutliche Hinwendung zur Idee sozialer 
Grundrechte im Sinne der Teilhabe an sozialen Zielen und Leistungen der Gesellschaft 
statt ... 

3. Die Notwendigkeit einer ökumenischen Teilnahme an einer Anwendung und Fortent- 
wicklung der KSZE-Schlußakte ergibt sich schon allein aus deren Charakter der Unfertig- 
keit und völkerrechtlichen Unverbindlichkeit. Der tatsächliche Wert der Schlußakte muß 
sich noch in ihrer Anwendung auf die praktische Politik erweisen. Darum kommt auch der 
Zusammenkunft 1977 in Belgrad eine große Bedeutung zu. Der ÖRK sollte nicht versäu- 
men, bei dieser Gelegenheit die Unentbehrlichkeit verbindlicher Regeln für die Gemeinschaft 
der Staaten und Völker zu vertreten, wenn die ungeheueren Gefahren für den Frieden der 
Welt in den nächsten Jahrzehnten abgewehrt werden sollen. 

4. Mittelfristig sollte der ÖRK eine größere Studienarbeit auf die KSZE-Schlußakte ver- 
wenden. Diese wirft eine Anzahl von Fragen hinsichtlich ihres völkerrechtlichen Charak- 
ters auf, die sorgfältig zu studieren sind. Diese Studienarbeit wird am besten mit einer 
Fortführung der Arbeit an den Menschenrechten verbunden. Dabei sollten auch die gegen- 
wärtig laufenden Studienarbeiten des Lutherischen Weltbundes, des Reformierten Welt- 
bundes und der Konferenz Europäischer Kirchen zur Frage der Menschenrechte und der 
KSZE mit einbezogen und weitgehend koordiniert werden. Nach wie vor fehlt es an einer 
überzeugenden theologischen Grundlegung des Menschenrechtsverständnisses. Außerdem 
ist das Verhältnis von Menschenrechten und politischem Handeln zu bedenken. Vordring- 
lich ist bei allem, der Tendenz einer Entwicklung von verschiedenen Menschenrechtsver- 
ständnissen, die einander ausschließen, entgegenzuwirken. Hier hat der ÖRK eine Aufgabe 
der Integration. # 

5. Schließlich bedarf es einer neuen Überlegung, mit welcher Strategie der ÖRK den 
praktischen Verletzungen von Menschenrechten entgegentreten soll. Der ÖRK steht in dem 
Verdacht, hierin sein Augenmerk „ur auf bestimmte Regionen der Welt zu richten. Es gibt 
gute Gründe dafür, daß das Verfahren unterschiedlich ist. Andererseits kann es auf die Dauer 
auch nicht hingenommen werden, daß manche Staaten auf Vorhaltungen bei Verletzungen 
von Menschenrechten auf das heftigste reagieren. Ein Staat, der die KSZE-Schlußakte un- 
terschrieben hat, muß auch bereit sein, sich an ihr messen zu lassen. 


Im Oktober 1977 fand in Belgrad die KSZE-Nachfolgekonferenz statt, auf der 
geklärt werden sollte, wie die in der Schlußakte von Helsinki niedergelegten 
Prinzipien und Ziele verwirklicht werden könnten. Der Rat der EKD gab im 
Vorfeld dieser Konferenz eine Erklärung ab, in der er auf die moralische Trag- 
weite der Vereinbarungen von 1975, auf bereits erreichte Fortschritte in der 
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internationalen Zusammenarbeit, aber auch auf noch unerfüllte Erwartungen 
hinwies. 


ERKLÄRUNG DES RATES DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND 
ZUR KSZE-FOLGEKONFERENZ IN BELGRAD 


Vom 16. September 1977 (Auszug) 


Unter den gemeinsamen Aufgaben der Völker Europas und der Welt nehmen Frieden und 
Sicherheit einen besonderen Rang ein. Beide können nur in einem langen Prozeß anhalten- 
der Bemühungen sichergestellt und gestärkt werden. Es kommt dabei vor allem darauf an, 
daß die angesichts des Wettrüstens immer wieder neu auflebenden Besorgnisse abgebaut 
werden und neues Vertrauen zwischen Staaten und Völkern entstehen kann. Die allge- 
meine Sicherheit beruht auch darauf, daß die grundlegenden menschlichen Werte einschließ- 
lich der Verpflichtung zur sozialen Gerechtigkeit von allen anerkannt werden. Denn es be- 
steht ein Zusammenhang zwischen der Achtung der menschlichen Grundwerte und -rechte 
und der Gewährleistung einer stabilen gesellschaftlichen Entwicklung. Wird dies nicht gesehen, 
können innere und äußere Spannungen leicht das gute Zusammenleben der Völker gefährden. 

Die KSZE-Schlußakte hat festgelegt, daß sich die Unterzeichnerstaaten gegenseitig über 
Truppenverschiebungen informieren und wechselseitig Beobachter bei den Manövern zulas- 
sen. Durch diese Maßnahmen soll die militärische Unsicherheit abgebaut und neues Ver- 
trauen gebildet werden. Die evangelische Kirche begrüßt es, daß diese Vorschläge durch- 
weg in die Tat umgesetzt worden sind. Sie bedauert aber, daß demgegenüber in den letzten 
Jahren dem fortgesetzten Wettrüsten keine Schranken gesetzt wurden. Diese Frage wird 
zwar vorrangig in anderen internationalen Gremien und in Gesprächen zwischen den beiden 
Großmächten verhandelt. Die evangelische Kirche muß jedoch mit Nachdruck darauf hin- 
weisen, daß in allen Verhandlungen über Rüstungsbeschränkung und Abrüstung bisher keine 
wirklichen Fortschritte erzielt werden konnten. Im Blick auf die zahlreichen kriegerischen 
Auseinandersetzungen vor allem in Afrika und im Nahen Osten sowie angesichts der Tatsa- 
che, daß die Großmächte als Waffenlieferanten eine Mitverantwortung für die Bedrohung 
von Frieden und Sicherheit in diesen Gebieten tragen, muß diese Entwicklung von der evan- 
gelischen Kirche mit tiefer Sorge betrachtet werden ... 

Die KSZE-Nachfolgekonferenz von Belgrad wird bedenken müssen, daß auch die Diskus- 
sion über die praktische Durchführung der Prinzipien der Helsinki-Erklärung dem Ziel der 
weiteren Annäherung und Verständigung der beteiligten Staaten dienen soll: In dem Grund- 
satz, daß die Menschenrechte zu achten sind, besitzen diese Staaten eine gemeinsame Über- 
zeugung, die die angestrebte Zusammenarbeit zu fördern vermag. Es wird also in Belgrad 
darauf ankommen, den engen Zusammenhang zwischen dem inneren und äußeren Frieden 
in Europa und der Anerkennung der menschlichen Grundrechte zu erkennen und sich in 
offener Aussprache verstärkt für die Verwirklichung der grundlegenden Rechte und Frei- 
heiten des Menschen in allen Unterzeichnerstaaten einzusetzen. 

Die Kirchen Europas sind es sich schuldig, in diesen Fragen ihre eigene Haltung kritisch 
zu überprüfen und für die unterschiedlichen Situationen in den europäischen Ländern brü- 
derliches Verständnis aufzubringen. Ähnlich sollten auch die Regierungen der europäischen 
Staaten sich verpflichtet wissen, ungeachtet ihres unterschiedlichen Verständnisses der 
Menschenrechte in der Überwindung bestehender Mängel und bei der Verbesserung des 
Schutzes der menschlichen Grundwerte im Geist der Verständigung und Annäherung zu- 
sammenzuwirken. 

In der KSZE-Schlußakte von Helsinki ist auch vereinbart worden, die kulturellen und 
menschlichen Beziehungen zwischen den Völkern Europas auszubauen und die gegensei- 
tigen Informationsmöglichkeiten zu verstärken. Friede und Entspannung sind nicht allein 
bei; a en und Sn Sie können nur gefestigt und gesichert werden, 
dern RT ne ve: Menschen und Gruppen in verschiedenen 

A ( | ert werden und so neues Vertrauen entsteht. 
Die evangelische Kirche begrüßt es, daß in den zurückliegenden Jahren der Besucheraus- 
tausch und die Informationsmöglichkeiten nicht zuletzt dank staatlicher Förderung erwei- 
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tert werden konnten. Insbesondere müssen alle Erleichterungen bei der Zusammenführung 
getrennter Familien dankbar begrüßt werden. Aber für die Stärkung freundschaftlicher 
Beziehungen und das Entstehen neuen Vertrauens sind menschliche Kontakte notwendig, 
die über die staatlich organisierten Formen des Austausches hinaus unmittelbare Begeg- 
nungen eröffnen. Außerdem ist zu berücksichtigen, daß vor allem eine offene, gegensei- 
tige Information zum Abbau von Vorurteilen beiträgt. Die evangelische Kirche sieht es da- 
her als ihre Aufgabe an, eine Verstärkung der persönlichen Begegnungsmöglichkeiten sowie 


einen Ausbau der Informationskontakte zu fordern und — soweit es ihr möglich ist — auch 
zu fördern. 


Auch die beiden konfessionellen Weltbünde befaßten sich mit der Menschen- 
rechtsthematik. Der Reformierte Weltbund verabschiedete eine Studie, die seit 
1970 unter Beteiligung von 142 RWB-Mitgliedskirchen erarbeitet worden war. 
Maßgebliche Anregungen bei dieser Arbeit kamen von dem Tübinger Theolo- 
gieprofessor Jürgen Moltmann*. Auf seinen Grundlagenstudien basierte die theo- 
logische Erklärung, mit der eine RWB-Konsultation in London vom 18. bis 21. 
Februar ihren Schlußbericht zu der gesamen Studie einleitete: Die Menschen- 
rechte gründen sich im Recht Gottes auf den Menschen, welchen er zu seinem 
Ebenbild erschaffen hat. 


DIE THEOLOGISCHE BASIS DER MENSCHENRECHTE 
SCHLUSSBERICHT EINER STUDIE DES REFORMIERTEN WELTBUNDES 


Vom Februar 1976 (Auszug) ° 


1. Wir sehen den grundlegenden theologischen Beitrag des christlichen Glaubens in diesen 
Fragen in der Begründung der fundamentalen Menschenrechte aus dem Recht Gottes auf 
den Menschen. 

Damit ist gesagt, daß die Menschenrechte letzten Endes nicht im Wesen des Menschen 
fundiert und auch nicht von individuellen oder kollektiven Errungenschaften des Men- 
schen in der Geschichte bedingt sind. In ihnen spiegeln sich der Bund der Treue Gottes 
mit seinem Volk und die Herrlichkeit seiner Liebe zur Kirche und zur Welt wider. Keine 
weltliche Macht ist berechtigt, das Recht und die Würde des Menschseins zu verweigern 
oder aufzuheben. Im Lichte dieses Bundes, der durch das Kreuz und die Auferstehung 
Jesu Christi sowie durch die Kraft des Heiligen Geistes, ausgeschüttet über alles Fleisch, 
besiegelt wurde, bringen Christen ihre Solidarität mit all jenen zum Ausdruck, die Men- 
schenantlitz tragen, und erklären sich insbesondere bereit, sich für die einzusetzen, die 
ihrer fundamentalen Rechte und Freiheiten beraubt sind. 

2. Unser biblischer Glaube verpflichtet uns, das menschliche Leben in seiner Gesamt- 
heit zu sehen, die in drei fundamentalen Komplementaritäten ihren Ausdruck findet: 
Mann und Frau, Individuum und Gesellschaft, menschliches Leben und sein ökologischer 
Kontext. 

Wenn wir erklären, daß unsere Menschheit zum Ebenbild Gottes geschaffen ist, anerken- 
nen wir 
— die gleiche Würde und Interdependenz von Mann und Frau; 

— die Gleichwertigkeit und Interdependenz von individuellen Rechten (Freiheit und Wür- 
de) und sozialen Rechten (Gerechtigkeit und Gemeinschaft); 

— die gleiche Würde und Interdependenz der jetzigen Generation und zukünftigen Genera- 
tion im verantwortlichen Umgang mit der Natur. 

Da die Menschen mit Gott in einem Bund vereint sind, bringt diese Beziehung die Ver- 


4. Jan M. Lochman-Jürgen Moltmann (Hg.), Gottes Recht und Menschenrechte, Neukir- 


chen 1976. 
5. Vgl. epd-Dok. Nr. 15/1976. 
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antwortlichkeiten eines Bundes in unserem Umgang mit der Schöpfung mit sich. 

Wir anerkennen ferner r 

— die Gleichwertigkeit und Interdependenz „meiner Rechte‘ und „der Rechte meines 
Nächsten“; 
— die gleiche Bedeutung und Interdependenz der Rechte und Pflichten des Menschen. 

3. Unser biblischer Glaube warnt uns auch vor den zerstörerischen Kräften, denen wir 
in unserem Kampf um die Verwirklichung der Menschenrechte begegnen. 

Es wurde mit Recht gesagt, daß Menschenrechte heutzutage nur eins gemeinsam haben, 
nämlich ihre Verletzung. Im Licht unseres biblischen Glaubens müssen wir erkennen, wie 
extrem das Ebenbild Gottes in unserer Welt entstellt und verzerrt wurde. 

Menschenrechte werden nicht nur verweigert und mißbraucht, sondern auch auf einseiti- 
ge und polarisierte Weise angewandt. Man denke an den dämonischen Drang des Menschen 
oder einer Volksgruppe, sich durch die Enthumanisierung anderer zu bestätigen, oder an 
den Drang von Staaten, ihre Bürger tyrannisch zu beherrschen und imperialistische Macht 
über andere Staaten auszuüben oder an den Drang der Mächtigen, ihren ökonomischen 
Einfluß auf Kosten der Natur, der Reichtümer der Erde und der Zukunft der Menschheit 
zu vergrößern. Deshalb müssen wir bekennen, daß die Ausübung der Menschenrechte Be- 
standteil der Ambiguität menschlichen Lebens ist und sowohl destruktiv als auch kreativ, 
sowohl dämonisch als auch heilig sein kann. Mensch sein heißt bedroht sein von Sünde, 
Satan und Tod. Diese Bedrohungen verschonen keine Menschen, und die Menschenrechte 
sind ihrer Macht nicht gewachsen. In Schmerz, Angst, Enttäuschung und Verzweiflung er- 
flehen die Menschen das Heil. 

4. Wir verkündigen mutig die befreiende Kraft Jesu Christi und bestätigen den kirchli- 
chen Dienst der Versöhnung und Gnade. 

Obwohl die Kirche in ihrer eigenen Schuld und Frustation gefangen und praktisch 
machtlos ist gegenüber den teuflischen Mächten, die unsere sündige Welt versklaven, so 
hat sie doch den Auftrag, Zeugnis abzulegen von der befreienden Kraft des Kreuzes und 
der Auferstehung Christi. Die christliche Theologie, die dazu aufgerufen ist, gemäß dieser 
Perspektive zu leben und zu denken, kann einen Beitrag leisten zur Theorie und Praxis 
der Menschenrechte, indem sie Diener der charakteristischen Ganzheit des Evangeliums 
ist, das der Kirche hinterlassen wurde: Diener des Wortes der Versöhnung und Gnade. 

Im Kampf um Menschenrechte kann der Konflikt zwischen unterschiedlichen Gruppen, 
besonders zwischen den Reichen und Mächtigen auf der einen Seite und den Armen und 
Machtlosen auf der anderen Seite, nicht umgangen werden. Die Botschaft der Versöhnung, 
die stets Gottes Akt der Versöhnung treu bleiben muß, in dem seine Gerechtigkeit und 
seine Liebe — untrennbar miteinander verbunden — in einer Handlung resultieren, kann 
diese Konflikte nicht verhindern. Da Versöhnung das Wort des Kreuzes ist, bedeutet sie 
niemals Befriedung oder Neutralität. Doch trotz des erbitterten Kampfes und der von 
ihm verursachten Leiden verkündet das Evangelium als Endziel die versöhnte Gemeinschaft 
in der einen Familie Gottes. 

Die theologische Bestätigung von Gottes Recht auf den Menschen als Begründung der 
Menschenrechte eröffnet die Perspektive der freien Gnade Gottes als letzte Perspektive, 
die all unsere Erfolge und Fehlschläge übersteigt. Dies ist von besonderer Bedeutung für 
unsere Bemühungen auf dem Gebiet der Menschenrechte, da es uns daran hindert zu ver- 
zweifeln, wenn wir niederschmetternde und entmutigende Rückschläge in Kauf nehmen 
müssen, wie wir sie in der heutigen Welt antreffen. Gleichzeitig verhindert es, daß unsere 
Bemühungen im Kampf um Menschenrechte zur Selbstrechtfertigung, zur Rechtfertigung 
durch Taten werden statt zu einer tiefen Reue und einem seibstlosen Einsatz für Gerech- 
tigkeit und Freiheit als Antwort auf unsere Rechtfertigung durch Gottes Gnade. 

Diese Vorstellung der „treuen Versöhnung‘ und der „treuen Gnade“ stellt den Beitrag 
= re Kirche zum weltweiten Kampf um die Aufrechterhaltung und Förderung 

er Würde und der Rechte des Menschen in der heutigen Zeit dar. 


Der Lutherische Weltbund, der ebenfalls seit 1970, seit der Vollversammlung 
von Evian, die Menschenrechtsthematik durch Konsultationen seiner Studien- 
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abteilung bearbeitete, veranstaltete in Genf hierzu zwei Studientagungen, die 
der Vorbereitung der LWB-Vollversammlung 1977 in Daressalam dienten, zu 
den Themen Theorie und Praxis der Zwei-Reiche-Lehre und Theologie der Men- 
schenrechte®. 1977 wurde die Arbeit durch eine Zusammenfassung der aus al- 
len Mitgliedskirchen gesammelten Studienberichte und Erklärungen abgeschlos- 
sen. Eine ausdrückliche theologische Erklärung wie der RWB gab der LWB 
nicht ab, wohl auch wegen der verbreiteten Skepsis gegenüber einer isolierten 
Theologie der Menschenrechte, die die juristischen und politischen Implikatio- 
nen nicht hinreichend berücksichtigt. Zur Orientierung der Gemeinden tragen 
aber die umfangreichen Studien wohl kaum etwas bei, gerade deswegen, weil sie 
die Thematik so ausführlich und substantiell behandeln. Auf kurze, einprägsame 
Texte wird man nicht verzichten können ?. Analog zur Rolle Jürgen Moltmanns 
beim RWB ist für diese Arbeit des LWB diejenige des Heidelberger Sozialethi- 
kers Prof. Heinz-Eduard Tödt zu werten, von dem seit 1970 interessante An- 
stöße zur Diskussion ausgegangen sind®. 

Eine allgemeine Erklärung, ohne explizite theologische Artikulation gab die 
LWB-Vollversammlung in Daressalam (11.—22. Juni 1977) ab. 


MENSCHENRECHTSERKLÄRUNG DER VI. VOLLVERSAMMLUNG 
DES LUTHERISCHEN WELTBUNDES 


Vom Juni 1977? 


Die Menschenrechtsresolution von Evian hat im LWB und in seinen Mitgliedskirchen ei- 
nen Prozeß des Nachdenkens und des Engagements hervorgerufen. Inzwischen steht die 
Menschenrechtsfrage im Mittelpunkt des Interesses der Weltöffentlichkeit. Sie ist von 
einer moralisch-rechtlichen Frage zu einem Politikum geworden. Menschenrechtsverletzun- 
gen bestehen nach wie vor in allen Kontinenten. Da wir auf afrikanischem Boden tagen, 
stehen uns besonders die Leiden unserer Mitmenschen auf diesem Kontinent vor Augen. 
Wir sagen gewiß nichts Neues, wenn wir unsere Besorgnis und unseren Protest über an- 
dauernde Bedrohung der Menschenwürde und die vielfältigen Verletzungen der Menschen- 
rechte durch die weiße Minderheit in Südafrika, Namibia und Zimbabwe zum Ausdruck 
bringen. Aber wir können nicht verschweigen, daß eine Anzahl von Industriestaaten 
durch mannigfache Verbindungen mit dem südlichen Afrika eng mit dem gegenwärtigen 
System verbunden ist und deshalb bedeutsame Mitverantwortung trägt. 

Unser Eintreten für die Menschenrechte im südlichen Afrika verpflichtet uns aber gleich- 
zeitig dazu, uns ebenso nachdrücklich für die Achtung der Menschenwürde in ganz Afrika 
einzusetzen. Wir sind mit erschreckenden Nachrichten aus einigen unabhängigen afrikani- 
schen Staaten konfrontiert worden. Wir teilen die Erschütterung der Weltöffentlichkeit 
über die maßlosen Grausamkeiten in Uganda. Wir befinden uns in der paradoxen Situation, 
daß Öffentliches Eintreten für Menschenrechte zugleich Repressalien für diejenigen hervor- 
ruft, für die wir sprechen möchten. Diese ernste Feststellung gilt nicht nur für den afrika- 


6. Vgl. den Bericht von G. Thomas in LM 15, 1976, S. 472 und die Vorträge von H. E. 
Tödt und G. Krusche in epd-Dok. Nr. 42/1976. 

7. Zusammenfassung der Studienarbeit in: Ein lutherischer Materialband über Menschen- 
rechte, hg. von J. Lissner—A. Sovik, LWB-Report 1 /2, Nr. 1978. Vgl. auch den Bericht 
von Ilse Tödt in: LM 16, 1977, S. 201-204. 

8. Vgl. die zusammenfassende Studie von H. E. Tödt—W. Huber, Menschenrechte — Per- 
spektiven einer menschlichen Welt, Stuttgart 1977. 

9. Vgl. den in Anm. 7 genannten Materialband, S. 55-57 und den offiziellen Bericht: 
Daressalam 1977. In Christus eine neue Gemeinschaft, Frankfurt 1977. 
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nischen Kontinent. Aus vielen Ländern unserer Erde sind zahlreiche Menschenrechtsverlet- 

zungen zur Sprache gebracht worden, welche die Teilnehmer unserer Konferenz bewegen. 

Wir begrüßen die Absicht der Unterzeichner der Schlußakte von Helsinki über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa, die Verwirklichung der Menschenrechte als notwendigen 
Teil von Sicherheit und Zusammenarbeit zwischen Nationen anzuerkennen. Wir verkennen 
nicht, daß vielfach ein weiter Abstand zwischen deklarierten Normen und konkreter 
Verwirklichung besteht. Auch bei den Unterzeichnerstaaten der Helsinki-Schlußakte wer- 
den die Grundrechte der Bürger in unterschiedlichem Maße respektiert. In diesem Zusam- 
menhang verbietet uns in manchen Fällen die Rücksicht auf die Betroffenen, Einzelfälle 
und permanente Verletzungen der Menschenrechte zu nennen. Aber auch unter günsti- 
gen Bedingungen bleibt es eine ständige Aufgabe, das bisher Erreichte in Richtung auf 
mehr Menschlichkeit auszuweiten. 

Wenn wir hier als Mitgliedskirchen des LWB unter dem Thema ‚In Christus — eine neue 
Gemeinschaft“ zusammen sind, wissen wir uns solidarisch mit allen, die sich um die Mensch- 
lichkeit sorgen. Der Lutherische Weltbund sollte seinen Mitgliedskirchen vorschlagen, daß 
sie in ihrem eigenen Bereich die rechtliche Fassung, die die Menschenrechte in ihrer eigenen 
nationalen Gesetzgebung gefunden haben, mit den Menschenrechtskonventionen vergleichen 
und darüber berichten. Besonders ermutigen wir unsere Mitgliedskirchen, die von der Sorge 
Gottes für den Menschen gewiesenen Wege in Gehorsam zu gehen. 

Durch Christus sind wir ermächtigt, in unseren Gottesdiensten öffentlich für die Opfer 
von Menschenrechtsverletzungen fürbittend einzutreten. Wir wissen, daß in der namentli- 
chen Fürbitte eine besondere Kraft liegt. Dieses Zeugnis für die Entrechteten verbinden 
wir als Christen zugleich mit der ernstlichen Fürbitte für die Unterdrücker und Ausbeuter, 
in der Hoffnung, daß Gottes Geist ihre Herzen wenden möge. Es ist nur die Konsequenz 
unseres Betens, wenn wir uns zugleich mit allen Kräften um praktische Hilfe und wirksame 
Schritte für die Opfer von Menschenrechtsverletzungen einsetzen. 

Daher rufen wir unsere Mitgliedskirchen dazu auf, die in der jeweiligen Situation notwen- 
digen und möglichen Schritte zu tun, z.B.: 

— Eintreten für die umfassende Verwirklichung der Menschenrechte einschließlich der 
elementaren Rechte auf Arbeit, Ausbildung, Versorgung usw.; 

— Eintreten für die Rechte von benachteiligten Bevölkerungsgruppen wie z.B. Frauen, 
Jugendlichen, alten Menschen und Minderheiten; 

— Vorstelligwerden bei Regierungen und Behörden zugunsten entrechteter und gefolte- 
ter Bürger; 

— Rechtshilfe und Schutzmaßnahmen für Verfolgte, Vertriebene, Staatenlose; 

— Beratung mit Richtern und Rechtsanwälten über die volle Ausschöpfung der Möglich- 
keiten des jeweiligen Rechtssystems und der faktischen Auswirkung der Internationalen 
Menschenrechtskonventionen in den jeweiligen Ländern. 

Wir bekräftigen unsere christliche Aufgabe, mit Andersdenkenden gemeinsam für die 
Verwirklichung der vollen Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit einzutreten und be- 
tonen dabei das Recht, die Gemeinschaft des Glaubens über nationale Grenzen hinweg zu 
praktizieren. Ausdrücklich bekennen wir, daß die Gewissensfreiheit auch das Recht ein- 
schließt, keiner Religion anzugehören. 

Wir wissen, daß in den unterschiedlichen Gesellschaftssystemen jeweils nur bestimmte 
Menschenrechte Geltung haben, während andere vernachlässigt werden. In den westlichen 
Industrieländern werden z.B. die individuellen Freiheitsrechte besonders betont, in den so- 
en en Osteuropas haben dagegen die sozialen Grundrechte den Vorrang. Wir 

arauf ‚bestehen, daß die Schutzrechte der Freiheit, die Rechte der Gleichheit 
und Nichtdiskriminierung und die Rechte der Teilhabe an den Lebensgütern der Gesellschaft 
und an der politischen Macht untrennbar zusammengehören. 

Vor allem gilt es, die Stimme gegen den Mißbrauch der Macht durch die Mächtigen zu 
erheben, wo sie die Rechte der Schwachen ignorieren oder unterlaufen. Darum bedeutet 
wirksamer Schutz der Menschenrechte zugleich eine Umverteilung der Macht und den Auf- 
bau von Strukturen und Ordnungen, welche die Rechte der einzelnen wie der Gesellschaft 
wirksam schützen. Dies gilt auch in den internationalen Beziehungen. Solange die unter- 
privilegierten Gruppen oder Länder darauf angewiesen sind, daß die Mächtigen sich zur 
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Beachtung von Recht und Billigkeit herablassen, sind sie vor der Verletzung ihrer Rechte 
in dieser Welt nicht ausreichend gesichert. 

Der Brief des Apostels Paulus an die Römer, den wir in dieser Vollversammlung gemein- 
sam gelesen haben, stellt uns alle unter Gottes Gericht und ruft uns zur Buße (Römer Z1tE.), 
Das verbietet uns jede Form von Selbstrechtfertigung. Wir können nur dann glaubwürdig ge- 
gen die Rechtsverletzung durch andere Zeugnis ablegen, wenn wir eingestehen, wo wir ver- 
sagt haben und uns selbst dem Urteil Gottes aussetzen. Das Wissen um eigene Ungerechtig- 
keit darf uns aber nicht daran hindern, Unrecht Unrecht zu nennen — bei uns selbst nicht 
weniger als bei anderen (Matthäus 1,1—2). 


Wie umfassend und unparteiisch der Einsatz der Kirche bei der Realisierung von 
Menschenrechten ist, zeigten auch die vergeblichen Bemühungen um die Freilas- 
sung der letzten deutschen Kriegsverurteilten im ausländischen Gewahrsam (Heß, 
Koch, Kappler und die „Drei von Breda“ in Holland). Politische oder auch nur 
menschliche Sympathien sind dabei nicht im Spiel, sondern allein die Fürsorge 
für Menschen, die zwar schuldig sind, denen aber als Sündenböcken für den NS- 
Terror elementare Rechte vorenthalten werden, wie der westfälische Altpräses 
Ernst Wilm, der vom Rat der EKD mit der Seelsorge an diesem Personenkreis 
beauftragt ist, feststellte !0, 


„Nie zuvor gab es mehr Christenverfolgungen als im 20. Jahrhundert.‘ Mit die- 
ser Feststellung beginnt ein vom Kirchlichen Außenamt der EKD herausgegebe- 
nes Arbeitspapier „Leiden von Christen in der Welt“, das in den Gemeinden 
große Verbreitung fand. Die Kirche beschränkt ihr Eintreten für die Verwirkli- 
chung der Menschenrechte keineswegs auf die Christen, doch ein Sektor dieses 
Kampfes bleibt stets die Solidarität mit denjenigen Kirchen und Christen in 
der Welt, die aus religiös-politischen Gründen verfolgt werden. Deswegen gab 
der Rat der EKD z.B. anläßlich der Ermordung des anglikanischen Erzbischofs 
Janani Luwum eine Stellungnahme zur Situation in Uganda ab (26. Februar 
1976), wo das Terrorregime Idi Amins zunehmend auch die Christen hart be- 
drückte. Dagegen ging das Wort des Rates zum Bürgerkrieg im Libanon (27. 
August 1976) eher in umgekehrter Richtung, indem es darauf aufmerksam 
machte, daß dort kein Religionskrieg zwischen Moslems und Christen geführt 
würde, vielmehr die Christen religiöse Symbole schmählich mißbrauchten. Mit 
anhaltender Sorge begleitete die evangelische Kirche die Christenverfolgungen 
in Südkorea und Äthiopien, die in ganz verschiedenen Systemen und aus un- 
terschiedlichen Motiven erfolgen, ebenso wie es der Fall ist in Argentinien, in 
der Sowjetunion, in der Türkei und der Tschechoslowakei!!. Darum kommt 
der Aktivierung der Gemeinden, Fürbitte für die Verfolgten zu leisten, und ih- 
rer sachgerechten Informierung großes Gewicht zu, weil die Kirche hier auf 
ihrem ureigenen Feld tätig wird und im Gebet ihre weltweite Verbundenheit 
zum Ausdruck bringen kann. 


10. Vgl. epd-Dok. Nr. 21/1977 und den Beschluß der EKD-Synode von Freiburg, BSyn 
EKD 27, 1975, S. 518f. < 

11. Zu Südkorea s. epd-Dok Nr. 43/1977 und W. Huber in LM 16, 1977, S. 136-138; 
zu Äthiopien G. Hasselblatt in LM 16, 1977, S. 391ff., 630£.; zum Libanon Paul Löffler, 
Arabische Christen im Nahostkonflikt, Frankfurt 1976; zur Sowjetunion s. epd-Dok Nr. 
3/1977 und 45/1977. 
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KIRCHLICHES AUSSENAMT DER EKD: LEIDEN VON CHRISTEN IN DER WELT 

EMPFEHLUNGEN ZUR FÜRBITTE 

Vom Oktober 1977 (Auszug) '” 

Im Leiden um des Glaubens willen nehmen Christen am Leidensweg Christi selbst teil. In 
diesem Leiden wird von ihnen immer wieder der Sieg Christi über die Macht der Sünde 
und des Todes erfahren. Wo Christen ihr Leiden um des Glaubens willen als Nachfolge 
und Teilnehmen am Leiden Christi verstehen, erfahren sie eine Zuversicht, durch die sie 
zu Botschaftern des Glaubens für andere werden. 

Christliche Gemeinden setzen sich freilich nicht nur für Menschen ein, die um ihres 
Glaubens willen verfolgt werden. Von der Verkündigung des Evangeliums von Jesus Chri- 
stus ist das Eintreten für leidende, unterdrückte und gesellschaftlich mißachtete Menschen 
nicht zu trennen. Jesus Christus selbst begegnet uns in leidenden Menschen, wie er im 
Gleichnis vom großen Weltgericht sagt ... 

Zur konkreten Fürbitte für verfolgte Glaubensbrüder und leidende Menschen gehört auch 
die Bitte um Änderung der gesellschaftlichen Verhältnisse, von denen abzulenken Verfol- 
gungsaktionen heutzutage oftmals inszeniert werden. Das Gebet darf auch diejenigen nicht 
auslassen, die durch eigene Erfahrung die Überzeugung gewonnen haben, daß soziales Un- 
recht nur durch Gewaltanwendung verhindert oder beseitigt werden kann. Auch wenn 
Christen Gewaltanwendung grundsätzlich nicht befürworten können, sehen sie sich oft 
genug Problemen und Konflikten gegenüber, deren Lösung auf dem Verhandlungswege 
und durch friedliche Mittel nicht mehr menschenmöglich erscheint. Können wir uns zum 
Richter über Menschen machen, die keinen anderen Weg zur Änderung eines Unrechtszu- 
standes als den einer Befreiungsbewegung sehen? Auch ihnen sind wir Gebet und Fürbitte 
schuldig. In der Fürbitte können wir dafür eintreten, daß sich die Kraft der Botschaft 
unseres Herrn, der ein Leben in brüderlicher Liebe und Gerechtigkeit will, in den Frei- 
heitsbewegungen in den verschiedenen Ländern der Welt durchsetzt. 


Daß die allgemeine Bewußtseinsbildung in unserem Lande in dieser Hinsicht 
noch keineswegs ausreichend entwickelt ist, verdeutlichte ein eher beiläufiger 
Einzelfall: der Streit um ein ‚‚Wort zum Sonntag“ des Arztes Dr. Helmut 
Franz im Deutschen Fernsehen am 25. Juni 1977, in welchem dieser die Fra- 
ge gestellt hatte, warum sich die Bevölkerung für ein in Argentinien stattfin- 
dendes Fußballspiel der deutschen Nationalmannschaft vital interessierte, aber 
bei dieser Gelegenheit die dortigen Menschenrechtsverletzungen unbekümmert 
überginge. Darauf hagelte es von vielen Seiten wütende Proteste (zumal es ja 
um die Vorbereitung der Fußballweltmeisterschaft in Argentinien 1978 ging), 
und der Deutsche Fußball-Bund verurteilte jene Sendung als kirchliche Grenz- 
überschreitung!?. Das Ganze ist durchaus von exemplarischer Bedeutung für 
die Schwierigkeit, den Einsatz für die Menschenrechte auch gegen eigene In- 
teressen, und seien sie noch so banal, durchzuführen. 

Die Menschenrechtsverletzungen, die die weiße Regierung von Südafrika ge- 
genüber der schwarzen Bevölkerungsmehrheit durch ihr Apartheid-System 
gleichsam institutionalisiert hat, sind seit Jahren ein Thema intensivster Diskus- 
sionen innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland, weil diese durch die 
engen wirtschaftlichen Bindungen deutscher Firmen unmittelbar herausgefor- 
dert wird. Durch praktische Schritte bemühte sich die EKD, jenseits der Aus- 


5 El Text in der Broschüre mit demselben Tiel, Frankfurt 1977 (2. Aufl. 


13. Vgl. die verschiedenen Texte in epd-Dok Nr. 36/1977. 
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übung von Gewalt ihren Dienst der Versöhnung auszurichten und den Opfern 
der Gewalt zu helfen. Doch aus der Sicht der afrikanischen Kirchen geriet sie 
immer wieder ins Zwielicht, so z.B., als 1975 Pläne für eine nukleare Koope- 
ration zwischen der Bundesrepublik und Südafrika bekannt wurden. Eine Klau- 
surtagung, die daraufhin Vertreter des Rates der EKD mit Vertretern der All- 
afrikanischen Kirchenkonferenz (AACC) vom 11. bis 13. Mai 1976 in Arnolds- 
hain abhielten, erbrachte eine gewisse Verständigung, ohne die Differenzen in 
der Frage, welchen politischen Druck die Kirche ausüben müßte, beizulegen !*. 
Umstritten blieb nach wie vor die Frage, wie man Einfluß auf die Investitionen 
deutscher Firmen in Südafrika nehmen könnte!5, Auch wenn die ganze Südafri- 
kaproblematik primär die ökumenischen Beziehungen der EKD betrifft, so ist 
sie doch ebenfalls ein intern heftig diskutiertes Thema, das innerhalb der Kir- 
che Polarisierungen schafft, weil hinsichtlich der praktischen Schritte zur Ver- 
wirklichung der Menschenrechte, insbesondere in der damit verbundenen Frage 
der Anwendung von Gewalt, kein Einverständnis besteht. 


5. TERRORISMUS IN DER BUNDESREPUBLIK 


Das brisanteste innenpolitische Thema war 1976/77 die durch Terroristen ver- 
übten Anschläge auf die innere Sicherheit, welche weit über die tatsächliche 
Bedeutung dieser „Randgruppe‘‘ hinaus das Vertrauen der Bevölkerung gegen 
den Staat zu erschüttern drohten, weil sie ein allgemeines Klima der Unsicher- 
heit erzeugten. Standen die Anfänge terroristischer Aktionen nach 1971 noch 
in einem erkennbaren Zusammenhang mit politischen Zielen, wie sie in der so- 
genannten Studentenrevolte seit 1967 formuliert worden waren, so zeigten die 
neueren Gewaltanschläge, daß die verschiedenen anarchistischen Gruppen bei 
blanker Kriminalität gelandet waren. Eine von kollektiver Angst nicht freie Dis- 
kussion und von Emotionen gesteuerte staatliche Überreaktionen in Gesetzge- 
bung, Verfassungsschutz und Polizeiarbeit erweckten zeitweise den Eindruck, 
als könnten die Terroristen ihr Ziel einer umfassenden Verunsicherung von 
Staat und G>sellschaft auf Umwegen doch erreichen. Jenseits aller nur zu ver- 
ständlichen Erregung zeigte sich aber: Die Bundesrepublik ist ein so weit konso- 
lidierter Staat, daß sie auch mit kriminellen Anschlägen auf ihre Ordnung fertig 
wird und dabei ihre Rechtsstaatlichkeit zu bewahren imstande ist. 

Die evangelische Kirche ist in die durch den Terrorismus ausgelösten Diskus- 
sionen von Anfang an verwickelt gewesen, weil diese sich mit den in ihrem 
Raum heftig debattierten Bemühungen um gesellschaftspolitische Veränderun- 
gen berührten und weil die Seelsorge auch an Terroristen zu einem Streitpunkt 
geworden war!. Nach dem Mord an dem Berliner Kammergerichtspräsidenten 
Günter von Drenkmann (1974), nach der Entführung des Berliner Politikers 


14. Vgl. das Kommuniqu& in epd-Dok. Nr. 23a/1976; LM 15, 1976, S. 352. 
15. epd-Dok. Nr. 18/1977 und Nr. 42/1977. 
1. Als exemplarisch seien die Vorgänge in Berlin genannt: Vgl. KJ 101, 1974, S. 119. 
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Peter Lorenz und dem blutigen Überfall auf die deutsche Botschaft in Stock- 
holm (1975) lastete die Drohung, daß Prominente in Politik, Justiz und Wirt- 
schaft zu Opfern von Anschlägen würden, auf dem Leben nahezu aller im öf- 
fentlichen Leben Tätigen und führte dazu, daß Sicherheitsvorkehrungen über- 
all im Lande das Bild bestimmten. Als die Terroristen kurz nacheinander den 
Generalbundesanwalt Siegfried Buback samt zwei Begleitern in Karlsruhe sowie 
den Frankfurter Bankier Jürgen Ponto ermordeten und danach am 5. Septem- 
ber den Präsidenten des Arbeitgeberverbandes Hanns-Martin Schleyer in Köln 
mit einem Blutbad an dessen Begleitung, dem sein Fahrer und drei Sicherheits- 
beamte zum Opfer fielen, entführten, um damit inhaftierte Terroristen der 
Baader-Meinhof-Bande freizupressen, war die Erregung groß. Sechs Wochen 
lang wurden Regierung und Öffentlichkeit durch die Verhandlungen mit den 
Banditen in Atem gehalten, bis sich schließlich mit der kaltblütigen Ermordung 
Schleyers alle Bemühungen als umsonst erwiesen, da die Bundesregierung den 
Forderungen der Erpresser nicht nachgegeben hatte. (Ein von Terroristen in 
einer parallelen Aktion entführtes Flugzeug mit deutschen Urlaubern hatte 

die Bundesregierung durch ein Spezialkommando in Mogadishu/Somalia be- 
freien lassen.) Man muß sich diese Atmosphäre des tiefen Erschreckens ange- 
sichts einer Brutalität, der Staat und Gesellschaft scheinbar wehrlos ausgelie- 
fert waren, vergegenwärtigen, wenn man die innerkirchliche Diskussion verste- 
hen will. 

Nach dem Mord an Generalbundesanwalt Buback war einer der mutmaßlichen 
Mörder, der Terrorist Günter Sonnenberg in Singen gestellt und bei einem Schuß- 
wechsel mit der Polizei verhaftet worden, wobei er zwei Polizisten verletzte. Da 
auch er selber schwer verletzt wurde, kam er in die Tübinger Universitätsklinik. 
Dies nahm der inoffizielle Fachschaftsrat Tübinger Theologiestudenten zum An- 
laß (nach einer Abstimmung mit 28 gegen 5 Stimmen — das bei rund 1200 
Theologiestudenten), ihm eine Grußbotschaft mit Blumenstrauß zu schicken. 
Das löste einen Sturm der Entrüstung aus, führte aber zugleich dazu, daß kirch- 
liche Repräsentanten und theologische Lehrer sich erstmals ausführlicher zu dem 
Problem des Terrorismus äußerten ?. 


BRIEF TÜBINGER THEOLOGIESTUDENTEN 
AN DEN TERRORISTEN GÜNTER SONNENBERG 


Vom 16. Mai 1977 


Lieber Günter Sonnenberg! 

Du bist hier nach Tübingen gebracht worden, wo wir in der Fachschaft ev. Theologie in der 
politischen Auseinandersetzung mit den Kräften stehen, mit denen auch Du zu tun hast. 
Wir suchen darin vermutlich andere Formen als Du (lehnen z.B. tötende Gewalt im Kampf 
um eine bessere Form des Zusammenlebens ab). Wir wünschen Dir und uns, daß wir in nicht 
allzu ferner Zukunft in einer Gesellschaft leben, in der Entfremdung aufgehoben, Haß und 


ara überflüssig, Solidarität und Zärtlichkeit die menschlichen Umgangsformen sein wer- 
en. 


2. Zum Vorgang und zu den unmittelbaren Reaktionen siehe epd-Dok. Nr. 33/1977. 
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Pation wünschen wir das auch den Polizisten, die dann allerdings nicht mehr nötig sein 
werden. 


Mit besten Genesungswünschen! 
Der Fachschaftsrat ev. Theologie 
PS: Abgeschickt am 16. Mai 1977 


Dieser Brief signalisiert die Verwirrung der Geister, die in der ganzen Terrorismus- 
diskussion seit 1972 zutage trat, in exemplarischer Weise, weil er die prinzipielle 
Kritik an den gesellschaftlichen Strukturen, über deren Berechtigung im einzel- 
nen gestritten werden muß, mit einer Unsicherheit in der Frage, welche politi- 
schen Kampfmittel gegen eine vermeintlich übermächtige Repression noch legitim 
sind, vermischt. Diese Vermischung hatte schon vorher manche Stellungnahmen 
aus „linken“ evangelischen Kreisen — insbesondere zum Fall Ulrike Meinhof — 
gekennzeichnet, und nur leichtfertige Polemik kann verkennen, daß hier tatsäch- 
lich ein Problem vorliegt?. Doch der Tübinger Vorfall machte überdeutlich, wie 
leicht man infolge dieser Vermischung auf die schiefe Bahn gerät, die über eine 
humanitäre Solidarisierung mit Terroristen implizit zu einer Rechtfertigung des 
Terrors führt. Die von den Studenten intendierte Differenzierung zwischen Täter 
und Tat konnte nicht in einer derart naiven Weise ausgesagt werden. Deswegen 
waren die harten Reaktionen kirchlicher Stellen notwendig und sinnvoll, aus de- 
nen hier ein Beispiel ausgewählt wird. 


ERKLÄRUNG DES RATSVORSITZENDEN DER EKD 
LANDESBISCHOF HELMUT CLASS ZUM BRIEF DER TÜBINGER STUDENTEN 


Vom 24. Mai 1977* 


1. Der Brief ist Ausdruck einer tiefgehenden Verwirrung und politischen Verblendung. 
Es ist widersinnig: Diese Studenten ‚lehnen tötende Gewalt im Kampf um eine bessere 
Form des Zusammenlebens ab“; gleichzeitig senden sie eine Grußadresse an einen Terro- 
risten, der des politischen Mordes verdächtig ist. 

2. Die Leitung der Württembergischen Evangelischen Landeskirche sowie der Fachbereich 
Evang. Theologie in Tübingen haben sich sofort und eindeutig gegen diesen Vorgang ge- 
wandt und ihn als unerträglich bezeichnet. Eine große Zahl Tübinger Theologiestudenten 
hat sich inzwischen ebenfalls von diesem Brief distanziert. 

3. Äußerungen einzelner Studenten können nicht der Kirche als ganzer angelastet werden. 
Theologiestudenten stehen noch nicht im kirchlichen Dienst. Damit ist die Kirche jedoch 
nicht von der Verantwortung für ihre künftigen Pfarrer enthoben. Eine Denkweise, die po- 
litischen Terror zur Veränderung gesellschaftlicher Verhältnisse bejaht, ist unvereinbar mit 
dem Dienst in der Kirche. 

4. Die eindeutige Verurteilung dieses Briefes nimmt uns die Frage nicht ab, wie es zu ei- 
ner solchen Verirrung kommen konnte. Hier werden Entwicklungen sichtbar, die nicht 
nur im Hochschulbereich, sondern auch in anderen Bereichen unserer Gesellschaft zu be- 
obachten sind. Wir alle müssen das uns Mögliche tun, damit die gesamte junge Generation 
ein Ja zu unserem sozialen Rechtsstaat finden kann. 


3. Zum Selbstmord von Ulrike Meinhof vgl. die Ansprache Helmut Gollwitzers bei der 
Beerdigung am 15. Mai 1976, die berechtigterweise zu Mißverständnissen Anlaß gab, in 
JK 37, 1976, S. 318f. 

4. Epd-Dok Nr. 33/1977, S. 6. 
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Namens des württembergischen Evangelischen Oberkirchenrats gab der Ausbil- 
dungsreferent OKR Paul Koller vor der Synode am 2. Juli 1977 eine Erklä- 
rung zu dem Fall ab, in der die Äußerungen von Bischof Claß bekräftigt wur- 
den und die Studenten auf ihr theologisches Defizit angesprochen wurden, weil 
sie „in einer für Christen nicht erlaubten Weise das uns von Gott verheißene 
Reich identifizieren mit gesellschaftlichen Verhältnissen, die Menschen meinen 
verwirklichen zu können“. Aber Koller wies auch auf eine durch diesen Fall 
angezeigte Aufgabe für die Kirche hin: 


„Die ganzen Vorgänge müssen nach unserem Ermessen in einem größeren Zusammenhang 
gesehen werden. Wir meinen damit die sich an unseren Universitäten von neuem ausbrei- 
tende Unruhe. Eine ihrer Ursachen ist die bedrängende Ungewißheit über die Zukunft der 
gegenwärtigen studentischen Generation. Auch waren junge Menschen schon immer be- 
sonders sensibel für die Probleme ihrer Zeit. Wir haben als Kirche eine Mitverantwortung 
dafür, daß diese Probleme — wozu auch der Terrorismus gehört — nicht verschleiert, son- 
dern offen diskutiert und gemeinsam bestanden werden.“ 


Nicht nur in Tübingen, sondern auch andernorts — z.B. in Göttingen, Heidel- 
berg und München — versuchten Theologiestudenten, gegen die eindeutige Ver- 
urteilung des Terrorismus durch die ‚„Amtskirche‘‘ in einer ansonsten theologisch 
wohlbegründeten Unterscheidung zwischen Person und Werk für eine differen- 
zierte Würdigung des ganzen Phänomens einzutreten, wobei weithin verkannt 
wurde, daß bei den Terroristen die Ziele von den eingesetzten Mitteln nicht ab- 
gelöst werden können. Aus Diskussionen mit Münchener Studenten erwuchsen 
die folgenden Thesen. 


PROF. TRUTZ RENDTORFF: THESEN ZUR THEOLOGISCHEN 
AUSEINANDERSETZUNG MIT DEM TERRORISMUS 


Vom Juni 1977° 


1. Terrorismus als planmäßige Anwendung von Terror zur Erreichung politischer oder 
sozialer Ziele ist nicht mehr zu verstehen als Ausdruck politischer oder gesellschaftlicher 
Konflikte. Terrorismus ist das Handeln eines Willens zu unmittelbarer rücksichtsloser 
Selbstdurchsetzung. 

2. Zum Terrorismus kann man sich darum auch nicht mit analogen Ausdrücken (Ge- 
sten) verhalten wollen. Die Auseinandersetzung, die er provoziert, muß sich auf den be- 
sonderen Willen konzentrieren, wie er in der Gewaltanwendung klar hervortritt. 

3. Die Auseinandersetzung kann nur so geführt werden, daß dem Terrorismus kompro- 
mißlos widerstanden wird. Denn der terroristischen Gewaltanwendung kann direkt nicht 
pehen werden, weil sie sich selbst in keiner offenen Kommunikation mehr be- 
wegt. 

4. Das theologische Problem, das uns im Terrori i 

Das t sche ‚da ismus begegnet, ist das Problem der 
a N ale Begründung und Gestalt. Die theologische Begründung der 
- “ a at die Überwindung der unmittelbaren Selbstdurchsetzung des Menschen zum 
5. Gewaltanwendung und Kampf i 
£ Kampf um Selbstbestimmung treten heute oft zusammen auf. 
Aber zwischen ihnen muß ein definitiver Unterschied gemacht werden. Ein Freiheitsbe- 





5. Abdruck auch in: T. Rendtorff, Politische Ethik und Christentum, ThExh 200, S. 


65f. — Zur Situation in Tübin i i 
gen vgl. die Predigten und V ü 
Wahrheit zum Recht verhelfen, Stuttgart 1977. ee 
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wußtsein, das mit der Möglichkeit seiner gewaltsamen Realisierung liebäugelt — aus was 
für moralischen oder sozialen Gründen immer —, ist noch nicht zu seiner eigenen Wirk- 
lichkeit gekommen. 

6. Die Unterscheidung von der gewaltsamen Durchsetzung kann nicht gegen die Freiheit 
gefordert werden; sie muß vielmehr durch sie selbst gemacht werden. Hier liegt heute die 
entscheidende theologische Herausforderung. 

7. Die Autorität der Freiheit besteht darin, wie sie sich durch Sozialität realisiert und 
dann auch gebunden weiß. In den Gestalten der Rechtsgemeinschaft, der demokratischen 
Konsenssuche, der Sitte und Verantwortung empfängt der einzelne sein reales Leben und 
ist er zugleich für andere da. 

8. Wir haben heute allen Grund, die Realität des demokratischen Rechtsstaates eindeu- 
tig über die Wünsche einzelner Gruppen zu stellen, die um ihrer Selbstbestimmung willen 
sich außerhalb dieses Systems gegenseitiger Anerkennung begeben. 

9. Den demokratischen Rechtsstaat verteidigen, heißt aber inhaltlich, die Institutionen 
dieses Staates als Angebot der Freiheit annehmen. Die unerfüllten Möglichkeiten von Frei- 
heit des einzelnen dürfen sich nicht als Negation der Freiheit in Gemeinschäft bestimmen. 

10. Die seelsorgerliche Zuwendung zum Terroristen ist nur dann glaubwürdig, wenn sie 
dessen politischen Willen ganz ernst nimmt und nicht relativiert. Dann kann die Unter- 
scheidung zwischen der Person, wie Gott sie sieht und annimmt, und der Person, wie sie 
sich in Gesinnung und Tat selbst will, der Vergebung und Versöhnung den Weg bereiten. 
Allerdings darf die Seelsorge nicht als Mittel verwendet werden, um politische Sympathien 
zu bekunden. 


Die Entführung von Hanns-Martin Schleyer und die dadurch verstärkten Diskus- 
sionen um den Terrorismus im September 1977 gaben dem Rat der EKD Ver- 
anlassung, sich offiziell zu dem Thema in einer grundsätzlichen Weise zu äußern, 
wie dies vordem nicht geschehen war. In dieser ausdrücklichen Bezugnahme auf 
den seit 1945 geschaffenen Staat liegt die über den Tag hinausgehende Bedeu- 
tung dieser Erklärung. 


ERKLÄRUNG DES RATES DER EVANGELISCHEN KIRCHE 
IN DEUTSCHLAND ZUM TERRORISMUS 


Vom 16. September 1977 


Die Evangelische Kirche in Deutschland bejaht den Staat, in dem wir leben. Die durch den 
Terror ausgelöste allgemeine Verunsicherung kann zu maßlosem Zorn oder zu tiefer Resigna- 
tion führen. In dieser Situation bekennen wir uns zum fünften Satz der Barmer Theologi- 
schen Erklärung von 1934, in dem es heißt: ‚Die Schrift sagt uns, daß der Staat nach gött- 
licher Anordnung die Aufgabe hat, in der noch nicht erlösten Welt, in der auch die Kirche 
steht, nach dem Maß menschlicher Einsicht und menschlichen Vermögens unter Androhung 
und Ausübung von Gewalt für Recht und Frieden zu sorgen. Die Kirche erkennt in Dank 
und Ehrfurcht gegen Gott die Wohltat dieser seiner Anordnung an. Sie erinnert an Gottes 
Reich, an Gottes Gebot und Gerechtigkeit und damit an die Verantwortung der Regieren- 
den und Regierten. Sie vertraut ıınd gehorcht der Kraft des Wortes, durch das Gott alle 
Dinge trägt.‘ 

Mord und erpresserische Gewalttätigkeit, die den Verlust von Menschenleben zynisch ein- 
kalkuliert, sind durch nichts, unter keinen Umständen und mit keiner wie auch immer ge- 
arteten Zielvorstellung zu rechtfertigen oder zu verharmlosen. Durch die jüngsten Terror- 
akte sind in der Person der Opfer Staat und Gesellschaft selbst betroffen. Wir alle sind dar- 
um verpflichtet, das uns Mögliche zur Aufklärung der Verbrechen beizutragen und einer 
weiteren Eskalation des Terrors entgegenzuwirken. 

Nur ein starker Staat kann ein liberaler Staat sein. Stark aber ist der Staat in erster Linie 
durch die gemeinsamen Überzeugungen und Wertvorstellungen seiner Bürger. Die Verpflich- 
tung auf die unserer gesellschaftlichen Ordnung vorgegebenen Werte bildet die Grundlage 
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unserer politischen Existenz und ermöglicht den weiten Raum der Freiheit, in dem Men- 
schenrechte und Menschenwürde beheimatet sind. Diese Grundlage der Freiheit bestimmt 
aber auch deren strikt zu wahrende Grenze. Dem tragen Gesetzgebung und Polizeigewalt in 
unserem Land angemessen Rechnung. . 

Wir sind uns bewußt, daß die politische Führung unseres Staates angesichts der erpresse- 
rischen Geiselnahme vor einer äußerst schwierigen Entscheidung steht. Auf der einen Seite 
hat der Staat die Aufgabe, Leben zu schützen. Auf der anderen Seite ist zu fragen, ob die 
Erfüllung der Forderungen nicht zu weiteren Mordtaten führt. Auf diese Frage gibt es keine 
prinzipiell richtige oder falsche Antwort. Hier sind die Verantwortlichen vor letzte Gewis- 
sensentscheidungen gestellt. Wir versichern sie in dieser Situation unserer Bereitschaft, ihre 
Entscheidungen mit Vertrauen aufzunehmen, und rufen dazu auf, auch die Folgen gemein- 
sam zu tragen. 

Bei vielen Bürgern ist heute das Verhältnis zu Staat und Gesellschaft gestört. Dies wird 
nur vordergründig durch Wohlstands- und Fortschrittsoptimismus verdeckt und verlangt 
nach einer geistigen und moralischen Orientierung. Begriffe wie Lebenssinn und Lebens- 
stil sind von uns allen mit neuem Inhalt zu füllen. Persönliches Vorbild und die Bereit- 
schaft, Verantwortung zu übernehmen, werden auch der jungen Generation, die durch 
den Verlust verbindlicher Werte und Angst vor der Zukunft verunsichert ist, Halt und 
Hoffnung geben. 

Das Aufkommen des Terrorismus in unserem Land weist auf Versäumnisse und Fehlent- 
wicklungen hin, an denen alle Gruppen unserer Gesellschaft beteiligt sind. Auch die evan- 
gelische Kirche bekennt ihre Mithaftung am Geschehen dieser Wochen. Wir sind dem ein- 
seitig konfliktbetonten Verhalten in unserer Mitte nicht deutlich genug entgegengetreten 
und haben Gebot und Verheißung Gottes nicht klar genug verkündigt. Der Glaube an Got- 
tes neuschaffende Vergebung muß von uns allen in überzeugende Taten solidarischer Mit- 
verantwortung umgesetzt und in einem weltweiten Eintreten für Recht und Würde des 
Menschen verwirklicht werden. 

Die Antwort der Christen auf die Herausforderung durch den Terrorismus ist das Ge- 
bet und das Tun dessen, was recht ist. Wir rufen daher alle Glieder unserer Kirche auf, in 
der Fürbitte nicht nachzulassen. Sie gilt den Opfern der Gewalt und den in ihrem Leben 
Bedrohten, daß die Barmherzigkeit Gottes sie umfange. Sie gilt den Angehörigen der Er- 
mordeten, daß sie Trost und neue Hoffnung finden. Unsere Fürbitte umfaßt auch die Po- 
litiker, Polizisten und Beamten unseres Staates, die schwerwiegende Entscheidungen zu 
fällen und auszuführen haben. Sie erstreckt sich aber auch auf alle, die in Haß und Fana- 
tismus verblendet sind, daß Gottes Menschenfreundlichkeit ihre Menschenverachtung über- 
windet und sie aus der Verstrickung in das Böse befreit. 

Die Evangelische Kirche in Deutschland weiß sich mit den Christen in aller Welt darin 
verbunden, Jesus Christus als Gott und Heiland aller Menschen zu bekennen. Sie ist ins- 
besondere auch mit der europäischen Christenheit in der Gemeinschaft eines geschichtli- 
chen Erbes vereinigt. In dieser Verbundenheit bitten wir die Mitchristen in aller Welt, um 
Gottes willen im Einsatz für Recht, Freiheit und Frieden zusammenzustehen. Die Erde 
darf nicht der Unbewohnbarkeit, die Menschheit nicht dem Chaos preisgegeben werden. 
Der christliche Glaube verbindet nüchterne Welt- und Lebensorientierung mit der zuver- 
sichtlichen Hoffnung auf das Kommen des Reiches Gottes und dem Mut, den jeweils not- 
wendigen Schritt entschlossen zu tun. 


Die Erklärung fand in der Öffentlichkeit ein breites, überwiegend positives 
Echo®. Am 18. Oktober, nach der Befreiung der Flugzeuggeiseln in Moga- 
dishu und nach dem Selbstmord von drei inhaftierten Terroristen in Stuttgart- 
Stammheim, bevor die Ermordung Schleyers bekanntwurde, fanden in vielen 
evangelischen und katholischen Kirchen aufgrund eines gemeinsamen Aufrufes 
des Ratsvorsitzenden der EKD urid der katholischen Deutschen Bischofskonfe- 


6. Vgl. epd-Dok. Nr. 41/1977, S. 39-52. 
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renz Fürbittgottesdienste zum Gedenken an die Opfer des Terrorismus statt. 
Am 19. Oktober hielt Bischof Claß in Bonn in Anwesenheit zahlreicher Politi- 
ker, darunter Bundeskanzler und Bundestagspräsident, einen Bußgottesdienst 
ab — beides ein Indiz für die aufgewühlte Stimmung, ein Zeichen der spezi- 
fisch religiösen Wahrnehmung öffentlicher Verantwortung”. In jenen entschei- 
dungsschweren Wochen, als Massenmedien und Politiker durch voreilige Kom- 
mentare zu dem, was die „Staatsräson‘“ angeblich erforderte, die Emotionen 
in der Bevölkerung eher anheizten, als zu nüchterner Betrachtung Anlaß gaben, 
bemühten sich die Vertreter der Kirche um eine Versachlichung der Diskussion 
und um seelsorgerliche Beratung der Politiker. Bundeskanzler Schmidt erkannte 
dies in seiner Regierungserklärung vom 20. Oktober 1977 vor dem Bundestag an: 
„Es ist mir am heutigen Tage, wie schon in all den letzten Wochen, eine große 
Hilfe, daß der Rat der Evangelischen Kirche Deutschlands versichert hat, unsere 
Entscheidungen mit Vertrauen aufnehmen zu wollen, und von der Bereitschaft 
der Kirche zu wissen, auch die Folgen gemeinsam zu tragen ... Die Bereitschaft 
der Kirche, jedem ein guter Partner zu sein, der sich um die Überwindung des 
Terrors bemüht, stärkt uns in unserer Zuversicht ... Bischof Claß hat in seiner 
Predigt gestern gesagt, es komme darauf an, das böse Geheimnis der Gesetzlo- 
sigkeit zu überwinden. Diese Überwindung wird große Anstrengungen aller not- 
wendig machen.‘ 8 

In der allgemeinen Diskussion hatten vor allem Politiker des oppositionellen 
konservativen Lagers dazu aufgefordert, nach den Ursachen des Terrorismus zu 
forschen und zum Teil neben den Regierungsparteien, den Universitäten auch 
Kräfte in den Kirchen als Mitschuldige angeprangert. Manche Äußerungen, zu- 
mal diejenigen der Springerpresse, schienen eine Art Hexenjagd provozieren zu 
wollen. Der CSU-Vorsitzende Franz Josef Strauß sprach auf einem Parteitag in 
München davon, daß die Terroristen bei weltlichen und geistlichen Würdenträgern 
auf Ehrerbietung stießen als „theologisch-heilsgeschichtlich gerechtfertigte Figu- 
ren‘“?. Vor allem ein von Kurt Scharf, Heinrich Albertz, Helmut Gollwitzer und 
Heinrich Böll abgegebener Appell an die Entführer Schleyers vom 11. September, 
Menschlichkeit walten zu lassen (der im übrigen durch eine Bitte der baden- 
württembergischen Regierung veranlaßt worden war), rief neben besonnener An- 
erkennung auch wütende Verunglimpfungen dieser vier Männer hervor !0, So war 
es mehr als berechtigt, wenn der Vizepräsident der Kirchenkanzlei der EKD, Er- 
win Wilkens, es in einer Fernsehsendung als „‚beklagenswerte Verirrung‘ bezeich- 
nete, auf die Suche nach den ‚‚Vätern des Terrorismus‘ zu gehen; er kenne sol- 
che Väter weder im kirchlichen noch im intellektuellen Bereich !!. 

Die Verlautbarung des Rates der EKD stieß in kirchlichen Kreisen auch auf 
kritische Rückfragen, ob die Kirche nicht wider Willen der in kurzschlüssigen 
Forderungen nach „harten Reaktionen“ des Staates (insbesondere nach Einfüh- 


7. Vgl. epd ZA Nr. 203 vom 19.10.1977; C.-J. Roepke in DS Nr. 44 vom 30.10.1977, 
S-.10, 

8. Vgl. SZ Nr. 243 vom 21.10.1977, S. 10. 

9. Vgl. epd-ZA Nr. 191 vom 3.10.1977. 

10. Vgl. epd-Dok. Nr. 41/1977, S. 23-38. 

11. epd-ZA Nr. 189 vom 29.9.1977. 
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rung der Todesstrafe für Terroristen) zutage tretenden Verhärtung Vorschub ge- 
leistet hätte!2. Die Aussage, nur ein starker Staat könnte ein liberaler Staat sein, 
müßte umgekehrt werden: Nur ein liberaler Staat wäre stark. Der Beitrag der Kir- 
che bestünde darin, Feindbilder abzubauen. In seinem Bericht vor der Synode 

der EKD in Saarbrücken wies Landesbischof Claß auf die „gewichtigen Fragen“ 
hin. ..die sich nun im Blick auf den inneren Zustand unserer Gesellschaft stellen“. 
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EKD-RATSVORSITZENDER HELMUT CLASS ZUR 
PROBLEMATIK DES TERRORISMUS 


Vom 6. November 1977'° 


Welche Opfer und Verzichte kann oder muß der Staat von seinen Bürgern verlangen? Zu 
welchem Engagement für die in der Verfassung niedergelegten Freiheitsrechte ist der Bür- 
ger bereit? Man kann darüber erschrecken, wie schnell manche unserer Mitbürger, geleitet 
von Ängsten, Haß oder Gefühlen der Rache, bereit wären, die Außerkraftsetzung einzelner 
Grundnormen hinzunehmen. Die Zahl derer ist nicht gering, die die Wiedereinführung der 
Todesstrafe fordern. 

In den letzten Jahrzehnten konzentrierten sich fast alle Anstrengungen unserer Gesell- 
schaft auf die Schaffung von Wohlstand für alle. Aber wir haben nicht mit der gleichen 
Entschiedenheit an einer gemeinsamen geistig-sittlichen Wertordnung gearbeitet. Dies wirkt 
sich unter äußeren Belastungen — keineswegs nur unter der terroristischen Bedrohung — 
als innere Schwäche aus. Dazu eine Stimme aus den USA: „Eine der Gefahren, die den We- 
sten bedrohen, ist der Verlust des Glaubens. Und glauben, das kann nicht heißen: Konsum. 
Der Westen hat seine Legitimationsgrundlage zusehends verschoben, von einem transzenden- 
talen Bild des Menschen zu einer Orientierung auf Bruttosozialprodukt und Prokopfein- 
kommen. Das ist zu wenig‘ (Brzezinski, außenpolitischer Berater des US-Präsidenten Car- 
ter). 

Über jüngste Erfahrungen, die wir als Kirche machten, müssen wir noch gründlich nach- 
denken. Die Erklärung des Rates zum Terrorismus fand weithin positive Aufnahme. Dem 
Aufruf zu Gebetsgottesdiensten sind viele Menschen gefolgt. Freilich zeigte sich auch, wie 
schwer es für manche Gemeinden und Pfarrer sein kann, einen nicht eingeplanten Gottes- 
dienst zu halten. Die Kirche wurde auch scharf kritisiert. Es sei zu wenig, nur zur Fürbitte 
aufzurufen, harte Verurteilungen seien angezeigt. Der Dienst der Kirche an den Gräbern 
der drei Stammheimer Häftlinge sei ebenso unerträglich wie die Fürbitte der gottesdienst- 
lichen Gemeinde für die Umkehr der Terroristen. Wer auf das Gebot der Feindesliebe hin- 
wies, wurde verdächtigt. Etliche Christen haben offensichtlich vergessen, daß die Kirche 
nie Stimme zufälliger Mehrheiten sein darf, sondern in ihrem Reden gebunden bleibt an 
das Wort der Schrift. 

... Wir werden tief graben müssen, wenn wir die ursächlichen Bedingungen für das Auf- 
kommen des Terrorismus entdecken wollen. 

Terrorismus scheint zu gedeihen in einer Umgebung, in der die Sehnsucht nach einer 
brüderlichen Welt weithin unerfüllt bleibt, wo es Hoffnung nur noch als Prinzip — ohne 
Lebenskraft — gibt, wo der blanke Materialismus den Menschen zu einer beliebigen Sache 
erniedrigt hat. In Friedrich Dürrenmatts Roman „Der Verdacht“ findet sich das erschüt- 
ternde Glaubensbekenntnis eines Materialisten, der als KZ-Lagerarzt Menschen ohne Nar- 
kose operiert und umgebracht hatte. Es heißt dort: „Ich glaube an eine Materie (wie 
en Es daneben, zu sagen: ‚Ich glaube an einen Gott.‘) ... Wenn ich einen 
ee N En n = wenn ich mich außerhalb jeder Menschenordnung stelle, die 

chtete, werde ich frei, werde ich nichts als ein Augenblick, aber was 





12. Vgl. z.B. S. v. Kortzfleisch in LM 16, 1977, S. 604 und die ausführlichen Stellung- 
nahmen von E. Stammler u.a., Die Kirche und der Terror, EvK 11, 1978, S. 7-12. 
13. Auszug aus dem Ratsbericht in BSyn EKD 29, 1977, S. 46f. 
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für ein Augenblick!‘ Geist von diesem Ungeist läßt sich nicht austreiben, indem man 
sich auf die Suche nach einzelnen Schuldigen, nach den „Vätern des Terrorismus‘ macht. 
In diesem Zusammenhang stehe ich nicht an zu erklären, daß es ein Unrecht ist, etwa un- 
sere hier anwesenden Brüder Scharf und Albertz in die Nähe der Terroristenszene zu rük- 
ken. Ich versichere beide meines brüderlichen Verbundenseins. Dies spreche ich auch aus 
im Namen des Rates. 

Wenn eine Zeit innerlich so labil geworden ist, Kann sich keiner von der Mithaftung weg- 
stehlen. Umdenken geht heute jeden an. 


Die Synode diskutierte ausführlich im Plenum und im Ausschuß über die Erklä- 
rung des Rates der EKD und die gesellschaftlichen Folgen einer Hetze gegen ver- 
meintliche Urheber des Terrorismus!*. Claß wandte sich gegen das Mißverständ- 
nis, als wollte die Ratserklärung eine neue Liaison von Staat und Kirche im Sin- 
ne der Verbindung von Thron und Altar einleiten und als wäre mit dem „‚star- 
ken“ Staat ein Polizeistaat gemeint: „Hier ist doch gesagt, daß der Staat dann 
stark ist, wenn er durch die Zustimmung seiner Bürger getragen wird.“ 15 Nach 
intensiver Aussprache verabschiedete die Synode ein Wort zum Terrorismus, das 
am Buß- und Bettag als Abkündigung an die Gemeinden verlesen werden sollte. 


X 
WORT DER EKD-SYNODE ZUM TERRORISMUS 
Vom 10. November 1977'° 


Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland ist mit allen Mitbürgern erschüttert 
über die Eskalation von Haß und Gewalt der letzten Monate. Niemand weiß, wohin ideolo- 
gische Verblendung und Fanatismus noch führen werden. 

Gottes Gebot lautet: Du sollst nicht töten. Jeder Mensch ist Gottes Ebenbild. 

Wir gedenken in Schmerz und Trauer der Opfer des Terrors, und wir leiden mit ihren 
Hinterbliebenen. Wir hoffen auf den Trost, den unser Herr allen Leidenden zugesagt hat. 

Wir danken allen Verantwortlichen in unserem Lande. Sie standen vor schweren Gewis- 
sensentscheidungen im Wissen darum, daß diese nicht ohne Schuld getroffen werden konn- 
ten. Wir tragen ihre Entscheidungen mit. 

Mord und Geiselnahme sind durch nichts zu rechtfertigen und müssen von uns gemein- 
sam bekämpft werden. Wir müssen auch nach den Ursachen des Terrors suchen. Dabei 
fragen wir uns selbst, was wir versäumt und wo wir versagt haben. Die Antwort auf Mord 
kann und darf nicht Rufmord sein. Nicht nach Rache, sondern nach Abhilfe müssen wir 
trachten. Dazu gehört es, so zu reden und zu handeln, daß wieder Vertrauen wachsen 
kann. Besonnenheit tut not. Unser Mitgefühl gilt auch den Angehörigen der Terroristen. 
Humanität, Rechtsstaatlichkeit und demokratische Freiheit müssen gewahrt bleiben. 

Der Bußtag stellt uns vor die Wirklichkeit von Schuld und Sühne. Sünde ist Abwendung 
von Gott. Durch Haß und Gewalttat erfuhren wir in diesen Tagen neu, was dieses Wort 
bedeutet. 

Terror ist Sünde. Christen glauben, daß alle Gottesferne menschliche Schuld ist. Das 
gilt für Terroristen, aber auch für uns. Gottesferne erkennen, heißt umkehren und Buße 
tun. Wenn dies geschieht, dann darf ein jeder, was immer er getan hat, gewiß sein, daß 
ihn nichts von Gottes Gnade trennt. 

Aus solcher Gewißheit erwächst Hoffnung. Nur eine Gesellschaft, die hoffen kann, 
wird den Terrorismus überwinden. Wir wollen den vielfältigen Gefährdungen unserer 
Zeit die Kraft christlicher Hoffnung entgegensetzen. 


14. Protokoll der Plenumsaussprache in BSyn EKD 29, 1977, S. 87ff. 
15. Ebd. S. 110f. 
16. Ebd. S. 521f. Zur Aussprache darüber siehe S. 341ff. 
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Eine konstruktive, weiterführende Diskussion über den Terrorismus wird des- 
sen überaus komplexe Ursachen zu bedenken haben. Das führt von einer ande- 
ren Seite her zur Diskussion über die Grundwerte in Staat und Gesellschaft 


(s.o. Abschnitt 3). 


VIZEPRÄSIDENT ERWIN WILKENS: VON DEN URSACHEN DES TERRORISMUS 
Vom 23. Oktober 1977 (Auszug) '”’ 


Dennoch führt kein Weg daran vorbei, nach den Ursachen des Terrorismus zu fragen. Man 
kann dies auf dreierlei Weise versuchen. Der erste Versuch besteht darin, das Umfeld des 
Terrorismus zu untersuchen, um seine geistigen Väter dingfest zu machen. Der Terroris- 
mus wäre danach das Produkt einer überschaubaren Gruppe von Schreibtischtätern, die 
mit ihren Lehren einer politischen Konfliktstrategie und einer gewaltsamen Veränderung 
der Gesellschaft eine Schicht junger Menschen dazu verführt haben, die Theorien ihrer 
Meister zu verwirklichen. Es mag sein, daß man auf diesem Wege politischen Zielen auf 
die Spur kommt, denen friedliebende und freiheitliche Demokraten widerstehen müssen. 
Zur Erklärung der Wirkung des Terrorismus reicht diese Personalisierung der Ursachen 
nicht aus. Zudem verbindet sich dieser Beitrag zur Bewältigung des Terrorismus mit einer 
Selbstgerechtigkeit, die der Aufgabe einer kritischen Selbstprüfung aller ausweicht. 

Näher an die Wurzeln des heutigen Terrorismus führt die Erinnerung an die Aufstands- 
bewegung in den sechziger Jahren heran, von der namentlich die studentische Jugend west- 
licher Industrieländer erfaßt war. In ihr vermischten sich Überdruß am Wohlstandsdenken 
mit einer verzweifelten Hoffnungslosigkeit gegenüber der Zukunft. Es entwickelte sich ein 
Generationskonflikt, dessen Tragweite die ältere Generation nicht hinreichend erkannte. 
Die Faszination der Utopie, die ein neues Reich der Zukunft verspricht und Erfahrungen 
der Vergangenheit zunichte macht, führte Teil der jungen Generation auf den Weg eines 
radikalen Schwärmertums, das bis zur selbstzerstörerischen Lust am eigenen Untergang 
führen kann. 

Es geschieht nicht zum ersten Mal in der Geschichte, daß im Ursprung hohe Ideale ver- 
folgt werden, daß darüber die Menschlichkeit zerbricht. Die zweite Generation der Terro- 
risten hat nur noch die zerstörerische Entschlossenheit übrigbehalten. Das alles reicht nicht 
aus, um die große Wirkung des Terrorismus und ein breites Sympathisantentum zu erklären. 
Wenn eine verbrecherische Bande ein ganzes Volk in Furcht und Schrecken versetzen und 
Gruppen der Gesellschaft in Haßausbrüchen gegeneinander aufbringen kann, dann werden 
Schäden im geistigen und sittlichen Haushalt der Gesellschaft sichtbar, die nicht mit leich- 
ter Hand und nicht mit gegenseitiger Polemik beseitigt werden können. Darum hat der 
Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland alle Gruppen unserer Gesellschaft dazu auf- 
gerufen, die eigene Beteiligung an Versäumnissen und Fehlentwicklungen zu erkennen, die 
über eine Verunsicherung und Vereinsamung der Jugend das Aufkommen radikaler politi- 
scher Heilslehren ungewollt begünstigt haben. 

Damit steht aber die innere Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland seit ihrem Be- 
stehen auf dem Prüfstand. Es ist unleugbar, daß Staat, Wirtschaft und Gesellschaft in den 
Jahrzehnten seit Kriegsende große Leistungen des äußeren Aufbaus vollbracht haben. Aber 
man kann ebensowenig leugnen, daß die geistige und moralische Entwicklung damit nicht 
Schritt. gehalten hat. Die Kirchen sind oft verlacht worden, wenn sie vor einem übertriebe- 
nen Wohlstands- und Fortschrittsoptimismus gewarnt haben. Sicherlich haben auch sie sich 
nicht immer glaubwürdig verhalten, indem sie von den Möglichkeiten des Wohlstands selbst 
Ne GER DEN AhIen Mit allen anderen Gruppen der Gesellschaft haben sie dabei über- 
En $ ns = I x heranwuchs, die mehr als Wohlstand wollte und vergeb- 
Denen a a 2 e, nn großen Aufgaben der Zukunft in Angriff zu nehmen. 
en A: an weifel daran, daß die führenden Kräfte in Staat und Gesell- 

erliche Entschlossenheit aufbringen würden, anstatt ihre Zeit in 





17. epd Kirchliche Presse Nr. 43 vom 26.10.1977. 
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kleinlichem Parteienhader zu vertun, beantworten viele mit einem radikalen Ausbruch aus 
überlieferten Formen und Bedingungen. 

Wollen wir mit allem sagen, daß die Gesellschaft den Terrorismus verursacht habe? Unsere 
These ist die, daß sie ganz wesentlich dazu beigetragen hat, der jungen Generation Lebens- 
orientierung und Autorität vorzuenthalten. Für die Ursachenerforschung des Terrorismus 
geht diese Rechnung aber nicht glatt auf. Der Rückfall Junger Menschen in blutige Barbarei 
bleibt unerklärlich. Sofern wir ihnen das Menschsein nicht absprechen wollen, müssen wir 
sie bei dieser Schuld weiterhin behaften. 

Mit dieser Betrachtung sind künftige Aufgaben in Umrissen vorgezeichnet. Bundeskanzler 
Helmut Schmidt hat in diesem Zusammenhang von der Frage vieler junger Menschen nach 
dem Sinn des Lebens gesprochen und formuliert: „Jeder Mensch wird seine eigene Antwort 
suchen müssen. Sie kann nur in der Orientierung auf oberste Werte gefunden werden.“ Die 
kirchliche und theologische Aufgabe wird sich daran anschließen müssen. 


Der Hamburger Bischof Dr. Hans-Otto Wölber stellte das Problem in den Zu- 
sammenhang einer radikalen Kirchen- und Kulturkritik und begriff den Terro- 
rismus als pervertierte Folge eines ‚„‚messianischen Bewußtseins“, welches einen 
allgemeinen Abbau von Werten, Traditionen und Autoritäten zugunsten einer 
inhumanen pauschalen Weltveränderungsideologie ohne den Aufbau neuer Werte 
produziert hätte. 


E 


BISCHOF H.-O. WÖLBER ÜBER DIE URSACHEN DES TERRORISMUS 
DIE HAFTUNG DER KIRCHE 


Vom 14. Oktober 1977 (Auszug) '? 


Es gibt hier eine listige Verführung des messianischen Bewußtseins. Die Freiheit, dieses hohe 
Gut der Menschen, stellt sich nämlich plötzlich in lauter Freiheiten dar. Jeder konnte auf 
seine Weise frei sein, und jedem war seine Freiheit zugestanden. In dieser Form trat die Frei- 
heit eine Herrschaft an. Sie trat die Herrschaft auch an in Form banausischer Radikalisie- 
rung. Wieso ist man eigentlich frei, wenn man in lauter Ansprüchen endet? Wieso ist man 
frei im Kult der Kritik? Wieso ist man frei, wenn man keine Vorschüsse des Vertrauens 
mehr kennt? 

Diese Art „Freiheitskultur‘“ griff um sich. Zwischen den Geschlechtern gilt das Maß der 
Triebbefriedigung, zwischen den Generationen lauter Absagen, im Politischen Konfronta- 
tion als Selbstbestätigung von Parteien. Das ist der Terror der Freiheit. Diejenigen Wohl- 
standskinder, die daraus anarchische Konsequenzen ziehen, sind nicht Kinder Hitlers, son- 
der Kinder der Freiheit. 

In Deutung und Praktizierung der Freiheitsvorstellungen kulminiert die Irreführung des 
messianischen Bewußtseins. Und es besteht kein Zweifel, daß wir angesichts dessen, was 
„in unserer Mitte‘ geschah, Mithaftung tragen. Die Erosion des Verbindlichen und Verläß- 
lichen unter uns ist tatsächlich ungeheuer, der entstandene Geborgenheits- und Vertrauens- 
verlust auch. Und man sollte nicht denken, man könnte dies durch soziale Maßnahmen aus- 
gleichen. Das nun einmal gezüchtete Freiheitsbewußtsein wird auch das Seine von Vater 
Staat abfordern. Es wird sich als Anspruchsdenken darstellen, als Moral des Nutzens. Nur 
was Vorteile schafft, gilt. Die Tugenden gingen unter: Verläßlichkeit, Treue, Fleiß, Respekt, 
Opfer, Geduld. 


Die Diskussion über die Ursachen des Terrorismus fällt mit der allgemeinen 

konservativen Tendenzwende in unserem Lande zusammen. Aufgabe der Kir- 
che muß es sein zu verhindern, daß daraus eine bloße Reaktion wird, die die 
beachtlichen Fortschritte in der allgemeinen Bewußtseinsveränderung, welche 


18. DZ Nr. 43 vom 14.10.1977, S. 21. Vgl. auch die Beiträge von K. Scharf, Mitschuld 
und Mitgefühl, und H. Thielicke, Verständnis und Widerstand, LM 16, 1977, S. 561-564. 
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fraglos zu einer besseren Wahrnehmung der Weltverantwortung der Christen ge- 
führt haben, verschüttet. Sie muß Einseitigkeiten und Fehlentwicklungen in ex- 
tremen Richtungen sowohl nach „links“ als auch nach „rechts“ hin widerste- 


hen. 


6. GESELLSCHAFTSPOLITISCHE AUFGABEN DER KIRCHE 


Ein komplexes politisches und binnenkirchliches Problem ergibt sich als Folge 
der neuen deutschen Ostpolitik im Blick auf die Verträge mit Polen. Die An- 
erkennung der Oder-Neiße-Grenze signalisierte für viele Deutsche, die nach 1945 
in Polen geblieben waren, wie unrealistisch etwaige Hoffnungen auf eine Rück- 
kehr dieser Gebiete zu Deutschland geworden waren. In Verbindung mit ande- 
ren Gründen verstärkte sich damit die Motivation zur Umsiedlung in die Bundes- 
republik. Die dieserhalb mit Polen getroffenen Vereinbarungen waren verzahnt 
mit anderen komplizierten Fragen (insbesondere der Rentenzahlungen an solche 
Polen, die während des Krieges als Zwangsarbeiter nach Deutschland deportiert 
waren), und die innenpolitische Diskussion darüber schürte von neuem die Op- 
position gegen die gesamte Ostpolitik der SPD-F.D.P.-Regierung. Die EKD-Sy- 
node hatte 1975 in Freiburg die politisch Verantwortlichen aufgefordert, die 
neuen Verträge nicht scheitern zu lassen. Doch nach der knappen Mehrheit im 
Bundestag schien es so, als würden die von CDU und CSU regierten Länder 

im Bundesrat ihre Zustimmung verweigern und damit das Vertragswerk schei- 
tern lassen. Nach langem Tauziehen gelang es im März 1976, das Abkommen 
über Umsiedler und Rentenzahlungen zu ratifizieren. 


ERKLÄRUNG DES EKD-RATSVORSITZENDEN LANDESBISCHOF H. CLASS 
ZUR POLENVEREINBARUNG 


Vom 12. März 1976 


Als Vorsitzender des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland nehme ich die zu- 
stimmende Entscheidung des Deutschen Bundesrates zu den Vereinbarungen zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik Polen dankbar zur Kenntnis. Ich 
begrüße es besonders, daß die zusammenwirkenden Bemühungen von Regierung und Oppo- 
sition um Klärung und Verbesserung der Abmachungen zu diesem Ergebnis geführt haben. 

Diese Entscheidung bildet eine wichtige Station auf dem Wege zu einer Neuordnung der 
Beziehungen zwischen dem deutschen und dem polnischen Volk. Niemand wird sich dar- 
über hinwegtäuschen, daß der Weg zu einer wirklichen Aussöhnung der beiden Völker noch 
weit und schwierig ist. Dieses Ziel kann durch eine politische Einzelentscheidung allein 
nicht erreicht werden. Die Ereignisse der letzten Zeit haben gezeigt, daß Fortschritte auf 
diesem Wege nur erzielt werden können, wenn von allen Beteiligten ein äußerstes Maß an 
Geduld und Verständnis füreinander aufgebracht wird. 

Seit langem hat sich die Evangelische Kirche in Deutschland bemüht, den Ausgleich zwi- 
schen dem deutschen und dem polnischen Volk zu fördern. Sie hat sich dabei dem Ver- 
dacht der unangemessenen Einmischung in politische Angelegenheiten ausgesetzt. Ich be- 
nutze die Gelegenheit, erneut zu versichern, daß sich die evangelische Kirche der Grenzen 
bewußt ist, die ihr in konkreten politischen Fragen gezogen sind. Es gehört aber zu den 
öffentlichen Aufgaben der Kirche, in parteipolitischer Unabhängigkeit zu wichtigen politi- 
schen Fragen ethische und menschliche Aspekte geltend zu machen. 
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Ich erinnere daran, daß die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland bei ihrer 
letzten Tagung die Gemeinden dazu aufgerufen hat, „‚die bei Annahme der Vereinbarun- 
gen zu uns kommenden Menschen in ihrer Mitte aufzunehmen und ihnen beim Heimisch- 
werden in unserem Lande zu helfen“. 


Mit der dadurch angebahnten Umsiedlung der in Polen lebenden Deutschen er- 
gaben sich vielfältige Aufgaben der Integration für Kirche und Gesellschaft, 
deren Lösungsmöglichkeiten angesichts des allgemeinen Inmobilismus und der 
verbreiteten Verständnislosigkeit gegenüber ‚„‚Randgruppen“ skeptisch beurteilt 
werden mußten. Die evangelische Kirche bemühte sich auf den verschiedenen 
Ebenen, die Herausforderung anzunehmen; die EKD-Synode des Jahres 1976 
in Braunschweig machte sie zu ihrem Hauptthema. In seinem einleitenden Re- 
ferat stellte dort Klaus v. Bismarck, Mitglied des Kirchentagspräsidiums, auf- 
grund seiner vielfältigen Kontakte zu den Deutschen in Polen kritische Fragen 
an die Fähigkeit der Gemeinden, das neue Integrationsproblem zu lösen. 


D. KLAUS V. BISMARCK ZUR PROBLEMATIK DER EINGLIEDERUNG 
VON UMSIEDLERN AUS POLEN 


Vom 8. November 1976 (Auszug) 2 


Wenn man in Friedland und Unna-Massen mit den evangelischen Pfarrern und Seelsorgern 
spricht, an Veranstaltungen der Gemeinde, an Abendandachten teilnimmt, so kann man 
der Frage nicht mehr ausweichen, wie unsere evangelische Kirche in Deutschland mit der 
Aufnahme eines östlichen Pietismus fertig werden wird. Ich wußte zuvor nicht, daß es so 
etwas noch mit solcher Kraft und besonderen Prägung gibt. Am Stil ihres Singens und auch 
Betens (freies Gebet vor der Gemeinde, z.B. nach dem Schlußwort des Pfarrers), in vielen 
Gesprächen wird deutlich, daß diese Christen aus dem Osten ein sehr viel ungebrocheneres 
Verhältnis zum Gefühl haben. Es ist vorauszusehen, daß sie in vielen unserer sehr geordne- 
ten und nüchternen Gottesdienste frieren werden, wo selten’jemand fragt, wer denn der 
unbekannte Nachbar in der Kirchenbank ist. Wenn man den starken Unterschied zwischen 
katholischen Gottesdiensten und Kirchen-Räumen in Polen und in der Bundesrepublik ein 
wenig kennt, muß man annehmen, daß solche Feststellungen ähnlich für die Katholiken 
gelten. 

Es ist vorauszusehen, daß viele dieser im Glauben verwurzelten evangelischen Umsiedler 
bei den Sekten landen werden, wenn unsere Gemeinden in ihren Biedermann-Häuschen — 
allzu sehr mit sich selbst beschäftigt — nicht mehr offen sind ... 

Wer zeigt diesen Menschen, die lange in kommunistisch regierten Ländern gelebt haben, 
behutsam den schweren Weg zur Selbstverantwortung für ihr Schicksal? Wer macht ihnen 
mit Einfühlungsvermögen verständlich, was sich bei uns in den letzten 40 Jahren verändert 
hat? Wer stärkt ihr Selbstvertrauen und macht ihnen Mut, daß ihre gemeinsamen Anliegen 
artikuliert werden müssen und können und daß das in unserem Land nicht sinnlos ist? Ge- 
ben wir es zu: Wir haben doch schon selbst oft den Mut verloren, uns in unseren Gremien 
als Demokraten zu engagieren. Leben wir in christlichen Gemeinden, in denen ein solches 
Engagement der aktiven und unter Umständen oppositionellen Mitverantwortung in unse- 
ren Gemeinwesen geübt und eingeübt wird? 

Wer macht vielen unter den Umsiedlern Mut zu einem neuen Beruf? Wer teilt mit den 
Familien die Sorge, daß ihnen die besonders heimatlosen jungen Leute davonlaufen, die 
bisher noch in der Großfamilie geborgen waren? Wer stellt die Verbindung zu den Mit- 
arbeitern des Jugend-Gemeinschaftswerkes her, die im Umgang mit diesen Jugendlichen 
bereits wichtige Erfahrungen sammeln konnten? 


1. BSyn EKD 28, 1976, S. 119, 133. 
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Bundeskanzler Helmut Schmidt wies in seinem Grußwort an die Synode auf 
die exemplarische Bedeutung hin, die die Kooperation von Staat und Kirche 
in diesem Fall für die erforderliche Bewußtseinsänderung der Gesellschaft im 
Blick auf eine neue „Sozialität‘‘ haben müßte. 


BUNDESKANZLER HELMUT SCHMIDT: GRUSSWORT AN DIE EKD-SYNODE 
Vom 7. November 1976 (Auszug)? 


Ich kann mir schwerlich vorstellen, wie unsere Gesellschaft ihrer Verantwortung gegenüber 
den Umsiedlern gerecht werden könnte ohne tätige Hilfe der Kirchen. Die Menschen, die 
sich oft erst nach langem Mühen und nach mancher leidvollen Erfahrung von ihrer bisheri- 
gen Umgebung gelöst haben oder lösen konnten, kommen mit einer großen Erwartung zu 
uns, hier Unterstützung zu finden. Sie brauchen dabei nicht nur materielle Hilfe, sondern 
insbesondere menschliches Verständnis und Hilfe in der Bewältigung ihrer Sorgen. 

Hıer liegen Aufgaben, die ohne Diakonie und Seelsorge nicht gelöst werden können ... 

Natürlich richtet sich die Erwartung der Umsiedler auf Unterstützung in besonderem Ma- 
ße und mit Recht an den Staat. Die Bundesregierung hat deshalb im Mai dieses Jahres ein 
Programm beschlossen, das vielfältige gezielte konkrete Hilfen enthält. Dieses Programm 
schafft die Grundlage für die erforderliche Wohnraumfürsorge, für eine der jeweiligen beruf- 
lichen Qualifikation entsprechende Eingliederung in das Berufs- und Arbeitsleben und auch 
für eine soziale Betreuung ... 

Ich weiß, daß die Eingliederung gerade angesichts der angespannten gegenwärtigen Ar- 
beitsmarktlage keine Kleinigkeit ist. Gerade deshalb aber ist die Art und Weise, wie wir 
damit fertig werden, ein Prüfstein dafür — und das ist der Punkt, auf den es mir ankommt . 
— wie wir es mit Brüderlichkeit und Solidarität in unserer Gesellschaft halten. 

In unserer Gesellschaft — und nicht nur bei uns, sondern überall in der Welt —, gibt es 
Aufgaben, die nur durch tätige Nächstenliebe, nur durch tätige Solidarität gegenüber den 
Mitmenschen gelöst werden können. Wenn ich es recht sehe, ist bei vielen nachdenklichen 
oder nachdenklich gewordenen Bürgern — und uns Politiker schließe ich dabei ein — das 
Bewußtsein dafür gewachsen, daß wertbezogene Positionen für die Arbeit zu politischen 
Zielen und Zwecken unverzichtbar sind. Der Umfang der Aufgaben läßt uns keine andere 
Wahl, wenn wir menschenwürdig leben wollen.... 

Ich meine, es wäre gut, diese Aufgaben auch in der Diskussion des Verhältnisses zwischen 
Kirchen und Staat nicht zu vernachlässigen — übrigens auch nicht in der Diskussion des Ver- 
hältnisses zwischen Parteien und Kirchen, nachdem wir uns in der Vergangenheit mitunter 
auch recht abstrakte und, wie mir manchmal schien, historisch überholte Problemstellungen 
haben aufzwingen lassen, die letztlich nicht immer sehr fruchtbar sind. 


In der Erkenntnis, daß mit kirchenamtlichen Deklarationen und Maßnahmen 
„von oben her“ die praktischen Probleme der Eingliederung der Umsiedler nicht 
zu lösen wären, bemühte sich die EKD-Synode, die Gemeinden zu aktivieren 


bzw. deren zweifellos vorhandene Bereitschaft zur Mithilfe in die rechten Bah- 
nen zu lenken. 


KUNDGEBUNG DER EKD-SYNODE: AUFNAHME DER UMSIEDLER 
ALS AUFGABE DER KIRCHE 


Vom 10. November 1976° 


Dreißig Jahre sind vergangen, seit Millionen Flüchtlinge und Vertriebene vom Osten in un- 
ser Land gekommen sind. In einer aus den Fugen geratenen Zeit haben Deutsche aus dem 


2. Ebd. S. 64f. 3. Ebd. S. 465f. 
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Westen und dem Osten miteinander den Wiederaufbau begonnen. Sie erkannten: Wir sind 
noch einmal davongekommen. 

Nun kommt wieder eine große Zahl von Deutschen zu uns: zur Zeit jährlich etwa 40000 
Umsiedler. Jahrelang haben sie diesen Augenblick herbeigesehnt. Jetzt sind sie unter uns, 
voller Erwartungen. Die Bibel macht uns Mut: „Nehmt einander an, wie uns Christus ange- 
nommen hat zu Gottes Lob‘ (Röm. 15,7). 

In den Umsiedlern begegnen uns noch einmal die schmerzlichen Erfahrungen unserer Ge- 
schichte. Während für viele der zweite Weltkrieg der Vergangenheit angehört, sind die Um- 
siedler die späten Opfer historischer Ereignisse, die auch von uns zu verantworten sind. Ihr 
Schicksal stellt uns vor Fragen unserer Geschichte, die wir zu leicht verdrängen. Darum 
sind diese Menschen für uns ein Anruf Gottes. 

Sie bringen zum großen Teil eine tiefe Frömmigkeit mit, die durch eine lange Geschichte 
geprägt und in leidvollen Erfahrungen bewährt ist. Wenn wir unsere Umsiedler in ihrer 
Eigenart annehmen, können sie für unsere Gemeinden eine große Bereicherung werden. 
Wir lernen dadurch, daß es verschiedene Ausprägungen christlicher Frömmigkeit gibt, für 
die in unseren Gemeinden Raum sein muß. Sind wir bereit, ihnen diesen Raum zu gewäh- 
ren und auch damit Heimat zu bieten? Andere haben keine christliche Erziehung mehr er- 
fahren und brauchen jetzt besondere Angebote der Kirche. 

Diese Aufgabe ist uns nicht nur durch die Umsiedler gestellt, sondern in ähnlicher Weise 
von allen, die nach Beheimatung suchen. In der mobilen Gesellschaft gibt es zahllose Men- 
schen, die entwurzelt sind und in Vereinzelung geraten. Auch sie sind eine Frage an die 
Offenheit und Aufnahmefähigkeit unserer Gemeinden. 

Die Synode hat sich einen Überblick verschafft über das, was in Staat, Gesellschaft und 
Kirche für die Umsiedler getan wird. In Grenzdurchgangslagern, Durchgangs- und Über- 
gangswohnheimen sowie in manchen Gemeinden geschieht erfreulich viel. Auch Umsied- 
ler bestätigen dies dankbar. 

Trotzdem bleibt für die Gemeinde am Ort noch viel zu tun. Wichtig sind vor allem Be- 
suche, bei denen geduldig zugehört und behutsam in unsere Lebensverhältnisse eingeführt 
wird. Daraus können sich dauerhafte Nachbarschaften bis zu Patenschaften entwickeln. 
Freundeskreise, auch auf ökumenischer Basis gebildete, können vielfache Hilfestellung bie- 
ten. Besonders das Diakonische Werk hat manche Modelle dafür aufgezeigt und wird auch 
ehrenamtliche Mitarbeiter schulen. Die besten Empfangsgruppen und erfahrenen Begleiter 
werden jene Umsiedler sein, die selber Annahme erfahren haben. 

Aus alledem ergeben sich auch Fragen an unsere Gesellschaft und jeden einzelnen: Neh- 
men wir Freiheit und Wohlstand nicht zu selbstverständlich hin? Sind wir nicht allein dar- 
auf bedacht, unseren Lebensstandard zu sichern und zu mehren? Die Umsiedler mit ihrem 
Schicksal erinnern uns daran, daß wir alle unterwegs sind. Sind wir bereit, in eine neue 
Zukunft aufzubrechen? „Wir haben hier keine bleibende Stadt, sondern wir suchen die 
zukünftige“ (Hebr. 13,14). 


Das Thema Arbeitslosigkeit, erstmals durch die wirtschaftliche Rezession 1974 
zu einem Strukturproblem der Bundesrepublik geworden, hat die kirchlichen 
Diskussionen seitdem intensiv beschäftigt. Die gesellschaftspolitische Verant- 
wortung, zu den großen strukturellen Lösungen und zur allgemeinen Bewußt- 
seinsbildung beizutragen, berührte sich hier ebenso wie bei dem Umsiedlerpro- 
blem mit der Aufgabe der Gemeinden, jeweils vor Ort konkrete karitative Maß- 
nahmen zu ergreifen. Nachdem die Synode der EKD sich schon 1975 und 1976 
ausführlich mit der Thematik befaßt hatte, verabschiedete sie 1977 in Saarbrük- 
ken eine ausführlichere Kundgebung. 
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WORT DER EKD-SYNODE ZUM PROBLEM DER ARBEITSLOSIGKEIT 
Vom 10, November 1977* 


Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland ist auf ihrer Tagung in Saarbrücken 
von der wirtschaftlichen Entwicklung im Saarland unterrichtet worden. Sie versichert allen 
von der Arbeitslosigkeit Betroffenen und ihren Angehörigen ihre Anteilnahme und erhofft, 
daß die Bemühungen in Bund, Ländern und Gemeinden, auch in den Kirchen, Hilfen für 


sie bringen werden. 
I; 


Die Synode der EKD ist über die gegenwärtige Arbeitslosigkeit und besonders über ihre 
Folgen für den einzelnen Menschen betroffen. 

Der Verlust des Arbeitsplatzes und der erworbenen sozialen Stellung ist nicht nur ein 
wirtschaftliches Problem für den Betroffenen und seine Familie, sondern auch eine seeli- 
sche Belastung. Gestört werden das Selbstbewußtsein, der Kontakt am Arbeitsplatz, die 
Stellung in der Gesellschaft. Die Kluft zwischen Betroffenen und Nichtbetroffenen ma- 
chen Rat und Trost selbst bei gutem Willen oft schwer oder gar unmöglich (Hiob. 16,2). 

Während die Heilige Schrift oft von der Mühe der Arbeit (Gen. 3,17f.; Ps. 90,10; Pred. 
4,4) und ihrer Notwendigkeit zur Lebenserhaltung (2.Thess. 3,10) spricht, enthüllt sich 
im Verlust plötzlich ein eigener Wert der Arbeit. Sie erweist sich als der geheime Maßstab 
unserer Leistungs- und Konsumgesellschaft. In aller Selbstverständlichkeit messen viele 
danach den Nutzen und die Würde eines Menschen. Wer selbst so urteilt, weiß, daß er 
von anderen so beurteilt wird. 

Angesichts solcher oft schmerzlicher Erfahrungen vieler einzelner unter uns werden wir 
uns alle vom Wort Gottes daran erinnern lassen: die Würde des Menschen vor Gott und 
daher auch vor Menschen liegt nicht in dem, was wir tun, sondern in dem, was Gott an 
uns tut. Er hat uns ursprünglich zu seinem Bild geschaffen (Gen. 1,26.27) und uns durch 
, von der Versklavung unter die Prinzipien dieser Welt befreit (Gal. 4,1-5; Kol. 

20E.). 

Es ist die besondere Aufgabe der christlichen Gemeinde, sich daran zu halten, dies in 
der Verkündigung zu bezeugen und in der Seelsorge zuzusprechen. 


I. 


Arbeit ist eine Möglichkeit der Teilhabe am gemeinschaftlichen Leben. Sie stärkt die mit- 
menschlichen Bezüge und ist ein Mittel zur Sicherung unserer Existenz. Darin sind das 
Recht auf Arbeit und die Verpflichtung zur Arbeit begründet. 

Das Recht auf Arbeit kann nicht als einklagbarer individueller Anspruch mißverstanden 
werden, zu jeder Zeit und an jedem Ort die Art von Arbeit mit der Bezahlung zu finden, 
die man sich wünscht. 

Es begründet vielmehr eine Verpflichtung des Staates und der gesellschaftlichen Grup- 
pen, alles zu tun, um wirtschaftliche und soziale Zustände herbeizuführen, in denen jeder 
eine angemessene Arbeit finden kann. Dieser Verpflichtung muß konkret Rechnung getra- 
gen werden durch Maßnahmen, mit denen der Arbeitslosigkeit, insbesondere unter den 
Jugendlichen, weiblichen Arbeitnehmern, Älteren und Behinderten sowie bereits längere 
Zeit Arbeitslosen abgeholfen werden kann. 


II. 


Die Synode ermutigt alle, die auf die Beschäftigungslage Einfluß haben, ihre Verantwor- 
tung wahrzunehmen. Dabei darf keine Gruppe oder Institution die Last der Entscheidung 


auf die andere abzuwälzen versuchen. Nur i 
ee & gemeinsame Anstrengungen und Opf: 
Erfolg. Dafür sind koordinierende Planungen erforderlich. in tn 


1. Die Synode begrüßt alle Anstren ä i 
‚Di | tal trengungen von Bund, Ländern und Gemeinden, be- 
schäftigungspolitisch möglichst wirksame und gleichzeitig sozial wünschenswerte Investi- 


4. BSyn EKD 29, 1977, S. 5i8ff. 
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tionen vorzunehmen. Dies gilt insbesondere für Gemeinschaftsaufgaben, z.B. vor allem in 
der Raumordnung, des Umweltschutzes, des Bildungssystems, insbesondere des Berufs- 
bildungssystems, der Forschung und der Entwicklung der innerstädtischen Sanierung, der 
Verkehrssysteme sowie der Entwicklungshilfe. Die beschäftigungswirksamen Maßnahmen 
müssen besonders in den Bereich der sozialen Dienste ausgeweitet‘ werden. Die öffentliche 
Förderung von Privatinvestitionen muß so ausgestaltet werden, daß dadurch eine Vermeh- 
rung der Arbeitsplätze eintritt. 

2. Die Tarifvertragsparteien tragen mit Verantwortung für die Überwindung der jetzigen 
Situation. Die Einkommenssteigerung aller Gruppen sollte sich für die begrenzte Zeit als 
Beitrag zur Behebung der Arbeitslosigkeit am Inflationsausgleich orientieren. Darin würde 
sich ihre Solidarität mit den Arbeitslosen zeigen. Die Unternehmer sollten dadurch verfüg- 
bar werdende finanzielle Mittel insbesondere für Neuinvestitionen, für Neueinstellungen 
oder verstärkte berufliche Ausbildung verwenden. Die Gewerkschaften sollten diese ver- 
fügbar werdenden Mittel bei den Firmen nicht durch Erzwingung von Lohnerhöhungen 
ausschließlich den bereits Beschäftigten zukommen lassen, sondern langsamer steigende 
Löhne tolerieren. Eine solche Lohnpolitik soll zur Schaffung neuer Arbeitsplätze führen. 
Dies muß notfalls durch Vereinbarungen sichergestellt werden. Arbeitsverkürzungen in 
ihren verschiedenen Formen können ebenfalls beschäftigungssteigernd wirken. 

3. Die Arbeitslosen könnten durch Bereitschaft zur Aufnahme von zumutbarer Arbeit 
auch anderer als der gewohnten, durch einen vertretbaren Ortswechsel und durch Um- 
schulung ihren Teil zur Rückkehr in den Arbeitsprozeß beitragen. Die Synode weiß, daß 
die Arbeitslosen dabei vor großen Schwierigkeiten stehen. Alle Beteiligten müssen sich 
bemühen, ihnen dabei behilflich zu sein. 

4. Die Synode bittet die Kirchgemeinden, Arbeitsformen zu entwickeln, die den Ar- 
beitslosen das geben, was sie in ihrer Situation brauchen: Verständnis, Gesprächsbereit- 
schaft und Gemeinschaft. 

5. Die Synode bittet die Landeskirchen, die kirchlichen Werke, die Gemeinden und alle 
Mitarbeiter, dazu beizutragen, daß die für die kommenden Jahre zu erwartende hohe 
Nachfrage nach Arbeitsplätzen im kirchlichen Bereich aufgefangen werden kann. Sie 
alle werden aufgerufen, dafür Vorschläge zu machen und ihren Anteil zu deren Verwirk- 
lichung zu leisten. 


Besonders hart betroffen von der Arbeitslosigkeit wurden die ausländischen 
Arbeitnehmer, die in Zeiten der Hochkonjunktur aus wirtschaftspolitischen 
Gründen ins Land geholt worden sind und nun nach Möglichkeit wieder abge- 
schoben werden sollen, in der Annahme, damit Arbeitsplätze für Deutsche frei- 
zumachen. Für die Stimmung in der Bevölkerung ist diese aus kurzfristiger Tak- 
tik erwachsene Problematik insofern typisch, als daran deutlich wurde, wie stark 
die Integration der Gastarbeiter, die zu einem erheblichen Teil auf Dauer hier- 
bleiben wollen, bisher vernachlässigt worden ist. Erstmals setzte deshalb seit 
1975 die umfassende Diskussion der langfristigen Strukturprobleme ein, die die 
Gesellschaft sich aus kurzfristigen wirtschaftlichen Interessen eingehandelt hat, 
ohne auch nur auf breiter Front den Willen (ganz zu schweigen von der Fähig- 
keit) erkennen zu lassen, ihre Lösung anzupacken. Die evangelische Kirche be- 
mühte sich auch hier, die gesellschaftspolitisch notwendigen Vorreiterdienste durch 
Fachtagungen des Kirchlichen Außenamtes der EKD, des Diakonischen Werkes 
und der Evangelischen Akademien wie durch eine umfassende diakonische Basis- 
arbeit zu leisten°. Gegen die von der Bundesregierung und den Länderregierun- 
gen geplante Änderung des Asylrechtes im Zusammenhang mit dem Anwerbestop 


5. Vgl. z.B. die Diskussion der EKD-Synode in BSyn EKD 27, 1975, S. Söff., 367, 524f.; 
ferner epd-Dok. Nr. 5/1976. 
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für Gastarbeiter erhob der Rat der EKD am 28. Februar 1977 starke Bedenken 
und hielt an seiner Forderung der Verbesserung des Ausländerrechts fest®. 

Spezifische Probleme ergeben sich aus der religiösen Desintegration der islami- 
schen Gastarbeiter (insbesondere der Türken), die in Verbindung mit nationalisti- 
schen Agitationen extremistischer Gruppen zu einer gefährlichen Polarisierung 
innerhalb der Gesellschaft führen muß. Ein religionspolitisches Konzept der Kir- 
chen ist noch nicht einmal in Ansätzen vorhanden. Ob eine Förderung der Be- 
strebungen, zu selbständigen Organisationsformen des Islam in der Bundesrepu- 
blik zu gelangen, gesellschafts- und kulturpolitisch sinnvoll ist, muß allererst in 
seinen vielfältigen Implikationen erörtert werden. Die Sinnhaftigkeit einseitiger 
Maßnahmen, wie sie z.B. in der folgenden Stellungnahme des zuständigen Refe- 
renten im Kirchlichen Außenamt der EKD vorgeschlagen werden, kann bestritten 
werden, auch wenn es wichtig ist, die Dringlichkeit dieser schier unlösbaren Auf- 
gabe überhaupt zu sehen. 


OKR DR. JÜRGEN MICKSCH: STELLUNGNAHME 
ZUR RELIGIÖSEN INTEGRATION TÜRKISCHER GASTARBEITER 


Vom 19. März 1976” 


Im Kirchlichen Außenamt beobachten wir mit Sorge Zeitungsmeldungen und Berichte 

über Aktivitäten extremistischer türkischer Gruppierungen. Es besteht die Gefahr, daß 

ihre in der Öffentlichkeit oft stark beachteten Aktivitäten zu neuen Vorurteilen gegen- 
über Ausländern führen. Die von uns mit sehr vielen Initiativen angestrebte Verständi- 

gung zwischen Deutschen und Ausländern könnte dadurch beeinträchtigt werden. 

Das Zusammenleben von Menschen aus verschiedenen Herkunftsländern und Religions- 
gemeinschaften erfordert in der Bundesrepublik Deutschland gegenseitige Achtung und 
Anerkennung. Die evangelische und katholische Kirche setzen sich so z.B. dafür ein, daß 
auch der Religionsunterricht für muslimische Kinder grundsätzlich nach den allgemeinen 
Unterrichtserlassen ermöglicht wird. Es wäre auch eine wichtige Hilfe für die Muslime, 
wenn ihre Gemeinden als Körperschaft öffentlichen Rechts anerkannt werden könnten. 
Eine eigenständige Organisation des Islam in der Bundesrepublik wäre wichtig, zumal dann 
verhindert werden könnte, daß kleine extreme Gruppen vorgeben, für den Islam insgesamt 
sprechen zu können. 

Das Kirchliche Außenamt ist an Gesprächen mit Vertretern des Islam interessiert und 
wird sich weiter darum bemühen. Es wäre zu bedauern, wenn extremistische Gruppen 
diese mögliche Zusammenarbeit stören würden, die vor allem bei den vielfältigen Proble- 
men nötig ist, die ausländische Mitbürger in unserem Lande haben. 


Die langfristigen sozialpolitischen Folgen der technologischen Veränderungen 
haben besonders gravierend auf die Struktur der ländlichen Gebiete gewirkt 
und damit auch die Arbeit der Kirche tangiert. In einem aktuellen Kommen- 
tar, welcher in der Presse starke Beachtung fand, versuchte die EKD-Kammer 
für soziale Ordnung, auf die Notwendigkeit der langfristig erforderlichen Re- 
formen in der staatlichen Strukturpolitik aufmerksam zu machen; sie sprach 
dabei auch die besondere Verantwortung der Kirche an. 


6. Vgl. zum ganzen epd-Dok. Nr. 16 und Nr. 20/1977 
7. epd-Dok. Nr. 40/1976, S. 30. ehrt 
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„STERBEN DIE DÖRFER AUS?“ EIN KOMMENTAR DER KAMMER DER EKD 
FÜR SOZIALE ORDNUNG 


Vom September 1977 (Auszug) ® 


Konsequenzen für den kirchlichen Dienst 


Es kann nicht Aufgabe der Kirche sein, raumordnungspolitische Grundsatzentscheidungen 
zu fällen; dazu ist die Klärung höchst komplexer Wirkungszusammenhänge notwendig, für 
die bestimmte fachliche Kenntnisse unerläßlich sind. Wohl aber können die Kirche und 
die Gemeinden fordern und dazu beitragen, daß die Tabuisierung der Debatte über das 
bezeichnete Problem aufgehoben wird, die heute im politischen Raum praktisch besteht. 
Die Kirchen können auf Entscheidungen drängen, die nicht Erkenntnis und politischen 
Entschluß durch Illusion und politische Propaganda ersetzen. Es geht um das Schicksal 
von Millionen Menschen, ja um eine gesunde Gliederung unseres ganzen Volkskörpers. Es 
geht aber auch um Existenzfragen unserer Kirche. 

In den wirtschaftlich schwach entwickelten und dünn besiedelten ländlichen Räumen, ab- 
seits von großen Verdichtungszonen, wird auch zunehmend die kirchliche Versorgung der 
verbleibenden Bevölkerung zum Problem. 

— Viele Pfarrstellen sind nicht besetzt. Jüngere Pfarrer oder andere hauptamtliche Mitar- 
beiter verlassen nicht selten nach wenigen Jahren wieder die Dorfgemeinde, um ihren 
Kindern weite Schulanfahrtswege zu ersparen. Auch sie bevorzugen größere kulturelle 
und kommunikative Angebote in dichter besiedelten Räumen. 

— Pfarrfrauen mit akademischer Berufsausbildung suchen in diesen Regionen sehr oft ver- 
geblich nach Halbtagsstellen. Oft legen sie auch weite Anfahrtswege zurück, um einer 
beruflichen Tätigkeit nachzugehen. Die Gemeinde aber hat in diesen kleineren Ortschaf- 
ten kein Verständnis für eine sehr oft abwesende Pfarrfrau. 

— Auch junge ehrenamtliche Mitarbeiter wandern sehr oft nach wenigen Jahren ab, weil 
sie zu den sozial aufstrebenden Schichten gehören und weil auf dem Lande das Ange- 
bot an attraktiven qualifizierten und von der Konjunktur unabhängigen Arbeitsplätzen 
nicht ausreicht. 

— Gemeindeschwestern stehen weithin auch nicht mehr zur Verfügung. 

— Kleinere kirchliche Kindergärten müssen als Folge des Absinkens der Geburtenziffern 
ihre Pforten schließen. 

— Gerade in den kleineren abgelegeneren Gemeinden gingen von der Kirche nicht geringe 
kulturelle Impulse für das Dorfleben aus. Dies wird in entleerten Räumen erheblich er- 
schwert. Aus diesen, nicht zuletzt aber aus seelsorgerlichen Gründen wehrt man sich 
in ländlichen Problemgebieten, wenn die Kirche nicht mehr im Dorfe präsent ist, zumal 
die Folgen der Gebietsreform ohnehin von vielen Bewohnern dieses Raumes als negativ 
empfunden werden. 

Da der Pfarrermangel eine vorübergehende Erscheinung der nächsten sechs bis acht Jahre 
ist, sollte nach Übergangslösungen Ausschau gehalten werden, ohne damit in denjenigen 
Dörfern falsche Hoffnungen zu wecken, deren Bevölkerungszahl weiterhin stark absinkt. 
Immerhin sollte man bei Richtwerten von Seelenzahlen zur Auslastung eines Pfarrers die 
zusätzlichen Anforderungen mit berücksichtigen, die gerade in unterentwickelten Regionen 
an die Kirche und ihre Mitarbeiter gestellt werden. Freilich gilt es zu bedenken, daß die 
Ein-Mann-Pfarrstelle — ihre Verdienste in der Vergangenheit sind bei intaktem Pfarrhaus 
unbestritten — selbst in dichter besiedelten ländlichen Räumen nicht mehr die sich immer 
weiter differenzierenden Bedürfnisse der Gemeindeglieder allein befriedigen kann. 

Um im größeren Raum die Vielfalt der Gaben der Pfarrer, der kirchlichen Mitarbeiter 
und anderer mündiger Laienchristen in ländlichen Regionen gezielter einzusetzen und auch 
spezifische Zielgruppen ansprechen zu können, sollten lockere Gemeindeverbunde ange- 
strebt werden. Das Problem der unbesetzten Pfarrstellen läßt sich auf diese Weise leichter 
lösen. Trotz der Zusammenarbeit und der Arbeitsteilung im Gemeindeverbund muß aber 


8. Vgl. epd-Dok. Nr. 42a/1977. — Der EKD-Ratsvorsitzende H. Claß hatte schon 1976 vor 
der Synode auf dies Problem hingewiesen: BSyn EKD 28, 1976, S. 60f. 
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gerade in diesen kleineren Ortschaften darauf geachtet werden, daß seelsorgerliche Bezugs- 
personen nicht so weit entfernt wohnen. Leerstehende Pfarrhäuser sollten, wenn eben mög- 
lich, von Religionslehrern oder anderen kirchlichen Mitarbeitern bewohnt werden. Eine be- 
sondere Chance besteht in einer neuen Aktivierung und Zurüstung geeigneter Gemeindeglie- 
der für die Wahrnehmung der verschiedensten kirchlichen Dienste, auch des Haltens von 
Gottesdiensten in fern gelegenen Dörfern. 

Um für die Kinder unzumutbare lange Anfahrtswege durch Schließung weiterer Kinder- 
gärten zu vermeiden, sollten gesetzliche Möglichkeiten geschaffen werden, um auch ein 
Kindergartenverbundnetz in ländlichen Problemgebieten einrichten zu können. Eine sozial- 
pädagogische Fachkraft müßte die Oberaufsicht über mehrere Kindergärten führen können. 
Auch die Schaffung von Kinderspielkreisen nach niedersächsischem Muster sollte in die 
Überlegungen mit einbezogen werden. 

Bei einem notwendigerweise zu verbessernden Angebot sozialer Dienste — auch über die 
Entwicklung von Sozialstationen — kann es vor allem in diesen Gebieten zweckmäßig sein, 
daß die Kirche mit anderen freien und öffentlichen Trägern eng zusammenarbeitet. 

Da in Abwanderungsgebieten sehr viele alte Menschen zurückbleiben, sollte gerade die 
Kirche ein besonderes Schwergewicht auf die Altenarbeit legen. Aber ebenso ist bekanntlich 
in ländlichen Problemzonen die Zahl der jugendlichen Arbeitslosen sehr groß. Diesem Tat- 
bestand gilt es auch in der kirchlichen Jugend- und Sozialarbeit in besonderer Weise Rech- 
nung zu tragen. 

Die Kirche, ihre Werke und Einrichtungen einschließlich der ländlichen Heimvolkshoch- 
schulen, aber auch die verantwortlichen Mitarbeiter in den Ortsgemeinden sollten mehr 
als bisher miteinander Überlegungen anstellen, wie der seelsorgerliche und gesellschaftsdia- 
konische Auftrag der Kirche gerade in ländlichen Problemgebieten verwirklicht werden 
kann. Die dort wohnenden Menschen leiden unter ihrer Situation. Wenn die Kirche ihren 
ganzheitlichen Auftrag als Seel- und Leibsorge erfüllen will, dann darf sie ihre Hilfe nicht 
versagen. 


Die Auseinandersetzungen um den Bau von Kernkraftwerken haben aufgrund 
der intensiven Proteste der Bürgerinitiativen für den Umweltschutz gezeigt, wie 
wenig die langfristigen gesamtgesellschaftlichen Folgen der Energiepolitik bislang 
bedacht worden sind. Diese Auseinandersetzungen, die nicht gewaltfrei verlau- 
fen konnten, führten allerdings sowohl auf Seiten der Kernkraftgegner (bedingt 
durch die Unterwanderung der Initiativen durch „Chaoten“, Kommunisten und 
Anarchisten) als auch auf Seiten der staatlichen Behörden zu bedenklichen 
Grenzüberschreitungen bei der Anwendung von Gewalt. Die evangelische Kir- 
che wurde aus zwei Gründen unmittelbar in die Auseinandersetzung verwickelt: 
einmal weil kirchliche Stellen sich in der Vergangenheit kritisch gegen einen be- 
denkenlosen Bau von Kernkraftwerken geäußert hatten, zum anderen weil kirch- 
liche Mitarbeiter direkt an den Bürgerinitiativen beteiligt waren. Im Jahre 1976/ 
77. Kam es zu Aktionen, von denen vor allem die Kirchen in Nordelbien und 
Hannover betroffen waren, weil die Kraftwerksbaustellen in Grohnde an der 
Weser und in Brokdorf an der Unterelbe sowie die Pläne um die Schaffung ei- 
nes Entsorgungs- und Wiederaufbereitungszentrums in Gorleben im Mittelpunkt 
der Proteste standen. Neben der eigentlichen, durch die Kernenergie provozier- 
ten gesellschaftspolitischen Thematik rückte durch diese Vorgänge, bei denen es 
vor allem in Brokdorf am 13. November 1976 zu schweren Schlägereien zwi- 
schen den Demonstranten und der Polizei kam, das Thema Gewaltanwendung 
in den Mittelpunkt?. 37 nordelbische Pastoren, Diakone und Kirchenvorsteher 





9. Eine umfassende Sammlung der einschlägigen Texte bietet epd-Dok. Nr. 8/1977; vgl. 
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formulierten einen Vorschlag für eine Kanzelabkündigung, in welcher der Wider- 


stand mit dem Hinweis auf die strukturelle Gewaltanwendung der Behörden be- 
gründet wurde. 


KANZELABKÜNDIGUNG EINER BÜRGERINITIATIVE UMWELTSCHUTZ 
GEGEN DEN BAU DES ATOMKRAFTWERKES BROKDORF 


Vom 4. November 1976 '° 


Als Christen haben wir den Auftrag, Mauern abzureißen und Gewalt zu verhindern. 

— Dies gilt für die Gewalt gegen die Schöpfung, soweit sie durch den Bau von Atom- 
kraftwerken ausgeübt wird, 

— wie auch für die Gewalt gegen die betroffenen Bürger in der Wilstermarsch und Um- 
gebung durch den Beginn des Baus des Atomkraftwerks Brokdorf. 

— Dies gilt ebenso für die Gewalt, die gegen Menschen ausgeübt wird, indem Politiker 
und Medien versuchen, die Bürgerinitiativen, die sich gegen den Bau von Atomkraft- 
werken wenden, zu diffamieren; dies geschieht vorwiegend dadurch, daß antikommu- 
nistische Ressentiments mobilisiert werden, um eine von breiten Bevölkerungsschich- 
ten getragene Initiative zu zerstören. 

— Wir wenden uns auch gegen die Gewalt, zu der Polizisten von vorgesetzten Behörden, 
insbesondere vom Innenministerium und damit der Landesregierung Schleswig-Holstein, 
gegen betroffene Bürger gezwungen werden. 

Deshalb unterstützen wir die Aktionen der Bürgerinitiativen Umweltschutz Unterelbe 
und ermutigen die Mitglieder unserer Gemeinden, mit uns am 13. November 1976 gewalt- 
frei in Brokdorf deutlich zu machen, daß wir uns aktiv gegen die in Brokdorf ausgeübte 
Gewalt stellen. 


Bei der Brokdorfer Demonstration waren Pastoren im Talar mitgezogen, um so 
darauf aufmerksam zu machen, daß ihr Protest ein Akt politischer Diakonie der 
Kirche wäre, aber auch, um wirkungsvoller zur Gewaltlosigkeit aufrufen zu kön- 
nen. Diese symbolische Handlung wurde von Kirchenleitungen und Presse zu 
Recht scharf kritisiert, weil derartige Aktionen nun einmal nicht als kirchliche 
Amtshandlung plausibel gemacht werden können. Aber die Frage, wie die Kir- 
che zu dieser Überlebensfrage der Nation stehe, wurde damit unüberhörbar ge- 
stellt; insofern hatte jene Grenzüberschreitung eine positive Wirkung, als sie ei- 
nen umfassenden kirchlichen Denkprozeß in Gang setzte. Aus diesem Denkpro- 
zeß werden im folgenden einige offizielle Verlautbarungen mitgeteilt, die im 
Tenor und in der Sache nicht zufällig konvergieren. 


ENTSCHLIESSUNG DER SCHLESWIG-HOLSTEINISCHEN LANDESSYNODE 
ZUR DISKUSSION UM DIE KERNENERGIE 


Vom 25. November 1976'' 


Gott hat den Menschen den Auftrag gegeben, die Erde zu bebauen und zu bewahren. Dieser 
Auftrag verpflichtet uns Christen, zu den Vorgängen um Brokdorf Stellung zu nehmen. Die 
Landessynode kann in der Sache zur Zeit nicht beurteilen, ob es richtig oder falsch ist, 


ferner Nr. 29/1976 und Nr. 44/1977 und die Beiträge in EvK 9, 1976, S. 141ff., 152ff., 
287££., 324£.; EvK 10, 1977, S. 172f., 201ff., 214ff., 394, 6O1f. 

10. epd-Dok. Nr. 8/1977, S. 15. 

11. Vollständiger Text ebd. S. 43f. 
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Kernkraftwerke zu errichten. Viele sind in dieser Frage unsicher und fürchten, daß beim 
Betrieb von Kernkraftwerken Gefahren für die Menschen und ihren Lebensraum nicht aus- 
zuschließen sind; die Lagerung des Atommülls bedrückt dabei als besonderes Problem. An- 
dere fürchten eine empfindliche Lücke in der Energieversorgung der 80er Jahre. 

Wir bedauern, daß die Grenzen des Wachstums, die Belastbarkeit der Natur und die Fol- 
gen unbeschränkter industrieller Entfaltung mit ihren Risiken offenbar nicht hinreichend 
erörtert worden sind. Deshalb fordern wir alle Verantwortlichen auf, vor weitere Entschei- 
dungen und Aktionen Besinnung treten zu lassen und in sachlicher Form ohne Angst und 
Druck die Konsequenzen des Für und Wider abzuwägen. 

Bei weiteren Auseinandersetzungen sollte der Versuch unterbleiben, alle Gegner von Kern- 
kraftwerken als Staatsfeinde, Störenfriede oder Linksradikale zu verdächtigen, sowie ange- 
messene staatliche Ordnungsmaßnahmen zu verurteilen. 

Die Synode sieht den Auftrag unserer Kirchen darin, die Beteiligten miteinander ins Ge- 
spräch zu bringen und die Gemeinden mit ihrem Glaubenszeugnis in diesen Dialog einzu- 
beziehen. 

Über den aktuellen Anlaß hinaus sollten wir als Christen die Frage nach den Grenzen des 
Wachstums, nach der Erhaltung der Natur, nach dem Sinn des Fortschritts und dem Teil- 
haben aller Menschen am Fortschritt neu durchdenken und in den Gremien unserer Kirche 
beraten. 


WORT DER LANDESSYNODE DER EV.-LUTH. LANDESKIRCHE HANNOVERS 
ZUM PROBLEM DER KERNENERGIE 


Vom 26. November 1976 (Auszug) 


Wir glauben, daß Gott den Menschen seine Schöpfung zu verantwortlichem Umgang an- 
vertraut hat. Das schließt die Erhaltung der Natur wie auch die Verantwortung für die 
nachkommenden Generationen ein. 

Unsere Aufgabe als Kirche muß es darum sein: 

- intensiv über unsere Verantwortung für Gottes Schöpfung nachzudenken 

- er die Erkenntnis des richtigen Weges und die daraus folgenden Entscheidungen zu 

eten 

_ die Schwierigkeiten derer, die sich verantwortlich wissen, ernst zu nehmen 

— für ein offenes Gespräch zwischen allen Gruppen einzutreten und uns an diesem Ge- 
spräch zu beteiligen. 

Jede Art der Gewinnung von Energie kann Gefahren mit sich bringen. 

Die Gewinnung von Kernenergie, vor allem die damit verbundene Wiederaufbereitung 
und Lagerung der Abfälle, bringt jedoch Gefahren mit sich, die sich heute in ihren Aus- 
wirkungen nur schwer beurteilen lassen. 

— bitten darum die Verantwortlichen, erneut zu überprüfen, ob es nicht erforderlich 

ist: 

— daß Wissenschaft und Forschung Zeit gewinnen, um die Fragen der Sicherheit für die 
gegenwärtig lebenden Menschen und für kommende Generation so zu klären, daß 
Entscheidungen getroffen werden können; 

— daß erst nach einer vertretbaren Lösung dieser Sicherheitsfr i i 

ragen die Zahl der betriebe- 
nen Kernkraftwerke erhöht und der Bau der Wi i i i 
ee iederaufbereitungsanlage in Angriff ge- 

Sen unter Berücksichtigung weltwirtschaftlicher Zusammenhänge und der wirtschaftli- 

x en Stabilität in unserem Land vorsorglich ein Energieprogramm aufgestellt wird, in 

Fe mit einer geringeren Wachstumsrate von Industrie und Wirtschaft gerechnet und 

er we yo ee Nutzung von Kernenergie verzichtet wird; 

zeitig wesentlich höhere Mittel für die Erschließ i efährli- 
nn. Energiequellen eingesetzt werden. ET 

ir bitten alle Beteiligten, von gewaltsamen Maß 

I J » Ve nahmen Abstand zu nehmen, d - 
ee nicht zu mißbrauchen und auch nicht einzuschränken. ar 
ir bitten die Glieder unserer Gemeinden, darüber nachzudenken, wieweit wir alle durch 
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Streben nach höherem Lebensstandard mitbeteiligt sind an der Forderung nach mehr 
nergie. 

Es muß unter uns ein neues Bewußtsein entstehen, das sich nicht an unaufhaltsam fort- 
schreitendem Wachstum orientiert, sondern weiß, daß sinnvolles Leben auch bei Einschrän- 
kungen möglich ist. 


KOMMUNIQUE DES RATES DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND 
ZUR DISKUSSION UM DEN BAU VON KERNKRAFTWERKEN 


Vom 3./4. Dezember 1976? 


Der Rat bedauert, daß die Frage nach den Grenzen des wirtschaftlichen Wachstums, nach 
der Belastbarkeit der Natur und nach dem uneingeschränkten Fortschritt unserer techni- 
schen Zivilisation bisher nicht in der notwendigen Breite diskutiert worden ist. Vor end- 
gültigen Entscheidungen und weiteren Aktionen sollte das Für und Wider in Gesprächen 
ohne Angst und Druck erörtert werden. Der Rat bittet die Verantwortlichen in Bund und 
Ländern sowie in der Wissenschaft und in der Publizistik, die Öffentlichkeit umfassend 
und verstehbar über alle Probleme der Energieversorgung zu unterrichten. Er appelliert 

an alle Bürger, sich ihrerseits informieren zu lassen und allen Versuchen einer gefährlichen 
Emotionalisierung entgegenzuwirken. 

Zu klären bleibt, welche Auswirkungen es hat, wenn bei einer geringeren Wachstumsrate 
in Industrie und Wirtschaft auf eine weitreichende Nutzung von Kernenergie verzichtet 
wird. Auf der anderen Seite will überlegt sein, welche Einschränkungen in der Energie- 
nutzung und im privaten Konsum zumutbar erscheinen. Intensive Bemühungen um eine 
Anderung des Bewußtseins und des Lebensstils sind die Voraussetzungen dafür, daß die 
notwendigen energiepolitischen Entscheidungen der nächsten Jahre sachgemäß getroffen 
und auch durchgesetzt werden können. 

Bürgerinitiativen sind in unserem freiheitlich-demokratischen Rechtsstaat legitime Formen 
der Teilnahme am gesellschaftlichen Leben. Der Rat warnt davor, unterschiedslos alle Geg- 
ner von Kernkraftwerken als Staatsfeinde und Linksradikale zu verdächtigen. Er warnt aber 
ebenso davor, die Ordnungskräfte des Staates zu verurteilen, wenn sie in angemessener 
Weise gegen die vorgehen, die Gewalt anwenden. 

Es muß der Eindruck vermieden werden, daß gottesdienstliche Veranstaltungen als Mittel 
politischer Demonstration und Pression eingesetzt werden. Die Verwendung kirchlicher 
Symbole in gesellschaftspolitischen Auseinandersetzungen stellt einen Mißbrauch des Ver- 
trauens in die kirchliche Verkündigung dar und dient nicht der Versachlichung der Dis- 
kussion. Der Rat bittet die Gliedkirchen darauf hinzuwirken, daß sich alle Mitglieder der 
Kirche darum bemühen, Verantwortliche und Betroffene miteinander ins Gespräch zu 
bringen. Als kirchlicher Gesprächspartner steht hierfür auch der Beauftragte des Rates für 
Umweltfragen zur Verfügung. 


ERKLÄRUNG DES RATES DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND 
ZUR GEGENWÄRTIGEN ENERGIEDISKUSSION 


Vom 16. September 1977 (Auszug) 


Eine Versachlichung der Diskussion ist das Gebot der Stunde. Dazu soll hier ein Beitrag 
gegeben werden. 

1. Die Energiepolitik der Industriestaaten ist eines jener Felder, auf denen die Verant- 
wortung des Menschen für seine Umwelt, seine Mitwelt (insbesondere auch für die Dritte 
Welt) und seine Nachwelt besonders augenfällig wird. Einerseits bringt jeder Verbrauch 
von Energie ökologische Belastungen des menschlichen Lebensraumes mit sich, die auf die 
Dauer unerträglich werden könnten. Andererseits verbraucht der Mensch gegenwärtig vor- 
zugsweise solche Formen der Energie, deren Vorrat nicht beliebig erweitert werden kann 


12. Ebd. S. 45. 
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und deren Erschöpfung daher für eine absehbare Zukunft in Rechnung gestellt werden 

muß. ; 

2. Es ist zumindest irreführend, wenn die heutige energiepolitische Diskussion vorwie- 

gend im Hinblick auf die Kernenergie geführt wird. In Wirklichkeit sollte sie darum gehen, 

in welchem Umfang und in welchen Formen der Mensch künftig überhaupt Energie ver- 
brauchen soll. Dann wird z.B. deutlich, daß der übermäßige Zubau von Kernenergie deshalb 
problematisch ist, weil er eine langfristige Festlegung bedeuten würde. Die Erschließung 
neuer Energien und die Entwicklung energiesparender Technologien werden mit Sicherheit 
den Spielraum der Energiepolitik erweitern. Der augenblicklich geringe Umfang solcher 

Energien und Technologien allein ist kein zwingendes Argument dagegen. ; 

3. Der Zusammenhang zwischen Energieverbrauch, Wirtschaftswachstum und Arbeitsmarkt 
ist offensichtlich komplizierter, als es Befürworter und Gegner der Kernenergie meist dar- 
stellen. In diesem Zusammenhang ist vor allem auf zwei Fragen hinzuweisen: 

— Inwieweit sind die Möglichkeiten genutzt, zur Zeit verlorengehende Energie (Stromüber- 
schüsse industrieller Kraftwerke) in das öffentliche Netz einzuspeisen und damit ohne 
den Neubau von konventionellen oder Kernkraftwerken die Bereitstellung von Energie 
zu verbessern? 

_ Inwieweit kann der Verbrauch von Primärenergie gesenkt werden, ohne daß damit die 
Erhaltung des gegenwärtigen Energienutzens bzw. sein maßvolles Ansteigen beeinträch- 
tigt wird? 

Es gibt von sachverständiger Seite Hinweise darauf, daß es möglich sein könnte, für eine 
Übergangszeit größere Sparsamkeit im Verbrauch von Energie mit maßvollem Wirtschafts- 
wachstum zu verbinden und — langfristig — Energiewachstum und Wirtschaftswachstum 
zu entkoppeln. 

4. Die hohen Energieverbrauchsraten, von denen die gegenwärtigen Bedarfsprognosen 
ausgehen, beruhen zum Teil auch darauf, daß der gedankenlose, ja verschwenderische 
Verbrauch von Energie, der in Bereichen unserer Gesellschaft zu verzeichnen ist, einfach 
in die Zukunft fortgeschrieben wird. Hier sind alle Bürger der Industriestaaten bis in ihre 
private Lebensgestaltung hinein gefordert: 

— Eine sofortige Senkung des heutigen Energieverbrauchs ist schwerlich erreichbar. Aber 
es muß eine allmähliche Abflachung der sehr stark ansteigenden Bedarfskurven für die 
Zukunft angestrebt werden. Der Versuch, den Bedarf an Primärenergie gegenüber den 
heute vorliegenden Prognosen ohne Senkung oder sogar bei maßvollem Ansteigen des 
Energienutzens zu verringern, verlangt zwar zunächst einmal Maßnahmen des Staates, 
z.B. im Bereich der Forschung, der Energiepreispolitik, der Zurückdrängung der ver- 
gleichsweise unrentablen Energieform Strom. Der Staat wird diese Aufgaben aber nicht 
erfüllen können, wenn er nicht in weiten Kreisen der Bürgerschaft die Bereitschaft zum 
Umdenken vorfindet. Ohne diese Bereitschaft wird weder die Finanzierung dringender 
Forschungsprojekte aus den öffentlichen Haushalten noch die Einführung energiespa- 
render Verhaltensweisen möglich sein. 

— Energiesparen ist heute nicht so sehr eine Erwartung an große Industriebetriebe, die 
dieser Notwendigkeit aus Gründen der Kostensenkung ohnehin meist nachkommen, 
sondern an die privaten Haushalte und die sonstigen Kleinverbraucher (Öffentl. Dienst, 
as Handwerk), die heute fast die Hälfte der gesamten Endenergie verbrauchen. 
sparsamer Energieverbrauch verlangt also Disziplin und Verantwortungsbewußtsein 
jedes einzelnen. Auf diesem Gebiet sind die Christen besonders gefordert. 

5. Alle Maßnahmen, die geeignet sein könnten, die Menschen in den Industrieländern zu 
sorgsamerem Umgang mit Energie zu befähigen, setzen entweder umfangreiche Forschun- 
sch ” er langwierige Umdenkungs- und Umrüstungsprozesse voraus. Daher kommt es ent- 
S ne Ze a Ir Ei ne so rasch wie möglich in Gang zu setzen. 
erscheinungen und vor ae ee ee Cefal a sr eg en 
ne er Gefährdung des freiheitlichen Gesellschafts- 

Die in der Krise der Energiepolitik begründete Gefährdun. it ist vi 

1 \ g der Menschheit ist viel um- 
ge e daß sie allein ‚materiell beschrieben werden dürfte. Immer 
ugung, daß die Menschen an Grenzen gestoßen sind, die 
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mit den bisher zur Verfügung stehenden politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Mechanismen nicht überwunden werden können. Diese Grenzen mögen rechnerisch nicht 
im einzelnen nachzuweisen sein. Aber die großen Verlegenheiten gegenüber der Zukunft 
erweisen sich einer nüchternen Weltbetrachtung 

— als Grenzen technisch-rationaler Lebensbewältigung 

— als Grenzen materiellen Fortschritts 

— als Grenzen nationalstaatlicher Denkgewohnheiten 

— als Grenzen in der Ausbeutung der Natur. 


7. EHESCHEIDUNG UND SCHWANGERSCHAFTSABBRUCH 


Moralische Maßstäbe, die die vielbeschworene Selbstverwirklichung im Sinne 
einer alle vermeintlichen Zwänge nach Möglichkeit sprengenden Emanzipation 
problematisieren, stehen gesamtgesellschaftlich nicht eben hoch im Kurs. Wel- 
che sozialen Probleme der Abbau der alten, fragwürdig gewordenen Sexualmo- 
ral in Korrespondenz mit dem nahezu völligen Fehlen einer neuen Moral, die 
diesen Namen verdiente, gebracht hat, wird zunehmend klar erkennbar an der 
Krise der Institution Ehe und Familie. Die Reform der Strafgesetzbestimmun- 
gen zum Schwangerschaftsabbruch ($ 218) hat die evangelische Kirche kritisch- 
konstruktiv zu begleiten versucht!. Nachdem das Bundesverfassungsgericht 
1975 das 1974 vom Bundestag beschlossene Modell der Fristenregelung für 
grundgesetzwidrig erklärt hatte, verabschiedeten Bundestag und Bundesrat 

als Ergebnis jahrelanger Kämpfe eine Neufassung des $ 218 nach dem Indika- 
tionenmodell, dessen problematischster Teil, die Notlagenindikation mitsamt 
den vorgeschriebenen Beratungsmechanismen, im Grunde keine Partei zufrie- 
denstellte. Von verschiedenen Seiten her wurde auf die bedenklichen sittlichen 
Folgen — sei es der zu liberalen Ermöglichung der Abtreibung, sei es der zur 
Unwahrhaftigkeit provozierenden Beratungsvorschriften — hingewiesen. Der Rat 
der EKD veröffentlichte eine Stellungnahme, in der er versuchte, seine bisheri- 
gen Bedenken gegen eine Liberalisierung der Abtreibung in Empfehlungen für 
ein Verfahren umzusetzen, das den schweren ethischen Konflikt nicht verharm- 
lost. Schon im Februar hatte der Ratsvorsitzende seine Bedenken gegen den Be- 
schluß des Bundestages artikuliert. 


ERKLÄRUNG DES EKD-RATSVORSITZENDEN LANDESBISCHOF H. CLASS 
ZUR ABERMALiGEN NEUFASSUNG DER 
STRAFBESTIMMUNGEN ÜBER DEN SCHWANGERSCHAFTSABBRUCH 


Vom 13. Februar 1976 


Der Deutsche Bundestag hat am 12. Februar 1976 eine veränderte Fassung des bereits vor 
nahezu zwei Jahren beschlossenen fünften Strafrechtsreformgesetzes mit den Strafbestim- 
mungen zum Schwangerschaftsabbruch beschlossen. Der Rat der Evangelischen Kirche in 
Deutschland wird sich mit einer ausführlichen Erklärung an Gemeinden und Öffentlichkeit 
wenden, sobald das neue Gesetz endgültig in Kraft getreten ist. Eine erste Stellungnahme 
zu dem Beschluß des Bundestages fasse ich in folgenden Punkten zusammen: 


1. Vgl. zusammenfassend KJ 101, 1974, S. 104ff. 
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1. Es bleibt nach wie vor zu bedauern, daß es dem Bundestag nicht möglich erschien, 
ein Gesetz mit breiter parlamentarischer Mehrheit zu beschließen. Die neuen Bestimmun- 
gen tragen die Spuren eines hart errungenen Kompromisses zwischen Vertretern unter- 
schiedlicher Grundauffassung in den beiden Regierungsparteien. In das Bemühen um einen 
Kompromiß hätte auch die Oppositionsfraktion eingeschlossen werden sollen. Hierzu ha- 
ben nicht nur die EKD, sondern vor allem auch der Deutsche Richterbund und Organisa- 
tionen der Ärzteschaft gangbare Wege gezeigt. 

2. Das neue Gesetz beschreibt gemäß dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 25. 
Februar 1975 die Rechtfertigungsgründe für einen straffreien Schwangerschaftsabbruch, 
indem es Indikationstatbestände zugrunde legt. Das bedeutet eine wesentliche Verbesse- 
rung gegenüber der Fassung des Gesetzes vom 18. Juni 1974. Es ist aber nicht gelungen, 
dem Erfordernis einer Prüfung der Tatbestände sowie der Hilfeleistung zur Erhaltung des 
ungeborenen Lebens im Einzelfall ausreichend Rechnung zu tragen. Ein bedeutsamer 
Mangel des Gesetzes liegt darin, daß es die Möglichkeit vorsieht, die ärztliche und soziale 
Beratung sowie die Feststellung eines Rechtfertigungsgrundes in der Hand eines einzigen 
beliebigen Arztes zu vereinen. Damit ist nicht nur unter Umständen dieser eine Arzt über- 
fordert, sondern auch der Weg zu einer unzulänglichen oder gar mißbräuchlichen Handha- 
bung des Gesetzes geöffnet. 

3. Es ist trotz dieser Mängel anzuerkennen, daß der bearbeitende Bundestagsausschuß 
versucht hat, den Kompromiß dieses Gesetzes so erträglich wie möglich zu machen. Dies 
zeigt sich besonders in der Bestimmung, daß ein Schwangerschaftsabbruch nur in einem 
Krankenhaus oder in einer ausdrücklich hierfür zugelassenen Einrichtung vorgenommen 
werden darf. Dadurch kann die Gefahr eines Mißbrauches der unzulänglichen Beratungs- 
bestimmungen verringert werden. 

4. Die evangelische Kirche hat immer davor gewarnt, die Schutzfunktion von Strafbe- 
stimmungen in Fragen des Schwangerschaftsabbruchs zu überschätzen. Der eigentliche 
Schutz liegt in der Kraft der Überzeugung, daß wir uns für die Bewahrung auch des unge- 
borenen Lebens vor Gott verantworten müssen. Die Kirche selbst muß die daraus für die 
helfende Tat erforderlichen Konsequenzen ziehen. Sie muß aber auch Staat und Gesell- 
schaft bitten, die Besserung der Lebensbedingungen für Frauen, Mütter und Familien zu 
ihren vorrangigen Aufgaben zu zählen. 


WORT DES RATES DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND 
ANLASSLICH DES INKRAFTTRETENS DER NEUEN STRAFRECHTLICHEN 
BESTIMMUNGEN ZUM SCHWANGERSCHAFTSABBRUCH 


Vom 10. Juli 1976 


Am 21. Juni 1976 sind die neugefaßten Bestimmungen des Strafrechts zum Schwanger- 
schaftsabbruch in Kraft getreten. Aus diesem Anlaß wendet sich der Rat der Evangeli- 
schen Kirche in Deutschland mit folgendem Wort an Gemeinden und Öffentlichkeit: 

1. Das neue Recht stellt den Verantwortlichen in Kirche, Staat und Gesellschaft die 
doppelte Aufgabe, ungeborenes Leben zu schützen und Frauen, die durch Schwanger- 
schaft in Bedrängnis geraten sind, zu helfen. Es ist nicht leicht, in vielen Fällen sogar 
unmöglich, beides miteinander in Einklang zu bringen. Daran wird deutlich, wie wenig 
ein Strafgesetz auszurichten vermag. Es kann den Beteiligten die Entscheidung darüber 
nicht abnehmen, was im Falle eines Konflikts zu geschehen hat. 

2. Eine durch Schwangerschaft in Bedrängnis geratene Frau braucht menschliche Be- 
gleitung, sachkundigen Rat, ärztliche Hilfe und oft auch materielle Unterstützung. Sie 
braucht dies gerade auch dann, wenn sie den Schwangerschaftsabbruch ablehnt oder die 
gesetzlichen Voraussetzungen dafür nicht vorliegen. Kirche, Staat und Gruppen der Ge- 
N haben in den letzten J ahren oft ihre Hilfe in Aussicht gestellt. Dies dürfen 
ya eeren Versprechungen bleiben. Darum rufen wir alle Verantwortlichen in Kirche 

aat und Gesellschaft auf, die in der Gesetzgebung vorgesehenen Einrichtungen der Be- 
ratung auszubauen und durch Möglichkeiten der Hilfeleistung zu ergänzen 

3. Eine Schlüsselrolle fällt den Arzten, ihren Mitarbeitern und den Krankenhäusern zu. 
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Sie entscheiden letztlich über die Wirkung des neuen Gesetzes. Das Gesetz läßt einen 
Schwangerschaftsabbruch nur dann straffrei, wenn die Notlage der Frau festgestellt und 
sie über alle zur Verfügung stehenden Hilfen beraten worden ist, die die Fortsetzung der 
Schwangerschaft und die Lage von Mutter und Kind erleichtern. Die Ärzte haben einen 
Anspruch darauf, daß diese Beratung gewissenhaft erfolgt. Daher raten wir dazu, daß 
Arzte, Krankenhausträger, kirchliche Einrichtungen, gesellschaftliche Gruppen und kom- 
munale Stellen zu Arbeitsgemeinschaften zusammentreten, um die unter den örtlichen 
Verhältnissen bestmöglichen gemeinsamen Dienste zur Beratung von schwangeren Frauen 
zu schaffen. Nur so kann in Notfällen tatsächlich geholfen werden, und nur so läßt sich 
der Schwangerschaftsabbruch auf die schwerwiegenden Konfliktfälle beschränken. 

‚4. Die neue Rechtslage stellt die Träger evangelischer Krankenhäuser mitsamt ihren 
Arzten und Mitarbeitern vor schwerwiegende Entscheidungen. Das Gesetz läßt einen 
Schwangerschaftsabbruch straflos, wenn nur dadurch eine schwerwiegende Gefährdung 
von der Schwangeren abgewendet werden kann. Es geht jedoch davon aus, daß die schrift- 
liche Feststellung eines anderen Arztes über das Vorliegen dieser Voraussetzung ausreicht, 
um den Arzt, der die Schwangerschaft abbricht, von jeder eigenen Prüfung zu entbinden. 
In der Tat kann dem Arzt, der den Eingriff vornimmt, die eigene Gewissensentscheidung 
nicht durch das Attest eines anderen Arztes abgenommen werden. In vielen Fällen wird 
in evangelischen Krankenhäusern die Mitwirkung an einem Schwangerschaftsabbruch ab- 
gelehnt, wenn sich der ausführende Arzt nicht verantwortlich vergewissern kann, daß nur 
auf diese Weise die schwangere Frau vor einer schwerwiegenden Gefährdung bewahrt wer- 
den kann. Es müssen in einem evangelischen Krankenhaus Wege gesucht werden, diese 
Vergewisserung sicherzustellen. Dabei darf nicht übersehen werden, daß auch viele Ärzte 
für sich selbst eine Mitberatung von sachkundiger Seite wünschen. 

5. Wir wenden uns an die Gemeinden und diakonischen Dienste unserer Kirche, an die 
Pfarrer, Kirchenvorstände und kirchlichen Mitarbeiter. Die Diskussion der letzten Jahre 
über den Schwangerschaftsabbruch hat uns die kirchliche Mitverantwortung vertieft er- 
kennen lassen. Viele Frauen erfahren ihre Schwangerschaft und die Aufgabe der Kinder- 
erziehung unter den heutigen Lebensverhältnissen als Last. Hier brechen Nöte auf, die 
weit größer sind, als in den Zahlen der Schwangerschaftsabbrüche erkennbar wird. Die 
Erinnerung an das göttliche Gebot und die Ermutigung zur Freude am Kind müssen von 
der Bereitschaft zu tätiger Mithilfe begleitet werden. Man denke hier an die Einrichtung 
von Kontaktgruppen, Nachbarschaftshilfen, Besuchsdiensten und Gemeindeseminaren. In 
keiner Kirchengemeinde darf unbekannt sein, wo sich die nächste Beratungsstelle befin- 
det, an die sich schwangere Frauen in Notfällen wenden können. 

6. Allen in Bedrängnis geratenen Frauen möchten wir Mut machen, sich an einen Seel- 
sorger zu wenden. Das Strafrecht ist kein geeigneter Ratgeber in einer bedrängten Lebens- 
situation. Wir sagen dies nicht nur der Frau, sondern zugleich den Mitgliedern ihrer Fa- 
milie. Oft steht bei einer ungewollten Schwangerschaft auch das Verhältnis zwischen 
Mann und Frau auf dem Spiel. Das ungeborene Leben ist beiden in gleicher Weise anver- 
traut. Es will angenommen und bewahrt werden. Dabei geht es um die Bewährung unse- 
res Glaubens an den gegenwärtigen Gott. Er führt nicht immer einen leichten Lebensweg. 
Aber Gottes Segen ruht auch auf den Mühsalen des Lebens. Was als Last angefangen hat, 
endet nicht selten als Gewinn. 

7. Die christliche Gemeinde ist eine Gemeinschaft von Menschen, die den Willen Gottes 
immer wieder verfehlen. Wir alle leben von der Vergebung, die Gott um Jesu Christi willen 
gewährt. Darum sind wir als Gemeinde Jesu Christi offen für den Dienst aneinander, auch 
gerade dann, wenn wir uns gegen den Willen Gottes gestellt haben. Vergebung ist kein Frei- 
brief für Versagen und Willkür. Aber sie ist eine Einladung für alle, die aus der Schuld den 
Weg zu neuer Freude an Gottes Güte suchen. 


Die EKD-Synode, die sich 1974 in Kassel in dieser Frage gespalten und einen 
umstrittenen Beschluß gefaßt hatte, der vor allem in evangelikalen Kreisen als 
Rechtfertigung der Fristenregelung verstanden und bekämpft wurde?, befaßte 


2. Ebd. S. 109f. 
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sich 1976 in Braunschweig auf Antrag einiger Vertreter des pietistischen Lagers 
erneut ausführlich mit der Angelegenheit?. Aufgrund der mit großem Ernst 

und von dem Willen, zur Verständigung zwischen den verschiedenen Positio- 
nen zu kommen, getragenen Aussprache beschloß die Synode ohne Gegenstim- 
men (was angesichts der Polarisierung von Kassel ein deutlicher Fortschritt war) 
ein Votum, welches auf die Unterschiede zwischen dem, was das staatliche 
Strafrecht zuläßt, und dem, was ethische Verpflichtung gebietet, abhob. 


KUNDGEBUNG DER EKD-SYNODE ZUR NEUFASSUNG 
VON 8 218 DES STRAFGESETZBUCHES 


Vom 11. November 1976* 


Nachdem das Gesetz zur Neufassung von '$ 218 des Strafgesetzbuches in Kraft getreten 
ist, bitten wir die Gemeinden, den Blick nunmehr auf die vor uns liegenden Aufgaben 
zu richten. 

Gott will das Leben. Er will, daß wir Menschen es schützen und erhalten. Wenn das 
Gesetz des Staates etwas für straffrei erklärt, befreit dies den Christen nicht von der per- 
sönlichen Entscheidung darüber, was er vor Gott verantworten kann. 

Christen sind gebunden an das Gebot „Du sollst nicht töten“. Sie setzen sich daher für 
den Schutz des Lebens ein. Dabei müssen sie deutlich machen, daß dieses Gebot dem 
Heil und dem Wohl von Menschen dienen will. Es ist ein Gebot der Liebe. Es fordert ein 
offenes Auge für die konkrete Situation. In ihr kann auch die Verweigerung eines Schwan- 
gerschaftsabbruchs schuldig machen. 

Christen sind verpflichtet, Menschen in Bedrängnis so zu begegnen, daß dabei die Liebe 
Gottes sichtbar wird. Wir brauchen in unseren Gemeinden Menschen, die, vom Evange- 
lium geprägt, Bewußtsein bilden und Hilfe leisten. 

In diesem Sinne bitten wir erneut die Gemeinden, die kirchlichen Werke und die Kir- 
chenleitungen, die erforderlichen personellen und finanziellen Voraussetzungen zum Aus- 
bau von Beratungsstellen zu schaffen. Darüber hinaus ist es Aufgabe der christlichen Ge- 
ne: dazu beizutragen, daß Kinder und ihre Familien in unserer Mitte fröhlich leben 

Önnen. 


Dem Herrn, der das Leben will, trauen wir zu, daß er neue Kraft, Phantasie und Mög- 
lichkeiten unter uns freisetzt. 


Eine weitere heftig umstrittene gesellschaftspolitische Reform regelte das neue 
Ehescheidungsrecht von 1977 mit der Abkehr vom bisherigen Verschuldens- 
prinzip zugunsten des Zerrüttungsprinzips. Letzteres war in der vorangegange- 
nen Diskussion auch von der evangelischen Kirche begrüßt worden, doch die 
damit verbundene Verfahrensregelung der Fristenautomatik und der Versor- 
gungsregelung stießen auf Bedenken hinsichtlich der Folgen, weil sie langfri- 
stig zu einer Aushöhlung der Institution Ehe führen könnten. 


3. Protokoll der Aussprache in BSyn EKD 28 _ 
een y ‚1976, S. 254-265, 367-383. 
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ERKLÄRUNG DES RATES DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND 
ZU EHE UND EHESCHEIDUNG 


Vom 16. September 1976 


Am 1. Juli 1977 ist mit dem Reformgesetz des Ehe- und Familienrechts ein neues Recht 
der Ehescheidung in Kraft getreten. Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland 
nimmt dieses wichtige Datum zum Anlaß, sich mit folgender Erklärung zu Ehe und Ehe- 
scheidung an Gemeinden und Öffentlichkeit zu wenden. 

1. Das neue Recht hat eine breite öffentliche Diskussion ausgelöst, in der es vielen vor- 
nehmlich um die Frage geht, ob die Scheidung einer Ehe auch genügend erleichtert wor- 
den ist. Eine große Rolle spielen dabei die recht kompliziert anmutenden Regelungen des 
Unterhalts und der Versorgung für den wirtschaftlich schwächeren Teil einer Ehe nach der 
Scheidung. Viele Stimmen raten dazu, um der Schwierigkeit einer Ehescheidung willen, 
auf die Verbindung in einer rechtlich gültigen Ehe überhaupt zu verzichten. 

Dieser Diskussion halten wir zunächst entgegen, daß das Verständnis der Ehe als einer 
auf Lebenszeit geschlossenen Verbindung eines Mannes und einer Frau zu den festen Be- 
standteilen unserer Rechtsordnung, zu den Grundlagen unserer kulturellen Tradition und 
zum unaufgebbaren Inhalt kirchlicher Verkündigung gehört. Wenn man die Ehe in einen 
zeitlich begrenzten Vertrag oder in eine unverbindliche Lebensgemeinschaft verwandelt, 
= führt das zu einer unabsehbaren Verarmung an menschlichen, geistigen und sittlichen 

ütern. 

2. Die staatliche Rechtsordnung hat von der Verfassung her den Auftrag, das Institut 
der Ehe zu schützen und ihren Bestand in allen Einzelfällen soweit wie möglich zu wah- 
ren. Sie kann aber ihrerseits mit den Mitteln des Rechtes das Wesen der Ehe und ihre 
menschlichen Voraussetzungen nicht voll begründen und erst recht nicht verwirklichen. 
Sie muß sich auch dafür offenhalten, daß Eheleute an der Aufgabe scheitern, die ihnen 
die Ehe stellt. Daher muß das Eherecht zwar Handhaben dafür bieten, eine gefährdete Ehe 
zu bewahren und voreilige Ehescheidungen zu vermeiden. Es muß zugleich aber auch die 
Ehescheidung als Ausnahmemöglichkeit zulassen, wenn die Ehe gescheitert ist und ihre 
Wiederherstellung nicht erwartet werden kann. Diesen Zwiespalt kann keine Kunst des 
Gesetzgebers vermeiden. Es kommt darauf an, beiden Anforderungen an das Eheschei- 
dungsrecht in einer ausgewogenen Weise gerecht zu werden. 

Das neue Scheidungsrecht trägt dieser Aufgabe dadurch Rechnung, daß es auf der einen 
Seite die Ehe als eine auf Lebenszeit geschlossene Gemeinschaft versteht, die nur durch 
gerichtliches Urteil geschieden werden kann; besonders stark wird dabei die Gemeinsam- 
keit in der Schaffung materieller Lebensgüter sowie die unter Umständen über rechtliche 
Scheidung hinauswirkende Verantwortung füreinander unterstrichen. Auf der anderen 
Seite wird versucht, die Scheidungsvoraussetzungen möglichst objektiv, realistisch und 
praktikabel zu gestalten. Insgesamt darf eine Würdigung des neuen Rechtes eine Reihe 
von schwerwiegenden Beanstandungen nicht verschweigen. 

3. Die Struktur des neuen Ehescheidungsrechtes ist gegenüber dem bisher geltenden 
durch den Übergang vom Verschuldensprinzip zum Zerrüttungsprinzip entscheidend ver- 
ändert worden. Zwar hatte auch bisher das Gericht zu prüfen, ob eine Ehe unheilbar zer- 
rüttet war. Aber jetzt findet eine Schuldfeststellung nicht mehr statt. Eine Ehe wird auf 
Antrag geschieden, wenn sie gescheitert ist; sie ist gescheitert, wenn die Lebensgemein- 
schaft der Ehegatten nicht mehr besteht und ihre Wiederherstellung nicht erwartet wer- 
den kann. 

Die Evangelische Kirche in Deutschland hat dem Zerrüttungsprinzip für das neue Recht 
ausdrücklich zugestimmt. Der Grund für diese Zustimmung liegt nicht etwa darin, daß 
bei dem Scheitern einer Ehe nach Schuld und Verantwortung überhaupt nicht mehr ge- 
fragt werden soll. Aber die Schuldfrage sollte soweit wie möglich aus dem gerichtlichen 
Verfahren herausgehalten werden. Mit den Mitteln einer rein juristischen Betrachtung ist 
es meistens nicht möglich, der oft sehr komplizierten Schuldverflechtung beim Schei- 
tern einer Ehe gerecht zu werden; zudem sollten die Scheidungsfolgen grundsätzlich un- 
abhängig von der Schuldfrage geregelt werden. Das neue Recht treibt aber das Zerrüttungs- 
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prinzip im Einzelfall so sehr auf die Spitze, daß das Gerechtigkeitsempfinden verletzt wer- 

den kann. Bislang konnte ein Ehegatte, wenn er selbst die Zerrüttung der Ehe allein oder 

überwiegend verschuldet hatte, gegen den Willen des Partners die Scheidung einer zerrütteten 

Ehe nicht ohne weiteres erzwingen. Jetzt muß der Richter nach Ablauf einer dreijährigen 

Trennungsfrist, die nur in Ausnahmefällen auf fünf Jahre verlängert werden kann, ohne 

Rücksicht auf das Maß der persönlichen Schuld die Ehe auch gegen den Widerstand eines 

der beiden Ehegatten scheiden. Das Scheitern einer Ehe ist nach dem neuen Gesetz als er- 

wiesen anzusehen, wenn die Trennungsfristen abgelaufen sind. 

4. Besondere Gefahren des neuen Gesetzes liegen in folgenden Regelungen: 

_ Die Fristautomatik ermöglicht es jedem Ehegatten, das Ende seiner Ehe zu berechnen 
und damit den Endzeitpunkt der Ehe selbst zu bestimmen. Sind die im Gesetz vorge- 
sehenen Fristen abgelaufen, wird nicht mehr danach gefragt, ob die Ehe wirklich so 
unheilbar zerrüttet ist, daß die Wiederherstellung der ehelichen Lebensgemeinschaft 
nicht mehr erwartet werden kann. Dies wird zwar fast immer der Fall sein. Es ist aber 
zu fragen, ob nicht diese durchgehende Struktur des Gesetzes den Grundsatz der lebens- 
langen Ehedauer verdrängt. 

— Nach Ablauf der vorgesehenen Frist kann eine Scheidung gegen den Willen des an der 
Ehe festhaltenden Partners auch dann durchgesetzt werden, wenn dies für ihn oder für 
minderjährige Kinder aufgrund besonderer Umstände eine unbillige und unverhältnis- 
mäßige Härte ist. 

— Derjenige, der die Zerrüttung verursacht hat und die Scheidung gegen den Willen des 
anderen Partners durchsetzt, hat dennoch alle unterhaltsrechtlichen und versorgungs- 
rechtlichen Sicherungen, die das Gesetz vorsieht. So kann die Scheidung für ihn zu 
Lasten des Partners auch materiell von Vorteil sein. Gerade vor dieser Gefahr hatte 
die 1969 vom Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland herausgegebene Denkschrift 
„Zur Reform des Ehescheidungsrechts in der Bundesrepublik Deutschland‘ ausdrück- 
lich gewarnt und in diesen Fällen eine Begrenzung des im übrigen von ihr befürworte- 
ten Zerrüttungsprinzips gefordert. 

5. Wer mit Rat und Hilfe für Ehen und Familien in Konflikt- und Notlagen befaßt ist, 
steht vor der Aufgabe, alle Möglichkeiten zur Geltung zu bringen, der offensichtlichen Krise 
von Ehe und Familie in unserer Gesellschaft zu begegnen. Daher gilt es: 

— Für die Richter, die vorhandenen Möglichkeiten des neuen Gesetzes zur Erhaltung einer 
Ehe voll auszuschöpfen, die prozessualen Möglichkeiten ebenso wie die in Härteklauseln 
niedergelegten Beurteilungskriterien. Wichtig für die Gesamtwirkung des Gesetzes wird 
die Handhabung des Scheidungsfolgenrechtes, des Unterhalts, der Sorge für die Kinder 
und des Versorgungsausgleichs sein. Weil die geschiedene Ehe ein Stück fortwirkender 
Lebensgeschichte der früheren Partner bleibt, kann dem wirtschaftlich Stärkeren zuge- 
mutet werden, Unterhalts- und Versorgungsleistungen zu erbringen. Jedoch darf das Feh- 
len von Verschuldungsgesichtspunkten nicht zu dem Ergebnis führen, daß eheliche Ver- 
antwortungslosigkeit mit Unterhalt und Versorgung nach der Scheidung belohnt wird. 
Für die Regelung der Scheidungsfolgen im Bereich von Unterhalt und Versorgung wird 
die Frage nach der Verantwortung für das Scheitern einer Ehe im Gesetz nicht ausdrück- 
lich ausgeschlossen. 

— Für die Gesellschaft, eine gemeinsame Verantwortung für die Gefährdungen zu überneh- 
men, die Ehe und Familie zunehmend beschweren. Diese Gefährdungen gehen auf einen 
Bedeutungswandel zurück, den Ehe und Familie und die entsprechenden Wertvorstellun- 
gen in der Gesellschaft erfahren. Die Gewöhnung an fortschreitenden Wohlstand und 
... ee sich auf den personalen und privaten Lebensbereich 
Wert und Wesen der Ehe ie em a ıı a 
nur durch ein neues Ehescheidun =. = “ ner ee ent 
re s gsrecht, sondern mehr noch durch Förderung eines 
== x teundlichen Klimas in der Gesellschaft begegnet werden sollte. Hin- 
ee . en nn ea Ehescheidungen in der Bundes- 
a en viele menschliche Tragödien, denen nicht anders 
Bu er enger g Rechnung getragen werden kann. Aber es werden auch 

gezählte Ehepartner und deren Kinder geschaffen. 
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— Für die Kirche, davon Zeugnis zu geben, daß die Ehe von den Partnern vor Gott auf 
Lebenszeit geschlossen wird. „Was Gott zusammengefügt hat, das soll der Mensch nicht 
trennen“, sagt Jesus. Zur Wesensbeschreibung der Ehe gehören Bereitschaft und Ent- 
schlossenheit der Partner, dieses Wort Jesu als ein Angebot anzunehmen und ihre Ge- 
meinschaft auf Lebenszeit zu führen. In diesem Sinne gehört in der kirchlichen Verkün- 
digung die Unauflöslichkeit zum Wesen der Ehe. 


Die Verkündigung der Kirche versteht die Ehe als eine gute Gabe Gottes. Wer seine Ehe 
im Glauben an Jesus Christus führt, darf gewiß sein, daß sich ihm dieses Wesen der Ehe 
auch erschließt. Darum möchten wir alle Eheleute dazu ermutigen, den Krisen und Nöten 
in einer Ehe im Geiste der Liebe Jesu Christi zu begegnen. 


8. MILITÄRSEELSORGE UND MILITÄRISCHE GEWALTANWENDUNG 


Die Einheit der EKD wurde bekanntlich seinerzeit am stärksten gefährdet durch 
den Streit um die Wiederbewaffnung nach 19501. Evangelische Militärseelsorge 
hatte darum seit Anbeginn in keiner Hinsicht einen leichten Stand; ihre Arbeits- 
formel von der „kritischen Solidarität‘‘ gegenüber Bundeswehr und Soldaten ver- 
suchte der Tatsache Rechnung zu tragen, daß von der evangelischen Ethik her 
weder der Militärdienst noch die Kriegsdienstverweigerung als allein legitim be- 
gründet werden konnten. Die theoretische Grundlage der kirchlichen Arbeit 
seitdem, die einen gewissen, wenngleich spannungsvollen Konsensus ermöglichte, 
wurde 1959 in den Heidelberger Thesen mit ihrer Komplementaritätsthese for- 
muliert, die 1970 durch die Denkschrift der EKD-Kammer für Öffentliche Ver- 
antwortung zur Friedensethik fortgeführt wurden. Wie empfindlich angesichts 
dieser Balance die kirchliche Öffentlichkeit auf Veränderungen in der Konzep- 
tion der Militärseelsorge reagieren muß, zeigt die Diskussion über die Thesen, wel- 
che die 21. Gesamtkonferenz der Militärpfarrer auf ihrer Tagung in Bad Zwi- 
schenahn vom 26. bis 30. April 1976 erarbeitete. 


MACHT UND GEWALT - DEM FRIEDEN VERPFLICHTET 
Ergebnis der Konferenz der evangelischen Militärpfarrer 
Vom 30. April 1976? 


1. Es ist zu unterscheiden zwischen dem relativen Frieden dieser Welt und dem vollkom- 
menen Frieden, der allein von Gott kommt. Im Wissen um die letzte Geborgenheit des 
Menschen im Frieden Gottes haben Christen den Auftrag, aus der Gabe der Versöhnung 
heraus in immer neuen Anläufen zum Frieden dieser Welt beizutragen. Auch Rückschläge 
dürfen nicht entmutigen. Da das Reich Gottes in dieser Welt niemals rein darstellbar ist, 
wird auch der Friede nie ein erreichter Zustand, sondern immer ein Prozeß der Annähe- 
rung auf dieses Ziel hin sein müssen. 


1. Eine Zusammenfassung der wichtigsten Dokumente bei W. Rausch-Chr. Walther, Evan- 
gelische Kirche in Deutschland und die Wiederaufrüstungsdiskussion in der Bundesrepublik 
1950-1955, GTB 292, Gütersloh 1978. Vgl. auch J. Vogel, Kirche und Wiederbewaffnung, 
AKiZ 4, Göttingen 1978. 

2. Abdruck der Thesen und der Beiträge dieser Konferenz in: Beiträge aus der ev. Militär- 
seelsorge H. 18, Bonn 1976; vgl. auch epd-Dok. Nr. 38/1976 (gekürzte Fassung). 
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2. Christliches Handeln erwächst aus der Gesinnung und übernimmt zugleich Verant- 
wortung. Die „Gesinnungsethik“‘ versucht sich an der absoluten Ethik des Evangeliums 
zu orientieren. Sie fragt nach dem Motiv. Anders die „Verantwortungsethik “ Sie bezieht 
die Folgen der Tat nüchtern ins Kalkül und übernimmt die Verantwortung für die Auswir- 
kung dieses Handelns. Gesinnung und Verantwortung sind nicht absolute Gegensätze, son- 
dern Ergänzungen. Sie müssen zusammengeführt werden, damit Christliches und vernünf- 
tiges Handeln entsteht, das mit dem Begriff der „‚Wirklichkeitsgemäßheit“ (Bonhoeffer) k 
umschrieben werden kann. Es gilt der Satz von Moltmann: „Nicht das idealistische Prinzip 
der Gewaltlosigkeit ist dem Evangelium gemäß, sondern das verantwortliche Handeln der 
Liebe“. 

3. Der Einsatz des Christen für den Frieden kann die persönliche Bereitschaft zum Lei- 
den, zum Opfer, zum Gewaltverzicht und zum Martyrium miteinschließen. Diese besonde- 
ren christlichen Strategie-Elemente (Leiden, Verzicht, Hingabe) sind im Hinblick auf die 
Verantwortung für diese Welt jedoch nur begrenzt anwendbar. Was einzelne Christen als 
Opfer und Bekenntnis auf sich nehmen, kann für eine pluralistische Gesellschaft jedoch 
nicht verpflichtend gemacht werden. 

4. Der unabdingbaren Forderung auf absoluten Gewaltverzicht kann nicht zugestimmt 
werden. Sogenannte gewaltfreie politische Aktionen (Eberth) haben bisher, wenn über- 
haupt, so doch nur zeitlich begrenzten Erfolg gebracht. Erfolge solcher Aktionen sind 
außerdem situationsgebunden und von der Struktur des jeweiligen Gegenübers bestimmt. 

5. Die Frage nach den Kriterien berechtigter und unberechtigter militärischer Gewalt- 
anwendung kann nur mit äußerster Vorsicht gestellt werden, damit nicht das Mißverständ- 
nis kirchlicher Rechtfertigung für staatlich begründetes Handeln entsteht. Sicher ist jedoch 
militärische Gewaltanwendung unberechtigt, wenn sie zur Durchsetzung imperialistischer, 
annexionistischer oder ideologischer Ziele, und damit aggressiv erfolgt. Als einziges Krite- 
rium berechtigter militärischer Gewaltanwendung erscheint gegenwärtig die Selbstverteidi- 
gung als kollektive Notwehr und Nothilfe. Die Charta der Vereinten Nationen erkennt in 
Artikel 51 das Recht auf kollektive Selbstverteidigung ausdrücklich an. Auch müssen die 
kalkulierbaren und unkalkulierbaren Folgen eines Krieges stets mit in Rechnung gestellt 
werden. 

6. Sollten die im Raum des staatlichen Gewaltmonopols Dienstleistenden auf rechtsstaat- 
licher Grundlage Gewalt anwenden müssen (z.B. Polizeibeamte im Einsatz, Krisenstäbe bei 
Terrorakten, Soldaten im Verteidigungsfall), so entsteht nicht nur für den Christen ein tief- 
greifender Konflikt. Ein solcher Konflikt liegt bei jedem verantwortungsbewußten Menschen 
vor, wenn er zwischen zwei grundsätzlich in Geltung befindlichen ethischen Forderungen 
zu entscheiden hat. Er muß sich zu einem Weg durchringen, auf Kosten des anderen. Für ei- 
nen Soldaten im Verteidigungsfall stellt sich die Situation ebenfalls als Konfliktfall dar. Er 
muß Menschen Schaden zufügen, um dadurch Schaden von anderen fernzuhalten. Auch 
wenn dieses Tun rechtsstaatlich legitimiert wäre, bleibt seine Schuld vor Gott, die durch 
keine noch so gekonnte Dialektik hinwegzudiskutieren ist. Zum verantwortlichen Handeln 
des Christen gehört darum die Bereitschaft, bewußt diese Schuld in Freiheit auf sich zu neh- 
men. 

b; ö Darum verzichtet christliches Handeln auf das Wissen um letzte Gerechtigkeit und stellt 
ee nn durch Gott. Der Christ liefert sein Handeln Gott aus. „Das letzte 

genen Guten und Bösen und damit das Angewiesensein auf Gnade gehört 
wesentlich zum verantwortlichen geschichtlichen Handeln“ (Bonhoeffer). 
a a RE Verantwortung des einzelnen bildet das ganze Volk eine un- 
ee ee 5 % Ihr geht jedoch die Verantwortungsgemeinschaft aller für 
ae ee jeder einzelne für den Prozeß des Friedens einen Beitrag zu leisten 
ü wortungsgemeinschaft den Kriegsfall nicht verhindern kann, verdich- 


Es _ sich zur Haftungs- und Schuldgemeinschaft, aus der es für niemanden ein Entrinnen 


Mit diesen Thesen sollte ausdrücklich nur eine Diskussionsgrundlage geboten wer- 
den, sie stellten keine offizielle Verlautbarung der Militärseelsorge dar. Die Mili- 
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tärpfarrer wollten sich damit eine neue Grundlage für ihre Arbeit in der Seelsorge 
und Erwachsenenbildung schaffen. Doch die Tendenz, die bisherige Zwiespältig- 
keit der evangelischen Ethik an diesem Punkt zu überwinden, mußte den Verdacht 
erwecken, hier sollte die Lehre vom gerechten Krieg in neuer Form wiederbelebt 
werden. Friedensforscher und Militärseelsorger schienen in einen wenig sinnvollen 
Konflikt einzutreten, wobei die letzteren sich mißverstanden fühlten?. Jener Ver- 
dacht war auch durch Ausführungen des Militärgeneraldekans Reinhard Gramm 
genährt worden, in denen zwar jene Lehre abgelehnt, aber die Notwendigkeit einer 
ethischen Begründung des Krieges betont wurde. 


MILITÄRGENERALDEKAN REINHARD GRAMM: ERWÄGUNGEN 
ZUM PROBLEMFELD MILITÄRISCHER GEWALTANWENDUNG* 


Wenn nach einem ethischen Rahmen für militärische Gewaltanwendung gefragt wird, geht 
es um den Versuch, Bedingungen zu formulieren, unter denen ein Christ äußerstenfalls 
und auch nur unter strenger Selbstprüfung soldatischen Dienst im Krieg leisten kann. Wer 
so sucht, muß sich darüber im klaren sein, daß er damit an alte geistesgeschichtliche Frage- 
stellungen anknüpft. So werden einige Elemente der in so vielem veralteten Lehre vom ‚,‚ge- 
rechten Krieg‘ plötzlich wieder aktuell und verlangen nach zeitgemäßer Umformung und 
Interpretation. 

In keinem Fall darf es um eine Renaissance dieses belasteten, vielschillernden und oft 
mißbrauchten Begriffes gehen. Denn ein Rückzug hinter die Lehre der jüngsten Vergangen- 
heit ist nicht möglich. Es kann nicht darum gehen, den Krieg zu rechtfertigen. Gerechtfer- 
tigt werden überhaupt nur Menschen, keine Institutionen und keine Aktionen. Militärische 
Gewaltmaßnahme kann nur vom übergeordneten Friedensgedanken verstanden werden. Und 
allein durch diesen Dienstcharakter hat auch die militärische Gewaltanwendung eine begrenz- 
te und doch in diesen Grenzen theologisch nicht völlig zu verneinende Berechtigung. 

Der nun folgende Bedingungsrahmen, der zur Diskussion herausfordern möchte, verbin- 
det eigene Überlegungen mit Grundaussagen aus dem militärpolitischen Bereich. 

Für einen Christen wäre die Teilnahme an einer militärischen Gewaltanwendung möglich, 
denkbar, notwendig, wenn dieselbe 
. als allerletztes Mittel, 

. im ausschließlichen Dienst der Verteidigung, 
mit angemessenen militärischen Mitteln, 

. bei maximaler Schadensbegrenzung, 

. in verantwortbarer Zielsetzung, 

. zum Zweck. der Wiederherstellung des Friedens, 
. in ständiger Bereitschaft zur Verhandlung 
geschieht. 


nun pwne- 


Den Bezug zur Aufgabe der Militärseelsorge stellte Gramm in Zusammenfassung 
der Ergebnisse von Bad Zwischenahn in einem Vortrag her. 


3. Vgl. einerseits die Beiträge von G. Liedke in EvK 10, 1977, S. 92£., und W. Lienemann 
in LM 16, 1977, S. 102ff., andererseits die Repliken von W. Gerhold, H. O. Fuchs u.a. in 
LM 16, 1977, S. 420ff., und F. K. Scheel in EvK 10, 1977, S. 240f. 

4. R. Gramm, Der Friede ist ein ernster Fall, ZEE 20, 1976, S. 276-286. 
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MILITÄRGENERALDEKAN REINHARD GRAMM: 
MACHT UND GEWALT — DEM FRIEDEN VERPFLICHTET 


Vom 10. Juni 1976 (Auszug) ’ 


Selbstverständlich ist der Einsatz von Gewalt sorgfältig zu dosieren. Übertriebener und 
druckhafter wie auch zögernder und mangelhafter Einsatz staatlicher Gewalt werden seine 
Autorität schädigen. Trotz aller Problematik der Gewalt wird der Staat auf das Gewaltmo- 
nopoi um des Friedens willen nicht verzichten können. Bei aller Fragwürdigkeit der Gewalt 
kann ich der Pauschalthese, wonach Gewalt keine durchsetzende Kraft besitzt und auf 
Dauer nichts bewirkt, nicht zustimmen. Es gibt zu viele Gegenbeispiele aus der Geschichte. 
Nicht zuletzt sei daran erinnert, daß unser Land nicht aus innerer Überzeugungskraft, son- 
dern durch das militärische Gewaltpotential der Alliierten vom Ungeist Hitlers befreit wur- 
de=® 

Während im staatlichen Binnenraum diese notwendige Bindung von Macht und Gewalt 
an das Recht vollzogen ist, fehlt es im internationalen Raum weithin noch an einer über- 
zeugenden Regelung. Die Ansätze eines internationalen Rechts, die auch Mittel zu ihrer 
Durchsetzung bedürfen, sind — vorsichtig gesagt — erst sehr vage entwickelt. Wenn die Zei- 
chen der Zeit nicht trügen, wird es vorrangig darauf ankommen, diese internationale Rechts- 
ordnung, eine Art Überrecht, voranzutreiben. Im anderen Fall wird es kaum ein Überleben 
der Menschheit geben (C. F. v. Weizsäcker, G. Picht) ... 

Eine bloße Verketzerung von Gewalt kann nicht akzeptiert werden. Trotz aller Bedenken 
kann im Grenzfall die Zuordnung von Gewalt zum Gut des Friedens grundsätzlich nicht ver- 
neint werden. Ob Gewalt dem Frieden dient, kann nur im Einzelfall entschieden werden. 
Unter Frieden wird sowohl die rechtsstaatliche Grundordnung unseres Staates zu verstehen 
sein wie auch das Leben in seiner bloßen Existenz und in seiner personalen, ethischen und 
sozialen Qualität ... 

Für einen Soldaten im Verteidigungseinsatz stellt sich seine Lage grundsätzlich als Konflikt- 
fall dar. Er fügt Menschen Schaden zu, um dadurch Schaden von anderen fernzuhalten. Er 
muß damit rechnen, Menschenleben zu zerstören, die — ob Freund oder Feind — doch zu- 
gleich zu schützen sind. 

Auch wenn das Tun des Gewaltausübenden rechtsstaatlich legitimiert ist, wird er als Christ 
vor Gott schuldig werden müssen. Keine noch so gekonnte Dialektik vermag ihn davon frei- 
zusprechen. Zum verantwortlichen Handeln des Christen gehört darum die Bereitschaft, 
bewußt diese Schuld in Freiheit auf sich zu nehmen. 


Einer der Referenten der Militärpfarrerkonferenz, der Vizepräsident des Landes- 
kirchenamtes Hannover, hatte dagegen deutlich die Unmöglichkeit einer theolo- 
gisch legitimen Begründung des Krieges herausgestellt. 


VIZEPRÄSIDENT HANS PHILIPP MEYER: 
MACHT UND GEWALT - DEM FRIEDEN VERPFLICHTET 


Aus der Sicht eines Theologen 
Vom April 1976 (Auszug) ® 


Es gibt die Anerkennung einer allgemeinen Friedenspflicht, aber sie ist keineswegs selbst- 
verständlich, und es gibt auch noch — und da liegen die eigentlichen Probleme — Theorien 
des „heiligen Krieges“. Wie im Faschismus in allen möglichen Spielarten — dieser Begriff 
ist ja nicht sehr präzise —, so im intransigenten Marxismus. Es gibt also Theorien, die den 
Krieg ausdrücklich zum Mittel der geschichtlichen Entwicklung machen, die ihn für unaus- 
weichlich halten, ja ihn zum Teil verherrlichen. Und Elemente solcher Theorien des heili- 





a8 Wehrkunde, H. 8, 1976 (Sonderdruck). 
6. Vollständiger Text in dem A. 2 genannten Heft, S. 11-24. 
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gen Krieges sind in vielen lokalen Auseinandersetzungen, in Kriegen, in Befreiungskämpfen 
wirksam. Es wird zwar in einem bestimmten Sinne in diesen Theorien auch mit dem Frie- 
den gerechnet und auch so etwas wie eine Friedenspflicht (für die Zeit nach dem Krieg) 
anerkannt, aber diese Anerkennung erfolgt in einer kollektivistischen Perspektive oder Ver- 
ZEITUNG ... 

Gegenüber solchen Perspektiven, die den heiligen Krieg begründen, indem sie das Kollek- 
tivum zum Ziele seiner Entwicklung, zu seiner Existenz führen wollen, muß aus der Sicht 
des christlichen Glaubens geltend gemacht werden, daß auch in der Erkenntnis, daß der 
Einzelmensch nur in der Gemeinschaft mit anderen Mensch ist, es dabei bleiben muß, daß 
Gottes Liebe in Christus jedem konkreten Menschen gilt und jedem konkreten Menschen 
einen unermeßlichen Wert verleiht. Einen unermeßlichen Wert insofern, als es keinen Maß- 
stab gibt, an dem vergleichend man sagen könnte, daß so hoch der Wert des einzelnen 
Menschen sei. Wenn die These „Macht und Gewalt — dem Frieden verpflichtet“ gelten soll, 
dann muß sie in christlicher Sicht in folgender Weise verstanden werden: Die Friedens- 
pflicht von Macht und Gewalt läßt sich nicht auf Klassen, Rassen, Völker oder Gruppen 
beziehen oder begrenzen. Sie ist, wie die Pflicht zur Gerechtigkeit, unteilbar. Sie gilt jedem 
für jeden. Alles menschliche Unterscheiden zwischen diesen und jenen, diesen, für die dieses 
gilt, und jenen, für die jenes gilt, alles menschliche Unterscheiden bleibt unter der Verpflich- 
tung, in allem Tun und Lassen — auch im Gebrauch von Macht und Gewalt — dem anderen 
Frieden zu schaffen. Frieden in allen Graden, bis zu dem hin, der in der Gemeinschaft der 
Liebe gegeben ist ... 

Angesichts der eingangs von mir ausgesprochenen Gedanken über die Grundentscheidung 
zugunsten des unermeßlichen Wertes des konkreten Menschen scheint es mir nun unmög- 
lich, in diesem Bereich eine ethische Theorie oder gar eine kasuistische Auflistung zur Recht- 
fertigung bestimmter Verfahren im Gewaltgebrauch zu schaffen. Es gibt meines Erachtens 
keine Theorie oder Theologie zur Entlastung von der Verpflichtung zum Frieden, von der 
Verpflichtung — wenn ich es mit dem großen Katechismus sage —, Gott als „Hände, Rohre 
und Mittel‘ bei der Erfüllung der Bitte anderer um das tägliche Brot zu dienen. (Ein etwas 
umständlicher Gedanke, aber ich meine, man muß es auch so sehen: Wenn wir Gottes Hän- 
de, Rohre und Mittel sein sollen, um anderen Leben zu schaffen — Erklärung des ersten 
Gebots —, dann erfüllt Gott die Bitte um das tägliche Brot nach der Erklärung, die Luther 
dieser Bitte gibt, eben auch durch uns.) Es gibt keine Entlastung von dieser Aufgabe, we- 
der im Gebrauch von Gewalt, noch in der Verweigerung, am Gebrauch mitzuwirken. Ich 
meine, man kann hier auch keinen Rat geben im Sinne eines „heiligen“ Rates, eines Rates, 
der auf das Evangelium begründet ist, der in andere Richtung weist. Man kann hier keine 
Ermutigung aussprechen, die sich auf Gott beruft. Die Verpflichtung, zum Frieden auf- 
zurufen, scheint mir für die Predigt unaufgebbar in jeder Lage, das heißt, wo der Krieg 
ist oder wo er nicht ist — es ist immer die Pflicht der Predigt, zum Frieden aufzurufen, 

im großen wie im kleinen Maßstab ... 

Selbst wenn es eine begründete Theorie gäbe, die in solcher Predigt oder Verkündigung 
eine Gefährdung der Kampfkraft sähe, wäre meines Erachtens an dieser Richtung festzu- 
halten. Ich meine, daß es hier nichts abzudingen gibt. Der Ruf zum Frieden muß Ruf der 
Predigt bleiben. Im übrigen glaube ich, daß eine solche Theorie in Zweifel gezogen werden 
müßte. Neben der Feuerkraft einer Truppe und der kämpferischen Energie, die sie ayf- 
bringt, scheint mir, abseits von den Kombattanten, auch in einem Krieg mit der Macht 
oder Autorität, die auf Gerechtigkeit und Menschlichkeit beruht, zu rechnen zu sein. Ich 
meine, daß das ein Faktor ist, der allzu leicht übersehen wird dort, wo man nur militä- 
risch, nicht auch politisch denkt, wo man sich beschränkt in seinem Kalkül. 
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Ill. Diakonie 


Von Heinrich-Hermann Ulrich und Hartwig Grubel 


1. ALLGEMEINE ENTWICKLUNG 


a) Auf dem Wege zu einer diakonischen Kirche 


In vielen kirchlichen Ordnungen und Äußerungen ist zu lesen, daß die Diakonie 
eine Lebens- und Wesensäußerung der Kirche ist. Will die Kirche also ihr Leben 
und Wesen zum Ausdruck bringen, so muß sie diakonisch geprägt sein. 

Als um die Mitte des vorigen Jahrhunderts der Central-Ausschuß für die Innere 
Mission der Deutschen Evangelischen Kirche gegründet wurde, geschah in der 
evangelischen Christenheit Deutschlands ein erster Schritt auf dieses Ziel zu. 
Ein nächster Schritt folgte im Jahr 1945, als das Hilfswerk der Evangelischen 
Kirche in Deutschland ins Leben gerufen wurde, um der Not jener Jahre, soweit 
das möglich war, zu steuern. War die Innere Mission in Form eines freien Ver- 
eins strukturiert, so entstand das Hilfswerk in der Verantwortung der Landes- 
kirchen, die sich damit offiziell zu ihrer diakonischen Verantwortung bekannten. 

Um das Nebeneinander der beiden diakonischen Werke zu beenden, wurde 
1957 ihre Fusion eingeleitet mit der Auflage, den Prozeß innerhalb von 20 Jah- 
ren rechtlich, inhaltlich und finanziell abzuschließen. Früher als erwartet konn- 
te die Fusion der beiden Werke abgeschlossen werden. Bereits am 6.6.1975 fand 
die Gründung des neuformierten Diakonischen Werkes der EKD in Berlin statt, 
und am 6.11.1975 verabschiedete die Synode der EKD in Freiburg das Gesetz, 
mit dem die neue Satzung des Werkes ihre kirchliche Legitimation erhielt. Da- 
mit hatte die Entwicklung von der freien diakonischen Arbeit engagierter evan- 
gelischer Christen zur kirchlichen Diakonie ein vorläufiges Ziel erreicht. 

Die neue Organisationsform der Diakonie wurde in einem festlichen Rahmen 
während der ‚Stuttgarter Diakonietage“ vom 21. bis 24. Oktober 1976 der 
Öffentlichkeit vorgestellt. Die Veranstaltungen fanden ihren Höhepunkt in ei- 
nem Festakt in der Stuttgarter Stiftskirche am 23. Oktober 1976, bei dem Bun- 
despräsident Walter Scheel, Landesbischof D. Helmut Claß als Vorsitzender des 
Rates der EKD, Dr. Philipp Potter als Generalsekretär des Ökumenischen Rates 
und Pasteur Henri Ochsenbein als Präsident des Internationalen Verbandes für 
Innere Mission und Diakonie die Hauptvorträge hielten. Landesbischof D. Hel- 
mut Claß nahm in seiner Ansprache ausdrücklich auf die Gestaltung des Diako- 
nischen Werkes als eingetragenen Vereins Bezug. Er meinte, daß diese Organisa- 
tionsform, obwohl sie umstritten sei, diesem wichtigen Werk der Kirche den nö- 
tigen Freiraum gebe, den es für seine Arbeit brauche. Gleichzeitig betonte er 
den Doppelcharakter des Diakonischen Werkes (vgl. $ 1,1 der Satzung: „Das 
Diakonische Werk nimmt als Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland 
diakonische und volksmissionarische Aufgaben wahr“ ...) und mahnte die haupt- 
und ehrenamtlichen Mitarbeiter: „Vergessen Sie nicht, was die Väter des Cen- 
tral-Ausschusses der Inneren Mission mit dem Wort ‚Mission‘ gemeint haben ... 
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manchmal geht mit einem Wort auch die gemeinte Sache verloren. Und dies 
darf auf keinen Fall geschehen. Verstehen Sie bitte Ihre diakonische Arbeit im- 
mer als Funktion des Evangeliums von der menschensuchenden Liebe Gottes.“ 

Der Bundespräsident hob die sozialpolitische Bedeutung der Diakonie für den 
modernen Staat hervor, der ohne die freien Wohlfahrtsverbände viel von seiner 
Freiheitlichkeit verlöre und in der Gefahr stehe, den Bürger sozial zu bevormun- 
den. Gerade der freiwillige Antrieb zu sozialem Tun mache die Besonderheit ei- 
ner menschlichen Gesellschaft aus. 

Der Präsident des Diakonischen Werkes, Dr. Theodor Schober, umriß die Auf- 
gaben der Diakonie für die Zukunft. Diakonie sei das Christuszeugnis der Kirche 
in der Welt, deshalb müsse sie auch staatlichem Perfektionsstreben, das zur Ein- 
engung kirchlichen Handelns führen könne, widerstehen. Die Diakonie bleibe 
stets auf die Verwurzelung im täglichen und gottesdienstlichen Leben der Ge- 
meinde angewiesen. Aus den Gemeinden stammen die haupt- und nebenamtli- 
chen diakonischen Mitarbeiter; besonders die letzteren machen die Wirklichkeit 
diakonischer Arbeit erst möglich. Schwerpunkte der künftigen Arbeit seien im 
sozialen Bereich die qualitative Verbesserung der Anstaltsdiakonie, die Neuge- 
staltung der Gemeindediakonie und die Stärkung der Familien. 


b) Organisationsformen 


Die Satzung des Diakonischen Werkes der EKD e.V. vom 6.6.1975 in der Fas- 
sung vom 26.3.1976 beschreibt die Aufgaben folgendermaßen: 


81,1 Das Diakonische Werk nimmt als Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland 
(EKD) diakonische und volksmissionarische Aufgaben im Sinne der Grundordnung der 
Evangelischen Kirche in Deutschland wahr. Es erfüllt zugleich diakonische Aufgaben für 
die ihm verbundenen Freikirchen und kirchlichen Gemeinschaften. Es sorgt für die Aus- 
richtung kirchlicher Arbeit in diakonischer und volksmissionarischer Verantwortung. 

‚2. Das Diakonische Werk fördert die ihm angeschlossenen Werke, Verbände und Ein- 
richtungen. Es dient der Zusammenarbeit der gliedkirchlichen Diakonischen Werke, der 
Fachverbände sowie der Diakonie der Freikirchen und unterstützt die gemeinsame Planung 
von Aufgaben, die in ihrer Bedeutung über den Bereich eines gliedkirchlichen Diakonischen 
Werkes hinausgehen ... 

4. Als anerkannter Spitzenverband der Freien Wohlfahrtspflege arbeitet das Werk mit 
den anderen Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspflege zusammen und vertritt die 
Diakonie der Evangelischen Kirche in Deutschland und der mit dem Werk zusammenarbei- 
tenden Freikirchen gegenüber der Bundesrepublik Deutschland, sonstigen in- und auslän- 
dischen zentralen Organisationen und in der Öffentlichkeit. 

82,1 Das Diakonische Werk hat die Rechtsform des eingetragenen Vereins ... 

8 3,1 Mitglieder des Vereins können die Evangelische Kirche in Deutschland, die im Werk 
ee Freikirchen, die gliedkirchlichen und freikirchlichen Diakonischen Werke 
= Bier ge werden, die überregionale Aufgaben im Sinne des $1 die- 

$ 7,1 In Erfüllung seiner Aufgaben kann das Werk für die unmittelbar angeschlossenen 


Re: en Werke und Fachverbände Rahmenbestimmungen auf folgenden Gebieten be- 


1. Gegenseitige Information; 


5 So für die Rechtsform und Satzung von diakonischen Einrichtungen; 
. Rechtsverhältnisse der Mitarbeiter einschließlich des Mitarbeitervertreterrechts; 
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4. Wirtschaftsführung, insbesondere Rechnungswesen und Rechnungsprüfung; 

5. Statistik. 

(3) Im übrigen soll das Werk durch Empfehlungen die Koordinierung der Arbeit aller 
angeschlossenen Verbände, Werke und Einrichtungen unterstützen ... 

(4) Alle angeschlossenen Werke, Verbände und Einrichtungen können ihre Arbeit selb- 
an gestalten. Das Werk ist nicht befugt, Weisungen zu geben oder in die Arbeit einzu- 
greifen ... 

$ 9,2 Die Diakonische Konferenz kann über alle für die diakonische oder volksmissiona- 
rische Arbeit wichtigen Fragen beraten und hierzu Entschließungen fassen. 

$ 12,1 Der Diakonische Rat überwacht die Durchführung der Beschlüsse der Diakoni- 
schen Konferenz; er berät und beaufsichtigt die Hauptgeschäftsstelle und kann ihr Wei- 
sungen erteilen ... Er beschließt die Geschäftsordnung der Hauptgeschäftsstelle. 

(2) Der Diakonische Rat ist berechtigt, gegenüber Staat und Gesellschaft im Namen des 
Werkes Erklärungen zu den das Werk berührenden Fragen abzugeben. 

$ 14,1 Die Hauptgeschäftsstelle führt die laufenden Geschäfte des Diakonischen Werkes 
im Rahmen der von der Diakonischen Konferenz beschlossenen Grundsätze und nach den 
Weisungen des Diakonischen Rates. 

(2) Sie wird von einem Kollegium (Geschäftsführung) geleitet, das aus dem Präsidenten 
als dem Vorsitzenden, dem Vizepräsidenten als seinem Stellvertreter und den weiteren vom 
Diakonischen Rat berufenen leitenden Mitarbeitern besteht. Der Präsident führt die Auf- 
sicht über alle Mitarbeiter der Hauptgeschäftsstelle unbeschadet der Befugnisse des Diako- 
nischen Rates. 

$ 15 Der Erfüllung der Aufgaben des Werkes dienen folgende Einnahmen: 

1. Zuschüsse der Evangelischen Kirche in Deutschland nach Maßgabe ihres Haushalts- 
planes; 

2. Kollekten, welche die Evangelische Kirche in Deutschland zugunsten des Werkes aus- 
schreibt; 

3. Umlagen der gliedkirchlichen Diakonischen Werke, Freikirchen und Fachverbände 
aufgrund besonderer Vereinbarung; 

4. Zuwendungen von dritter Seite; 

5. Erträgnisse aus dem Vermögen. 

$ 16,3 Über die Wirtschafts- und Kassenführung ist jährlich Rechnung zu legen. Die ge- 
prüfte Rechnung wird vom Diakonischen Rat der Diakonischen Konferenz vorgelegt, die 
über die Entlastung des Diakonischen Rates und der Hauptgeschäftsstelle beschließt. 

$ 17, (2) Vor der Übernahme neuer Arbeitsbereiche ist die Zustimmung des Rates der 
Evangelischen Kirche in Deutschland einzuholen. 

(4) Bestehen Meinungsverschiedenheiten zwischen der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land und dem Werk über den Umfang der dem Werk übertragenen Aufgaben, so entschei- 
det der Rechtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland. Das gleiche gilt für sonstige 
Rechtsstreitigkeiten zwischen der Evangelischen Kirche in Deutschland und dem Werk 
nach Maßgabe der kirchengesetzlichen Bestimmungen über den Rechtshof. 


c) Dienstgemeinschaft 


In den Berichtsjahren hat sich die Diskussion um die Dienstgemeinschaft weiter 
fortgesetzt. Die Bemühungen um die diakonische Mitarbeiterschaft, ihre Moti- 
vierung, ihre Qualifizierung, ihre Arbeitsbedingungen, ihre Gemeinschaftsfor- 
men haben in den letzten Jahren immer mehr an Bedeutung gewonnen. 

Das Suchen und Fragen nach einem neuen Verständnis dessen, was „Dienst- 
gemeinschaft“ in der Diakonie heißt, sind überall in Gang gekommen. Will man 
dafür einen Rahmen abstecken, so müßte er folgende „‚Eckwerte“ berücksich- 
tigen: 
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— eine spirituelle Basis, in der die Verankerung der Diakonie in der Sendung 
Christi und in der Gemeinschaft der Kirche erkennbar wird, so daß es zu 
einem „diakonischen Lebensstil“ kommt; 

— eine arbeitsrechtliche Regelung, die viel Mitsprache aller Mitarbeiter ermög- 
licht und ein Höchstmaß an sozialer Gerechtigkeit anbietet; 

— eine Konfliktregelungspraxis, in der Wahrhaftigkeit, Schuldeingeständnis und 
Versöhnung das Arbeitsklima immer wieder reinigen. 

Im Zusammenhang damit ist auch die langfristige Diskussion um die arbeits- 
rechtliche Gestaltung der Tätigkeiten im kirchlichen und diakonischen Raum 
zu sehen, bei der es um den Abschluß von Tarifverträgen oder die Beschreitung 
eines „Dritten Weges‘ geht. 

Die Besonderheit der Tätigkeitsmerkmale in den Spitzenverbänden der Freien 
Wohlfahrtspflege wird vom Gesetzgeber u.a. darin gesehen, daß diese Verbände 
bestimmte weltanschauliche „Grundrichtungen“ verkörpern. Es wird von ihnen 
erwartet, daß sie ihre Arbeit entsprechend diesen Grundrichtungen gestalten. 

Das ist sowohl eine Frage an die Auswahl der Mitarbeiter und die Besonderheit 
der Arbeit im Sinne der Überlegung: „Wie steht es mit dem evangelischen Pro- 
fil der Diakonie?‘ In welcher Weise bestimmt das Markenzeichen der Diakonie 
die Arbeit und worin besteht es? 

Natürlich betrifft dies in erster Linie den Umgang der Diakonie mit den Men- 
schen, die ihr anvertraut sind oder die sich ihr anvertrauen. Erleben sie die Chri- 
stusliebe in der Zuwendung zu den Mühseligen und Beladenen oder erkennen 
sie nur einen angepaßten Wohlfahrtsbetrieb mit seiner nivellierenden Routine? 

Aber es betrifft nicht weniger die Gestaltung des Arbeitsrechtes und der Ar- 
beitsbedingungen. Auch die Mitarbeiter sollten spüren, daß sie trotz der Anfor- 
derungen in den vielfältigen Arbeitsfeldern der Diakonie in einem Geiste tätig 
sind, der in den Grenzen dieser Welt nicht aufgeht. 

Noch sind die Auseinandersetzungen um das künftige Arbeitsrecht nicht ab- 
geschlossen — in den Landeskirchen wie in der Diakonie. Doch weist die Ten- 
denz stärker in die Richtung des „Dritten Weges“. 


d) Mitgestaltung der Gesellschaft 


Während der schon erwähnten Stuttgarter Diakonietage 1976 wurde von Bundespräsident 
Walter Scheel betont: „Es zeugt für die Lebendigkeit unserer sozialen Demokratie, daß in 
keinem modernen Staat der Welt ein so hoher Anteil von sozialen Dienstleistungen durch 
Verbände der Freien Wohlfahrtspflege erbracht wird wie in unserem Land. 75 Prozent der 
Kindergärten, 57 Prozent der Altenheime, 37 Prozent der Krankenhausplätze werden von 
diesen Verbänden erhalten. Für unseren Staat bedeutet das eine große Entlastung, nicht 
nur in finanzieller, weit mehr in personeller Hinsicht. Für den Bürger ergibt sich daraus 
die Möglichkeit, die Hilfe dort zu holen, wo er glaubt, daß ihm am besten geholfen wer- 
den kann.“ 

Ahnlich sagte Bundeskanzler H. Schmidt in seiner Regierungserklärung nach den Wahlen 
am 16.12.1976 vor dem Bundestag: „Es darf nicht alles vom Staat erwartet werden. Auf 
vielen Gebieten kann der Staat durch seine Initiativen, durch Einsatz von Geld und durch 
sein Eingreifen zwar durchaus gesellschaftliche Solidarität fördern. Aber vieles entzieht 
sich seiner noch so wohlmeinenden Gesetzgebung und gut gemeintem Verwaltungshan- 
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deln u Die vielfältigen sozialen Dienste der Kirchen sind aus unserer gesellschaftlichen 
Wirklichkeit nicht wegzudenken. Hier wird ein Beispiel aktiver Solidarität und tätiger 
Nächstenliebe gegeben, das Anerkennung verdient und Dank.“ 


Trotz dieser Erklärungen maßgebender Politiker, sind seit längerem Tendenzen 
eines staatlichen Dirigismus erkennbar, die nicht übersehen werden können. 
Ein Beispiel dafür ist die Heimmitwirkungsverordnung, die die durchaus be- 
jahte Mitwirkung der Heimbewohner in einer perfektionistischen Weise regelt, 
die auf die unterschiedlichen Gegebenheiten in den einzelnen Heimen keine 
Rücksicht nimmt. Weiter wären etwa zu nennen: die Ausführungsbestimmungen 
mancher Länder zum Krankenhausfinanzierungsgesetz, die Pläne zur Regionali- 
sierung im Bereich der Behindertenhilfe sowie der ambulanten Pflege- und Be- 
ratungsdienste; vor allem aber der Entwurf zum „‚Krankenversicherungs-Kosten- 
dämpfungsgesetz‘“ aus dem Bundesministerium für Arbeit und Soziale Ordnung, 
dessen Auswirkungen die freigemeinnützigen Krankenhäuser zum Aussterben 
verurteilen würde. Die eigentliche Ursache für die Gefahr, die Freiheitlichkeit 
des sozialen Rechtsstaates zu verlieren, ist im Fehlen eines kooperativen Pla- 
nungsstiles zu sehen. 

Niemand bestreitet den Kommunen die mit der Gewährleistungspflicht für 
die Sozial- und Jugendhilfe verbundenen Kompetenzen. Aber es muß in einer 
demokratischen Staatsverfassung erwartet werden, daß man die Betroffenen in 
die entsprechenden Planungen von vornherein mit einbezieht. Werden sie über- 
gangen, wird aus der der staatlichen Planungsarbeit ein unangebrachter Diri- 
gismus. 

Gleichzeitig ist die wirtschaftliche und finanzielle Entwicklung zu bedenken, 
die durch die verzögerte Konjunktur eingetreten ist. Alle Zeichen deuten dar- 
auf hin, daß die Periode der Vollbeschäftigung für längere Zeit vorüber ist und 
in Zukunft mit einer strukturell bedingten hohen Zahl von Arbeitslosen gerech- 
net werden muß. Diese Umstände zeigen natürlich auch ihre Wirkungen auf die 
finanzielle Leistungsfähigkeit des Staates im Sozialbereich. Die Sozialleistungs- 
quote, d.h. der Anteil der Sozialleistungen am Sozialprodukt, der in der Zeit 
zwischen 1969 und 1974 von 25,4 auf 29 von Hundert angestiegen war, er- 
reichte 1975 die Rekordhöhe von 32,3 Prozent. Daß dieser Anteil auf Dauer 
zu halten ist, erscheint zumindest zweifelhaft; denn die Zahl der zu betreuen- 
den Personen und die Ausdehnung des Leistungsumfangs haben dazu geführt, 
daß die finanziellen Belastungen der Sozialhilfeträger ein kaum noch zu bewäl- 
tigendes Maß erreicht haben. Diese Entwicklung kann unser System der sozia- 
len Sicherheit auf lange Sicht überhaupt in Frage stellen. 

Auf Grund entsprechender Überlegungen und in Kenntnis der mit der ange- 
zeigten Entwicklung drohenden Gefahren wurde auf dem Deutschen Sozialhil- 
fetag in Dortmund im November 1976, an dem auch das Diakonische Werk be- 
teiligt war, erneut die Forderung nach einer stärkeren Aktivierung der Hilfe zur 
Selbsthilfe erhoben. Im Gesundheitswesen, in dem die Ausweitung der Kosten 
in den letzten Jahren geradezu explosionsartig erfolgt ist, hat der Gedanke an 
Selbstbeteiligung an Boden gewonnen. Daß solche Überlegungen angestellt wer- 
den, um die Überdehnung der Leistungskraft der Solidargemeinschaft auf ein 
vernünftiges Maß zu reduzieren, bedeutet noch keine soziale Demontage. Doch 
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die Diakonie wird darauf achten müssen, daß nicht durch Einschränkung be- 
stehender Ansprüche auf Sozialleistungen möglicherweise hilfsbedürftige Men- 
schen in Elend und Not geraten. 

Gleichzeitig dürfen die Bemühungen um Kostendämpfung im Sozialbereich 
nicht einseitig zu Lasten der Diakonie und der anderen freien Träger gehen. 
Der neue Entwurf zum „Krankenversicherungs-Kostendämpfungsgesetz‘ könnte 
in dieser Hinsicht symptomatisch sein. Jedenfalls hat die Neigung von staatli- 
cher oder kommunaler Seite zugenommen, finanzielle Leistungen an die freien 
Träger zurückzuhalten oder gar in Frage zu stellen. Das könnte zu einer „finan- 
ziellen Austrocknung“ der freien Träger führen. 

Zusammen mit Dirigismus und finanzieller Austrocknung stellt die Überfrem- 
dung durch andere Organisationen im halbstaatlichen Bereich die dritte Gefahr 
für die Diakonie und die freien Träger dar. So sieht der Entwurf des „Kran- 
kenversicherungs-Kostendämpfungsgesetzes“ u.a. vor, daß den Trägern der ge- 
setzlichen Krankenversicherung ein maßgebliches Mitspracherecht bei der Kran- 
kenhausplanung sowie bei der Festsetzung der Pflegekosten eingeräumt wird. 
Das führt zu einer Abhängigkeit der freigemeinnützigen Krankenhäuser von den 
Kassen und zum Verlust der Selbstbestimmung. Die Gefahr einer Überfremdung 
ist nicht minder gegeben, wenn sich der Staat in den Einrichtungen der freige- 
meinnützigen Träger ein Mitspracherecht für Leitungspersonal zu sichern ver- 
sucht oder wenn die Gewerkschaften den Abschluß von Tarifverträgen auch für 
die Mitarbeiter in der Kirche und ihrer Diakonie verlangen. Auch mit diesen 
Überlegungen und Warnungen nimmt die Diakonie teil an den Entwicklungen 
des gesellschaftlichen Lebens und des freien und demokratischen Rechtsstaates. 

Die Diakonie, anfangs mehr auf die individuelle Hilfe an einzelnen Bedürfti- 
gen oder Notleidenden ausgerichtet, konnte sich der Erkenntnis nicht verschlie- 
ßen, daß der wirksamen Einzelfallhilfe die strukturelle Hilfe im gesamtgesell- 
schaftlichen Bereich entsprechen muß. Konkret ergab sich daraus die Mitarbeit 
während des Berichtszeitraumes an Aufgaben, die sich durch politische und 
soziale Veränderungen ergaben, so z.B. die Eingliederung der deutschen Umsied- 
ler aus den osteuropäischen Staaten, die Sorge für die ausländischen Arbeitneh- 
mer in der Bundesrepublik, die Intervention bei Verletzung der Menschenrech- 
te, der Schutz des gefährdeten Lebens ($$ 216 u. 218), die Mitwirkung bei der 
Bewältigung des Arbeitslosenproblems. Aber auch die Bemühungen um Rehabi- 
litation, um Normalisierung der Behinderten, um die Resozialisierung der Ge- 
fährdeten, um Integration von Randgruppen gehört in diesen Zusammenhang; 
und erst recht im Bereich der ökumenischen Diakonie sind Einzelfallhilfe und 
Strukturhilfe nicht voneinander zu trennen. 


2. AUS DER THEOLOGISCHEN ARBEIT 


Es gibt nur einen akademischen Lehrstuhl für Diakoniewissenschaft in der Bun- 
desrepublik; deshalb ist die theologische Grundsatzarbeit der Hauptgeschäfts- 
stelle von besonderer Bedeutung, zumal die diakonische Dimension im Lehren 
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und Handeln der Kirche seitens der Praktischen Theologie bisher nur geringe 
Aufmerksamkeit fand. 


Es ließ sich ein steigendes Interesse an diakonischen Fragen bei Studenten der 
Theologie und der Evangelischen Fachhochschulen erkennen. Hintergründe sind 
u.a. vermehrter Einsatz von Theologiestudenten auf diakonischen Arbeitsfeldern, 
stärkere theologische Verarbeitung diakonischer Impulse in Universitätssemina- 


ren und ein immer mehr zutage tretender Wandel im Selbstverständnis des Pfarr- 
amtes. 


Im Berichtszeitraum wurde in der Tagungs- und Seminararbeit mit Pfarrern 
und diakonischen Mitarbeitern nach einem Weg von der praktischen Erfahrung 
zum theologischen Erkennen gesucht und so daran gearbeitet, die traditionelle 
wechselseitige Isolierung von humanwissenschaftlich geklärter Erfahrung und 
theologischem Denken zu überwinden. 


Dazu dienten eine Reihe von Tagungen. So traf sich der humanwissenschaftlich-theologische 
Studienkreis im März 1976 in Straubing unter dem Thema: „Aussonderung — Isolation — 
Abhängigkeit der Menschen im Subsystem am Beispiel des Strafvollzuges‘. In Gesprächen 
der Hauptgeschäftsstelle mit dem Leiterkreis der Evangelischen Akademien und mit den 
Rektoren der Evangelischen Fachhochschulen wurden die Probleme erörtert, die sich heute 
im theologisch-humanwissenschaftlichen Dialog in bezug auf die diakonische Praxis stellen. 

Solche Probleme haben sich besonders in der evangelischen Beratungsarbeit als vordring- 
lich erwiesen. Auf Anregung des Diakonischen Rates veranstaltete die Hauptgeschäftsstelle 
daher vom 21. bis 24.2.1977 in Bad Boll eine Tagung über das Thema ‚Theologische Grund- 
fragen in Beratung und Seelsorge‘. Hier konnte vieles an gegenseitigem Aufeinanderhören 
und Verstehen bewirkt werden, auch wenn es nicht zu abgeschlossenen Ergebnissen führte. 

Aus dem Resümee von H.-H. Ulrich „Theologische Grundfragen in Seelsorge und Be- 
ratung“ (in: DIAKONIE 4/1977, S. 234ff.) wird hier ein Auszug zitiert: 


Gesellschaftliche Entwicklung und Beratung 


Die technische und gesellschaftliche Umwälzung, die der Aufbauzeit nach dem Kriege in 
zunehmendem Maße das Gepräge gab, brachte neben politischen und wirtschaftlichen Er- 
folgen auch eine Fülle menschlicher und sozialer Probleme. Dabei erwies es sich insbeson- 
dere als ein schweres Defizit, daß die Auflösung gewachsener gesellschaftlicher Institutio- 
nen (wie z.B. Großfamilie), die früher Orientierung, Sicherheit und Halt gaben, viele Men- 
schen in Situationen der Rat- und Hilflosigkeit stürzten. Darüber hinaus verursachten die 
Anforderungen und Belastungen der modernen Leistungsgesellschaft eine Zunahme der 
Störungen im psychischen, psychosomatischen und kommunikativen Bereich. Auf diesem 
Hintergrund entstanden eine Fülle von Beratungsstellen, deren Träger neben den Kommu- 
nen in hohem Maße die freien Wohlfahrtsverbände und die Kirchen waren. Mit welchem 
Recht haben sich gerade die Kirchen und ihre diakonischen Einrichtungen dieser Aufgabe 
angenommen? Wie sollte Beratung konzipiert sein, wenn sie sich als Mandat der Kirche 
versteht? 


Kirche und Beratung 


Daß die Kirche den Auftrag zur Seelsorge hat, ist unbestritten; strittig ist neuerdings, ob 
dieser Auftrag auch die Beratung einschließt. 

Zu dieser Frage wurde geltend gemacht, daß die Kirche auch in früheren Epochen Ar- 
beitsformen adaptiert hat, die ihr für die Erfüllung ihres Auftrags geeignet und tauglich 
erschienen. Ebenso hat die Kirche neue Arbeitsformen geschaffen, wenn diese durch ge- 
sellschaftliche Veränderungen notwendig wurden (z.B. Wicherns Methoden bei der Arbeit 
an gefährdeten Jugendlichen oder Straffälligen; Fliedners und Löhes Konzeption der Dia- 
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konissenmutterhäuser u.a.m.). Hier gilt das Wort: „Alles ist euer; ihr aber seid Christi“ 
(1. Kor. 3,21—23). cr 

Dieser Einstellung entspricht es, daß die Kirche in einer Zeit, in der das Bedürfnis nach 
Orientierung und Beratung infolge tiefgehender sozialer und technischer Umbrüche groß 
ist, Einrichtungen schafft und unterhält, die sich dieser Aufgabe besonders annehmen: 
Ehe-, Familien-, Erziehungs-, Lebensberatung, Telefonseelsorge u. dgl. „Gott will, daß allen 
Menschen geholfen werde und sie zur Erkenntnis der Wahrheit kommen“ (1. Tim. 2,4). 
Umgekehrt fordert die Tatsache, daß die von der Kirche eingerichteten Beratungsstellen 
auch an ihrem Mandat teilhaben, eine positive Beziehung zur Kirche: ein „sentire cum 
ecclesia‘“ (Mitfühlen mit der Kirche). 


Beratung und Seelsorge 


Beratung und Seelsorge wurzeln beide im Auftrag an die Gemeinde, einander Beistand zu 
leisten: durch Gemeinschaft, durch Wort, durch Tat. Insofern ist Beratung — christlich 
motiviert und praktiziert — eine Form der Diakonie. Ebenso ist sie aber auch eine Form 
der Seelsorge und hat ihren Ursprung in der Paraklese, dem gegenseitigen brüderlichen Zu- 
spruch, zu dem die apostolischen Briefe des Neuen Testaments die Gemeinde ermutigen. 
Die Tagungsteilnehmer waren deshalb der Meinung, daß Beratung und Seelsorge zusam- 
mengehören. Sie stellen gleichsam verschiedene Weisen mitmenschlichen Beistands dar, 
die beide — sofern sie als gemeindliche Dienste verstanden werden — ihre Mitte in Chri- 
stus haben. Beratung muß offen sein zur Seelsorge, wie umgekehrt Seelsorge durchaus 
Elemente der Beratung in sich aufnehmen und in Beratung übergehen kann. In dieser Rich- 
tung hat sich vor allem die „therapeutische Seelsorge“ entwickelt. 

Dennoch sind Seelsorge und Beratung auch wiederum zu unterscheiden. Beratung will 
unter Zuhilfenahme von Erkenntnissen der Individual- und Sozialpsychologie Konflikt- 
situationen und Beziehungsstörungen bearbeiten. Sie hat vor allem kommunikative und 
therapeutische Absichten mit dem Ziel der Heilung, d.h. der Verbesserung der Bedingungen 
für seelische und körperliche Gesundheit, für produktive Lern- und Leistungsvorgänge. Seel- 
sorge ist dagegen von der Frage nach dem Heil des Menschen bewegt. Sie lehnt sich enger 
an die Wortverkündigung an und will Glaubenshilfe anbieten. Dies gilt auch für die „thera- 
peutische Seelsorge“, deren Verhältnis zur „kerygmatischen Seelsorge“ allerdings weiterer 
Klärung bedarf. 

Dabei lassen sich Heil und Heilung nicht voneinander trennen. In der Diskussion über 
diesen Problemkreis wurde die Meinung vertreten, daß Heilung Konkretion von Heil ist, 
Heil aber Grund und Ziel aller Heilung. 

Da Beratung und Seelsorge sich nicht nur berühren, sondern häufig ineinander überge- 
hen, ist es notwendig, daß Seelsorger und Berater im Dialog miteinander stehen, ihre Er- 
fahrungen austauschen und einander in der Verbesserung der Arbeitsmethoden helfen. 


Beratung und Gemeinde 


Wie die Seelsorge, so ist auch die Beratung eine Aufgabe der Gemeinde Jesu Christi in 
ihren verschiedenen Erscheinungsformen. Die Gemeinde kann für diese Aufgabe Einrich- 
tungen schaffen, in denen Fachleute tätig sind, die für den Beratungsdienst eine beson- 
dere Ausbildung haben. Doch wird die Verantwortung der Gemeinde damit nicht aufge- 
hoben, sondern unterstrichen. i 

In der Diskussion wurde deshalb nachdrücklich die Forderung erhoben, daß die Ver- 
bindung zwischen Gemeinde und Beratungsarbeit gestärkt werden müsse, um eine Isolie- 
rung der Beratungsarbeit oder gar ihre Loslösung vom Gesamtdienst der Gemeinde zu 
vermeiden. Dazu diene nicht nur die Information, die von der Gemeinde zur Beratung 
gehe, sondern auch die Offenheit und Durchsichtigkeit der Beratungsarbeit in ihren Grund- 
lagen, Methoden und Zielsetzungen. Auf diese Weise könne das nicht selten vorhandene 
ne Mißtrauen abgebaut und überwunden werden. 

mgekehrt wurde — besonders von Vertretern der Beratungsarbeit — die Erwartu = 

gesprochen, daß die Gemeinde den Einrichtungen der Beh mit er Mändnirben 


182 


gegnet und sie unterstützt: nicht nur durch Personalnachschub und Finanzen, sondern 
auch durch Bildung von Gruppen, die sich in der Beratungsarbeit engagieren (z.B. Tele- 
fonseelsorge, Suchtkrankenhilfe, Therapiegruppen). 

Einig war man sich in der Überzeugung, daß der Auftrag zu Seelsorge und Beratung 
ebenso wie der zu Mission und Diakonie der ganzen Gemeinde gilt. Die professionelle 
Beratung dürfe sich deshalb nicht elitär gebärden und dazu führen, daß die Gemeinde in- 
aktiv werde. Andererseits müsse die Gemeinde die Berechtigung und Notwendigkeit fach- 
licher Ausbildung anerkennen und würdigen. 


Beratung und Verkündigung 


Daß die Beratung keinen unmittelbaren Auftrag zur Wortverkündigung hat wie beispiels- 
weise das Predigt- und Lehramt, war allgemeine Überzeugung. Doch ist die christlich mo- 
tivierte und praktizierte Beratung — wie auch die Seelsorge — an der Vermittlung des 
Evangeliums beteiligt. Wahrheit ereignet sich „als Begegnung“ (Emil Brunner). 

Die Form, in der sich diese Vermittlung vollzieht, ist das Gespräch, das in offener Part- 
nerschaft zwischen Berater (Seelsorger) und Klient zu führen ist. Dieses Gespräch muß 
„stimmig“ sein: mit der Situation des Klienten, mit den Möglichkeiten des Beraters, mit 
un Evangelium. Dabei ist davon auszugehen, daß jeder Mensch eine Geschichte mit Gott 

at. 

Entscheidende Voraussetzung zum Gelingen des Gesprächs ist die vorbehaltlose Annahme 
des Ratsuchenden durch den Berater: „Nehmt einander an, wie Christus euch angenom- 
men hat‘ (Röm. 15.7). In das Gespräch soll der Berater nicht nur sein Fachwissen ein- 
bringen, sondern ebenso die Erfahrungen und Bezüge des Glaubens. So gehören Glaubens- 
und Lebenshilfe zusammen. 

Besondere Aufmerksamkeit erfordert dabei das Problem des Widerstands. Dieser Wider- 
stand ist ein psychologisches Phänomen, insofern er sich gegen die Aufdeckung der Tie- 
fendimension des eigenen Ich richtet. Er ist aber ebenso ein theologisches Phänomen, inso- 
fern er sich gegen die Öffnung zu Gott sperrt. So ist der Widerstand nicht nur in psycho- 
logischen Faktoren begründet, sondern ebenso in theologischen. Das christliche Menschen- 
bild ist realistisch, weil es davon ausgeht, daß der Widerstand gegen Gott in der Natur des 
Menschen liegt. Der Mensch ist weder bereit, seine Rolle als Geschöpf gegenüber dem 
Schöpfer anzunehmen, noch will er die Wahrheit über seine Lage vor Gott erfahren. 


Methoden und Inhalte 


Die moderne Psychologie bietet eine Fülle von Methoden an, um die Beratungsarbeit effek- 
tiv zu machen. Kirchliche Seelsorge und Beratung haben die Freiheit, sich dieser Methoden 
zu bedienen. Dabei ist nach dem Grundsatz zu verfahren: ‚„Prüfet alles, und das Gute be- 
haltet!“ (1Thess 5,21). Es gibt Methoden, die eine Affinität zum Evangelium haben, aber 
auch solche, die Distanzierung und Ablehnung erfordern. 

In diesem Zusammenhang muß bedacht werden, daß Methoden immer von einem be- 
stimmten Menschenbild her entworfen werden und daß sie deshalb nie ohne religiöse oder 
weltanschauliche Voraussetzungen zu verstehen sind. Es ist deshalb zu prüfen, welches 
Menschenbild den angebotenen Methoden zugrunde liegt und ob die Methode auch dann 
brauchbar ist, wenn man von ihren weltanschaulichen Voraussetzungen absieht. 


Evangelium und Gesetz 


Es gibt viele Punkte, an denen psychologische Methoden und evangelische Inhalte sich be- 
rühren: in der Annahme des anderen, in der Zuwendung zu seinen Problemen, in der ab- 
soluten Offenheit, im Verzicht auf Richten und Verurteilen. Das Evangelium fängt immer 
mit dem Zuspruch Gottes an, mit dem Indikativ: „Dir sind deine Sünden vergeben.“ 

Auf der anderen Seite ist das Evangelium nie ohne Gesetz, nie ohne Imperativ. Es zer- 
stört keine Normen und keine Werte, sondern will zu ihrer Erfüllung helfen. Aus der Tat- 
sache, daß es eine Gesetzlichkeit gibt, die ihre Normen ohne Rücksicht auf den Menschen 
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durchsetzt, darf nicht gefolgert werden, daß das Gesetz abzulehnen ist. Das Gesetz will ja 

nach dem Verständnis des Neuen Testaments den Menschen nicht nur seiner Sünde 

und Unvollkommenheit überführen, sondern ist ein Stück Lebenshilfe, weil es den Willen 

Gottes zeigt. Zwischen dem Überich der Psychologie und dem Gesetz als Inbegriff der Ge- 

bote Gottes ist dabei deutlich zu unterscheiden. h 
Beratung und Seelsorge, so war deshalb die überwiegende Meinung der Tagungsteilneh- 

mer, kommen nicht ohne Hinweis auf das Gesetz Gottes aus. Doch muß dies in ei- 

ner Form erfolgen, die nicht zur Verdrängung des Bösen führt, sondern Vergebung er- 

möglicht. Auf der anderen Seite darf das Evangelium nie zum Gesetz werden, auch nicht 

zum Liebesgesetz. 


Ziel der Beratung 


Das Ziel der Beratung wurde mit verschiedenen Begriffen umschrieben: Konfliktlösung, 
Heilung, Erneuerung der Beziehungen u.a.m. Auch der neutestamentliche Begriff der „Oi- 
kodome‘“ (Auferbauung) wurde erwogen, da er sowohl für den einzelnen als auch für die 
Gemeinschaft angewandt werden kann. Am besten tauglich erschien der Begriff der Ver- 
söhnung. Versöhnung ist notwendig, weil Menschen mit ihrem Schicksal, mit sich selbst, 
mit ihren Mitmenschen und letztlich mit Gott im Streit leben. Wo sich Versöhnung er- 
eignet, werden Konflikte gelöst und Beziehungen erneuert. Heil und Heilung werden kon- 
kret. 

Dabei ist allerdings zu bedenken, daß Versöhnung ein umfassendes Ziel ist, das sich in 
viele Teil- und Zwischenziele aufgliedert. Diese Teil- und Zwischenziele sind in den unter- 
schiedlichen Lebenssituationen begründet und können nur im Dialog mit dem Partner ge- 
funden werden. Alle Teil- und Zwischenziele sollten aber in der Perspektive der Versöh- 
nung gesehen und angestrebt werden. 


Katalog der offenen Fragen 
Eine ganze Reihe von Fragen wurde nur gestreift, konnte aber nicht ausführlich diskutiert 
werden. Dazu gehören folgende Probleme: 
— Fachwissen und Spiritualität, 
— Ausbildung und Charisma (Befähigung zur Seelsorge), 
— Hauptamtliche und ehrenamtliche Mitarbeiter, 
— Menschliche Offenheit und christliche Zeugnisverpflichtung, 
— Die Frage nach dem Bösen, 
— Immanenz und Transzendenz im Versöhnungsgeschehen, 
— Die Frage nach dem „intra“ und „extra nos“, 
— Freiheit und Bindung / Mündigkeit und Gottesbeziehung, 
— Schuld und Vergebung, 
— Bewältigung von Angst und Trauer, 


= Wachstum und Reifeprozeß / Problem der Selbstverwirklichung, 
— Die Frage nach dem Sinn. 


Ein weiterer großer Bereich theologischer Arbeit ist die Auseinandersetzung 
mit Konzeptionen im gesellschaftspolitischen Bereich, denn die Diakonie kann 
nicht darauf verzichten, über die individuelle Hilfeleistung hinaus in die übergrei- 
fenden sozialpolitischen Fragestellungen und Probleme vorzustoßen, wie die 
Grundwertediskussion gezeigt hat. Zur Standortfindung der Diakonie in dieser 
Frage wurden Studien angefertigt, in denen Parteiprogramme analysiert und mit 
theologischen Normen konfrontiert wurden. Solche Studien dienen jedoch nicht 
nur zur Klärung von Problemen, sondern wollen ebenso Unterlagen bieten für 
ein gesellschaftsdiakonisch wirksames Handeln der Diakonie. 

In der Erarbeitung diakonisch-theologischer Konzeptionen und Stellungnah- 
men zu den verschiedenen Arbeitsfeldern wurde im Berichtszeitraum in Zu- 


184 


sammenarbeit mit Sozialfachleuten, Praktikern und Fachreferenten kirchlicher 
Sozialarbeit begonnen, für konzeptionell noch nicht oder nicht ausreichend 
abgedeckte diakonische Arbeitsbereiche theologisch wie humanwissenschaftlich 
verantwortbare Konzeptionen zu entwickeln (exemplarisch: die neue Konzep- 
tion evangelischer Straffälligenhilfe). Weitere Bemühungen dieser Art galten und 
gelten den Arbeitsfeldern der Altenhilfe, Adoptionsvermittlung, Arbeitslosen- 
hilfe, Umsiedlerhilfe. 

Doch auch das religionspädagogische Förderungsprogramm für Kindergärten 
muß in diesem Zusammenhang erwähnt werden, ebenso die theologische Ar- 
beit der missionarischen Dienste. Ferner wurde die Praxisvermittlung für die 
Ebene gemeindlicher bzw. gottesdienstlicher Praxis begonnen, etwa durch die 
Erstellung von Gottesdienstentwürfen zu diakonischen Themen. Darüber hin- 
aus wurden erste systematische Versuche unternommen, das Beziehungsfeld 
„Diakonie — Kirche — Gesellschaft‘ mit Hilfe systemtheoretischer Ansätze im 
soziologischen Bezugssystem anzugehen. Dies unter anderem mit dem Ziel, das 
Nebeneinander individual- und gesellschaftsdiakonischer Ansätze zu überwin- 
den. 

Ein letzter Bereich ist noch zu nennen, dem die diakonische Arbeit zugewandt 
ist: Es ist die Aufgabe der Vermittlung von Diakonie in die Praxis der Gemein- 
de. Ein Prozeß der Bewußtseinsbildung wird damit intendiert, der ebenso der 
theologischen Klärung wie der praktischen Anleitung dient. 

Die theologische und sonstige diakonische Arbeit wird durch ein umfangrei- 
ches literarisches Programm begleitet, insbesondere durch die Zeitschrift DIA- 
KONIE, die in der Gestaltung ihrer Hefte Sachthematik und Aktualität mitein- 
ander verbindet, ebenso aber auch durch Studienbriefe und Broschüren. 


3. DIENSTE IM VOLKSMISSIONARISCHEN BEREICH 
a) Missionarische Dienste in der Großstadt 


Im Rahmen der volksmissionarischen Arbeit stand für den Berichtszeitraum das 
Problemfeld „Großstadt“ im Vordergrund des Interesses. Zwei Tatsachen sind 
es vor allem, die die Großstadt in ihrer kirchlichen Situation bestimmten: er- 
stens die hohen Kirchenaustrittszahlen, die in Norddeutschland teilweise zwi- 
schen 15 und 20% liegen, andererseits die besondere urbane Struktur der Mo- 
bilität, Anonymität und Rationalität, die vor allem ihre Wirkung in Neubau- 
gebieten zeigt, wo es noch keine festen sozialen Kontakte und gemeindlichen 
Bindungen gibt. Gerade die letztgenannten Bedingungen begünstigen die Entste- 
hung von Randgruppen, Slums und Ghettoisierungen. 

Zusammen mit der Arbeitsgemeinschaft Evangelischer Stadtmissionen bereitete 
die Arbeitsgemeinschaft Missionarische Dienste ein Aktionsprogramm vor, das 
eine erste Konkretion in dem Projekt „Missio Berlin ’77“ fand. Dieses Projekt 
wurde von der Berliner Stadtmission aus Anlaß ihres 100jährigen Bestehens 
in Angriff genommen und hat ein ganzes Bündel missionarischer Aktivitäten 
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in den Berliner Gemeinden entfaltet, wie z.B. Straßenfeste, Gemeindeseminare 
und die Bildung diakonischer Arbeitsgruppen. Wesentlich für das Gelingen die- 
ser Aktion war die Patenschaft verschiedener westdeutscher Landeskirchen für 
die einzelnen Berliner Kirchenkreise. Im Zusammenhang mit der „‚Missio Ber- 
lin ’77“ stand auch die Präsenz von Volksmission und Diakonie auf dem Kir- 
chentag in Berlin 1977. Die Aktion wurde durch die Jahrestagung der Arbeits- 
gemeinschaft Missionarische Dienste vorbereitet, die unter dem Thema „Stadt 
unter Gott‘ stand, und durch den Lehrgang des Seminars für missionarische Ver- 
kündigung und Gemeindeaufbau unter dem Thema „Gemeindliche und funktio- 
nale Dienste in der Großstadt“ vom 20. bis 24. September 1976 fortgeführt. 

Erfreulicherweise hat die Schwerpunktbildung „Großstadt“ auch an anderen 
Stellen beispielgebend gewirkt. So ist vor allem von einer Großaktion in Ham- 
burg im Herbst 1976 zu berichten, an der 400 Mitarbeiter beteiligt waren und 
in der neue Wege der Evangelisation mit gutem Erfolg versucht wurden. Auch 
die Gebietsmission der Rheinischen Kirche in Leverkusen mit dem Titel „Kir- 
che im Gespräch“ ist in diesem Zusammenhang zu nennen. 


b) Missionarische Verkündigung und Gemeindeaufbau 


Das Interesse an der Evangelisation sowie an anderen Formen missionarischer 
Verkündigung hat erfreulicherweise unter den jüngeren Pfarrern zugenommen. 
Neue Entwicklungen zeigen sich aber auch in der Praxis der Evangelisation. Be- 
sonders bemerkenswert ist das Einbeziehen neuer kommunikativer und seelsor- 
gerlicher Elemente in die evangelistische Arbeit, wie z.B. das Gespräch, die mis- 
sionarische Gruppe, die Wochenendtagung. Gewachsen ist ebenfalls die Zusam- 
menarbeit in der Evangelisation zwischen Landeskirchen, Freikirchen, Gemein- 
schaften, freien Missionswerken und jungen missionarischen Gruppen. Eine schö- 
ne Frucht dieser Zusammenarbeit war die Großveranstaltung „Christival‘ Pfing- 
sten 1976 in Essen, ein Schulungskongreß für junge Menschen, die als Christen 
missionarisch und diakonisch in ihrem Lebenskreis wirken wollen. 


Ein geistliches Band zwischen den Gemeinden in der Bundesrepublik und der DDR ist im- 
mer noch die Bibelwoche. Sie bietet den Ansatz für einen qualifizierten Umgang mit der 
Bibel im Sinn jener „neuen Spiritualität‘, die die Weltkirchenkonferenz in Nairobi 1976 
gefordert hat. Die Bibelwoche will dazu einen konzentrierten Impuls vermitteln. Als Text 
für die 40. Bibelwoche 1977/78 dienten ausgewählte Abschnitte aus dem Matthäusevan- 
gelium, für die 41. Bibelwoche Worte des Propheten Deuterojesaja. Das Bibelwochenheft 
1976/77 über den 1. Petrusbrief mit dem Titel „‚Christsein im Kreuzfeuer‘ wurde in 14000 
Exemplaren abgesetzt, das Heft für die Hand der Gemeinde mit dem Titel- ‚Freude des Be- 
drängten“ in 35000 Exemplaren. ö 

Im Bereich des missionarischen Gemeindeaufbaus sah das Berichtsjahr eine verstärkte Be- 
mühung um den theologischen Zentralgedanken der „Haushalterschaft‘‘, gerade auch für 
neue, jüngere Mitarbeiter und für Mitarbeiter aus nicht-lutherischen Landeskirchen. Die 
Iheoanche rg vom 4. bis 6.10.1976 in Haus Reineberg (Westfalen) war 

m Ihema gewidmet. Ferner wurden in zwei i ien- 

stes und der Gemeinden ohne Pfarrer behandent Be 

Im jährlichen Treffen der Beauftragten für Lektoren und Prädikanten brachte die Herbst- 
tagung 1976 in Frankfurt eine Reihe von langgewünschten Fortschritten. Es wurde eine 
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„Standardliste für Literatur‘ verabschiedet, die für jeden Laien im Predigtdienst als Norm 
gelten soll und die auch für die Landeskirchen eine Richtschnur in Literaturfragen werden 
kann. Weiterhin wurden Leitsätze über den unaufgebbaren Dienst des Lektors und Laien 
in der Verkündigung zusammengestellt. Die Landeskirchen sind gewillt, diesen Dienst auch 
trotz größeren Pfarrerangebotes nicht aufzugeben, weil sie darin ein Zeichen des Zeugnis- 
ses der Laien in unserer Kirche sehen. Insgesamt sind derzeit 4423 Gemeindeglieder im 
Lektordienst tätig; 943 wirken als Prädikanten. 


c) Studien- und Bildungsaufgaben der Volksmission 


Es ist ein neues Interesse an den Grundfragen einer missionarisch und diakonisch 
konzipierten Gemeindearbeit erwacht. Zu den seit langem aktuellen Themenkom- 
plexen Seelsorge, Predigt, Gemeindeaufbau u.a. kommen neuere Problemkreise, 
die mit der Kommunikation des christlichen Glaubens in einer säkularen Welt 
aufgeworfen werden. 


Konkrete Hilfe suchten Seminarlehrgänge der Arbeitsgemeinschaft Missionarische Dienste 
(AMD) zu bieten, außerdem wurden Pastoralkollegs der Landeskirchen mit Referenten 
der AMD beschickt. Dadurch ist der AMD eine Vielfalt an Aufgaben erwachsen. Das be- 
trifft nicht nur das Angebot eigener Seminarlehrgänge und die Mitwirkung an denen der 
Landeskirchen, sondern das starke Interesse an dem von der AMD erarbeiteten Studien- 
material. Die Hefte der Studienbriefserie zum Gemeindeaufbau (Hauskreise, Ökumenischer 
Besuchsdienst, Laienzeugnis, Gemeindepublizistik, Neubau-Gemeinden, Gemeinden ohne 
Pfarrer, Charismen in der Gemeinde) fanden eine erstaunliche Abnahme, ebenso die in den 
letzten Jahren erschienenen Studienbriefe zur Seelsorge und Predigt (Gesamtauflage seit 
1970: 690000). 

Die Diskussion über Fragen der Mitarbeiter in gemeindlichen, diakonischen und missio- 
narischen Diensten wurde durch die Verabschiedung der „Empfehlungen zur Ausbildung 
kirchlicher Mitarbeiter‘ im bildungspolitischen Ausschuß der EKD zu einem greifbaren 
Ergebnis geführt. Die Anregungen der Konferenz missionarischer Ausbildungsstätten sind 
in diese Empfehlung an die Landeskirchen aufgenommen. Neben den Fachhochschulen, 
Fachschulen und Diakonenanstalten werden die missionarischen Ausbildungsstätten als 
gleichartig anerkannt, und es wird die Weiterbildung der Absolventen dieser Schulen ge- 
regelt. Die Konferenz missionarischer Ausbildungsstätten ist in Zusammenarbeit mit der 
Arbeitsgemeinschaft Missionarische Dienste bemüht, die sich aus den verabschiedeten Emp- 
fehlungen ergebenden Konsequenzen für die Ausbildungspraxis zu Konkretisieren. 


d) Freizeit und Erholung 


Freizeit und Erholung sind bereits seit langem wichtige Arbeitsbereiche der 
Volksmission und Diakonie. Aus diesem Grunde beschäftigte sich die Große 
Geschäftsführerkonferenz des Diakonischen Werkes im November 1976 ausführ- 
lich mit dem Thema „Freizeit und Erholung als Aufgabe für Verkündigung und 
Diakonie der Kirche“, wobei neben den einzelnen volksmissionarischen und 
diakonischen Diensten die Themen ‚,‚Freizeitpolitik und Freizeitpädagogik‘“ be- 
sonders im Vordergrund standen. 

Für den Berichtszeitraum ist die gute Weiterentwicklung der Campingseelsorge hervorzuhe- 
ben. Neben der Zuwendung zu den Kindern sind in der letzten Zeit auch die Erwachsenen 
wieder verstärkt als Zielgruppe ins Blickfeld geraten. Das Angebot reichte von Gesprächs- 
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abenden bis zu Gottesdiensten im Grünen und in Kurorten. Erfreulich ist die Zusammen- 
arbeit mit dem Deutschen Camping-Club (DCC). Eine besondere Möglichkeit der Vertie- 
fung ergab sich durch die Rallye des internationalen Camping Clubs (FICC), die im Juli 
1976 in Bad Gandersheim durchgeführt wurde. Ein fünfsprachiger ökumenischer Gottes- 
dienst fand als eine der ersten Veranstaltungen der Rallye große Beachtung. 

Die Fortbildung der hauptamtlichen Mitarbeiter wurde im Berichtsjahr zu einem zweiten 
Schwerpunkt der Arbeit. Ende September 1976 fand ein mehrtätiges Kreativitätsseminar 
für die Leiter der Campingdienste statt, bei dem neue Gestaltungsmöglichkeiten erprobt 
wurden. Vom 31.1. bis 4.2.1977 wurde diese Fortbildungsarbeit mit einem theologischen 
Seminar fortgesetzt, auf dem Grundsatzfragen der missionarisch-diakonischen Arbeit im 
Freizeitbereich erörtert wurden. 

Als dritter Schwerpunkt ist der Bereich „‚Freizeitorientierte Gemeindearbeit‘‘ zu nennen. 
Über dieses Thema wurde vom 2. bis 5. Mai 1977 in der Evangelischen Akademie Mühl- 
heim eine Tagung durchgeführt, an der sich vor allem hauptamtliche Mitarbeiter von Kir- 
chengemeinden beteiligen. 


e) Telefonseelsorge 


Im Berichtszeitraum hat sich das Wachstum der Telefonseelsorgestellen fortge- 
setzt. Bis Ende 1976 hat sich die Zahl der Stellen auf 58 erweitert (davon 26 
evangelisch, 14 katholisch, 18 ökumenisch). Etwa 15 weitere Stellen befinden 
sich im Aufbau. Auch die Zahl der Mitarbeiter ist gewachsen: von 3286 im 
Jahr 1976 auf 3685 im Jahr 1977. 

Gestiegen ist auch die Zahl der Anrufer. Sie lag im Jahr 1976 bei 440000, 
was eine Zunahme von 5% gegenüber dem Vorjahr bedeutet. Davon waren ein 
Drittel Männer und zwei Drittel Frauen. Anonym blieben 64,8%. 

Die Aufschlüsselung nach Motiven läßt erkennen, daß sich gegenüber dem Vor- 
jahr nur unwesentliche Änderungen ergeben haben. Beherrschend in der Sta- 
tistik sind weiterhin die Anlässe, die mit Krankheitssituationen psychischer und 
körperlicher Art bis hin zur Suchterkrankung und Suizidigefährdung zusammen 
hängen (21,1%). Danach folgen Motive, die sich aus gestörten Beziehungen zwi- 
schen den Geschlechtern und speziellen Sexualproblemen ergeben (18,9%). Be- 
sondere Lebenssituationen wie Schicksalsschläge, Todesfälle, Vereinsamungs- 
oder Isolierungsvorgänge machen 12,7% aus. Weitere Anlässe sind Familie und 
Umwelt (9,6%), soziale Anlässe wie Arbeitslosigkeit, Rentenprobleme oder wirt- 
schaftliche Schwierigkeiten (6,5%) oder weltanschauliche Fragen (4,2%). 


Von besonderer Wichtigkeit im Berichtszeitraum war der VII. Internationale Kongreß für 
Telefonseelsorge, der vom 7. bis 11. Mai 1976 in Berlin stattfand. Der Kongreß tagte zum 
zweiten Male in Deutschland (1962 in Bad Boll). Mehr als 600 Teilnehmer aus aller Welt, 
darunter 200 aus der Bundesrepubiik, nahmen an dieser Veranstaltung teil. Das Tagungs- 
thema „Möglichkeiten und Grenzen der Krisenhilfe‘‘ bewies seine außerordentliche Aktuali- 
tät. Die Arbeit fand in fünf ständigen „Workshops“ und in zehn unständigen statt. Themen 
waren u.a.: Das Problem des Daueranrufers, die Annahmebereitschaft des Telefonseelsorgers 
die Frage nach dem Sinn des Lebens, das suizidale Verhalten des Anrufers und die Mög- ; 
lichkeiten persönlicher Begleitung des Hilfesuchenden durch den Telefonseeisorger. Auf- 
fallend war das besondere Interesse der Teilnehmer des Kongresses an der Sinnfrage. In 
seinem Schlußbericht über den Kongreß schreibt Walter Meng (Informationsdienst Telefon- 
seelsorge 3, Oktober 1976, S. 7): „Die Telefonseelsorge sieht ihre Aufgabe nicht darin 
einen bestimmten Lebenssinn in einer vorgefaßten Ideologie oder einer vorgefaßten Form 
als Rezept anzubieten. Ihre Aufgabe ist vielmehr in der Bereitschaft zu sehen, durch das 
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mitmenschliche Gespräch dem Anrufer zu helfen, daß er sich angenommen weiß und da- 
hin geführt wird, einen eigenen Sinn in seinem Leben erkennen zu können.“ 

Eine erfreuliche Verbreitung hat der „‚Informationsdienst Telefonseelsorge‘‘ gefunden. 
Mit ihm wurde eine Kommunikationsform geschaffen, in der sich die einzelnen TS-Stellen 
über ihre Probleme austauschen können und in der allen an der Arbeit der Telefonseelsorge 
Interessierten Informationen für die Praxis und gleichzeitig Grundsatzüberlegungen nahe- 
gebracht werden. 


Als ein folgenschwerer Einschnitt für die Telefonseelsorgearbeit muß die von der 
Bundesregierung am 30. September 1975 beschlossene Einführung des Zeittaktes 
im Ortsfernsprechverkehr angesehen werden. Die Deutsche Bundespost hat der 
Telefonseelsorge zwar eine Sonderregelung angeboten, doch die damit verbunde- 
nen finanziellen Belastungen sind so groß, daß die TS zögert, auf dieses Ange- 
bot einzugehen. Mit dem Angebot der Bundespost sind die grundsätzlichen Be- 
denken gegen die mit der Zeitzählung verbundenen Behinderungen der zwischen- 
menschlichen Kommunikation, die gerade die Kranken, Behinderten und Ver- 
einsamten hart treffen muß, nicht ausgeräumt. Eine Aufhebung des Beschlusses 
der Deutschen Bundespost konnte indessen trotz aller Bemühungen, an denen 
sich auch die Kirchen sowie das Diakonische Werk und die Bundesarbeitsge- 
meinschaft der Freien Wohlfahrtspflege beteiligten, nicht erreicht werden. 

Die Telefonseelsorge hat deshalb auf ihrer Jahrestagung am 14.11.1976 in 
Mauloff/Taunus eine Resolution beschlossen, in der sie ihre Bedenken gegen 
die Einführung des Zeittaktes noch einmal bekräftigt hat. In einem Memoran- 
dum ist diese Stellungnahme umfassend dargestellt und erläutert worden. Bei- 
de Dokumente sind nicht nur den leitenden Stellen in Kirche und Staat, sondern 
ebenso den Fraktionen des Bundestages, den Verbänden der freien Wohlfahrts- 
pflege sowie vielen Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, insbesondere Par- 
lamentariern, zugeleitet worden. Sie haben ein überraschend positives Echo ge- 
funden. 


ENTSCHLIESSUNG DER EVANGELISCHEN KONFERENZ 
FÜR TELEFONSEELSORGE UND DER KATHOLISCHEN ARBEITSGEMEINSCHAFT 
TELEFONSEELSORGE UND OFFENE TÜR 


Vom 14. November 1976 


Die Evangelische Konferenz für Telefonseelsorge und die Katholische Arbeitsgemeinschaft 
Telefonseelsorge und Offene Tür halten die Einführung der Zeitzählung im Ortsfernsprech- 
verkehr, an der die Deutsche Bundespost trotz der weithin erkennbaren Ablehnung seitens 
der Bevölkerung festhält, für ungerechtfertigt und unvertretbar. Dabei wird nicht verkannt, 
daß die Errichtung von Nahbereichen für den Fernsprechverkehr zweifellos einen Fort- 
schritt darstellt, der zu begrüßen ist. Doch ist die Einführung der Zeitzählung, die die Deut- 
sche Bundespost damit verbindet, für weite Teile der Bevölkerung eine verborgene Gebüh- 
renerhöhung und damit eine unnötige Belastung. Eine solche Maßnahme ist weder aus fi- 
nanziellen Gründen erforderlich, denn der Fernsprechverkehr erbringt alljährlich einen er- 
heblichen Überschuß, noch verbessert sie die Kommunikationsmöglichkeiten in der Ge- 
sellschaft. Es muß im Gegenteil befürchtet werden, daß gerade die sozial Benachteiligten 
und Kommunikationsbehinderten von der Zeitzählung ganz besonders hart betroffen wer- 
den und eine Verschlechterung ihrer Lebensqualität hinnehmen müssen. Ebenso werden 
die Möglichkeiten der informellen und institutionellen Krisenhilfe erheblich gemindert. 
Angesichts dieser Tatsachen muß an die Sozialpflichtigkeit der Deutschen Bundespost er- 
innert werden, zu der sie als Monopolbetrieb ganz besonders gehalten ist und deren Er- 
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füllung gerade mit Hilfe moderner Techniken besser möglich sein sollte als bisher. Die bei- 
den Telefonseelsorge-Verbände lehnen aus den genannten Gründen die Einführung der 
Zeitzählung im Ortsfernsprechverkehr ab und erwarten, daß die Deutsche Bundespost ihren 


diesbezüglichen Beschluß aufhebt. 


MEMORANDUM DER EVANGELISCHEN KONFERENZ FÜR TELEFONSEELSORGE 
UND DER KATHOLISCHEN ARBEITSGEMEINSCHAFT TELEFONSEELSORGE 
UND OFFENE TÜR ZUR FRAGE DER EINFÜHRUNG DER ZEITZÄHLUNG 
IM ORTSFERNSPRECHVERKEHR 


Vom 14. November 1976 


I. Bedeutung des Telefons in der Gesellschaft 


Eine vom Bundespostministerium 1970 eingesetzte Studienkommission für den Ausbau des 
technischen Kommunikationssystems (KTK) würdigt die Bedeutung des Telefons in der Ge- 
sellschaft unter folgenden Gesichtspunkten: 

1. Das Fernsprechen hat im Vergleich mit allen übrigen Telekommunikationsformen eine 
hervorragende Bedeutung und wird diese auch in Zukunft behalten. 

2. Die besonderen Vorteile des Telefons werden in folgenden Perspektiven gesehen: 

a) Schneller Austausch von Nachrichten im Bereich der persönlichen Umwelt. 

b) Erweiterung des Informationshorizontes unter dem Aspekt der sozialen Chancen und 
der umfassenden Beteiligung am Leben der Gemeinschaft. 

c) Erleichterung individueller Problemlösungen, d.h. Beschaffung von Fakten und Orien- 
tierungshilfen zur Bewältigung individueller Entscheidungsaufgaben. 

c) Befriedigung des Kontakt- und Informationsbedürfnisses bei denjenigen Personen, die 
wegen ihres Ausbildungsstandes, ihres Einkommens, ihrer Isolierung, ihres Alters oder ihres 
Gesundheitsstandes (Behinderung) als kommunikativ unterprivilegiert gelten (Beispiel: Al- 
tenketten). 

3. Bis heute steht die Bundesrepublik erst an.14. Stelle in der Welt hinsichtlich der Tele- 
Jondichte mit 25 Apparaten auf 100 Einwohner, während es in den USA, Schweden oder 
Großbritannien 60-70 Apparate je 100 Einwohner gibt. 

In der Bundesrepublik beträgt der Versorgungsgrad 54%, während die USA mit 97% 
praktisch Vollversorgung erreicht haben. 

Hinsichtlich der sozialen Schichtung ergibt sich folgende Aufschlüsselung: 

— bei einkommensschwachen Familien haben nur 21% ein Telefon, 
— in den Mittelschichten 43%, 

— in der einkommensstärksten Gruppe 88%, 

— bei Behinderten 30%, 

— bei alten Menschen 35%. 

4. Anzustreben ist nach den Empfehlungen der KTK eine möglichst schnelle telefonische 
Vollversorgung aller Haushalte durch vorrangigen, beschleunigten und kontinuierlichen Aus- 
bau des Telefonnetzes. In diesem Sinne heißt es im KTK-Bericht: ‚„‚Eine den Zugang zum Fern- 
sprechnetz erleichternde Gebührenpolitik würde der Realisierung dieser Empfehlung dienen.“ 

53 Angesichts dieser Situation ist die Politik des Bundespostministeriums durch einen 
grundsätzlichen Widerspruch gekennzeichnet: Einerseits ist das Bestreben vorhanden, die 
Zahl der Telefonkunden zu vergrößern und dafür zu werben; andererseits wird durch die 
beabsichtigte Einführung der Zeitzählung im Ortsfernsprechverkehr der Gebrauch des Tele- 
fons eingeschränkt. Durch die Zeitzählung wird nämlich der Anreiz für einen Neuanschluß 
erheblich gemindert, vor allem bei sozial Schwachen. 

6. Die Bundespost besitzt ein Monopol für den Fernsprechverkehr. Dieses Monopol darf 
nicht mißbraucht werden. Da die Bundesrepublik ein sozialer Rechtssaaat sein will, ist die 
ne zu einer sozialen Gebührenpolitik verpflichtet, die die Chancengleichheit aller 
vs ür die Teilnahme an der gesellschaftlichen Kommunikation gewährleistet. Es muß 
= Rs a werden, daß die Bundesrepublik von 1970 bis 1976 ihre Fernsprechge- 

um 86,2% erhöht hat und damit heute an erster Stelle in der Welt steht. 
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II. Bedenken gegen die Einführung des Zeittaktes 


Die Kirchen wissen um ihre Verantwortung, an der Gestaltung des gesellschaftlichen Lebens 
mitzuwirken: 

einerseits im Sinn der Förderung zwischenmenschlicher Kommunikation, andererseits im 
Sinn der Herstellung von mehr Gerechtigkeit. 

Aus diesem Grunde melden sie gegen die Einführung des Zeittaktes im Ortsfernsprech- 
verkehr folgende Bedenken an: 

1. Der Zeittakt im Ortsfernsprechverkehr wird mit Sicherheit eine Beeinträchtigung der 
gesellschaftlichen Kommunikationsmöglichkeiten und damit eine Verschlechterung der Le- 
bensqualität mit sich bringen. 

2. Diese Beeinträchtigung betrifft vor allem 
— die großstädtischen Ballungsgebiete, in denen das Kommunikationsbedürfnis besonders 
groß ist, sowohl wegen der erhöhten Isolierungsgefahr als auch wegen der starken Mobilität 
der Bewohner; 

— die sozial Schwachen und Kommunikationsbehinderten, einerseits wegen der höheren 
finanziellen Lasten, andererseits wegen des psychologischen Abschreckungseffektes, den 
die Zeitzählung auslöst. 

3. Unter den negativen Auswirkungen der Zeitzählung im Ortsfernsprechverkehr werden 
aber auch alle gesellschaftlichen, kirchlichen und sozialen Institutionen zu leiden haben, 
die im Sinne der Krisenintervention vorwiegend oder stark mit dem Telefon arbeiten: 
die Telefonseelsorge, die Deutsche Gesellschaft für Selbstmordverhütung, der Kinderschutz- 
bund, Beratungsstellen verschiedenen Typs, Einrichtungen der Alkohol- und Suchtbekämp- 
fung, Telefonketten für Alte, Behinderte usw. Es ist unmöglich, seelsorgerliche oder Be- 
ratungsgespräche unter Zeit- und Kostendruck zu führen. 

4. Auch die informelle und unorganisierte Krisenintervention „von Mensch zu Mensch“, 
bei der das Telefon oft eine wichtige Rolle spielt, würde zurückgehen. Dadurch würden 
einerseits die Isolationssyndrome in unserer Gesellschaft vermehrt, andererseits eine immer 
größere Zahl von Menschen den institutionalisierten Stellen der Krisenintervention zuströ- 
men, was im Effekt einen erheblichen Mehraufwand für die öffentliche und freie Wohl- 
fahrtspflege bedeuten würde. 

5. Ein Bedürfnis zur Einführung des Zeittaktes aus finanziellen Gründen dürfte angesichts 
der Finanzlage der Bundespost nicht bestehen. Nach letzten Angaben wurde für 1975 ein 
Überschuß von 600 Millionen DM erwirtschaftet, für den Fernsprechbereich allein sogar 
eine Summe von ca. 3 Milliarden DM ... 


III. Bedenken gegen eine Sonderregelung für die Telefonseelsorge 


Nachdem die Proteste gegen die Einführung des Zeittaktes in der Öffentlichkeit vielfach 
mit dem Hinweis auf die negativen Auswirkungen für die Telefonseelsorge begründet wur- 
den, hat die Bundespost in Gesprächen am 8.1. und 11.2.1976 eine Sonderregelung für 
die Telefonseelsorge angeboten. Die Telefonseelsorge ist auf dieses Angebot bisher nicht 
eingegangen, weil ihr eine solche Lösung ungenügend erscheint und weil befürchtet werden 
muß, daß Sonderregelungen im Rahmen der gesamten Umstellungspläne der Bundespost 
nur eine Alibifunktion haben. Die Telefonseelsorge setzt sich demgegenüber — wie in ei- 
nem Grundsatzbeschluß vom 28.11.1975 niedergelegt wurde — für eine „große Lösung“ 
ein, d.h. für den Verzicht auf die Einführung des Zeittaktes. Ihre Bedenken gegen eine 
Sonderregelung sind in den folgenden Punkten zusammengefaßt: 

1. Die Telefonseelsorge geht bei ihrer Stellungnahme nicht von ihren eigenen organisato- 
rischen Interessen aus, sondern vom Interesse ihrer Klienten. Die Nachteile, die die Ein- 
führung des Zeittaktes mit sich bringt, sind gerade für die Klientel der Telefonseelsorge 
so erheblich, daß sie durch eine Sonderregelung zugunsten der Telefonseelsorge für diese 
nicht aufgewogen werden. Dieser Personenkreis müßte vielmehr eine erhebliche Beeinträch- 
tigung seiner Kommunikationsmöglichkeiten durch die mit der Einführung des Zeittaktes 
verbundenen Verteuerung der Ortsgebühren hinnehmen. 

2. Für den Verzicht auf eine Sonderregelung zugunsten der Telefonseelsorge spricht auch, 
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daß die ausfallende Kommunikation mit den bisherigen Partnern von den Betroffenen 
(Alte, Kranke, Behinderte usw.) nunmehr auf die Telefonseelsorge umgeleitet wird. Wer 
bisher an eine Telefonkette für Alte, Behinderte oder Kranke angeschlossen war, wird sich 
nun — aus Kostengründen — zunächst an die Telefonseelsorge wenden; ebenso werden jene 
Menschen handeln, die nur die Kommunikation suchen, um ihre Einsamkeit zu überwinden. 
Die Telefonseelsorge würde dadurch überbeansprucht und könnte gerade für schwere Fälle 
von Lebenskrisen nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung stehen, wie es eigentlich von 
ihr erwartet wird. Im Ergebnis könnte dies wiederum zu tragischen Konsequenzen führen — 
bis hin zur Steigerung der Selbstmordziffern, denn erwiesenermaßen sind es nicht wenige, 
die durch die Krisenintervention der Telefonseelsorge vor dem Suizid bewahrt werden. 

3. Unter sozialpolitischem Aspekt erscheint eine Sonderregelung für die Telefonseelsorge 
insofern bedenklich, als diese damit in eine privilegierte Stellung geraten und aus der Soli- 
darität mit anderen Gruppen ausbrechen würde, deren Dienste ebenfalls dem rat- und hilfs- 
bedürftigen Menschen gelten (Deutsche Gesellschaft für Selbstmordverhütung, Anonyme 
Alkoholiker, Kinderschutzbund, Telefonketten für Alte und Behinderte, Beratungsdienste 
usw.). Nur wenn diese Gruppen ähnlich wie die Telefonseelsorge behandelt werden, erschei- 
nen Sonderregelungen überhaupt vertretbar. 

4. Um der Differenzierung der Wahlmöglichkeiten und Beratungsangebote laut Bundes- 
sozialhilfegesetz gerecht zu werden, müßten für Orte, in denen sowohl evangelische als auch 
katholische Telefonseelsorgestellen bzw. Stellen der Offenen Tür bestehen, auf alle Fälle 
zwei Sondernummern zu Verfügung stehen. 

5. Die finanziellen Bedingungen, die bisher von der Bundespost für Sonderregelungen 
genannt wurden, sind unannehmbar. Es werden gefordert: 

— Zahlung der Umstellungskosten durch die Telefonseelsorge bzw. deren Träger, 

— Zahlung der Kosten für den laufenden Gebührenausfall, 

— Zahlung der vollen Kosten von Anrufern aus dem Nahbereich, so daß der Vorteil einer 
Sonderregelung nur den Anrufern aus dem Ortsnetz zugute kommt, 

— Weiterfinanzierung und Aufrechterhaltung der bisherigen normalen Telefonnummer, da 
die Sondernummer nur als Einbahnweg vom Anrufer zum Empfänger funktioniert, nicht 
aber in umgekehrter Richtung. Für ausgehende Gespräche müssen daher die bisherigen 
Fernsprechanlagen beibehalten werden. 

6. Die Bedienung von zwei Fernsprechapparaten macht auch einen erhöhten personellen 
Aufwand notwendig. Es ist fraglich, ob die Telefonseelsorge diese Ausweitung leisten kann, 
ohne daß die Qualität ihres Dienstes leidet. 


Die Deutsche Bundespost hat demgegenüber auf ihrem Standpunkt beharrt, das 
Ergebnis einer Versuchsreihe in sechs Postbezirken abwarten zu wollen. Aller- 
dings soll dabei nicht der zuerst geplante Vier-Minuten-, sondern ein Acht-Mi- 
nuten-Takt erprobt werden. Vom Ergebnis dieses Versuches hat das Bundes- 
postministerim weitere Maßnahmen abhängig gemacht. Äußerungen in letzter 
Zeit lassen allerdings vermuten, daß die Bundespost fest entschlossen ist, den 
Zeittakt im Ortsgesprächsverkehr einzuführen. 


In seiner Eigenschaft als Präsident der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts- 
pflege e.V. hat der Präsident des Diakonischen Werkes, Dr. Theodor Schober, an den Bun- 
despostminister am 22.12.1976 einen Brief gerichtet, in dem er die Ansicht der Freien 
Wohlfahrtsverbände zu dieser Angelegenheit noch einmal darlegt. In diesem Brief heißt 
es u.a.: 

3»... Wir sehen uns ... genötigt, noch vor Beginn der Versuchsreihe am 1.1.1977 erneut 
= zu a. daß wir der Einführung der Zeitzählung im Ortsfernsprech- 

ehr nach wie vor ablehnend gegenüberstehen und i i ügli 

ea geg und darum bitten, den diesbezüglichen 

Wir sprechen diese Bitte nicht im Blick auf die Interessen unserer eigenen Organisatio- 
an aus, sondern im Interesse unserer Klienten. Denn es steht außer Frage, daß die sozial 

enachteiligten und Kommunikationsbehinderten von den beabsichtigten Maßnahmen 
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der Bundespost besonders hart getroffen werden und mit einer Verschlechterung ihrer 
Lebensqualität rechnen müssen. Auch die Möglichkeiten der institutionellen und infor- 
mellen Krisenhilfe, in der das Telefon eine besondere Rolle spielt, werden erheblich ge- 
mindert ... Ebensowenig dürfte eine Sonderregelung für die Telefonseelsorge, die diese 
bisher abgelehnt hat und ... auch weiterhin ablehnen wird, die durch die Einführung der 
Zeitzählung entstehenden Probleme lösen. Es muß im Gegenteil befürchtet werden, daß 
die ausfallende Kommunikation von vielen Alten, Kranken und Behinderten (Telefon- 
ketten) auf die Telefonseelsorge umgeleitet wird, die dadurch überbeansprucht und ihrer 
eigentlichen Aufgabe entfremdet würde. Auf solche Weise würden einerseits die Isola- 
tionssyndrome in unserer Gesellschaft vermehrt, andererseits eine immer größere Zahl 
von Menschen psychischen Gefährdungen ausgesetzt, was letztlich zu einem erheblichen 
Mehraufwand für die öffentliche und freie Wohlfahrtspflege führen würde ...“ 


Auch die beiden Telefonseelsorgeverbände haben sich auf ihrer J ahrestagung 
1977 in einem „Offenen Brief“ gegen die Pläne des Bundespostministers zur 
Wehr gesetzt. Gegen Ende des Berichtszeitraumes kam es zu einem Kompro- 
miß. Am 20. September 1977 fand auf Einladung der Bundespost ein Gespräch 
statt, in dem den beiden Telefonseelsorgeverbänden sowie den Wohlfahrtsver- 
bänden Sonderrufnummern zu annehmbaren Bedingungen angeboten wurden. 


OFFENER BRIEF DER EVANGELISCHEN KONFERENZ FÜR 
TELEFONSEELSORGE UND DER KATHOLISCHEN ARBEITSGEMEINSCHAFT 
TELEFONSEELSORGE UND OFFENE TÜR AN 
BUNDESPOSTMINISTER KURT GSCHEIDLE 


In Ihrem Brief vom 14.2.1977 an die Telefonseelsorgeverbände der Bundesrepublik beto- 
nen Sie, daß „eine Änderung im Grundkonzept des neuen Tarifsystems nicht zu erwar- 
ten ist“. 

Darüber sind wir sehr verwundert. Einerseits lassen Sie Versuche durchführen, die an- 
geblich erst neue Erkenntnisse bringen sollen, andererseits entnehmen wir Ihrem Brief, 
daß der Zeittakt schon beschlossene Sache ist. Wir stellen fest, daß damit zu keiner Zeit 
eine Möglichkeit zu demokratischer Entscheidungsfindung bestanden hat. 

Alle seit langem Öffentlich geäußerten Bedenken über die negativen Auswirkungen des 
Zeittaktes auf die zwischenmenschlichen Beziehungen und das Sozialgefüge der Gesell- 
schaft werden offensichtlich überhört. Allein wirtschaftliche Interessen scheinen das Vor- 
gehen zu bestimmen. Das finden wir empörend. Ein staatliches Monopolunternehmen ist 
sozialen Überlegungen mehr verpflichtet als wirtschaftlichen und technischen Gesichts- 
punkten. 

Darum begrüßen wir die Einführung der Nahbereiche. Wir erwarten aber dringend, die 
Auswirkungen des Zeittaktes auf die psychische Gesundheit der Bevölkerung — besonders 
der behinderten, kranken, alten und isolierten Menschen — zu untersuchen. Laut Psychia- 
trie-Enqu£&te der Bundesregierung sind 4 bis 8 Millionen Bundesbürger jährlich von seeli- 
schen Krisen, Krankheiten oder psychosomatischen Beschwerden betroffen. 

Wir können uns nicht vorstellen, daß Sie, Herr Minister, eine zeitliche Begrenzung von 
Ortsgesprächen, verbunden mit einer verkappten Gebührenerhöhung, für eine Verbesserung 
der Lebensqualität halten, die doch erklärtes Ziel der Bundesregierung ist. 


ANTWORT DER BUNDESREGIERUNG VOM 4. OKTOBER 1977 
AUF DAS GESPRÄCH VOM 20. SEPTEMBER: 


Die Deutsche Bundespost stellt den Trägern der Telefonseelsorgestellen drei bundesein- 
heitliche Rufnummern zur Verfügung (1110x, 1110y, 1110z). Dabei ist eine Sonderdienst- 
rufnummer für die katholischen Telefonseelsorgestellen, eine für die evangelischen Telefon- 
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seelsorgestellen und eine für die anderen Beratungsdienste der freien Wohlfahrtsverbände 
vorgesehen. Die Abgrenzung zwischen den verschiedenen Trägern der Telefonseelsorge muß 
in gemeinsamen Gesprächen noch eindeutig definiert werden. j 
Anrufe aus dem Ortsnetz (ohne Vorwahl der Ortsnetzkennzahl) zu diesen Sonderdienst- 
rufnummern kosten den Anrufer unabhängig von der Dauer der Gespräche wie bisher eine 
Gebühreneinheit (23 Pf). Anrufe aus dem Nahbereich oder aus dem übrigen Bundesgebiet 
zu den Telefonseelsorgestellen unterliegen dem normalen Gebührengefüge der Deutschen 
Bundespost. Diese Gespräche werden durch Vorwahl der Ortsnetzkennzahl der gewünsch- 


ten Telefonseelsorgestelle hergestellt. 

Die mit dieser Lösung verbundenen Investitionskosten und die Gebührenausfälle über- 
nimmt die Deutsche Bundespost. Den Trägern der Telefonseelsorgestellen werden daher 
auch weiterhin nur die der Fernmeldeordnung entsprechenden Gebühren in Rechnung ge- 


stellt. 


In einem weiteren Gespräch am 13. Dezember 1977 wurde eine grundsätzliche 
Einigung erzielt, deren Bewährungsprobe allerdings noch aussteht, bis die Ein- 
führung der Zeitzählung im Ortsfernsprechverkehr ihren Abschluß gefunden 
hat. Damit sind freilich die Bedenken der Freien Wohlfahrtsverbände gegen 
diese Absicht noch lange nicht aus dem Weg geräumt. 


f) Seelsorge an Sinnesbehinderten 


Eine wesentliche Förderung gemeinsamer Anliegen im Dienst an den Sinnesbe- 
hinderten bedeutete die Mitarbeit in dem 1976 abgelaufenen Schwerpunktpro- 
gramm für Behinderte. Besonders im sozialpolitischen Bereich gab es erfreuli- 
che Fortschritte in der Verständigung. Um die Anliegen der Seelsorgeverbände 
„Arbeitsgemeinschaft Evangelischer Schwerhörigenseelsorge e.V.“ und „Christ- 
licher Blindendienst e.V.“ untereinander zu intensivieren, wurde eine „Arbeits- 
gemeinschaft der Seelsorgeverbände für Sinnesgeschädigte“ gegründet. 


Ziele dieses Zusammenschlusses sind besserer Informationsfluß, vermehrte Zusammenar- 
beit und Gemeinsamkeit bei bestimmten Aktionen, weiterhin sollen Fortbildungsmaßnah- 
men, besonders im theologisch-seelsorgerlichen Bereich, inskünftig gemeinsam durchge- 
führt werden. 

Eine erste gemeinsame Aktion war die Erstellung eines Informationsheftes mit dem Titel 
„sinnesbehindert“ (hg. Diakonisches Werk der EKD, 87 S.), das über die Arten der Behin- 
derung, ihre Ursachen, die Hilfseinrichtungen, die Fachverbände und entsprechende Litera- 
tur unterrichtet und zum Kirchentag 1977 in Berlin vorlag. 

Probleme, mit denen sich die Verbände auf ihren Fachkonferenzen und in ihren Publika- 
tionen befaßten, waren: 

_ die Zunahme arbeitsloser Behinderter um das Dreifache seit Beginn der Rezession; 

— die Gefahr, daß die Behindertenverbände ihr je eigenes Profil verlieren, wenn sie sich 
zu multiplen Verbänden vereinigen; 

- die Isolierung Behinderter innerhalb der Gesellschaft, die durch mangelnde Bewegungs- 
freiheit und Abhängigkeit von der Hilfe anderer verursacht ist; 

— die Frage nach dem Sinn des Lebens und des je besonderen Lebens, die von chronisch 
Behinderten immer wieder gestellt wird; 


die Ermöglichung einfacher Sprache im Unterricht, nonverbaler Kommunikation und 
Begünstigung der Gefühlsbildung; 


die neuen Richtlinien für den Religionsunterricht, die im Berichtszeitraum in Gehörlo- 
senschulen erarbeitet wurde. 
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4. MITARBEITER- UND AUSBILDUNGSFRAGEN 


Am 9. April 1975 wurden in Kaiserswerth von der Diakonischen Konferenz die 
„Leitlinien zum Diakonat“ verabschiedet, an denen seit 1972 gearbeitet worden 
war (Text in KJ 102, 1975). In diesen Leitlinien wird sowohl die „Kirchlichkeit“ 
der Diakonie als auch die Einordnung und die Gestalt des Dienstes der haupt- 
und nebenamtlichen Mitarbeiter in der Diakonie beschrieben. Die Deutsche Dia- 
konenschaft hat auf ihrer Hauptversammlung vom 12. bis 14. Mai 1975 in Rum- 
melsberg eine umfangreiche Stellungnahme zu den Leitlinien verabschiedet, die 
im ganzen zustimmend ausgefallen ist. 

Die Diskussion darüber ist jedoch keineswegs abgeschlossen, sondern hat erst 
begonnen. 


a) Zur Situation im Ausbildungswesen 


1975 traten die Absolventen der Fachhochschulen, die erstmals durchgehend 
dieses Studium abgeschlossen hatten, in das Berufsleben ein. Dies geschah in ei- 
nem Augenblick, in dem die wirtschaftliche Rezession zur Einsparung von Stel- 
len gerade im Sozialbereich führte, so daß viele Bewerber keinen angemessenen 
Arbeitsplatz fanden. 


Es bereitet Schwierigkeiten, den Bedarf an Fachkräften abzuwägen. Nahm man Anfang 
der siebziger Jahre an, daß der Mangel an Mitarbeitern auf Jahre hinaus nicht zu decken 
sein werde, so befürchtet man heute wachsende Zahlen arbeitsloser Erzieher, Sozial- 
pädagogen oder Diplompädagogen. Es ist deshalb notwendig, zu Absprachen zwischen 
Fachhochschulen für Sozialwesen, wissenschaftlichen Hochschulen, berufsbildenden Aus- 
bildungseinrichtungen und Vertretern der Praxis zu kommen, um so Übereinkunft bezüg- 
lich der erforderlichen Ausbildungskapazitäten zu erzielen. 

Gleichzeitig müssen Kriterien gefunden werden, an denen sich die Bildungs- und Ausbil- 
dungsstätten orientieren können, z.B.: 

— Verläßliche Schätzungen des Mitarbeiterbedarfs in den nächsten Jahren, 

— konkrete Aussagen über Ziele und Aufgaben von Stellen in der sozialen und sozialpäd- 
agogischen Arbeit, 

— Beschreibung von Fähigkeiten, die zur Erfüllung von Aufgaben und Zielen dienen, 

— Angabe der voraussichtlich für Jugendhilfemaßnahmen zur Verfügung stehenden Mittel, 

— Darstellung von Schwerpunktaufgaben und das von ihnen abzuleitende Anforderungspro- 
fil von Stellen. 

Mit dem vermehrten Angebot an Fachkräften geht die Notwendigkeit für die Anstellungs- 
träger einher, Kriterien für die Auswahl von Bewerbern zu gewinnen. Verständlicherweise 
spielt dabei auch eine Rolle, welche Haltung der Bewerber zu den Grundsätzen des jeweili- 
gen kommunalen oder freien Wohlfahrtsverbandes einnimmt. Schwierigkeiten bereitet die 
von den Trägern oft recht unterschiedlich vorgenommene Definition dessen, was ein ‚evan- 
gelischer Erzieher‘ zu sein hat. Das verunsichert Ausbildungsstätten, Lehrkräfte und Ler- 
nende. Wird diese Frage nicht klar beantwortet, dann verschiebt sich die Auseinanderset- 
zung mit den Grundfragen des christlichen Glaubens in Erziehung und Sozialarbeit nicht 
selten in die erste Zeit der Berufstätigkeit. 

Im Berichtszeitraum entspann sich eine umfangreiche Diskussion um die Anforderungen, 
die an die Ausbildung gestellt werden müssen. Die im Laufe dieser Auseinandersetzungen 
abgegebenen Stellungnahmen sprechen sich für eine möglichst breit angelegte, berufsbezo- 
gene Ausbildung aus. Nur eine Grundausbildung, die dem zukünftigen Sozialarbeiter/Sozial- 
pädagogen die Möglichkeit bietet, in allen Bereichen der Sozialarbeit/Sozialpädagogik tätig 
werden zu können, wird eine brauchbare Grundlage für eine spätere Schwerpunktarbeit sein. 
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b) Aus der Arbeit der Diakonischen Akademie 


Im Berichtszeitraum hat sich das Programm der Diakonischen Akademie auf 
sechs Bezugsfelder erweitert: Altenhilfe, Behindertenhilfe, Familienhilfe, Ju- 
gendhilfe, Krankenhilfe, Hilfe für sozial Benachteiligte. Ausgebaut wurde das 
Angebot übergreifender Fortbildungskurse. 


Zu den zentralen Kursen in Stuttgart traten dezentralisierte Veranstaltungen auf Landes- 
ebene (Regionaltreffen von langfristigen Kursen, dezentralisiert durchgeführte Elemente 
eines langfristigen Akademiekurses, gemeinsam mit Landes- oder Fachverbänden durchge- 
führte Veranstaltungen und Organisationsberatungen in Heimen, Anstalten, Jugend- und 
Sozialämtern). Bei diesen Ausweitungen wurde der Bedarf an Fortbildungskursen für Or- 
ganisationsentwickler deutlich. 

Im Jahr 1975 nahmen an Kursen der Diakonischen Akademie 1570 Mitarbeiter teil, 
im Jahr 1976 waren es schon 1771, im Jahr 1977 schon 2105 Mitarbeiter. 

Im Berichtszeitraum hat sich die internationale Zusammenarbeit und die Zusammenar- 
beit verschiedener Institutionen mit der diakonischen Akademie gefestigt. 


c) Zeugnisverweigerungsrecht bestimmter Berufe 


Im Oktober 1975 wurde in einer Polizeiaktion die Kartei der Suchtberatungs- 
stelle des Aachener Caritasverbandes beschlagnahmt. Daraufhin hat die Bundes- 
arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege beim Gesetzgeber zu erreichen 
gesucht, daß erstens Sozialarbeitern, Sozialpädagogen, Psychologen und Heil- 
pädagogen im Strafprozeß ein Zeugnisverweigerungsrecht zuerkannt werde und 
daß zweitens die Beratungsstellen der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrts- 
pflege als Stellen, denen von vornherein ein Zeugnisverweigerungsrecht in be- 
zug auf ihre Klientel zusteht, anerkannt werden. 

Der Präsident der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege, Dr. 
Theodor Schober, richtete in diesem Zusammenhang an den Vorsitzenden des 
Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages mehrere Schreiben, in denen das 
Zeugnisverweigerungsrecht für Sozialarbeiter, Sozialpädagogen, Psychologen und 
staatlich anerkannte Erzieher mit staatlich anerkannter heilpädagogischer Zu- 
satzausbildung gefordert wurde. 


In dem Brief vom 20. Januar 1976 heißt es: 

„Beschlagnahmeaktionen, wie beispielsweise in einer nordrheinwestfälischen Suchtbera- 
tungsstelle geschehen, sind hinderlich. Wir verkennen nicht, daß die Einschränkung von 
Beweismöglichkeiten ein geordnetes Strafverfahren erschweren kann und daß deshalb ent- 
sprechende Gesetzesänderungen sorgfältig bedacht sein müssen. Wir fühlen uns jedoch in 
unserer Forderung um so mehr bestärkt, als der $ 53 der Strafprozeßordnung gerade nach 
den Änderungen der letzten Jahre zu einer Vorschrift geworden ist, in der berechtigte Ver- 
trauensbeziehungen zu bestimmten Berufsgruppen geschützt werden sollen. Unter diesen 


Umständen muß es auch gerechtfertigt sein, hier die G i 
Tale ebene g ’ e Gruppe der in den Beratungsstellen 


n “ Folgezeit ist die Praxis der Staatsanwaltschaften zurückhaltender gewor- 
en. Über das Zeugnisverweigerungsrecht wird gegenwärtig noch verhandelt. 
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d) Arbeitsrechtliche Fragen 


Die Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) des Diakonischen Werkes der EKD wurden 
bisher in einem Verfahren beschlossen, das als sogenannter Dritter Weg, als kir- 
chen- und diakonieeigenes Arbeitsrecht, von der Kirchenkanzlei mit Rundschrei- 
ben vom 18. Jan. 1960 den Gliedkirchen empfohlen worden war. Eine paritä- 
tisch besetzte Arbeitsrechtliche Kommission hat die AVR kontinuierlich an die 
Regelungen für den öffentlichen Dienst angepaßt und nach den Bedürfnissen 
der diakonischen Einrichtungen weiterentwickelt. Die Eingruppierungsregelun- 
gen wurden jeweils nach Abstimmung mit der Arbeitsrechtlichen Kommission 
der EKD beschlossen, so daß der Vergütungsgruppenplan der AVR mit dem der 
EKD übereinstimmte. 


Organisationsrechtlich war die Arbeitsrechtliche Kommission ein Ausschuß der Diakonischen 
Konferenz. Ihre Rechtsgrundlage bildete ein Konferenzbeschluß von 1961. Die Neugründung 
des Diakonischen Werkes der EKD im Jahre 1975 gab Anlaß, auch die Arbeitsrechtliche 
Kommission auf eine neue Rechtsgrundlage zu stellen. Die Diakonische Konferenz setzte 
einen Sonderausschuß ein, der die Aufgabe hatte, eine Ordnung für die Arbeitsrechtliche 
Kommission zu entwerfen. Inzwischen hatte der Rat der EKD die „Richtlinie für ein Kir- 
chengesetz über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiter im kirch- 
lichen Dienst‘ erlassen (Abl. EKD, Heft 12, 1976, S. 398 — Arbeitsrechtsregelungsgesetz — 
ARRG vom 8. Oktober 1976). Danach sollen in den Gliedkirchen gemeinsame Arbeitsrecht- 
liche Kommissionen für Kirche und Diakonie gebildet werden. 

Die 1977 von der Diakonischen Konferenz beschlossene „Ordnung für die Arbeitsrechtli- 
che Kommission des Diakonischen Werkes der EKD“ sieht daher vor, daß die künftige zen- 
trale Arbeitsrechtliche Kommission aus Mitgliedern der gemeinsamen gliedkirchlichen Kom- 
missionen gebildet wird. Sie soll sich aus neun Vertretern der Mitarbeiter im diakonischen 
Dienst und neun Vertretern der Träger diakonischer Einrichtungen, also paritätisch, zusam- 
mensetzen. Im Gegensatz zu ihrer bisherigen Konstruktion als Konferenzausschuß ist die 
neue Arbeitsrechtliche Kommission in der Form eines unabhängigen Beschlußorgans in der 
Satzung des Werkes verankert worden. 

Durch die personelle Verknüpfung zwischen den gliedkirchlichen Kommissionen und der 
zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission wird einer Rechtszersplitterung in den gliedkirch- 
lichen Werken vorgebeugt. Nach demselben Prinzip könnte später auch eine zentrale Ar- 
beitsrechtliche Kommission der verfaßten Kirche gebildet werden, die sich schließlich zu 
einer zentralen Diakonie-Kommission zusammenschließen sollte; einer gemeinsamen Ar- 
beitsrechtlichen Kommission für Kirche und Diakonie ist also auf EKD-Ebene der Weg 
bereitet. 


5, DIENSTE IM BEREICH DER JUGEND- UND SOZIALHILFE 
a) Schwangerschaftsberatung 


Die diakonischen Einrichtungen und ihre Mitarbeiter müssen sich, nachdem der 
$ 218 StGB reformiert worden ist, auf die neue Rechtslage einstellen. Zwei 
wesentliche Aufgaben kamen auf die Mitarbeiter zu: Die Beratung hilfesuchen- 
der Frauen in evangelischen Beratungsstellen und die Klärung des richtigen Ver- 
ständnisses von Beratung, sowie die Durchführung eines im Sinne des Gesetzes 
initiierten Schwangerschaftsabbruches in unseren Krankenhäusern. In beiden 
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Fällen ergeben sich ernste Entscheidungen, die im Einzelfall durchaus kontro- 
vers sein können. 

Der im neuen Gesetz verankerte Anspruch auf Beratung in einer anerkannten 
Beratungsstelle erfordert ein flächendeckendes Netz solcher Beratungsstellen, 
die auch in freier Trägerschaft möglich sind. Die Ablösung der zunächst erlas- 
senen „Vorläufigen Richtlinien‘ für die Anerkennung wird in den dafür zustän- 
digen Bundesländern noch verhandelt. Über die am Modellprogramm des Bun- 
desministeriums für Jugend, Familie und Gesundheit beteiligten evangelischen 
Modellberatungsstellen, die allesamt bereits endgültig anerkannt sind, hinaus, 
wird es in fast allen Bundesländern weitere anerkannte evangelische Beratungs- 
stellen geben. 

Fachlich qualifizierte und persönliche Beratung, die Vertrauen erweckt, verhilft 
mehr zur Glaubwürdigkeit der Kirchen in ihrer Hilfsbereitschaft zum Fragenkom- 
plex $ 218 als offizielle Verlautbarungen. Allerdings muß dieser Dienst auch von 
den Gemeinden mitgetragen werden. Hier ist noch viel aufzuarbeiten, um die 
Gemeinden zu befähigen, sich auf die christlichen Grundwerte zu besinnen und, 
in der Orientierung an diesen, den einzelnen nicht allein zu lassen. 

Die Möglichkeiten und Grenzen des $ 218 können nur dann in christlicher 
Verantwortung wahrgenommen werden, wenn Berater, Ärzte, Beratungsstellen 
und Krankenhausträger zusammenarbeiten und sich zu gegenseitigem Verständ- 
nis für die Aufgaben und die Gewissensbelastung der Partner bereitfinden. Dies 
gilt besonders für den Einzelfall, indem die Achtung vor Gottes Gebot und zu- 
gleich die Zusage der Vergebung der Schuld glaubwürdig gemacht werden muß. 
Nur so können die zweifellos in der Bevölkerung vorhandenen Vorurteile gegen 
konfessionelle Beratungsstellen und Krankenhäuser überwunden werden. 

Der Brief des Präsidenten des Diakonischen Werkes der EKD an die evangeli- 
schen Ärzte, Schwestern und Krankenhausträger sowie das Wort der EKD-Syn- 
ode in Braunschweig wurden als sehr hilfreich empfunden. 


In seinem Brief vom 19. Mai 1976 weist Präsident Schober auf die Freiheit und Gebun- 
denheit des Gewissens evangelischer Christen hin. Gleichzeitig nennt er die Grenzen und 
Gefahren staatlicher Gesetzgebung im Bereich des Lebens: „l. Kein staatliches Gesetz 
kann göttliche Gebote ändern oder aufheben. Darum gilt das 5. Gebot auch weiterhin. 
Vor allem Christen können sich seiner Verbindlichkeit. nicht entziehen ... das staatliche 
Recht ... ist kein Regulativ für ethisches Verhalten im Konflikt um den Schwangerschafts- 
abbruch. 2. ... Eine weitherzige oder unbedenkliche Handhabung des $ 218 könnte sich 
auch negativ auf den $ 216 auswirken. Damit könnte — ohne daß das der Gesetzgeber 
gewollt — eine Entwicklung gefördert werden, in der die ‚Ränder des Lebens‘ menschli- 
chem Zugriff offenstehen.“ 

In dem Brief wird weiter auf die christliche Verantwortung gegenüber der hilfesuchen- 
den Frau hingewiesen, die sich in der Verweigerung oder in der Gewährung des Abbruchs 
ausdrücken kann! ‚9. Auch die zum Schwangerschaftsabbruch bereite Frau ist ein Teil 
der Welt, die Gott in Christus liebt ... Die Solidarität der Sünder vor Gott sollte gerade 
dann stärker sein als die Sorge um die eigene ethische Integrität, wenn es darum geht, Ver- 
ständnis und Erbarmen gegenüber Menschen zu signalisieren, die ... in Situationen der Be- 
drängnis oder gar Verzweiflung geraten sind. 7. Es wird in Zukunft bei gewissenhafter Be- 
achtung der bestehenden Gesetze nicht wenige Frauen geben, deren Antrag auf Schwan- 
gerschaftsabbruch abgewiesen werden muß. Gerade sie bedürfen dann der weiteren Seel- 


sorge und einer differenzierten Hilfe durch christliche Ärzte und S 
problembewußte Gemeinden.“ rg 
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Die weitere Entwicklung dieses Problembereichs, vor allem auch im Blick auf die Bera- 


tungsstellen und die Frequenz der Anträge auf Schwangerschaftsabbruch, wird abgewartet 
werden müssen. 


b) Frühkindliche Erziehung 


Einen wesentlichen Schwerpunkt der Arbeit im Bereich des evangelischen Kin- 


dergartens bildete die Entwicklung des religionspädagogischen Förderprogramms 
(vgl. Jahrbuch Diakonie 1976). 

Ziel dieses Förderprogramms ist vor allem die breite Unterstützung der päd- 
agogischen Arbeit in der Praxis sowie in der Aus- und Fortbildung unter dem 
Gesichtspunkt der „Erziehung aus und in christlicher Verantwortung“. Aus 
diesem Ansatz ergaben sich folgende konkrete Aufgaben: 


Die Gemeinsamkeit in der und die Verständigung über die Praxis der „Erziehung in christ- 
licher Verantwortung‘‘ zwischen den einzelnen Partnern in der Kindergartenarbeit war teils 
zu überdenken und zu initiieren, teils zu intensivieren und zu koordinieren, teils zu verstär- 
ken und auszubauen. Partner in diesem Sinne waren nicht nur die Eltern und Erzieher, son- 
dern auch die Träger und Mitarbeiter im Kindergarten, die Lehrkräfte und Praxisbegleiter 
in den Ausbildungsstätten, die Referenten und Fachberater im Kinderpflegeverband sowie 
in den gliedkirchlichen Diakonischen Werken und Kirchenkteisen. 

In der Arbeit mit den Grundgedanken aus dem ersten Arbeitsheft des religionspädagogi- 
schen Förderprogramms unter dem Thema ‚„Religionspädagogik im Kindergarten“ ist ein 
erfolgversprechender Weg aufgezeigt und zu einem guten Teil auch schon beschritten. Zwar 
gestaltet sich die Kommunikation und Kooperation unter den Beteiligten nicht immer 
leicht, aber sie ist als wesentliche Voraussetzung für die Erreichung der gemeinsamen Ziele 
erkannt und angefaßt worden. 

Neben der erreichten Gemeinsamkeit in der Verarbeitung der vorgelegten Materialien ist 
der Erfolg des religionspädagogischen Förderprogramms vor allem durch eine breite Betei- 
ligung der Basis an der Entwicklung der einzelnen Themen und Arbeitshefte gesichert. Es 
ist gelungen, eine Vielzahl von Praktikern und Theoretikern — Erzieherinnen aller Alters- 
stufen, Fachberater, Referenten und Dozenten aus der regionalen und überregionalen Fort- 
bildungsarbeit, Dozenten aus der Ausbildung, Fachhochschul- und Hochschullehrer, Pfarrer 
und Eltern — in unterschiedlicher Weise für die Entwicklung des religionspädagogischen 
Förderprogramms zu engagieren und zu aktivieren. Die einen arbeiten in festen Gruppen, 
wozu sie durch eine Expertengruppe berufen sind mit dem Ziel der Erstellung von Kon- 
zeptionen und Perspektiven für einzelne Arbeitshefte. Andere erproben und „korrigieren“ 
vorgelegte Praxisbeispiele. Wieder andere beraten die Expertengruppe in der Bearbeitung 
der verschiedenen Entwürfe zu einzelnen Arbeitsheften und begleiten diese durch kritische 
Urteile und Stellungnahmen. 


Nach knapp zwei Jahren Laufzeit läßt sich bisher feststellen: Das religionspäd- 
agogische Förderprogramm hat im Bereich des evangelischen Kindergartenwe- 
sens einen in jeder Beziehung grenzüberschreitenden Aufbruch zu intensiverer 
Kommunikation, Koordination und Kooperation ausgelöst. 


c) Adoption 


Am 1.1.1977 sind die Gesetze über die „Annahme als Kind‘ (Adoptionsgesetz) 
und über die „Vermittlung der Annahme als Kind‘ (Adoptionsvermittlungsge- 
setz) in Kraft getreten. 
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Durch die Adoption wird das Kind nun mit allen Rechtswirkungen als eigenes 
Kind und nicht wie bisher „an Kindes Statt‘ in die neue Familie aufgenommen, 
die alten Verwandtschaftsverhältnisse erlöschen. Das neue Eltern-Kind-Verhält- 
nis ist praktisch nicht mehr aufhebbar. 

Wurde um die Jahrhundertwende die Adoption noch vom Interesse der Adop- 
tiveltern her gesehen — Namensweitergabe oder Vererbung von Vermögen und 
Besitz —, so ist heute eine Adoption nur zulässig, wenn sie dem Wohl des Kin- 
des dient. 

In diesem Sinne ist zu verstehen, daß Adoptionsvermittlung nur noch aner- 
kannten Adoptionsvermittlungsstellen bei Jugendämtern oder freien Verbänden 
gestattet ist. Es gibt nicht mehr die sogenannte Gefälligkeitsvermittlung. Wei- 
terhin ist die Bestimmung wichtig, daß die Annehmenden, das Kind und seine 
leiblichen Eltern Anspruch auf Beratung und Hilfen durch die Vermittlungs- 
stellen haben. 

Durch die neue Gesetzgebung wird eine fachlich qualifizierte Adoptionsver- 
mittlung und -beratung ermöglicht. Die Adoptionsvermittlungsstellen der Dia- 
konischen Werke bzw. ihrer Fachverbände waren schon lange um eine solche 
qualifizierte Adoptionsvermittlung bemüht. Sie sehen ihre Aufgabe darin, für 
die Kinder, die ihnen zur Vermittlung anvertraut sind, Eltern zu gewinnen, 
die fähig sind, sich auf die besondere Situation und die Bedürfnisse ihres Kin- 
des einzustellen, eine Eltern-Kind-Beziehung aufzubauen und das Kind in 
christlicher Verantwortung zu erziehen. Dabei bemühen sich die evangelischen 
Vermittlungsstellen vor allem um die schwer zu vermittelnden Kinder, also 
um größere, behinderte, verhaltensgestörte Kinder und Mischlingskinder. 

Im Bewußtsein der Öffentlichkeit zeigt sich dabei ein besonderes ethisches 
Problem. Das Verhalten der annehmenden Eltern stößt in der Bevölkerung 
zwar mehr und mehr auf Verständnis; die Handlungsweise von abgebenden 
Eltern wird jedoch äußerst kritisch beurteilt. Es herrscht nach wie vor die 
Meinung, daß man sich vom eigenen Kind nicht trennen darf. Hier gilt es, 
noch viele Vorurteile und Schuldgefühle abzubauen. 

Bei allen Vermittlungsstellen sind weitaus mehr Adoptionsbewerber als Kin- 
der gemeldet. Bewerber, die den gesunden Säugling aufnehmen wollen, müs- 
sen sich darauf einstellen, daß sie möglicherweise kein Kind vermittelt bekom- 
men oder jalivelange Wartezeiten hinnehmen müssen. Für größere Kinder hin- 
gegen werden immer wieder Eltern gesucht, die sich dieser Aufgabe annehmen. 


d) Heimerziehung 


Das erste Kennzeichen für die Situation im Bereich der Heimerziehung ist der 
auffallende Nachfragerückgang an Heimplätzen. Das zur Zeit bestehende Ange- 
bot an Heimplätzen wird in den nächsten Jahren nicht voll ausgenutzt werden 
können, da die Nachfrage vor allem bei Klein- und Schulkindern bis zum Al- 
ter von etwa 11 Jahren erheblich zurückgegangen ist und voraussichtlich wei- 
ter zurückgehen wird. Genaue Angaben der öffentlichen Träger der Jugendhil- 
fe über den Umfang des Nachfragerückgangs fehlen allerdings noch. Doch las- 
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sen Verlautbarungen und Schätzungen einen Rückgang zwischen 20 und 50% 
vermuten. Noch nicht genau zu erfassen sind die Verschiebungen zwischen der 
Sozial- und Jugendhilfe. Bei vielen zur Aufnahme anstehenden Kindern sind 
Mehrfachschäden vorhanden, so daß aus Kostengründen oder auch, um den 
stigmatisierenden Charakter von Fürsorgeerziehung oder Freiwilliger Erziehungs- 
hilfe zu vermeiden, Eingliederungshilfen für Behinderte nach $ 39ff. BSHG ge- 
währt wird. 


Der wichtigste Grund der stark verringerten Zahl von Heimeinweisungen ist in der allge- 
meinen Kritik an der Praxis der Heimerziehung zu sehen. Die einweisenden Stellen gehen 
davon aus, daß Heimerziehung in zahlreichen Fällen unerwünschte Nebenwirkungen hat 
(Hospitalisierungsfolgen, soziale Isolierung usw.), die nur durch alternative Maßnahmen, 
z.B. Gewährung von ambulanter Jugendhilfe, Vermittlung in Pflegestellen, Aufwachsen 
in Kleingruppen, vermieden werden können. Hinzu kommt die zunehmende Bereitschaft 
von Sozialarbeitern, Sozialpädagogen, Lehrern und Erziehungswissenschaftlern, unterbrin- 
gungsbedürftige Kinder bei sich aufzunehmen (Pflegestellen) oder in kleinen Wohngrup- 
pen mit Kindern zu leben und zu arbeiten. Dabei spielt die wachsende Zahl von arbeits- 
losen Sozialberuflern eine wesentliche Rolle. Ein weiterer Grund ist in den stark gestie- 
genen Kosten stationärer Hilfen zu sehen sowie in den Bemühungen der öffentlichen Trä- 
ger der Jugendhilfe, ihren Eigenanteil an diesen Kosten zu senken. 

Ein zweiter Faktor, der die gegenwärtige Situation kennzeichnet, sind die positiven Ent- 
wicklungen und Veränderungen im Bereich der Heimerziehung, die allerdings von der Öf- 
fentlichkeit weithin unbemerkt geblieben sind. Durch bauliche Veränderungen sind die 
ökologischen Voraussetzungen für das Aufwachsen von Kindern erheblich verbessert wor- 
den. Auch konnten die Platzzahlen in den Heimen durchweg beträchtlich gesenkt werden. 
In vielen Heimen sind die Erziehungsgruppen als familienähnliche Einheiten weitgehend 
autonom und bieten den Kindern eine persönliche und intime Atmosphäre. Zahlreiche 
Heime haben kleine Gruppen von Kindern und Erziehern ganz aus dem Heimbereich aus- 
gegliedert. Solche Gruppen wohnen in Einfamilienhäusern oder in größeren Etagenwoh- 
nungen und haben dadurch pflegestellenähnlichen Charakter. Heime beginnen zunehmend, 
Erziehungsfamilien für Kinder zu suchen, die einen kleineren und überschaubareren Raum 
und die Kontinuität der Bezugspartner dringend benötigen. Das sind Entwicklungen, die 
der Kritik an der Heimerziehung Rechnung tragen und den Charakter der stationären Ju- 
gendhilfe wesentlich verändern werden. Sie sind zur Zeit quantitativ noch nicht erfaßt 
und in ihren Auswirkungen noch nicht abzuschätzen. 

Als drittes Kennzeichen der Entwicklung ist schließlich der Kostendruck, der durch den 
Anstieg der Kosten im stationären Bereich ausgelöst worden ist, zu nennen. Er führt nicht 
nur zu einem Rückgang der Heimeinweisungen, sondern leider auch dazu, daß den Heimen 
Schwierigkeiten gemacht werden, ihren pädagogischen Standard zu halten oder gar zu ver- 
bessern. So drängen Träger der öffentlichen Jugendhilfe jetzt wieder darauf, die Zahl der 
Gruppenmitglieder zu vergrößern. Mindestens 12 Kinder oder Jugendliche sollten in einer 
Gruppe leben. Viele Kinder brauchen jedoch kleine Gruppen, etwa in der Größenordnung 
von 10, 8 oder gar 5 Kindern. Die öffentlichen Träger der Jugendhilfe verhalten sich inso- 
fern entgegengesetzt zu ihrer eigenen Kritik an der Heimerziehung. Sie belegen die Heime 
nicht mehr in ausreichendem Maße, weil sie davon ausgehen, daß der „Massenbetrieb‘“ die 
Kinder schädigen kann, drängen aber selbst darauf, den Massenbetrieb da, wo er abgeschafft 
ist, wieder einzuführen. Es kann aber nicht im Interesse des Steuerzahlers liegen, Verhält- 
nisse wieder einzuführen oder aufrechtzuerhalten, die unerwünschte Nebenwirkungen haben 
und zu einem späteren Zeitpunkt anderen Institutionen dann doch jene Kosten verursachen, 
die man eigentlich einsparen wollte. 
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e) Suchtkrankenhilfe 


Die Konsumption von Narkotika hat im Berichtszeitraum auf allen Gebieten | 
zugenommen. So stieg der Pro-Kopf-Verbrauch von Alkoholika auf über 12 Liter 
reinen Alkohol an, 17,5 Milliarden DM wurden für Tabakwaren ausgegeben. Wei- 
terhin nimmt die mißbräuchliche Verwendung von Medikamenten, vor allem bei 
Frauen, weiter zu. Aber von allen Gefährdungen ist die durch Drogen und Rausch- 
gifte am größten. 

Der Drogenmarkt ist völlig unübersichtlich. 1977 wurden etwa 40000 Heroin- 
abhängige geschätzt. Handelspreise von 110,— bis 500,— DM je Gramm Heroin 
sind normal. Von daher entsteht als weiteres Problemfeld die Beschaffungskrimi- 
nalität. 

Es ist notwendig, das Beratungs- und Behandlungsangebot zu erweitern und 
überprüfbare Therapiekonzepte zu entwickeln. Dabei müssen Ratsuchende und 
Helfer in ihrer Wahl und Verantwortung freilich unabhängig bleiben. 


Auf dem ambulanten Sektor der Beratung und Behandlung Suchtkranker müssen 60% der 
Gesamtkosten der Stellen von den Trägern der Einrichtung aufgebracht werden. Das bedeu- 
tet, daß die Freien Verbände in absehbarer Zeit an die Grenzen ihrer finanziellen Leistungs- 
fähigkeit stoßen werden. Die Krankenkassenverbände arbeiten an einem Entwurf zur Rege- 
lung der Kostenübernahme bei der Behandlung Süchtiger. 

In der ambulanten Arbeit ist die Verbindung von Fachkräften und Selbsthilfegruppen 
hervorzuheben. Weiter fortgeführt wurde im Berichtszeitraum die Fort- und Weiterbildung 
der in diesem Amt Tätigen. 

Der Dienst der Mitarbeiter wurde durch die einzelnen Verbände sowie durch gemeinsame 
Fachzusammenschlüsse wesentlich gefördert. Besonders zu erwähnen ist die Gründung des 
Bundeszusammenschlusses der Freundeskreise im Gesamtverband für Suchtkrankenhilfe im 
Diakonischen Werk der EKD. An diesem Zusammenschluß sind etwa 80 Freundeskreise 
beteiligt, die zumeist in enger Kontaktnahme zu den Beratungsstellen und Fachkliniken 
tätig werden. Hervorzuheben ist auch die Ausweitung der Arbeit des Blauen Kreuzes in 
Deutschland, das weitere therapeutische Einrichtungen ins Leben gerufen hat. 


f) Nichtseßhaftenhilfe 


Nachdem in den Jahren 1974 und 1975 die Zahl der erstmals Nichtseßhaften 
um 30% (rezessionsbedingt) gestiegen war, zeichnete sich 1976 eine Beruhi- 
gung ab (rd. 10000 Neuauftritte). Das hat aber nicht angehalten, schon 1977 
konnte eine Zunahme von Erstauftritten registriert werden. 

Die Entwicklung der Nichtseßhaftigkeit zeigt Parallelen zu der Entwicklung 
der Arbeitslosigkeit. Damit ergibt sich die Bedeutung allgemeiner sozialer Fak- 
toren als Bedingung für die Nichtseßhaftigkeit. 

Ein Grund für den Einstieg in die Nichtseßhaftigkeit ist demnach die Enge 
des Arbeitsmarktes, die labile und beruflich unqualifizierte Menschen eher in 
Existenznot geraten läßt. Aber 20% der in einem Jahr erstmals als nichtseßhaft 
erfaßten Personen, gelingt es, wieder Fuß zu fassen, so daß sie im folgenden 
Jahr nicht wieder in der Statistik erscheinen. Wiederauftritte in späteren Jah- 
ren zeigen jedoch die bleibende Gefährdung. 

Mit der Enge des Arbeitsmarktes korrespondiert die Enge des Wohnungsmarktes. 
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Psychisch oder körperlich auffällige Personen, die zudem noch arbeitslos sind, 
haben es schwer, eine Wohnung zu finden. Oft ist schon die Tatsache der Ar- 
beitslosigkeit ein unüberwindliches Hindernis. 


Ursachen für die Nichtseßhaftigkeit sind, wie zielgerichtete Forschungen ge- 
zeigt haben, 
— psychische, soziale und körperliche Behinderungen, 
— die Arbeitsmarktsituation, 
— die Wohnungssituation, 
— die gewöhnenden und stigmatisierenden Effekte des Hilfesystems selbst. 


Die Bemühungen um die Verbesserung des gegenwärtigen Systems der Hilfe für Nichtseß- 

hafte sind vor allem durch vier Merkmale gekennzeichnet: 

— Keine weitere Erhöhung der Platzzahl in den stationären Einrichtungen, statt dessen 
Verbesserung der diagnostischen, sozialtherapeutischen und rehabilitativen Maßnahmen 
im stationären Bereich. 

— Entwicklung und Alternativen zur stationären Unterbringung. Angeregt und unterstützt 
von der Hauptgeschäftsstelle des Diakonischen Werkes der EKD und dem Evangelischen 
Fachverband für Nichtseßhaftenhilfe beginnen zahlreiche diakonische Einrichtungen 
und Kommunen, ambulante Hilfen für Nichtseßhafte zu konzipieren und entsprechende 
Hilfsstellungen einzurichten. 

— Die Ergebnisse der abgeschlossenen bzw. noch laufenden Forschungen ermöglichen, zu 
erkennen, wie die Hilfsstrukturen verändert und verbessert werden können. 

— Das Interesse der Massenmedien an den Nichtseßhaften ist größer geworden. Zuneh- 
mendes Engagement, das sich in der Bereitschaft auch zu Investitionen ausdrückt, inno- 
viert die Nichtseßhaftenhilfe bei einer Reihe von Kommunen. Das ist vor allem auf die 
verstärkte Öffentlichkeitsarbeit des Evangelischen Fachverbandes für Nichtseßhaftenhik- 
fe sowie auf die Aktivität der Hauptgeschäftsstelle zurückzuführen. 

Ein besonderer Schwerpunkt für das Diakonische Werk und den Evangelischen Fachver- 
band für Nichtseßhaftenhilfe war im Berichtszeitraum die /nitiierung und Förderung von 
ambulanten Diensten und Zentralen Beratungsstellen für Nichtseßhafte und Gefährdete. 
Vier Zentrale Beratungsstellen bzw. ambulante Dienste entstanden unter wesentlicher Be- 
teiligung der Hauptgeschäftsstelle und des EFN allein in den letzten Jahren. Obwohl die 
gesetzlichen Voraussetzungen für die Förderung dieser Arbeitsformen durch die öffentli- 
chen Träger der Sozialhilfe gegeben sind, ist es in jedem einzelnen Fall mit vielen Schwie- 
rigkeiten verbunden, diese Förderung auch in der Praxis zu realisieren. Das Diakonische 
Werk unterstützt deshalb das ‚‚Initiativprogramm des Evangelischen Fachverbandes für 
Nichtseßhaftenhilfe zur Weiterentwicklung von ambulanten Diensten für Nichtseßhafte und 
Gefährdete“ zur Zeit jährlich mit 470000 DM. Sechs Zentrale Beratungsstellen und ambu- 
lante Dienste erhalten Startfinanzierungen in Höhe von 70000 bis 100000 DM. Diese Start- 
finanzierungen sollen Erfahrungen ermöglichen und Vorgänge schaffen helfen, die geeignet 
sind, Zuschüsse der öffentlichen Träger der Sozialhilfe auszulösen. Sobald das in einem be- 
stimmten Falle geschehen ist, endet die Startfinanzierung und kommt einem weiteren Pro- 
jekt gleicher Art zugute. 


g) Straffälligenhilfe 


In der Straffälligenhilfe wurden mit dem am 1.1.1977 in Kraft getretenen Straf- 
vollzugsgesetz (StvollzG) neue Aufgaben und Möglichkeiten geschaffen. 


Auf der Tagung der Evangelischen Konferenz für Straffälligenhilfe Oktober 1976 in Loccum 
wurde ausführlich über die Aufgaben gesprochen, die der Straffälligenhilfe der freien Verbän- 
de durch das neue Gesetz angeboten werden. 
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Das StvollzG wird, wenn es dem Willen des Gesetzgebers entsprechend angewandt wird, 
für den Strafvollzug einen erheblichen finanziellen und personellen Mehraufwand erfordern. 
Das Stichwort für den neuen Strafvollzug ist der Begriff „Behandlungsvollzug“, mit dem ge- 
sellschaftliche Eingliederung oder Wiedereingliederung des Straffälligen erreicht werden soll. 
Das StvollzG schreibt in $ 154 die Zusammenarbeit mit den Freien Verbänden vor. Hier 
könnten Mitarbeiter dieser Verbände in Bereichen der Sozialarbeit, der Freizeitgestaltung, 
der Bildungsarbeit tätig werden. 

Bei der Loccumer Tagung zeichneten sich folgende Aufgaben für die Evangelische Straf- 
fälligenhilfe ab: 

_ Über den Kontakt mit maßgebenden Persönlichkeiten im Strafvollzug soll die Mitarbeit 
der Diakonie angeboten und geklärt werden. Dazu gehört, daß geeignete Helfer ausge- 
bildet und zur Verfügung gestellt werden können. 

_ Diese Helfer sollen, soweit sie ehrenamtlich tätig sind, ständig vor: hauptamtlichen Mit- 
arbeitern der Diakonie beraten und gestützt werden, wenn sie notwendige Maßnahmen 
im Strafvollzug für die Gefangenen durchführen möchten. 

_ Schließlich sollen die Diakonischen Werke darauf achten, daß das Strafvollzugsgesetz 
bestimmungsgemäß durchgeführt und nicht durch restriktive Maßnahmen, wie etwa 
Hausordnungen, in einzelnen Bereichen unterlaufen wird. 


h) Altenhilfe 


In der Altenhilfe sind im Berichtszeitraum Probleme der Rechtsverordnungen 
zum Heimgesetz und das Schwerpunktprogramm des Diakonischen Werkes ‚Hilfe 
für das Alter‘ bestimmend gewesen. 


In bezug auf die Rechtsverordnung zu $ 3 Heimgesetz, die Mindestanforderungen an Räum- 
lichkeiten und Personal stellt, ist mit einer Folgekostenmasse von insgesamt ca. 9 Milliarden 
DM zu rechnen. Auf die Diakonie entfallen dabei Umbaukosten von etwa 30 bis 41 Millio- 
nen DM und Kompensation der durch die Anpassung entstehenden Kapazitätenminderung 
zwischen 81 und 93 Millionen DM. 

Freilich muß gesagt werden, daß die baulichen Forderungen der Rechtsverordnung eher 
Zielvorstellungen als Mindestanforderungen sind, während es sich hinsichtlich der Personal- 
anforderungen tatsächlich um Mindestanforderungen handelt, die offensichtlich für Normal- 
anforderungen gehalten werden, so daß von seiten der Bundesarbeitsgemeinschaft für Freie 
Wohlfahrtspflege an den Bundesrat der Wunsch herangetragen werden soll, den Personal- 
schlüssel anzuheben. 

Im Rahmen des Schwerpunktprogramms haben sich Proje i i 
Be und Arbeitsbereiche Kae ee 

ruppe 1: Referent auf Kirchenkreisebene — Aufga i = 
sönliche und fachliche Voraussetzung. N 

Gruppe 2: Altentagesstätten und Altenklubs — Besuchergruppen und ihre Bedürfnisse. Forde- 
rungen an die Qualifikation des Leiters , Vorschläge zum Finanzierungsmodus der laufenden 
Kosten von Altenbegegnungsstätten. 


Gruppe 3: Altenhilfeplanung — Erstellung der Bedi : F RP 
gemäße Altenhilfeplanung. g ingungen und Hilfsmittel für eine sach- 


Gruppe 4: Verbundsystem — hier i iti i 
"upp h geht es um die Definition dessen, was ambulant = 
een, Ne Hilfeeinrichtungen leisten können. a 
ruppe 5: Altenberatung — Überlegu F i isati ifizi 
Ba a gungen zur Funktion und Organisation qualifizierter 
Gruppe 6: Altenpfleger/Altenpfle i ünfti 
i ft gehelfer — Ermittlung des künftigen Bedarfs an pflege- 
a Fachkräften in der Altenhilfe unter Berücksichtigung der ökonomischen, , 
© ns Iren a Entwicklung. Als wichtiges Ziel stellt sich dabei die 
gabe, durch Einflußnahme auf die in manchen Bundesländern laufenden Verhandlun- 
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gen zur Weiterentwicklung der Ausbildung und zu einer möglichst weitgehenden Verein- 
heitlichung dieser Ausbildungspläne das Berufsbild für den staatlich anerkannten Altenpfle- 
ger zu entwickeln. 


Gruppe 7: Unterrichtsmaterial für den Konfirmandenunterricht — Erarbeitung von verschie- 
denen Unterrichtsmodellen zum Thema „Der alte Mensch“. 

Gruppe 8: Arbeitsmaterial für Mitarbeiter in der Altenhilfe — Im Berichtszeitraum wurde 
für die Arbeit in der Gemeinde und in Einrichtungen der Diakonie eine Arbeitsmappe 
(Lose-Blatt-Heftung) ‚Hilfe für das Alter“ erstellt. Die Arbeitshilfe wird durch ständige 
Nachlieferungen ergänzt. 


Gruppe 9: Recht auf Leben/Recht auf Sterben — Problemskizzen, Thesen und Gesprä- 
che um das Thema „Alter und Tod“. 


Gruppe 10: Basis-Curricula für Fachkräfte mit Spezialaufgaben in der Altenhilfe — Kurs- 
angebot zur Fortbildung dieser Spezialkräfte. 
Gruppe 11: Altenbildung — Curricula und Vorschläge für Bildungsarbeit mit älteren Men- 


schen. Notwendige Reflexion: Was ist Altenbildung, was bedeutet sie im Rahmen evan- 
lischen Altenarbeit? 


Ende Januar 1977 fand eine Konsultativtagung in der Evangelischen Akademie Bad Boll 
zwischen dem Leiterkreis der Evangelischen Akademien, anderer kirchlicher Werke und 
Verbände und der Hauptgeschäftsstelle des Diakonischen Werkes der EKD statt. Unter 
der Gesamtthematik „Hilfe für das Alter“ und auf Grund der Darstellung der Problema- 
tik einiger Projektgruppen wurde im gemeinsamen Gespräch überlegt, welche Themen aus 
dem Bereich der Altenhilfe insbesondere in den Akademien stärker aufgegriffen werden 
können. 


i) Krankenpflege 


In diesem Arbeitsbereich ging die Diskussion um den Entwurf eines neuen 
Krankenpflege- und Hebammengesetzes. Bei dieser Neuordnung in den Heil- 
hilfsberufen geht es zunächst immer wieder um die Einordnung in den Bildungs- 
gesamtplan der Bundesrepublik, wie auch schon 1974/75. Die Entwürfe für die 
inhaltliche Überarbeitung der Curricula, die den modernen Erfordernissen in die- 
sen Berufen entsprechen, sind inzwischen in verschiedenen Bundesländern in der 
Erprobung. 

Leider wird die sach- und fachorientierte Arbeit, die sich um die Qualifizie- 
rung dieser Berufe bemüht, zunehmend durch politische Tendenzen beunruhigt. 
Kirchen und freie Träger sowie alle beteiligten Fachverbände wehren sich zu- 
nehmend gegen die Politisierung in den pflegerischen Berufen und verweisen 
auf deren „Eigenständigkeit“, besonders im Hinblick auf die christliche Moti- 
vation des Nachwuchses für die konfessionellen Krankenhäuser. 

Im Bereich der ambulanten Pflegedienste ist eine Zunahme der zentralen Dia- 
konie-/Sozialstationen zu verzeichnen. Während die ersten Stationen ihre Mo- 
dellphase bereits hinter sich haben, bemühen sich die anderen darum, möglichst 
die dort gemachten Erfahrungen in die eigene Anlaufphase einzuplanen. Pro- 
bleme ergeben sich immer wieder bei der Finanzierung und in der Zusammen- 
arbeit der verschiedenen Berufsgruppen. 


205 


k) Bahnhofsmission 


Von den 113 Bahnhofsmissionen im Bundesgebiet und Berlin (West) werden 
85 von katholischen und evangelischen Verbänden gemeinsam getragen. 21 

sind nur evangelisch und sieben nur katholisch. Fast 2500 Mitarbeiter sind in 
diesen Stellen tätig, und zwar hauptamtlich, teilzeitbeschäftigt und ehrenamt- 


lich. 


Die Hilfe der Bahnhofsmission nehmen in erster Linie die Besucher aus der DDR in An- 
spruch, dann die Fahrschüler, schließlich an dritter Stelle kranke, körper- und geistigbe- 
hinderte Reisende. Über 150000 Nichtseßhafte besuchten die Bahnhofsmission, ferner 
Ausländer, Umsiedler, Strafentlassene. Ausreißer und alleinreisende bzw. verlorengegan- 
gene Kinder suchten die Hilfe der Bahnhofsmission. Der buntschillernde und große Per- 
sonenkreis der Hilfesuchenden sowie die meist nur kurzen Kontakte stellen die Mitarbei- 
ter der Bahnhofsmission vor besondere Aufgaben. Von daher ist eine ausreichende und 
effektive Unterweisung vor allem der ehrenamtlichen Mitarbeiter besonders vonnöten. 

Die deutsche Bundesbahn gewährt den Bahnhofsmissionen unentgeltlich Räume auf 
den Bahnhöfen. Das bedeutet, daß sie die Arbeit der Bahnhofsmissionen als Dienst an 
den Reisenden schätzt. 


l) Zivildienst 


Mit dem Inkrafttreten der Gesetzesänderung zur Anerkennung der Kriegsdienst- 
verweigerer am 1.8.1977 verband sich bei Einrichtungen der Kirche und ihrer 
Diakonie die Erwartung, endlich genügend Zivildienstleistende für die bereitge- 
stellten Plätze zu bekommen. 


So waren am 1.9.1977 von den über 35000 Zivildienstplätzen nur 18000 besetzt. Vom 
1.1.1973 bis 31.12.1976 wurden 142550 Anträge von Wehrpflichtigen auf Anerkennung 
als Kriegsdienstverweigerer eingereicht. Im gleichen Zeitraum wurden jedoch nur 70271 
Anerkennungen ausgesprochen. Im Jahre 1976 standen erstmals über 40000 Anträgen nur 
rd. 16500 Anerkennungen gegenüber. Vor Abschluß ihres Verwaltungsverfahrens können 
die meisten Kriegsdienstverweigerer weder zur Bundeswehr noch zum Zivildienst einberu- 
fen werden. Das mit der Novelle größtenteils weggefallene Prüfungsverfahren verhinderte eine 
ausreichende Besetzung der vorhandenen Zivildienstplätze auch im diakonischen Bereich. 
Durch Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichtes wurde das Gesetz mit Wirkung 
vom 15.12.1977 außer Kraft gesetzt. Die Schwierigkeiten bei der Auslastung der Zivil 
dienstplätze bestehen weiter. 


Während in der Zeit vom 1.1. bis 31.7.1977 rd. 29000 Anträge auf Anerken- 
nung als Kriegsdienstverweigerer gestellt wurden, wurden in der Zeit vom 1.8. 
bis 15.12.1977 33403 Kriegsdienstverweigerer gezählt, die nach Abgabe einer 
einfachen Erklärung in den Zivildienst zu überführen waren. Die staatliche 
Verwaltung fand sich bisher nicht dazu bereit, Auskunft zu geben, wie vie- 
le Wehrpflichtige bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes erfolglos einen An- 
trag gestellt hatten und sowohl in der früher geführten Statistik als auch 
in den neuen Zahlen enthalten waren. Erstaunlich ist in diesem Zusam- 
menhang, daß bei der Zivildienstverwaltung nur 23100 Akten von neu zivil- 
dienstpflichtig Gewordenen eingegangen sind. Die Vermutung liegt nahe, daß 
die Zahl der erstmaligen Kriegsdienstverweigerer weit unter 33000 liegt. 
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Der Beauftragte für den Zivildienst hat in diesem Zusammenhang mehrfach öffentlich er- 
klärt, daß unter Einschluß der Gültigkeitszeit der Novelle in keinem Geburtsjahrgang mehr 
als 7,5% der Wehrpflichtigen den Kriegsdienst verweigert haben. Auch in der Zeit vom 
1.8. bis 15.12.1977 ist daher keine Zahlenentwicklung deutlich geworden, die auf eine 
Gefährdung der Verteidigungsfähigkeit der Bundesrepublik Deutschland schließen ließe. 
Bis zum 15.12.1977 konnten von denjenigen, die nach dem 1.8.1977 die neuen Gesetzes- 
bestimmungen für sich in Anspruch genommen hatten, lediglich knapp 6000 zum Zivil- 
dienst einberufen werden. Nach Auskunft der staatlichen Zivildienstverwaltung waren alle 
übrigen Kriegsdienstverweigerer entweder in der Kürze der Zeit oder wegen Vorliegens ge- 
setzlicher Hinderungsgründe nicht einberufbar. Die Novelle hat also auch nicht zu Schwie- 
tigkeiten geführt, dienstpflichtige Kriegsdienstverweigerer auch zum Zivildienst einzuberu- 
fen. Durch die kurze Gültigkeit der neuen Vorschriften wurden die bestehenden Schwierig- 
keiten der Auslastung vorhandener Zivildienstplätze nur geringfügig beseitigt. 


m) Behindertenarbeit 


Die Aktivitäten der Behindertenhilfe im Berichtszeitraum waren zu einem gro- 
ßen Teil Reaktionen auf „von außen‘ gesetzte Tatbestände. So wurden im Zu- 
sammenhang mit dem Heimgesetz Fragen der staatlichen Kontrolle diskutiert 
und Überlegungen zu „Mindestanforderungen“ in stationären Einrichtungen an- 
gestellt. 

Da die vom Gesetz geforderte „Mitwirkung der Heimbewohner‘ vor allem in 
Einrichtungen für geistig Behinderte nicht möglich schien, wurde eine Alternati- 
ve erarbeitet. Die gesetzlichen Vertreter der geistig Behinderten sollen einen 
„Beirat des Heimes‘ wählen, der gegenüber der Einrichtung die Interessen der 
Bewohner vertritt. 

Die im Schwerbehindertengesetz angesprochenen und von der Bundesanstalt 
für Arbeit konkretisierten „„Mindestanforderungen‘‘ für Werkstätten für Behin- 
derte ließen Kontroversen deutlich werden, die noch nicht beigelegt sind. Wäh- 
rend auf der einen Seite die Werkstatt für Behinderte vor allem unter arbeits- 
marktpolitischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten gesehen wird, vertritt 
die Diakonie im Verein mit den andern Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrts- 
pflege ein Konzept, in dem die Werkstatt für Behinderte als Ort der beruflichen 
und sozialen Rehabilitation definiert wird. 


In einem Brief an das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung schreibt die Bun- 
desarbeitsgemeinschaft für die freie Wohlfahrtspflege am 4. Dez. 1975: 

„Das Schwerbehindertengesetz garantiert jedem Behinderten unabhängig von Art und 
Schwere seiner Behinderung, sofern er in der Lage ist, ein Mindestmaß wirtschaftlich ver- 
wertbarer Arbeit zu erbringen, einen angemessenen Arbeitsplatz oder die Gelegenheit zur 
Ausübung einer Tätigkeit. Für die Weiterentwicklung der Werkstatt für Behinderte und die 
Erfüllung des gesetzlichen Auftrags sind die Aussagen über den in der Werkstatt geförder- 
ten und beschäftigten Personenkreis von besonderer Bedeutung. Das Kriterium „Mindest- 
maß wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung‘ darf nicht den schwerer behinderten Per- 
sonenkreis der Werkstatt benachteiligen oder gar ausschließen. 

... III. Die Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege erwarten von einer kommenden 
Rechtsverordnung, daß die Werkstatt für Behinderte entsprechend den gesetzlichen Bestim- 
mungen des Schwerbehindertengesetzes alle Behindertenarten aufnimmt und eine Ausle- 
gung besonders des Begriffs „Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung‘. 
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1. Die Freie Wohlfahrtspflege fordert die Werkstatt für Behinderte als Ort beruflicher 
und sozialer Rehabilitation. Dies bedeutet, daß die Werkstatt nicht nur Arbeitsplatz für 
Behinderte ist, sondern auch Ort der gesamten Rehabilitation und so wesentlich zur so- 
zialen Integration beiträgt. 
Uns erscheint deshalb die Überbetonung des Begriffs der beruflichen Rehabilitation den 
tatsächlichen Bedürfnissen der Behinderten nicht gerecht zu werden ... 
4. Der vorliegende Grundsatz stellt die Leistungsfähigkeit als einen Faktor der Einglie- 
derung in Arbeit und Gesellschaft heraus. Aus den Erfahrungen der Werkstätten muß dar- 
auf hingewiesen werden, daß neben der Förderung von Leistungsfähigkeit die Förderung 
der sozialen Fähigkeiten und Hilfen bei der Bewältigung der Lebenspraxis eine wesentliche 
Rolle spielt. Dies muß besonders herausgestellt werden, da 80% der derzeitigen Popula- 
tion in den Werkstätten geistig Behinderte sind, jeder dritte Behinderte ist mehrfachbe- 
hindert ... 
V. Die Freie Wohlfahrtspflege bedauert, daß in der bisherigen Diskussion um die Weiter- 
entwicklung der Werkstatt vorwiegend Fragen der Leistungsfähigkeit und Produktivität 
angesprochen wurden, und durch die Veröffentlichung der A-Reha neue Festlegungen hin- 
sichtlich des durch die Arbeitsverwaltung geförderten Personenkreises getroffen wurden. 
Sie stellt fest, daß 
— derzeit die Mehrzahl der in den Werkstätten tätigen Behinderten der Gruppe der gei- 
stig Behinderten zuzurechnen ist, 

— die Werkstätten in Trägerschaft der Freien Wohlfahrtspflege auch weiterhin die Auf- 
nahme geistig Behinderter praktizieren werden, 

— die meisten dieser Behinderten in der Regel keine Leistungsfähigkeit von einem Drit- 
tel einer Normalarbeitskraft erbringen, 

— damit die Förderung dieses Personenkreises durch die Arbeitsverwaltung auf Grund der 
neuen Festlegungen der A-Reha ausgeschlossen ist. 

Die Freie Wohlfahrtspflege wird einer Entwicklung der Werkstätten in Richtung der Auf- 
nahme leistungsfähiger Gruppen (z.B. verstärkte Aufnahme von Lernbehinderten, Sozial- 
behinderten und dergleichen) unter Benachteiligung der geistig Behinderten (weniger lei- 
stungsfähig) nicht zustimmen.“ 


Unter dem Eindruck der Gründung der überkonfessionellen ‚„Arbeitsgemein- 
schaften der Werkstätten für Behinderte in der Bundesrepublik Deutschland“ 
ergab sich eine erfreuliche Zusammenarbeit, die bedeutsam ist. Der „Verband 
evangelischer Einrichtungen für geistig und seelisch Behinderte e.V.“ sowie der 
„Verband evangelischer Einrichtungen für die Rehabilitation Behinderter e.V.“ 
und der „Verband Evangelischer Einrichtungen der Nichtseßhaftenhilfe‘“ be- 
schlossen einen gemeinsamen Werkstattausschuß auf Bundesebene und verzich- 
teten damit auf verbandsinterne Aktivitäten zu allen Fragen der Werkstatt für 
Behinderte. 

In diesem Zusammenhang muß der Ausbau des Konzepts für die Berufsbil- 
dungswerke gesehen werden. Sechs Berufsbildungswerke befinden sich in dia- 
konischer Trägerschaft. Für das Berufsbildungswerk, das die Lehrausbildung für 
den jugendlichen Behinderten durchführt, gelten im wesentlichen die Grundsät- 
ze ‚moderner Berufsausbildung. Um ein größeres Spektrum von Berufsmöglich- 
keiten anbieten zu können, wird seine Größenordnung heute nicht mehr unter 
250 Plätzen liegen dürfen. 

Was die gemeindebezogenen Aktionen des Diakonischen Werkes betrifft, so 
waren sie von dem Bemühen gezeichnet, Verständnis für Behinderte zu wecken 
und das Engagement der Gemeinde zu verstärken. Es wurde eine „Anleitung 
zur Durchführung von Ferienmaßnahmen für Behinderte und ihre Angehörigen“ 
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mit einem detaillierten Verzeichnis von über 100 behindertengerechten Ferien- 
heimen herausgebracht sowie neben einem Faltblatt auch „Materialien für einen 
Gottesdienst“. 


In der Hauptgeschäftsstelle sind drei Referenten für Fragen der Arbeit mit Körperbehin- 
derten, geistig Behinderten und psychisch Kranken tätig. Ihnen obliegt auch die Geschäfts- 
führung der dem Diakonischen Werk angeschlossenen Fachverbände 

— Verband evangelischer Einrichtungen für geistig und seelisch Behinderte e.V; 

— Verband evangelischer Einrichtungen für die Rehabilitation Behinderter BaV;: 

— Arbeitskreis „Hilfe für psychisch Kranke“. 

An Konzeptionen und Arbeitshilfen wurden im Berichtszeitraum entwickelt: 

— Organisation bzw. Auf- und Ausbau des diakonieeigenen Beratungs- und Besuchsdienstes; 

— Empfehlungen zur „Mitwirkung der Heimbewohner“ auf der Grundlage des Heimgesetzes; 

— Mitwirkung bei der Gestaltung von Fortbildungsprogrammen für Mitarbeiter; 

- Erstellung von Zeitschriften, Rundschreiben und Informationsmaterial; 

— Überlegungen zu Konsequenzen für die diakonische Arbeit nach dem Vorliegen des Be- 
richtes über die Lage der Psychiatrie in der Bundesrepublik Deutschland; 

— Weiterarbeit an der Konzeption von Einrichtungen zur beruflichen Bildung und berufli- 
chen Rehabilitation behinderter Menschen (Berufsbildungswerke, Werkstätten für Be- 
hinderte); 

— Vorarbeiten zu einer planungsrelevanten Erfassung behinderter Menschen unter beson- 
derer Berücksichtigung des Datenschutzes. 

Unter sozialpolitischen Gesichtspunkten sind besonders zu erwähnen die gemeinsam mit 
den anderen Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspflege erarbeiteten und herausgegebe- 
nen Erklärungen 
— zu verschiedenen Rechtsverordnungen des Heimgesetzes, 

— zur Konzeption der „Werkstatt für Behinderte‘“, 

— zu den auf einen Abbau von Sozialhilfeleistungen abzielenden Vorstellungen des deut- 
schen Landkreistages. 

Insbesondere wurde unter dem Eindruck der „Psychiatrie-Enquäte“ deutlich, daß in na- 
her Zukunft um der behinderten Menschen willen vermehrt Überlegungen angestellt wer- 
den müssen, wie die diakonische Behindertenhilfe und die christliche Gemeinde am besten 
zusammenarbeiten können. 


Am 12. April 1976 richteten der Vorsitzende des Rates der Evangelischen Kir- 
che in Deutschland, Landesbischof D. Helmut Claß, und der Präsident des Dia- 
konischen Werkes der Evangelischen Kirche in Deutschland, Dr. Theodor Scho- 
ber, einen gemeinsamen Brief an den Präsidenten der Deutschen Arbeitgeberver- 
bände, Dr. Hanns-Martin Schleyer, in dem sie auf die Lage der arbeitslosen be- 
hinderten Arbeitnehmer aufmerksam machten und um verstärkte Berücksichti- 
gung der behinderten Arbeitnehmer bei der Planung und Errichtung von Ar- 
beitsplätzen baten. 


... „Wir beobachten besorgt die Situation arbeitsloser Behinderter. Ihre Zahl hat sich seit Januar 
1974 verdreifacht, sie ist noch immer im Ansteigen begriffen. 

Sie wissen, daß die Eingliederung in die Arbeitswelt unserer Gesellschaft für Behinderte 
mehr bedeutet als eine Verdienstmöglichkeit. Sie ist sichtbares Zeichen gelungener Integra- 
tion, vor allem im Anschluß an Rehabilitationsmaßnahmen, und trägt wesentlich dazu bei, 
dem einzelnen das notwendige Gefühl der Brauchbarkeit und Wertigkeit in unserer Gesell- 
schaft zu vermitteln. 

Die Kirche ist durch ihre Diakonie Träger einer Vielzahl von Einrichtungen zur beruflichen 
Rehabilitation behinderter Jugendlicher und Erwachsener. Diese personell und finanziell 
aufwendige Arbeit wird fragwürdig, wenn die Bereitschaft von Arbeitgebern zur Einstellung, 
Ausbildung und Beschäftigung Behinderter nachläßt. 
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Obwohl wir nicht die noch immer schwierige Situation einzelner Wirtschaftszweige verken- 
nen, appellieren wir an alle Arbeitgeber um die Einstellung, Ausbildung und Beschäftigung 
Behinderter im Rahmen der Beschäftigungspflicht nach dem Schwerbehindertengesetz be- 
müht zu sein. 

Wir bitten Sie, sehr geehrter Herr Präsident, das Ihnen Mögliche zu tun, um Arbeitgeber 
zur Toleranz und zum Engagement gegenüber behinderten Arbeitsuchenden zu bewegen. 
Wir halten die Beschäftigung Behinderter auch unter erschwerten gesamtwirtschaftlichen 
Bedingungen für ein Gebot der Menschlichkeit, dem niemand vorschnell durch die Zah- 
lung der Ausgleichsabgabe ausweichen sollte. 4 

Wir danken im voraus für Ihre Bemühungen und hoffen, daß es mit Ihrer Hilfe gelingt, 
die bei Behinderten, ihren Angehörigen und vielen Mitarbeitern der Behindertenhilfe fest- 
stellbare Resignation wieder abzubauen und das Ansteigen der Zahl behinderter Arbeits- 
loser aufzuhalten.“ 


6. DIENSTE IM SOZIALPOLITISCHEN UND 
GESELLSCHAFTLICHEN BEREICH 


a) Mitwirkung bei der Sozialgesetzgebung 


Die Gemeinden sind weithin durch die steigenden Ausgaben für die Sozialhilfe 
und gleichzeitige finanzielle Engpässe belastet, so daß vor allem im kommuna- 
len Raum Forderungen laut wurden, die Sozialhilfeleistungen einzuschränken. 
Deswegen legten der Deutsche Städtetag und der Deutsche Landkreistag Memo- 
randen vor, in denen eine Änderung zahlreicher Vorschriften des Bundessozial- 
hilfegesetzes mit dem Ziel der Ausgabenminderung gefordert wurde. Die Bun- 
desarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege nahm zu diesen Memoran- 
den in einem ablehnenden Votum Stellung. 


In der Stellungnahme der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e.V. zu 
den Änderungsverschlägen des Deutschen Landkreistages zum Bundessozialhilfegesetz und 
anderen Leistungsgesetzen des Bundes vom 18. Juni 1976 heißt es: 

3... Es ist ... nicht vertretbar, den Rotstift isoliert in einem Zweig der sozialen Sicherung 
anzusetzen und dies ausgerechnet bei der Sozialhilfe zu tun, die gerade den Bürgern zu 
helfen hat, die der Hilfe der Allgemeinheit am dringendsten bedürfen ... Es ist schwer ab- 
zuschätzen, wie sich die Sparvorschläge des Landkreistages finanziell auswirken würden. 
Man kann aber davon ausgehen, daß sie kaum mehr als eine halbe Milliarde Mark einbrin- 
gen würden — den zusätzlichen Verwaltungsaufwand nicht einmal berücksichtigt ... Die 
sozialen Wandlungsprozesse in unserer Gesellschaft erfordern von Zeit zu Zeit auch eine 
Überprüfung der Leistungen der Sozialhilfe. Daraus kann sich ergeben, daß Leistungen 
neu eingeführt, verbessert oder auch, reduziert werden müssen ... So sehen auch die kürz- 
lich vom Deutschen Verein vorgelegten ‚Vorschläge für die Weiterentwicklung der Sozial- 
hilfe‘ gewisse Leistungseinschränkungen vor. Sie beschränken sich aber nicht darauf, son- 


dern empfehlen auch Verbesserungen, die sich als notwendig erwiesen haben. Dies dürfte 
der richtige Weg sein.“ 


Die Kodifizierung des gesamten Sozialrechts in einem Sozialgesetzbuch hat wei- 
tere Fortschritte gemacht. Das Heimgesetz, das schon seit Jahren die Freie Wohl- 
fahrtspflege beschäftigt, war auch 1976 Gegenstand von Beratungen in der BAG. 
Dabei ging es vor allem um die zur Durchführung des Gesetzes notwendigen 
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Rechtsverordnungen. Die Länder haben Vorabregelungen durch Verwaltungsan- 
ordnungen geschaffen, da die endgültige Regelung dem Gesetzgeber wegen der 
Kompliziertheit der Materie Schwierigkeiten macht. Die Freien Wohlfahrtsver- 
bände haben auch dazu durch ihre Landesarbeitsgemeinschaften Stellungnah- 
men abgegeben. 


Ein besonderes Problem bietet die „Verordnung über die Mitwirkung der Heimbewohner 
von Altenheimen, Altenwohnheimen und Pflegeheimen für Volljährige in Angelegenheiten 
des Heimbetriebes‘‘ vom 19.7.1976 (BGBl. I Nr. 84 vom 21. Juli 1976). An dieser Ver- 
ordnung nahmen die Spitzenverbände vor allem deswegen Anstoß, weil sie zu wenig fle- 
xibel ist und auf die Strukturen der einzelnen Einrichtungen zu wenig Rücksicht nimmt. 
Das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit hat jedoch nur einzelne Punk- 
te der Stellungnahmen berücksichtigt, das Gesamtkonzept bleibt unverändert. 


Das Diakonische Werk und der Caritasverband waren auch maßgeblich mit an 
der Vorbereitung des neuen Eherechts beteiligt, das am 1. Juli 1977 in Kraft 
trat und an die Stelle des bisherigen Schuldprinzips das Zerrüttungsprinzip bei 
Ehescheidungen setzt. Bei vielen Vorzügen dieses neuen Eherechts bleiben doch 
Wünsche in bezug auf die Versorgungsausgleichsregelung offen. 

Im November 1977 wurde vom Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit der Referentenentwurf eines Jugendhilfegesetzes (JHG) veröffent- 
licht, nachdem die 1974 eingestellte Arbeit an der Jugendhilferechtsreform Ende 
1976 wieder aufgenommen worden war. Fast genau ein Jahr später wurde dann 
der Regierungsentwurf eines Jugendhilfegesetzes vom Bundeskabinett verab- 
schiedet und dem Bundesrat zugeleitet. 

Das Diakonische Werk hält eine grundlegende Reform des geltenden Jugend- 
wohlfahrtsgesetzes für erforderlich und befürwortet deshalb schon seit lan- 
gem, ein neues JHG zu schaffen. Von daher wurde die Vorlage des Referen- 
tenentwurfs und später des Regierungsentwurfs eines JHG begrüßt, wenn auch 
in ihrem Inhalt nicht durchweg gebilligt. Kritisiert werden muß insbesondere, 
daß die Arbeitsmöglichkeiten freier Träger im Rahmen der geplanten Gesetzes- 
neuregelung bisher noch nicht ausreichend gesichert sind. Unter der Vorausset- 
zung entsprechender Verbesserung im weiteren Gesetzgebungsverfahren bejaht 
das Diakonische Werk den Entwurf. 


b) Krankenhausfragen 


1976 ließen sich erste Erfolge der 1974 eingeleiteten Bemühungen um die Ko- 
stendämpfung im Gesundheitswesen erkennen. In diesem Zusammenhang wur- 
den immer wieder Forderungen nach einer Novellierung des 1972 verkündeten 
Krankenhausfinanzierungsgesetzes laut. Doch bevor es dazu kommen konnte, 
brachten die finanziellen Schwierigkeiten der Rentenversicherung, die im Herbst 
1976 offenbar wurden, für die Krankenhäuser eine neue Situation. Nach der 
Regierungserklärung vom 16.12.1976 wechselte die Zuständigkeit für das Kran- 
kenhauswesen vom Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
zum Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung. Die Kompetenz für die 
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gesetzliche Renten- und Krankenversicherung wurde mit dem Krankenhausres- 
sort in einem Haus vereint. 


c) Ausländische Arbeitnehmer 


Die Ausländerbeschäftigung in der Bundesrepublik und Berlin (West) ist längst 
keine vorübergehende Erscheinung mehr. Ende September 1976 betrug z.B. die 
Zahl der ausländischen Wohnbevölkerung über 3,9 Millionen Personen, davon 
eine Million Kinder und Jugendliche im Alter von O bis 18 Jahren. Beschäftigt 
waren 1976 rd. 1,9 Millionen Ausländer. Die Zahlen sind gegenüber den Vor- 
jahren leicht rückläufig. Grund dafür ist die restriktive Ausländerpolitik. Den- 
noch werden viele Ausländer wohl für immer in Deutschland bleiben. Ein beson- 
ders schwieriges und dringendes Problem ist die Eingliederung der jungen Aus- 
länder. Etwa 45000 verlassen pro Jahr die Schule. Davon 60% und mehr ohne 
Abschluß. Diese jungen Menschen sind durch mangelnde Ausbildung und gerin- 
ge Berufschancen besonders gefährdet, in Verwahrlosung und Kriminalität abzu- 
gleiten. 

Im Bereich der kirchlichen und diakonischen Ausländerarbeit gibt es kein grö- 
ßeres Problem als das der in Deutschland geborenen ausländischen Kinder. 

Die evangelischen Kindergärten und Kindertagesstätten bemühen sich, den 
Ausländerkindern eine möglichst große Chancengleichheit im Verhältnis zu 
ihren deutschen Altersgenossen zu ermöglichen. Ein Langzeitprogramm für die- 
sen Bereich ist beim Diakonischen Werk in Arbeit. Die Situation im schulischen 
Bereich ist immer noch trübe, doch auf Grund verschiedener Modellversuche be- 
miüht sich ein Arbeitskreis beim Diakonischen Werk darum, durch sprach- und be- 
rufsorientierten Unterricht ausländischen Jugendlichen bessere Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt zu verschaffen. Ein besonderes Problem bilden die ausländischen 
Jugendlichen, die zu ihren Angehörigen nach Deutschland gekommen sind und 
keine Arbeitserlaubnis erhalten. Hier ist das Diakonische Werk zusammen mit 
dem Caritasverband beim Bundeskanzler und dem Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung für eine Gesetzesänderung eingetreten. 


Im Brief der Präsidenten des Diakonischen Werkes der EKD, Dr. Theodor Schober, und 
des Deutschen Caritasverbandes, Dr. Georg Hüssler, an Bundeskanzler Helmut Schmidt vom 
12. April 1976 heißt es: 

Bu Nicht nur für die betroffenen ausländischen J ugendlichen und ihre Angehörigen ist 
diese Verweigerung der Arbeitserlaubnis unverständlich ... und ... widersinnig und diskri- 
minierend. Gemeinsam mit der großen zahl deutscher und ausländischer Mitarbeiter in der 
Ausländerarbeit sind auch wir der Meinung, daß dieses Verbot weder menschlich noch so- 
zial gerechtfertigt ist und verantwortet werden kann ... Es ist auch unverständlich, daß 
diese jungen Ausländer ... der deutschen Schul- und Berufsschulpflicht genügen müssen, 
aber nicht ... arbeiten dürfen und damit auch von den gerade für diesen Personenkreis so 
notwendigen berufsfördernden Maßnahmen der Arbeitsverwaltung und möglichen Berufs- 
ausbildungen ausgeschlossen bleiben ... Es könnte durchaus sein, daß wir in der Bundesre- 
publik bei Aufrechterhaltung des Anwerbestopps doch eines Tages diese Personengruppe 
als Arbeitskräfte benötigen, der es jetzt verboten ist, das Arbeiten zu erlernen.“ 

Die Bundesregierung blieb jedoch in dieser Frage bei ihrer ablehnenden Haltung, wie 
aus dem Schreiben des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung an die Präsidenten 
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am Diakonischen Werkes und des Deutschen Caritasverbandes vom 19. Mai 1976 hervor- 
geht: 


Bade Deshalb würde ich diesen jungen Menschen gern die Möglichkeit eröffnen, eine Be- 
schäftigung oder berufliche Ausbildung aufzunehmen. Dabei kann jedoch die immer noch 
kritische Beschäftigungssituation und der gesetzliche Vorrang deutscher und ihnen gleich- 
gestellter ausländischer Jugendlicher am Arbeitsmarkt nicht außer acht gelassen werden. 
In diesem Zusammenhang ist zu berücksichtigen, daß die Erteilung von Arbeitserlaubnis- 
sen an neu eingereiste oder einreisende Jugendliche einen verstärkten Familiennachzug 
auslösen kann. Dadurch könnte bei einer großen Zahl von J ugendlichen, die noch in den 


Herkunftsländern leben, der Anwerbestopp in einem nicht zu unterschätzenden Umfange 
unterlaufen werden ...“ 


Besonders wichtig ist in diesem Zusammenhang die permanente Fortbildung 
der deutschen und ausländischen Mitarbeiter in der Ausländerarbeit. Dabei hat 
sich die vom Diakonischen Werk der EKD in der Sozialakademie Friede- 
wald eingerichtete dreijährige berufsbegleitende Aus- und Fortbildung für aus- 
ländische Sozialberater bewährt. 

Durch Initiative der regionalen Diakonischen Werke wurden von den zustän- 
digen Sozialministerien in Bayern (Freising) und im Norddeutschen Bereich 
(Rendsburg) gemeinsame Fortbildungskurse für Sozialberater der Arbeiterwohl- 
fahrt, des Deutschen Caritasverbandes und des Diakonischen Werkes eingerich- 
tet. 


d) Umsiedler 


Der vermehrte Zustrom Volksdeutscher aus Polen und anderen Ostblocklän- 
dern fordert nicht nur materielle Hilfe, die zur Zeit großzügig von der Bundes- 
regierung gewährt wird, sondern stellt die Aufgabe, diese Menschengruppe 
auch sozial zu integrieren. 

Eine wichtige Aufgabe der Öffentlichkeitsarbeit war es, einerseits die viel- 
fach falschen Vorstellungen der Umsiedler über die Bundesrepublik Deutsch- 
land aufzufangen, andererseits die Bevölkerung in Deutschland mit diesen Pro- 
blemen vertraut zu machen. Das Diakonische Werk hat eine viel gefragte Bro- 
schüre „Umsiedler‘‘ herausgegeben, die über die Herkunftsländer informiert, die 
besondere Umsiedlersituation darstellt und eine möglichst wirkungsvolle Kon- 
zeption der Diakonie für die Beheimatung in der Bundesrepublik Deutschland 
aufweist. 

Zur Erleichterung des Einlebens in bundesdeutsche Verhältnisse konnte eine 
Wohngeldsonderregelung erreicht werden. Zur geistigen und psychologischen 
Umstellung erarbeitete das Diakonische Werk die Konzeption von ‚„Aufbauwo- 
chen‘, die vom Bundesministerium des Innern finanziell gefördert werden. 

Von weiterer besonderer Wichtigkeit ist es, Wege kirchlicher Beheimatung 
aufzuzeigen sowie Paten bzw. Starthelfer zu gewinnen, die sich den Umsiedlern 
auf begrenzte Zeit zur Verfügung stellen, um ihnen bei der Überwindung der 
Anfangsschwierigkeiten zu helfen. Zur Integration ist ferner die Beherrschung 
der deutschen Sprache notwendig. Dies bedeutet vor allem, daß die schon be- 
stehenden Sprachförderungsmaßnahmen ausgebaut und darüber hinaus katego- 
riefreie, d.h. unqualifizierte Sprachmaßnahmen für den Personenkreis durchge- 
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führt werden, der sonst keinen Anspruch auf gesetzlich geregelte Sprachförde- 
rungsmaßnahmen hat, wie nichtschulpflichtige Kinder, Mütter und Rentner. 


7. DIENSTE IM ÖKUMENISCHEN BEREICH 
a) Brot für die Welt 


Die 17. Aktion „Brot für die Welt‘ (1975/1976) erbrachte mit einer Gesamt- 
summe von 45 599 926,40 DM ein um 7,6% niedrigeres Ergebnis als die Vor- 
jahrssammlung. Das bedeutet allerdings nicht, daß der Rückgang des Auf- 
kommens in allen Gebieten in gleicher Weise rückläufig war. Ins Gewicht fiel 
u.a., daß im Berichtsjahr keine Sondersammlungen stattfanden, daß die ver- 
worrene Situation in einigen Ländern der Dritten Welt viele Spender verun- 
sicherte und daß schließlich eine Reihe anderer Organisationen und Hilfswer- 
ke ebenfalls zu Spendenaktionen aufriefen. 

Zum Problem des Welthungers hat ein vom Ausschuß für Ökumenische 
Diakonie eingesetzter Arbeitskreis eine Studie erarbeitet. In neun Thesen 
werden die Hauptursachen der Welthungerkrise genannt und Wege zu ihrer 
Bewältigung aufgezeigt: 


1. Da die Welthungerkrise als Aspekt der weltweiten Entwicklungskrise zu verstehen 
ist, kann eine Strategie gegen den Hunger nur eine Strategie gegen die Unterentwicklung 
sein. 

2. Im Gegensatz zu konventionellen Ansätzen erhebt sich die Forderung nach einer 
„andersartigen Entwicklung‘ (siehe Hammarskjöld-Bericht), die auf der Einheit von Mensch 
und Natur und auf der Ganzheit des Menschen aufbaut. 

3. Da die Entwicklungsprinzipien der westlichen wie der östlichen Industriestaaten dieser 
Forderung zuwiderlaufen, wird fraglich, ob ihre Empfehlungen noch weiterhelfen können. 
4. Hingegen hat die ökumenische Entwicklungsdiskussion in der Herausarbeitung der 
Prinzipien self reliance, social justice, peoples participation, liberation, qualitative growth 

neue Ansätze für eine „andersartige Entwicklung‘ sichtbar werden lassen. 

5. Innerhalb eines solchen Entwicklungsansatzes lassen sich spezifische Schwerpunkte 
identifizieren, die sowohl für technische wie für gesellschaftliche Aspekte der Förderungs- 
praxis im Detail relevante Aussagen gestatten. 

6. Im Bereich der Agrartechnologie stellt sich die Frage nach einer „andersartigen Ent- 
wicklung‘ als die Frage nach Anknüpfungsmöglichkeiten an das traditionelle biologisch- 
ökologische Methodengefüge und nach dessen Weiterentwicklung mit den Mitteln der bio- 
logischen und ökologischen Wissenschaften. 

7. Dieser Ansatz zielt vor allem aber auf die Stärkung der Selbstversorgungsproduktion 
sowie auf den Güteraustausch zwischen den Armen. Damit kann auch sichergestellt wer- 
den, daß die Entwicklungsimpulse den eigentlich zu fördernden Zielgruppen zugute kom- 
men. 

8. Diese Art der Produktion und des Güteraustausches muß auf Gemeinschaftsbildung 
Auszesichigt sein, wenn unsere Förderung nicht ungleichen Entwicklungen Vorschub lei- 
sten soll. 

9 Letztlich ist eine „andersartige Entwicklung“ nur mit Rückbezug auf die Industrie- 
länder möglich, ja, gewisse grundlegende Veränderungen bei uns selbst und damit der 
weltlichen Zusammenhänge sind ihre unumgängliche Voraussetzung. 
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Aus den regionalen Schwerpunkten von „Brot für die Welt“ im Berichtszeit- 
raum sei auf die Hilfe für die Sahelzone verwiesen. Die Prioritäten der Hilfe 
sah „Brot für die Welt‘ in folgenden Bereichen: 


— Förderung von angepaßter Landwirtschaft und Viehzucht 

Hier wird besonderer Wert auf ausreichende Nahrungsmittelproduktion gelegt, die bei För- 
derungsprogrammen der Regierungen oft zugunsten von Rohstoffprodukten für den Export 
(Baumwolle) vernachlässigt wird. Die Förderung der Viehzucht betrifft insbesondere die Le- 
benssituation der Nomaden, die durch die vergangenen Dürrejahre besonders getroffen wur- 
den. 


— Wasserversorgung 

Landwirtschaftliche Bewässerungsprogramme zur Vergrößerung der nutzbaren Flächen 
werden gefördert, wie das Bohren von Trinkwasserbrunnen, durch die die Bevölkerung mit 
sauberem Trinkwasser versorgt wird, mit denen aber auch den Frauen die schwere Arbeit 
des Wasserholens, oft über große Entfernungen hinweg, erleichtert wird. 
— Vorbeugende Gesundheitsfürsorge 

Da die medizinische Versorgung katastrophal ist, werden die knappen Ressourcen in die- 
sem Bereich eingesetzt, um eine möglichst große Zahl von Menschen davon profitieren zu 
lassen. 


— Ausbildung von Führungskräften 

In allen Sahel-Ländern besteht ein Mangel an qualifiziertem Personal. Darüber hinaus feh- 
len, gerade in den Basisorganisationen der Bauern und Viehzüchter, qualifizierte Führungs- 
persönlichkeiten, die für die Durchführung von Entwicklungsvorhaben entscheidend sind. 
— Integrierte Programme auf regionaler Ebene 

Solche Programme berücksichtigen den Menschen mit seinen Grundbedürfnissen als Ganz- 
heit; dementsprechend werden sektorale Programme aufeinander abgestimmt und mitein- 
ander verflochten. 


„Brot für die Welt‘ wird die Probleme der Sahelzone, die so vielfältig und um- 
fassend sind, gewiß nicht allein lösen können. Es ist aber zu erwarten, daß mit 
den Partnern von „Brot für die Welt‘, wie der Kirchenföderation von Obervolta 
und vielen kleinen kirchlichen und ökumenischen Gruppen, dort ein signifikanter 
Beitrag geleistet wird, wo die Regierungen das Nötige nicht tun oder tun können, 
wo es um Randgruppen, um die Vergessenen, um die am schlimmsten Unterpri- 
vilegierten geht. Dies Engagement kirchlicher Werke wird auch von einer primär 
muslimischen Umwelt anerkannt und gefördert. 


b) Katastrophenhilfe 


Das Jahr 1976 war durch eine große Zahl schrecklicher Katastrophen verschie- 
denster Art bestimmt. 

An erster Stelle sind die Erdbeben zu nennen: Februar 1976 Erdbeben in 
Guatemala — über 22000 Tote, über eine Million Obdachlose; Mai und Juni 
in der Wüstenstadt Gasli — 10000 Obdachlose; Juni in Irian Yaya (ehem. West- 
Neuguinea) 9000 Tote, Juli in Bali — 450 Tote; Juli in Nordostchina ca. 
665000 Tote, 779000 Verletzte; August in Südwestchina (Szechuan) — Aus- 
maß unbekannt; Juli auf den Südphilippinen — 8000 Tote; Juli in Nord- und 
Mittelchile; Oktober in Indonesien — 130 Tote; November im ostanatolischen 
Hochland — 3000 Tote, 50000 Obdachlose. 
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Ähnlich verheerend wirkten sich Stürme und Orkane aus. 

Januar: Sturmflut an der deutschen Nordseeküste, ausgelöst durch den schwe- 
ren Orkan „Capella“ — 16 Tote, Sachschaden von mehreren hundert Millionen 
Mark. Mai: Überschwemmung auf der Hauptinsel Luzon der Philippinen durch 
den Taifun „Olga“ 140 Tote, 600000 Schwergeschädigte. September: Über- 
schwemmungen in Punjab/Pakistan — 350 Tote, 6,5 Millionen Obdachlose. Ok- 
tober: Sturm- und Flutschäden durch den Hurrican „Liza“ auf der mexikani- 
schen Halbinsel Baja California — etwa 2500 Tote, 40000 Obdachlose. 

An Seuchen starben: in der indonesischen Provinz Westjava 578 Menschen an 
der Cholera, 20000 erkrankten; in Zaire an der „Grünen Affenkrankheit‘“ 59 
Menschen. Die Katastrophen im Gefolge von Bränden, Explosionen, Bürgerkrie- 
gen und Unruhen können gar nicht aufgezählt werden. 

Das Diakonische Werk fühlte sich seinem Auftrag gemäß zur Hilfe verpflich- 
tet. Es bemühte sich in 24 Ländern um die Betroffenen von Katastrophen und 
die Bürgerkriegsopfer. Über die einzelnen Aktionen, die neben der Hilfe zum 
nackten Überleben, der Wiederbeheimatung und der Normalisierung des Alltags 
galten, gibt die nachstehende Statistik einen Überblick. 


Äthiopien Dürre 255088,76 DM 
Angola Bürgerkrieg 581831,70 DM 
Bali Erdbeben 50000,- DM 
Bangladesh Überschwemmung 376311,31 DM 
Gabun (Lambarene) Medizinische Geräte 39320,38 DM 
Guatemala Erdbeben 892866,10 DM 
Haiti Wirbelsturm 11998,75 DM 
Indien Überschwemmung 100000,— DM 
Indonesien Erdbeben 82218,02 DM 
Italien Erdbeben 1895 086,52 DM 
Kamerun Wirbelsturm 30000,- DM 
Libanon Bürgerkrieg 1086557,21 DM 
Mauretanien/Sahara Dürre/Flüchtlingshilfe 755 780,96 DM 
Mexiko Wirbelsturm 9421,15 DM 
Nicaragua Überschwemmung 10000,- DM 
Philippinen Erdbeben 175070,— DM 
Rumänien Medizinische Geräte 69294,-— DM 
Schleswig-Holstein Überschwemmung 93521,70 DM 
Sierra Leone Dürre 5000,- DM 
Südwestafrika Flüchtlingshilfe 57995,45 DM 
Sudan Dürre 96 833,38 DM 
Türkei Erdbeben 1405429,88 DM 
Zaire Dürre 4221,38 DM 
Zypern Flüchtlingshilfe 10280,86 DM 


insgesamt 


8094047,51 DM 


c) „Kirchen helfen Kirchen“ 
und das Ökumenische Stipendienprogramm 


Das Programm „Kirchen helfen Kirchen“ für den Gesamtbereich der Evangelischen 
Kirche in Deutschland „Ökumenisches Notprogramm des Diakonischen Werkes 
der EKD und Liste des Bedarfs des Deutschen Hauptausschusses/Lutherischer 
Weltbund) konnte für 1976 mit einer Gesamtsumme von rund 9 Millionen DM 
aus Beiträgen der Landes- und Freikirchen sowie Einzelspenden abgeschlossen 
werden. Zusätzlich dazu wurden vom Kirchlichen Entwicklungsdienst 1,3 Millio- 
nen DM für Projekte der zwischenkirchlichen Hilfe zur Verfügung gestellt. Mit 
Hilfe dieser Mittel konnten rd. 330 kirchliche Projekte in Europa und Übersee 
unterstützt werden und etwa 280 Einzelpersonen aus verschiedenen Kontinen in 
akuten Notsituationen Hilfe erhalten. 

Das Stipendienprogramm des Diakonischen Werkes (Ökumenisches Stipendien- 
programm) hat sich zum Ziel gesetzt, in enger Zusammenarbeit mit kirchlichen 
Partnern die berufliche Ausbildung von in Entwicklungsländern dringend benötig- 
ten qualifizierten Fachkräften finanziell zu unterstützen. 


Dabei handelt es sich nach Möglichkeit um Inlandsstipendien, damit die Studierenden ihren 
Heimatländern nicht durch Studienaufenthalte im westlichen Ausland entfremdet werden. 
Für westeuropäische Länder werden Stipendien nur bewilligt, wenn die Ausbildung im Hei- 
matland oder Heimatkontinent nicht möglich, für ein Entwicklungsprojekt oder Entwick- 
lungsprogramm aber unbedingt notwendig ist. Die Zahl der gegenwärtig geförderten Stipen- 
diaten beträgt mehr als 500, davon studieren 33 in westeuropäischen Ländern. Für dieses 
Programm standen 1976 2,5 Millionen DM von „Brot für die Welt‘ zur Verfügung. 

Mittel in Höhe von 1,6 Millionen DM hat ‚Brot für die Welt“ für einen Notfonds zur Ver- 
fügung gestellt, der solchen Studenten aus Entwicklungsländern zugute kommt, die in die 
Bundesrepublik einreisen, ohne eine finanzielle Absicherung zu haben. Damit diese Perso- 
nengruppe nicht verelenden muß, erhalten sie über die örtlichen Studentenpfarrämter eine 
Überbrückungsbeihilfe bis zur Dauer von sechs Monaten, wenn sie in dieser Zeit eine Zwi- 
schenprüfung oder ein Abschlußexamen ablegen oder sich andere Geldquellen für sie eröff- 
nen. 

Aus Mitteln des Kirchlichen Entwicklungsdienstes (KED) haben 1976 ca. 60 Studierende 
Förderungsgelder von insgesamt 600000 DM erhalten; an diese für die Dauer von drei Jah- 
ren vergebenen Summen ist die Bedingung geknüpft, daß das Studium in dieser Zeit ab- 
geschlossen sein muß, der Student von der Qualifikation und dem entwicklungspolitischen 
Engagement her förderungswürdig und die angestrebte spätere Tätigkeit für die weitere 
Entwicklung des Heimatlandes wahrscheinlich relevant ist. Eine besondere Unterstützung 
erhielten in der Bundesrepublik lebende vietnamesische Studenten. Mehr als 400 erhielten 
aus Mitteln des Kirchlichen Entwicklungsdienstes mit einem Gesamtbetrag von 1,8 Millionen 
DM eine Studienhilfe. 


d) Auswanderungsfragen 


Wahrscheinlich durch die gleichbleibend schlechte wirtschaftliche Lage veran- 
laßt, zeigte sich 1976 bei vielen Menschen ein Interesse, auszuwandern. Die 
Auswandererberatungsstellen im Bundesgebiet und Berlin (West) hatten jedoch 
nicht nur mit Menschen zu tun, die die Absicht hegten, auszuwandern, son- 
dern sehr häufig mußten sie Frauen und Mädchen beraten, die eine Ehe mit ei- 
nem Ausländer einzugehen trachteten. 
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Der kirchliche Überweisungsdienst vom Herkunfts- zum Ziel- oder Aufnahmeland hat sich 
auch 1976 gut bewährt. Viele Länder betreiben allerdings eine restriktive Einwanderungs- 
politik. Ein großes Problem stellen zur Zeit die aus Rußland über Israel in die Bundesre- 
publik gekommenen Personen dar, die entweder einen Antrag zur Anerkennung auf deut- 
sche Volkszugehörigkeit stellen oder in ein überseeisches Land auswandern wollen. 

Auswanderungsbegehren äußerten 1976 insgesamt 12269 Personen. Die überwiegende 
Anzahl der Auswanderungswilligen wollte nach Nordamerika (USA 2453, Kanada 1239). 
Nach Australien wollten 2205 Personen, nach Asien i 313, nach Afrika 1283 und nach 
Südamerika 933. 

Die Motive waren bei 2523 Personen wirtschaftlicher, bei 2177 politischer Natur. 
1985 Personen hatten Auslandsstellenangebote, 1044 hofften im Ausland leichter Ar- 
beit zu finden. 1642 der Anfragenden hatten kaufmännische Berufe, 1247 waren In- 
genieure und Techniker. Verwaltungsberufe waren mit 965 Personen vertreten und Bau- 


berufe mit 900. 
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IV. Innerdeutsche Ökumene: Katholizismus — 
Protestantismus — Orthodoxie — Judentum 


Von Joachim Lell 


1. ÜBERBLICK 


a) Uneinheitlich und schwer zu beschreiben — dies steht noch deutlicher als 
1975 über den vielfältigen Erscheinungen der Berichtsjahre. 1976 wird Identi- 
tätssuche ein nahezu beherrschendes Thema, auch dort, wo es nicht expresso 
verbo genannt wird. Als Beschwörung der eigenen Tradition und Berufung auf 
sie weist die Beschäftigung mit diesem Thema vielfältige Aspekte auf, von 
denen nur einer erwähnt sein soll: 

Um die radikal-kritischen und sozial-ethischen Reformkräfte ist es ruhiger 
geworden, Austrittsbewegung und Schwund der Besucherzahlen kirchlicher 
Veranstaltungen scheinen ihren Tiefstand erreicht zu haben. Zwar geht die 
Zahl der Priesterkandidaten immer noch zurück, es steigt jedoch — nicht so 
stürmisch wie in evangelischen Landeskirchen — die Zahl der Theologiestuden- 
ten. Mehr atmosphärisch zu spüren als statistisch nachzuweisen, festigt sich in 
beiden Bereichen das innerkirchliche Zusammengehörigkeitsbewußtsein, wobei 
die Sogwirkung der Bekenntnisbewegungen eine nicht unbedeutende Rolle zu 
spielen scheint. Dabei treten die bisher schon bekannten Unterschiede zwi- 
schen den beiden „rechten“ Flügeln im Protestantismus und Katholizismus 
noch klarer zutage. Die evangelikalen Gruppen gliedern sich wieder deutlicher, 
wozu auch die stärkere Beteiligung an der internationalen evangelikalen Bewe- 
gung beiträgt. So waren sie beteiligt an der Mitbegründung der „Fellowship of 
European Evangelical Theologiens‘‘ (FEET) auf der ersten „Europäischen Kon- 
ferenz Evangelikaler Theologen‘ (ECET) Anfang September 1976 in Belgien !. 
Der Deutsche Evangelische Kirchentag sowie einige Werke und Verbände inten- 
sivieren ihre Bemühungen um Gespräch und Mitarbeit der Evangelikalen und 
finden da und dort wieder Gehör. 

Im Gegensatz zu dieser gewissen Auflockerung der Fronten im Protestantis- 
mus schließt sich die katholische Bewegung um Erzbischof Lefebvre unter der 
weitgehend einhelligen Abwehr seitens der Bischöfe, welche die Bewegung öf- 
fentlich des Ungehorsams zeihen oder totzuschweigen versuchen, noch enger 
zusammen und verschärfen ihre Polemik: „Die Bischöfe haben eine Entwick- 
lung eingeleitet, die zu einer fruchtbaren Dezimierung der deutschen Katholi- 
ken führen muß ... Der Protestantismus ruht und rastet nicht, bis er die katho- 
lische Kirche ausgelöscht hat.‘“? 

Der damit angedeutete innerkirchliche K.onsolidierungsprozeß auf beiden 
Seiten hat freilich noch eine Reihe anderer Gründe wie z.B. die neuaufbre- 


1. idea 38/76 vom 6.9.76, S. 1. 
2. Georg May: Wird bald ganz Deutschland protestantisch sein? o.V. 0.J. 
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chende Hinwendung zu religiösen Fragen im Volk, die Abwehr radikaler neuer 
Sekten, der sogenannten Jugendreligionen, die Enttäuschung über mangelnde 
Fortschritte in den amtlichen ökumenischen Gesprächen, ein wiedergewonne- 
nes Selbstbewußtsein der reduzierten Gemeinden u.a.m. So nehmen aufs Gan- 
ze gesehen ökumenische Veranstaltungen eher ab statt zu. Manche erwecken 
den Eindruck ökumenisch verordneter Pflichtübungen. Gemeinden, die noch 
gar keine interkonfessionellen Begegnungen pflegen, machen neuerdings von 
sich reden, während sich auflösenden ökumenischen Studentengemeinden, 
Mischehenarbeitskreisen, sozialethischen Diskussionsgruppen weder Kirchen- 
leitungen noch Gemeinden nachtrauern. Das Essener Festival mit seinen 12000 
Jugendlichen hatte keine betont ökumenische Note. 

Fast gegensätzlich hierzu hat die Zahl der Gemeinden zugenommen, deren 
ökumenische Kreise — ihre Namen sind verschieden — keine Randexistenz mehr 
führen, sondern das Gemeindebewußtsein im ganzen verändert haben. Wo mög- 
lich, haben sich gemeinsame Kindergartenarbeit und Altenbetreuung eingespielt. 
Gemeinden stellen sich, ohne viel Aufhebens davon zu machen, die je größere 
Kirche anläßlich besonderer Gottesdienste zur Verfügung — z.B. die katholische 
für eine evangelische Konfirmation. Ökumenische Gebets- und Bibelwochen 
sind, wo sie geübt werden, nahezu pastorale Routine geworden. Gemeinsame 
Gottesdienste aus besonderem Anlaß, vor allem bei bürgerlichen Festen und 
regionalen Traditionsfeiern pflegen besonders gut besucht zu sein und Schlag- 
zeilen in den Gazetten zu machen. In manchen Gemeinden steht selbst der Pre- 
digeraustausch so in Übung, daß katholischerseits ein daraus abzuleitendes Ge- 
wohnheitsrecht energisch bestritten und auf das Verbot für solchen Austausch 
bei Sonntagsgottesdiensten verwiesen werden mußte?. Regionale Arbeitsge- 
meinschaften christlicher Kirchen entstehen und geben sich Ordnungen (s.un- 
ten). 

Arbeitshilfen für Pfarrgemeinderäte bieten konkrete Hilfen für ökumenische 
Zusammenarbeit an®. 


So vieldeutig solche Beobachtungen wie Hebung konfessionellen Selbstgefühls einerseits 
und Darstellung gesamtchristlicher Gemeinsamkeiten andererseits auch sind, ihre Beurtei- 
lungen sind es ebenso: ‚Sogar viele kirchentreue Christen (halten) die Unterschiede zwi- 
schen den Konfessionen in zunehmendem Maße für belanglos. Darüber hinaus besteht die 
Kehrseite der Annäherung der Konfessionen in einem gewissen Verblassen christlichen Den- 
kens überhaupt.“ 

Am Ende des Jahres 1976 vertraten der Erzbischof von Köln, Kardinal Joseph Höffner 
und der Präses der Evangelischen Kirche im Rheinland, Karl Immer, die Auffassung, zwi- 
schen den katholischen und der evangelischen Kirche sei „‚heute ein Maß an Gemeinsam- 
keit erreicht, wie es seit den Tagen der Reformation nicht mehr bestanden hat“. Hervorge- 
hoben wurden die Bereiche: Schutz der sittlichen Grundwerte, Entwicklungshilfe, Diakonie 
und Caritas, Schule und Gebet.® r 


Ziemlich gleichzeitig erklärten der katholische Bischof von Münster, Heinrich Tenhumberg, 


3. KNAÖI 7 vom 11.2.76; S. 5. 
4. Z.B. Bistum Limburg Diözesansynodalamt Juli 76. 
5. Hans Buchheim: Katholische Kirche und Christliche Unionsparteien, in Günter Gor- 


schenek: Katholiken und ihre Kirche, München und Wien 1976 i 
6. Kirche und Leben, Nr. 49 vom 5.12.76. Ba 
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und der evangelische Bischof von Oldenburg, D. Hans Heinrich Harms, vor dem Oldenbur- 
ger Ökumenischen Arbeitskreis: „Wir haben die Aufgabe, die wir uns gestellt haben, noch 
nicht erreichen können, bekennen uns aber dennoch ermutigt zu weiterer Arbeit und sind 
dankbar dafür, daß wir gerade die kontroversen Punkte so brüderlich miteinander bespre- 
chen konnten‘; die „Fragen des Amtes als Voraussetzung zur Kirchen- und Eucharistie- 
gemeinschaft“ sollten nun zunächst beiseite gelegt werden, damit der Arbeitskreis sich 
aktuellen Themen zuwenden könne”. 


Das in den letzten Jahren aufgekommene und in Nairobi weltweit angenommene 
Programm zur Bildung einer konziliaren Gemeinschaft soll auch den evangelisch- 
kafhalischen Gesprächen in der Bundesrepublik Deutschland neue Impulse ge- 
ben$, 

Ohne nennenswerte Einwirkung auf das ökumenische Klima bleibt die Verschie- 
bung des Konfessionsproporzes: bis Jahresmitte 1976 ist nach Feststellungen des 
Statistischen Bundesamtes in Wiesbaden die römisch-katholische Kirche zur mit- 
gliederstärksten Glaubensgemeinschaft angewachsen. Gründe dafür sind nicht nur 
die höheren Zahlen der Kirchenaustritte und Sterbefälle beim Protestantismus, 
sondern vor allem die erheblich größeren Einwanderungsraten von Katholiken. 
Verschoben hat sich auch die Konvertitenbewegung zugunsten der katholischen 
Kirche?. 


b) 1977: Während die Identitätssuche rasch routiniert, schiebt sich von Nairobi 
her der wieder alle faszinierende und verbindende Begriff der Spiritualität nach 
vorn. Die Ökumenische Rundschau — immer schon ein Barograph für die öku- 
menische Wetterlage — widmet in ihrem 26. Jahrgang fünf repräsentative Auf- 
sätze der Spiritualität!®. Die 14. Arbeitstagung des Evangelischen Arbeitskreises 
für Konfessionskunde in Europa handelte über „Spiritualität — ökumenisches 
Problem und Aufgabe der Christenheit in der Welt‘ !!. Die Generalversamm- 
lung des Evangelischen Bundes stand unter dem Thema ‚‚Erfahrung der Welt — 
Erfahrung des Glaubens“ !?. 

Auch das Thema des Kirchentags „Einer trage des anderen Last‘ war mit 
vielfältigen Unterthemen der Spiritualität verpflichtet und wurde von einer 
großen Zahl katholischer Teilnehmer als „frommer Kirchentag‘ qualifiziert. 

Schon die Gebetswoche für die Einheit der Christen unter dem Motto „Fest- 
bleiben in der Hoffnung‘ (nach Röm. 5,1—5) ließ eine gewisse geistliche Ge- 
genströmung zur Identitätssuche mit ihren konfessionsstrukturellen Tendenzen 
vermuten: 


7. Kirche und Leben, Nr. 50 vom 12.12.76. 

8. Vgl. Bericht des Ratsvorsitzenden vor der EKD-Synode im November in Braunschweig, 
epd-Dok. 50/76, S. 12. 

9. Vgl. FAZ 291 vom 24.12.76. 

10. H. 2: Michael Mildenberger: Spiritualität als Alternative; Heinrich-Hermann Ulrich: 
„Spiritualität‘‘ — oder die Frage nach der Qualität christlicher Existenz. — H. 3: Heribert 
Mühlen: Spiritueller Aufbruch. — H. 4: Erhard Griese: Spiritualität in charismatischen Ge- 
meinschaften. — Karl Christian Felmy: Das Jesusgebet des russischen Pilgers im Rahmen 
der ostkirchlichen Spiritualität. 

11. MDKI — Materialdienst des Konfessionskundlichen Instituts — 28,77,83f. 

12. Jahrbuch des Evangelischen Bundes XXI. 
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Auch das ist ein Zeichen der Hoffnung in der ökumenischen Zusammenarbeit unserer Zeit: 
daß sich die Christen nicht mehr damit zufriedengeben, in ihrem gemeinsamen Gebet nur 
das vor Gott zu tragen, was nicht mehr die Spuren ihrer jeweiligen eigenen Tradition und 
Frömmigkeit trägt. Wenn im gemeinsamen Gebet christlicher Gemeinden — anläßlich der 
Gebetswoche oder sonst — ein echter Austausch der geistlichen Güter, eine gegenseitige 
Bereicherung und Herausforderung geschieht, dann ist das sicher schwieriger und aufregen- 
der als früher, da ökumenische Gottesdienste meist auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner 
aufgebaut waren. Aber gerade in den Mühen derer, die sich von solchen Schwierigkeiten 
nicht entmutigen lassen, wird sich das bewähren, was das Thema der diesjährigen Gebets- 
woche zugleich fordert und verheißt: „Festbleiben in der Hoffnung.“ 13 


Die Basis, Sammelbegriff für verschiedene Aktivitäten auf der Gemeindeebene, 
tritt zunehmend ins Blickfeld. Wenn ihre Zustimmung ausbleibe, dann brächten 
Übereinkünfte in theologischen Kontroversfragen wenig ein, meinte Professor 
Heinrich Fries in seinem Festvortrag anläßlich der 20-Jahrfeier des Johann Adam 
Möhler-Instituts für Ökumenik in Paderborn !*. 

Ein Mitarbeiter dieses Instituts und Mitglied des Deutschen Ökumenischen Stu- 
dienausschusses (DÖSTA), Professor Aloys Klein, Vorsitzender der Arbeitsge- 
meinschaft christlicher Kirchen (ACK) Nordrhein/Westfalen, möchte wieder 
„Volldampf in die Ökumene“ bringen, wozu die Kirchen und Konfessionen an 
allen Orten noch enger zusammenzuführen seien !°. Und Professor Norbert Loh- 
fink SJ sagte auf dem 7. Internationalen Ökumene-Kongreß der Jesuiten in 
Frankfurt/Main — St. Georgen: „Wenn wir die ökumenische Sache den Bischö- 
fen und Kirchenführern überlassen, wird es niemals eine Wiedervereinigung der 
Kirchen geben.“ !6 

Diese neue Zuwendung zur Basis gegenüber der bisherigen Zurückhaltung und 
Vorsicht macht manche optimistischen Bemerkungen verständlich, wie die des 
stellvertretenden Direktors des Instituts für ökumenische Forschung in Tübin- 
gen auf der Bodensee-Theologen-Konferenz, Dr. Hermann Häring: ‚‚Es gibt kei- 
ne schwerwiegenden Streitpunkte mehr, die eine Spaltung der evangelischen und 
katholischen Kirche weiterhin rechtfertigen.“ An die Adresse der katholischen 
Kirche gerichtet: „Es ist notwendig, gegenseitig die Ämter als vollgültig anzuer- 
kennen und über die päpstliche Unfehlbarkeit nachzudenken.‘ 17 

Der Präsident des Lutherischen Kirchenamtes, Prof. Dr. Günther Gaßmann, 
meinte auf einem Reformationsfest, der einst „breite Graben“ zwischen den 
Konfessionen sei in den vergangenen 15 Jahren „schmaler gemacht und mit 
vielen Brücken versehen“ worden — es sei denkbar, daß man nach weiteren 15 
Jahren gemeinsam das Abendmahl feiern könne. Sogar von der möglichen Aner- 
kennung einer „Doppelmitgliedschaft“ in beiden Kirchen sprach er im Blick auf 
das lutherische Konzept der Ökumene als „‚versöhnte Verschiedenheit‘ 18. 

Der leitende Bischof der VELKD, Landesbischof D. Eduard Lohse, der im 


13. Klaus Schmidt in KNAÖI 1/2 vom 12.1.77; 8. 7. 
14. Ebd. S. 4. 


15. epd ZA 178, 14.9.77, 8. 2. 
16. KNAÖI 37 vom 14.9.77, S. 5. 
17. epd ZA 186, 26.9.77, S. 8. 
18. epd ZA 213, 2.11.77, 8. 3. 
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evangelisch-katholischen Dialog „einen der spannendsten Vorgänge in unserer 
Generation“ sieht, empfindet „es als faszinierend, daß sich hier die Möglich- 
keit abzeichnet, daß sich so etwas wie eine christliche Kirche in Deutschland 
bilden könnte, die in organisatorisch verschiedenen Kirchengemeinschaften, aber 
in gegenseitiger Anerkennung und eucharistischer Gemeinschaft lebt“ 19. 

Von „Herzlichkeit und Brüderlichkeit‘‘ sei die evangelisch-katholische Ökume- 
ne getragen, meinten der rheinische Präses und der Kölner Kardinal in einem 
Fernsehgespräch. Auch wenn es zur Zeit ‚keine lauten ökumenischen Pauken- 
schläge‘“ gäbe, so könne man doch ohne Streit über das reden, was uns vonein- 
ander trennt — auch vor Ort in der täglichen Kleinarbeit, wo das Entscheiden- 
de geschehe ?°. Solche betont optimistische Stimmung ließ wohl auch die ge- 
meinsame Abendmahls-Eucharistie-Feier, zu der eine niederländische „‚Basis- 
gruppe“ auf dem Kirchentag eingeladen hatte!, in einem anderen Licht erschei- 
nen als die entsprechenden Vorgänge auf dem ökumenischen Pfingsttreffen in 
Augsburg 1971. Gab es damals harte Auseinandersetzungen in beiden Kirchen, 
wie die gemeinsame Beschwörung der Gefahr einer dritten Konfession, so hatte 
diesmal diese Ordnungswidrigkeit und Verletzung des liturgischen Rechts kei- 
nerlei äußerlich sichtbare Folgen. 

Unter solchen Worten und Zeichen wirkte es fast als etwas verspätet, wenn 
der Reformierte Bund in der Bundesrepublik den Passus im Heidelberger Ka- 
techismus, die römisch-katholische Messe sei eine „‚vermaledeite Abgötterei“, 
als „anstößig und dem heutigen ökumenischen Dialog nicht angemessen“ emp- 
findet. Das Moderamen ließ deshalb die Frage 80 mit folgender Fußnote verse- 
hen: „Der Katechismus spricht hier die harte Sprache des Kampfes, der in der 
Reformationszeit um die rechte Lehre geführt wurde. Der Gegensatz der Auf- 
fassungen über die römisch-katholische Messe und das evangelische Abendmahl 
besteht auch heute noch. An die Stelle der Verdammung ist ader das ökume- 
nische Gespräch zwischen den Kirchen getreten.“ ?*? 


Doch nicht nur eine neue katholische Einstellung zur Basis und zur Gemeinde, sondern 
auch die weltliche Herausforderung der Kirchen hält diese im Gespräch. Ob die Vertei- 
digung der Menschenrechte als ökumenische Aufgabe erkannt wird ?’, ob ein gemeinsa- 
mes Engagement für ein „menschliches Europa“ vonnöten ist?*, ob die Kirchen von der 
Terrorszene betroffen sind und der Ratsvorsitzende der EKD in Absprache mit der ka- 
tholischen Deutschen Bischofskonferenz einen Gebetsaufruf veröffentlicht” — „... Die Zu- 
sammenarbeit in den großen Fragen der Welt (wird) zunehmend als wünschenswert emp- 
funden. Allerdings ist in den Bereichen der großen Menschheitsprobleme, z.B. Wachstum 
der Weltbevölkerung, Fragen der Nuklearenergie, Beachtung der allgemeinen Menschen- 
rechte, sittliche Probleme hinsichtlich der Ausnutzung der Ressöurcen der Erde und ande- 
re eine gemeinsame Position bisher nicht erreicht worden“, meinte Erzbischof Johannes 


19. epd ZA 215,.4.11.77, 8. 2. 

20. epd ZA 225, 21.11.77, S. 4. 

21. epd Sonderausgabe 4, 11.6.77, S. 5. 

22. Reformierte Kirchenzeitung 7/77, S. 85. 

23. Bischof D. Hans Heinrich Harms auf einer Ökumenischen Woche in Düsseldorf; epd 
2A. 15, 21.2.77,8.8: 

24. Ökumenisches Kolloquium in Brüssel; epd ZA 236, 6.12.77, S. 7. 

25.epd ZA 203, 19.10.77, S. 7. 
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Joachim Degenhardt vor der Bischofssynode in Rom, der er einen umfassenden Lagebericht 
zu geben hatte”. 

Diesen ökumenischen Antrieb durch die gesellschaftlichen Herausforderungen hatte zu- 
vor auch schon der Vorsitzende der ACK Landesbischof Dr. Gerhard Heintze betont: 
„Selbst wenn die Zeichen des Stillstandes noch deutlicher wären, dürfen wir uns nicht 
entmutigen lassen. Wir können aus dem ökumenischen Zug nicht mehr aussteigen, denn 
es gibt zu viele Probleme, vor denen wir als Christen gemeinsam stehen.‘ ?” 

Als Catholica-Beauftragter der VELKD gab Heintze vor der Generalsynode in Bad Gan- 
dersheim ebenfalls einen ausführlichen Bericht, in dem er die Möglichkeiten und Aufga- 
ben des Dialogs auf dem Hintergrund der stürmischen Wandlungen im gegenseitigen Ver- 
hältnis der letzten Jahrzehnte skizzierte. Unter anderem sagte er zur kirchlichen Verant- 
wortung für Europa: 

„Verstärkte Bedeutung gewinnt auch die Begegnung mit der röm.-katholischen Kirche 
auf dem gesamten europäischen Kontinent. Der Konferenz Europäischer Kirchen, zu der 
heute fast alle sonstigen christlichen Kirchen unseres Kontinents gehören, ist die röm.- 
katholische Kirche noch nicht als Vollmitglied beigetreten. Aber die wechselseitigen Be- 
ziehungen haben sich von Jahr zu Jahr enger und herzlicher gestaltet. Seit zwei Jahren 
ist eine kleine gemeinsame Arbeitsgruppe aus Delegierten des Rates der Europäischen Bi- 
schofskonferenzen (CCEE) und vom Präsidium und Beratenden Ausschuß der KEK fest 
institutionalisieri und hat schon mehrfach fruchtbar getagt ... 

Das CCEE hat seinen Schwerpunkt bisher in Westeuropa gehabt, während die KEK schon 
von ihrer Gründung an zu einer der wichtigsten Ebenen für die kontinuierliche Begegnung 
der Kirchen aus Osteuropa und Westeuropa geworden ist. Auch nach der Absicht der Ver- 
treter von CCEE soll auf der gemeinsamen Tagung in Chantilly 1978 der gesamteuropäi- 
sche Charakter der Konferenz unterstrichen werden. 

Ebenso haben die röm.-katholische Kirche wie auch die KEK sich nachdrücklich für ein 
Gelingen der KSZE-Folgekonferenz, die zur Zeit in Belgrad stattfindet, eingesetzt. Aller- 
dings hat die röm.-katholische Kirche bislang noch stärker die Aufgaben und Möglichkei- 
ten im westlichen Teil Europas beachtet. Das zeigt auch das ‚Wort zu Europa‘, das die 
Europäischen Bischofskonferenzen am 29.6.1977 veröffentlicht haben. Obwohl der gesam- 
te Kontinent in dieser Erklärung ins Blickfeld gezogen und die Bedeutung des gemeinsa- 
men christlichen Erbes wie der gemeinsamen christlichen Verantwortung unterstrichen wird, 
wird doch viel zu wenig konkret von der durch den Kontinent gehenden Spaltung, ihren 
Hintergründen und der dadurch bedingten Verschiedenartigkeit der Situation und der in ihr 
gegebenen Möglichkeiten gesprochen. 

Natürlich dürfte bei dem Thema ‚Kirchen in Europa‘ auch die Ungleichzeitigkeit ökume- 
nischer Entwicklungen nicht übersehen werden. In Polen oder in Ungarn ist es seitens der 
röm.-katholischen Kirche gegenüber den reformatorischen Kirchen, die namentlich in Polen 
nur eine verschwindende Minderheit darstellen, noch längst nicht zu einer so aufgeschlosse- 
nen Bereitschaft zu ökumenischer Gemeinsamkeit gekommen, wie wir sie im eigenen Lan- 
de seit Jahren erleben. Hier ist das Verhältnis zueinander weithin noch vorkonziliar verschlos- 
sen. Aber gewisse Veränderungen bahnen sich auch hier an ...““ ?® 


Der Überblick sei abgeschlossen mit dem Bericht des Ratsvorsitzenden, Landes- 
bischof D. Helmut Claß, vor der EKD-Synode Saarbrücken am 6.11.77. Er sagte: 


Konziliares Lernen 


Kirche als Lerngemeinschaft, Geben und Nehmen im Nachdenken über die Wahrheit, darf 


nicht eingeengt werden auf landeskirchliche, konfessionelle oder kulturell-nationale Gren- 
zen. 


26. L’Osservatore Romano (OR) (deutsch) 43, 28.10.77, 6ff., hier 9. 
27. KNAOI 23, 8.6.77, S.1. 


28. Lutherische Generalsynode 1977 in Bad Gandersheim, epd Dok. 47/77, S. 3T£f. 
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Es fällt auf, wie zögernd die reformatorischen Kirchen Europas sich daranmachen, die 
Konsequenzen daraus zu ziehen, daß mit der Inkraftsetzung der Leuenberger Konkordie 
die uneingeschränkte Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft erklärt worden ist. Auch in der 
EKD sind wir noch weit davon entfernt, dies als kräftigen Antrieb für den Ausbau theolo- 
gischen Einvernehmens anzusehen und entsprechend zu nutzen. 

Das konziliare Lernen ist für unsere Teilnahme am Leben der weltweiten Christenheit 
ebenso wichtig wie innerhalb der EKD. 

Das kräftige und möglicherweise endgültige Stocken des Verfahrens der Ratifizierung der 
Grundordnung 1974 der EKD hängt auch mit unseren konziliaren Defiziten im gemeinsa- 
men Lernen der einen Wahrheit Gottes zusammen. 

Unsere Gespräche mit der römisch-katholischen Kirche finden auf allen Ebenen statt, so 
dafs man von einer Stagnation nicht sprechen kann. Manche Hoffnungen auf die baldige 
Verwirklichung einer engeren Gemeinschaft zwischen den Kirchen haben sich freilich nicht 
erfüllt. Vielmehr trat im Verständnis von Amt und Eucharistie, aber auch in sozialethischen 
Fragen das unterschiedliche Denken wieder deutlicher zutage. Trotzdem konnte eine gemein- 
same Arbeitsgruppe gebildet werden, die sich mit der Problematik der Grundwerte in un- 
serer Gesellschaft befaßt und den Auftrag hat, wenn möglich eine gemeinsame Äußerung 
beider Kirchen vorzubereiten. 

Schon 1975 hat der Rat begrüßt, daß die römisch-katholische Kirche auf der Gemeinsa- 
men Synode ihrer Bistümer in Würzburg ihr Selbstverständnis als ein ökumenisches be- 
stimmte. Inzwischen hat der Rat alle Beschlüsse und Arbeitspapiere der Synode im Blick 
auf das evangelisch-katholische Gespräch durch das Konfessionskundliche Institut des Evan- 
gelischen Bundes auswerten lassen. Sie haben diese Würdigung als Bensheimer Heft Nr. 50 
in Händen. Die Empfehlungen des Instituts zu den einzelnen Sachkapiteln wurden an 
Ausschüsse und Kommissionen der EKD zur weiteren Bearbeitung übergeben. 

Zum ersten Mal hat der bundesdeutsche Katholizismus sein Selbstverständnis umfassend 
dargestellt. Das sollte uns alle herausfordern, die evangelisch-reformatorischen Grundlagen 
des Protestantismus neu zu bedenken und als ökumenisch verpflichtend ins Gespräch ein- 
zubringen. Dies darf nicht nur bei kirchenleitenden Begegnungen geschehen. Auch die 
Theologen im Lehr- und Pfarramt, die Verantwortlichen in den Gemeinden sowie in den 
übergemeindlichen Diensten, Werken und Verbänden haben dabei mitzuwirken. Nach wie 
vor vertrauen wir darauf, daß das Evangelium einigt und widerstehen neukonfessionalisti- 
schen Tendenzen ebenso wie unbiblischer Gleichmacherei — auf beiden Seiten. 

Wir halten es für notwendig, die wichtigsten Ergebnisse der Würzburger Synode, vor al- 
lem das Ökumenismusverständnis, in unseren Gemeinden bekanntzumachen. Wir bitten die 
römisch-katholische Kirche, dafür zu sorgen, daß ihre Verantwortlichen bis in die Ortsge- 
meinden hinein evangelische Lebens-, Gemeinde- und Gottesdienstordnung kennenlernen””. 


2. STRUKTUREN UND AMTLICHE GESPRÄCHE 


Schon ein oberflächlicher Überblick auf die Empfehlungen, Richtlinien und 
Vereinbarungen der Berichtsjahre macht zum einen deutlich, daß die Zeiten 
des ökumenischen Aufbruchs mit ihren spontanen charismatischen oder kri- 
tischen Gruppenbildungen vorüber sind, zum anderen, daß man amtlicherseits 
auf allen Ebenen versucht, wirklich erreichte Annäherungen und Gemein- 
schaftsformen zu festigen und abzusichern. 


29. epd Dok. 48/77, S. 23-25. 
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a) Arbeitsgemeinschaften 


Die Ökumenische Centrale, die auf 28 Jahre ihres Bestehens zurückblickt °®, 


versucht nicht nur den Stand des bisher Erreichten zu halten, sondern ihn in 
allen Regionen auf eine vergleichbare Ebene zu heben und die ökumenische 
Arbeit in alle Gemeinden zu tragen. Hierzu empfiehlt sie als Ergänzung zu 
ihren Regionaltagungen die Gründung lokaler Arbeitsgemeinschaften. Dabei 
legt sie Wert auf die Einbeziehung der Freikirchen °®!: 


EMPFEHLUNG ZUR GRÜNDUNG 
LOKALER ARBEITSGEMEINSCHAFTEN CHRISTLICHER KIRCHEN 


Verabschiedet von der Vollversammlung der Arbeitsgemeinschaft 
christlicher Kirchen in Nordrhein-Westfalen am 28.9.1976 


IL Wesen und Bedeutung 


„Arbeitsgemeinschaften christlicher Kirchen“ sind Gremien, in denen sich Kirchen und 
kirchliche Gemeinschaften auf lokaler und regionaler Ebene zusammenfinden. 

Als Organe der ökumenischen Bewegung dienen die Arbeitsgemeinschaften in umfas- 
sender Weise der Wahrnehmung der gemeinsamen christlichen Verantwortung. Sie geben 
Zeugnis von der schon zwischen den Kirchen bestehenden Einheit und zielen hin auf 
das kontinuierliche Wachstum und die Vervollkommnung kirchlicher Einheit. Wie schon 
in der Vergangenheit erweisen sich die Arbeitsgemeinschaften als vorzügliche Werkzeuge 
für die ökumenische Zusammenarbeit'. 

Den Forderungen von seiten des Weltkirchenrates und den Empfehlungen des römi- 
schen Sekretariats für die Einheit der Christen und der Synode der deutschen Bistümer 
entsprechend’, gilt es, die Möglichkeiten und Wege zu prüfen, wie in unserem Lande die 
Bildung von lokalen Arbeitsgemeinschaften der Kirchen gefördert werden kann. 

Als Zielsetzung und damit als Leitlinie für langfristige Bemühungen der Kirchen sollte 
gelten: Im Bereich der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in NRW nehmen sich die 
Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften durch ein Netz von lokalen Arbeitsgemeinschaf- 
ten gegenseitig und kontinuierlich in ökumenische Pflicht. 


II. Praktische Leitlinien für die Gründung von lokalen Arbeitsgemeinschaften 


1. Da die Arbeitsgemeinschaften laut Definition multikonfessionelle Gremien sind (min- 
destens drei Konfessionen), erweist sich die Umschreibung ihres Zuständigkeitsbereichs 
zunächst abhängig von dem Vorhandensein mehrerer konfessioneller Kirchen und kirch- 
licher Gemeinschaften. Die Größe eines durch einen lokalen Rat abzudeckenden Territo- 
riums hat sich also nach der örtlichen Präsenz verschiedener Konfessionen auszurichten. 

2. Die Mittel- und Großstädte in unserem Lande weisen in der Regel eine konfessionelle 
Vielfalt auf, die die Gründung von Arbeitsgemeinschaften auf der Ebene solcher kommu- 
nalen Körperschaften erlaubt und nahelegt. Keine Großstadt in NRW erscheint derart 
unüberschaubar, daß auf ihrem Gebiet mehrere lokale Arbeitsgemeinschaften begründet 
werden müßten. 

3. Bei Kleinstädten und ländlichen Gebieten muß an den konkreten Gegebenheiten ge- 
prüft werden, ob sich aufgrund der konfessionellen Struktur die Bildung einer lokalen Ar- 
beitsgemeinschaft ermöglichen läßt, und zwar nach Möglichkeit auf der Ebene von einzel- 
nen oder mehreren Dekanaten/Kirchenkreisen °. 

4. Bei der Bildung aller lokalen Gremien ist darauf zu achten, daß ihre Organisations- 


30. Ökumenische Centrale, Materialdienst (MD) 11/1975. 
31. Ebd. 13/Nov. 76. 
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ebene möglichst abgestimmt ist mit den kommunalen/politischen Verwaltungseinheiten, da 
eine solche Zuordnung die Arbeit der Gremien erheblich erleichtert. 

5. In den ökumenischen Gremien sollen alle Mitglieder angemessen vertreten sein. 

6. Die Aufgabenstellungen der lokalen Arbeitsgemeinschaften müssen den jeweiligen kon- 
kreten Umständen gerecht werden. Ihre spezifischen Funktionen variieren je nach den Mög- 
a und den Bedürfnissen auf jeder Ebene (s. Anregungen im o.g. römischen Doku- 
ment). 

7. Initiativen zur Gründung können ausgehen von den örtlichen ökumenischen Arbeits- 
kreisen und Gruppen, den Pfarrgemeinderäten, Presbyterien und Seelsorgern. Die Grün- 
dung selbst erfolgt durch die zuständigen kirchlichen Stellen. 

8. Bei der Bildung von lokalen Arbeitsgemeinschaften sind Hilfestellungen zu erwarten 
von seiten der regionalen Arbeitsgemeinschaft, von der Ökumenischen Centrale sowie von 
den Okumene- bzw. Catholica-Referenten der Bistümer und Landeskirchen. 


Anmerkungen: 

1. Die Weltkirchenkonferenz in Neu-Delhi forderte die Realisierung der kirchlichen Einheit 
in sichtbarer Gestalt, „indem alle an jedem Ort, die ir Jesus Christus getauft sind und ihn 
als den Herrn und Heiland bekennen, durch den Heiligen Geist in eine völlig verpflichtete 
Gemeinschaft geführt werden ...““. Die Weltkirchenkonferenz von Uppsala forderte die Ein- 
heit der Christen ‚‚an allen Orten“. 

2. Vgl. u.a. die Dokumente: „Die ökumenische Zusammenarbeit auf regionaler, nationa- 
ler und örtlicher Ebene“ (Rom, 22. Febr. 1975) und ‚‚Pastorale Zusammenarbeit der Kir- 
chen im Dienst an der christlichen Einheit“ (Beschluß der Gemeinsamen Synode der Bistü- 
mer in der Bundesrepublik Deutschland, Nov. 1974). 

3. In Gebieten, wo fast ausschließlich die evangelische und katholische Kirche präsent 
sind, empfehlen sich andere Formen von ökumenischen Organen (z.B. Kommissionen, Aus- 
schüsse, Konferenzen). Die bilaterale Zusammenarbeit muß jedoch stets offen sein für die 
Anliegen der multilateralen Ökumene. 


b) ACK Niedersachsen 


Als Beispiel für die Aufnahme dieser Empfehlungen der Ökumenischen Centrale 
mögen folgende Richtlinien gelten ??: 


RICHTLINIEN DER ARBEITSGEMEINSCHAFT 
CHRISTLICHER KIRCHEN IM LANDE NIEDERSACHSEN 


8 1 Grundlagen 


(1) Die unterzeichneten Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften im Lande Niedersachsen 
rufen eine „Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen im Lande Niedersachsen“ als ständige 
Konferenz ins Leben zu gemeinsamem Zeugnis und Dienst. Diese Konferenz fördert die 
Ziele der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland und 
Berlin (West). 

(2) Sie bekennen den Herrn Jesus Christus gemäß der Heiligen Schrift als Gott und Heiland 
und trachten darum, gemeinsam zu erfüllen, wozu sie berufen sind, zur Ehre Gottes, des Va- 
ters, des Sohnes und des Heiligen Geistes. 


& 2 Aufgaben 


Die Arbeitsgemeinschaft dient der ökumenischen Zusammenarbeit durch die Erfüllung 
folgender Aufgaben: 
1. Gegenseitige Unterrichtung und Zusammenarbeit im gemeinsamen Zeugnis und Dienst, 


32. Ebd. 4/Febr. 77. 
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an denen auch die örtlichen und überörtlichen Arbeitsgemeinschaften beteiligt werden sol- 
len; \ 

2. Förderung des theologischen Gesprächs mit dem Ziel der Klärung und Verständigung; 

3. Behandlung besonderer Anliegen einzelner Kirchen und kirchlicher Gemeinschaften auf 
deren Antrag sowie Beratung und Vermittlung bei Meinungsverschiedenheiten; 

4. Vertretung und Wahrnehmung gemeinsamer Anliegen und Aufgaben nach außen und in 
der Öffentlichkeit; 

5, Förderung der Bildung von Arbeitsgemeinschaften christlicher Kirchen auf örtlicher 
und überörtlicher Ebene und deren Beratung; 

6. Förderung des Kontaktes zwischen den örtlichen ökumenischen Kreisen, Gruppen und 
Interessierten, sowie zwischen diesen und den Kirchenleitungen. J ährlich führt die Arbeits- 
gemeinschaft mit diesen Kreisen eine Tagung durch. 

7. Zusammenarbeit mit überregionalen ökumenischen Gremien, besonders mit der Arbeits- 
gemeinschaft christlicher Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West), 
sowie deren Organen und Einrichtungen. 


$ 3 Zugehörigkeit 

(1) Die Konferenz entscheidet mit einer Mehrheit von zwei Dritteln aller Stimmen über 
die Aufnahme weiterer Kirchen und kirchlicher Gemeinschaften. Voraussetzung für die 
Zugehörigkeit von Kirchen und kirchlicher Gemeinschaften ist die Anerkennung der Grund- 
lage gemäß $ 1 Absatz 2. 

(2) Kirchen und kirchliche Gemeinschaften, die eine volle Zugehörigkeit zur Arbeitsge- 
meinschaft nicht oder noch nicht wünschen, können mit Zustimmung von zwei Dritteln 
aller Stimmen als Gäste mit beratender Stimme teilnehmen. 

(3) Die Zugehörigkeit zur Arbeitsgemeinschaft kann jederzeit beendet werden. Die Mit- 
teilung darüber muß in schriftlicher Form erfolgen. 


8 4 Organe 
Die Arbeitsgemeinschaft nimmt ihre Aufgaben wahr durch 
1. die Konferenz 
2. den Vorstand. 


8 5 Konferenz 


(1) Die Konferenz besteht aus den Vertretern der Kirchen und kirchlichen Gemeinschaf- 
ten oder im Verhinderungsfalle deren Stellvertretern, die von deren Leitungsorganen auf 
die Dauer von 5 Jahren wie folgt bestimmt werden: 

1. die evangelisch-lutherischen Kirchen bis zu acht, 

2. die römisch-katholische Kirche bis zu sechs, 

3. die evangelisch-reformierten Kirchen bis zu sechs, 

4. die evangelisch-methodistische Kirche und die evangelisch-freikirchlichen Gemeinden 
bis zu je vier, 

5. die ortho:loxen Kirchen bis zu je zwei, 

6. alle weiteren Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften bis zu je zwei. 

Die Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften regeln in diesem Rahmen die Zahl ihrer 
Vertreter. 

(2) Bei der Entsendung in die Kori“erenz sollen Vertreter der örtlichen und überörtlichen 
Arbeitsgemeinschaften christlicher Kirchen angemessen berücksichtigt werden. Diese Ar- 
a haben das Recht, hierfür den Kirchenleitungen Vorschläge zu unter- 

reiten. 


(3) Die Konferenz ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte aller stimmberechtigten Ver- 
treter anwesend ist. 

(4) Die Beschlüsse haben den Charakter von Empfehlungen. Die Unabhängigkeit der Kir- 
chen und kirchlichen Gemeinschaften in Bekenntnis und Lehre, in Leben und Ordnung 


sowie in der Wahrnehmung eigener Anliegen einschließlich besonderer Beziehungen unter- 
einander bleibt unberührt. 


(5) Die Konferenz tritt mindestens zweimal im Jahr zusammen. Die Tagesordnungspunk- 
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te sind mit der Einladung bekanntzugeben. Auf Antrag von mehr als einem Drittel aller Ver- 
treter ist die Konferenz binnen einer Frist von acht Wochen einzuberufen. Die Tagesordnung 
wird mit Beginn der Sitzung festgelegt. 

(6) Die Konferenz kann zur Vorbereitung ihrer Arbeit für einzelne Aufgaben und zur Erle- 
digung einzelner Beschlüsse Sachausschüsse berufen. Die Konferenz umschreibt den Aufga- 
benbereich dieser Sachausschüsse und bestimmt die Zahl ihrer Mitglieder. 


8 6 Vorstand 


(1) Die Konferenz wählt einen Vorsitzenden und zwei stellvertretende Vorsitzende auf 
die a. von zwei Jahren. Der Vorsitzende und die beiden Stellvertreter bilden den Vor- 
stand. 

(2) Ein Vorstandsmitglied wird von der Konferenz beauftragt, in besonderer Weise die 
Verbindung zu den örtlichen ökumenischen Kreisen zu pflegen. 

(3) Wiederwahl der Mitglieder des Vorstandes ist zulässig, jedoch für den Vorsitzenden 
nur zweimal. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes vor Ablauf der Wahlperiode aus, so ist 
ein Nachfolger bis zum Ende der laufenden Wahlperiode zu wählen. Nach Ablauf der Wahl- 
periode bleibt der bisherige Vorstand bis zur Wahl des neuen Vorstandes im Amt. 

(4) Der Vorstand beruft die Konferenz ein und führt deren Beschlüsse aus. 


$ 7 Geschäftsstelle 


(1) Zur Führung der laufenden Geschäfte der Arbeitsgemeinschaft wird eine Geschäfts- 
stelle errichtet, die von einer Kirche oder kirchlichen Gemeinschaften getragen wird. Die 
Geschäftsstelle soll möglichst alle 5 Jahre ihren Träger wechseln. 

(2) Die für die Führung der laufenden Geschäfte erforderlichen Mittel sind anteilig von 
den Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften entsprechend der Anzahl ihrer Vertreter in 
der Konferenz aufzubringen. 


$ 8 Inkrafttreten 
Die Richtlinien treten am 27. November 1976 in Kraft. 


Unterzeichnet haben: 
Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannover 
Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig 
Evangelisch-lutherische Landeskirche in Oldenburg 
Bistum Hildesheim 
Bistum Osnabrück 
Offizialatsbezirk Oldenburg 
Evangelisch-reformierte Kirche in Nordwestdeutschland 
Konföderation evangelisch reformierter Kirchen in Niedersachsen 
Evangelisch-altreformierte Kirche in Niedersachsen 
Alt-katholische Gemeinde Hannover-Niedersachsen 
Ukrainisch Orthodoxe Kirche in Deutschland 
Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden in Deutschland — 
KdöR, Vereinigung Norddeutschland 


Vereinigung der deutschen Mennonitengemeinden 
Evangelisch-methodistische Kirche in Niedersachsen, Superintendentur Hamburg. 


Zur Kenntnis für die Selbständige Evangelisch-lutherische Kirche, Sprengel Nord. 


c) Rheinische Synode zur ökumenischen Zusammenarbeit 
mit den Freikirchen 


Die Freikirchen deren Verhältnis zu den Landeskirchen früher von wechselsei- 
tiger Spannung bestimmt war, und die von der römisch-katholischen Kirche ent- 
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weder ignoriert oder in die Nähe der Sekten eingestuft worden waren, stellen 
nunmehr als Mitglieder der ACK die Großkirchen und sich selber vor neue Auf- 
gaben. Die formale Zugehörigkeit zur ACK muß geistig und geistlich gefüllt wer- 
den. Wo dies evangelischerseits geschieht, nimmt auch die katholische Kirche, 
für die es immer schwieriger war, im pluralen Protestantismus das authentisch 
Evangelische festzustellen, als Mitglied der ACK daran teil. Und allen Mitglie- 
dern wird die Zusammengehörigkeit von Vielfalt und Einheit unter dem Kon- 
zept „konziliarer Gemeinschaft“ anschaulich. 

Deshalb hat das Wort der Rheinischen Synode zum Verhältnis zwischen der 
Landeskirche und den Freikirchen als Schritt auf diesem Wege Modellcharak- 
ter? 


WORT DER LANDESSYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE IM RHEINLAND 
AN IHRE KIRCHENKREISE UND GEMEINDEN ZUM GESPRÄCH UND ZUR 
ZUSAMMENARBEIT MIT DEN EVANGELISCHEN FREIKIRCHEN 


Vom 15. Januar 1976 


I. Der gemeinsame Grund 


Mit den evangelischen Freikirchen verbindet uns das biblische Zeugnis und die reformato- 
rische Erkenntnis: Das Heil des Menschen ist gegründet in der Gnade, die uns durch Jesus 
Christus zuteil wird. Alle Menschen sind eingeladen, diese Gnade im Glauben anzunehmen. 
Als Glieder seines Leibes verbindet uns Jesus Christus. Er ist der gemeinsame Herr, der 
Grund und die Hoffnung unseres Lebens. Er ruft uns, ihm nachzufolgen und Gottes retten- 
de Liebe in Wort und Tat zu bezeugen. 


II. Der gemeinsame Auftrag 


Damit „die ganze Gemeinde der ganzen Welt das ganze Evangelium verkündigen“ kann 

(Internationaler Kongreß für Weltevangelisation Lausanne 1974), suchen wir für die Ge- 

meinschaft aller Christen an jedem Ort eine Form, die ihre Zusammengehörigkeit in Chri- 

stus sichtbar zum Ausdruck bringt und ihrer Verpflichtung zum gemeinsamen Dienst am 

er entspricht. Bei diesem Suchen vertrauen wir auf die Leitung durch den Heiligen 
ist. 

Die verschiedenen Weisen, in denen Gott gelobt wird, und die vielfältigen Existenzfor- 
men, die sich entwickelt haben, brauchen dabei kein Hindernis zu sein für die Gemein- 
schaft in Zeugnis und Dienst. Wie das Beispiel der Urchristenheit zeigt, ist Vielfalt eine 
verheißungsvolle Möglichkeit und ein Gewinn für alle Glieder des Leibes Christi. 

Darum freuen wir uns über die vielen Wirkungsmöglichkeiten, die uns in der Volkskirche 
von unserem Herrn gegeben sind. Wir sind aber auch dankbar, daß es daneben die frei- 
kirchlichen Lebensformen gibt. Sie stellen uns die kritische Frage nach der Gestalt der 
eigenen Kirche. 

Dabei werden auch unbequeme Folgerungen im Blick auf unsere kirchlichen Struktu- 
ren und gottesdienstlichen Formen auf uns zukommen. x 

Um dem Auftrag unseres Herrn besser als bisher gerecht zu werden, hoffen wir in der 
Zusammenarbeit mit den evangelischen Freikirchen auf gegenseitige Hilfe. 


III, Schwierigkeiten miteinander 


Geschichte und Gegenwart der Beziehungen zwischen landeskirchlichen und freikirchli- 
chen Gemeinden sind im Raum der Evangelischen Kirche im Rheinland von einer leben- 
digen, oft auch spannungsreichen Vielfalt bestimmt. 


33. Ebd. 8/Aug. 76. 
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; Die Ursachen für die Schwierigkeiten, die wir miteinander haben, sind vielfältig und 

je nach Eigenart des Gesprächspartners verschieden. Dazu gehören u.a. 

— Unterschiede im Verständnis von Kirche, Gemeinde und Mitgliedschaft 

— unterschiedliche Auffassung von Taufe und Abendmahl 

— unterschiedliche Lebensformen und Größenordnungen der Gemeinden 

— selbstgerechtes oder unverbindliches Christsein 

— mangelnde Kenntnis voneinander, Vorurteile gegeneinander und das Unvermögen vie- 
ler unserer Gemeindeglieder, zwischen Freikirchen und Sekten zu unterscheiden. 

Besonders belastend war in der Vergangenheit oft genug die gegenseitige Abwerbung. 
Deshalb verweisen wir auf eine Äußerung der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen 
in Deutschland: 

„Es ist in Demut anzuerkennen, wenn jemand, den wir durch die Taufe für die Ge- 
meinde Jesu Christi in Anspruch genommen und durch religiöse Unterweisung zu Chri- 
stus zu führen versucht haben, durch den Dienst einer anderen Kirche zum persönlichen 
Glauben an den Herrn Jesus Christus kommt. Es ist aber ernste Schuld und führt nicht 
zur Erbauung, sondern zur Zerstörung der Kirche Jesu Christi, wenn eine Kirche, im ei- 
gensüchtigen Streben, sich auszubreiten, lebendige Glieder einer anderen Kirche abwen- 
dig macht, um sie für sich zu gewinnen.“ 

Wir haben als landeskirchliche Gemeinden einen erheblichen Teil der Schwierigkeiten 
und der Entfremdung zu verantworten. 


IV. Der gemeinsame Weg 


Die Landessynode bittet die Gemeinden, die vorhandenen Verbindungen zu freikirchli- 

chen Gemeinden zu pflegen und zu stärken und neue Verbindungen anzuknüpfen. Unter- 

schiede in Lehre und Leben dürfen uns nicht hindern, schon jetzt die nötigen gemein- 

samen Schritte zu tun, die wir in der Nachfolge unseres Herrn Jesus Christus dieser Welt 

schuldig sind. Sie sind begründet im Ruf des Herrn, der seine Gemeinde sammelt. Er lädt 

uns ein zur Mahlgemeinschaft, zur gemeinsamen Feier des Lobes Gottes, zum gemeinsa- 

men Hören auf sein Wort im Studium der Heiligen Schrift und zum gemeinsamen Gebet. 

Hier müssen Grenzen überwunden werden, um die Gemeinschaft unter Jesus Christus 

sichtbar werden zu lassen. Grundsatz sollte werden, daß alles gemeinsam geschieht, was 

nicht aus Gewissens- oder Zweckmäßigkeitsgründen getrennt getan werden muß. 

Aus der Fülle weiterer Möglichkeiten der Zusammenarbeit am Ort, zum Teil schon er- 

probt und bewährt, seien hier genannt: 

— Vorbereitung und Durchführung gemeinsamer Evangelisationen 

— Zusammenarbeit in den Aufgaben der Weltmission 

— Theologische Gespräche über das, was uns noch trennt (z.B. ‚Was konstituiert die 
Kirche?‘“, „Gemeinde und Amt“, „Gemeinde und Bekenntnis“, „Gemeinde und Tau- 
fe“, „Gemeinde und Abendmahl‘) 

— Gegenseitige Information 

— Einladung der freikirchlichen Pastoren und Prediger zu den Pfarrkonventen 

— Gemeinsame Seelsorge in bestimmten Fachbereichen (Krankenhaus, Telefonseelsorge, 
Familienberatung, Suchtkranke, „Mischehen‘“) 

— Erwachsenenbildung, Jugendarbeit, Altenarbeit 

— Beteiligung an Bürgerinitiativen und gemeinsame Interessenvertretung gegenüber öffent- 
lichen Stellen (vor allem im diakonischen Bereich) 

— Praktische Zusammenarbeit im diakonischen Bereich 

— Gemeinsame Aktionen zugunsten notleidender Menschengruppen und Völker 

— Gegenseitige Besuche im Gottesdienst und Kanzeltausch 

— Gegenseitige Besuche von Gemeindegruppen 

— Einladung an alle Gemeinden am Ort zu gemeinsamen Gottesdiensten 

— Überwindung einer falschen Konkurrenz zwischen Allianzgebetswoche und Gebetswoche 
für die Einheit der Christen f 

— Verbesserung der Beteiligung freikirchlicher Pastoren und Katecheten am Religionsunter- 
richt in den Schulen 
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— Bildung von Arbeitsgemeinschaften (Christenräten) unter Einbeziehung der katholischen 


und orthodoxen Gemeinden r 
— Gegenseitige Öffnung von Häusern, Kirchen und Räumen für Zwecke der anderen 


— Gemeinsame Bauvorhaben. 
Auch kleine Schritte sollten in der Gewißheit getan werden, daß sie dem großen Ziel die- 


nen. 


Die Synode hat dieses Wort mit einem Begleitbrief an die Freikirchen ihres Rau- 
mes übersandt mit der Bitte um Bereitschaft, „mit unseren landeskirchlichen Ge- 
meinden zusammen die nächsten Schritte zu suchen und zu tun“. 


d) Vereinbarungen in Hessen 


Da das ius liturgicum katholischerseits von der Bischofskonferenz und evangeli- 
scherseits von den Gliedkirchen der EKD wahrgenommen wird, bedürfen ge- 
samtkirchliche ökumenische Empfehlungen gliedkirchlicher Rezeption und re- 
gionaler Vereinbarungen. In diesem Sinne hat die Konferenz der Kirchenleitun- 
gen in Hessen Vereinbarungen zu Amtshandlungen beschlossen *. 


Damit wird den Pfarrern der katholischen Diözesen und der evangelischen Landeskirchen 
in Hessen eine praktische Handreichung angeboten, mit der sie sich in den verschiedensten 
Fällen einer von ihnen beiderseits erwarteten Seelsorge auf dem Gebiet der Amtshandlun- 
gen schnell verständigen und auf das von den Kirchenleitungen bereits Abgesprochene zu- 
rückgreifen können. 

Diese Vereinbarungen sind nichts Abgeschlossenes. Sie werden in angemessener Zeit der 
Überarbeitung bedürfen. Daher wären die Mitglieder der Theologischen Kontaktkommis- 
sion dankbar, wenn sie von den praktischen Erfahrungen im Umgang mit diesen Vereinba- 
rungen unterrichtet werden könnten und Anregungen für eine spätere Überarbeitung emp- 
fangen würden °°, 


e) Ergebnis norddeutscher Lehrgespräche 


Die Evangelisch-Katholische Gebietskommission — seit 1972 — der Diözesen 
Hildesheim, Münster und Osnabrück sowie der evangelischen Landeskirchen 
Bremen, Braunschweig, Eutin, Hamburg, Hannover, Lübeck, Oldenburg, Nord- 
westdeutschland (reformiert), Schaumburg-Lippe und Schleswig-Holstein hat 
im Frühjahr 1977 eine Denkschrift veröffentlicht: „Norddeutsche Kirchen im 
Gespräch“ 6, Sie entspricht auf weiten Strecken dem Ergebnis der westfälischen 
Lehrgespräche „Wege der Kirchen zueinander“ 37, angewendet auf die nord- 
deutschen Verhältnisse. Auch einige Erweiterungen zeugen vom Fortgang des 
Gesprächs, besonders beim Kirchenverständnis. 


34. Der Beschluß datiert vom 25.5. 1977 und bindet die vier Diözesen Fulda, Limburg, 


Mainz und Paderborn sowie die evangelischen Kirchen in Hessen und Nassau sowie von 
Kurhessen-Waldeck. 


35. Aus dem Vorwort. 
36. O. Jg. und Verlag mit einem Begleitwort der beiden Vorsitzenden, Prof. Dr. Franz 


Josef Wothe, Prälat und Landessuperintendent Dr. Kurt Schmidt-Clausen. 
37. Vgl. KJ 1975, S. 132£f. 
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Das Papier geht von den gemeinsamen Voraussetzungen aus (I), beschreibt die verschie- 
denen Ausprägungen (IV). 

„Während evangelisches Glaubensdenken das Verhältnis zwischen Christus und seiner 
Kirche vorwiegend mit Hilfe der Theologie des Wortes interpretiert, zieht katholische 
Theologie zu diesem Zweck die Kategorie des Sakramentes vor.“ 

Dieser Hauptunterschied wird dogmatisch breit entfaltet im Blick auf Kirche als Sakra- 
ment und Kirche der Sünder, auf den verschiedenen Stellenwert von kirchlicher Ord- 
nung und kirchlichem Recht, auf das differente Verständnis von Katholizität und Hei- 
ligkeit der Kirche, Mariens und der Heiligen. Diese unterschiedlichen Gestaltungen füh- 
ren zu fruchtbaren Kontroversen: 

„34 a) Zu den Schwierigkeiten des Gesprächs um die Einheit gehört, daß die Gesprächs- 
partner allzu oft von einem unterschiedlichen Verständnis dessen ausgehen, was Einheit 
der Kirche bedeutet. Sind aber schon die Kategorien unterschiedlich, so wird es kaum 
möglich sein, die Inhalte einander anzunähern. Die Geschichte zeigt, daß vor allem zwei 
Positionen besonders starken Anklang finden. Das ist einmal die Auffassung, wonach die 
Einheit der Kirche in möglichst starkem Umfang sichtbar werden und zu einheitlichen 
Ordnungen, Verhaltensweisen, Leitungsorganen und Lehrformulierungen führen müsse. 
Dieser Auffassung steht die andere gegenüber, die der Einheit vorwiegend eschatologi- 
sche Realität zuschreibt und den gegenwärtigen Zustand der Trennung als prinzipiell 
möglich hinzunehmen bereit ist. Im verbindlichen Dialog sollte deutlich werden, inwie- 
weit beide Positionen Biblisches und Berechtigtes enthalten. 

35 b) Das Gleiche gilt auch für die unterschiedlichen Auffassungen der Gesprächs- 
partner von den Sakramenten. Verheißungsvoll scheint dabei zu sein, daß in neuerer 
Zeit immer stärker verstanden wird, daß Christus das eigentliche Ursakrament ist. Dar- 
aus ergibt sich die Frage, ob es sachgemäß ist, auch von der Kirche als dem ‚‚Ursakra- 
ment‘ zu sprechen. Weiter ist zu fragen, ob die reformatorische Beschränkung der Zahl 
der Sakramente auf die Taufe und das Abendmahl mit der Begründung, nur für diese 
lasse sich eine biblische Einsetzung nachweisen, wirklich sachgemäß ist. Umgekehrt wird 
man nach der Antwort auf die Frage suchen, wie es mit der biblischen Begründung für die 
Siebenzahl der Sakramente bestellt ist, die sich sowohl in der katholischen wie auch in der 
orthodoxen Tradition findet. Endlich wird zu fragen sein, worin -bei Berücksichtigung 
der ekklesialen Dimension aller Sakramente — der nach katholischer Auffassung besonde- 
re, kirchenbildende Charakter der Taufe und der Eucharistie besteht. Fördert sakramenta- 
ler Glaube die Gefahr magischen Denkens? Führt umgekehrt die Angst vor magischer Ver- 
dinglichung in die Gefahr verflüchtigter Heilsgewißheit hinein? Angesichts dieser Fragen 
wird man sagen müssen, daß die gegensätzlichen Positionen Biblisches und Berechtigtes 
enthalten, aber nur dann zu einer sachgemäßen Aussage gelangen werden, wenn sie sich mit- 
einander in eine fruchtbare Kontroverse einlassen. ‘‘ ?® 


f) Das Oldenburger Gespräch über das Amt 


Hatten die norddeutschen Kirchen die westfälischen Lehrgespräche am Kirchen- 
verständnis weiterführen wollen, so die Bischöfe von Münster und Oldenburg 
einschließlich Vechta in „Fragen des Amtes als Voraussetzung zur Kirchen- und 
Eucharistiegemeinschaft‘‘?%. Die Papstfrage wird („auch im Blick auf die gegen- 
wärtige ökumenische Diskussion‘‘) ausgeklammert. 


38. „Norddeutsche Kirchen im Gespräch“, S. 12. . 
39. Veröffentlicht am 8.1.1978 von Heinrich Tenhumberg, Bischof von Münster, D. Hans 


Heinrich Harms, Bischof von Oldenburg, Max-Georg von Twickel, Weihbischof und Bisch. 
Offizial von Vechta. 
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Die gemeinsamen und kontroversen Lehrinhalte verdeutlichen: 

1. Das gemeinsame Priestertum aller Christgläubigen, 

. Der diakonische Charakter der kirchlichen Amter, 

. Der Dienst des ordinierten Amtsträgers, 

. Amt und Gemeinde, 

Amt und synodale Mitverantwortung der Nichtordinierten, 
. Pastoren bzw. Priester und gemeindliche Mitarbeiter, 

. Bischof und andere ordinierte Amtsträger, 

. Amt und „successio apostolica“, 

. Übertragung des Amtes, 

10. Vollmacht, Weitergabe und Entfaltung des Amtes, 

11. Kontroverse Auffassungen: 

Sie bestehen vor allem in folgenden Punkten: 

a) Nach römisch-katholischer Auffassung sind innerhalb des der ganzen Kirche geschenk- 
ten königlichen Priestertums das Priestertum aller Glaubenden und das Amtspriestertum 
dem Wesen nach verschieden. Durch das Weihesakrament, das in besonderer Weise Anteil 
am Hohenpriestertum Christi vermittelt, erhält der Priester die Vollmacht, die Gemeinde 
zu leiten, das Wort Gottes zu verkünden und in der Verwaltung der Sakramente insbeson- 
dere der Eucharistiefeier vorzustehen und das Bußsakrament zu spenden. 

Nach Meinung der evangelisch-lutherischen Kirche ist die Ordination des Pfarrers die ge- 
ordnete Sendung eines Gliedes der Gemeinde zu dem in der Regel hauptamtlich und auf 
Lebenszeit auszurichtenden Dienst des besonderen Amtes in und an der Gesamtgemeinde. 
In der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg erfolgt die Ordination im Regelfall 
durch den Bischof. In den lutherischen Kirchen ist es im Einklang mit den Bekenntnis- 
schriften die feste Regel, daß die Verwaltung der Eucharistie durch jemanden geschieht, 
der zu solchem Tun durch die Kirche legitimiert ist (vgl. CA XIV: „rite vocatus‘‘). 

Manche evangelische Theologen vertreten die Auffassung, daß zur Leitung der Abend- 
mahlsfeier — wie auch zur öffentlichen Wortverkündigung — grundsätzlich alle getauften 
Christen geistlich befähigt sind. Die meisten jener Theologen wollen aber von dieser grund- 
sätzlich postulierten Befähigung der getauften Christen im Regelfall keinen Gebrauch ge- 
macht sehen. Dies hat seinen Grund in der Verantwortung für den gesamtkirchlichen und 
öffentlichen Aspekt des Abendmahls im Hinblick auf den geistlichen Zusammenhang der 
Kirchengemeinden sowie in der Sorge für die Ordnung der Kirche und die Bewahrung der 
rechten Lehre. 

Die Beichte geschieht in der evangelischen Kirche in der Regel vor dem ordinierten Amts- 
träger; es kann jedoch auch jeder Christ seinem Bruder im Namen Jesu die Beichte abneh- 
men. 

b) Nach römisch-katholischer Auffassung ist das Amtspriestertum in gestufter Ordnung 
entfaltet, nämlich im Amt der Bischöfe, Priester und Diakone, deren geistliche Vollmacht 
unterschiedlich ist. Im Bischofsamt lebt es aufgrund göttlicher Anordnung in seiner ganzen 
Fülle fort. Darum liegt die Vollmacht zur Weitergabe des geistlichen Amtes beim Bischof. 

Nach evangelisch-lutherischer Auffassung ist die Vollmacht der zum Dienst an der Ge- 
samtgemeinde Berufenen allen Ordinierten in gleicher Weise gegeben. Verschiedenartige 
Ausformungen dieser Vollmacht richten sich nach den Bedürfnissen der Kirche und stehen 
unter dem Liebesgebot. 

c) Nach römisch-katholischer Auffassung wird das in apostolischer Sukzession stehende 
RR übertragen, wo die Kirche es durch den Bischof in sakramentaler Handauflegung 
erteilt. 

In der Sicht der evangelisch-lutherischen Kirche bewährt sich die apostolische Sukzession 
in der unverfälschten Weitergabe der apostolischen Botschaft. Die evangelisch-lutherische 
Kirche sieht in der lückenlosen Kette der apostolischen Sukzession der Bischöfe ein wert- 
volles Zeichen für die der Kirche eignende und aufgegebene Apostolizität, nicht aber deren 
unentbehrliche Bedingung. 

Ungeachtet der hier genannten Unterschiede hinsichtlich einer Theologie des Amtes ist 
doch eine gemeinsame Grundlage des Amtsverständnisses gegeben, wo die Artikel V, XIV 
und XXVIII der Confessio Augustana gemeinsam und in einem Sinn bekannt werden. 
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12. Die bisherigen Sätze zeigen: Wo Christus als das Haupt seines Leibes, seiner Kirche, 
bekannt wird, können wichtige Aussagen über das Amt gemeinsam gemacht werden. 

Trotz der gemeinsamen christologischen Begründung des Amtes gibt es bis heute ein 
unterschiedliches Amtsverständnis, das im Laufe der Geschichte verschiedene kirchliche 
Strukturen hervorgebracht hat. Wo aber die von Christus gestiftete Einheit der Kirche 
geglaubt und die ihr aufgegebene Einheit erhofft wird, müssen die Unterschiede in gedul- 
digem Bemühen aller Verantwortlichen durch die Gnade Gottes überwunden werden, da- 
mit eine gemeinsame Feier der Eucharistie, wie sie allein der Einheit der Kirche entspricht 
möglich wird. 

Hier wird es förderlich sein, daß die Kirchen die in der neueren ökumenischen Diskus- 
sion gemachten Vorschläge für Fortschritte auf dem Weg zu einer Versöhnung der Äm- 
ter ... in ihre Überlegungen einbeziehen. 

Es ist zu fragen, inwieweit die bisher unausgeräumten Kontroversen über das Amt ihren 
Grund in einer unterschiedlichen Sicht der Schrift haben, weil die Deutung der Schrift 
durch verschiedenartige Traditionen bestimmt wird. Beide Kirchen stehen vor der Aufga- 
be, unter diesem Gesichtspunkt die bisher unausgeräumten Kontroversen weiterhin theo- 
logisch zu bedenken. 


’ 


8) Gesprächsgruppe VELKD - katholische Kirche 


Zum dritten Mal kam im Frühjahr die Internationale katholisch-lutherische Ar- 
beitsgruppe auf dem Liebfrauenberg im Elsaß zusammen, um vor allem zu prü- 
fen, wie der „Maltabericht‘‘ von den Kirchen aufgenommen wurde und wird. 
Zustimmung wie Kritik machen die Weiterarbeit an zentralen theologischen 
Themen auch auf der nationalen Ebene notwendig. Deshalb haben die katholi- 
sche Deutsche Bischofskonferenz und die Kirchenleitung der VELKD die Bil- 
dung einer bilateralen Gesprächsgruppe beschlossen, deren Mitglieder im Okto- 
ber 76 berufen und derem ersten Thema ‚Kirchengemeinschaft in Wort und 
Sakrament‘ im Frühjahr zugestimmt. 


Mit der Thematik ‚Kirchengemeinschaft und Sakrament‘ wurde eine Anregung der Deut- 
schen Bischofskonferenz aufgegriffen. Sie sucht einem Mangel abzuhelfen, der bei Bespre- 
chungen mit dem Lutherischen Weltbund festgestellt wurde. In einem Brief an das römi- 
sche Einheitssekretariat hatte der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz exakt die 
Intention der vorgeschlagenen Thematik wiedergegeben: ‚Wort und Sakrament unverkürzt 
und unverfälscht miteinander zur Geltung zu bringen, ist ein unerläßlicher Dienst an der 
Wahrheit und an der Einheit“*'. 


h) Stand und Themen der orthodox-evangelischen Gespräche 


Die Gespräche mit der Orthodoxie stehen nicht unter dem gesellschaftlichen 
Druck, paritätische Toleranzschwellen abbauen zu müssen, die sich im Westen 
unter den kleinstaatlichen Prinzipien von „cuius regio, eius religio‘“ aufgebaut 
haben. Die Gesprächspartner haben ihre Positionen — auch theologisch — nicht 


40. Vgl. Materialdienst des Konfessionskundlichen Instituts (MDKI) 24, 1973, S. 14f., 


21, 34, 58ff., 80. 
41. Aus dem Pressebericht des Vorsitzenden der Deutschen Bisohofskonferenz, Kardinal 


Joseph Höffner am 3.3.77, in OR 13 (deutsch), 1.4.77, S. 9. 
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gegeneinander ausgebildet, sie stellen vielmehr trotz aller Fremdheit der Spra- 
che in Liturgie, Dogmatik und Recht Verwandtschaftliches fest, das sich gegen- 
seitigem Verstehen leichter öffnet. Dabei sind zwei Gesprächsrichtungen zu un- 
terscheiden, denen verschiedene politische Akzente eignen. Der zuerst „amtlich“ 
gewordene Dialog der EKD mit dem russisch orthodoxen Patriarchen soll auch 
der „Versöhnung“ zwischen den Völkern, Gesellschaftssystemen und Macht- 
blöcken dienen; der mit dem ökumenischen Patriarchen auch konkreten Hil- 
fen in der bundesdeutschen Gastarbeiterproblematik. Alle solche Unterschiede 
zum evangelisch-katholischen Gespräch eingerechnet, bildet sich auch im evan- 
gelisch-orthodoxen die Eucharistie/das Abendmahl zu einem zentralen Thema 
heraus. 

Die amtlichen Gespräche der EKD sind jeweils vom Außenamt der EKD gründ- 
lich vorbereitet worden: 

Mit dem Russisch-Orthodoxen Patriarchat (Moskau) 
1959 in Arnoldshain, 1963 in Sagorsk, 
1967 in Höchst/Odw., 1969 in Leningrad, 
1971 im Kloster Kirchberg, 1973 in Sagorsk, 
1976 in Arnoldshain. 

Mit dem Ökumenischen Patriarchen (Konstantinopel) 
1969 in Konstantinopel, 1971 in Arnoldshain, 
1973 in Chambesy, 1975 in Friedewald. 

Die evangelisch/russisch-orthodoxen Gespräche dienen der gegenseitigen theo- 
logischen Begegnung und Verständigung und müssen nach Auffassung beider 
Delegationen weitergeführt werden, „um zu pflegen und zu vertiefen, was für 
die Einheit der getrennten Kirchen sowie für Frieden und Freundschaft zwi- 
schen unseren Völkern erreicht worden ist“ *2. 


Die Delegationen in Arnoldshain (1976) behandelten in Fortsetzung der Sagorsker Ge- 
spräche (1973) über die Eucharistie „Das Opfer Christi und das Opfer der Christen“. 
Denn ‚‚die Eucharistie ist das Zentrum christlicher Einheit, aber deshalb zeigt sich an ihr 
um so schärfer die Tiefe der Zertrennung. Die erste Aufgabe ist daher, daß wir aufeinan- 
der hören und voneinander lernen, wie für uns das einmalige und unwiederholbare Kreu- 
zesopfer Jesu Christi in der wiederholten Feier der Eucharistie/des Abendmahls gegenwär- 
tige Wirklichkeit ist.‘“ 

Der vom Rat der EKD am 17./18. Sept. 1976 angenommene Bericht (Präses Held), dem 
das Kommuniqu® und die vier Thesenreihen zu den erörterten Referaten zugehören, ver- 
merkt, „daß die Gespräche in einer offenen und brüderlichen Atmosphäre, ja in wachsen- 
der Herzlichkeit stattfanden“. 

Derselbe Tenor spricht aus dem Danktelegramm des russischen Delegationsleiters, Metro- 
polit Filaret von Kiew und Galic: „,... Wi: sind zutiefst zufrieden, daß die theologischen 
Gespräche Arnoldshain VII gut waren, und wir hoffen, daß unser Besuch‘in Ihrem Lande 
der Entwicklung brüderlicher Beziehungen zwischen unseren Kirchen dienen und einen 
Beitrag zur Festigung der Freundschaft unserer Völker leisten wird.‘‘*? 

Das IV. Theologische Gespräch zwischen dem Ökumenischen Patriarchat und der EKD 
hatte 1975 in Friedewald stattgefunden und sich ebenfalls mit der Eucharistie unter dem 
für die orthodoxe Liturgie besonders wichtigen Aspekt der Epiklese befaßt. 

Das Gespräch hatte deutlich gemacht, „‚welche reiche Fülle an geistlicher Einsicht, glau- 


Fr = dem Kommunique des 7. Theologischen Gesprächs, Arnoldshain den 10.6.1976. 


236 


bender Erfahrung und theologischer Meditation sich für das evangelische Christentum in 
der Tradition der östlichen Orthodoxie erschließt. Biblische Auslegung, dogmatische Durch- 
dringung und gottesdienstliche Erfahrung der geheimnisvollen Zuwendung des Dreieinigen 
Gottes zum Menschen schließen sich zu einem einzigen Akt theologischer Existenz zusam- 
men, die im zeitgenössischen Protestantismus allzu leicht in ihre verschiedenen Teilaspekte 
auseinanderfällt. Auf der anderen Seite drängt sich die Aufgabe auf zu versuchen, die theo- 
logischen Grundaussagen der Reformation und ihre geistliche Erfahrung einmal in den Be- 
griffen und Kategorien orthodoxen theologischen Denkens auszusagen.“ ** 


i) Grundsatzüberlegungen für die Gespräche mit 
dem Ökumenischen Patriarchat 


Schon vor dem Friedewalder Gespräch hatten die evangelischen Gesprächsteil- 
nehmer Präsident Dr. Heinz Joachim Held, Bischof D. Kunst und Präsident D. 
Schober Überlegungen angestellt, welche die evangelischen Interessen am Ge- 
spräch mit dem Ökumenischen Patriarchen markieren und den Gesprächen 
selbst eine deutlichere Zielrichtung geben sollten. 


Die Gespräche nehmen die Tradition der theologischen Korrespondenz der Tübinger Theo- 
logen mit dem Patriarchat von Konstantinopel aus dem Jahrhundert der Reformation wie- 
der auf und haben ihre gegenwärtige aktuelle Bedeutung aus verschiedenen Gründen be- 
kommen: 

1. Die allgemeine ökumenische Bemühung um die Einheit der Christen, die seit der En- 
zyklika aus Istanbul vom Jahre 1920 ein besonderes orthodoxes Anliegen ist; 

2. Die Präsenz griechisch-orthodoxer Gastarbeiter in der Bundesrepublik Deutschland 
und die damit zusammenhängenden Fragen, die von beiden Seiten bedacht werden müs- 
sen; 

3. Die psychologische und diakonische Hilfe für das Ökumenische Patriarchat in seiner 
schwierigen politischen Lage in der Türkei; 

4. Das Interesse an einer Aktivierung der patristischen Studien (durch die Gründung 
des Instituts in Thessaloniki) zu beiderseitigem Nutzen *°. 


Dem Ökumenischen Patriarchen dienen diese bilateralen Kontakte auch als 
Vorbereitung für die geplanten Gespräche auf universalkirchlicher Ebene zwi- 
schen Orthodoxie und Luthertum. 

Für die EKD gibt es neben den historischen auch aktuelle Gründe: 


1. Das Ökumenische Patriarchat ist durch die griechisch-orthodoxe Metropolie mit etwa 
300000 Gläubigen in der Bundesrepublik als konkreter ökumenischer Partner im Raum 
der EKD präsent; 

2. Der Dialog mit der EKD kann für die griechisch-orthodoxe Kirche in Deutschland 
eine Hilfe bei der Frage nach kirchlicher Lehre, Verkündigung und Seelsorge in einer von 
der wissenschaftlichen Bildung geprägten modernen Industriegesellschaft westlichen Types 
sein; 

3. Die evangelische Christenheit in Deutschland kann viel vom Gottesdienst und der Spi- 
ritualität der Orthodoxie lernen bzw. verloren gegangene Dimensionen ihrer eigenen kirch- 
lichen Tradition wiederentdecken; 


44. Heinz Joachim Held in Informationen aus der Orthodoxen Kirche (IOK) 6/1977, 


Ss: 25. 
45. Arbeitspapier Dr. Heinz Joachim Held, KA.: 11.820/76 vom 5.10.1976. 
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4. Wie die theologische Forschung und Lehre in der EKD einen Nutzen aus der kriti- 
schen Konfrontation ihrer Positionen mit der Theologie der Kirchenväter in der Ortho- 
doxie ziehen kann, wird es für orthodoxe Theologen eine heilsame Herausforderung und 
eine mögliche Hilfe bei der Bewältigung moderner theologischer Fragestellungen sein, hi- 


storisch-kritisch betriebene Theologie aufzunehmen; 
5. Durch die Gespräche mit der EKD könnte der Orthodoxie der evangelische Gedanke 
von Diakonie und Mission als wesentlicher Lebensäußerungen der christlichen Kirche nahe- 


gebracht werden *°. 


Die dazu nötigen Gespräche müssen durch Zusammensetzung der Gesprächskom- 
mission (Vorsitz der Ratsvorsitzende der EKD und mindestens zwei Mitglieder 
mit bischöflichem Rang) einen kirchlich verbindlichen Charakter bekommen 
und als übergreifendes Ziel der Gespräche die volle Einheit der Kirche Jesu 
Christi im Rahmen der ökumenischen Gesamtbemühungen sowie im bilateralen 
Verhältnis zwischen dem Ökumenischen Patriarchat und der EKD im Blick ha- 
ben. 


k) Verhältnis zum Patriarchat in Rumänien 


Wie wichtig dem Rat der EKD der Dialog mit den orthodoxen Kirchen ist, und 
welche atmosphärische Entspannung er bereits erbracht hat, spricht aus dem 
Telegramm des Ratsvorsitzenden H. Claß — und mit ähnlichem Inhalt das des 
Präsidenten des Kirchlichen Außenamtes — zum Tode des rumänischen Pa- 
triarchen Justinian am 26.3.77*7, 


Der Rumänischen Orthodoxen Kirche übermittele ich die tiefe und aufrichtige Teilnahme 
der Evangelischen Kirche in Deutschland zum Heimgang Seiner Seligkeit des Patriarchen 
Justinian. Wir gedenken seiner großen und bleibenden Verdienste um die Wahrnehmung 
und Erhaltung des Auftrages der Orthodoxen Kirche Rumäniens in den geschichtlichen 
Wandlungen der letzten Jahrzehnte. In der Verbundenheit des gemeinsamen Glaubens an 
unseren Herrn Jesus Christus hat der Heimgegangene ökumenische Beziehungen auch zur 
Evangelischen Kirche in Deutschland aufgenommen und gepflegt, die uns kirchliche und 
theologische Erfahrungen vermittelten, von denen wir dankbar zehren und deren weitere 
Vertiefung wir erhoffen. So befehlen wir den Entschlafenen in die Hände dessen, der die 
Auferstehung und das Leben ist. 


l) Die Orthodoxe Kirche in der Bundesrepublik Deutschland *® 


In der Bundesrepublik Deutschland sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt 9 Bi- 
schöfe, 91 Priester und 10 Diakone der Orthodoxen Kirche tätig. Sie unter- 
stehen folgenden Jurisdiktionen: 
1. Ökumenisches Patriarchat von Konstantinopel 
(Metropolit Irineos, Bonn) 
3 Bischöfe, 53 Priester 





46. A.a.O. 
47. IOK 6, 1977, S. 40. 
48. Ebd. S. 42, aus: „The Orthodox Church“ Nr. 6/1976. 
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2. Patriarchat Moskau 
(Metropolit Filaret, Berlin) 
2 Bischöfe, 11 Priester, 4 Diakone 
3. Patriarchat Rumänien 
(Erzbischof Luoian, Paris) 
1 Priester 
4. Patriarchat Serbien 
(Bischof Lavrentije, Düsseldorf) 
1 Bischof, 11 Priester 
5. Russische Kirche im Ausland 
(Erzbischof Filofej, Hamburg) 
3 Bischöfe, 15 Priester, 5 Diakone 
Die „Ukrainische Autokephale Kirche‘ unterhält keine kanonischen Bezie- 
hungen zur Orthodoxen Kirche. Sie ist in der Bundesrepublik vertreten mit 1 
Bischof, 9 Priestern und 1 Diakon. 


3. ÖFFENTLICHER MEINUNGSAUSTAUSCH 
a) Katholisches Wort zur ökumenischen Zusammenarbeit 


Die Diskussion dieses seit Jahren bevorzugten und auch über die Maßen strapa- 
zierten Themas Amt und Eucharistie scheint vorläufig an ihr Ende zu kommen. 
Alle Versuche, die erreichten Grenzen zu übersteigen, blieben erfolglos. Einander 
gegenüber stehen fundamental begründet die beiden Auffassungen: zuerst Eini- 
gang, dann Eucharistie, also zuerst die Aufgabe, dann die Gabe — so die eine; zu- 
erst Eucharistie als Basis der Einigung, also zuerst die Gabe der Einheit und dann 
die Aufgabe ihrer Verwirklichung — so die andere. Beide Auffassungen dokumen- 
tieren freilich in der öffentlichen Praxis nur modifiziert den konfessionellen Ge- 
gensatz; sie bilden auch innerhalb der Konfessionen noch nicht ausgetragene 
Streitpunkte. 

Eindeutig hatte Erzbischof Dr. Johannes Joachim Degenhardt — damals noch 
Vorsitzender der ökumenischen Kommission der katholischen Deutschen Bischofs- 
konferenz — in seiner Silvesterpredigt 1975 die Grenzen markiert*°: 


(Die Predigt geht davon aus, daß es „in Deutschland kaum gläubige Christen‘ geben dürfte, 
„die die Wiederherstellung der Einheit der Christen nicht als notwendig ansehen‘ würden. 
Nach einer Rückbesinnung auf Joh. 17,21 und Eph. 4,3--6 fährt die Predigt fort:) 
Allerdings gehen die Auffassungen weit auseinander, welche Einheit im Glauben und in 
der kirchlichen Gemeinschaft vom Herrn der Kirche gewollt ist. Für uns Katholiken kann 
es sich nicht nur um eine organisatorische Einheit handeln, sondern Christus will die Ge- 
meinschaft des Volkes Gottes in der einen sichtbaren Kirche, im Bekenntnis des einen Glau- 
bens, mit den gleichen Sakramenten, mit einer Eucharistiefeier, unter der Leitung des Kolle- 
giums der Bischöfe, das im Papst sein Einheitsband findet. 


49. Erzbischof Johannes Joachim Degenhardt: Wort zur ökumenischen Zusammenarbeit, 
Januar 1976, Pressestelle im Erzbischöflichen Generalvikariat Paderborn. 
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Einheit bedeutet aber nicht Uniformität. Verschiedene Weisen der Frömmigkeit und Spi- 
ritualität, der liturgischen Ordnung, der rechtlichen und disziplinären Regelungen haben 
Raum in der einen katholischen sichtbaren Gemeinschaft der Glaubenden. 

(In aller Form entschieden zurückgewiesen werden muß die Rede von einer ‚Stagnation 
oder einem Rückschritt der ökumenischen Bewegung, von einer Schuld der Kirchenleitun- 
gen, von der ökumenischen Bewegung als einem Irrweg.) ? na 

Man wird sagen können, daß wir in eine neue Phase der ökumenischen Arbeit eingetre- 
ten sind. Nach der Phase des enthusiastischen Aufbruchs und der Entdeckung vieler Ge- 
meinsamkeiten folgt nun die Phase der Konsolidierung des Erreichten, der nüchternen Be- 
standsaufnahme, der Rezeption dessen, was geschehen ist und angeregt wurde, und das 
konsequente Tun des nächsten Schrittes — oft ein wenig nüchterner als vorher im Blick 
auf die keineswegs schon beseitigten Hindernisse und Verschiedenheiten. Natürlich darf 
man nicht den vierten Schritt vor dem ersten tun, sonst stolpert man und kommt zu Fall. 
Manche Gemeinden müssen aber den ersten Schritt noch tun! 

(Degenhardt verweist dann auf das Wort der katholischen Bistümer und der evangelischen 
Kirchenleitungen in Hessen von 1974 und auf den Beschluß ‚Unsere Hoffnung‘ der Würz- 
burger Synode, nennt mögliche Aktivitäten und bittet „ausdrücklich und herzlich ..., das 
jeweils Mögliche und Verantwortbare gemeinsam zu tun ...‘‘) 

Natürlich wäre es eine Illusion, anzunehmen, daß die Einheit der Konfessionen unmittel- 
bar bevorstehe. Glaubensdifferenzen, geschichtlich gewordene, über mehrere Jahrhunderte 
bestehende Unterschiede im Leben und in der Frömmigkeit, im Empfinden und in den 
Akzentsetzungen sind nicht in wenigen Jahren durch Gespräche aus der Welt zu schaffen. 
Es darf vor allem nicht vergessen werden, daß es auf allen Seiten um die Treue zu dem 
Wort Gottes geht, dem wir verpflichtet sind. 

Letztlich ist die Einheit im Glauben nicht durch menschliche Planungen machbar, son- 
dern ist ein Geschenk des Heiligen Geistes, das erbetet und erbeten werden muß und bei 
dem jeder an seiner Stelle engagiert mithelfen soll; ein Geschenk Gottes, das aber der Geist 
Gottes in Freiheit zu einer Stunde und in einer Weise schenkt, wie es in seiner unverfüg- 
baren Weisheit beschlossen ist. 

(Zu den zwei Hauptpunkten der öffentlichen Diskussion Interkommunion und Weiheamt 
beruft Degenhardt sich auf das II. Vatikanum: ‚Der Leib Christi, der die Kirche ist, und 
der eucharistische Leib Christi ... gehören zusammen wie zwei Seiten einer Medaille ... Kom- 
muniongemeinschaft in der katholischen Kirche ist deshalb nur möglich für Katholiken, die 
in Eintracht und Gemeinschaft mit ihrer Kirche leben.‘‘) 

Es wäre eine unzulässige Engführung, wenn man lediglich den gemeinsamen Glauben an 
die reale Gegenwart Christi im heiligsten Sakrament betonen würde, aber die enge Verknüp- 
fung von Kirche und Eucharistie — also den ekklesiologischen Aspekt der Eucharistie — 
außer Acht lassen würde. Selbstverständlich ist der Glauben an die Realpräsenz unabding- 
ne ist aber nicht einziges und entscheidendes Kriterium für die eucharistische Gemein- 
ehe Sicht wird übrigens ähnlich auch von den orthodoxen Kirchen 
Pr ı altkatholischen Kirche vertreten. Zunehmend wird sie auch von lutherischer 

eite stärker betent und geteilt. 

A den Be = habe die Pastoraltheologische Handreichung — vgl. KJ 102, 1975, 

ne . Bu en Eee T sichtbare Gemeinschaft und das Sakrament des Abendmahles ... 

die Meinl ellenwert als in der katholischen Kirche; häufig wird die Eucharistie 
x gegenwärtigung des Opfertodes Christi, nicht oder zu wenig gesehen“ 


Im gegenwärtigen Zeitpunkt würde eine Blickver inseiti ixi i 
T ‚Le engung und einseitige Fixierung auf die 
en die ökumenische Arbeit behindern, sich als Sackgasse erweisen und 
Fr in Enttäuschung und Resignation enden, weil die Voraussetzungen für eine volle 
= Fer Gemeinschaft noch nicht gegeben sind. Andererseits ist die Ökumene erst 
ir a nee hergestellt ist. Die ökumenischen Beziehun- 
Onsequent auf dieses Ziel gerichtet sein. Kei ierigkei 

abhalten, auf dieses Ziel zuzugehen. n EEE ne 


Die Lutherische Kirche erwarte zwar von Katholiken, die an ihrem Abendmahl teilneh- 
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men wollen, daß sie es als der Stiftung Christi gemäß anerkennen. „Das aber ist für einen 
gläubigen Katholiken nicht möglich.“ Die Wahrheitsfrage zwischen den Kirchen sei an 
wichtigen Punkten bisher ungeklärt und müßte weiter bedacht werden. 

(Auch zum Amtsverständnis rekapituliert der Erzbischof die traditionelle Lehre:) 

In der Priesterweihe wird der Priester durch den Heiligen Geist ausgestattet, Christus, 
das Haupt der Kirche, zu repräsentieren, anstelle und in der Vollmacht Christi zu handeln 
zur Verherrlichung Gottes und zum Dienst an den Menschen. Der Priester erhält den Auf- 
trag, authentisch das Evangelium zu verkünden, die übrigen Glieder der Kirche zu heiligen, 
insbesondere durch die Feier der heiligen Messe, durch die Vergebung der Sünden und 
durch die Spendung der Sakramente. Zudem erhält er den Auftrag, das Volk Gottes zu 
leiten. Nach katholischer Glaubensüberzeugung kann nur durch den Dienst des Priesters 
in der heiligen Messe das Opfer Christi gegenwärtiggesetzt werden. Ohne Priester gibt es 
keine Meßfeier. 

Hier handelt es sich nicht um eine nur kirchliche Rechtsordnung oder Tradition, die 
auch anders sein könnte, sondern um eine Einsetzung Christi, der der Kirche eine hierar- 
chische Ordnung gegeben hat, die in ihr in der dreifachen Ausformung des Weiheamtes — 
Bischof, Priester und Diakon — lebendig ist. 

(Wenn die Gespräche der letzten Jahre in mancher Hinsicht auch eine Annäherung der 
Standpunkte gebracht hätten, so könne man leider aber noch nicht davon sprechen, daß 
„die kirchentrennenden Glaubensunterschiede in diesem Bereich nicht mehr bestünden“. 
Denn ‚wegen des Fehlens des Weihecharakters [ist] die ursprüngliche und vollständige 
Wirklichkeit des eucharistischen Mysteriums [bei den Evangelischen] nicht bewahrt wor- 
den‘“.) 

(Als Gesichtspunkte für ökumenische Arbeit nennt Degenhardt dann den ‚geistlichen 
Ökumenismus“; die theologische Ehrlichkeit; den gemeinsamen Einsatz im öffentlichen 
Leben; die Übereinstimmung ökumenischer Initiativen mit den Bischöfen; ökumenische 
Gruppen: „der Schmerz über die Grenzen der Gemeinsamkeit sollte immer wieder An- 
trieb sein, die volle Einheit im Glauben und in der einen Kirche wiederherzustellen.‘‘) 


Nach einem Verweis auf den Gottesdienstbeschluß der Würzburger Synode 
fährt Degenhardt fort: 


Ökumenische Gottesdienste sollen nicht in Konkurrenz zu den sonntäglichen Eucharistie- 
feiern in den Gemeinden treten und sollen deshalb nicht zu den üblichen Zeiten der Sonn- 
tagsmessen — also am Sonntagvormittag — angesetzt werden. Es kann ja nicht Ziel öku- 
menischer Arbeit sein, die Beheimatung in der eigenen Gemeinde zu schwächen. 

Wenn für die Teilnahme eines Katholiken am Gottesdienst einer anderen christlichen 
Glaubensgemeinschaft ein schwerwiegender Grund im Einzelfall gegeben ist (z.B. familiäre 
Situation), kann das ein Fernbleiben von der sonntäglichen Eucharistiefeier rechtfertigen; 
hier muß das Gewissen des einzelnen entscheiden. 

(Konfessionsverschiedene Eheleute ‚sollten — soweit wie möglich — die Gemeinsamkeit 
des Glaubens an den einen Herrn leben und das Kreuz der Trennung, wo es getragen 
werden muß, um des Gewissens willen auf sich nehmen und insbesondere die Bindung 
an ihre kirchliche Gemeinschaft bewahren und festigen“. 

Bei den ökumenischen Bemühungen sollten die anderen Kirchen bis hin zu den freien 
kirchlichen Gemeinschaften mitbedacht werden; vor allem den orthodoxen Gemeinden 
sollte man Hilfe zukommen lassen. Überall wären die nächsten Schritte zu tun gemäß des 
Synodenbeschlußes ‚„Pastorale Zusammenarbeit‘, Nr. 1.31.) 


b) Eine evangelische Reaktion 
Dieses Wort des Vorsitzenden der Ökumene-Kommission der Deutschen Bi- 
schofskonferenz stieß auf evangelischer Seite auf erhebliche Kritik. Formal ent- 


zündete sie sich an der Frage nach dem Unterschied zwischen Seelsorge (Pre- 
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digt) und offizieller Verlautbarung (Veröffentlichung ohne Bezug auf den An- 
laß). Der Präses der Evangelischen Kirche von Westfalen, D. Hans Thimme, 
sprach im Auftrag der Beauftragten aller westfälischen Kirchenkreise mit dem 
Erzbischof. Sein dieses Gespräch vorbereitendes Schreiben vom 12.1.76 50 faßt 
bei allem Dank für die Klarheit des bischöflichen Wortes die wesentlichen Punk- 
te vielfältiger evangelischer Befremdung zusammen: 


Es sei „nur schwer mit den entsprechenden Erklärungen der Würzburger Synode und an- 
deren amtlichen Äußerungen der Katholischen Kirche in Einklang zu bringen“. An hervor- 
gehobener Stelle sei „mehr von den Riegeln die Rede ..., welche die Türen des ökumeni- 
schen Zueinanders versperren, als von den Klinken, welche sie weiter zu Öffnen vermöch- 
ten 

Manche Textstellen lauteten so, „daß die Wiedervereinigung nur als Rückkehr in den 
Schoß der alleinseligmachenden römischen Kirche verstanden wird“. Bei der Beschreibung 
der Ausnahmefälle für die sogenannte Interkommunion fände die Tatsache keine Andeu- 
tung, daß es auch „‚Notfälle geistlicher und pastoraler Art“ gäbe. Und tief schmerze der 
Satz, daß es für einen gläubigen Katholiken nicht möglich sei, das evangelische Abend- 
mahl als der Stiftung Christi gemäß anzuerkennen. Wohl erwähnt, aber nicht hinreichend 
berücksichtigt sei, „daß im ökumenischen Zwiegespräch die Ämterordnung in ein frucht- 
bares Gespräch gekommen“ sei. Schließlich fragt Thimme, ob der Würzburger Beschluß, 
daß ein ökumenischer Gottesdienst nicht die sonntägliche Eucharistiefeier verdrängen 
darf, nicht eine weitere Auslegung ermögliche: 

„Würde ... eine solche ‚Verdrängung‘ schon stattfinden, wenn unter besonderen Um- 
re einmalig ein ökumenischer Gottesdienst für den Sonntagvormittag angesetzt 
wird? ... ‘ 

Es gibt noch andere Punkte, an denen verdeutlicht werden könnte, warum das ‚Wort zur 
ökumenischen Zusammenarbeit‘ Bestürzung bewirkt und Fragen weckt. Unsere Sorge geht 
dahin, daß, wenn keine Klärung erfolgt, der ökumenische Dialog beeinträchtigt wird und 
darüber hinaus auch innerhalb der beteiligten Kirchen selbst Verwirrung entsteht. Das An- 
liegen des vorgeschlagenen Gesprächs geht dahin, dies nach Möglichkeit zu vermeiden und 
Ihrem Anliegen, das ökumenische Gespräch zu fördern, die rechte Richtung zu geben.“ 


c) Ökumenisches Gespräch — wohin? 


Mehr Klarheit in diese Verwirrung zu bringen, hatte sich die Arbeitstagung des 
en Bundes in Goslar/Hessenkopf Ende November 1976 zur Aufgabe 
gestellt. 

Die Bemühungen um eine Verständigung sind in ein Stadium gelangt, „in dem 
manche kühne Hoffnung auf eine weiter rasche Annäherung oder gar Zusam- 
menführung der Kirchen schwindet. Überall zeigen sich Hindernisse und Gren- 


zen, die sich nicht überspringen lassen, sondern neue Standort- und Zielbestim- 
mungen erfordern.‘ 5! 


Erzbischof Dr. Johannes Joachim Degenhardt und Landesbischof Dr. Gerhard Heintze, 
beide im Vorstand der ACK (letzterer Vorsitzender), sollten unter dem Thema „Ökume- 
nisches Gespräch — wohin?‘“ vor einer breiten Öffentlichkeit den Stand des Dialogs und 


50. Hektographiertes Schreiben; vgl. auch Prot i i i 
ROTEN gl. auch Protokoll der Sitzung der Kirchenleitung der 


51.Gerhard Beetz: Ökumene — wohin? Jahrbuch de i Ö 
B ? s Evangelisch ’ > 
tingen 1977, Ökumenisches Gespräch — wohin? Vorwort. ea resee 
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die Zielvorstellungen ihrer Kirchen erläutern. (Daß Degenhardt schon im März sein Amt 
in der Ökumene-Kommission seiner Kirche an Weihbischof Dr. Paul Werner Scheele ab- 
gegeben hatte, brauchte die Veranstalter nicht zu irritieren.) 

Degenhardt skizziert die Geschichte der ökumenischen Bewegung und fragt, wie es mit 
der Sichtbarkeit der Einheit bestellt sei. Der „soliden Basis‘‘ des Nairobi-Textes fehle als 
Konzept für die Einheit nur der Verweis auf das Amt: 

„Sowohl für die orthodoxe wie für die katholische Kirche gehört das Amt zu den Fak- 
toren, die konstitutiv für die Kirche und die Einheit der Kirche sind. Hier scheinen mir, 
was das Verhältnis zu den evangelischen Kirchen angeht, die größten Schwierigkeiten für 
eine Verständigung über die Einheit der Kirche zu liegen, wenn es stimmen sollte, daß 
nach evangelischer Auffassung das'Amt für die Frage der Einheit der Kirche keine Be- 
deutung hat ...“ 

Die Einschränkung „wenn es stimmen sollte“ bezieht sich wohl auf die Spannung, daß 
die Leuenberger Konkordie dem Amt ‚‚keine fundamentale Bedeutung für die Frage nach 
der Einheit der Kirche‘ °? zumißt, während im Lehrgespräch mit der Westfälischen Kirche 
zu erfahren war, daß im Unterschied zum allgemeinen Priestertum „das Amt der öffent- 
lichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung ... der Kirche von ihrem Herrn ein- 
gestiftet ist“ °°. 

Das II. Vatikanum habe den nur „instrumentalen“ Charakter des fundamental notwen- 
digen Amtes wieder ins Licht gerückt, wie es auch durch den Terminus „subsistit‘‘ die 
Identifizierung der katholischen Kirche mit der Kirche Christi modifiziert habe und die 
Einigung nicht mehr als Rückkehr zu ihr, sondern als „redintegratio unitatis‘“ verstehen 
gelehrt habe °*. 

„Damit soll ein doppeltes gesagt sein: 1. Auch die katholische Kirche ist nicht die 
Idealgestalt der Kirche Christi und sie verwirklicht nicht alles in sich, was Christus mit 
seiner Kirche beabsichtigt hat; auch die katholische Kirche bedarf der Erneuerung und 
der Ausgestaltung. 2. Auch in den anderen Kirchen und Gemeinschaften sind echte ek- 
klesiale Werte existent, Werte, die zum eigentlichen Sein der Kirche gehören und Kirche 
zur Kirche machen. Ziel der ökumenischen Bewegung ist es deshalb, daß die Kirchen ein- 
ander beschenken mit dem, was sie an besonderen Werten besitzen, daß sie aufeinander 
hören, um tiefer die Wahrheit Christi zu erkennen, daß sie miteinander beten und arbei- 
ten, um so zu wachsen in der Liebe Christi, die alles trägt und eint. Ökumenische Be- 
wegung kann deshalb niemals als ein einseitiges Geben oder Nehmen verstanden wer- 
den, sondern ist ein gegenseitiges Geben und Nehmen, in dem beide Partner sich ändern 
und reicher werden. Eines darf allerdings dabei nicht auf dem Spiele stehen: die Wahr- 
heit.“ 

(Darum müsse nach Neu-Delhi jede Mitgliedkirche in der Lage sein, ‚ihrem vollen un- 
verkürzten Zeugnis voll und rückhaltlos Ausdruck zu verleihen‘“.) 

„Aus der Erfahrung seit Neu-Delhi könnte diese wichtige Erklärung noch um einige 
Punkte erweitert werden: 

1. Jedem Partner im ökumenischen Gespräch sollte unbedingt zugebilligt werden, daß, 
wenn er bestimmte Positionen seiner Kirche vertritt, er das aus Überzeugung tut, ge- 
bunden an die Wahrheit; und alle Versuche, seine Liebe zur Wahrheit als pure Recht- 
haberei oder Herrschsucht zu diskriminieren, sollten unterbleiben. 

2. Wenn Kirchen, die miteinander im Gespräch sind, auf bestimmten Positionen behar- 
ren, sollten die Partner diese Haltung nicht nur von ihrem eigenen Standpunkt aus be- 
urteilen, sondern versuchen, die Grundposition des Partners zu verstehen und daran sein 
Verhalten zu messen. Letztlich kann das Ziel ökumenischer Dialoge aber nur darin be- 
stehen, daß beide Partner eine gemeinsam akzeptierte Wahrheit von ihrem je eigenen 


52. A.a.O. S. 11; vgl. auch „Wortlaut und Stellungnahmen zur Konkordie reformatorischer 
Kirchen in Europa“, Sonderdruck aus Ökumenische Rundschau Nr. 3/1972, S. 407, 39. 

53. In: Kirchen im Lehrgespräch (s. KJ 1975, S. 132ff.), abgedruckt: J. J. Degenhardt, Hein- 
rich Tenhumberg, Hans Thimme (Hg.): Kirchen auf gemeinsamem Wege; Bielefeld und 
Kevelaer 1977, S. 11ff., hier S. 55. 

54. A.a.0. — Jahrbuch des EB ’77, S. 13/14. 
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Standpunkt aus bejahen können. Das heißt zum Beispiel: Der evangelische Partner von 
seinem evangelischen Standpunkt aus; und zwar vielleicht als radikale Konsequenz Er 
genuin evangelischen Auffassung; und umgekehrt muß diese gemeinsam anerkannte Wahr- 
heit vom Katholiken als echt katholisch akzeptiert werden können. Formal können öku- 
menische Lehrgespräche deshalb nicht das Ziel haben, nur die eigene Position zu vertei- 
digen, sondern gemeinsam der Wahrheit — man könnte. auch sagen — Christus näher zu 
kommen. : Ä ; 

3. Die Priorität der Wahrheitsfrage sollte sich auch darin zeigen, daß praktische Konse- 
quenzen immer nur so weit gezogen werden, wie die theologische Übereinstimmung 
reicht. Eine Diskrepanz zwischen theologischer Übereinkunft und praktischem Verhalten 
hat, wie die Geschichte der ökumenischen Bewegung bewiesen hat, niemals eine Chance, 
das Verhältnis zwischen zwei Kirchen grundlegend im Sinne der Einheit zu verändern. Der 
Dissens in der Wahrheit wird, wenn vielleicht auch an anderer Stelle, immer wieder durch- 
brechen. Soweit freilich theologische Übereinstimmung erreicht worden ist, sollten auch 
die Konsequenzen für die Praxis gezogen werden — oh.ıe Winkelzüge und Ausflüchte“. 

(Auf die selbstgestellte Frage, ob es nicht angesichts solcher Prämissen und Erfahrun- 
gen „reine Utopie und vielleicht sogar Vermessenheit [sei], darauf zu hoffen und daran 
zu glauben, daß die getrennten Kirchen einmal zu einer sichtbaren Einheit finden, mit 
demselben Glauben, denselben Sakramenten und einem einheitlichen von allen anerkann- 
ten Amt, sogar mit einem Bischofsamt in apostolischer Nachfolge, das auch das Petrusamt 
irgendwie einschließt?‘ Degenhardt macht seinen gewissen Dennoch-Optimismus anhand 
von drei bekannten Beispielen fest: 

1. Die Alternative Kirche des Wortes — Kirche des Sakramentes könne so nicht mehr 
gelten, nachdem die katholische Kirche das Wort Gottes als auch ihr Charakteristikum 
und die evangelische in ihrem Leben und in ihrer Theologie die Bedeutung der Sakramente 
stärker erkannt habe. 

2. Auch in der Lehre vom Abendmahl sei man sich durch vielerlei Gespräche näherge- 
kommen: Bei der Messe gehe es nicht um ein Opfer, das die Kirche Gott darbringt, son- 
dern um, „wie [der evangelische Theologe] Marxsen formuliert, die realeffektive Gegenwär- 
tigsetzung des einmaligen Kreuzesopfers Christi“. 

3. Die Thesen des Ökumenischen Arbeitskreises evangelischer und katholischer Theolo- 
gen [Stählin-Jaeger-Kreis] zu Ordination und kirchlichem Amt wären von allen Beteiligten 
angenommen worden [s.u. S. 265ff.]. 

Diese und andere Ansätze zeigten doch wohl mit aller Klarheit: „Trotz aller Rückschläge 
und Hindernisse und trotz mancher menschlichen Unzulänglichkeit: die Hoffnung auf eine 
sichtbare Einheit der Kirche ist nicht unbegründet!“) 

Landesbischof Dr. Gerhard Heintze hat im Rückblick auf das bisherige Gespräch „viel 
Grund zu Dank und Freude“, wobei er selbstverständlich die Freikirchen und anderen Kon- 
fessionen miteinbezieht. 

„Aber im Mutterland der Reformation bleibt die Frage nach dem Verhältnis von römisch- 
katholischem und evangelischem Christentumsverständnis uns allerdings besonders unmit- 
telbar aufgegebc1.‘‘ Was dies anbetrifft, ist „etwa seit 1971 eine gewisse Stagnation un- 
verkennbar. Gegenüber verschiedenen Versuchen, schon jetzt größere Gemeinsamkeit zu 
praktizieren, gibt es von maßgeblicher katholischer Seite eine betonte Zurückhaltung. Ich 
nenne wieder nur einzelne Beispiele. 

Nach dem Experiment mit einem geıneinsamen ökumenischen Kirchentag in Augsburg 
1971 besteht einstweilen keine Aussicht auf weitere gemeinsame Kirchentage. Der Deut- 
sche Katholikentag wie der Deutsche Evangelische Kirchentag werden wie bisher organi- 
satorisch getrennt zusammenkommen, wenn beide auch versichern, daß sie dennoch öku- 
menisch geöffnet bleiben wollen. Eine Enttäuschung für viele evangelische, aber vermutlich 
ie R ne katholische Christen war auch das harte katholische Nein zur Veranstal- 
. ine nn x See ökumenischer Rundfunk- und Fernsehgottesdienste am 

erh 2. = BE LE daß dadurch den katholischen Teilnehmern die 
Eatholt: En Ars Me DIIESRD IR ach erschwert würde. Vor allem wurde römisch- 
en n gliedern die Teilnahme an Abendmahlsfeiern in evangelischen Kir- 

ellungnahmen etwa des Einheitssekretariats wie auch von seiten der 
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katholischen Deutschen Bischofskonferenz eindeutig untersagt. Selbst so vorsichtige Ange- 
bote einer begrenzten ‚Offenen Kommunion‘, wie sie etwa in einer Pastoraltheologischen 
Handreichung der Generalsynode der VELKD erfolgten, wurden abgewiesen. Als Haupt- 
punkte der trotz aller Annäherung bislang nicht bereinigten konfessionellen Gegensätze 
werden dabei in erster Linie das verschiedene Verständnis der Eucharistie bzw. des Heili- 
gen Abendmahls wie von Amt und Ordination angeführt. Solange diese Gegensätze nicht 
Een seien, sei eine weitergehende Gemeinsamkeit, namentlich im Gottesdienst, nicht 
möglich. 

Um der Gerechtigkeit willen muß allerdings hinzugefügt werden, daß es Zeichen der 
Stagnation im ökumenischen Gespräch nicht nur auf katholischer, sondern auch auf evan- 
gelischer Seite gibt. Sie hat hier verschiedene Ursachen. Einmal sind viele darüber ent- 
täuscht, daß es auf dem Weg der Wiedervereinigung der getrennten Christenheit nicht 
schneller vorangeht. Andererseits gibt es aber, namentlich auf evangelikaler Seite, Be- 
fürchtungen, daß die Gesamtentwicklung der ökumenischen Bewegung die Grunderkennt- 
nisse der Reformation verwässere und verfälsche und zu einem Abrücken von der Wahr- 
heit des Evangeliums verführe. 

Was bedeuten alle diese in sich sehr verschiedenartigen Zeichen ökumenischer Stagna- 
tion? Ist etwa auf den ökumenischen Frühling, wie er mit dem II. Vatikanischen Konzil 
angebrochen zu sein schien, eine Zeit der Dürre gefolgt, die keine Früchte reifen läßt? 


1. 


Dennoch dürfen wir uns um keinen Preis mit dieser Stagnation abfinden oder uns gar 
selber in sie hineinziehen lassen. Was macht trotz aller Widerstände und Schwierigkeiten 
das Bemühen um ökumenischen Fortschritt unabdingbar?“ ... 

(Die geschichtlichen Entwicklungen, Tourismus und Massenkommunikationsmittel) „‚ver- 
wehren jeglichen Isolierungsversuch. So werden wir von unserer nichtchristlichen Umwelt 
primär einfach nach der Glaubwürdigkeit unseres Christseins und nicht zuerst nach den 
Spezifika unserer jeweiligen Konfession gefragt. Wir geben uns wahrscheinlich gar nicht 
genügend Rechenschaft darüber, welcher Schaden der gemeinsamen christlichen Sache 
heute auch im Bewußtsein unseres Volkes dadurch zugefügt wird, daß die Bürgerkriegs- 
parteien in Nordirland und im Libanon in unseren Massenkommunikationsmitteln beharr- 
lich mit religiösen Beinamen gekennzeichnet werden ... 

Viel mehr als die Rücksichtnahme auf die Situation der Christenheit inmitten unserer 
modernen Welt verwehrt uns aber der Wille Jesu Christi jede Resignation und jedes Sich- 
Abfinden mit ökumenischer Stagnation und macht das Bemühen um ökumenische Fort- 
schritte zur unabdingbaren Verpflichtung ... 

In dieser hoffnungsvollen Bereitschaft sollten wir als evangelische Christen keineswegs 
hinter der Erklärung unserer katholischen Mitchristen auf der Würzburger Synode zurück- 
stehen.“ 

(Nach einem dankbaren Verweis auf die ökumenischen Impulse des jüngsten Konzils 
und der Würzburger Synode nennt Heintze als begehbare und verheißungsvolle Wege 
für weitere Fortschritte gemeinsame Wortgottesdienste, Gebete, Andachten, biblische Le- 
sungen, Pfarrer- und Mitarbeiterkonvente; gemeinsames Handeln im diakonischen und ge- 
sellschaftspolitischen Bereich, wenngleich es dort „natürlich leicht auch zu Differenzen 
kommen [kann], die auch theologische Grundsatzfragen berühren, wie etwa in Fragen 
der Ehe oder der Strafreform‘“. 

Ferner gehöre die Bereitschaft dazu, „dem ökumenischen Partner nicht nur kritische 
Fragen zu stellen, sondern sich auch von ihm kritisch befragen zu lassen. Es gilt in der 
ökumenischen Bewegung mehr auf die Stärken und die Gaben des anderen zu achten als 
auf seine Schwächen und sein Fehlverhalten. Das achte Gebot ist wie überall so auch 
hier mit besonderer Sorgfalt zu beherzigen ... Während es früher im interkonfessionellen 
Gespräch die Regel war, die schwachen Stellen des anderen aufzuspüren und ihnen gegen- 
über den Vorzug des eigenen Standpunkts herauszustellen, kommt es heute viel mahr auf 
die Kunst an, sich neidlos mit dem ökumenischen Partner über das zu freuen, was bei 
ihm besser gelingt als bei uns, und ebenso an seinen Sorgen und auch an seinen Leiden 
Anteil zu nehmen ...‘‘ (Dennoch blieben Differenzen nicht aus.) „Sie gehören zum ge- 
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schichtlichen Weg der Kirche Jesu Christi nın einmal hinzu. Es wäre verkehrt, wirklichen 
Schwierigkeiten, wo sie sich im ernsthaften ökumenischen Gespräch ergeben, auszu wei- 
chen und sich um einer vermeintlichen Friedfertigkeit willen mit einer allgemeinen Bru- 
derschaftsversicherung zu begnügen. Aber angesichts auftauchender Schwierigkeiten gilt 

es, sich zuerst um ein gründliches Verstehen der Position des ökumenischen Partners zu 
bemühen. Dabei wäre nicht nur auf einzelne, uns vielleicht fremdartige oder anstößige Aus- 
sagen zu achten, sondern mehr noch auf die ihn eigentlich treibenden Motive.“ ’ 

(Z.B. sei die Randexistenz des Abendmahls in vielen evangelischen Gemeinden „eine un- 
günstige Vorbecingung dafür, nach Aberıdmahlsgemeinschaft mit einer Kirche zu verlangen, 
die so ausgesprochen stark vom Sakrament lebt R 

Auch der Vorbehalt gegenüber der ökumenischen Aktivität in praktischen gesellschafts- 
politischen Fragen sei nachdenkenswert — „einen Ersatz des Evangeliums durch das Gesetz 
gibt es ja nicht nur auf katholischer Seite, sondern durchaus auch in unserer eigenen Kir- 
che“.) 


„Allerdings bedeutet das Ernstnehmen der Vorbehalte des ökumenischen Partners uns 
selbst und unserer Kirche gegenüber keinesfalls, daß wir uns ihm in allen Dingen zu fügen 
und ihm prinzipiell nachzugeben hätten. Die Wahrheit des Evangeliums kann uns auch da- 
zu nötigen, zu widersprechen und eigene Wege zu gehen, auch wenn sie dem Partner nicht 
einleuchten. 

So können und dürfen wir gewiß katholische Mitchristen nicht nötigen, an unseren 
Abendmahlsfeiern teilzunehmen. Wir werden auch selber nicht bei katholischen Mess- 
feiern mit zur Kommunion gehen, solange uns deutlich gesagt wird, daß wir nicht als 
Gäste erwünscht seien oder nur um den Preis eines erklärten Übertritts zur römisch-katho- 
lichen Kirche. Aber um unseres Verständnisses der biblischen Abendmahlszeugnisse willen 
müssen wir m.E. die Zulassung zum Heiligen Abendmahl viel weiter öffnen, als es unseren 
katholischen Brüdern bis heute möglich erscheint. Die katholische Identität von Kirchen- 
gemeinschaft und Abendmahlsgemeinschaft scheint mir biblisch nicht zu belegen zu 
seinkes 

Wir dürfen auf keinen Fall davon ablassen, mit aller Deutlichkeit herauszustellen, daß 
das Heilige Abendmahl das Mahl des gekreuzigten und auferstandenen Herrn ist, der mit 
den Sündern und nicht mit den Gerechten Gemeinschaft hält und sich ihnen schenkt. 

Das Abendmahl darf deshalb nicht zur Feier werden, in der die Kirche sich selbst bestä- 
tigt und vor allem auf die Sicherung ihrer eigenen Grenzen bedacht ist ...““ 

(Auch in anderen Differenzpunkten wie Amt und allgemeines Priestertum bleibt als Ziel), 
„über noch nicht zu überbrückende Gräben hinweg die eine Gemeinde Jesu Christi, die in 
Einmütigkeit Gott preist und sich an nichts anderem als an seinem Willen orientiert. 

Bei allen ökumenischen Gesprächen, überhaupt bei allem, was in der Kirche geschieht, 
dürfen wir keinesfalls vergessen, daß auch die besten und wirkungskräftigsten kirchlichen 
Institutionen auf keinen Fall mit dem Reich Gottes gleichzusetzen sind.‘ (Entsprechende 
kirchenkritische Beiträge auf der Würzburger Synode hörten wir evangelischen Christen) 
„besonders aufmerksam. Allerdings dürfen wir uns keiner Illusion darüber hingeben, daß 
die Versuchlichkeit für Machtstreben und Selbstbehauptung keineswegs auf die römisch- 
katholische Kirche beschränkt ist. Sie betrifft ebenso auch unsere eigenen Kirchen und 
uns selbst, die wir in ihnen unser Amt wahrnehmen. 

Die Notwendigkeit einer kritischen Haltung auch unserer eigenen Kirche und uns selbst 
gegenüber gibt uns allerdings nicht das Recht, deswegen die kirchlichen Institutionen zu 


verachten und uns von der Bereitschaft, in ihnen verantwortlich mitzuarbeiten, zu distan- 
zieren. 


(Das Gebet) „um die Wiederherstellung der Einheit aller Christen ... bleibt der wichtig- 
ste Beitrag für alles weitere ökumenische Gespräch“ 5°, 
55. A.a.0. S. 21-30. 
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d) Zwei weiterführende katholische Reden 


Professor Dr. Heinrich Fries, der bekannte katholische Ökumeniker und Vor- 
stand des Instituts für Fundamentaltheologie und ökumenische Theologie, gab 
auf der Landeskonferenz der ACK in Bayern eine vielbeachtete Bestandsauf- 
nahme „Hoffnungen — Grenzen — Gegenströmungen in der Ökumene“ 56, Sie 
liest sich einerseits wie eine theologische Begründung, andererseits aber auch 
wie eine Kritik der Degenhardt’schen Position (s.o. S. 239). Drei konkrete An- 
stöße fallen ins Auge: 


Was mich bewegt, ist nicht das Zurückbleiben der Synode gegenüber manchen ökume- 
nischen Erwartungen, sondern das Zurückbleiben der katholischen Kirche in Deutschland, 
in den Diözesen, in den Pfarrgemeinden, hinter der Synode, die ein Ausdruck und eine 
authentische verbindliche Aussage dieser Kirche ist. Noch bedenklicher als das Zurück- 
bleiben ist das Vergessen, das Nicht-zur-Kenntnisnehmen. Dagegen sollte man immer wie- 
der an die Synode und ihre Beschlüsse erinnern, die maßgeblich und wegweisend sind. 
Und auch wir sollten uns aufrichten an der in der Synode artikulierten Hoffnung, wie sie 
in dem bewegenden Text zum Ausdruck kommt: „Unsere Hoffnung. Ein Bekenntnis zum 
Glauben in dieser Zeit‘. Nicht weniger eindrucksvoll ist der Schlußsatz des Ökumenischen 
Textes: „Ökumenische Orientierung muß neuer Stil der Kirche werden“ (9.5)°”. 

Ist es konsequent, wenn in der katholischen Kirche infolge Priestermangels manche Ge- 
meinden am Sonntag, wo keine Eucharistiefeier möglich ist, mit dem Wortgottesdienst ver- 
traut gemacht werden, und wenn demgemäß infolge der Bedeutung von Wort und Gebet 
darin eine mögliche Form der Sonntagsfeier gesehen wird, aber gleichzeitig ökumenische 
Wortgottesdienste am Sonntag nicht erwünscht sind mit dem Hinweis, daß für die Katho- 
liken die sonntägliche Eucharistiefeier unabdingbar sei? 

Ist es richtig, wenn in der weit verbreiteten Predigt eines Bischofs zu Fragen der Öku- 
mene hinsichtlich der Frage der Abendmahlsgemeinschaft in der Form einer Offenen 
Kommunion, vor allem hinsichtlich der Frage einer Teilnahme eines Katholiken am evan- 
gelischen Abendmahl, der Text der Synode zitiert wird aus dem Beschluß. Gottesdienst, 
der sagt: „Die Synode kann (deshalb) zum gegenwärtigen Zeitpunkt die Teilnahme eines 
katholischen Christen am evangelischen Abendmahl nicht gutheißen‘“ (5.5), wobei das 
Wort „nicht gutheißen‘‘ mit Bedacht gewählt ist. Aber ist es richtig, wenn in der gleichen 
Predigt der diesem Satz folgende wichtige Abschnitt aus der Synode ausgelassen wird: 
„Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, daß ein katholischer Christ — seinem per- 
sönlichen Gewissensspruch folgend — in seiner besonderen Lage Gründe zu erkennen 
glaubt, die ihm seine Teilnahme am evangelischen Abendmahl innerlich notwendig er- 
scheinen lassen‘? °® 

Und ist es nicht ein weiteres Problem, wenn verlangt wird, daß ordinierte katholische 
Geistliche, die zur evangelischen Kirche übertreten, noch einmal nach evangelischem Ri- 
tus „reordiniert‘‘ werden? Ist so gesehen ein Einspruch noch glaubwürdig, der dagegen 
sich wendet, daß evangelische Geistliche, die ihren vollen Beruf in der katholischen Kirche 
auszuüben wünschen, die Priesterweihe empfangen? Wird hier nicht mit verschiedenen Maß- 
stäben gemessen?°? 


Grundsätzlicher greift Professor Karl Rahner SJ auf dem VII. Internationalen 
Ecumene Congreß der Jesuiten (Frankfurt — St. Georgen) im August 77 das 
Thema auf. Sein Referat „Offene Fragen in der Dogmatik, die von der Amts- 


56. Ökumenische Centrale Materialdienst (MDÖC) 12, 1977. 
51.08.2.0. 8. 3 

58. A.a.0. S. 9. 

59. A.a.O. S. 10. 
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kirche als endgültig beantwortet betrachtet werden“ wurde durch die action 
365 weit verbreitet‘®. 


Es geht nach einer Einleitung davon aus, daß das II. Vatikanum nach heftiger Kontro- 
verse „bewußt die Frage nach einem genaueren Verhältnis zwischen Schrift und Tradi- 
tion offen gelassen hat und damit die seit dem Tridentinum traditionell gewordene Lehre 
zu einer offenen Frage gemacht hat“. 

(Das bedeutet einmal für die Sakramente: wenn sie „als das intensivste Ereignis des exhi- 
bitiven Wortes des Evangeliums verstanden werden können“ und ihr jus divinum „als legi- 
time und irreversible Grundentscheidung der apostolischen Kirche“, dann „ergibt sich eine 
Deutungsmöglichkeit der tridentinischen Sakramentenlehre, die hier einerseits für die evan- 
gelische Sakramentenlehre von heute akzeptabel scheint, die freilich andererseits auf ka- 
tholischer Seite neue Fragen, aber auch pastorale Handlungsmöglichkeiten eröffnet, an die 
man bisher nicht gedacht hat“. 

Das bedeutet zum andern für das Amt: wenn es vom ti1eologischen Wesen der Kirche 
und so von Christus herstammt*', „dann ist trotzdem noch die Frage, wie die Träger sol- 
chen Amtes ausgewählt und bestellt werden können und sollen, eigentlich noch ganz offen 
und ist nicht eigentlich eine dogmatische Frage“. Auf das Papstamt angewendet hieße 
dies: Er „würde nicht auf eine dogmatisch unverlierbare, sondern ihm nur historisch zu- 
gewachsene Prärogative verzichten, wenn er bei einer Union mit getrennten Kirchen dar- 
auf verzichten würde, einen Bischof so zu ernennen, wie dies im bisherigen lateinischen 
Rechtsbuch der Kirche vorgesehen ist“. 

Das bedeutet schließlich für die Anerkennung der Ämter: Sie können in den getrenn- 
ten Kirchen eine positive Bedeutung haben und in Übertragung und Amtshandlung sakra- 
mental sein. Wenn also „der Ritus einer kirchlichen Amtsübertragung im freien Ermessen 
der Kirche liegt und gar nicht notwendigerweise in einer Handauflegung bestehen muß ... 
scheint es mir nicht unmöglich, in einem viel weiteren Umfang (als es bei uns traditionell 
geschieht) den sakramentalen Charakter der Ordination und der darauf beruhenden Amts- 
handlungen in den Kirchen der Reformation anzuerkennen“. 

Was umgekehrt eine evangelische Anerkennung des Papstamtes anbelangt, so bezieht sich 
die „eigentliche Schwierigkeit der evangelischen Christen ... auf die Möglichkeiten der Zu- 
kunft, auf denkbare künftige Kathedralentscheidungen des Papstes. Diesbezüglich glaubt 
selbst der evangelische Christ, der zur Anerkennung eines Petrusamtes in der Kirche grund- 
sätzlich bereit ist, nicht in der Lage zu sein, dem Papst gewissermaßen einen Blankoscheck 
für die Zukunft ausstellen zu können.“ 

Ihm muß die Konzentration der Wahrheitsgnade auf einen juristisch festlegbaren Akt 
des Papstes als ihre „menschliche Verdinglichung und Vergesetzlichung‘‘ vorkommen, die schon 
darum unglaubwürdig ist, weil nach dem Ausweis der Geschichte das ordentliche Lehr- 
amt des Papstes in authentischen Lehrentscheidungen „sich schon oft Irrtümer zuschulden 
kommen ließ bis auf den heutigen Tag“. 

Wenn aber der Papst tatsächlich auf das Glaubensbewußtsein der ganzen Kirche zurück- 
griffe — was technisch möglich und sittlich verpflichtend ist —, dann könnte auch ein 
evangelischer Christ weitgehend von der Furcht vor einer willkürlichen dem wahren Geist 
J esu und der Kirche widersprechenden Handhabung der päpstlichen Lehrvollmacht be- 
freit werden. 

Wenn sich schließlich das päpstliche Lehramt in Zukunft auf die Verteidigung und zeit- 
gemäß neue Aussage der Grundsubstanz des Christentums konzentrieren würde, die dem 
evangelischen Christen ebenso teuer ist wie uns Katholiken, dann müßte ihm die Lehre 
vom päpstlichen Lehrprimat nicht mehr das sein Glaubensgewissen „beunruhigende 
Schreckgespenst bleiben, das es bisher ist“, 


Im Blick auf die offenen Fragen, welche die neuscholastische Theologie übersehen hat, 





60. Sonderdruck aus der action 365. 
61. Vgl. auch Karl Rahner: Grundkur 


. s des Glaubens, Frei i 
(Kirche als Stiftung Jesu Christi). aubens, Freiburg, Basel, Wien 1976, 317{f. 
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bemerkte Rahner zum Schluß: Es handelt sich nicht nur um Mißverständnisse, die hin- 
sichtlich des katholischen Dogmas bei evangelischen Christen bestehen, sondern die wir 
katholische Christen und Theologen selber noch haben und fälschlich mit dem katho- 
lischen Dogma identifizieren. Unsere Arbeit besteht darum nicht bloß in der Aufklärung 
nichtkatholischer Christen und Theologen, sondern zuvor in der Aufklärung unserer selbst 
in der Reinigung unseres eigenen Glaubens von Mißverständnissen, die wir selber, zu sehr 
von uns überzeugt und träge, weiterschleppen. 


e) Zwei bischöfliche Vorschläge 


Der katholische Bischof von Kopenhagen, Hans Martensen SJ ,‚ meinte auf dem 
Jesuitenkongreß (s.o.), die Schwierigkeiten ökumenischer Vereinbarungen lägen 
heute nicht mehr in den zentralen, sondern eher in den peripheren und zweit- 

rangigen Fragen der Lehre und vor allem in der Kirchenstruktur. 


Im Blick auf bestimmte Gruppen: „Wo zum Beispiel Lutheraner und Katholiken durch ge- 
meinsames Engagement für die Menschenrechte und soziale Gerechtigkeit einander nahe- 
gekommen und auch im Glaubensbewußtsein füreinander transparent geworden sind, ist 

es für sie schwer zu begreifen, warum sie nicht auch miteinander Eucharistie feiern dür- 
fen.‘‘°? Wo sie es dennoch geheim tun, sollten die Bischöfe nicht nur „ein Auge zudrük- 
ken“, sondern sich über die Bedingungen für solche ‚Interkommunion‘ im kleinen Rahmen 
verständigen. 


Der Präses der westfälischen Kirche, D. Hans Thimme, hat aufgrund eines Sy- 
nodenbeschlusses an die Presbyterien einen Brief zur offenen Kommunion ge- 
schrieben 6° und Auszüge aus allen einschlägigen kirchlichen Dokumenten bei- 
gefügt. Darin unterscheidet er streng zwischen der Gewissensnot einzelner, vor 
allem in konfessionsverschiedenen Ehen, die mit ihren Angehörigen gemeinsam 
zum Tisch des Herrn gehen wollen, und der weiteren theologischen Arbeit zur 
Gewinnung einer evangelisch-katholischen Kirchengemeinschaft. Die minutiös 
ausgearbeitete Darlegung der konfessionellen Denk- und Verhaltensunterschiede 
gipfelt in klaren Folgerungen, die freilich nicht unwidersprochen blieben, weil 
das „Abendmahl grundsätzlich offen für alle“ sei *, 


(Thimme meint, daß zwischen „drängendem Leben‘ und „ordnender klärender Lehre ein 
schöpferisches Wechselverhältnis‘‘ bestehe. Während letztere „vor Verirrung und Verwir- 
rung bewahrt“, hilft erstere, „zur Weiterentwicklung der Lehre. Insofern stellt die Unaus- 
weichlichkeit seelsorgerlicher Hilfe in den genannten Einzelfällen der Kommunikantenzu- 
lassung die Lehrbesinnung als ganze vor die Nötigung zur Überprüfung und Vertiefung der 
überkommenen Glaubensaussagen. Wichtig aber ist, daß eine solche Besinnung nicht unter 
Pression geschehen kann.“ °° 

Es empfiehlt sich „unter den derzeitigen Umständen auch auf unserer Seite die Beschrän- 
kung auf seelsorgerlich begründete drängende Einzelfälle von Kommunikationszulassung!‘“°° 

Verhängnisvoll wäre es, „aus solchen Grenzfällen seelsorgerlicher Entscheidung Regel- 
fälle beliebiger Verallgemeinerung zu machen. Die Folge wäre nicht etwa ein Dienst an 


62. Ökumene am Ort 9, 1977, S. 8; und „Basisgemeinschaften und Ökumene“, in: Orien- 
tierung 41, 17, 1977, S. 180ff. 


63. MDÖC 6, Mai 77. 
64. Z.B. Antrag der Kreissynoden Dortmund-Mitte in Ökumene am Ort 6, 77, S. 15. 


65. MDÖC 6, Mai 1977, S. 5. 
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der kirchlichen Einheit, sondern eine Untergrabung der Verantwortung für die kirchliche 
Wahrheit!‘‘°”?) 


f) Der Rottenburger Brief 


Aufsehen bis in die Gemeinden hinein erregte eine jener „Solidaritätsgruppen“ 
aus jüngeren Priestern und Laien, die den konziliaren Reform- und Aufbruchs- 
geist gegenüber der jetzigen ökumenischen Ermüdungsphase wachhalten wol- 
len. Als ‚Aktionsgemeinschaft Rottenburg‘ schrieben die Theologen dieser 
Gruppe an die evangelischen Pfarrer in Württemberg als Träger jenes kirchli- 
chen Amtes — gleicher Vollmacht und gleicher Verantwortung — zu Ostern 77, 
„das auch wir als katholische Pfarrer ausüben“, einen Brief zur Amts- und 
Abendmahlsfrage 6®: 


(Trotz vielerlei Annäherungen auf den verschiedenen Gesprächsebenen sei „das Gespräch 
zwischen den Konfessionen in den letzten Jahren unergiebig und die Entwicklung aufein- 
anderhin zu einem Stillstand gekommen“ ... 

„Wir wollen keine Verschmelzung oder Uniformierung der verschiedenen Kirchen; wir 
wollen keine Ökumene im Sinn des Subtraktions- oder Additionsverfahrens; wir wollen 
vielmehr eine Einheit der Kirche in der Vielfalt der Traditionen, Theologien, Liturgien, 
Disziplinen, also eine vom Evangelium normierte Katholizität und eine in katholischer 
Weite verstandene Evangelizität.‘‘ In verantwortlicher Anerkennung der dem Pfarrer zu- 
gebilligten Schlüsselstellung ‚beobachten wir, daß sehr vieles dort möglich ist, wo wir 
uns verstehen, und fast nichts geht, wo wir nicht wollen oder nicht zu können meinen“. 
Unter der Frage, „was wichtig, sinnvoll, theologisch gerechtfertigt, für unsere Gemeinden 
nützlich und hilfreich ist ... entstand für uns das Bedürfnis, Ihnen unsere Überlegungen 
zur Frage der Abendmahlspraxis zu schreiben“. 

Der Brief skizziert die liturgische Entwicklung, ihre heutigen Ergebnisse und ihren Fort- 
gang. Er nennt Muttersprache und Mahlverkündigung und Versöhnung als gottesdienst- 
liche Einheit, unter der die Gemeinde „sich immer auch als Mahlgemeinschaft versteht“. 
Der Laienkelch bilde kein theologisches Problem mehr — „wir haben da gewissermaßen 
nur ‚technische Probleme‘ einer vernünftigen Praxis ... Von all dem hat sich freilich in 
den neuen offiziellen Meßkanones, die für uns grundsätzlich einen großen Fortschritt dar- 
stellen, noch nicht allzuviel niedergeschlagen. Aber: wir sind in der Entwicklung und wol- 
len es bleiben ...““ 

„Im ganzen meinen wir heute eine biblisch begründete und sinnvolle Abendmahlspraxis 
zu haben, die auch vor den Reformatoren bestehen könnte und von der wir aus Gründen 
einer besseren ökumenischen Zusammenarbeit nicht abzugehen brauchen. Als fragwürdig 
erscheint sie uns nicht im Blick auf die Kirchen der Reformation, wohl aber im Blick auf 
die junge Generation. Die übliche Form der Sonntagsmesse ist zumal für junge Menschen 
wahrhaft ‚nichtssagend‘, so daß wir uns über den Verkündigungscharakter dieser Feier und 
ihre zeit- und sachgemäße Gestaltung sehr wohl weitere Gedanken machen müssen. Mög- 
licherweise werden wir zu neuen Erkenntnissen nur im ökumenischen Austausch kommen. 
Dafür sprechen z.B. die liturgischen Versuche, die bisher aus dem evangelischen Raum be- 
kannt geworden sind.“ 

Sodann melden die katholischen Kollegen Bedenken hinsichtlich der evangelischen Praxis 
Br obwohl sie sich sehr viel von den Erneuerungsversuchen „auf allen Ebenen“ verspre- 
chen: 


„In erster Linie erscheint uns hierbei als fragwürdig, daß der Abendmahlsgottesdienst 


66. A.a.0. S. 3. 
67. A.a.0. S. 4. 
68. Ökumene am Ort 5, 29710 S-1Stt: 
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in der Reihe der Gottesdienste einer evangelischen Kirchengemeinde einen gewissen Aus- 
nahmecharakter hat und offenbar nur von einem kleinen Teil der Gemeinde bzw. der Got- 
tesdienstbesucher gefeiert wird ... 

Aber die Gemeinde, die sonst Sonntag für Sonntag zusammenkommt, betrachtet diesen 
Abendmahlsgottesdienst häufig nicht als „ihren‘‘ Gottesdienst und versteht sich selbst nicht als 
Mahlgemeinschaft. 

Wir beobachten ferner, daß in manchen Gemeinden z.B. nur jeden Monat einmal Gele- 
genheit gegeben wird, das Abendmahl mitzufeiern. 

Weiter fällt uns auf, daß die Abendmahlsfeier oft nicht der Hauptgottesdienst oder Teil 
von ihm ist, sondern entweder ein eigener Gottesdienst etwa am frühen Sonntagmorgen 
oder gewissermaßen eine Nachfeier im Anschluß an den Hauptgottesdienst. Die gottes- 
dienstliche Gemeinde bekommt vor Beginn der Abendmahlsfeier Gelegenheit, die Kirche 
zu verlassen ... 

Was wir schließlich noch erwähnen möchten, ist die Verwendung des beim Abendmahl 
übriggebliebenen Weines und des nicht gegessenen Brotes ... Mancher von uns hat ... den 
Eindruck ..., es fehle der Sinn für das kultische Zeichen, die symbolische Handlung und 
für Gegenstände von hohem Gefühlswert. 


Wir sagen Ihnen dies alles, weil wir — unserer Meinung nach — in der ökumenischen Ent- 
wicklung an einen Punkt gekommen sind, an dem uns Ihre Abendmahlspraxis hier in Würt- 
temberg die Zusammenarbeit gerade im Hinblick auf gemeinsame Gottesdienste erschwert. 
Wir halten es deshalb für geboten, nicht nur in unseren eigenen Reihen über die genannten 
Schwierigkeiten zu sprechen, sondern Ihnen selbst unsere Bedenken hinsichtlich der durch- 
schnittlichen Abendmahlspraxis einer evangelischen Kirchengemeinde in Württemberg vor- 
zutragen ... 

Wir formulieren abschließend fünf Fragen, die Gesichtspunkte für ein Gespräch über die- 
sen Brief in Ihren Reihen bzw. zwischen Ihnen und uns darstellen könnten: 

1. Sehen Sie die Stellung des Pfarrers und die Bedeutung seines Amtes in der Beziehung 
zweier Gemeinden evangelischer und katholischer Konfession ähnlich wie wir oder erheb- 
lich anders? ; 

2. Teilen Sie aufgrund Ihrer Erfahrung unsere vielleicht sehr zuversichtlich klingende 
Überzeugung, daß sich unter dem Eindruck einer Neubegegnung mit dem biblischen Zeug- 
nis in der katholischen Kirche ein stärker biblisch orientiertes Abendmahlsverständnis und 
eine entsprechende Abendmahlspraxis durchzusetzen begonnen hat? 

3. Gibt es für Sie weiterhin ernsthafte Gründe, bei der gegenseitigen Beurteilung der 
Abendmahlspraxis mit Berufung auf das Neue Testament von der anderen Konfession zu 
sagen, sie weiche von der urchristlichen Praxis so weit ab, daß mit ihr nicht „kommuni- 
ziert“ werden könne? 

4. Halten Sie unsere Bedenken gegenüber Ihrer gegenwärtigen Abendmahlspraxis für an- 
gemessen und teilen Sie unsere Meinung, daß nicht nur die Ökumene, sondern auch Sie 
selbst von einer Erneuerung Ihrer Abendmahlspraxis einen Gewinn hätten? 

5. Welche Rolle darf in Ihren Augen die Abendmahlsfrage im ökumenischen Gespräch 
spielen und welche nicht? Welche Konsequenzen und weiterführende Schritte stehen Ihres 
Erachtens in der ökumenischen Entwicklung derzeit an, und für welche fehlen noch die 
Voraussetzungen?“) 


Dieser Brief, der hier nur ausgezogen werden konnte, hat auch über die öffent- 
lichen Medien weit über Württemberg hinausgewirkt und wird von Pfarrkonven- 
ten und evangelisch-katholischen Gesprächskreisen diskutiert. Innerhalb eines 
halben Jahres hatte die Aktionsgemeinschaft 90 Antworten, im wesentlichen 
von kirchlich theologischen Arbeitsgemeinschaften, Pfarrkonventen, ökumeni- 
schen Arbeitskreisen, Synodalausschüssen, auch von einzelnen Theologen und 
Laien. Die meisten kamen aus Württemberg und den anderen süddeutschen Lan- 
deskirchen, aber auch aus Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen. 
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Die katholisch-amtliche Reaktion: 

Bischof Dr. Georg Moser konnte den Brief wegen der Verunsicherung, die er 
in katholischen Gemeinden ausgelöst hat und „angesichts seiner offenkundigen 
theologischen Defizite“ nicht in den Informationen des Priesterrats und Diöze- 
sanrats erscheinen lassen. Er kritisierte das Amtsverständnis seiner Priester eben- 
so wie ihre Eucharistieauffassung (‚‚warum bleibt ... Wesentliches über das Ge- 
heimnis der bleibenden, wirklichen und wirksamen Gegenwart des Herrn unge- 
sagt?““). 

Zur Frage 3 moniert er: „Die Kommuniongemeinschaft einer einzelnen Ge- 
meinde ist ohne communio mit der Gesamtkirche nicht denkbar ... Wird dieser 
ökumenische Vorbehalt mißachtet, kommt es in beiden Kirchen zu innerkirch- 
lichen Spaltungen und einer neuen zwischenkirchlichen Verhärtung. Ein Über- 
springen dieser Grenzen führt — ob man es beabsichtigt oder nicht — in Rich- 
tung auf eine dritte Kirche“.6? 

Der Bischof nennt drei Grundregeln: 

„Ökumenisch verhält sich, wer sich im Sinne des Ökumenismusdekrets des 
Zweiten Vaticanum seiner Verantwortung tür die Einheit der Christen bewußt 
ist und bleibt ..., 

wer in seinem Bemühen um die Einheit der Christen Theoriedefizite weder 
duldet noch vertritt ..., 

wer nicht mit Praxisdefiziten operiert.‘ 

Der Grundtenor sämtlicher Briefe von evangelischer Seite war überraschend 
positiv, von katholischer reichte er von Dank und Zustimmung bis zur rabiaten 
Ablehnung einiger weniger. Im einzelnen zeigen die evangelischen Antworten 
das breite Spektrum evangelisch ökumenischen Reformswillens ”, 


g) Confessio Augustana — ein katholisches Bekenntnis? 


Bei der Tagung des Exekutivkomitees des Lutherischen Weltbundes im August wur- 
de die Empfehlung angenommen: „Die lutherischen Kirchen sollten ihre Offenheit 
und ihr Interesse gegenüber den Diskussionen auf römisch-katholischer Seite 
bekunden, die um die Möglichkeit einer Rezeption der Augsburgischen Kon- 
fession als einer legitimen Ausprägung christlicher Wahrheit kreisen.“ 71 

Damit ist ein Antrag der ökumenischen Bistumskommission Münster vom 
Juni 1974 an die Deutsche Bischofskonferenz, die Möglichkeit zu prüfen, das 
Augsburger Bekenntnis als Zeugnis katholischen Glaubens anzuerkennen, ins 
weltweite ökumenische Gespräch geraten. 


vorne Mit einer derartigen Anerkennung soll erstens die Augsburgische Konfession in ihrer 
historischen und gegenwärtigen Bedeutung als Ausdruck evangelisch-lutherischen Glau- 


Ser KuaON 22 vom 15.6.77, 10f.; vgl. MDKI 5/77, S. 82. 

. „Neunzig Antworten auf einen Brief. Erste Bilanz der Reaktionen ...“, in: Ökumene 
am Ort 1 2, 1977, S. 10ff. Vgl. ‚auch die Antwort des Ausschusses "Ökumene und Welt- 
der evangelischen Bezirkssynode Heidelberg, in: Ökumene am Ort 6, 1977, S. Yff. 

1. Zit bei Harding Meyer: Ein überraschender Rollentausch, epd-Dok. 14/77, S. 25, 
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bens ernst genommen und gleichzeitig ein katholisches Bild des Luthertums abgebaut 
werden, das vor allem durch polemisch überspitzte reformatorische Äußerungen aus der 
bewegten Umbruchzeit von 1520/21 bestimmt ist, die in Sammlungen ketzerischer re- 
formatorischer Sätze konserviert wurden, auch wenn sie in der Zwischenzeit in der Con- 
fessio Augustana bereits korrigiert waren. Zweitens soll damit zum Ausdruck gebracht 
werden, daß die Augsburgische Konfession keine kirchentrennenden Lehren vertritt und 
als Zeugnis gemeinkirchlichen Glaubens von katholischer Seite bejaht werden kann.‘‘ ”? 


Das Gespräch ist nunmehr auf breiter Front theologischer Diskussion angelau- 
fen. Altlandesbischof und ehemaliger Ratsvorsitzender der EKD, D. Hermann 
Dietzfelbinger, faßt Ende 1976 die bisherige Gesprächslage zusammen: Eine An- 
erkennung der Augustana durch Rom könne „einen großen Schritt auf die Wie- 
derherstellung kirchlicher Gemeinschaft zwischen evangelischen und katholi- 
schen Christen“ bedeuten. Er regte eine ernsthafte Diskussion über die allge- 
meine christliche Verbindlichkeit der CA an, deren Verlesung in Augsburg sich 
1980 zum 450. Mal jährt. — 

Alle hier nicht aufzunehmenden evangelischen Stimmen betonen im Verein 
mit einigen katholischen, daß die CA nicht ein „Sonderbekenntnis einer Son- 
derkirche“ sei, sondern eine Glaubensaussage von „Katholizität“. Dietzfelbin- 
ger äußerte die Hoffnung auf ein allgemeines Konzil der gesamten Weltchristen- 
heit, ein, wenn auch zur Zeit noch nicht realisierbares, „‚Ereignis, auf das die 
evangelische Christenheit seit der Reformation warte“ ?. 

Uni sono wird auch zu bedenken gegeben, daß alle Kirchen sich seither ver- 
ändert haben und die Entwicklung miteinzubeziehen sei; ferner daß die refor- 
matorischen Hauptfragen mit der Theologie der CA gestellt seien: vorab nach 
dem Verhältnis von Schrift und Evangelium, Schrift und Tradition, Kirche und 
Rechtfertigung. 

In diesem Zusammenhang ist es wichtig, daß an der jahrzehntelang wieder- 
holten Behauptung einer evangelisch-katholischen Einmütigkeit in der reforma- 
torischen Rechtfertigungslehre grundsätzliche Zweifel auftauchen: ‚In der ka- 
tholischen Lutherforschung ... ist die kirchenkritische Spitze der Rechtferti- 
gung aus Glauben allein kaum artikuliert.‘‘ * 

1977 schwillt die Zahl der Vorträge und Aufsätze derart an, daß der Ein- 
druck entstehen kann, die Möglichkeit einer katholischen Anerkennung der CA 
sei das einzig theolgisch relevante Thema für den Fortgang der evangelisch-ka- 
tholischen Gespräche und zudem dazu berufen, von der unfruchtbar geworde- 
nen Ämter- und Abendmahlsdebatte abzulenken. Eine Bibliographie und eine 
Überblick gibt Anfang 1978 der Materialdienst des Konfessionskundlichen In- 
stituts”°. Zu gleicher Zeit gibt der Ökumenische Arbeitskreis evangelischer und 


72. Vinzenz Pfnür: Anerkennung der Confessio Augustana durch die katholische Kirche? 
IkZ „Communio“ 4/1975, 301. 

73. KNAÖI, vom 10.11.76, S. 1. bi 

74. Otto Hermann Pesch: Der gegenwärtige Stand der Verständigung, Concilium 12/1976, 
S. 534. Vgl. auch Johann Werner Mödlhammer: Konsens in der Rechtfertigungslehre? KNAOI 
31, vom 3.8.77, S. 5. j 

75. Heiner Grote: Die Augustana-Debatte und die Wiedergewinnung einer Bekenntnisschrift, 
MDKI 29, 2/78, S. 26ff. 
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katholischer Theologen in Wien eine theologische Stellungnahme heraus, die 
hier dokumentiert sei”: 


STELLUNGNAHME ZUR FRAGE EINER ANERKENNUNG DER CONFESSIO 
AUGUSTANA (1530) DURCH DIE RÖMISCH-KATHOLISCHE KIRCHE 


Vom Februar 1978 


Der „Ökumenische Arbeitskreis evangelischer und katholischer Theologen in Wien‘ (ÖAK- 
Wien) hat sich im Jahre 1977 in mehreren Zusammenkünften ausführlich mit den ihm zu- 
gänglichen Informationen über den Plan einer baldigen Anerkennung der Confessio 
Augustana (CA) seitens der römisch-katholischen (r.k.) Kirche als einer christlichen Lehr- 
aussage, die dem katholischen Dogma nicht widerspricht, beschäftigt. Zu diesem Zweck 
fanden mehrere ausführliche Diskussionen unter den Teilnehmern — ökumenisch enga- 
gierten Wissenschaftlern verschiedener auch nichttheologischer Fachgebiete — statt. Aus 
diesen Diskussionen ergab sich eine Übereinstimmung in einigen wichtigen Punkten. So ist 
der ÖAK-WIEN der Ansicht, daß im Blick auf die Förderung des ökumenischen Dialoges 
um eine Einheit der Christenheit die geschichtliche Bedeutung historischer Situationen 
und Aussagen beachtet werden muß. Dies bedeutet kein Bestätigen und Festhalten an et- 
waigen historisch zurückliegenden Meinungsverschiedenheiten, sondern den Versuch, die 
Ernsthaftigkeit solcher Auseinandersetzungen zu beobachten, ihren geschichtlichen Rang 
für die Entwicklung der Christenheit anzuerkennen und, an ihnen lernend, neue Wege zu 
suchen, die Einheit der Christenheit zu erreichen. Aufgrund dieser Einsicht werden die 
Bemühungen, eine Überwindung der noch immer trennenden Auffassungen an einem der 
historisch bedeutungsvollsten Dokumente anzusetzen, positiv gewürdigt und bejaht. Es 
haben sich aber einige Gesichtspunkte ergeben, die dem ÖAK-WIEN wichtig genug schei- 
nen, sie einer größeren kirchlichen und nichtkirchlichen Öffentlichkeit vorzulegen und zu- 
gleich den zuständigen kirchlichen Gremien beider Konfessionen zu übermitteln. Dies ge- 
schieht aus der Bemühung um eine Förderung des ökumenischen Dialoges zwischen Chri- 
sten aller Konfessionen, sodann auch aus der Erkenntnis, daß die Einheit der Christen- 
heit nur auf dem Wege sachlicher, klarer und unmißverständlicher Verhandlungen bei rück- 
haltloser Anerkennung der Würde aller beteiligten Konfessionen erreicht werden kann. 


I. 


An der Diskussion um eine Anerkennung der CA, wie sie vornehmlich im deutschen Sprach- 
raum derzeit gefürt wird, zeigen sich einige Punkte, die unserer Ansicht nach der eigent- 
lichen Funktion und dem Wesen der CA nicht gerecht werden. 

1. Absicht der CA war zum Zeitpunkt ihrer Vorlage vor Kaiser und Reich im Jahre 
1530 die Darbringung von Reformvorschlägen auf der Basis der grundlegenden Einheit 
in wesentlichen Punkten des Glaubens und der Lehre. Die gegenwärtige Diskussion geht 
jedoch von einer heute herrschenden Vorstellung über den Charakter von Differenzen in 
aus und entfernt sich von der im Text und Kontext der CA gegebenen 

ituation. 

2. Die im Text der CA festgestellten und besonders in deren zweitem Teil aufgezählten 
Unterschiede zur 1.-k. Kirche betreffen nach Meinung der CA nicht Lehraussagen, sondern 
einzelne Bereiche der kirchlichen Praxis und Frömmigkeitsausübung. Die heutige Diskus- 
sion sollte einerseits dem Umstand Rechnung tragen, daß sich die Situation zwischen den 
beiden Konfessionen im Blick auf den II. Teil (Art. XXII-XVIIl) erheblich verändert hat, 


et andererseits die innere Einheit der ganzen CA (Art. I-XXVIN) nicht übersehen wol- 
en. 





76. Erstellt von Professor D. Dr. Wilhelm Dantine (ev; i 
D. Dr. gl.) und Professor Dr. Ferdinand Klo- 
stermann (kath.). — Anschrift: Ökumenischer Arbeitskreis Wien — Dr. Eric Hultsch, Insti- 


tut für Systematische Theologie an der Evang. Theol. Fak., A-1 ien/Ö i 
veltplatz 10/5, Tel. (222) 435983. > ee 
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3. Die CA wollte die wichtigsten Lehraussagen wie auch die hauptsächlichsten Unter- 
schiede zusammenfassen, den Stand der theologischen und kirchlich-praktischen Überein- 
stimmungen und Differenzen ihrer Zeit zum Ausdruck bringen und dadurch zu einer Über- 
prüfung und Diskussion anregen. Die heute geführte Diskussion um eine Anerkennung des 
Textes der CA übergeht in weiten Bereichen diese Geschichtsgebundenheit des Textes wie 
auch diejenige seiner Verfechter damals. Dadurch ist die Gefahr gegeben, entweder den 
heutigen geschichtlichen Ort des Dialoges um die Einheit der Kirchen zu verfehlen, oder 
die damals von der CA aufgestellten Lehrpunkte ungeschichtlich zu beurteilen, um sie 


heute für gegenstandslos zu erklären. Beide Verfahrensweisen erscheinen weder sachge- 
mäß noch realistisch. 


Il. 


Hier kann auf die Details der heute geführten Diskussion im einzelnen nicht eingegangen 
werden. Es seien jedoch einige Punkte genannt, die die oben geäußerten Bedenken näher 
beleuchten. 

1. Die CA kennt keine ausdrückliche Angabe der Zahl der Sakramente. Die Tatsache, 
daß sie in mehreren, aufeinander folgenden Artikeln von der Taufe, dem Abendmahl und 
der Buße spricht, läßt nicht den Schluß zu, sie habe stillschweigend eine Dreizahl der Sakra- 
mente angenommen. Dies vor allem deshalb nicht, weil sowohl in den Vorarbeiten als auch 
in den übrigen, nahezu gleichzeitigen Äußerungen der Verfasser und Vertreter der CA dies- 
bezüglich eindeutige Aussagen über die Zweizahl der Sakramente (Taufe/Abendmahl) und 
ihre Bestimmung gemacht werden. 

2. Die vorgetragene Meinung, die Äußerungen der CA bezüglich der Buße und Beichte 
seien „katholischer“ als spätere Aussagen reformatorischer Theologen, bedeutet ein un- 
sachgemäßes Verständnis der CA als einziges und allein verbindliches Lehrdokument und 
die faktische Ausschließung anderer Bekenntnisdokumente (Apologie der CA, Kleiner und 
Großer Katechismus, Schmalkaldische Artikel). 

3. Der Versuch, in der stattfindenden Diskussion die Aussagen der CA über Rechtferti- 
gung und Kirche bzw. kirchliches Amt als außerhalb der Streitpunkte stehend zu erklären, 
widerspricht der Intention dieser Aussagen. Darüber hinaus wird auf diese Weise einerseits 
für die CA ein geschichtsloser Status, auf der anderen Seite für die r.-k. Kirche und ihre 
Lehraussagen aber ein durch konziliare und andere der geschichtlichen Situation heute an- 
genäherte Dokumente belegbar verändertes Selbstverständnis angenommen. 

4. Die derzeit geführte Diskussion um eine Anerkennung der CA geht von der Voraus- 
setzung aus, die CA allein könne Gegenstand des Dialoges um eine Einheit sein. Damit 
wird den Ergebnissen der bisherigen ökumenischen Bemühungen nicht Rechnung getra- 
gen. Die Entwicklung des Lehrgesprächs wie die der kirchlichen Praxis und Frömmig- 
keitsausübung sowohl auf Seiten der evangelischen als auch der katholischen Kirche bzw. 
Kirchen wird außer acht gelassen. Die grundsätzlichen Bemühungen gegenwärtiger Kon- 
fessionsgespräche, wie sie etwa durch die Leuenberger Konkordie dokumentiert werden, 
bleiben unbeachtet. Es geht doch nicht zuletzt darum, daß historische Meinungsgegen- 
sätze oder gar Verurteilungen einerseits nicht rückgängig gemacht werden sollen, anderer- 
seits sind sie durch das heutige Selbstverständnis der Konfessionen und das Verständnis 
des interkonfessionellen Dialoges auf Einheit hin zu überholen. 


11. 


Die Entwicklung der Diskussion um die Anerkennung der CA im Laufe des Jahres 1977 
hat gezeigt, daß sich auch internationale konfessionelle Gremien — wie etwa der Luthe- 
rische Weltbund — dieser Frage angenommen haben. Die Überlegungen des ÖAK-WIEN 
bedeuten keineswegs die Aufforderung zum Rückzug aus ökumenischen Gesprächen, son- 
dern sie betonen im Gegenteil die Bedeutsamkeit und Unausweichlichkeit eben dieses Dia- 
loges, der freilich nicht durch gutgemeinte Willenserklärungen und Absichtsäußerungen 
ersetzt werden kann. 

1. In der derzeit geführten Diskussion sowie in den Reaktionen von offiziellen Vertre- 
tern beider Konfessionen scheint nur ungenügend gesehen zu werden, daß der Ansatz der 
Gespräche, nämlich die Erreichung einer Anerkennung, schon die Feststellung der aner- 
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kennenden Instanz und deren Zuständigkeit beinhaltet. Damit werden jedoch schwerwie- 
gende rechtliche Fragen aufgeworfen, die weder aus der historischen Situation heraus ge 
klärt, noch einfach übergangen werden können. Zu ihrer Beantwortung bedarf es inten- 
siver Verhandlungen. Vor allem ist zu klären, ob derartige rechtliche Konsequenzen grund- 
sätzlich erwünscht, möglich und durchführbar sind. 

2. Der ÖAK-WIEN legt die hier angeführten Überlegungen und Bedenken der kirchlichen 
Öffentlichkeit wie auch den zuständigen Gremien der Kirchen vor. Er meint, daß die in 
Gang gebrachte Diskussion um eine Anerkennung der CA seitens der r.-k. Kirche als einer 
christlichen Lehraussage, die dem katholischen Dogma nicht widerspricht, mit größter 
öffentlicher Transparenz geführt werden sollte. Dies gilt auch im Blick auf ihre Vermitt- 
lung in der Öffentlichkeit. Das Anliegen des ÖAK-WIEN in diesem vorliegenden Beitrag 
ist, wie in seiner bisherigen Arbeit, eine Förderung und Vertiefung des ökumenischen Dia- 
loges. Diesen abzubrechen oder für sinnlos zu erklären hieße, dem Auftrag der Christen- 
heit zuwider zu handeln. Ihn in gegenseitiger Achtung und Liebe zu führen aber heißt, die 
aufgetragene Einheit ernst zu nehmen und das Anliegen vergangener Generationen sinnvoll 
weiterzuführen. 


4. ÖKUMENISCHE PRAXIS 


Unter diesem Thema sind nicht in erster Linie Vorgänge des praktischen öku- 
menischen Zusammenlebens gemeint, sondern vielmehr Richtlinien, Ordnungen, 
Lehräußerungen, die in die Praxis wirken und Zusammenarbeit zwischen den 
Kirchen erleichtern oder erschweren. 


a) Die Bibel — ökumenisch 


Die Heilige Schrift wird immer deutlicher und von zunehmend mehr Kirchen 
als eine die Konfessionen und Denominationen zusammenhaltendes Band er- 
kannt. Die erfreuliche Zusammenarbeit der Bibelwissenschaften war auf zwei 
Tagungen 1977 zu erleben: dem 9. Kongreß der „Internationalen Organisation 
für Studium des Alten Testaments‘ mit 430 evangelischen, katholischen und 
jüdischen Teilnehmern aus 30 Ländern 7; der dritten Europäischen Regional- 
konferenz der Bibelgesellschaften in Ludwigshafen mit ca. 150 evangelischen, 
katholischen und orthodoxen Teilnehmern aus 25 Ländern %. 

Der 1968 gegründete ökumenische Arbeitskreis deutschsprachiger Exegeten 
des Neuen Testamentes legt die ersten beiden Kommentare vor: P. Stuhlmacher: 
Der Brief an Philemon; E. Schweizer: Der Brief an die Kolosser. 


Die Kommentare sind nach folgenden Leitsätzen erarbeitet: 

J eder Mitarbeiter schreibt seinen Kommentar aus eigener Verantwortung, doch mit dem 
Willen zum ökumenischen Gespräch. Dabei sollen theologische Fragen weder ausgeklam- 
mert noch verwischt werden. Alle wichtigen Kontroversfrage sollen in einer jährlichen Ar- 
beitsgemeinschaft gemeinsam zur Sprache kommen. Die Ausarbeitung selbst soll im Aus- 
tausch mit einem Mitarbeiter der anderen Konfession erfolgen. 


Verwandte Bücher (z.B. Gal/Röm; Kol/Eph) sollen je zwei B i i 
ph) Je zwei Bearbeitern verschiedener 





77. KNAÖI 35 vom ILETINSEA: 
78. epd ZA 208, 26.10.77, S. 6. 
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ne Bedeutung des Alten Testaments für das Neue soll besonders ernsthaft untersucht 
werden. 


Der historisch-kritisch erarbeitete Kommentar soll bewußt auf die Gemeinde und die 
Verkündigung ausgerichtet sein. 


Die Mitarbeiter beider Konfessionen sollen ausdrücklich aus verschiedenen theologischen 
Richtungen oder Schule ausgewählt werden ”°. 


Nachdem sich die 1962 begonnene Einheitsübersetzung ® — im Auftrag aller 
katholischen Bischöfe deutschsprachiger Gebiete — für den liturgischen und 
katechetischen Gebrauch nicht mit den evangelischen Revisionsarbeiten der 
Lutherbibel koordinieren ließ, erbrachte ein erneuter katholischer Versuch zur 
Zusammenarbeit 1965 wenigstens Teilerfolge. Am 18.1.1970 haben dann die 
evangelische und die katholische Kirche durch ihre Repräsentanten ihren ersten 
Vertrag seit der Reformation zur gemeinsamen Übersetzung des Psalters, der alt- 
kirchlichen Perikopen, des Matthäus Evangeliums samt Parallelen des Römer- 
und Galater-Briefes unterzeichnet. 


1971 wurden die Psalmen veröffentlicht. Kardinal Döpfner, Vorsitzender der Bischofskon- 
ferenz, und Landesbischof Dietzfelbinger, Vorsitzender des Rates der EKD, schrieben im 
Vorwort: „Diese Übersetzung schenkt nach Jahrhunderten konfessioneller und auch diö- 
zesaner Unterschiedenheit im deutschen Sprachraum die Möglichkeit, sich im Beten und 
Singen der Psalmen zu vereinen und gemeinsam Gottes große Taten dankbar und freudig 
zu preisen.‘ 

1973 wurden die Texte des Neuen Testamentes durch die aller Evangelien erweitert, 

1976 das Neue Testament revidiert. 

1977 Der Ständige Rat der Deutschen Bischofskonferenz (24.1.) und der Rat der EKD 
(26.2.) stimmen der ökumenischen Einheitsübersetzung des ganzen Neuen Testamentes zu. 
„Damit ist nun, wenigstens für das Neue Testament, wahr geworden, was sich viele Chri- 
sten seit langem erhofften: daß das Wort Gottes in unserer deutschen Muttersprache in 
einer offiziellen gemeinsamen Fassung vorliegt ...‘“‘ (Knoch). 


„Die gute Nachricht‘, das 1971 von den evangelischen und katholischen Bibel- 
werken herausgegebene Neue Testament, wurde 1977 durch umfangreiche Teile 
des Alten Testamentes ergänzt; 1980 soll die „Gute-Nachricht‘“-Bibel komplett 
vorliegen. 


b) Katechismen 


Der Evangelische Erwachsenenkatechismus (1. Aufl. 1975) geht 1976 wegen 
seiner ökumenischen Ausrichtung, seiner dialogischen Struktur, auch im Blick 
auf Wissenschafts- und Weltanschauungsfragen, seinen Anregungen zu eigenen 
Antworten auf heutige Lebensfragen, seiner kritischen Bindung an die Tradi- 
tion, seinen klaren konfessions- und religionskundlichen Aspekten bereits in 
die 2. Auflage. 


79. KNAÖI 18 vom 4.5.77, S. 10. " IB 
80. Prof. Dr. Otto Knoch (kath. Bibelwerk): Ökumenische Bedeutung der Einheitsüber- 


setzung, in KNAÖI 14/15, 6.4.77, S. 8-12, vgl. epd ZA 45, 4.3.77, S. 5f. (Wortlaut einer 
Pressemitteilung der EKD-Kanzlei). 
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Dazu gesellt sich 1976 „Ein katholischer Katechismus“ 8!, amerikanische Ge- 
meinschaftsarbeit von 18 Theologen, ebenfalls mehr für Erwachsene denn für 
Kinder geschrieben. Er gliedert sich in: Der katholische Glaube (D), Die christ- 
lichen Sakramente (II), Grundlagen der Moral (III), Das christliche Leben (IV). 
Der Katechismus mit Münchener Imprimatur und einem kritischen Vorwort 
von Karl Rahner enthält Kurzdarstellungen der traditionellen Lehrstücke und 
ihrer Interpretationsgeschichte. Evangelische und Orthodoxe Kirche, ökumeni- 
sches Gespräch und konfessionsverschiedene Ehen kommen nicht vor. Die Re- 
formation wird bei den Abschnitten über den Glauben und die Sakramente 
klischeehaft erwähnt und jeweils sogleich vom Tridentinum überholt. Ökumenis- 
mus und Ökumene sind ausschließlich römisch-katholische Begriffe. Christen 
anderer Traditionen finden nur in einem Satz Erwähnung. Das Buch dokumen- 
tiert, daß auch eine unökumenische Tradition im Katholizismus ihre Anhänger 
findet. 


Nahezu ein Gegenstück ist Karl Rahners „Grundkurs des Glaubens“ ®* eine Art Gebildeten- 
Katechismus, der sich katholisches Christentum heute nicht ohne das Gegenüber evange- 
lischen Christentums vorstellen kann: 

„„... Auch der katholische Christ kann unbefangen anerkennen, daß die Konkretheit des 
Handelns Gottes und seines Christus an seiner katholischen Kirche vermittelt und konkret 
durchgeführt ist durch sehr vieles, was eben tatsächlich in geschichtlicher Konkretheit als 
reformatorischer Stachel, als Korrektur, als Warnung vom evangelischen Christentum an 
das katholische Christentum herankommt. Für ein katholisches Kirchenverständnis ist un- 
befangen zuzugeben, daß die katholische Kirche der Neuzeit sehr viel der Existenz des 
evangelischen Christentums verdankt. Man könnte sich die konkrete Realität des katho- 
lischen Christentums, geschichtlich gesehen, gar nicht vorstellen außerhalb einer geschicht- 
lichen Situation, zu deren geschichtsmächtigen Momenten nicht auch das evangelische Chri- 
stentum gehörte.“ 


c) Gottesdienst und Seelsorge 


Katholische Vielfalt auf dem katechetischen Sektor und pastorale Eigenmäch- 
tigkeiten auf der Gemeindeebene veranlassen die Deutsche Bischofskonferenz, 
Unklarheiten im Blick auf sonntägliche ökumenische Gottesdienste zu beseiti- 
gen. Auf ihrer Frühjahrssitzung in Augsburg machte sie Degenhardts Auffas- 
sung ® für alle Diözesen verbindlich %. 


ERKLÄRUNG DER DEUTSCHEN BISCHOFSKONFERENZ 
Vom 11. März 1976 


In Übereinstimmung mit dem II. Vatikanischen Konzil, das im Zusammenhang einer er- 
neuerten Theologie des Wortes dem Wortgottesdienst in der kirchlichen Liturgie einen er- 

8. Hrsg. George J. Dyer, Kösel, München 1976, 343 S. (1975 New York). Deutsch von 
Annemarie Pieper und Irmgard Wild. 


82. S. Anm. 61, hier $. 355; vgl. die ausführliche Besprechun. Erwi : 
„Begriff des Christentums“, MDKI 28, 77, 36ff. R ge 5 
83. S.o. S. 239ff, 
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höhten Stellenwert zugeschrieben hat, empfiehlt die Gemeinsame Synode der Bistümer in 
der Bundesrepublik Deutschland nachdrücklich die Teilnahme der Katholiken an gemein- 
samen Wortgottesdiensten mit Christen anderer Konfessionen (Beschluß „Gottesdienst“, 
Nr. 5.2). Das Konzil hatte namentlich in dem Dekret über den Ökumenismus festgestellt: 
Die gemeinsamen Gebete sind ein „wirksames Mittel, um die Gnade der Einheit zu erfle- 
hen, und ein Ausdruck der Gemeinsamkeit, in der die Katholiken mit den getrennten 
a immer noch verbunden sind‘ (Nr. 8; vgl. auch Ökumenisches Direktorium I, Nr. 

Zugleich hält die Gemeinsame Synode daran fest, daß der ökumenische Wortgottesdienst 
die Eucharistiefeier, die von den Ursprüngen des Christentums an in der Mitte des Sonntags 
steht, nicht verdrängen darf (Synodenbeschluß „Gottesdienst“ Nr. 2.3). Sie konnte jedoch 
nicht näher auf das Verhältnis von ökumenischen Wortgottesdiensten und Eucharistiefeiern 
eingehen, so daß bestimmte pastorale Fragen offen geblieben sind. Diese beziehen sich ins- 
besondere auf die immer häufiger von Seelsorgern an die Bischöfe gerichtete Anfrage, zu 
welchen Zeiten ökumenische Gottesdienste nach katholischer liturgischer Ordnung und 
dem Verständnis des Sonntagsgebotes angesetzt werden können. 

Die deutschen Bischöfe haben sich erneut mit den aufgekommenen pastoralen Schwierig- 
keiten befaßt. Nach Abwägung der theologischen und ökumenischen Gesichtspunkte sind sie 
für die zeitliche Festsetzung von ökumenischen Gottesdiensten zu folgenden Auffassungen 
gelangt: 

1. Ökumenische Wortgottesdienste sollten nach Möglichkeit fester Bestandteil des litur- 
gischen Lebens der Gemeinden werden. 

2. Da ökumenische Wortgottesdienste nicht die sonn- und festtägliche Eucharistiefeier 
ersetzen, sollen sie in der Regel an Werktagen stattfinden. 

3. Falls ein ökumenischer Wortgottesdienst an Sonntagen und kirchlichen Festtagen aus 
wichtigen Gründen stattfindet, so darf er nicht zu den ortsüblichen Zeiten der Meßfeier an- 
gesetzt werden, insbesondere nicht am Sonntagvormittag. Die katholischen Christen dürfen 
durch die Teilnahme an einem ökumenischen Gottesdienst nicht in einen Konflikt mit 
dem Sonntagsgebot gebracht werden. 

Mit diesen Weisungen wissen sich die Bischöfe in vollem Einklang mit den grundsätzlichen 
Aussagen der Gemeinsamen Synode, die in ihrem Beschluß ‚Gottesdienst‘ den unverzicht- 
baren Wert der sonntäglichen Eucharistiefeier für das Leben und den Aufbau der christ- 
lichen Gemeinden herausgestellt hat. 

Sie sind überzeugt, daß die Betonung der Wichtigkeit der sonntäglichen Eucharistiefeier 
einen ökumenischen Dienst für die getrennten Brüder bedeutet. 


Auch aus dem evangelikalen Bereich melden sich zur Frage gemeinsamer Got- 
tesdienste besorgte Stimmen. Während auf katholischer Seite die Gruppe um 
Erzbischof Lefebvre jede Zusammenarbeit mit anderen Kirchen ablehnt, sofern 
diese nicht auf die Konversion einzelner oder die ‚Rückkehr‘ ganzer Gemein- 
den in die volle Einheit mit der vom I. Vatikanischen Konzil bestimmten Kirche 
intendiert ist, beschränkt sich die Evangelische Allianz darauf, von gemeinsa- 
men Gottesdiensten abzuraten 3°: 


STELLUNGNAHME DES HAUPTVORSTANDES DER DEUTSCHEN 
EVANGELISCHEN ALLIANZ ZUM VERHÄLTNIS DER EVANGELISCHEN ALLIANZ 
ZUR RÖMISCH-KATHOLISCHEN KIRCHE 


Vom 2. Dezember 1976 


Als Evangelische Allianz stehen wir auf dem Boden des biblischen Evangeliums, wie es in 
der Reformation neu entdeckt und verkündigt wurde. Von daher besteht von Anfang der 


85. idea Nr. 51/76 vom 8.12.76. 
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Evangelischen Allianzbewegung an eine Distanz zur Lehre und Verfassung der römisch- 
katholischen Kirche. 

Wir erkennen, daß innerhalb der römisch-katholischen Kirche die Verbreitung der Bibel 
zunimmt und manche Veränderungen vor sich gehen, die sich auch in Gesprächsbereitschaft 
und in einer Suche nach Kontakten zu anderen Kirchen äußern. Gleichwohl müssen wir 
feststellen, daß nach den jüngsten offiziellen Dokumenten und Erklärungen die römisch- 
katholische Kirche an allen ihren trennenden Lehraussagen unverändert festhält, z.B. 
Marien-Dogmen, Heiligenverehrung, Unfehlbarkeit des Papstes, Absolutheitsanspruch der rö- 
misch-katholischen Kirche, Lehre von den Sakramenten u.a. 

Im Unterschied zur ökumenischen Bewegung, die einer weltweiten Kircheneinigung zu- 
strebt, legen wir als Deutsche Evangelische Allianz darauf Wert, die Struktur des Bruder- 
bundes festzuhalten. Wir suchen die Brüder und nicht die Institution. Auch innerhalb der 
römisch-katholischen Kirche gibt es Brüder und Schwestern, mit denen wir uns verbunden 
wissen im Glauben an den Herrn Jesus Christus, in der Liebe zu ihm und seinem Wort, in 
der Hoffnung auf seine Wiederkunft und auf sein ewiges Reich. Mit diesen Brüdern und 
Schwestern können wir Gemeinschaft unter dem Wort Gottes haben. 

Von gemeinsamen gottesdienstlichen Veranstaltungen der römisch-katholischen Kirche 
oder ihren offiziellen Vertretern mit der Evangelischen Allianz raten wir ab. Solche ge- 
meinsamen öffentlichen Veranstaltungen richten Verwirrung an. Folgende Auswirkungen 
können eintreten: 

1. Verwechslung von Evangelischer Allianz und ökumenischer Bewegung 

2. Verwischung unserer Basis, die sich gegen Lehren der römisch-katholischen Kirche ab- 
grenzt 

3. Belastung der Gewissen zahlreicher Brüder und Schwestern in unseren Reihen 

4. Entfremdung von Brüdern und Schwestern, die Anlaß zu Spaltungen geben kann 

Diese Stellungnahme bedeutet nicht unbedingt Ablehnung der Zusammenarbeit mit der 
römisch-katholischen Kirche oder ihren Gliedern auf diakonischem, kulturellem, sozialem 
oder politischem Gebiet. 

Verkündigung des Evangeliums und Seelsorge ist unser Auftrag allen Menschen gegenüber. 
Wir wollen ihnen zu lebendigem, rettendem Glauben und zur Erkenntnis ihres vollen Heils 
in Jesus helfen. 


In verschiedenen Bereichen — ob im katholischen Mischehenland Deutschland 
auch, ist nicht bekannt — sollen Priester um eine Messe für verstorbene nicht- 
katholische Christen gebeten werden. Während private Messen in solchen Fällen 
immer möglich waren, so doch nicht öffentliche gem. can. 1240 f CIC. Von 
diesem Gebot kann jetzt nach einem Dekret der Kongregation für die Glaubens- 
lehre dispensiert werden 8, 


DFKRET ÜBER DIE ÖFFENTLICHE MESSFEIER IN DER 
KATHOLISCHEN KIRCHE FÜR VERSTORBENE NICHTKATHOLISCHE CHRISTEN 


Vom 11. Juni 1976 
I. 


Die geltende Regelung öffentlicher Meßfeiern für nichtkatholische Christen muß auch in 
Zukunft als allgemeine Regel beibehalten bleiben, schon aus Achtung vor dem Gewissen 
Verstorbener, die sich-nicht voll zum katholischen Glauben bekannt haben. 


II. 


a dieser allgemeinen Regel kann bis zur Veröffentlichung des neuen kirchlichen Gesetz- 
uches jeweils abgesehen werden, wenn folgende Bedingungen miteinander gegeben sind: 


86. Kirchliches Amtsblatt für die Erzdiözese Paderborn 119, Stück 23, 17.12.76, S. 337f. 
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1. Die öffentliche Meßfeier muß von Familienangehörigen, Freunden oder Untergebenen 
des Verstorbenen aus einem religiösen Motiv ausdrücklich erbeten werden. 
“ 2. Nach dem Urteil des Ordinarius darf daraus für die Gläubigen kein Ärgernis entste- 

en. 

Die beiden Bedingungen sind um so leichter erfüllt, wenn es sich um christliche Brü- 
der und Schwestern aus den Ostkirchen handelt, mit denen eine engere, wenn auch noch 
nicht volle Gemeinschaft in Glaubensfragen besteht. 


II. 


In diesen Fällen kann öffentlich eine Messe gefeiert werden, jedoch unter der Bedingung, 
daß der Name des Verstorbenen nicht im Eucharistischen Hochgebet erwähnt wird; eine 
solche Erwähnung setzt die volle Gemeinschaft mit der katholischen Kirche voraus. 

Wenn unter den Katholiken, die an einer solchen Meßfeier teilnehmen, auch andere Chri- 
sten anwesend sind, sollen die Normen des Zweiten Vatikanischen Konzils und des Heili- 
gen Stuhls über die ‚‚communicatio in sacris“ sorgfältig beachtet werden. 

Papst Paul VI. hat dem unterzeichneten Kardinalpräfekt der Kongregation für die Glau- 
benslehre am 11. Juni d. J. eine Audienz gewährt, soweit erforderlich ca. 809 (zusammen 
mit can. 2262, $ 2, Nr. 2) und can. 1241 außer Kraft gesetzt, die oben genannte Ent- 
scheidung der Kongregation ungeachtet aller entgegenstehenden Bestimmungen für rechts- 
kräftig erklärt und approbiert und ihre Veröffentlichung angeordnet. 


d) Diakonie 


Während gemeinsame Sozial- und Schwesternstationen immer noch umstritten 
und auch sonst Diakonisches Werk und Caritas in ihren eigenen Bereichen voll 
ausgelastet sind, gibt es doch auch Probleme, die gemeinsame Schritte nötig 
machen, so der von der Bundesregierung eingebrachte Entwurf eines Gesetzes 
zur Krankenversicherung-Kostendämpfung. 


Nachdem sich die Krankenhausverbände beider Kirchen an die Öffentlichkeit wandten, 
baten der Ratsvorsitzende der EKD und der Vorsitzende der katholischen Bischofskonfe- 
renz in einem gemeinsamen Brief den Bundeskanzler®’”, ‚,... unsere schwerwiegenden Be- 
denken gegen den vorliegenden Entwurf bei der Verabschiedung im Kabinett im Interesse 
nicht nur der Krankenhäuser, sondern auch und vor allem der Kranken und hilfesuchen- 
den Bürger zu berücksichtigen.‘ Denn die Verwirklichung dieses Gesetzentwurfes würde 
die rechtliche und wirtschaftliche Situation der ohnehin schon stark geschwächten kon- 
fessionellen und freigemeinnützigen Krankenhäuser in unvertretbarer Weise verschlech- 
tern. 


Die von „Misereor“ und „Brot für die Welt‘ 1968 gegründete Aktion „Brüder- 
lich teilen“, um die es in den letzten Jahren etwas still geworden war, trat 1977 
wieder in Aktion, um die Bewußtseinsbildung in der Bundesrepublik für die Lage 
der Menschen in der Dritten Welt zu heben. 


Unter dem Stichwort „Gemeinsam hat die Welt Zukunft‘ haben beide Werke zusammen 
eine Anzeigenreihe herausgebracht, die in exemplarischer Form die wichtigsten Probleme 
verdeutlichen soll: Hunger, Welternährung, Welthandel, Entwicklung einer den Entwick- 
lungsländern angepaßten Technologie sowie Freiheit und Gleichheit aller Rassen. 
„Brot für die Welt“ und „Miserecr“ fordern gleiches Recht für alle, ungeachtet der Reli- 


87. epd ZA 32, 15.2.77, S. 1 und 6. 
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gion und der Staatszugehörigkeit. Die vier Anzeigenmotive appellieren an Partnerschaft 
und Solidarität”. 


Der Evangelische Arbeitskreis für Freizeit und Erholung und die Katholische Ar- 
beitsgemeinschaft Urlauberseelsorge veröffentlichten am 27.6.77 folgende neun 
„Thesen zur Freizeit-Politik‘,die Präses D. Hans Thimme erläuterte 8°: 


1. Im ganzen und unteilbaren Leben stellt sich dem Menschen die Frage nach dem Sinn 
seines Lebens. Auf diese Frage gibt der christliche Glaube die Antwort: Das Leben ist ein 
Geschenk Gottes, das der Mensch in Freiheit zu gestalten hat. Freiheit erlebt der Mensch 
mehr in der Freizeit als in der Arbeitszeit. Freiheit ist geschichtlich und gesellschaftsbe- 
zogen; deshalb umfaßt die Verantwortung des Menschen vor Gott auch die gesellschafts- 
politische Dimension der Freizeit. 

2. Freizeit ist notwendigerweise Gegenstand der Politik. Wenn sie auch der Gesellschafts- 
politik als Ressort zufällt, berührt sie ebenso die Gesundheits-, die Wirtschafts- und die 
Bildungspolitik sowie Städtebau, Raumordnung und Umweltschutz. Das sollte im Prozeß 
der politischen Willensbildung wie in der Gesetzgebung zum Ausdruck kommen. 

3. Die Kompetenzen der Freizeitpolitik sind unterschiedlich auf Bund, Länder und Ge- 
meinden verteilt. Freizeitpolitische Aufgaben nehmen nicht nur Politiker wahr. Alle Per- 
sonen und Institutionen, also auch die Kirchen, die für die Freizeit der Bürger tätig sind, 
wissen sich auch politisch für die Freizeit aller in Pflicht genommen. 

4. Freizeitpolitik hat die Aufgabe, Freiheit in der Freizeit zu gewährleisten. Sie hat ein 
großes Angebot der Freizeitgestaltung für alle Bildungsschichten zu ermöglichen. Sie muß 
die nötigen Rahmenbedingungen im Bildungsbereich schaffen, um alle Bürger zu befähigen, 
zwischen den verschiedenen Freizeitangeboten selbständig zu wählen. 

5. Freizeitpolit'k im weltanschaulich neutralen Staat bejaht von ihren Voraussetzungen 
her die Angebote der verschiedenen Träger. Maßstäbe der Förderung der freien Träger 
können deshalb nicht weltanschaulicher Art sein. Wenn die Förderung durch die öffent- 
liche Hand auch gesamtwirtschaftliche Gesichtspunkte berücksichtigt, muß sie jedoch in 
ihren Maßnahmen Träger einbeziehen, die nicht wirtschaftlich orientiert sind. 

6. Über den Appell zur Humanisierung aller Lebensbedingungen hinaus muß Freizeit- 
politik besonders jenen Bevölkerungsgruppen zugute kommen, die in ihrer Freizeit be- 
nachteiligt sind. Dazu gehören alleinerziehende Mütter, kinderreiche Familien, ausländische 
Mitbürger, Behinderte, Nacht- und Schichtarbeiter. Die Kirchen leisten auch diesen Gruppen 
ihre Dienste, tragen zur Entwicklung eines sozialen Bewußtseins in der Freizeit bei und 
fördern das soziale Engagement in der Freizeit. 

7. Um die Angebote in der Freizeit nutzen zu können, bedarf es freizeitrelevanter Metho- 
den und Inhalte in Erziehung und Bildung. Wesentliche Ziele einer solchen Erziehung sind 
Verantwortung und Ich-Stärke, Kreativität, Reaktions- und Kommunikationsfähigkeit. Sie 
sind vor allem in der Familie, der Schule und der außerschulischen Jugend- und Bildungs- 
arbeit einzuüben. 

8. Die verschiedenen Lebensbereiche — Wohnung, Arbeitsplatz, Freizeit — haben sich im 
urbanen Umfeld auseinanderentwickelt. Freizeitbedürfnisse werden in erster Linie im Wohn- 
bereich befriedigt, wo etwa 70 Prozent der Freizeit verbracht werden. Darum muß gerade 
hier die Infrastruktur grundlegend verbessert werden. Die Kirchen haben im Wohnbereich 
eine lange Tradition und ein umfassendes Arbeitsfeld. Ihre Tätigkeit in Gottesdienst und 
Seelsorge, in Unterricht, Gruppen- und Sozialarbeit zielt auf den ganzen Menschen. Auch 
wenn der Freizeitaspekt bisher oft nicht überzeugend zur Geltung gebracht wurde, hat die 
Arbeit der Kirchen einen besonderen freizeitpolitischen Wert. 

9FDie Kirchen haben bisher ihre Aufmerksamkeit vor allem dem Lebensbereich Arbeit 
zugewandt. Sie werden aber nur dann dem modernen Menschen gerecht, wenn sie ihm 
auch in der Freizeit begegnen und ihn begleiten. Dafür ist ein größeres und vielfältiges 


88. OR deutsch 29, vom 22.7.77. 
89. epd ZA 123, 29.6.77, S. 1 und 6f. 
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personales Angebot unerläßlich. Auch bei Bau und Nutzung kirchlicher Gebäude sollte der 
Freizeitaspekt mehr und mehr Vorrang erhalten. Damit könnten die Kirchen ihrer freizeit- 
politischen Verantwortung besser gerecht werden. 


Das Evangelische Siedlungswerk und der Katholische Siedlungsdienst haben sich 
in Köln (Juni 77) zu einer Arbeitsgemeinschaft zusammengeschlossen. Seit dem 
Krieg haben die beiden Dienste 360 000 Wohneinheiten und viele andere soziale 
Einrichtungen erstellt. Die neue Zusammenarbeit will vor allem den sozialen 
Ausgleich in der Gesellschaft, dem Leben der Familien sowie deren Vermögens- 
bildung fördern und dienen ®. 


Das Evangelische Siedlungswerk in Deutschland e.V. (ESW), Nürnberg, und der Katholische 
Siedlungsdienst e.V. (KSD) — Bundesverband für Wohnungswesen und Städtebau, Köln — 
haben am 21. Juni 1977 in Köln eine Arbeitsgemeinschaft gegründet (AEK). 

Diese Arbeitsgemeinschaft (AEK) will gemeinsame Grundsätze und Ziele beider Verbände 
in den Fragen des Wohnungs- und Siedlungswesens, des Städtebaus und der Raumordnung 
durch partnerschaftliche Zusammenarbeit fördern und in der Öffentlichkeit vertreten. Vor- 
rang haben hierbei alle Bemühungen, die 

den sozialen Ausgleich in der Gesellschaft fördern, 

dem Leben der Familien dienen und 

durch Erwerb von Haus und Wohnung die Vermögensbildung stärken. 

Die Arbeitsgemeinschaft von ESW und KSD hat einen gemeinsamen Ausschuß gebildet, 
in den beide Verbände je 3 Vertreter entsandt haben; das Evangelische Siedlungswerk (ESW) 
vertreten die Herren Prof. Dr. Herbert Krimm (Heidelberg), Dietrich Römer (Berlin) und 
Hanns Seuß (Nürnberg) und den Katholischen Siedlungsdienst (KSD) die Herren Paul Kot- 
tendorf (Köln), Dr. Georg Monse (Münster) und Alfons Grajek (Köln). 

Vorsitz und Geschäftsführung im gemeinsamen Ausschuß der AEK wechseln jährlich 
zwischen den beiden Verbänden. Für das erste Geschäftsjahr wurde der Vorsitzende des 
KSD, Paul Kottendorf, zum Vorsitzenden bestellt. Die Geschäftsführung obliegt für die- 
sen Zeitraum dem Geschäftsführer des KSD, Alfons Grajek. 

In der Verbandszeitung des Katholischen Siedlungsdienstes „Bauen und Siedeln“ wird 
künftig der Geschäftsführer des ESW, Hanns Seuß, laufend aus dem Arbeitsfeld des Evan- 
gelischen Siedlungswerks berichten. Der KSD-Geschäftsführer Alfons Grajek erhält die 
gleiche Möglichkeit bei Veröffentlichungen des ESW eingeräumt. 

Obwohl schon immer freundschaftliche Kontakte zwischen dem Evangelischen Sied- 
lungswerk und dem Katholischen Siedlungsdienst bestanden, will die gegründete Arbeits- 
gemeinschaft (AEK) die bestehende Solidarität in gemeinsamen Grundüberzeugungen durch 
eine Konzentration der Kräfte im gesellschaftspolitischen Geschehen wirkungsvoller zur 
Geltung bringen. 

Unabhängig von dieser Zusammenarbeit in der AEK werden beide Verbände auch wei- 
terhin ihre besonderen Zielsetzungen eigenständig darstellen. 


Der Katholische Siedlungsdienst, 1930 von Bischof Maximilian Kaller im Auftrag der Deut- 
schen Bischofskonferenz als Hauptarbeitsstelle für Siedlungsfragen in Berlin gegründet, ist 
die organisatorische Zentrale der kirchlichen Wohnbau- und Siedlungsarbeit. 

Das Evangelische Siedlungswerk wurde vor über 25 Jahren in einer Zeit der allgemeinen 
Wohnungsnot von Präsident Dr. Eugen Gerstenmaier in Stuttgart ins Leben gerufen. 

Von beiden konfessionellen Gruppen wurden in der Nachkriegszeit vor allem auf Kirchen- 
land über 360000 Wohneinheiten und viele soziale Einrichtungen errichtet. 70% der Bau- 
leistung dienten der Eigentumsbildung an Haus und Wohnung für breite Schichten der Be- 
völkerung. Mit diesem hohen Anteil von Eigentumsmaßnahmen zugunsten Dritter nehmen 
die kirchlichen Wohnungsunternehmen eine Spitzenstellung in der Wohnungswirtschaft ein. 
Sie haben damit zugleich gegen viele Anfechtungen eine hervorragende gesellschaftspolitische 
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Aufgabe erfüllt, die nunmehr allseits als richtige, notwendige und wirtschaftliche Wohnungs- 


politik anerkannt wird. ; k 

Für die kirchlich orientierten Wohnungs- und Siedlungsunternehmungen beider Konfessio- 
nen ist auch künftig Wohnungspolitik in erster Linie praktische Familienpolitik und Mit- 
sorge für jene hilfsbedürftigen Bevölkerungsgruppen, die zu den Nachzüglern der Gesell- 
schaftspolitik gehören. Die neue Arbeitsgemeinschaft (AEK) wird deshalb alle erforderlichen 
Bemühungen unterstützen, die eine familienfreundliche, sozialgerechte und möglichst eigen- 
tumsbildende Wohnraumversorgung und Verbesserung der Wohnumwelt durch Neubau, 
Sanierung und Modernisierung zum Ziele haben. 

Die AEK hofft, daß aus dem ökumenischen Geist der engeren Zusammenarbeit beider 
Verbände sachgerechte Beiträge zur Lösung der vielfältigen Probleme menschlichen Woh- 
nens erwachsen, die das Wirken und Wollen christlicher Soziallehre als verpflichtenden und 
zukunftsweisenden Auftrag verstehen’'. 


e) Orthodoxe in der Bundesrepublik 


Die katholische Kirche hat im Regensburger ehemaligen Klarissenkloster ein 
neues Ostkirchliches Institut eingerichtet. Es dient vor allem orthodoxen Stipen- 
diaten als Heimstätte und auch ökumenischen Symposien als Tagungsort. Bei 
der Einweihung dieses „neuen orthodoxen Lebenszentrums für Europa“ be- 
tonte Bischof Dr. Rudolf Graber, Beauftragter der Deutschen Bischofskonfe- 
renz für die Kontakte zur Orthodoxie, vor Vertretern der orthodoxen Patriar- 
chate von Konstantinopel, Moskau, Bukarest und Alexandrien, wie wichtig die 
Erweiterung des Dialogs zwischen römischen Katholiken und Protestanten mit 
der Orthodoxie zum Trialog sei. 


Metropolit Irenäus, der Exarch des ökumenischen Patriarchats von Konstantinopel für 
Zentraleuropa, versicherte: „Wir kommen zwar mit nackten Füßen, aber nicht mit leeren 
Händen“. Denn wie der Osten Europas zu früheren Zeiten die Anfänge des Mönchtums 
und die Wiederentdeckung griechischer Kultur geschenkt habe, so leisteten die hundert- 
tausend orthodoxen Christen in Deutschland auch heute wieder einen wichtigen Beitrag 
zur Einheit der Christen, zur Einigung Europas und zum Frieden in der Welt *. 


Schon 1970 war in Mannheim „das Ökumenische Zentrum Kyrill und Metho- 
dius“ zu ähnlichen Aufgaben gegründet worden. Dieses Haus, das ebenfalls in 
einer orthodoxen Kapelle ein geistliches Zentrum hat, steht in Verbindung mit 
der „Philoxenia“, einem Freundeskreis orthodoxer, katholischer und evange- 
lischer Christen. 

Die Bedeutung dieser beiden Zentren wird durch die beiden Theologenkom- 
missionen unterstrichen, die zum 10. Jahrestag der Bannaufhebung der Öku- 
menische Patriarch Demettrios I. und Papst Paul VI. berufen haben. 

Für die Bundesrepublik, in der über eine halbe Million orthodoxer Christen 
als Gastarbeiter, Studenten, Geschäftsleute und Emigranten wohnen, ist es be- 
deutsam, daß eine katholisch/orthodoxe Theologengruppe auf fünf Symposien 
über die Sakramente zurückblickt und ein gemeinsames Handbuch vorbereitet. 

Als erster byzantinischer Kirchenbau in Deutschland nach dem Zweiten Welt- 


91. „Bauen und Siedeln“, Nr. 2/77, Juni. 
92. KNAÖI 43, 20.10.76; vgl. auch Una Sancta 32, 1977, S. 258ff. 
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krieg ist am 16.5.76 die Christi-Himmelfahrts-Kirche in Berlin-Steglitz unter 
starker Beteiligung ökumenischer Gäste durch den Metropoliten Irenäus ein- 
geweiht worden. Der Metropolit sagt in seiner Predigt ®: 


Auf dem Boden des Abendlandes, inmitten der westlichen Kirchen, wurde ein Gotteshaus 
für eine Kirche des Ökumenischen Patriarchats von Konstantinopel errichtet, die ihr ehr- 
würdiges Zentrum im Orient hat. Menschen aus Ost und West sind Kinder des einen Gottes, 
und die Kirche Christi, zu der wir alle gehören — Katholiken, Orthodoxe, Protestanten -, 
ist eine Kirche, die ihre Grenzen über Völker, Nationen und Klassen in eine ökumenische 
Bruderschaft der Liebe ausweitet. In der Stadt Berlin, die durch Krieg und politische Inter- 
essen geteilt und zu einer Grenze des Widerspruchs und der Feindschaft gemacht wurde, 
treffen wir heute als Christen aus Ost und West zusammen, errichten ein Gotteshaus und 
beten gemeinsam um den Frieden der ganzen Welt, um die Beständigkeit der heiligen Kir- 
chen Gottes und die Einheit aller. 


3. Innerkirchliche Klärungen zu ökumenischen Fragen 


Nachdem sich die ökumenische Herausforderung von den Spontangruppen weg 
auf die kirchlichen Ämter und Funktionen verlagert hat, sind innerkirchliche 
kritische Prozesse in Gang gekommen, die sich in Gesprächen und Lehräuße- 
rungen niederschlagen. Die katholische Gruppe um Erzbischof Lefebvre zwingt 
die katholische Kirche zur Antwort auf die Frage, ob sie dem Protestantismus 
nicht zu schnell und zu weit entgegengekommen ist. Dieser muß sich ebenso 
fragen, wieweit seine Ordnungen noch ökumene- und zeitgemäß sind. 


a) Klärung in Fragen evangelischer Ordination 


Um in der Amtsfrage weitere Annäherungen zu ermöglichen und katholischen 
Bedenken soweit möglich Rechnung zu tragen, hatten die evangelischen Mit- 
glieder des ökumenischen Arbeitskreises katholischer und evangelischer Theo- 
logen (frühere Kurzbezeichnung: Jaeger-Stählin-Kreis) bereits 1974 dem Rat 

der EKD drei Anregungen vorgetragen mit der Bitte, sie an die Landeskirchen 
weiterzugeben. Der Rat hat sie dem Catholica-Ausschuß zur Stellungnahme 
übergeben (s. KJ 101, 1974, S. 243). Dieser hat eine Expertengruppe eingesetzt, 
in der alle gewichtigen Richtungen des Protestantismus vertreten waren. Ihre 
Stellungnahme wurde am 9./10. Juli 1976 dem Rat vorgelegt, der sie ange- 
nommen hat und an die Landeskirchen weiterleiten ließ *: 


93. IOK 6, 1977, S. 43. 
94. Kirchenkanzlei der EKD, Az.: 5302/2.42, 5.5.76. 
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STELLUNGNAHME DES CATHOLICA-AUSSCHUSSES DER EKD 
ZU DEN DREI ANREGUNGEN DER EVANGELISCHEN MITGLIEDER 
DES ÖKUMENISCHEN ARBEITSKREISES 
KATHOLISCHER UND EVANGELISCHER THEOLOGEN ZUR ORDINATION 


1. Die Einmaligkeit der Ordination 


Die Ordination wird in den Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland richt 
wiederholt. 

Durch die Ordination geschieht eine ganzheitliche und darum auf Dauer abzielende In- 
dienstnahme eines Menschen durch Gott. Diese Feststellung bedeutet nicht die Zustimmung 
zu der Lehre, daß die Ordination einen character indelebilis im Sinn& eines besonderen 
„geistlichen Standes“ des Ordinierten vermittle, der über den Heilsstand des allgemeinen 
Priestertums aller Getauften hinausgehoben wäre. 

Bei der Installation (Einführung in einen bestimmten Dienstbereich), die von der Ordi- 
nation unterschieden ist, wird auf die geschehene Ordination Bezug genommen. 

Einige Kirchen schließen in besonders begründeten Einzelfällen eine Erneuerung der Ordi- 
nation in geeigneter gottesdienstlicher Form nicht aus. 

Bei der Übernahme eines Amtsträgers einer anderen Kirche zum Dienst der öffentlichen 
Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung in den Gliedkirchen der Evangelischen Kirche 
in Deutschland sollte eine Ordination nur dann stattfinden, wenn das Vorhandensein des 
Dienstes der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung in jener Kirche be- 
stritten werden muß oder eine Ordination zu solchem Dienst nicht stattgefunden hat. 

Die Wandlungen des Verhältnisses zur römisch-katholischen Kirche und die erfahrene 
Gemeinsamkeit in Zeugnis und Dienst stellen für unsere Kirchen die Frage nach der An- 
erkennung der Ämter mit zunehmendem Gewicht. Halten Gliedkirchen dennoch bei Über- 
nahme eines römisch-katholischen Priesters zum Dienst der öffentlichen Wortverkündigung 
und Sakramentsverwaltung eine Ordination für unerläßlich, so sollte das liturgische Formu- 
lar in angemessener Weise darauf Bezug nehmen, daß der Betreffende bereits einmal zum 
Dienst am Volk Gottes gesendet worden ist. 


2. Die Ordination als Voraussetzung für den Dienst der 
öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung 


Dem besonderen Gewicht des Dienstes der öffentlichen Wortverkündigung und Sakraments- 
verwaltung im Zusammenhang der mannigfaltigen Dienste in Gemeinde und Kirche ent- 
spricht die besondere gottesdienstliche Handlung der Ordination. 

Einige Gliedkirchen übertragen den Dienst der öffentlichen Wortverkündigung und Sakra- 
mentsverwaltung auch an neben- und ehrenamtlich tätige Gemeindeglieder, die in einem 
Gottesdienst dazu beauftragt werden. Da zwischen dieser Beauftragung und der Bevoll- 
mächtigung des ordinierten Theologen kein qualitativer Unterschied besteht, sondern le- 
diglich ein Unterschied in Modalitäten der Dienstausübung (Häufigkeit und Dauer, Vor- 


bildung, dienstrechtliche Folgen), sollte diese Beauftragung auch als Ordination vollzogen 
und bezeichnet werden. 


3. Die Handauflegung bei der Ordination 


Die Ordination findet nach einem bis auf das Urchristentum zurückgehenden Brauch unter 
Anrufung des Heiligen Geistes und unter Handauflegung statt. Die Handauflegung wurde 
und wird zwar nicht ununterbrochen und gleichmäßig in den Kirchen geübt und ist nicht 
zwingende Glaubensvoraussetzung für die Gültigkeit der Ordination. Dennoch läßt sich die 
willkürliche Weglassung dieses ökumenisch gebräuchlichen Zeichens nicht rechtfertigen. 
Ein Handschlag bringt nicht dasselbe zum Ausdruck wie die Handauflegung. Sie ist ein 
Zeichen dafür, daß die Gabe des Geistes dem Ordinanden fürbittend zugesprochen wird. 
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b) Sexualethische Problematik 


Die „Erklärung zu einigen Fragen der Sexualethik‘“ der römischen Glaubenskon- 
gregation vom 29.12.1975, veröffentlicht im Januar 19765, hat nicht nur im 
katholischen Raum zu erheblichen Auseinandersetzungen geführt, sondern auch 
das evangelisch-katholische Gespräch belastet. 

Zwei Mitglieder der EKD-Kommission, die 1971 die „Denkschrift zu Fragen 
der Sexualethik“ erarbeitet hat, haben in ihren Stellungnahmen % den Abstand 
zur evangelischen Ethik und Seelsorge betont und befürchtet, daß der Vertrau- 
ensschwund der Bevölkerung in die Kirche zunehme. Auch der Catholica-Beauf- 
tragte der VELKD, Landesbischof Dr. Gerhard Heintze, zählte die Sexualethik 


zu dem Bereich, in dem man katholischer- und evangerlischerseits noch getrennt 
sei. 


Um sich die notwendige Gesprächsbrücke zu erhalten, mußte die Kirchenkanzlei der EKD 
die Stellungnahmen, die sich auf die Denkschrift bezogen, als private Äußerungen bezeich- 
nen: 

„In der Sache selbst beschränken wir uns hier auf folgende Punkte: 

1. Es darf nicht verschwiegen werden, daß die in der römischen Erklärung angezogenen 
Beispiele sexuellen Fehlverhaltens auch von der evangelischen Ethik als Verfehlung sexueller 
Partnerschaft als einer ganzheitlich-personalen Beziehung beurteilt werden. 

2. Der evangelischen Ethik kommt es besonders darauf an, den Entwicklungsprozeß zur 
Überwindung sexuellen Fehlverhaltens verständnisvoll zu fördern und dazu auch die Er- 
kenntnisse nichttheologischer Wissenschaften zu nutzen. 

3. Es darf nicht übersehen werden, daß die neue Erklärung der Römischen Glaubens- 
kongregation durch eine Reihe von Aussagen nichttraditioneller Art zur Sexualität über- 
haupt einen Beitrag zu dem notwendigen Gespräch zwischen den Konfessionen und zwi- 
schen den verschiedenen Wissenschaften bietet“. 

Nun aber war dem Mißverständnis zu wehren, daß diese Erklärung eine amtliche Stellung- 
nahme der EKD sei. Eine solche ist „evangelischerseits weder möglich noch nötig. Doch 
gibt es Gesprächsbeiträge in einem alle Seiten verpflichtenden Dialog. Dabei haben alle 
mitzuwirken: die Fachleute der Humanwissenschaften ebenso wie die Theologen. Die Voll- 
macht läßt sich nicht von vornherein festschreiben auf ein ‚autorisiertes Amt‘, sondern 
vollzieht sich dort, wo die Wahrheit aufgedeckt und dem Menschen gedient wird.‘“?” 


c) Nichtkatholische Trauung konfessionsverschiedener Ehepaare 


Die katholische Kirche sieht sich angesichts der praktischen Handhabung der 
Ausführungsbestimmungen der Deutschen Bischofskonferenz zum päpstlichen 
Moto proprio ‚Matrimonia mixta‘ von 1970 immer wieder zu Klarstellungen 
veranlaßt 8, die auch für die evangelische Seelsorge von Belang sind. 


95. Text epd-Dok. 6/76, 2.2.76: Sexual-Normen des Vatikans — umstritten wie eh und 
je; vgl. auch MDKI 27, 1976, S. 40ff. 

96. A.a.O., S. 21—22a. | 

97. Gottlob Hild: Vatikanische Sexualethik im Zwielicht, MDKI 27, 1976, S. 40ff., hier 
43. 

98. Kirchliches Amtsblatt Paderborn 119, 15.10.76. 
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KLARSTELLUNGEN ZUR TRAUUNG KONFESSIONSVERSCHIEDENER PAARE 
BEI DISPENS VON DER FORMPFLICHT 


Wenn die Trauung eines konfessionsverschiedenen Paares mit Dispens von der Formpflicht 
in einer evangelischen Kirche stattfindet, so kann weder eine Lizenzerteilung noch eine 
Delegation erfolgen. 

Durch die Dispens von der Formpflicht wird dem Brautpaar die Möglichkeit gegeben, 
außerhalb der katholischen Kirche in irgendeinem öffentlichen Eheschließungsakt seine 
Ehe zu schließen, sei es auf dem Standesamt oder in einer nichtkatholischen Kirche. 

Es ist selbstverständlich, daß der Standesbeamte oder der evangelische Pfarrer, der je- 
weils in seinem Bereich tätig wird, für seine Tätigkeit keiner Erlaubnis oder Bevollmächti- 
gung einer katholisch-kirchlichen Stelle bedarf; eine solche wäre nicht einmal möglich. 

Vorstehendes gilt auch, wenn nach Dispens von der Formpflicht in einer evangelischen 
Kirche eine „gemeinsame Trauung‘ unter Mitwirkung eines katholischen Priester statt- 
findet. Auch in diesem Fall ist die Trauung eine evangelische Trauung. Der katholische 
Priester ist am Wesentlichen des Eheschließungsaktes nicht beteiligt, er erfragt nicht den 
Konsens der Brautleute und kann daher keinesfalls als trauender oder etwa ‚‚mittrauender 
Priester angesehen werden. Darum ist auch diesem katholischen Priester keine Lizenz oder 
Delegation zu erteilen. 

Es ist auch nicht gestattet: 

a) daß bei einer gemeinsamen Trauung in einer evangelischen Kirche der katholische 
Priester den Konsens erfragt und damit eine katholische Trauung vornimmt; außer in den 
Fällen, daß kath. Gemeinden vorübergehend (z.B. bei Renovierung der eigenen Kirche) 
oder auf unabsehbare Zeit (z.B. in Diasporaverhältnissen) ihre Gottesdienste in evange- 
lischen Kirchen halten. 

b) daß in einer katholischen Kirche ein evangelischer Geistlicher den Konsens erfragt und 
damit eine evangelische Trauung vornimmt; 

c) daß der eine Pfarrer den Konsens des einen Partners und der andere Pfarrer den Kon- 
sens des anderen Partners erfragt. 

(Trauungen nach b) oder c) wären, wenn nicht Dispens von der Formpflicht erteilt ist, 
außerdem ungültig. Auch eine Trauung nach a) ohne Dispens von der Formpflicht wäre 
ungültig, wenn der Priester an dem betreffenden Ort keine Trauungsvollmacht hat.) 

Wenn Dispens von der Formpflicht erteilt ist, wird in der Brautexamens-Niederschrift 
unter den Buchstaben F, 6 und G,1 keine Eintragung gemacht. Es ist aber sorgfältig darauf 
zu achten, daß die entsprechende Eintragung unter Buchstabe G,2 gemacht wird, sobald 
der kath. Pfarrer, Pfarrvikar etc. die amtliche Mitteilung von der erfolgten evangelischen 
bzw. standesamtlichen Trauung erhalten hat. Selbstverständlich sind dann die Eintragun- 
rs, Benachrichtigungen gemäß Buchstabe H der Brautexamens-Niederschrift vorzu- 
nehmen. 

Zuständig für die Ehevorbereitung ist der Pfarrer des Wohnsitzes des katholischen Part- 
ners, für die Dispens von der Formpflicht der Ortsordinarius des Wohnsitzes des katho- 
lischen Partners. 

Wenn Dispens von der Formpflicht erteilt ist, verbleibt in jedem Fall (auch bei „gemein- 
samer Trauung‘‘) die Brautexamens-Niederschrift beim Pfarrer des Wohnsitzes des katho- 
lischen Partners, der auch die Trauung mit lfd. Nummer in sein Trauungsbuch einträgt. 
An das evangelische Traupfarramt wird nur das Formblatt (Benachrichtigung über die 
Dispens von der Formpflicht) gesandi. 


“ 


d) Evangelisch-methodistische Kirche im ökumenischen Gespräch 


Für das ökumenische Gespräch zunehmend wichtig werden die Lehr- und Le- 
bensäußerungen der Freikirchen, von denen sich freilich nur die Evangelisch- 
methodistische Kirche als Weltkirche mit gemeinsamer Verfassung versteht, 
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während die im Bund Evangelisch-freikirchlicher Gemeinden zusammengeschlos- 
senen baptistischen Gemeinden und die Freien evangelischen Gemeinden ihre 
Unabhängigkeit rechtlich festgelegt haben. Dennoch sind alle drei Mitglieder 
der ACK. Deshalb konferiert auch als einzige Freikirche die Evangelisch-metho- 
distische auf Weltebene mit Rom und seinem Einheitssekretariat. Die gemischte 
Internationale Kommission für diesen Dialog hat im Oktober 1977 als ihr 2. 
Fünfjahresprogramm „Die Gegenwart des Heiligen Geistes“ als Thema der Ver- 
handlungen beschlossen ®. Von ökumenischem Belang sind die folgenden Lehr- 
äußerungen der EmK: 


STELLUNGNAHME ZUM BESCHLUSS DER GEMEINSAMEN SYNODE 
DER BISTÜMER IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 


Pastorale Zusammenarbeit der Kirchen im Dienst an der christlichen Einheit!% 
1. Vorbemerkungen — zur Verbindlichkeit 
2. Die Struktur der theologischen Überlegungen 


Die theologischen Überlegungen beschreiben als den „ökumenischen Ansatz“ die „‚Kirche 
am Ort‘. Der Ausgangspunkt ist also ekklesiologisch. Die Verfassung der EmK (Art. 4 

und 5) läßt deutlich erkennen, daß unser Ansatz dagegen christologisch ist. Der Beschrei- 
bung des „ökumenischen Weges“ als der „Einigung zum Glauben“ folgt die Nennung des 
„Ökumenischen Zieles‘“ als „Einheit der Kirche“. Wir würden als EmK wohl mehr den hin- 
weisenden und instrumentalen Charakter der Kirche betonen und die in der missionarischen 
Existenz wirksame Einheit der Kirche herausstellen, damit Ökumene nicht zur Ideologie wird. 


3. Zum Kirchenbegriff („Ökumenischer Ansatz‘‘) 


In der Einführung zum Text wird zwar unter Einbeziehung der evangelischen Freikirchen 
beschrieben, wer „die ökumenischen Partner der katholischen Kirche in Deutschland“ 
sind, jedoch wird in der Entfaltung der „Theologischen Überlegungen“ aus dem Partner 
ein ungleichwertiges Gegenüber, welches auch durch die Zubilligung des Begriffs „Kirche“ 
theologisch nicht in einem solchen Maße aufgewertet wird, daß man wirklich von „öku- 
menischen Partnern“ sprechen kann. 

(In den ff. Abschnitten wird diese ungleiche Partnerschaft näher erläutert, vor allem an 
den Synodenbegriffen „rechtmäßige Ortsgemeinde“, „die eine Kirche und die getrennten 
Kirchen“, „Gesamt- und Teilkirchen‘“.) 

Zusammenfassend kann man sagen, daß hier die Wirklichkeit katholischer Ekklesiologie 
(und zugleich der Ämterlehre) am Anfang des ökumenischen Gesprächs als ‚„‚der ökume- 
nische Ansatz‘ festgeschrieben wird. Das erschwert in dieser entscheidenden Frage die 
Dialogfähigkeit, weil echter Dialog die Offenheit zum dynamischen Wandel einbezieht. 

(Es folgen unter 

4. Der Spielraum des Gesprächs und 

5. Der Grundsatz der sachgemäßen Interpretation 

Auszüge aus dem Synodentext 3.23ff.) 


6. Die Bedeutung des Würzburger Beschlusses 


Die ökumenische Bedeutung des Würzburger Beschlusses liegt in der Tatsache, daß die 
katholische Kirche ihren Standort des Gesprächs umfassend darstellt und die anderen Kir- 
chen über ihren theologischen Ansatz für die kommende Phase der Gespräche nicht im un- 


99. OR deutsch, 46, 18.11.77, S. 2. 
100. Amtsblatt Evangelisch-methodistische Kirche, 9. Jg., 2/76, 10.12.76. 
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klaren läßt. Dies ist im Blick auf die zentrale Bedeutung des Kirchen- und Amtsverständ- 
nisses von besonderem Gewicht, weil dadurch alle oberflächlichen Phantasten innerhalb 
und außerhalb der katholischen Kirche auf den Boden der ökumenisch-kirchlichen Wirk- 
lichkeit zurückgerufen worden sind. Dadurch muß das ökumenische Gespräch zwangsläu- 
fig an Tiefe und Qualität gewinnen. Die Voraussetzungen zu einer theologisch fundierten 
Versachlichung des Gesprächs sind damit gegeben. Wesentlich ist, daß auch die vielfachen 
„Pastoralen Anregungen“ dadurch ihren Rahmen finden, innerhalb dessen die „Allgemeinen 
Regeln ökumenischer Zusammenarbeit“ verwirklicht werden sollen. 

Die Antwort auf die Herausforderung des Würzburger Beschlusses kann darin bestehen, 
daß wir angesichts dieser Standortbestimmung der katholischen Kirche unseren eigenen, uns 
zur Zeit unaufgebbar scheinenden theologischen Standort fixieren (Ekklesiologie, funktio- 
nales Amts- bzw. Dienstverständnis, Verständnis von Synode bzw. „Konferenz“, das allei- 
nige Mittleramt Christi [als Abgrenzung gegen die Mariologie]). 

Die Evangelisch-methodistische Kirche und die Glieder unserer Kirche als einzelne sind 
von jeher zum ökumenischen Dialog bereit und seit 1968 durch die Verfassung der Kirche 
(Art. 5) dazu verpflichtet. 


6.1 Wir begrüßen die Öffnung der katholischen Kirche zum ökumenischen Gespräch. 
Dieses Gespräch setzt die Kenntnis der historischen Entwicklung, kirchlicher Strukturen 
und vor allem theologischer Grundlagen voraus ... (entsprechende Empfehlungen). 

6.2 Die von der Synode empfohlenen „Erfahrungsregeln für die ökumenische Zusam- 
menarbeit‘ in Deutschland ... werden von uns ohne Einschränkung geteilt. 

6.3 Bei der Gründung von ökumenischen Rechtsträgern (5.35, 5.36) empfehlen wir 
äußerste Zurückhaltung, weil die Folgekosten leicht unsere Größenordnungen übersteigen 
können. Rechtsverbindliche Vertragsabschlüsse setzen die vorherigen Entscheidungen der 
entsprechenden EmK-Behörden voraus. 

6.4 Die in der katholischen Kirche ordnungsgemäß gespendete Taufe wird anerkannt (6.2). 

6.5 Es entspricht unserer Grundhaltung, daß „ein aus Gewissensgründen vollzogener Über- 
tritt von einer in eine andere Kirche zu respektieren ist“ (6.3). Die Praxis unserer Auf- 
nahme in die Kirchengliedschaft impliziert diese Gewissensentscheidung. 

6.6 Wir sehen im gemeinsamen Bibelgespräch, Gebet, Grußworten und Informationen 
praktische Möglichkeiten pastoraler Zusammenarbeit auf Gemeindeebene (6.4, 6.5. 6.6). 

6.7 Wir begrüßen es, daß die frühere Diskriminierung der nichtkatholischen Eheschlie- 
ßung aufgehoben worden ist. Doch bleibt es für uns problematisch, daß bei konfessions- 
verschiedenen Ehen vom katholischen Partner ein Versprechen verlangt wird, seine katho- 
lische Glaubensüberzeugung auch seinen Kindern zu vermitteln. Nach unserer Überzeugung 
muß aus christlicher Verantwortung und ökumenischer Gesinnung den Ehepartnern volle 
Freiheit zu einer eigenen Gewissensentscheidung gelassen werden. 

Das „Ehehindernis der Konfessionsverschiedenheit“‘, für das heute wohl in jedem Fall 
Dispens erteilt wird, bedeutet für die ökumenische Partnerschaft eine unnötige Belastung 
(7.5 2). Wir sind dankbar für die Initiative der Synode in Rom, eine Aufhebung des Ehe- 
hindernisses für den Bereich der Deutschen Bischofskonferenz grundsätzlich zu erreichen. 
Die Aufmerksamkeit sollte mehr auf die Eheschließung gläubiger Christen und ungläubi- 
gen Kirchengliedern gelenkt werden. 

6.8 Zur „Zusammenarbeit im gesellschaftlichen Bereich‘ (Bildungsaufgaben, soziale Auf- 
gaben) sind wir im Rahmen unserer als Minoritätskirche begrenzten Möglichkeiten bereit, 
sofern es theologisch keine Vorbehalte gibt und die Arbeit als Dienst der Kirche an der 
Gesellschaft verstanden wird (8.1, 8.2). 
en zur Förderung der Zusammenarbeit (entsprechend Synodenbeschluß 

Der Kirchenvorstand ist gebeten, folgenden Anträgen für die Aufnahme ins Diensthand- 
buch und zur Veröffentlichung im „Amtsblatt der EmK“ zu beschließen: 

6.9.1 Bei Nominierungen und Wahlen für leitende Aufgaben soll der ökumenische Aspekt 
berücksichtigt werden. 


6.9.2 Die Bezirke erteilen anderen Gemeinden christlicher Kirch Ü . 
sonenstand (Taufe, Trauung usw.). Benni 


270 


6.9.3 Die Bezirkskonferenzen prüfen Anfragen über die Aushilfe mit kirchlichen und 
außerkirchlichen Versammlungsräumen durch andere Kirchen mit der Maßgabe, im Rah- 
men der Möglichkeiten zu helfen. 

6.9.4 Die kirchlichen und diakonischen Ausbildungsstätten sollen auch Mitarbeitern an- 
derer Konfessionen offenstehen. 

6.9.5 In ökumenischen Arbeitskreisen auf örtlicher regionaler Ebene sollen Pastoren und 
Laien mitarbeiten. Wo es als hilfreich erscheint, sollen gemeinsame Beratungen kirchlicher 
Gremien stattfinden. 


Schlußbemerkung 


An manchen Stellen erweckt das Würzburger Dokument den Eindruck, als sei „das öku- 
menische Ziel die Einheit der Kirche“ (4). Es entspricht der historischen Entwicklung 

der ökumenischen Bewegung und dem theologischen Selbstverständnis unserer Kirche, daß 
das ökumenische Ziel universaler gefaßt wird: die Einheit in Christus zur Missionierung 
der Welt als gemeinsame Verantwortung der ganzen Kirche Jesu Christi. 


Die traditionell geistliche Nähe der EmK zu den evangelikalen Gemeinschaften 
bedurfte durch deren Entwicklung zu einem apologetischen Fundamentalismus 
der Überprüfung. Der Kirchenvorstand ließ folgendes Papier erarbeiten und be- 
schloß nach Annahme am 29./30.10.76 seine Veröffentlichung !!: 


UNSER VERHÄLTNIS ZU DEN EVANGELIKALEN 
Abklärung des Standortes der EmK im Blick auf den evangelikalen Bereich 


(I. Fragestellung: 1. durch den Aufbruch der Evangelikalen [Textangaben seit 1966]. 2. 
durch Blockbildungen und Arbeitsgemeinschaften [Aufzählung]. 3. durch unsere verant- 
wortliche Mitarbeit in überkirchlichen Gremien [Aufzählung]. 


II. Zur Geschichte der evangelikalen Bewegung unter dem Kennzeichen der Verkündigung 
der Rechtfertigung des Sünders und der persönlichen Aneigung des Heils einerseits und 
der neo-orthodoxen Tendenz der Verteidigung von Glaubenswahrheiten. Die Spannung zwi- 
schen diesen Tendenzen traten immer stärker hervor und lassen keine theologische Ge- 
schlossenheit aufkommen.) 


III. Wir vertreten folgende evangelikale Grundanliegen 


1. Die Autorität der Heiligen Schrift 
Wir sind der Überzeugung, daß die Bibel die von Gott gegebene Grundlage für Glaube und 
Leben sowie für Lehre und Verkündigung ist. 


2. Die Betonung eines persönlichen Glaubenslebens 

Die Verkündigung des Evangeliums zielt vor allem auf den einzelnen Menschen, auf die 
persönliche Erfahrung des durch Christus geschenkten Heils (Bekehrung, Wiedergeburt, 

Heilsgewißheit). Heiligung im Sinne persönlicher Frömmigkeit und tätiger Liebe in allen 
Bereichen des Lebens ist für uns von entscheidender Bedeutung. 


3. Die verbindliche Zugehörigkeit zu einer Gemeinde 
Wir halten die Zugehörigkeit zu einer Gemeinde, in der die Notwendigkeit von Gebet, 


Bibelstudium, Gemeinschaft und Dienst betont und praktiziert wird, für ein grundlegendes 
Kennzeichen des Christen. 


101. „EmK heute“, Heft 23, Dez. 1976. Vgl. auch epd-Dok. 9/77, 22ff. 
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4. Das Eintreten für Evangelisation und Mission 
Die Betonung des missionarischen Auftrags ist geschichtliches Erbe unserer Kirche und 
auch für die EmK in der Gegenwart vorrangiges Anliegen. 


5. Die soziale Verantwortung « 
Zum evangelistischen Engagement der Gemeinde und des einzelnen gehört nach unserer 
Überzeugung untrennbar auch diakonisch-soziale Verantwortung und Betätigung. 

„Beide sind notwendige Ausdrucksformen unserer Lehre von Gott und dem Menschen, 
unserer Liebe zum Nächsten und unserem Gehorsam gegenüber Jesus Christus‘ (Lausanner 
Verpflichtung 5). Die „Sozialen Grundsätze der EmK“ weisen eindeutig in diese Richtung. 


6. Die Erwartung und Vollendung des Reiches Gottes 

Auch wenn wir als Christen beauftragt sind, uns mit ganzer Kraft bei der Verkündigung 
des Evangeliums und der Bewältigung der Gegenwartsfragen einzusetzen, wissen wir, daß 
allein Gott durch den wiederkommenden Christus die Welt vollenden wird. 


7. Die Einheit der Gemeinde Jesu Christi 

Als Teil der allgemeinen Kirche wissen wir uns zum Einssein aller Christen gerufen und 
versuchen, diese vom Heırn der Kirche geschenkte Einheit sowohl in der Evangelischen 
Allianz als auch in der ökumenischen Bewegung zu verwirklichen. 


IV. Wir grenzen uns gegen folgende Fehlentwicklungen im heutigen evangelikalen 
Bereich ab 


l. Von einem fundamentalistischen Schriftverständnis 
Wir lehnen jede starre Festlegung einer Inspirationslehre ab und damit auch die unreflek- 
tierte Meinung, daß das Bibelbuch an sich Gottes Wort ist. 

Wir sind vielmehr der Ansicht, daß das Bibelwort sich in seinem Anspruch als 
Wort Gottes erweist, wenn Menschen durch seine Verkündigung zum Glauben an Jesus 
Christus und damit zu ihrem Heil finden. 

Wir sind der Auffassung, daß die Bibel von Menschen geschrieben wurde, die von Gottes 
Geist bewegt worden sind. 

Die Bibel bedarf jedoch immer der Auslegung; wir würden sonst weder dem Zeugnis der 
Heiligen Schrift selbst noch dem Auftrag der Verkündigung für die Gegenwart gerecht. 


2. Von einer Trennung von Heil und Wohl 
Heil und Wohl des Menschen, Evangelisation und soziale Verantwortung als Gegensätze 
a das eine auf Kosten des anderen hoch- oder geringschätzen, ist für uns nicht 
möglich. 

Das in Christus geschenkte Heil schließt auch das Wohl des Menschen ein; es umfaßt den 
ganzen Menschen. 

Die Predigt des Evangeliums darf sich darum nicht in einem Ruf zur Entscheidung für 


a ebensowenig die Weltverantwortung des Christen im sozialen Handeln erschöp- 
en. 


3. Von einer einseitigen Endzeitauffassung 


Eine einseitige Betonung der Endzeit als jetzt anbrechend oder unmittelbar bevorstehend 
kann leicht zu einer unbiblischen Deutung von Zeitereignissen, zu einer unsachgemäßen 


Einstellung gegenüber der Gegenwart und ihren Problemen und zu einer Flucht in die Jen- 
seitigkeit führen. 


Die lebendige Hoffnung auf die Zukunft Jesu Christi ist Kraft und Antrieb des Christen 
zu verantwortlicher Tätigkeit in allen Bereichen dieser Welt. 


4. Von einem mangelnden Kirchenbewußtsein 


Wir können nicht nachvollziehen, daß im Bereich der evangeli i 
1 » gelikalen Bewegung die Frage 
nach dem Kirchenverständnis weitgehend ausgeklammert ist. a ; 


2712 


Für uns sind kirchliche Strukturen sowohl in der theologischen Reflexion als auch in 
der praktischen Handhabung nicht gleichgültig. 

Wir verstehen uns im Bereich der allgemeinen christlichen Kirche als eine von Gott ge- 
wollte freikirchliche Ausprägung. (Freiwillig in bezug auf Hinkehr zu Christus und die Zu- 
gehörigkeit zur Gemeinde, Gemeinschaft der Glaubenden, Laienmitarbeit.) 


5. Von pauschalen Verurteilungen 
5.1 Wir können eine unterschiedslose Verwerfung der ‚modernen Theologie“, ihrer histo- 
risch-kritischen Methode und ihrer wissenschaftlichen Arbeitsergebnisse nicht mitvollziehen. 
5.2 Obwohl wir nicht in jeder Hinsicht den Weg des Ökumenischen Rates der Kirchen 
billigen können, lassen wir uns nicht in eine Frontstellung gegen ihn drängen, zumal wir 
sehen, daß dort die auch uns bewegenden evangelikalen Anliegen ernst genommen werden. 


5.3 Wir können uns einer Verurteilung des Deutschen E vangelischen Kirchentages nicht 
anschließen. 


Die Teilnahme ist in unserer Kirche nicht strittig. 

Wir halten positive Beiträge aus dem evangelikalen Bereich für notwendig und angebracht. 

5.4 Die Anwendung psychologischer Methoden wie etwa der Gruppendynamik können 
wir nicht als dem Heiligen Geist entgegenstehend ansehen. 

Wir können sie allerdings auch nicht als Ersatz für den Heiligen Geist oder seine alleinige 
zeitgemäße Wirkweise verstehen. 


6. Von einer unfruchtbaren Polemik 
Die Auseinandersetzung zwischen verschiedenen theologischen Positionen darf nicht im 
Stil selbstsicherer Verketzerung anderer Ansichten erfolgen, sondern in einem der Sache 
angemessenen Dialog. 

Dieser allerdings kann nur aus einer klaren christusbezogenen Position geführt werden, 
wobei die Frage nach der Wahrheit und der Geist der Liebe Christi bestimmend sind. 


(V. Praktische Konsequenz sei eine starke Differenzierung im Verhältnis zur Konferenz 
Bekennender Gemeinschaften und einzelner Gruppierungen.) 


VI. Zusammenfassung 


Wir sind als EmK nach wie vor der Meinung, daß wir als evangelikal und ökumenisch aus- 
gerichtete Kirche sowohl im evangelikalen Gesamtbereich als auch in der ökumenischen 
Arbeit unseren Beitrag einzubringen haben. 

Als Teil einer weltweiten Kirche sehen wir einen besonderen Auftrag darin, im Span- 
nungsfeld der verschiedenen Standpunkte zu vermitteln sowie Polarisierungen, Verketze- 
rungen und Spaltungen zwischen den Kirchen, Gemeinschaften und besonderen Gruppie- 
rungen abzubauen. 

Wir möchten uns niemand verschließen, dem es ernstlich um die Sache Jesu Christi 


geht. 
Orientierungshilfe in Ehefragen 


Wie die evangelischen Kirchen ist auch die EmK samt ihren Pastoren von der 
gegenwärtigen Ehekrise bedroht, weshalb eine „Orientierungshilfe zur Frage 
des Eheverständnisses und der Ehescheidung von Pastoren“ von der Zentral- 
konferenz am 11.3.77 angenommen und zur Besprechung in Distriktversamm- 
lungen (Pastoren und Laien), Konventen und Gemeinden empfohlen wurde !%. 


Die Orientierungshilfe geht davon aus, daß „jeder Betroffene und jeder Seelsorger ‚seine 
Eigenverantwortung wahrzunehmen“ hat. Das Verständnis der Ehe (1.) und ihr mögliches 


102. EmK-Diensthandbuch, Nr. 225. 
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Scheitern (2.) entspricht im wesentlichen dem der EKD, ist aber lockerer formuliert. Die 
Punkte 3. und 4. sind für das gesamtökumenische Gespräch wichtig. 


3. Seelsorge in Eheschwierigkeiten und an Geschiedenen 


3.1 Eheschwierigkeiten bzw. das Scheitern einer Ehe erfassen den gesamten Lebensbe- 
reich der Betroffenen. Eheseelsorge hat deshalb die Aufgabe umfassender Hilfestellung. 

3.2 Für die Seelsorge ist das biblische, nicht das juristische Verständnis von Schuld aus- 
schlaggebend. Die Seelsorge soll einerseits Schuld so deutlich machen, daß in diesem seel- 
sorgerlichen Bemühen Gottes gnädiges Angebot zur Umkehr verstehbar wird, und anderer- 
seits gemeinsam nach Wegen suchen, die ein neues Miteinander ermöglichen. 

3.3 Trotz intensiven Bemühens aller Beteiligter wird ein Seelsorger nicht in jedem Fall 
zur Fortführung einer Ehe raten können. 

3.4 Seelsorge beginnt nicht erst bei Eintreten einer Notsituation und endet auch nicht 
mit ihrer Klärung. Sie hat begleitende Funktion. 

Im Rahmen der seelsorgerlichen Bemühungen kann auf die Gemeinde eine besondere 
Aufgabe zukommen. Die Aktivierung der Gemeinde darf aber auf keinen Fall durch Ver- 
letzung des Beichtgeheimnisses erkauft werden. 


4. Das Scheitern der Ehe von Pastoren und der kirchliche Dienst 


4.1 Pastoren mit ihren Ehefrauen sind nicht grundsätzlich Repräsentanten einer besonde- 
ren Frömmigkeit. Durch die Dienstbeauftragung in der Ordination hat der Pastor jedoch 
besondere Verantwortung für die Menschen in seinen Gemeinden. Diese Verantwortung 
umfaßt alle Bereiche seines persönlichen Lebens. In diese Verantwortung ist auch die 
Frau des Pastors hineingenommen. Dieser Gesichtspunkt gewinnt bereits bei der Partner- 
wahl eine entscheidende Bedeutung. In dem gesamten Lebensvollzug eines Pastors soll 
zeichenhaft zum Ausdruck kommen, daß Verkündigung und Leben eine Einheit bilden. 
Wird ein Pastor an dieser Stelle unglaubwürdig oder entzieht sich seine Frau der inneren 
Solidarität mit dem kirchlichen Dienst ihres Mannes, kann der Pastor seinen Dienstauf- 
trag kaum noch erfüllen. 

Die Kirche muß darauf achten, daß sie beim Zustandekommen derartiger Notsituationen 
ihrerseits nicht mitschuldig wird. 

4.2 Da der Dienst des Pastors öffentlich ist, gewinnt seine Scheidung Öffentlichkeits- 
bedeutung. Das Schweigen der Kirche gegenüber dem möglichen Ärgernis, das der Pastor 
gibt, macht auch die Kirche mit ihrer Verkündigung gegenüber der Welt unglaubwürdig, 
zumal die Motive, die zur Scheidung führen, nicht jedermann deutlich gemacht werden 
können. Das gilt auch dann, wenn die Scheidungsgründe menschlich durchaus einleuch- 
tend zu sein scheinen. 

4.3 Beim Scheitern der Ehe eines Pastors bzw. bei der Einleitung eines Scheidungsver- 
fahrens sollten alle Beteiligten und Verantwortlichen ernsthaft prüfen, ob und inwieweit 
die Erfüllung seines Dienstauftrags hierdurch beeinträchtigt wird. Sofern dies der Fall ist, 
soll der Pastor nicht im pastoralen Dienst belassen werden. 

4.4 Einer erneuten Berufung in den pastoralen Dienst steht nichts im Wege, wenn der 
Betreffende nach ernster Buße den Zuspruch der Vergebung annimmt und die Belange 
der bisherigen Familie nach Kräften geordnet hat. 


Die Berufung erfolgt aufgrund des Vertrauens der Gemeinde und der Jährlichen Konfe- 
renz. 


e) Suche der Freikirchen nach symbolischer und 
theologischer Übereinstimmung 


Die 20. Konferenz der 50 Jahre alten Konferenz der Vereinigung Evangelischer 
Freikirchen (VEF) (Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden, Baptisten, 
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Bund Freier evangelischer Gemeinden, Evangelisch-methodistische Kirche) im 
März 1976 in Berlin hat deutlich gemacht, daß die Freikirchen sich der kon- 
kreten ökumenischen Herausforderung ebenso stellen müssen wie die Großkirchen 
und daß sie dabei ähnliche Nöte durchzustehen haben. Nachdem sie drei J ahre 
zuvor erstmals ein gemeinsames Abendmahl gehalten hatten, suchten sie nun- 
mehr nach theologischen Übereinstimmungen für ihren gemeinsamen missionari- 
schen Dienst. 


Der Generalsekretär der Konferenz formulierte: „Wer festgelegt ist — auch wer theologisch 
festgelegt ist —, ist nicht mehr fähig zum brüderlichen Austausch und meint, im Gespräch 
immer nur die eigene Position verteidigen zu müssen. Wer meint, die ‚absolute Wahrheit‘ zu 
besitzen und zu vertreten, gerät ins Ghetto und bricht selbst mit den Brüdern. Im ökume- 
nischen Zeitalter haben die Freikirchen darum neu zu lernen, daß das Volk Gottes „aus 
zwölf Stämmen‘ besteht, die alle zum gleichen Ziel unterwegs sind. Niemand sollte darum 
den eigenen Namen und die eigene Hausnummer verleugnen, aber das Reich Gottes ist 
größer als die eigene Gemeinde“.!% 


6. ÖKUMENISCHE WELTVERANTWORTUNG 


Während in dogmatischen und sakramental-rechtlichen Fragen die Diskussion 
über die kirchliche ‚Einheit‘ und den Weg dorthin an vorerst unübersteigbare 
Grenzen gestoßen ist, können Katholizismus und Protestantismus in gesellschafts- 
politischen Fragen mit einer Stimme sprechen — soweit sie nicht naturrechtlich- 
ethische Probleme unmittelbar berühren. So war es z.B. nicht möglich, ein ge- 
meinsames Wort zur Gesetzesnovelle des $ 218 anzustreben, obwohl die Stel- 
lungnahmen beider Kirchen dem Blick der Öffentlichkeit kaum Unterschiede 
von Belang boten, wenn man von dem Wort der Braunschweiger EKD-Synode 
absieht, das allgemein aufhorchen und den evangelisch-katholischen Gegensatz 
deutlich werden ließ: auch die Verweigerung einer Abtreibung könne Sünde 
sein. 


Memorandum der GKKE zur sozialen Gerechtigkeit 
und internationalen Wirtschaftsordnung!* 


Ziemlich abseits der Gemeinden und sonstiger kirchlicher Öffentlichkeit hat die 
„Gemeinsame Konferenz der Kirchen für Entwicklungsfragen“ (GKKE) unter 
Vorsitz der Bischöfe Kunst und Tenhumberg ein Memorandum aus Anlaß der 
4. UN-Konferenz für Handel und Entwicklung (UNCTAD IV) erstellt (vgl. die 
gemeinsame Erklärung der beiden Kirchen „Partner in der Weltwirtschaft“ zu 
UNCTAD III 1972), dem Bundeskanzler am 10.2.76 übermittelt, mit Zustim- 
mung des Rates der EKD und der Deutschen Bischofskonferenz veröffentlicht. 


103. Ökumenische Rundschau 25/1976, S. 426. wer) 

104. epd-Dokumentation 62/76, vom 16.2.76; vgl. auch: Hermann Kunst und Heinrich 
Tenhumberg (Hg.): „Soziale Gerechtigkeit und internationale Wirtschaftsordnung‘, Mün- 
chen und Mainz 1976, S. 1ff. 
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Es wendet sich an Bundesregierung, Bundestag, die politischen Parteien und die 
breite Öffentlichkeit „in der Hoffnung, daß die Überlegungen, Vorschläge und 
Empfehlungen den Beitrag der Bundesregierung Deutschland zur Lösung der an- 
stehenden Fragen im Sinn größerer Gerechtigkeit positiv beeinflussen“. 


Das Memorandum geht davon aus, daß sich trotz aller Bemühungen der UNCTAD seit 1964 
die Schere zwischen Reich und Arm immer weiter auftut. Etwa 500 Millionen Menschen 
leiden an ständiger Unterernährung. Ihre Zahl wächst. Die Verschuldung ihrer Staaten eben- 
so. Die Entwicklungsländer fordern eine „Neue Internationale Wirtschaftsordnung‘“, die 
Wirtschaftsländer eine stärkere Beteiligung der Dritten Welt an ihrer Entwicklung. 

Die Kirchen „haben bei dieser weltweiten Auseinandersetzung eine aktive Rolle zu über- 
nehmen“. Dabei lassen sie sich von folgenden Gesichtspunkten leiten: 

— Die Güter der Erde gehören allen. 

_ Kirchen und Christen müssen sich für eine angemessene Beteiligung derer einsetzen, die 
ihre eigenen Interessen selbst nicht wahrnehmen können. 

— Sie sehen im Entwicklungsproblem „die soziale Frage unseres Jahrhunderts“ und plä- 
dieren für Zusammenschlüsse der Entwicklungsländer analog der Selbstorganisation der 
Arbeiterschaft in der Vergangenheit. 

— Alle Länder sind aufeinander angewiesen und zur wirtschaftlichen und politischen Zu- 
sammenarbeit genötigt. 

— Menschliche Solidarität ist nicht teilbar und schließt soziale Verantwortung aller für 
alle ein. 

— Der gelebte christliche Glaube macht frei, sich mit den bestehenden Verhältnissen nicht 
abzufinden, sondern mutige Schritte der Veränderung um der notleidenden Menschen 
willen zu tun. 

Die Kirchen müssen ihre Dialogerfahrungen zum Abbau des ökonomischen und politi- 
schen Konfliktpotentials ebenso einbringen wie ihre diakonischen Erfahrungen mit dem 
Programm der Hilfe zur Selbsthilfe, die zu Partnerschaft führt. Nötig ist die Veränderung 
des allgemeinen Bewußtseins, das nicht ohne harte Auseinandersetzungen zu gewinnen ist. 
3... die Probleme einer neuen internationalen Arbeitsteilung sowie einer Umverteilung der 
wirtschaftlichen Zuwächse und der Quellen wirtschaftlichen Wachstums werden nämlich 
nicht ohne Konflikte im Innern zu lösen sein.“ 

Die Kirchen können nicht für eine bestimmte Wirtschaftsordnung eintreten oder in An- 
spruch genommen werden. Aber in jeder müssen die Menschenrechte gewahrt werden und 
unter dieser Voraussetzung darf jedes Land Ziel und Weg seiner eigenen Entwicklung be- 
stimmen. 

Da keine Ordnung vor Mißbrauch geschützt ist, ist die Konzeption einer neuen interna- 
tionalen Wirtschaftsordnung durch wirtschafts- und gesellschaftspolitische Rahmenbedin- 
gungen in den einzelnen Ländern zu ergänzen, die eine Beteiligung der Bevölkerung ‚von 
unten“ ermöglichen. Deshalb sind alle Bemühungen, die der Selbstorganisation unterprivi- 
legierter Gruppen dienen, zu unterstützen. Das Verhältnis von Handel und Hilfe ist neu 
zu bestimmen, so daß die Entwicklungsländer ihr Wirtschaftswachstum im Vergleich zu 
den Industriestaaten überproportional steigern können. 

Wenn für eine — bei uns favorisierte — marktwirtschaftlich orientierte Ordnung die Lei- 
stungs-, Start- und Verteilungsgerechtigkeit konstitutiv ist, muß dies auch für die Entwick- 
lungsländer gelten. Startgerechtigkeit ist mit einer Umverteilung der Einkommen und der 
Macht verbunden. Die nationalstaatlichen Erfahrungen sind auch hier international zu prak- 
tizieren. Vor allem aber müssen die drei Konstitutiva auch in den Industrienationen konse- 
quent durchgeführt werden. Nur dann kann ein marktwirtschaftliches System entstehen, 
das die Entwicklungsländer voll mit einbezieht — auch was die notwendigen Einkommens- 
transfers anbelangt. 

„Die sich aus einer solchen Verwirklichung marktwirtschaftlicher Regeln ergebenden An- 
passungen der eigenen Wirtschaftsstruktur und die relative Schwächung der eigenen Öko- 
nomischen Machtposition erscheinen daher nicht nur als Forderung der Gerechtigkeit 
sondern darüber hinaus als logische Ergebnisse marktwirtschaftlichen Denkens. Vor dem 
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Hintergrund dieser ordnungspolitischen Zusammenhänge fordern die Kirchen die Bundes- 
tegierung auf, ein konsistentes Konzept einer funktionsfähigen Marktwirtschaft zu erar- 
beiten, das die berechtigten Belange der Entwicklungsländer berücksichtigt, und es nach 
außen und innen glaubwürdig zu vertreten.“ 

Es folgen die Vorschläge und Empfehlungen an Bundestag und Bundesregierung zu: 

a) Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

(z.B. Ausdehnung des Systems der Zollpräferenzen auf sämtliche Waren aus Entwick- 

lungsländern, Stabilisierung der Rohstoffpreise, Angleichung der Export- und Import- 

preise etc.) 

b) Kapitalhilfe und technische Hilfe 

(z.B. Stufenplan zur Erreichung des 0,7-Prozent-Ziels, weitere Finanzhilfe, evtl. durch 

Steuer u.a.m.) 

c) Agrar- und Ernährungspolitik 

(z.B. Bekämpfung des Hungers durch sozialökonomische und politische Veränderungen; 

Planung von Agrarüberschüssen in Industrieländern ist entwicklungspolitisch fragwürdig) 

d) Technologischer Transfer 

(z.B. Forschungsinitiativen koordinieren, Differenzierung des Internationalen Patent- 

schutzes) 

e) Rüstungstransfer 

(z.B. Warnung vor Lockerung der Waffenexportbestimmungen) 

f) Privatinvestitionen 

(z.B. Prüfung der sozialen Voraussetzungen und Folgen; Unterstützung der Forderung 

von Entwicklungsländern nach wirksamer Kontrolle der Marktmacht von solchen Un- 

ternehmen) 

g) Strukturelle Anpassungen 

(z.B. Koordinierung der EG, Steuerung der Arbeitslosenquote, gemeinsames Informations- 

system) 

Das Memorandum schließt mit der Frage nach einem neuen Lebensstil. Die Bewältigung 
schwerwiegender Strukturänderungen in Wirtschaft und Gesellschaft stelle die Frage einer 
radikalen Veränderung des ganz alltäglichen Arbeits-, Konsum- und Freizeitverhaltens des 
einzelnen, um eine weitere Eskalation der Nöte in den Entwicklungsländern wie in den 
Industrienationen einzudämmen: ‚Es geht um nicht weniger, als Einstellungen und Verhal- 
tensweisen einzuüben, die eines Tages, soll die Menschheit eine Zukunft haben, die herr- 
schenden werden sein müssen.“ 


Dieses Memorandum und sein Begleitbrief an den Bundeskanzler ist von diesem 
mit Dank angenommen und beantwortet worden !0. Der Bundestagsausschuß 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit sah es als einen „wichtigen Beitrag zur Öf- 
fentlichen Bewußtseinsbildung über die Probleme der Dritten Welt und insbe- 
sondere über die auch in unserer Gesellschaft notwendigen Konsequenzen“ an. 
Es war eine der Grundlagen für die einstimmig beschlossene Erklärung des Aus- 
schusses zu UNCTAD IV.!% 


b) Kirchliche Verantwortung in Fragen der Kernenergie 


Wie in den entwicklungspolitischen so auch in den entwicklungstechnischen 
Fragen stehen die Kirchen vor der Aufgabe der Volksaufklärung. Dazu sind 
u.a. Bürgerinitiativen und ihre Gegner vor die gemeinsame Verantwortung zu 


105. A.a.O. S. 30. 
106. A.a.O. S. 32ff. 
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stellen. Der folgende Brief der baden-württembergischen Bischöfe Schäufele 
(Freiburg), Claß (Stuttgart), Moser (Rottenburg) und Heidland (Karlsruhe) an 
die Gemeinden ist von Politikern aller Parteien beachtet worden: 


GEMEINSAMER BRIEF DER KATHOLISCHEN UND EVANGELISCHEN BISCHÖFE 
IN BADEN-WÜRTTEMBERG AN DIE GEMEINDEN ZU FRAGEN 
DER KERNENERGIE 


Vom 15. Februar 1977 


Die Vorgänge in Brokdorf machten wieder einmal sichtbar, wie Gewalt und Gegengewalt 
sich gegenseitig steigern in einem Teufelskreis, der am Ende Vernunft und Augenmaß ver- 
nichtet. Inzwischen gab es auch schon eine erste Demonstration gegen das geplante Kern- 
kraftwerk Neckarwestheim II. Aus Wyhl ist zu hören, daß Gegner des dortigen Projekts 
neue Aktionen erwägen, falls ihr Einspruch durch das Verwaltungsgericht abgewiesen wer- 
den sollte. 

Angesichts solcher Vorgänge wenden wir uns an unsere Mitarbeiter, insbesondere an die 
Pfarrer und an alle Gemeindeglieder. Ohne Zweifel ist die überwiegende Mehrheit derer, 
die den Bau von Kernkraftwerken ablehnen, bestimmt durch die Sorge, daß unsere Umwelt 
in nicht wiedergutzumachender Weise gefährdet und menschliches Erbgut unwiderruflich 
geschädigt wird. Wir teilen diese Sorge. Der Mensch ist Gott verantwortlich für das, was er 
aus dieser Welt macht. Er darf nicht, um einem augenblicklichen Notstand zu begegnen, 
die Schöpfung ausbeuten und möglicherweise für Jahrtausende verıgiften. 

Ob die Kernenergie diese Folge nach sich zieht, ist eine Frage, die, so sehr sie uns be- 
drängt, von den Kirchenleitungen nicht verbindlich beantwortet werden kann. Wohl aber 
stellen wir fest, daß die hierüber vorliegenden Fachgutachten nicht übereinstimmen. Der 
Energiebedarf scheint sich nicht exakt berechnen zu lassen. Ähnliches gilt für den Umfang 
der vorhandenen Energiequellen. Für Transport, Wiederaufbereitung und Zwischenlagerung 
der radioaktiven Materialien sind zwar kurzfristige Übergangslösungen gefunden. Ob aber 
eine zufriedenstellende, endgültige Lösung in den nächsten Jahren gefunden wird, ist noch 
nicht sicher. Was wird sein, wenn diese Erwartung sich als trügerisch erweisen sollte! 

Darum können wir nicht abseits stehen, auch wenn wir in technischen und wirtschaft- 
lichen Einzelfragen nicht kompetent sind. Wir sind mit der Landesregierung im Gespräch, 
vor allem über Sicherheitsfragen der Kernenergie. Wir werden mit Vertretern der Wirtschaft 
sprechen. vor allem über die Erschließung anderer Energiequellen und bessere Nutzung der 
vorhandenen. An unsere Gemeinden aber richten wir die dringende Bitte: 

Konzentrieren Sie alle Ihre Kräfte auf friedliche Lösungen der Konflikte! Auf Gewalt ruht 
kein Segen. Wer Gewalt übt, öffnet dem Chaos Tür und Tor. 

Respektieren Sie das Urteil des Gerichts. Wer sich über ein Gerichtsurteil hinwegsetzt, 
trägt dazu bei, daß an die Stelle der Rechtsordnung die Willkür tritt. Daran darf kein Christ 
interessiert sein. Wo Sie aus Gewissensgründen widersprechen, muß dies im Rahmen der 
von der Verfassung gezogenen Grenzen geschehen. 

Bleiben Sie nüchtern gegenüber jeglicher Schwarzmalerei, von welcher Seite auch immer 
sie erfolgt. Es ist nicht wahr, daß eine Katastrophe unvermeidlich ist. Es ist auch nicht 
wahr, daß ohne Kernenergie zwangsläufig die Lichter ausgehen. Lassen Sie sich ebenso- 
wenig beeindrucken von der Fortschrittsgläubigkeit, die blind ist für die Risiken eines 
bedenkenlosen Wirtschaftswachstums! 

Das Tragen von kirchlicher Amtstracht außerhalb des Gottesdienstes, z.B. bei einer De- 
monstration, ist nicht geeignet, Argumente zu verdeutlichen, und gibt erfahrungsgemäß An- 
laß zu mancherlei Mißverständnissen. Es muß deshalb unterbleiben. 

Im übrigen ist ein neues Energiebewußtsein unabdingbar: Gehen Sie verantwortungsbe- 
wußt um mit Strom und jeder anderen Energie! Beachtenswerten Berechnungen zufolge 
würde in den kommenden Jahren die Energielücke nicht in dem befürchteten Umfang ent- 
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stehen, wenn schon in den Haushalten und öffentlichen Gebäuden die Energie rationeller 
verwendet und nicht durch Unachtsamkeit vergeudet würde, Wahrscheinlich muß die 
Industrie ihren Energieverbrauch nicht einschränken und damit auch auf keine Arbeitsplätze 
verzichten, wenn es gelänge, die Haushalte zu einem sorgsamen Umgang mit Energie zu 
bewegen. Dazu kann jeder an seiner Stelle mithelfen. 

Die Frage der Kernenergie muß in einem größeren Zusammenhang gesehen werden. Die 
Menschheit befindet sich in einer entscheidenden Stunde ihrer Geschichte. Was immer wir 
tun, wir stellen damit eine Weiche, auch für andere. Wenn wir einer lebenswerten, men- 
schenwürdigen Zukunft entgegengehen wollen, müssen wir einen neuen Stil des gegenseiti- 
gen Umgangs gewinnen. 

Gefordert ist: 

Mehr Information, 

mehr Selbstkritik, 

mehr Achtung vor dem Andersdenkenden, 

mehr Eigeninitiative, 

mehr Sinn für das Gemeinwohl, 

mehr Rücksicht auf die kommenden Generationen. 

Zugleich geht es um das Hegen und Pflegen der dem Menschen anvertrauten Schöpfung. 

Unser Herr Jesus Christus hat uns dazu befreit und verpflichtet. 


Energie und Umwelt an Rhein und Ruhr 


Eine weiterführende gemeinsame Aktion in dieser Richtung geht auf die persön- 
liche Initiative des Präses der Evangelischen Kirche im Rheinland Lic. Karl Im- 
mer und des katholischen Bischofs von Essen Dr. Franz Hengsbach zurück. Sie 
gründeten im Oktober 1977 die Stiftung „Energie und Umwelt an Rhein und 
Ruhr“ (Rhein-Ruhr-Stiftung). Hierzu haben sie folgendes Memorandum veröf- 
fentlicht 198: 


Die Menschheit stand und steht immer wieder vor der Frage, wie sie mit den Ergebnissen 
wissenschaftlicher Arbeit in Forschung und Technik leben kann. Die Beantwortung man- 
cher Frage beschäftigte Generationen. So lastet z.B. auf unserer Generation das Problem, 
verantwortlich mit dem Auto umzugehen. Dies macht die große Zahl von Verkehrstoten 

auf unseren Straßen schmerzlich deutlich. 

Heute ist die Frage nach der Sicherstellung künftiger Energieversorgung zu einem Haupt- 
thema in der wirtschaftlichen und politischen Diskussion geworden, und zwar sowohl auf 
nationaler wie auf internationaler Ebene. Manche meinen, diese Frage könne zu einer Le- 
bens-, jaÜ_berlebensfrage für unser Land werden. Es geht dabei um die Energiequellen, um 
ihre Sicherung auch für künftige Generationen, um deren Aufbereitung und Verwendung, 
vor allem aber um die Konsequenzen, die sich aus dem Energieverbrauch ergeben. Dabei 
spielt mehr und mehr die Frage eine Rolle, wie die Nutzung moderner Energiequellen, vor 
allem atomarer Art, die Umwelt und damit das Leben der Natur und besonders der Men- 
schen beeinflussen oder gar gefährden könnte. 

Bei der Diskussion um die genannten Fragen scheint die Sachlichkeit immer mehr zu 
schwinden. Interessenkämpfe werden sichtbar. Ideologische Sackgassen führen zu Ratlosig- 
keiten und zu revolutionärem Aufbegehren. Die Verketzerung der Andersdenkenden, die 
Gewalt gegen Sachen und Personen sowie die Steuerung durch anonyme Gruppen sorgen 
dafür, daß berechtigte Bürgerdemonstrationen umfunktioniert werden zu spektakulären 
Aktionen gegen unseren Staat und seine rechtmäßigen Organe. 

Im Ruhrgebiet werden die Gegensätzlichkeiten der genannten Diskussionen besonders 
deutlich, da es einerseits vor allem um die Sicherung von Arbeitsplätzen geht, und zwar 
nicht nur im Bergbau, sondern auch in der Stahlindustrie und im Maschinenbau, und ande- 
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rerseits die Fragen des Umweltschutzes hier besonders virulent sind. Die Argumentation 
ist gegensätzlich, und zwar unabhängig von Religion und Bekenntnis. Unter denen, die den 
Bau von Kohlekraftwerden und erst recht von Kernkraftwerken ablehnen, sind gläubige 
Christen wie auch unter denen, die im Hinblick auf die zukünftige Energieversorgung und 
die Sicherung der Arbeitsplätze energisch für den Bau von Kohlekraftwerken eintreten, 
aber auch die Errichtung von Kernkraftwerken für gerechtfertigt halten, wenn die not- 
wendigen Umweltsicherungen jetzt und in Zukunft gewährleistet sind. | 

Zu allen Gegensätzlichkeiten und Emotionen in der Argumentation kommt, daß die an- 
stehenden Fragen oft nur innerhalb der eigenen Nation gesehen werden, während in ande- 
ren europäischen und außereuropäischen Ländern der Bau von neuen Kohle- und Kern- 
kraftwerken weithin ungehindert erfolgt. 

Es ist hohe Zeit, daß die Diskussion versachlicht und entideologisiert wird. Die Fragen 
der Energienutzung und des Umweltschutzes dürfen nicht zu einem „Glaubenskrieg‘ 
führen. Maßlosigkeiten und Oberflächlichkeiten müssen auf allen Seiten vermieden wer- 
den. 

Da alle Menschen — gläubig oder ungläubig — im Hinblick auf die genannten Fragen ein 
gemeinsames Schicksal haben, ist es an der Zeit, daß alle die, die Verantwortung für die 
Zukunft der Menschen tragen, sich zu einem aufrichtigen sachlichen Dialog bereitfinden. 

Allen Einsichtigen wird immer mehr deutlich, daß Energieversorgung und Umweltschutz 
nicht nur technische und finanzielle Probleme sind, sondern beide zugleich eine geistige 
Herausforderung darstellen. Es geht um mehr als Technik und Geld. Es geht um die men- 
schengemäße, menschenwürdige Gestaltung unseres Lebens, das heißt, es geht um den Auf- 
trag des Menschen auf Erden, ‚zu bauen und zu bewahren“ (Gen 2, 15). Der Mensch darf 
die Schöpfung nicht zerstören. Er zerstörte sein und seiner Kinder Leben. Nicht alles, was 
dem Menschen möglich ist, ist ihm auch erlaubt. ‚Was nützte es dem Menschen, wenn er 
die ganze Welt gewänne und nähme Schaden an seiner Seele‘ (Mt 16, 26). Unsere Gene- 
ration muß sich den Fragen stellen, die aus der Entwicklung der Technik kommen, etwa 
ob sich unsere technische Welt möglicherweise verfahren habe, da sie dabei sei, mehr Pro- 
bleme zu schaffen als zu lösen. 

Welcher Weg führt in eine menschenwürdigere Zukunft? Weder ein Überdruß an Technik 
und Wissenschaft, weder Maschinenstürmerei, noch unbesonnenes „Machen“ alles dessen, was 
machbar ist. Weder ein Fanatismus des Fortschritts, noch eine rückwärts gewandte Roman- 
tik! Der Weg kann auch nicht nur im Ausgleich der Interessengegensätze bestehen, so wich- 
tig er ist. Er muß gefunden werden nach einem Kompaß, der auf die gottgegebene Würde 
und den gottgegebenen Schöpfungsauftrag des Menschen ausgerichtet ist. Kann hier die 
christliche Botschaft vom Menschen und seiner Erlösung helfen? 

Vor über 25 Jahren, in der ersten Phase des industriellen Wiederaufbaus, haben Männer 
des Bergbaus und der beiden Kirchen sich in der Gemeinsamen Sozialarbeit der Konfessio- 
nen im Bergbau zusammengefunden, um miteinander zu beraten, wie die Betriebe technisch 
und menschlich so zu gestalten seien, daß der Mensch darin nicht nur nicht zu kurz komme, 
sondern sich er:tsprechend seiner gottgegebenen Würde entfalten könne. 

Nunmehr geht es ernsthaft um die Frage, wie unsere industrielle Welt, vor allem die Ener- 
giewirtschaft, so gestaltet werden kann, daß das Leben und die Würde des Menschen wie 
auch die Wirtschaftlichkeit und damit die Arbeitsplätze gesichert bleiben. Wie 1950 wollen 
Männer aus beiden Kirchen helfen, daß ein „runder Tisch“ geschaffen wird, an dem es 
nicht zuerst um wirtschaftliche Interessen geht, sondern um die geistige Herausforderung, 
7 in der Spannung zwischen den Forderungen nach der notwendigen Energie und nach 
a een Umweltschutz liegt. Wir glauben, daß die heute anstehenden wissenschaft- 

a nischen und wirtschaftlichen Probleme unaufhaltsam auf Lebensfragen zustoßen. 
Es geht vor allem um eine Ethik des Fortschritts. 
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c) Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen zur Problematik 
ausländischer Arbeitnehmer 


Die ACK hat sich nach ihrer Neukonstituierung (eingetragener Verein) 1974 1% 


erstmals wieder öffentlicher Belange angenommen: des Ausländer- und des Aus- 
siedlerproblems. 


Die Stellungnahme zur Problematik ausländischer Arbeitnehmer vom 14.1.76 geht aus von 
der weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise, der Unsicherheit über die künftige Entwick- 
lung (1.-/2.) und den Versuchen, „durch administrative Maßnahmen die Zahl ausländi- 
scher Mitbürger von gegenwärtig 2,1 Millionen deutlich zu verringern‘ (3—5)!!°, Sie er- 
hebt folgende Forderungen: 

„6. Die Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen will der Wahrheit und Humanität dienen, 
wenn sie jetzt drohenden Maßnahmen weiterer Benachteiligungen der Ausländer entgegen- 
tritt, die sich vor allem bei der Arbeitserlaubnis, dem Arbeitslosengeld, der Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe und den Zuzugsbeschränkungen abzeichnen. 

Die Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen ist sich der Probleme der auf dem Arbeits- 
markt mit Ausländern konkurrierenden deutschen Gruppen, vor allem von Hilfsarbeitern 
und angelernten Arbeitern sowie Schwerbeschädigten, Älteren und Frauen bewußt. Hier 
muß durch einen Kompromiß aller Mitbürger in Solidarität ein Ausgleich gefunden wer- 
den. Der Export der Arbeitslosigkeit in die Heimatländer ausländischer Arbeitnehmer, 
ohne Rücksicht auf das Schicksal des einzelnen und seiner Familie, ist keine annehmbare 
Lösung. Sie würde eine Enthumanisierung der Arbeitswelt und eine Vergiftung der zwischen- 
menschlichen Beziehungen zur Folge haben, die zu einem Vertrauensverlust und zur Spal- 
tung der Arbeiterschaft führen. 

In dieser Lage ist eine klare Stellungnahme der Gewerkschaften erforderlich. Es wird be- 
fürchtet, daß sich in der Bundesrepublik wie in einigen Nachbarstaaten ein Konsens zwischen 
Unternehmern und Gewerkschaften zu Lasten der Ausländer bildet und zur politischen 
Richtschnur der Parteien und Regierungen der Industriestaaten wird ... 

7. Die Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen befürwortet die Aufrechterhaltung des 
Anwerbestopps. Ein Einsatz von mehr Ausländern im Arbeitsprozeß kann sinnvoller und 
vor allem humaner aus der zweiten Ausländergeneration erfolgen ... 

8. Durch die Arbeitsaufnahme in der Bundesrepublik wurden zahlreiche Familien aus- 
einandergerissen und zerstört. Das Recht, mit dem Ehegatten und den nicht erwachsenen 
Kindern in einem Hausstand zusammenzuleben, darf für ausländische Arbeitnehmer nicht 
eingeschränkt werden. Es wäre untragbar, wenn Ausländern erst nach dreijährigem Arbeits- 
aufenthalt die Familienzusammenführung gewährt werden bzw. in überlasteten Siedlungs- 
gebieten völlig unterbunden werden sollte. Ebenso ist eine ‚freiwillige‘ Rotation mit ver- 
traglich festgelegter langjähriger Familientrennung abzulehnen. 

9. Die Verpflichtung zu Wahrheit, internationaler Solidarität und Humanität fordert von 
den christlichen Kirchen, sich für eine Verbesserung der Rechte der ausländischen Arbeit- 
nehmer und ihrer Familien einzusetzen. Die Integration wurde versprochen und von den 
Ausländern gefordert. Ausländische Kinder wurden in deutsche Schulen geholt und hatten 
Deutsch zu lernen. Dieses Angebot der Integration kann nun nicht plötzlich rückgängig 
gemacht werden. Vielmehr sind die Lebensverhältnisse der hier lebenden ausländischen 
Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen zu verbessern und eine Gleichbehandlung 
anzustreben.‘ 

(Nach einem Hinweis auf die gegenseitige kulturelle Bereicherung, den Abbau von Vor- 
urteilen und den Möglichkeiten aktiver Mitarbeit der Ausländer betont die ACK zum 
Schluß, „daß Staat, Kirche und gesellschaftliche Gruppen bei Ausländerfragen eine ge- 
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meinsame Verantwortung tragen. Lösungen der Probleme lassen sich nur in enger Zusam- 
menarbeit mit ausländischen Mitbürgern finden.‘‘) 


d) Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen zur Aufnahme 
deutscher Aussiedler aus dem Osten 


WORT DER ARBEITSGEMEINSCHAFT CHRISTLICHER KIRCHEN IN DER 
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND UND BERLIN (WEST) ZUR AUFNAHME 
DEUTSCHER AUSSIEDLER AUS DEM OSTEN, INSBESONDERE AUS DER 
VOLKSREPUBLIK POLEN''! 


Öffentliche Stellen in der Bundesrepublik Deutschland wie auch Kirchen und Verbände 
haben in den letzten Wochen dazu aufgerufen, die aufgrund der Vereinbarungen mit der 
Volksrepublik Polen zu erwartenden deutschen Aussiedler bereitwillig aufzunehmen und 
ihnen beim Einleben mit jeder nur möglichen menschlichen und sachlichen Hilfe zur Seite 
zu stehen. Die Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Berlin (West) schließt sich diesen Empfehlungen und Appellen aufs wärmste an 
und bittet ihre Mitglieds- und Gastkirchen, die hierfür notwendigen Schritte in ihrem Be- 
reich wirksam mitzuvollziehen und zu unterstützen. Dabei sind wir der Überzeugung, daß 
alle humanitären, diakonischen und administrativen Maßnahmen für den Christen letztlich 
erst Leben und Inhalt durch die geistliche Dimension gewinnen, die der Apostel Paulus 
in die Worte faßt: „Nehmet einander an, wie auch Christus uns angenommen hat, zur 
Ehre Gottes“ (Röm. 15,7). Dadurch wird die Aufnahme der zu uns kommenden Aussied- 
ler, die fast ausnahmslos den in unserer Mitte vertretenen Konfessionen und Kirchenge- 
meinschaften angehören, zu einer Bewährung unserer Gemeinden, der wir uns in ökume- 
nischer Verbundenheit miteinander zu stellen haben. 


e) Die Kirchen zu geplanten Veränderungen im Asylrecht 


Um zunehmenden Mißbräuchen seitens ausländischer Asylbewerber und ent- 
sprechender Organisationen zu wehren, hatte das Bundesministerium des Innern 
eine „Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Änderung der allgemeinen Verwal- 
tungsvorschrift zur Ausführung des Ausländergesetzes“ erarbeitet und am 6.10. 
77 den Bundesrat um Zustimmung gebeten. Gegen die damit vorgesehene Mög- 
lichkeit, Asylsuchende noch vor Beendigung eines ordentlichen Anerkennungs- 
verfahrens auszuweisen, erhob sich vielfältiger Protest. Auch der Rat der EKD 
und das Diakonische Werk meldeten starke Bedenken an. Ein gemeinsames Wort 
der Kirchen kam nicht zustande. 

Immerhin fanden sich das Diakonische Werk in Hessen und Nassau sowie die 
Konferenz der Caritasverbände in Hessen zu einer gemeinsamen Presseerklä- 


rung!12: 
BEDENKEN GEGEN AUSHÖHLUNG DES ASYL-RECHTS 


Als Beeinträchtigung des grundgesetzlich garantierten Schutzes politisch Verfolgter betrach- 
ten das Diakonische Werk in Hessen und Nassau und die Konferenz der Caritasverbände 





111. Vom 24.9.76; vgl. auch idea 20/76 vom 17.5.76. 
112. epd-Dok. 20/77, S. 33: Presseerklärung vom 24.2.1977. 
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in Hessen neue Verwaltungsvorschriften zum Ausländergesetz, die die Bundesregierung be- 
schlossen hat und die dem Bundesrat für die Sitzung vom 4.3.77 zur Zustimmung vorliegen. 

Danach sollen u.a. die Grenz- und Ausländerbehörden ermächtigt werden, Anträge auf 
politisches Asyl zurückzuweisen, wenn diese ihrer Auffassung nach „rechtsmißbräuchlich“ 
gestellt wurden. Ohne weiteres Verfahren können damit Asyl-Suchende ausgewiesen oder 
sogar in ihr Heimatland abgeschoben werden. Außerdem kann unbeschadet eines anhängigen 
Asyl-Verfahrens gegen jeden Asyl-Bewerber eine Ausweisung verfügt werden. 

Der durchaus berechtigte Versuch von Bund und Ländern, sich gegen Rechtsmißbräuche 
zu wehren, darf nicht dazu führen, das Asyl-Recht auszuhöhlen und u.U. lebensbedrohende 
Entscheidungen auf Behörden zu verlagern, die damit zwangsläufig überfordert sind. 

Mit den geplanten Änderungen der Verwaltungsvorschriften gerät die Bundesrepublik in 
Kollision mit dem Grundgesetz, der Genfer Konvention und ihren eigenen Bestrebungen 
bei der „Konferenz über territoriales Asyl“ der UN, das Verbot der Zurückweisung bzw. 
Abschiebung in das Land der politischen Verfolgung völkerrechtlich zu verankern. 

Das Diakonische Werk und der Caritasverband, die ständig mit den existenziellen Fragen 
politischer Flüchtlinge und Asyl-Bewerber befaßt sind, erwarten von der Hessischen Landes- 
regierung, daß sie sich für eine Abänderung der geplanten Ausführungsbestimmungen zum 
Ausländergesetz einsetzt. 


f) Telefonseelsorge 


Die geplante Einführung der Zeitzählung im Ortsfernsprechverkehr hat die Evan- 
gelische Konferenz für Telefonseelsorge, die Katholische Arbeitsgemeinschaft 
Telefonseelsorge, die Katholische Arbeitsgemeinschaft Telefonseelsorge und 
Offene Tür zu einem gemeinsamen Memorandum (vom 14. Oktober 1976) 113 
veranlaßt. Darin verweisen sie auf Widersprüche in der Politik des Bundespost- 
ministeriums und auf dessen unsoziale Gebührenpolitik: 


3. Unter den negativen Auswirkungen der Zeitzählung im Ortsfernsprechverkehr werden 
aber auch alle gesellschaftlichen, kirchlichen und sozialen Institutionen zu leiden haben, 
die im Sinne der Krisenintervention vorwiegend oder stark mit dem Telefon arbeiten: 

die Telefonseelsorge, die Deutsche Gesellschaft für Selbstmordverhütung, der Kinder- 
schutzbund, Beratungsstellen verschiedenen Typs, Einrichtungen der Alkohol- und Sucht- 
bekämpfung, Telefonketten für Alte, Behinderte usw. Es ist unmöglich, seelsorgerliche 
oder Beratungsgespräche unter Zeit- und Kostendruck zu führen. 

4. Auch die informelle und unorganisierte Krisenintervention „von Mensch zu Mensch“, 
bei der das Telefon oft eine wichtige Rolle spielt, würde zurückgehen. Dadurch würden 
einerseits die Isolationssyndrome in unserer Gesellschaft vermehrt, andererseits eine im- 
mer größere Zahl von Menschen den institutionalisierten Stellen der Krisenintervention 
zuströmen, was im Effekt einen erheblichen Mehraufwand für die öffentliche und freie 
Wohlfahrtspflege bedeuten würde!'*. 

(Schließlich wendet sich das Memorandum gegen neue Sonderregelung für Telefonseel- 
sorge (TS), weil dann nicht nur Alte, Kranke, Behinderte usw., sondern auch jene, die nur 
Kommunikation zur Überwindung ihrer Einsamkeit suchen, ihre ausfallende Kommuni- 
kation über die TS umleiten würden, was zu deren Überlastung und Behinderung in der 
Betreuung von Menschen in schweren Lebenskrisen führen müsse.) 


113. epd-Dok. 9/77, S. 31ff. 
114. A.a.O. S. 33. 
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g) Kritik der Kirchen am Ersten Ehe- und 
Familienrechtsänderungsgesetz'"° 


Nicht gemeinsam und gerade deshalb von ökumenischem Belang ist die getrenn- 
te Kritik der Großkirchen in der Bundesrepublik am Reformgesetz des Ehe- 
und Familienrechts, das am 1. Juli 1977 in Kraft getreten ist. 

Der Rat der EKD erklärt am 16.9.77 nach einem kurzen Referat über die Dis- 
kussionslage, über das Vermögen des Rechts, einerseits die Ehe als eine auf Le- 
benszeit geschlossene Gemeinschaft zu verstehen, andererseits die Scheidung als 
„Ausnahmemöglichkeit“ zuzulassen sowie die Voraussetzungen dazu „möglichst 
objektiv, realistisch und praktikabel zu gestalten“, er stimmt dem Übergang vom 
Verschuldungsprinzip zum Zerrüttungsprinzip zu (vgl. den Text oben S. 167. 

Das Kommissariat der katholischen deutschen Bischöfe erklärt am 31.8.77 
nach einem knappen Hinweis auf das neue Ehescheidungsrecht und die wieder- 
holten Bedenken: 


Enttäuscht sind viele begreiflicherweise von den zahlreichen Lücken und Unzulänglichkeiten 
im Scheidungsfolgenrecht. Sie werfen den neuen Regelungen vor, sie seien übermäßig kom- 
pliziert und lebensfremd, sie führten zu grotesken Ergebnissen, drängten die Ehefrau auch 
gegen ihren Willen ins Erwerbsleben und verursachten eine Reihe neuer Ungerechtigkeiten 
und Härten. Vor allem aber wird nicht verstanden, warum ein Ehepartner, der den anderen 
grundlos verläßt, auch noch Unterhalts- und Versorgungsansprüche haben soll. 

Besonders ratlos macht, daß es zur Scheidung künftig ‚aus einer Laune heraus‘ kommen 
kann; daß es möglich sein soll, eine Ehe nach dem Ablauf bestimmter Trennungsfristen 
gegen den Widerspruch des anderen Ehegatten auch dann scheiden zu lassen, wenn sie in 
Wirklichkeit nicht zerrüttet ist. 


(Es) muß daran erinnert werden, daß eine der Hauptschwächen des neuen Gesetzes in der 
mangelhaften Normierung der Scheidungsgründe besteht. Es ist gar nicht möglich, einen 
so schwerwiegenden Fehlansatz des Gesetzes durch Scheidungsfolgen-Regelungen voll auf- 
zufangen. Im Gegenteil. Ein übermäßiges Aufblähen der Bestimmungen über die Scheidungs- 
folgen beschwört die zusätzliche Gefahr herauf, daß unter dem Begriff Ehe bald nur noch 
ein Katalog von Ansprüchen, die es möglichst rücksichtslos durchzusetzen gilt, verstanden 
wird. Das aber stellt das Rechtsinstitut Ehe als Ganzes in Frage mit weiteren ernsten Nach- 
teilen für den Rechtsschutz von Ehe und Familie. 

„.. Es wäre für unser Volk verhängnisvoll, wenn man sich durch das neue Scheidungs- 
recht ganz allgemein abschrecken ließe, überhaupt noch die Ehe einzugehen oder wenn man 
in den Ehevorschriften künftig einen Freibrief für ein bequemes, im übrigen aber verant- 
wortungsloses Zusammenleben ohne Pflichten und gegenseitige Hilfe sehen würde. 


Es ist ein Widerspruch, auf der einen Seite der Familie einen sehr hohen Rang einzuräu- 
men und von ihr bedeutende Leistungen zu erwarten, auf der anderen Seite aber den ihr 
zukommenden Rechtsschutz einzuschränken. Das paßt nicht zusammen. Es setzt Ehe und 
Familie einem gefährlichen Zerreißprozeß aus und fordert die Frage heraus, wie denn Grund- 
werte überhaupt noch verwirklicht werden sollen, wenn eine der wichtigsten Einrichtungen 
der Gesellschaft in dieser Weise preisgegeben wird. 

(Nach einem Verweis auf die Verantwortung der Richter) ... 

Entscheidend wird aber angesichts einer solchen Fehlleistung des Gesetzgebers sein, wie 
der einzelne selbst mit der neuen Situation fertig wird. Es ist jetzt besonders wichtig, sich 
nicht entmutigen zu lassen und die Möglichkeiten, die das Eherecht noch bietet, zur Er- 





115. Dokumentation MDKI 28/1977, S. 95£. 
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haltung von Ehe und Familie auszuschöpfen. Eheleute, die nach allen bisherigen Überle- 
gungen dazu entschlossen sind, sich scheiden zu lassen, sollten um ihrer selbst, aber auch 


um der Kinder und sonstigen Familienangehörigen willen diesen Entschluß immer wieder 
überprüfen. 


Sie sollten sich fragen, 
— ob sie es vor ihren Kindern verantworten können, das rechtliche Fundament ihrer Fa- 
milie auseinanderzureißen; 
— ob sie nicht die Schwächen ihres Ehepartners oder anderer Familienangehöriger rück- 
sichtslos ausnutzen, wenn sie die durch das neue Gesetz eingeräumten Scheidungserleich- 
terungen konsequent wahrnehmen; 
— ob sie wirklich alle Anstrengungen unternommen haben, über Hindernisse und Meinungs- 
verschiedenheiten mit dem Partner hinwegzukommen; 
— ob sie die ihnen im Scheidungsverfahren möglicherweise vom Richter eingeräumte Ver- 
söhnungsfrist zur Rettung ihrer Ehe etwa durch Inanspruchnahme einer Eheberatungsstelle 
genutzt haben; 
— ob sie es schließlich voreinander angesichts des einmal gegebenen Ja-Wortes und des 
daran geknüpften gegenseitigen Vertrauens verantworten können, jetzt endgültig ausein- 
anderzugehen. 


h) Wort der europäischen Bischofskonferenzen zu Europa !"6 


Eine ökumenische Herausforderung an die Konferenz Europäischer Kirchen 
(KEK), der die katholischen Kirchen nicht angehören, auf deren Sitzungen sie 
jedoch durch Beobachter vertreten sind, stellt das ‚Wort‘ der europäischen ka- 
tholischen Bischofskonferenzen „zu Europa“ dar, das mit Ausnahme Jugosla- 
wiens in keinem der sozialistischen Ostblockstaaten veröffentlicht werden durf- 
ter 


Fast zwei Jahrtausende nach der Geburt unseres Herrn steht die Menschheit vor schwie- 
rigen Aufgaben. Sie leidet unter starken Spannungen und mannigfaltigen Krisen auf gei- 
stigem, politischem und wirtschaftlichem Gebiet. Zur gleichen Zeit zeichnen sich aber 
auch neue Chancen für eine hoffnungsvollere und glücklichere Zukunft ab. Sie zu verwirk- 
lichen, sind alle Menschen guten Willens aufgerufen, nicht zuletzt wir Christen in Europa. 


I. Die geschichtliche Rolle Europas 


(Hinweis auf die Missionsheiligen und die von Europa ausgehende Weltmission) ... 

Heute ist Europa politisch geteilt, religiös und weltanschaulich zerrissen. Es steht im 
Schatten mächtiger politischer Kräfte. Aber die Menschen in Europa haben erkannt, daß 
sie nicht nur Verwalter ihrer Vergangenheit sind, sondern daß sie Gestalter ihrer gemein- 
samen Zukunft sein dürfen. Daher wollen sie zusammen mit den Menschen in Afrika, Ame- 
rika, Asien, Australien und Ozeanien, von denen sie Vielfältiges empfangen haben, an der 
Entwicklung der Welt und an der geistigen und moralischen Zukunft der Menschheit mit- 
wirken. 


II. Wille zur Einigung 


(Die Notwendigkeit der Einigung.) 

... das Mühen um eine Einigung Europas ist also ein Friedenswerk. Daß dabei jeder Be- 
vormundung entsagt, die Gleichberechtigung der Länder gewahrt und die geschichtlich ge- 
wachsene Eigenständigkeit der Nationen respektiert werden muß, versteht sich von selbst. 


116. Dokumentation MDKI 28/1977, S. 94f. 
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Für die europäischen Völker heißt das: Überwindung von Haß und Feindschaft sowie 
Entschlossenheit, das Notwendige gemeinsam zu tun. 


III. Grundrechte und Grundpflichten 


Die Mitarbeit der europäischen Christen an einer besseren Weltordnung setzt den Dienst 
am Nächsten voraus. 

(Dieser Dienst wird an Hand von „Gaudium et spes“ [I. Vatikanisches Konzil] sowie 
einer Papstrede entfaltet.) 

Soziale Ungerechtigkeiten müssen beseitigt werden. Wir müssen bereit sein, stärker als 
bisher mit anderen zu teilen. Als Christ handeln heißt: der Habsucht und dem Macht- 
hunger entsagen und uneigennützig und ohne Erwartung eines Lohnes für andere dasein. 
Als Christ ieben heißt: so leben, daß auch alle anderen leben können. 


IV. Der Mensch in der Gemeinschaft 


... Die Botschaft Christi verpflichtet uns zur Sorge um unseren Nächsten, auch um den, 
der fern von seiner Heimat leben und arbeiten muß, sie fordert von uns die Solidarität 
mit den Schwachen, Unterdrückten, Behinderten und Heimatlosen. Das Evangelium hat 
nicht nur für den persönlichen Lebensbereich Geltung, sondern es fordert unsere Mitver- 
antwortung für die Welt. 

.. In Gemeinschaft mit allen, die sich zum Evangelium Christi bekennen, sind wir ver- 
pflichtet, uns gegen Unterdrückung, Hunger und Elend, wo immer sie auftreten, einzu- 
setzen und für die Leiden und Nöte der Menschen durch die Verwirklichung einer gerech- 
teren Sozialordnung für Europa wie für die Welt einzutreten. 

Entwicklungshilfe im europäischen Maßstab darf kein Almosen sein, sondern brüderliche 
Hilfe. Sie muß auf dem Weg der Zusammenarbeit von Gleichberechtigten konsequent 
weiterverfolgt werden, sie darf sich nicht auf materielle Hilfe beschränken, sonst verwei- 
gert sie gerade das Wesentliche, das Europa zu geben hat: die Vermittlung der im christ- 
lichen Glauben begründeten und verwurzelten Grundwerte (vgl. Mater et magistra, 176), 
ohne die ein dauernder Friede und eine volle Partnerschaft zwischen den Völkern nicht 
möglich sind. 


V. Mut und Wagnis 


Die außerordentlichen Fortschritte in Naturwissenschaft und Technik verleiten manche zu 
dem Irrglauben, der menschliche Wille sei der ‚Imperativ des Universums‘. 

Die Abkehr von Gott als dem Herrn und Schöpfer hat zu menschlichem Niedergang, 
Krieg und Gewalt geführt. Viele Menschen, auch in unserem Land, sind dem Materialis- 
mus verfallen. In der Folge religiöser Entwurzelung greifen, trotz wachsenden Wohlstands, 
Resignation, Depression und Angst um sich. 

Es wäre aber verhängnisvoll, wenn wir diese Situation nur klagend zur Kenntnis nehmen 
würden. Wir haben doch erfahren, welchen Sinn und welche Erfüllung die Botschaft Christi 
unserem Leben geben kann! Die Kunde von der Liebe und Gnade Gottes befreit und be- 
friedigt nicht nur den einzelnen, sondern auch die menschliche Gemeinschaft. Sie wird, 
wenn Europa eine glücklichere Entwicklung nehmen und eine hoffnungsvollere Zukunft 
haben soll, unentbehrlich sein. Indem wir unseren Glauben erneuern und vertiefen, tragen 


wir ei der werdenden Völkergemeinschaft „ihre Seele“ (Papst Paul VI. am 18.10.1975) 
zu geben. 
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7. KIRCHEN UND JUDENTUM 


Der deutsche Koordinierungsrat der Gesellschaft für christlich-jüdische Zusam- 
menarbeit hatte schon verschiedentlich auf „‚neonazistische Tendenzen“ in der 
Bundesrepublik hingewiesen, wiederum 1977 zum Jahrestag des Attentats auf 
Hitler am 20. Juli 1944. Er nennt u.a. Verschleppung von Prozessen, Schändung 
jüdischer Friedhöfe, Entfernung von Gedenktafeln für jüdische NS-Opfer !'”. 
Schon zuvor hatten antisemitische Schmierereien an jüdischen oder öffentlichen 
Gebäuden den 1. Vorsitzenden, Dr. Siegfried von Kortzfleisch, veranlaßt, von 
einem starken latenten Antisemitismus zu sprechen, der inneren Bereitschaft, 
„antisemitischen Parolen und Aktionen unter bestimmten Umständen zu fol- 
gen‘‘118, Später warnte er vor der Annahme, „die neonazistischen Kräfte in un- 
serem Lande seien grundsätzlich harmloser als die terroristischen Linksradikalen 
und ihre Sympathisanten‘“ }!?, 

Daß auch in der Schule, einschließlich im Religionsunterricht, trotz verbesser- 
ter Lehrpläne die Leidensgeschichte der Juden unter der nationalsozialistischen 
Herrschaft verdrängt wird, ist allgemein bekannt. Landesrabbiner Dr. Nathan P. 
Levinson bemerkt bitter: „Daß man nicht aufgearbeitet hat, ist wohl jedem 
unter uns klar. Und man tut es auch heute nicht‘‘1?0, 

Abgesehen von Kirchen- und Katholikentagen, von Tagungen der Gesellschaft 
für christlich-jüdische Zusammenarbeit, von regionalen Arbeitskreisen — aus de- 
nen der in Hessen und Nassau durch seine fortlaufenden „Materialien“ und 
„Informationen“ hervorragt — sowie einzelnen religionspädagogischen Arbeits- 
tagungen haben die Kirchen als Körperschaften in der Bundesrepublik Deutsch- 
land sich lange nicht zu Wort gemeldet!?%2, 


a) Katholische Kirche 


Rechtzeitig zum zehnjährigen Bestehen der Erklärung des II. Vatikanischen Kon- 
zils ‚Nostra aetate‘ hatte eine 1974 eingesetzte päpstliche Kommission für die 
religiösen Beziehungen zu dem Judentum „Richtlinien und Hinweise für die 
Durchführung“ von Nr. 4 dieser Erklärung veröffentlicht !?!. Kritisiert wurde 
an diesem Dokument, daß es bei aller Aufgeschlossenheit für den Fortgang 
eines „‚brüderlichen‘‘ Dialogs weder ein Schuldbekenntnis noch eine Anerken- 
nung des Staates Israel enthielt !??. 

Wesentlich offener ist der kurze Abschnitt im Beschluß „Unsere Hoffnung“ 


117. epd ZA 136, 18.7.1977. 

118. epd ZA 80, 26.4.1977. 

119. epd ZA 181, 19.9.1977. 

120. epd ZA 215, 4.11.1977. ; 

120a. Das Verhältnis zu Israel kam letztmals im KJ 1967 in den Fürbitten zum Frieden 
in Nahost zur Sprache (S. 128ff.). 

121. Von den deutschen Bischöfen approbierte Übersetzung in „Nachkonziliare Doku- 
mentation“, Bd. 49, Trier 1976; abgedr. in: Judaica 31/1975, S. 3ff. 

122. Vgl. MDKI 26, 1975, 84ff. 
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IV.2. Für ein neues Verhältnis zur Glaubensgeschichte des jüdischen Volkes 
der Würzburger Synode von 1975: 


„.. Die praktische Redlichkeit unseres Erneuerungswillens hängt auch an dem Eingeständ- 
nis dieser Schuld (daß sogar Christen bei den Verfolgungen mitgewirkt haben) und an der 
Bereitschaft, aus dieser Schuldgeschichte unseres Landes und auch unserer Kirche schmerz- 
lich zu lernen: Indem gerade unsere deutsche Kirche wach sein muß gegenüber allen Ten- 
denzen, Menschenrechte abzubauen und politische Macht zu mißbrauchen, und indem sie 
allen, die heute aus rassistischen oder anderen ideologischen Motiven verfolgt werden, ihre 
besondere Hilfsbereitschaft schenkt, vor allem aber, indem sie besondere Verpflichtungen 
für das so belastete Verhältnis der Gesamtkirche zum jüdischen Volk und seiner Religion 
übernimmt '”?. 


In der deutschen katholischen Theologie wächst die Einsicht, daß ‚‚der Dialog 
mit dem Judentum als Aufgabe ökumenischer Theologie“ zu verstehen sei — 
auch wenn diese Aufgabe bis jetzt in ihrem Themenkatalog kaum vorkomme — 
so Hans Hermann Henrix von der Bischöflichen Akademie Aachen: 


Daß die zwischenkonfessionellen alten Streitfragen im christlich-jüdischen Kontext einen 
neuen Aspekt erhalten, ist evident. In welchem neuen Licht sie dabei näherhin erscheinen, 
wird das christlich-jüdische Verständnis noch an den Tag bringen müssen. ... Es kommen 
mit der Aufnahme des christlich-jüdischen Dialogs nicht nur neue Probleme auf die öku- 
menische Theologie zu, sondern auch ein Angebot und ein Potential zur Lösung bisheriger 
Probleme. Insofern steckt „Karl Barths ökumenisches Testament“, welches er 1966 den 
Mitgliedern des Vatikanischen Einheitssekretariats hinterließ — bei allem Charakter der 
Mahnung — voller Verheißung: „Die ökumenische Bewegung wird deutlich vom Geiste 

des Herrn getrieben. Aber wir sollen nicht vergessen, daß es schließlich nur eine tatsäch- 
lich große ökumenische Frage gibt: unsere Beziehung zum Judentum.“ !** 


b) Evangelische Kirche 


Der Rat der EKD hatte 1967 eine Studienkommission „Kirche und Judentum“ 
berufen, „um unterschiedliche Auffassungen unter evangelischen Christen über 
ihre Haltung gegenüber dem Judentum zu klären“. Sechs Jahre später beauf- 
tragte er die Kommission, eine Studie auszuarbeiten. Diese konnte der Ratsvor- 
sitzende am 24.5.1975 zur Veröffentlichung freigeben 125. Die Studie geht zu- 
erst den „gemeinsame(n) Wurzeln‘ von Christentum und Judentum nach (D, 
beschreibt „das Auseinandergehen der Wege“ (II), schildert rückhaltlos die eigene 
Schuld einbeziehend das Verhältnis von „Juden und Christen“ heute (III) und 
schließt mit einem informativen Anhang. Die Arbeit hat christlicher- wie jüdi- 
scherseits viel Lob, aber auch manche harte Kritik gefunden. 


123. „Gemeinsame Synode der Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland, Beschlüsse 
= ee Offz. Gesamtausgabe I, Freiburg, Basel, Wien, 2. Aufl., 1976, S. 
124. „Ökumenische Theologie und Judentum. Gedanken zur Nichtexistenz, Notwendig- 
keit und Zukunft eines Dialogs.‘ Freiburger Rundbrief XXVII/1976, Nr. 105/108, S. 16ff. 
kt $. 27; auch zit. in Una Sancta 31, 1976, S. 136. ‘ 
25. Christen und Juden, Eine Studie des Rates der Evan elischen Kirche in D > 
Gütersloh 1975. Vgl. auch KJ 102, 1975, S, 117. 5 eg rn 
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Die umstrittenen Abschnitte am Ende der Studie heißen 126. 


Nach allem, was geschehen ist, herrscht heute in der Frage, wie das christliche Zeugnis 
gegenüber Juden in der richtigen Weise Gestalt gewinnen kann, eine große Vielfalt der Mei- 
nungen. Die Diskussion darüber kreiste in den vergangenen Jahren vor allem um die bei- 
den Begriffe „‚Mission“ und „Dialog‘‘. Häufig wurden sie als einander ausschließende Gegen- 
sätze verstanden. Inzwischen ist aber die Einsicht gewachsen, daß Mission und Dialog zwei 
Dimensionen des einen christlichen Zeugnisses sind. Diese Einsicht entspricht auch dem 
neueren Verständnis von christlicher Mission überhaupt. 

Nicht nur der Begriff „Mission“, sondern auch der Begriff „Dialog“ ist für Juden als Be- 
schreibung des christlichen Zeugnisses belastet. Deshalb stehen die Christen heute vor der 
Aufgabe, neu darüber nachzudenken, wie sie ihr Zeugnis, daß Jesus Christus Heil für alle 
Menschen bedeutet, im Blick auf die Juden verstehen, wie sie es benennen und welche Ge- 
stalt sie ihm geben sollen. 

Die Kirche wird es dabei nicht unterlassen dürfen, freimütig auszusprechen, daß sie selbst 
des Gespräches mit dem Judentum bedarf; denn sie stößt hier auf Erfahrungen mit dem 
Gott der Bibel, die jedem Christen helfen können, das Verständnis seiner Identität wesent- 
lich zu vertiefen. Dies ist von grundlegender Bedeutung für weiterführende Möglichkeiten 
der Begegnung von Christen und Juden. 


Trotz der abschließenden Offenheit meint Landesrabbiner Dr. Levinson (und dabei spricht 
er sicher nicht für sich allein): „Für Juden ist die Judenmission die Fortführung der End- 
lösung mit anderen Mitteln ... Für Juden ist es wichtig zu wissen, daß die Vertreter der 
EKD Mission meinen, wenn sie vom Dialog sprechen, da nach Aussagen der Studie ‚Mission 
und Dialog zwei Dimensionen des einen christlichen Zeugnisses‘ sind.‘ 127 


Erstmals 1976 trafen sich Vertreter der bundesdeutschen Rabbinerkonferenz 
und des Arbeitskreises Kirche und Judentum der VELKD zu einer Arbeitstagung 
und veröffentlichten anschließend folgendes Kommunique 128; 


Am 20. und 21. Oktober 1976 trafen sich im jüdischen Gemeindehaus Berlin, Fasanen- 
straße, Vertreter der Rabbinerkonferenz in der Bundesrepublik Deutschland und Berlin 
(West) und der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands (VELKD) zu 
einer gemeinsamen Öffentlichen Veranstaltung und einer gemeinsamen Arbeitstagung. So- 
wohl der Vorsitzende der Jüdischen Gemeinde, Heinz Galinski, der Leitende Bischof der 
VELKD, Landesbischof D. Eduard Lohse, wie auch der Vorsitzende der Rabbiner-Kon- 
ferenz Dr. Friedrich Bloch, hoben die Bedeutung der in dieser Form erstmaligen Begeg- 
nung hervor. 

In den Gesprächen wurde Einigkeit darüber festgestellt, daß Juden und Christen als le- 
bendige Glaubensgemeinschaften den einen Gott bekennen und das Zeugnis von ihm der 
Welt schuldig sind. 

Eine besondere Rolle spielte die Frage der Mission unter den Juden. Einmütigkeit bestand 
in der Ablehnung jeder Form von Bekehrungsversuchen, die einem Menschen einen Glau- 
benswechsel aufnötigen wollen, auch etwa durch Anbieten von materiellen Vorteilen. 

Die Vertreter der lutherischen Kirchen erklärten, daß dies auch für ihre Aktivitäten im 
Staate Israel gilt und sie entsprechende Einrichtungen weder dort noch anderswo unterhal- 
ten. Als gemeinsame Aufgabe wurde übereinstimmend herausgestellt: die Verbreitung der 
Kenntnisse über das Judentum unter den Christen und über das Christentum unter den 


126. A.a.O. S. 35. 
127. MDKI 26, 1975, S. 90; vgl. auch Pinchas Lapide ‚Eine Studie zur deutschen theo- 


logischen Literatur der Gegenwart“, ebd. auf den ff. Seiten. 
128. VELKD-Informationen 26, vom 18.11.1976, S. 10. 
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Juden; dabei wurde besonders die Bedeutung einer sachgemäßen Darstellung des Juden- 
tums im Religionsunterricht und in den Religionsbüchern betont. 

Als wichtige gemeinsame Aufgabe wurde auch der Einsatz für die Menschenwürde und 
den Frieden sowie für einen verantwortungsvollen Umgang mit der Natur als Schöpfung 
Gottes unterstrichen. Es wurde vereinbart, daß die gemeinsame Arbeit fortgesetzt werden 
soll. Die nächste Begegnung findet im Laufe des nächsten Jahres statt. 

Auf dieser Tagung, 2./3.11.1977, die mit einer öffentlichen Veranstaltung verbunden war, 
stand im Mittelpunkt „die Problematik der sachgerechten Darstellung des Judentums im 
evangelischen Religionsunterricht, insbesondere in den Schulbüchern. Über dieses Problem 
referierten aus christlicher und jüdischer Sicht Professor Dr. Heinz Kremers von der Ge- 
samthochschule Duisburg und Landesrabbiner Dr. Nathan Peter Levinson, Heidelberg. Es 
bestand Einmütigkeit darüber, daß gerade angesichts antisemitischer Vorfälle in der letzten 
Zeit große Anstrengungen unternommen werden müssen, die weitgehend noch bestehende 
Unkenntnis über das Judentum zu überwinden und tiefsitzende Vorurteile und oft unbe- 
wußte Fehlhaltungen abzubauen. Dies ist eine besondere Aufgabe des Religionsunterrichtes 
und der Schule überhaupt, darüber hinaus aber auch der kirchlichen und allgemeinen Er- 
wachsenenbildung. 

Die Vertreter der lutherischen Kirchen wollen sich bei den verantwortlichen kirchlichen 
Gremien dafür einsetzen, daß bereits im Studium zukünftiger Pfarrer und Religionslehrer 
an den Hochschulen wie an den kirchlichen Ausbildungsstätten eine grundlegende Infor- 
mation über das Judentum und die christlich-jüdischen Beziehungen gewährleistet wird. 
Weiterhin wollen sie darauf dringen, daß diese Fragen auch in die Fort- und Weiterbildung 
kirchlicher Mitarbeiter und in die verschiedenen Zweige der kirchlichen Jugend- und Er- 
wachsenenarbeit stärker eingebracht werden.‘ !?? 


Als erster Erfolg dieser offiziösen Begegnungen ist die Faltblattreihe von bis 
jetzt sieben Titeln „Was jeder vom Judentum wissen muß‘ zu werten, die vom 
Arbeitskreis „Kirche und Judentum‘ der VELKD und des deutschen National- 
komitees des Lutherischen Weltbundes seit 1976 in hoher Auflage für die Ge- 
meinden und Schulen herausgegeben wird. 


129. VELKD-Informationen 30, vom 28.11.1977, S. 17. 
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V. Kirchliche Statistik*) 


Von Dieter Rohde 


l. Kirchengemeinden, Kirchenkreise, Pfarrstellen 
und Pfarrer im Bereich der EKD 
nach dem Stand vom 31. Dezember 1976 


Die Statistik über die Gliederung der Landeskirchen, über die Pfarrstellen und die 
Pfarrer nach dem Stand vom 31. Dezember 1976 ist wie im Vorjahr auf der 
Grundlage eines einheitlichen Fragebogens in den Gliedkirchen der Evangeli- 
schen Kirche in Deutschland (EKD) erhoben worden. 


1. Gliederung der Landeskirchen 


Die Zahl der rechtlich selbständigen Kirchengemeinden in den Gliedkirchen der 
EKD hat sich im Jahre 1976 nur geringfügig verändert; sie belief sich am 31. De- 
zember 1976 auf 10637, das waren 19 weniger als ein Jahr zuvor. Im einzelnen 
entfielen von der Gesamtzahl der Kirchengemeinden 8 636 auf solche mit min- 
destens einer Pfarrstelle und 2001 auf solche ohne Pfarrstelle (rechtlich selb- 
ständige Filialgemeinden, Tochterkirchengemeinden, Muttergemeinden, Kapellen- 
gemeinden und dergl.). 

Auch in der Gliederung der Landeskirchen nach Aufsichts- bzw. Verwaltungsbe- 
zirken ergeben sich gegenüber dem Vorjahr nur unbedeutende Veränderungen. 
Im Bereich der EKD bestanden Ende 1976 insgesamt 229 Zusammenschlüsse von 
Kirchengemeinden zu Verbänden (Gemeindeverbände, Gesamtkirchengemeinden, 
Gesamt-, Stadtkirchen-, Zweck-, Stadtsynodalverbände), 500 untere kirchliche 
Aufsichts- bzw. Verwaltungsbezirke (z.B. Kirchenkreise, Kirchenbezirke, Deka- 
nate, Dekanatsbezirke, Propsteien) und 36 mittlere kirchliche Aufsichts- bzw. 
Verwaltungsbezirke (z.B. Sprengel, Visitationsbezirke, Kreisdekanate, Bayern: 


*) Allgemeine Vorbemerkungen zu allen Tabellen: 
Wenn in den einzelnen Tabellenfeldern keine Zahlen eingetragen sind, so bedeutet: 


nichts vorhanden 


ei 


0 mehr als nichts, aber weniger als die Hälfte der kleinsten Einheit, die in der Tabelle zur 
Darstellung gebracht werden kann 
= kein Nachweis vorhanden 
„... = Angaben fallen später an 
X = Nachweis ist nicht sinnvoll bzw. Fragestellung trifft nicht zu (bei Vorkommen eines . 


oder X ist die sich ergebende Summe unvollständig und daher in Klammern gesetzt). 
Abweichungen in den Summen bei Prozentziffern (die Summe ergibt nicht genau 100) ent- 


stehen durch das Auf- und Abrunden der einzelnen Zahlen. 
Für Summen unter 100 sind keine Prozentzahlen für die Teile der Summe berechnet wor- 


den. 


za 


Kirchengemeinden in den Gliedkirchen der EKD 1964 bis 1976 


Zahl 
Zahl 


9000 9000 
8500 8500 
8000 8000 
7500 70 
7000 7000 
6500 6500 
6000 6000 
5500 2a 
5000 5000 
4500 4209 
4000 4000 
3500 3500 
3000 3000 
2500 2500 
2000 ern DU Harisbunvarbeie „we! — 2000 
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Kirchenkreise). Die Bezeichnungen und Aufgaben dieser Verbände und Bezirke 
sind von Landeskirche zu Landeskirche unterschiedlich. 


2. Pfarrstellen und deren Besetzung 


Am 31. Dezember 1976 bestanden im Bereich der EKD 15851 Pfarrstellen 
(einschl. der sonstigen Planstellen für Theologen), das waren 75 mehr als Ende 
1975. Von ihnen entfielen 15796 auf die Gliedkirchen und 55 auf die gesamt- 
kirchlichen Zusammenschlüsse (Evangelische Kirche in Deutschland — EKD -, 
Evangelische Kirche der Union — EKU —, Vereinigte Evangelisch-Lutherische 
Kirche Deutschlands — VELKD -—, Reformierter Bund). 


Besetzte bzw. versorgte Pfarrstellen nach Arbeitsfeldern im Bereich der EKD 
31. Dezember 1976 


14 039 besetzte bzw. versorgte Pfarrstellen 








Gemeindliche Pfarrstelle EI Anstalt, Einrichtung der Diakonie 


INN Schuldienst/Religionsunterricht | Jugendarbeit 





Krankenhausseelsorge WW Sonstige Arbeitsfelder 


14039 Pfarrstellen waren am Erhebungsstichtag besetzt. Die Zahl der vakan- 
ten Pfarrstellen belief sich damit auf 1812, das waren 11,4% der Gesamtzahl 
der Pfarrstellen (Ende 1975: 1771 oder 11,2% der Pfarrstellen). 

In der Unterteilung der Pfarrstellen nach Arbeitsfeldern zeigt sich, daß am 
31. Dezember 1976 von den 13338 gemeindlichen Pfarrstellen — gegenüber 
dem Vergleichsstichtag des Vorjahres nur unwesentlich verändert — 11698 oder 
87,7% besetzt waren, 
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105 oder 0,8% von einem Theologen mit Beschäftigungsauftrag versorgt wUr- 


den und 

1535 oder 11,5% vakant waren. 

Daneben ist festzustellen, daß von der Gesamtzahl der in einem gemeindlichen 
Pfarramt stehenden Theologen 

a) in der Untergliederung nach dem Geschlecht 

11398 oder 96,6% auf Pfarrer und 

405 oder 3,4% auf Pfarrerinnen 
und 

b) in der Untergliederung nach der Ausbildung 

10511 oder 89,1% auf Pfarrer mit vollem wissenschaftlich-theologischen Stu- 
dium und 

1292 oder 10,9% auf Pfarrer ohne volles wissenschaftlich-theologisches Stu- 
dium (z.B. Pfarrverweser, Pfarrhelfer, Pfarrverwalter, Prediger, Gemeindemissio- 
nare, Pfarrdiakone) entfielen. 


Besetzte bzw. versorgte Gemeindepfarrstellen im Bereich der EKD 
31. Dezember 1976 


11 803 besetzte bzw. versorgte Gemeindepfarrstellen 





FEEEHE] Pfarrer mit vollem wissen- 
schaftlich-theologischen 
Studium 


FF Pfarrerinnen eu Pfarrer ohne volles wissen- 
schaftlich-theologisches 
Studium 


Die Ergebnisse der Erhebung zeigen ferner, daß — bei unterschiedlichen Ver- 
hältnissen in den einzelnen Gliedkirchen — Ende 1976 im Gesamtdurchschnitt 
der EKD auf jeweils einen im Gemeindedienst stehenden Pfarrer rd. 2300 Ge- 
meindeglieder kamen; Ende 1964 traf das für rd. 2450 Gemeindeglieder zu. 

Insgesamt gesehen führt ein Vergleich der Zahlen der Pfarrstellen mit denen 
der besetzten und versorgten Pfarrstellen zu folgenden Ergebnissen: 
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Von der Gesamtzahl der 
besetzten und ver- 


Hfarıstellen sorgten Pfarrstellen 

entfielen auf 
Gemeindliche Pfarrstellen 13338 oder 84,1% 11803 oder 84,1% 
Schuldienst/Religionsunterricht 740 oder 4,7% 635 oder 4,5% 
Krankenhausseelsorge 353 oder 2,2% 318 oder 2,3% 
Anstalten / Einrichtungen der 

Diakonie 267 oder 1,7% 248 oder 1,8% 
Aus-, Fort- und Weiterbildung 

der Theologen und der übri- 

gen kirchlichen Mitarbeiter 209 oder 1,3% 201 oder 1,4% 
Jugendarbeit 109 oder 0,7% 89 oder 0,6% 
Studentenarbeit 89 oder 0,6% 72 oder 0,5% 
sonstige Arbeitsfelder 746 oder 4,7% 673 oder 4,8% 
Insgesamt 15851 oder 100 % 14039 oder 100 % 


3. Insgesamtzahl der Pfarrer 


Die Gesamtzahl der Pfarrer im Bereich der EKD belief sich am 31. Dezember 
1976 auf 20597; unter ihnen befanden sich 15546 (1975: 15468) Pfarrer im 
aktiven Dienst, 73 (1975: 76) Pfarrer im Wartestand und 4978 (1975: 4 690) 
Pfarrer im Ruhestand. Im einzelnen setzt sich die Gesamtzahl der Pfarrer wie 
folgt zusammen: 


I. Pfarrer im aktiven Dienst: 15546 oder 75,5% 


davon: 

Inhaber einer Planstelle 

(einschl. der Pfarrer, die 

eine Pfarrstelle versorgen): 14039 oder 90,3% 


Pfarrer, die weder Inhaber 
einer Planstelle sind, noch 
eine Planstelle versorgen*): 404 oder 2,6% 


Für mindestens ein Jahr be- 
urlaubte, abgeordnete oder 
freigestellte Pfarrer (zum 
Studium — Weiterbildung, 


*) Bei den Pfarrern, die weder Inhaber einer Planstelle sind, noch eine Planstelle versorgen, 
handelt es sich vor allem um Hilfspfarrer (Pastoren im Hilfsdienst) und Pfarrer im unständi- 


gen Dienst nach zweitem theologischen Examen sowie um ordinierte Vikare mit erstem theo- 


logischen Examen. Sie werden teilweise — entsprechend den von Gliedkirche zu Gliedkirche 
unterschiedlichen örtlichen Gegebenheiten — vorübergehend zusätzlich in Gemeinden einge- 
wiesen, ohne daß eine Planstelle besteht. 
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Zweitstudium —, Dienst in 
der Militärseelsorge, Bun- 
desgrenzschutz-Seelsorge, 
hauptamtlichen Religions- 
unterricht an öffentlichen 
Schulen, Dienst in diako- 
nischen Einrichtungen, 
Dienst in Landes- und 
Kommunalanstalten, Dienst 
in deutschsprachigen evange- 
lischen Gemeinden im Aus- 
land, Dienst in der Welt- 
mission, der Ökumenischen 


Diakonie): 1103 oder 7,1% 
. Pfarrer im Wartestand: 73 oder 0,3% 

Pfarrer im Ruhestand: 4978 oder 24,2% 

Pfarrer insgesamt: 20597 oder 100% 


Pfarrer im aktiven Dienst im Bereich der EKD 
31. Dezember 1976 


15 546 Pfarrer 





IN xonader einer Planstelle (besetzte Pfarrstellen) 





SER Pfarrer, die weder Inhaber einer, Planstelle sind, 
noch eine Planstelle versorgen 


TG 
GG Für mindestens ein Jahr beurlaubte, abgeordnete 
oder freigestellte Pfarrer 


Von den 15546 Theologen im aktiven Dienst entfielen am Erhebungsstichtag 
742 oder 4,8% auf Pfarrerinnen; ein Jahr vorher waren es 704 oder 4,6%. 
Die Zahl der Pfarrer im Ruhestand ist im Laufe des Jahres 1976 um 288 oder 
6,1% gestiegen. Die bereits seit längerer Zeit festzustellende Zunahme der Zahl 
der emeritierten Pfarrer hat sich damit weiter fortgesetzt. Diese Entwicklung ist 
in erster Linie auf die verhältnismäßig hohen Zahlen der im Zeitraum 1906 
bis 1914 geborenen und somit im Laufe der 70er Jahre in den Ruhestand ge- 
langenden Pfarrer zurückzuführen. 


4. Theologischer Nachwuchs 


Eine statistische Analyse des theologischen Nachwuchses zeigt, daß sich der 
seit 1969 festzustellende erhebliche Rückgang der Zahl der Kandidaten und 
Kandidatinnen, die vor den Prüfungsämtern der Gliedkirchen das erste theo- 
logische Examen abgelegt haben, im Jahre 1976 fortgesetzt hat. Insgesamt 
272 Personen haben im Berichtsjahr die erste theologische Prüfung bestanden 
gegenüber 292 im Vorjahr; im Jahre 1968 waren es noch 579. Im langfristigen 
Vergleich fällt daneben auf, daß der Anteil der Frauen an der Gesamtzahl der 


Landeskirchliche Examen in den Gliedkirchen der EKD 1964 bis 1976 


Zahl Zahl 


700 700 
600 600 
500 500 
400 400 
300 300 
200 200 


100 100 





Q 
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Kandidaten und Kandidatinnen, 


—— die vor dem Prüfungsamt einer Gliedkirche das 
erste theologische Examen bestanden haben 


— —.——. die das zweite theologische Examen bestanden haben 
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Personen, die das erste theologische Examen bestanden haben, beachtlich ge- 
stiegen ist, nämlich von 8,0% im Jahre 1962 auf 17,6% im Jahre 1976. 
Demgegenüber hat sich die Zahl derjenigen, die ihre Ausbildung mit der zwei- 
ten theologischen Prüfung abgeschlossen haben, im Berichtsjahr auf 496 erhöht, 
das waren 61 mehr als im Jahre 1975; sie hatte im Jahre 1970 mit 683 ihren 
Höhepunkt seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges erreicht. Auch hier ergibt 
sich für die Frauen ein ständig wachsender Anteil an der Gesamtzahl der Kan- 
didaten und Kandidatinnen (1962: 14 oder 3,3%; 1976: 59 oder 11,9%). 

Im Jahre 1976 wurden insgesamt 383 Theologen nach bestandenem zwei- 
ten Examen und 107 nach abgelegter Prüfung für das Amt des Pfarrverwalters 
oder einer entsprechenden Prüfung in den Dienst der Gliedkirchen der EKD 
übernommen. Daneben haben 291 Männer und Frauen, die vor dem Prüfungs- 
amt einer Gliedkirche oder vor der Fakultät das erste theologische Examen 
abgelegt haben, ihren Ausbildungsdienst in den Gliedkirchen angetreten. 37 im 
aktiven Dienst stehende Theologen sind im Berichtsjahr verstorben und 500 
Pfarrer in den Ruhestand getreten. Die Zahl der in den aktiven Dienst über- 
nommenen Pfarrer war damit im Jahre 1976 um 47 oder 8,8% geringer als die 
Zahl der in den Ruhestand versetzten und der verstorbenen Geistlichen. 


Pfarrer im Ruhestand in den Gliedkirchen der EKD 1964 bis 1976 


Zahl Zahl 
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Tabelle 1 Gliederung der Landeskirchen (Stand: 31.12.1976) 
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selbständige Gemeinde- ; Zusammen- r 
Kirchengemeinden verbände, Kichean bzw, schlüsse von ae bzw. 
Gesamtkirchen- | |? Uungs- unteren erwaltungs- 
5 € bezirke (z.B. Y : bezirke /z.B. 
Gliedkirche mit gemeinden, | Kirchenkrei kirchlichen ae 
minde- Gesamt-, Kirch ii et Aufsichts- bzw. vr ” x 
stens Stadtkirchen.. a ezirke, Vernalkinge er x 
einer Zweck-, Stadt- aan 5 bezirken Kr A ; 
Pfarr- synodalverbände u zu Verbänden BISSCKanalc, 
bezirke, Bayern: 


stelle 


Propsteien) Kirchenkreise) 





Baden 44 97 _ 30 _ 3 
Bayern 1329 170 20 72 = 6 
Berlin-Brandenburg 

(West) 167 — 1 15 — m 
Braunschweig 236 161 3 13 — Kr 
Bremen 67 1 _ _ — a 
Eutin 20 _ 2 n. en E 
Hamburg 86 _ == 2 = = 
Hannover 1213 370 15 78 _ 8 
Hessen und Nassau 916 251 11 60 2 7 
Kurhessen-Waldeck 487 452 28 26 _ 4 
Lippe 68 - = 6 _ = 
Lübeck 32 - _ _ = & 
Nordwestdeutschland 108 19 - 10 - — 
Oldenburg 110 8 1 13 _ _ 
Pfalz 283 161 6 20 = = 
Rheinland 750 71 14 46 3 = 
Schaumburg-Lippe 21 = = 3 _ = 
Schleswig-Holstein 499 18 14 23 1 4 
Westfalen !) 641 - 23 33 3 E 
Württemberg 1159 222 91 50 = 4 


En FE a a nn nn nn nn 


Zusammen 8636 2001 229 500 9 36 


1) Einschl. der zur Ev. Kirche der Kirchenprovinz Sachsen gehörenden, jedoch treuhänderisch von der 
Ev. Kirche von Westfalen verwalteten Kirchengemeinden Bad Sachsa und Tettenborn. 
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Tabelle 5 Landeskirchliche Examen im Jahre 1976 
















Gliedkirche 
Kandidaten 

Baden 24 7 
Bayern 39 4 
Berlin-Brandenburg (West) 3 3 
Braunschweig 5 = 

Bremen 2 _ 

Eutin — = 

Hamburg 1 1 

Hannover 8 4 
Hessen und Nassau 33 8 
Kurhessen-Waldeck 11 2 
Lippe — 2 

Lübeck == Br 

Nordwestdeutschland 1 _ 

Oldenburg 2 “ 

Pfalz 7 2 

Rheinland 34 8 
Schaumburg-Lippe = a 

Schleswig-Holstein 4 1 

Westfalen 24 6 
Württemberg 25 4 
Zusammen 224 48 
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Vor dem Prüfungsamt der 
Gliedkirche haben das erste 
theologische Examen bestanden 









theologische Examen 





Kandidatinnen 





Kandidaten 


haben bestanden 


Kandidatinnen 





23 


84 


17 


10 
43 
29 
18 


54 


25 


60 


35 


437 


Tabelle 6 Im Jahre 1976 übernommene und ordinierte Theologen 


Zahlen in ( ): In der Insgesamtzahl enthaltene Frauen 





Kandi- 
daten, die 
vor dem 
Prüfungs- 
amt einer 
Gliedkirche 
oder vor 


darunter 




























In den 
Dienst 






































der 
oder eines Fakultät Theologen 
gesamt- anderen | das erste FER, ohne 
Gliedkirche Kirch- Gliedkirche| theol. den volles 
a” insgesamt NR 
Zusammen- schaftlich- 
schlusses theolo- 
über- gisches 
nommene Studium 
Theologen 
insgesamt 








Baden 479) 35(8) 1 11 = 34(8) 1 
Bayern 611:2),.036:.(.1, 518 1311) 536483) 3037 
Berlin-Brandenb. (West) 27( 8) 26(8) - 1 13.023), 33. 09) 1 
Braunschweig 12 7 — 5 = 12 2 
Bremen 5 2 — 3 SEN = 
Eutin 5 1 _ 4 — = — 
Hamburg Bley mı3 _ 2(1) 6(ı) 4 _ 
Hannover TIRTEE32K:3) 2 170) 25H rt 
Hessen und Nassau 516.8 +740CH 233) 10 34(3) 47(9) 1005) 
Kurhessen-Waldeck SEE DEEICH 763 SCH 7(2) 727.08 2762) 
Lippe 6 2 — 4 2 2 _ 
Lübeck 5 1 _ 4 _ 1 — 
Nordwestdeutschland 1 _ _ 1 2(1) - 
Oldenburg 13 2 10 = 1 LK 
Pfalz 32), 01) > 2 (1) 7 6 _ 
Rheinland 3EVAN A337 +30 31( 7) 89(10) 38( 5) 
Schaumburg-Lippe — _ _ —_ 1 2 = 
Schleswig-Holstein 36 23 0, 01). 22 2104) DEE 
Westfalen 9(16) HH) 5(D) 152) 6dC10) 72(0) 6(2) 
Württemberg 651 5)0E94 2) 3203) 72 s1(2) (N) 14(2 


N EEE TEE] 


Gliedkirchen zusammen 635 (69) 382(46) 107(13) 115(7) 291(41) 564(80) 109 (18) 


Gesamtkirchliche > 
Zusammenschlüsse 2 1 = 1 > = 

u Wen 1 FB REFFEBSEREN „aEBRERER 2 Ans een machen 

Insgesamt 637 (69) 383 (46) 107 (13) 116(7) 291 (41) 564 (80) 109 (18) 


1) des Pfarrverwesers, Pfarrhelfers, Predigers, Gemeindemissionars, Pfarrdiakons u.a. 
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Tabelle 7 Für mindestens ein Jahr beurlaubte, abgeordnete, freigestellte Theologen 


(Stand: 31.12.1976) 
Zahlen in ( ): In der Insgesamtzahl enthaltene Frauen 






darunter 
















Für 


um Dienst 
mindestens 































zum 

















































































in der 
ein Jahr zum Be haupt- Se = 
beurlaubte, | Studium ap Dienst amtlichen Diengt in rs ee. 
: Dienst in der : Landes- Dienst mission, 
N, abgeordnete,| (Weiter- $ Religions- d er der Ob 
Gliedkirche freigestellte | bildung, z 4 = Bundes: unterricht en I CHIEE er 
R Militär- | grenz- Pi Kom- | Auslands- | menischen 
Theologen Zweit- an öffent- 5 E > 
f ; seelsorge| schutz- . munal- | gemeinde | Diakonie 
insgesamt | studium) lichen E 
seelsorge Schulen (Entwick- 
lungshilfe) 
Baden 124 (10) 8(2) 7 _ 56 5 6 10 
Bayern 324(8) 3105) 28 3 EI 9 16 51 
Berlin-Branden- 
burg (West) 8 3 - — — _ 4 1 
Braunschweig 20 _ 2 1 = _ 3 2 
Bremen 2 — 1 =: = a pr = 
Eutin — _ = & = ki R. pe 
Hamburg 21 1 10 — — — 4 1 
Hannover 79( 2) = 21 2 1 6 28 6 
Hessen und Nassau 122 (15) 7(1) 7 - 76. (13),% 2 17 (1) 2 
Kurhessen-Waldeck 52(8) 3(1)) 6 2 20(3) 1 5 2 
Lippe 3 _ 3 $ — _ - _ 
Lübeck 2 = = _ _ = 1 1 
Nordwest- 
deutschland 4 3 1 _ = 
Oldenburg 231 LES) = - _ 2 al 
Pfalz lea) 2 3 _ 3 = 1 4 (1) 
Rheinland 39 5 u _ _ — 20 3 
Schaumburg-Lippe — — = = = ed >: 
Schleswig-Holstein 53( 2) 3 9 _ 1 6 14 13 (2) 
Westfalen 74(10) 8(2 ı6 u = 151) 14 6 
Württemberg 136.23), 1003) = 10 _ CHE 
te Ten u in Be I a Er 
Gliedkirchen 
zusammen 1102 (82) 90(15) 133 8 321 (19 
Gesamtkirchliche (19) 45(1) 142(2) 118 @) 


Zusammenschlüsse 1 =: = 


u In Drasl iE Sol fa) Et Fr 
Insgesamt 1103 (82) 90(15) 133 8 321(19) 45(1) 142(2) 1186) 
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Tabelle 8 Theologen im Wartestand, Theologen im Ruhestand (Stand: 31.12.1976) 
Zahlen in ( ): In der Insgesamtzahl enthaltene Frauen 


Gliedkirche 


Baden 

Bayern 
Berlin-Brandenburg (West) 
Braunschweig 
Bremen 

Eutin 

Hamburg 

Hannover 

Hessen und Nassau 
Kurhessen-Waldeck 
Lippe 

Lübeck 
Nordwestdeutschland 
Oldenburg 

Pfalz 

Rheinland 
Schaumburg-Lippe 
Schleswig-Holstein 
Westfalen 


Württemberg 


Gliedkirchen zusammen 


Gesamtkirchliche Zusammenschlüsse 


Insgesamt 





Theologen 
im Wartestand 


Theologen 
im Ruhestand 





1 





3 
17 (14) 
1 
2 


2 


260 ( 12) 
68ll 4) 
313( 11) 
114( 3) 
4#( 2) 
9 

65( 3) 
517( 16) 
434( 6) 
256( 1) 
36( 1) 
35 

40 

91) 
146( 2) 
547 ( 15) 
9 

2644( 4) 
516 ( 15) 
604 ( 10) 





73 (19) 


4963 (106) 
ey) 





73 (19) 


4978 (107) 
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Tabelle 9 Im Jahre 1976 aus dem aktiven Dienst ausgeschiedene Theologen, 
verstorbene Theologen 


Zahlen in ( ): In der Insgesamtzahl enthaltene Frauen 











Aus dem 


— 


darunter 














in den Dienst 
anderer Glied- 






Verstorbene 
























kti Dienst kirchen der Theologen 
a a ae in den EKD oder in den (ohne 
Sl 3 en | Ruhestand gesamt- Staatsdienst Theologen 
. # er versetzte kirchlicher übernommene im 
InSgese Theologen Zusammen- Theologen Ruhestand) 
schlüsse 
übernommene 
Theologen 
Ar 1 | 2 3 
Baden 47(1) 33 IL,( 1) _ 1 
Bayern 97 72 (1) 8 7 6 
Berlin-Brandenb. (West) 36( 4) 20 (1) 14 ( 3) = 2 
Braunschweig 13 2) 4 _ 1 
Bremen 10 6 3 2 1 
Eutin 2 1 1 = 1 
Hamburg IE) 9 6( 1) 2 - 
Hannover 72( 2) 59 (1) 10 _ 363) 
Hessen und Nassau 65( 2) 53 9(1) 1 2 
Kurhessen-Waldeck 32 24 5 = 2 
Lippe 2 2 — = = 
Lübeck 6 3 3 _ _ 
Nordwestdeutschland 9 7 Ih = _ 
Oldenburg 2 6 3 _ 1 
Pfalz 18 I. 1 = 
Rheinland 70( 3) 54 (1) 10(2) 2 6 
Schaumburg-Lippe - _ _ _ _ 
Schleswig-Holstein 50 33 13 _ 2 
Westfalen 66. ( 5) 39 (2) 12) 4 
Württemberg 68 ( 1) 48 2 5(1) 3 
Gliedkirchen zusammen 694 (19) 497 (6) 116 ( 9) 21 (1) 37 (3) 
Gesamtkirchliche 
Zusammenschlüsse 6(1) 3 Sul) = pe 
Insgesamt 700 (20) 500 (6) 119 (10) 21 (1) 37 (3) 
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II. Ergebnisse der Statistik über das kirchliche Leben 
in den Gliedkirchen der EKD im Jahre 1976 


Seit dem Jahre 1963 liegen für die Gesamtheit aller Gliedkirchen der Evangeli- 
schen Kirche in Deutschland (EKD) voll vergleichbare statistische Ergebnisse 
über diejenigen Äußerungen des kirchlichen Lebens vor, deren Entwicklung in 
Zahlen erfaßt und ausgewertet werden kann. Als statistisches Grundmaterial die- 
nen die von jeder Kirchengemeinde Jahr für Jahr ausgefüllten Erhebungsbogen. 
Die in diese Bogen eingetragenen Angaben werden von den Gliedkirchen zu Lan- 
deskirchenergebnissen und in der Kirchenkanzlei der EKD zu Insgesamtzahlen auf- 
gerechnet. Das aufbereitete Zahlenmaterial wird in Tabellen, die ihrerseits nach den 
Gliedkirchen der EKD unterteilt sind, dargestellt. Zu dem Aussagewert der in die- 
sen Tabellen und der im Text aufgeführten absoluten Zahlen und Verhältniszah- 
len ist einschränkend folgendes festzustellen: 

a) Wie jede Statistik kann auch die Kirchenstatistik nur zähl- und meßbare 
Merkmale erfassen. Die Statistik kann sich also niemals auf das gesamte kirch- 
liche Leben erstrecken. Auch kann sie die jeweils erfaßten Merkmale nicht wer- 
ten. Zwar können z.B. die Taufen von Kindern im Alter bis zu einem Jahr zah- 
lenmäßig erhoben und aufaddiert werden; die so ermittelten Zahlen können 
aber im Einzelfall nichts darüber aussagen, ob Eltern die Taufe ihres Kindes aus 
ihrer persönlichen Glaubenshaltung heraus bewußt wollen oder ob das Motiv für 
das Begehren der Taufe weniger die christliche Überzeugung, sondern die Sitte 
ist. Entsprechendes gilt auch für die Konfirmationen, Trauungen und Bestattungen. 
Hier liegen die Grenzen der Statistik, die bei der Erfassung, Aufbereitung und 
Auswertung kirchlicher Zahlen beachtet werden müssen. Innerhalb dieser Gren- 
zen jedoch ermöglicht die Statistik ein zuverlässiges Bild über kirchliche Ent- 
wicklungen und ihre ursächlichen Zusammenhänge. 

b) Bei den für die Gliedkirchen und den für den Gesamtbereich der EKD er- 
rechneten Verhältniszahlen (Taufen in Prozent der Geburten, Trauungen in Pro- 
zent der Eheschließungen, Bestattungen in Prozent der Verstorbenen, Gottes- 
dienstbesucher, Aufnahmen und Austritte in Prozent der Kirchenmitglieder) 
handelt es sich jeweils um Durchschnittswerte. In den einzelnen Regionen der 
Gliedkirchen liegen diese Verhältniszahlen teils über, teils unter den landeskirch- 
lichen Durchschnittswerten. So sind z.B. die Tauf-, Trau-, Bestattungs- und Gottes- 
dienstbesuchsziffern in Großstädten, Ballungsräumen sowie deren Einzugsberei- 
chen in der Regel niedriger und die Kirchenaustrittszahlen höher als in Gebieten mit 
überwiegend ländlicher Struktur und als in Klein- und Mittelstädten. Hier wäre 
es für eine tiefergehende Analyse notwendig, die genannten Verhältniszahlen, 
also die kirchlich ermittelten Zahlen in Prozent der betreffenden standesamt- 
lichen Zahlen, getrennt nach Regionen — z.B. für Großstädte in der Gliede- 
rung nach den Einwohnerzahlen — zu errechnen. Eine solche getrennte Ermitt- 
lung ist jedoch vielfach äußerst schwierig bzw. unmöglich, da kirchliche und 
kommunale Verwaltungsgrenzen häufig nicht übereinstimmen. Erschwerend 
kommt noch hinzu, daß Kommunalgemeinden heute zum Teil Bereiche um- 
fassen, die zu zwei oder sogar drei Gliedkirchen gehören. 
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1. Kirchenmitglieder 


Nach den Ergebnissen der Volkszählung vom 27. Mai 1970 entfielen von der 
Gesamtbevölkerung im Bundesgebiet rd. 28,5 Millionen Personen oder 47,0% 
auf Angehörige der Gliedkirchen der EKD. Die auf den 31. Dezember 1976 
fortgeschriebene Gemeindegliederzahl belief sich auf über 26,9 Millionen, das 
waren 43,8% der Wohnbevölkerung im Bundesgebiet. Die im Vergleich zum 
Stichtag der Volkszählung festzustellende Verminderung ist bedingt durch den 
Geburtenrückgang und damit durch die Abnahme der Taufen, die sich daraus 
ergebende, ständig ungünstiger werdende Relation zwischen der Zahl der Tau- 
fen und der Verstorbenen sowie durch die Kirchenaustritte, deren Zahl aller- 
dings in den Jahren 1975 und 1976 wieder zurückgegangen ist. 


2. Taufen 
A) Evangelische Taufen 


In den 10637 Kirchengemeinden der Gliedkirchen der EKD wurden im Jahre 
1976 insgesamt 217540 Kinder im Alter bis zu 14 Jahren getauft, das waren 
436 mehr als im Vorjahr. Der seit 1967 festzustellende Rückgang der Taufen 
hat sich damit erstmals nicht weiter fortgesetzt. Im Vergleich zum Ausgangs- 
jahr 1963 zeigt sich, daß die Zahl der in evangelischen Kirchen getauften Kin- 
der fast im gleichen Verhältnis abgenommen hat wie die entsprechende Zahl 
der Geburten. So lag die Zahl der Taufen von Kindern evangelischer Eltern 
und von Kindern mit einem evangelischen Elternteil 1976 um 258043 oder 
54,3% unter der im Jahre 1963; für die entsprechende Zahl der Geburten er- 
rechnet sich ein Rückgang um 318309 oder 52,0%. Auf 100 Geburten von 
Kindern evangelischer Eltern und von Kindern mit einem evangelischen Eltern- 
teil kamen im Berichtsjahr 74 Taufen gegenüber 78 im Ausgangsjahr 1963. 
Hierbei muß allerdings berücksichtigt werden, daß die Erstellung auf jeweils 

ein Jahr bezogener exakter Vergleiche zwischen Geburten und Taufen immer 
problematischer wird, da die Taufe in zunehmendem Ausmaß auf die Zeit nach 
Ablauf des 1. bis zur Erreichung des 14. Lebensjahres verschoben wird. Wie die 
folgenden Zahlen deutlich zeigen, stimmen Geburts- und Taufjahr in wachsen- 
dem Umfang nicht mehr übereir: 


Evangelische Taufen 


insgesamt darunter: Spättaufen!) Spättaufen!) in % 
jahe Zahl Rückgang 1976 Zahl Rückgang 1976 der Gesamtzahl 
gegenüber 1963 gegenüber 1963 der Taufen 
1963 475583 35 262 7,4% 
1976 217540 —54,3% 24 285 -31,1% 11,2% 


1) Taufen von Kindern nach vollendetem 1. bis zum 14. Lebensjahr 
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Evangelische Taufen und ‚„Spättaufen“ von Kindern evang. Eltern 
und von Kindern mit einem evang. Elternteil in den Gliedkirchen der EKD 
1963 und 1976 


er 
80 
60 
40 
20 
Rare 


63 76 


Die Säulen stellen die evang. Taufen (100%), die schraffierten Felder die entsprechen- 
den Anteile der „Spättaufen‘‘ dar. 


Im regionalen Vergleich ergibt sich, daß in den Großstadtkirchen Hamburg 
und Berlin jeweils rd. ein Drittel aller im Berichtsjahr getauften Kinder nicht 
mehr im Jahr der Geburt, sondern später getauft wird. Überdurchschnittlich hoch 
ist der Anteil der „Spättaufen“ an der Gesamtzahl der Kindertaufen daneben 
in den Gliedkirchen Bremen (24,6%), Eutin (21,5%), Lübeck (18,5%), Schles- 
wig-Holstein (18,4%), Braunschweig (16,7%) und Oldenburg (15,9%). Relativ 
gering ist der entsprechende Anteil demgegenüber in den kleineren Landeskir- 
chen Schaumburg-Lippe (2,8%), Nordwestdeutschland (4,1%) und Lippe (6,4%), 
in der Gliedkirche Kurhessen-Waldeck (5,0%) sowie in den süd- und südwest- 
deutschen Landeskirchen Bayern (6,1%), Württemberg (6,1%), Pfalz (6,4%) und 
Baden (7,6%). 

Insgesamt gesehen führt die Gegenüberstellung von Geburten und Taufen für 
den Bereich der EKD zu folgenden Ergebnissen: 


Geburten und evangelische Taufen 1963 und 1976 
Auf 100 Geburten!) 


Geburten!) Evangelische Taufen fi 
Rückgang 1976 _,, Rückgang 1976 eg A 
Jahr Zahl gegenüber 1963 gegenüber 1963 S pätt fan 
1963 611783 475583 78 2 
1976 293474 —52,0% 217540 54,3% 74 66 


1) Von Kindern evangelischer Eltern und von Kindern mit einem evangelischen Eltern- 
teil. 
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Der Rückgang der Taufziffer, d.h. der Taufen in Prozent der Geburten, von 
78 auf 74 (einschl. der sog. „Spättaufen‘‘) und von 72 auf 66 (ohne die sog. 
„Spättaufen‘“) ist — wie bereits in den statistischen Berichten für die vergange- 
nen Jahre mehrfach festgestellt wurde und wie in den folgenden Ausführungen 
im einzelnen erneut dargestellt wird — ausschließlich durch die nachlassende Be- 
reitschaft lediger evangelischer Mütter und evangelisch-konfessionsloser Eltern, 
ihre Kinder taufen zu lassen, bedingt. 

In der Untergliederung der Taufen nach der Religions- bzw. Konfessionszu- 
gehörigkeit der Eltern ergeben sich, wie die folgenden Zahlen zeigen, unter- 
schiedliche Entwicklungen: 


Evangelische Taufen (einschl. ‚„Spättaufen‘) und Taufziffern 
in den Jahren 1963 und 1976 
Religions- bzw. Zahl der getauften Veränderung der 
Konfessionszugehörigkeit Kinder im Alter Fe Pr ne Geburten und Taufen 
der Eltern ünter‘14 Jahren ERSEnMES Lau 1577 gegenüber 1963 


1963 1976 1963 1976 Geburten Taufen 


evang.-evang. 373372151231 96 98 - 60,6% -59,6% 
evang.-kath. 71246 46475 41 46 —42,5% -— 34,8% 
evang.-anders christl. 2582 2624 47 51 —5.3% 4521.65 
evang.-sonst. 9199 8653 70 50 +29,9% — 5,9% 
ledige evang. Mütter 17090 6429 60 38 40,1% -62,4% 
Insgesamt 475583') 217540!) 78 73 —52,0% -54,3% 


1) Einschl. der Taufen von Kindern sonstiger Eltern. 


Geburten und evangelische Taufen in den Gliedkirchen der EKD 1963 bis 1976 


von Kindern evang. ältern und von Kindern evang. Eltern 
von Kindern mit einem evang. 
Elternteil 


Tausend 


Tausend 


400 


300 


200 


100 





1963 165. 678..69. 271. 273 75 Jahr 


von Kindern evang.-kath.Eltern 


von Kindern evang.-anders 
christl. Eltern 


Tausend Tausend 





NICHEREH TRETEN TRETEN JE ICH ESTER TEN Fahr 


von Kindern evang.-sonstiger von Kindern lediger evang. 


Eltern Mütter 


Tausend 





> 5 Be VE a N u ee 
Geburten ------- Taufen (einschl. "Spättaufen") 





Geburten und evangelische Taufen in den Gliedkirchen der EKD 1963 und 1976 


von Kindern 


ev.Eltern 

oder mit ev.-anders 

einem ev. evs-ev. ev.-kath., christl. ev.-sonst. ledig. ev.. 
Elternteil Eltern Eltern Eltern Eltern Mütter 





Die Säulen stellen die Geburten (100%), die schraffierten Felder die 
entsprechenden Anteile der evangelischen Taufen (einschl. "Spättaufen")dar. 
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Im einzelnen ist festzustellen, daß die Zahl der Taufen von Kindern evangeli- 
scher Eltern im Berichtsjahr erneut abgenommen hat; sie belief sich auf 151231 
und war um 3645 oder 2,4% niedriger als im vorangegangenen Jahr. Der seit 
zehn Jahren zu beobachtende Rückgang der Taufen von Kindern evangelischer 
Ehepaare hat sich damit im Berichtsjahr erheblich abgeschwächt. Der langfristige 
Vergleich ergibt, daß sich im Zeitraum von 1963 bis 1976 die Zahl der Taufen 
von Kindern evangelischer Eltern (-59,6%) fast im gleichen Verhältnis ver- 
mindert hat wie die entsprechende Zahl der Geburten (-60,6%). Dabei muß 
aber, wie bereits ausführlich dargestellt wurde, berücksichtigt werden, daß EI- 
tern ihre Kinder in zunehmendem Maße nicht mehr im Jahr der Geburt, son- 
dern erst später taufen lassen. Im Gesamtdurchschnitt aller Gliedkirchen der 
EKD werden nach wie vor fast alle Kinder evangelischer Eltern im Jahr der 
Geburt oder später evangelisch getauft. In der regionalen Gliederung ergeben 
sich jedoch erhebliche Unterschiede. So ist die Taufziffer, d.h. die Zahl der 
Taufen (einschl. der sog. „Spättaufen‘“), im Verhältnis zur Zahl der Geburten 
von Kindern evangelischer Eltern in den Großstadtkirchen Berlin (72,6%), 
Bremen (83,1%), Lübeck (86,3%) und Hamburg (90,4%) sowie in der Glied- 
kirche Schleswig-Holstein (92,3%) niedriger als im EKD-Durchschnitt. In den 
übrigen Gliedkirchen liegen die Taufziffern zwischen 94,7% in der Evangelischen 
Kirche im Rheinland und 104,0% in der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers; Tauf- 
ziffern von über 100% sind u.a. bedingt durch sog. „‚Spättaufen“ und durch 
die Fälle, in denen der Wohnsitz der Eltern zum Zeitpunkt der Geburt des Kin- 
des und die Gemeinde, in der das Kind getauft wurde, nicht in der gleichen 
Landeskirche liegen. - 

Im Gegensatz zu den nach wie vor relativ hohen Taufzahlen von Kindern evan- 
gelischer Eltern hat die Bereitschaft lediger evangelischer Mütter, ihre Kinder 
taufen zu lassen, ständig weiter abgenommen. Auf jeweils 100 Geburten lediger 
evangelischer Mütter kamen 1976 nur 38 Taufen, 1963 waren es noch 60. Auch 
hier ergeben sich von Landeskirche zu Landeskirche teilweise erhebliche Unter- 
schiede. Die weitaus niedrigsten Taufziffern für Kinder lediger evangelischer 
Mütter errechnen sich für die Großstadtkirchen Berlin (19,0%), Hamburg (28,6%), 
Schleswig-Holstein (30,0%) und Bremen (30,1%). Weit über dem Durchschnitt 
im Gesamtbereich der EKD liegen diese Taufziffern hingegen in den süd- und 
südwestdeutschen Landeskirchen Württemberg (48,6%), Bayern (48,3%), Pfalz 
(47,8%) und Baden (46,1%). 

Wie sich aus den dargestellten Zahlen und Schaubildern weiter ergibt, ist die 
Zahl der in evangelischen Kirchen getauften Kinder evangelisch-katholischer 
Eltern (1976: 46475) seit längerer Zeit erstmals wieder gestiegen. Langfristig 
zeigt sich gegenüber dem Ausgangsjahr 1963 deutlich, daß der Rückgang der Ge- 
burten (-42,5%) und Taufen (—34,8%) bei den Kindern evangelisch-katholi- 
scher Eltern wesentlich schwächer ausgeprägt war als bei den Kindern aus evan- 
gelischen Ehen. Dies ist u.a. darauf zurückzuführen, daß die Zahl der Heiraten 
evangelisch-katholischer Paare in den sechziger und siebziger Jahren bei wei- 
tem nicht in dem Ausmaß abgenommen hat wie die zwischen evangelischen 
Ehepartnern. Daneben lassen die ermittelten Zahlen erkennen, daß Kinder aus 
evangelisch-katholischen Ehen heute etwas häufiger in evangelischen Kirchen 
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getauft werden als vor vierzehn Jahren. So kamen auf jeweils 100 Geburten 
von Kindern evangelisch-katholischer Eltern 1963 fast 41, 1976 hingegen 46 
entsprechende Taufen in evangelischen Kirchen. Überdurchschnittlich hoch ist 
die Zahl der evangelischen Taufen von Kindern evangelisch-katholischer Eltern 
im Verhältnis zu den betreffenden Geburten in den Gliedkirchen Schleswig- 
Holstein (58,1%) und Hamburg (56,8%), während sie in Berlin mit 38,2% am 
niedrigsten ist. 

Die Zahl der Taufen von Kindern evangelisch-anders christlicher Eltern ist mit 
2624 gegenüber dem Vorjahr fast unverändert geblieben. Rund die Hälfte der 
Kinder aus diesen Ehen werden in einer evangelischen Kirche getauft. Zu den 
„anders christlichen‘ Elternteilen zählen vor allem Angehörige der evangelischen 
Freikirchen, der orthodoxen Kirchen, der altkatholischen Kirche und der christ- 
lich orientierten Sondergemeinschaften. 

Die Entwicklung der Geburten von Kindern evangelisch-sonstiger Eltern (hier 
handelt es sich zum größten Teil um evangelisch-gemeinschaftslose Ehepaare) 
zeigte in den Jahren 1974/76 eine steigende Tendenz. Dies ist vor allem auf 
den Anstieg der Kirchenaustritte jüngerer Personen in den Jahren 1970 bis 1974 
und die dadurch verursachte Zunahme der Eheschließungen zwischen evange- 
lischen und gemeinschaftslosen Personen zurückzuführen. Die Bereitschaft 
evangelisch-sonstiger Eltern, ihre Kinder taufen zu lassen, hat sich gegenüber 
dem Ausgangsjahr 1963 deutlich vermindert: Auf 100 Geburten von Kindern 
dieser Gruppe kam 1963 noch 70, 1976 dagegen 50 evangelische Taufen. 

Aufgrund der dargestellten unterschiedlichen Entwicklungen hat sich die pro- 
zentuale Aufgliederung der Geburten und Taufen nach der Religions- bzw. Kon- 
fessionszugehörigkeit der Eltern weiterhin verändert. Im einzelnen entfielen von 
der Gesamtzahl der 

Geburten von Kindern mit 


einem oder zwei evangelischen 
Elternteilen 


Taufen in evangelischen 
Kirchen 


1963 1975 1976 1963 1975 1976 


auf Kinder 

evang. Eltern 63,6% 53,8% 52,3% 78,7% 71,3% 69,5% 
evang.-kath. Eltern 28,6% 33,5% 34,2% 15,0% 20,5% 21,4% 
evang.-anders christl. Eltern 0,9% 1,8% 1,8% 0,5% 1,2% 1,2% 
evang.-sonstiger Eltern 2,2% 5,3% 5,9% 1,9% 3,3% 4,0% 
lediger evang. Mütter 4,7% 5,6% 5,8% 3,6% 2,9% 3,0% 
Zusammen 100% 100% 100% 100% 100% 100% 


B) Taufen in christlichen Kirchen zusammen 


Wie bereits in den beiden vorangegangenen Jahren konnten auch für das Berichts- 
jahr die Zahlen der Geburten mit denen der Taufen fast aller christlichen Kirchen 
im Bereich der Bundesrepublik Deutschland einschl. Berlin (West) verglichen und 
aufbereitet werden. Diese Arbeiten erfolgten auf der Grundlage der von der Kir- 
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chenkanzlei der EKD, der Amtlichen Zentralstelle für kirchliche Statistik des 
katholischen Deutschland, der Griechisch-Orthodoxen Metropolie von Deutsch- 
land und der von den Evangelischen Freikirchen zusammengefaßten Zahlen 
(einschl. der sog. „‚Spättaufen‘‘) sowie der Ergebnisse der Bundes- und Länder- 
statistiken der natürlichen Bevölkerungsbewegung. Die Aufbereitung des umfang- 
reichen Zahlenmaterials zeigt folgendes: 

a) Auf 100 Geburten von Kindern evangelischer, katholischer und evangelisch- 
katholischer Eltern (einschl. der Kinder lediger evangelischer und katholischer 
Mütter), also von Kindern, deren Eltern den beiden großen christlichen Kirchen 
angehören, kamen 

1963: 97 und 

1976: 93 

evangelische und katholische Taufen. Der Rückgang der evangelisch-katholischen 
Taufziffer ist fast ausschließlich darauf zurückzuführen, daß ledige evangelische 
und katholische Mütter heute ihre Kinder seltener taufen lassen als vor 14 Jahren. 

b) Auf 100 Geburten von Kindern evangelischer, katholischer und evangelisch- 
katholischer Eltern sowie von Kindern evangelisch-anders christlicher, evangelisch- 
sonstiger, katholisch-anders christlicher und katholisch-sonstiger Eltern, also von 
Kindern, die evangelisch oder katholisch getauft werden könnten („‚evangelisch- 
katholisches Taufpotential‘), kamen 

1963: 96 und 

1976: 90 

evangelische und katholische Taufen. In der leicht abnehmenden Tendenz dieser 
Taufziffer schlägt sich deutlich nieder, daß neben der bereits erwähnten nach- 
lassenden Taufbereitschaft lediger Mütter immer weniger evangelisch-gemeinschafts- 
lose und katholisch-gemeinschaftslose Ehepaare ihre Kinder taufen lassen. 

Werden in diesen Vergleich noch die Geburten von Kindern einbezogen, deren 
beide Eltern gemeinschaftslos oder freireligiös sind (einschl. der Elternpaare, für 
die eine Angabe zur Religionszugehörigkeit nicht vorliegt) — sie gehören rechne- 
risch nicht zum „evangelisch-katholischen Taufpotential“ —, so wird das zahlen- 
mäßige Verhältnis der Taufen zu den Geburten selbstverständlich ungünstiger. 
Auf 100 Geburten von Kindern evangelischer, katholischer, gemeinschaftsloser 
und freireligiöser Eltern sowie von Kindern mit einem Elternteil der genannten 
Gruppen kamen 

1963: 95 und 

1976: 86 

evangelische und katholische Taufen. Der Rückgang dieser Taufrate ergibt sich 
außer den unter a) und b) genannten Gründen in erster Linie aus dem Anstieg 
der Kirchenaustritte jüngerer Personen in den Jahren 1967 bis 1974. Diese Zu- 
nahme führte in den vergangenen Jahren zu einem Anstieg der Eheschließungen 
gemeinschaftsloser Paare und damit auch zu höheren Zahlen der Geburten von 
Kindern konfessionsloser Eltern. Das wird aus folgenden Zahlen ersichtlich: Der 
Anteil der Geburten von Kindern gemeinschaftsloser Eltern und von Kindern 
mit einem gemeinschaftslosen Elternteil an der Gesamtzahl der im Bundesge- 
biet geborenen Kinder erhöhte sich von 1963 bis 1976 von 2,3% auf 7,7%. 

c) Bezieht man die Zahl der evangelischen und katholischen Taufen auf die 
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Zahl aller im Bundesgebiet geborenen Kinder, also auch auf Kinder anders 
christlicher Eltern (evangelische Freikirchen, orthodoxe Kirchen, altkatholische 
Kirche, christlich orientierte Sondergemeinschaften) sowie auf Kinder von Eltern, 
die einer anderen Religion angehören (hier handelt es sich zum größten Teil 

um Kinder islamischer Eltern) — auch sie stehen rechnerisch nicht als „evange- 
lisch-katholisches Taufpotential‘ zur Verfügung —, so ergibt sich folgendes: 

Im Bundesgebiet kamen auf 100 Geburten 

1963: 94 und 

1976: 77 

evangelische und katholische Taufen. Die Ursachen dieser rückläufigen Ent- 
wicklung liegen außer den bisher aufgeführten Gründen vor allem in der bis 
1974 anhaltenden Zuwanderung von Ausländern in die Bundesrepublik Deutsch- 
land, dem dadurch bedingten, bis 1974 zu beobachtenden Anstieg der Gebur- 
ten ausländischer Kinder und der im Vergleich zu deutschen Frauen hohen Ge- 
burtenhäufigkeit türkischer und, allerdings in geringerem Ausmaß, auch griechi- 
scher Frauen. Dies führte dazu, daß der Anteil der Geburten von Kindern evan- 
gelischer, katholischer und evangelisch-katholischer Eltern an der Gesamtzahl der 
Geburten im Bundesgebiet von 95,5% im Ausgangsjahr 1963 auf 79,8% im Jahre 
1976 zurückging. Gleichzeitig erhöhte sich der entsprechende Anteil der Gebur- 
ten von Kindern, deren Eltern den orthodoxen Kirchen angehören, von 0,3% 
auf 1,9%; der Anteil der Geburten von Kindern mit Eltern einer ‚anderen Reli- 
gion‘ (diese Gruppe setzt sich fast ausschließlich aus Mohammedanern zusam- 
men) stieg im gleichen Zeitraum von 0,1% auf 7,5%. 

d) Das „christliche Taufpotential insgesamt“ errechnet sich aus der Addition 
der Geburtenzahlen aller Kinder, deren Eltern oder von denen zumindest ein 
Elternteil den Gliedkirchen der EKD, der Katholischen Kirche, den evangeli- 
schen Freikirchen oder den orthodoxen Kirchen angehören. In der Bundesrepu- 
blik Deutschland einschl. Berlin (West) kamen auf 100 Geburten von Kindern 
christlicher Eltern sowie von Kindern mit einem christlichen Elternteil 

1974: 89 und 

1976: 88 

christliche Taufen. Bei diesem Vergleich mußte von dem Jahre 1974 ausge- 
gangen werden, weil erst seit diesem Jahr voll vergleichbare Taufzahlen aus nahe- 
zu allen christlichen Kirchen im Bundesgebiet vorliegen. 

Selbstverständlich verringern sich diese christlichen Taufziffern, wenn man die 
Zahlen der in den genannten Kirchen getauften Kinder zur Zahl sämtlicher Le- 
bendgeborenen im Bundesgebiet ins Verhältnis setzt. Auf 100 Geburten kamen 

1974: 80 und 

1976: 78 

christliche Taufen. 


3. Konfirmationen 
Nach den von den Kirchengemeinden gemeldeten Zahlen wurden im Jahre 
1976 in den Gliedkirchen der EKD 436768 Jungen und Mädchen konfirmiert. 
Wie bereits für die vorangegangenen Jahre festgestellt, kann davon ausgegangen 
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werden, daß auch im Berichtsjahr fast alle Kinder evangelischer Eltern konfir- 
miert wurden. 


4. Trauungen 
A) Evangelische Trauungen 


Der seit langer Zeit zu beobachtende Rückgang der evangelischen Trauungen 

hat sich 1976 fortgesetzt. Im Gesamtbereich der EKD wurden im Jahre 1976 
insgesamt 99359 Ehepaare getraut; gegenüber dem vorangegangenen Jahr be- 
deutet das eine Abnahme um 7720 oder 7,2%. Die Zahl der kirchlichen Trauun- 
gen ist damit verhältnismäßig etwas stärker zurückgegangen als die Zahl der Ehe- 
schließungen von evangelischen Paaren und von Paaren mit einem evangelischen 
Ehepartner (6,0%). Langfristig ergibt sich für die Entwicklung der Trauungen 
eine wesentlich schärfer ausgeprägte Abnahme als für die der Eheschließungen. 


Eheschließungen und evangelische Trauungen 1963 und 1976 


Von 100 Ehepaaren'), 
die standesamtlich die Ehe 


i : : 
Eheschließungen') Evangelische Trauungen geschlossen haben, wurden 
E m lisch getraut 
Rückgang 1976 Rückgang 1976 Alles; 
Jahr Zahl = Zahl z einschl. ohne 
gegenüber 1963 gegenüber 1963 Wiederverhöiraihgen end 
Trauungen Geschiedener 
1963 326222 203891 63 70 
1976 218005 — 33,2% 99359 — 51,3% 46 57 


1) Von evangelischen Paaren und von Paaren mit einem evangelischen Ehepartner 


Der Unterschied zwischen der Entwicklung der Eheschließungen und der der 
Trauungen zeigt deutlich, daß die Bereitschaft, sich nach der standesamtlichen 
Eheschließung kirchlich trauen zu lassen, in den vierzehn Jahren von 1963 bis 
1976 erheblich nachgelassen hat. Das gilt auch, wenn bei dem Vergleich der 
Eheschließungen mit den Trauungen die Zahlen der Wiederverheiratungen und 
Trauungen Geschiedener außer Ansatz bleiben. 

Die Unterteilung der Trauuiigen nach der Religions- bzw. Konfessionszuge- 
hörigkeit der Ehegatten läßt erkennen, daß die Zahl der Trauungen evangelischer 
Ehepaare auch im Berichtsjahr weiter gesunken ist. So wurden im Jahre 1976 
insgesamt 68 272 evangelische Ehepaare getraut, das waren 5939 oder 8,0% we- 
niger als 1975; die entsprechende Zahl der Eheschließungen verminderte sich um 
7,1%. Gegenüber dem Ausgangsjahr 1963 ist festzustellen, daß die Zahl der evan- 
gelischen Ehepaare, die nach der standesamtlichen Eheschließung vor den Trau- 
altar traten,-von Jahr zu Jahr weiter zurückgegangen ist. Während 1963 von 
100 evangelischen Paaren, die vor dem Standesamt die Ehe geschlossen haben, 
noch 86 kirchlich getraut wurden, traf das im Jahre 1976 nurmehr für 67 zu. 
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Evangelische Trauungen und Trauziffern 
(Trauungen in Prozent der Eheschließungen) 
in den Jahren 1963 und 1976 


Von 100 Ehepaaren, hr 
die standesamtlich Veränderung der 
Zahl der evang. die Ehe ge- Eheschließungen 


getrauten Ehepaare schlossen haben, und evang. 
wurden evang. Trauungen 1976 


gegenüber 1963 


Religions- bzw. 
Konfessionszugehörigkeit 
der Ehepartner 


getraut 
1963 1976 1963 1976 Fheschlie- 7, nungen 
ßungen 

evang.-evang. 166062 68272 86 67 — 47,17% 58,9% 
evang.-kath. 35159 27864 32 31 — 19,6% :— 20,7% 
evang.-anders christl. 1824 1262 24 23 — 27,8% - 30,8% 
evang.-sonstig 109 = 1655 5 8 +60,2% +133,4% 
Insgesamt 203891!) 99359!) 63 46 — 33,2% -51,3% 


1) Einschl. der Trauungen sonstiger Ehepaare. 


Die Trauziffern der evangelischen Ehepaare, d.h. die Trauungen in Prozent der 
Eheschließungen, lagen in den Großstadtkirchen Berlin (29), Hamburg (36), 
Bremen (40) und Lübeck (47) sowie in der Gliedkirche Schleswig-Holstein (58) 
erheblich unter dem Durchschnitt im Gesamtbereich der EKD. Überdurchschnitt- 
lich hoch waren die Trauziffern demgegenüber in den süd- und südwestdeutschen 
Landeskirchen Bayern (79) und Württemberg (76), in den Gliedkirchen Schaum- 
burg-Lippe (91) und Kurhessen-Waldeck (84) sowie in den beiden reformierten 
Landeskirchen Nordwestdeutschland (83) und Lippe (75). 

Im Gegensatz zu der Entwicklung der kirchlich getrauten evangelischen Ehe- 
paare hat sich die Zahl der in evangelischen Kirchen vollzogenen Trauungen 
evangelisch-katholischer Ehepaare in wesentlich geringerem Umfang vermindert. 
Nach wie vor lassen sich — gegenüber den Vorjahren fast unverändert — rd. 
31% der evangelisch-katholischen Paare nach der Eheschließung in einer evan- 
gelischen und rd. 39% in einer katholischen Kirche trauen. Auch hier zeigt 
sich, daß die Trauziffern in den Stadtkirchen Berlin (13), Hamburg (19), Lü- 
beck (23) und Bremen (24) verhältnismäßig gering sind. 

Hinsichtlich der Entwicklung der Trauungen evangelisch-katholischer Paare 
im Gesamtbereich der EKD ist außerdem festzustellen, daß die Trauungen, für 
die ein Dispens von der Formpflicht durch den katholischen Partner eingeholt 
wurde, eine zahlenmäßig etwas größere Bedeutung erlangt haben; ihr Anteil an 
der Gesamtzahl der Trauungen evangelisch-katholischer Paare in einer evange- 
lischen Kirche betrug 

1972: 7,7% und 

1976: 10,5%. 

Ebenfalls gestiegen ist auch die zahlenmäßige Bedeutung der gemeinsamen 
Trauungen evangelisch-katholischer Paare unter Mitwirkung eines katholischen 
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Pfarrers. Von allen Trauungen evangelisch-katholischer Paare in einer evange- 
lischen Kirche entfielen 

1972: 10,7% und 

1976: 13,8% 

‚auf solche, die unter Mitwirkung eines katholischen Pfarrers vollzogen wurden. 
Die Aufteilung der Trauungen evangelisch-katholischer Paare nach dem Ge- 
schlecht der Ehegatten führt gegenüber den vorangegangenen Jahren zu unver- 
änderten Ergebnissen: auch 1976 entfielen von der Gesamtzahl der in evange- 

lischen Kirchen getrauten evangelisch-katholischen Ehepaare rd. drei Fünftel 
auf solche von evangelischen Frauen mit katholischen Männern und rd. zwei 
Fünftel auf solche von evangelischen Männern mit katholischen Frauen. Für 
die Trauungen evangelisch-katholischer Paare in katholischen Kirchen ergibt 
sich ein entsprechendes Bild. Hierzu wird darauf hingewiesen, daß sich evan- 
gelisch-katholische Paare vielfach in einer Kirche derjenigen Konfession trauen 
lassen, der die Frau als künftige Erzieherin der Kinder angehört. 


Eheschließungen und evangelische Trauungen in den Gliedkirchen der EKD 
1963 bis 1976 


von evang. Paaren und von von evang. Paaren 
Paaren mit einen evang. 
Ehepartner 
Tausend Tausend 
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von evang,.-sonstigen Paaren 
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——— Eheschließungen —-—- Tranungen 


Eheschließungen und evangelische Trauungen in den Gliedkirchen der EKD 
1963 und 1976 





ev.Paaren hart 
und von 
Paaren mit ev.-anders 
einen ev. ev. ev.s-kath. ehristls ev.-sonst. 
Ehepartner Paaren Paaren Paaren Paaren 
% A 
100° re 
80 80 
60 60 
40 4o 
20 E RE BR 20 
salaks:: : 2 BR Bu o 
63 76 63 76 65 76 6316 le 


Die Säulen stellen die Eheschließungen (100%), die gepunkteten 
Felder die entsprechenden Anteile der evangelischen Trauungen dar. 


Die Zahl der Trauungen von evangelisch-anders christlichen und evangelisch- 
sonstigen Paaren war auch im Berichtsjahr wieder verhältnismäßig niedrig. Von 
100 evangelisch-anders christlichen Ehepaaren, die 1976 geheiratet haben, wur- 
den ähnlich der seit 1963 zu beobachtenden Entwicklung 23 in einer evange- 
lischen Kirche getraut. Bei den „anders christlichen‘ Ehepartnern handelt es 
sich um Angehörige der evangelischen Freikirchen, der orthodoxen Kirchen, 
der altkatholischen Kirche und verwandter Gruppen sowie der christlich orien- 
tierten Sondergemeinschaften. 

Die Entwicklung der Eheschließungen evangelisch-sonstiger Paare, von denen 
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der weitaus größte Teil auf Heiraten zwischen evangelischen und gemeinschafts- 
losen Ehepartnern entfällt, zeigt seit 1970 — parallel zu dem Anstieg der Kirchen- 
austritte — eine zunehmende Tendenz. Im Berichtsjahr haben insgesamt 21835 
evangelisch-sonstige Paare geheiratet; von ihnen wurden 1655 oder 7,6% in einer 
evangelischen Kirche getraut bzw. es wurde für sie ein Gottesdienst aus Anlaß 

der Eheschließung gehalten. 

Entsprechend den aufgezeigten unterschiedlichen Entwicklungen führt die an- 
teilsmäßige Aufteilung der Eheschließungen und Trauungen nach der Religions- 
bzw. Konfessionszugehörigkeit der Ehegatten zu Ergebnissen, die von denen im 
Ausgangsjahr 1963 teilweise erheblich abweichen. 

Von der Gesamtzahl der 


Eheschließungen 
evang. Paare und von Trauungen in evangelischen 
Paaren mit einem Kirchen 


evang. Ehegaiten 


1963 1975 1976 1963 1975 1976 
entfielen auf 





evang. Paare 59,6% 47,2% 46,6% 814% 69,3% 68,7% 
evang.-kath. Paare 33,9% 40,9% 40,8% 17,2% 27,8% 28,0% 
evang.-anders christl. Paare 2,3% 2,5% 2,5% 0,9% 1,1% 1,3% 
evang.-sonstige Paare 4,2% 9,4% 10,0% 0,3% 1,4% 1,7% 
sonstige Paare _ _ — 0,2% 0,4% 0,3% 
Zusammen 100% 100% 100% 100% 100% 100% 


B) Trauungen in christlichen Kirchen zusammen 


Für das Jahr 1976 wurden wie in den beiden vorangegangenen Jahren und ent- 
sprechend dem für die Geburten und Taufen dargestellten Verfahren die Zah- 
len der Eheschließungen und die der Trauungen fast aller christlichen Kirchen 
in der Bundesrepublik Deutschland einschl. Berlin (West) aufbereitet. Die ver- 
gleichende Analyse der Entwicklungen der Eheschließungen und Trauungen er- 
pibt folgendes: 

a) Von allen evangelischen, katholischen und evangelisch-katholischen Ehe- 
paaren, die 1976 vor dem Standesamt die Ehe eingegangen sind, wurden 

1963: 87% und 

1976: 73% 

in einer evangelischen oder katholischen Kirche getraut. Diese Abnahme erklärt 
sich aus der seit Jahren sinkenden Zahl evangelischer und katholischer Ehepaare, 
die sich nach der standesamtlichen Eheschließung kirchlich trauen lassen. So ist 
die Trauziffer (Trauungen in Prozent der Eheschließungen) von 1963 bis 1976 
für die evangelischen Ehepaare von 85,5% auf 67,1% und für die katholischen 
Ehepaare von 95,1% auf 80,4% zurückgegangen. Diese Zahlen zeigen, daß der 
Wunsch, nach der Eheschließung kirchlich getraut zu werden, bei katholischen 


332 


Paaren nach wie vor stärker ausgeprägt ist als bei evangelischen Ehepaaren. 

b) Von allen evangelischen, katholischen und evangelisch-katholischen Ehe- 
paaren und von allen übrigen Ehepaaren mit einem evangelischen oder einem 
katholischen Ehepartner (evangelisch-anders christlich, evangelisch-sonstig, ka- 
tholisch-anders christlich, katholisch-sonstig), die standesamtlich geheiratet‘ 
haben (,‚evangelisch-katholisches Traupotential‘), wurden 

1963: 83% und 

1976: 65% 

in einer evangelischen oder katholischen Kirche getraut. Der sich hier abzeich- 
nende Rückgang ist außer der unter a) erwähnten abnehmenden Traubereitschaft 
evangelischer und katholischer Ehepaare durch den erheblichen Anstieg der Zahl 
der Eheschließungen von evangelischen bzw. katholischen mit gemeinschafts- 
losen Ehepartnern bedingt. Daneben muß bei einem Vergleich der Entwicklun- 
gen der Eheschließungen und Trauungen beachtet werden, daß in den Zahlen 
der Eheschließungen auch die der Wiederverheiratungen geschiedener Ehepartner 
enthalten sind. Infolge des Anstiegs der Ehescheidungen haben die Wiederver- 
mählungen geschiedener evangelischer und katholischer Personen in den vergan- 
genen Jahren zahlenmäßig erheblich an Bedeutung gewonnen. Ihr Anteil an der 
Insgesamtzahl der eheschließenden Evangelischen und Katholiken hat sich von 
7,6% im Jahre 1964 auf 13,7% im Jahre 1976 erhöht. Bei den Eheschließungen 
geschiedener Personen kommt eine kirchliche Trauung in den Gliedkirchen der 
EKD aus persönlichen und kirchenrechtlichen Gründen seltener und in der ka- 
tholischen Kirche grundsätzlich nicht in Betracht. Läßt man die Wiederverheira- 
tungen und Trauungen Geschiedener außer Ansatz, so errechnen sich für das 
„evangelisch-katholische Traupotential“ höhere Trauraten: 

1963: 92% und 

1976: 81%. 

Berücksichtigt man bei dem Vergleich zwischen den Heiraten und den kirch- 
lichen Trauungen zusätzlich noch die Zahl der Eheschließungen gemeinschafts- 
loser Paare, also von Personen, die kirchlich nicht getraut und somit nicht zum 
„evangelisch-katholischen Traupotential‘“ gezählt werden können, so ergeben sich 

die folgenden Trauziffern: 

1963: 82% und 

1976: 63%. 

Als Ursachen des Rückgangs dieser Trauziffer sind — wie bereits dargelegt wur- 
de — die sinkende Traubereitschaft evangelischer und katholischer Ehepaare, die 
Zunahme der Wiederverheiratungen Geschiedener, die seit 1967 gestiegenen Zah- 
len der Kirchenaustritte und die damit verbundene Zunahme der Eheschließun- 
gen gemeinschaftloser Paare zu nennen. So entfielen von der Gesamtzahl der 
Eheschließungen im Bundesgebiet 1963 nur 4,2% auf Heiraten gemeinschafts- 
loser und freireligiöser Ehepaare (einschl. der Paare mit einem entsprechenden 
Ehepartner), 1976 waren es 12,2%. Gleichzeitig verminderte sich der entspre- 
chende Anteil der Eheschließungen evangelischer, katholischer und evangelisch- 
katholischer Paare von 92,2% auf 83,0%. 

c) Von allen Ehepaaren, die im Bundesgebiet die Ehe eingegangen sind, wurden 

1963: 81% und 
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1976: 62% 

in evangelischen oder katholischen Kirchen getraut. Die Abnahme dieser Trau- 
ziffer ist fast ausschließlich auf die unter a) und b) genannten Gründe zurückzu- 
führen. Dagegen fallen die Eheschließungen orthodoxer Paare und von Paaren, 
die einer anderen Religion angehören (hier handelt es sich größtenteils um tür- 
kische Ehepaare) zahlenmäßig kaum ins Gewicht; ihr Anteil an der Gesamtzahl der 
in der Bundesrepublik Deutschland einschl. Berlin (West) geschlossenen Ehen 
stieg von 1963 bis 1976 lediglich von 0,1% auf 0,7%. 

d) Zum „christlichen Traupotential‘ zählen sämtliche im Bundesgebiet ge- 
schlossenen Ehen von Angehörigen christlicher Kirchen, soweit für ihren Bereich 
die entsprechenden Zahlen der kirchlichen Trauungen vorliegen (Gliedkirchen 
der EKD, Katholische Kirche, ein Teil der evangelischen Freikirchen, ortho- 
doxe Kirchen). Von allen Paaren, von denen beide oder zumindest ein Ehepart- 
ner den genannten christlichen Kirchen angehören, wurden 

1974: 69% und 

1976: 65% 

kirchlich getraut. 

Werden in diesen Vergleich zusätzlich noch die Heiraten von Paaren einbe- 
zogen, die nicht dem ‚‚christlichen Traupotential“ zugerechnet werden können 
(Ehepaare, die christlichen Kirchen oder christlich orientierten Sondergemein- 
schaften angehören, für deren Bereiche keine Trauzahlen vorliegen; Ehepaare, 
die einer nichtchristlichen Religion angehören; gemeinschaftslose und freireli- 
giöse Ehepaare; Ehepaare, für die Angaben zur Religionszugehörigkeit nicht 
vorliegen), so erhält man die Gesamtzahl der Ehepaare, die im Bundesgebiet 
vor dem Standesamt die Ehe geschlossen haben. Von der Gesamtzahl dieser Ehe- 
paare wurden 

1974: 66% und 

1976: 63% 

in einer christlichen Kirche getraut. 


5. Bestattungen 


Insgesamt 359072 Verstorbene, darunter 349 647 verstorbene evangelische Per- 
sonen, wurden 1976 in den Gliedkirchen der EKD kirchlich bestattet. Ein Ver- 
gleich mit den Zahlen der Bevölkerungsstatistik zeigt, daß der Anteil der Ver- 
storbenen, die kirchlich bestattet werden, nach wie vor sehr hoch ist: Von allen 
verstorbenen Kirchenmitgliedern wurden im Gesamtbereich der EKD 1976 — ge- 
genüber den vergangenen vierzehn Jahren fast unverändert — 94% von einem 
evangelischen Pfarrer zur letzten Ruhe geleitet. Unter dem genannten EKD- 
Durchschnitt lag der Anteil der kirchlich Bestatteten an der Zahl der Verstor- 
benen vor allem wieder in den Großstadtkirchen Hamburg (70%), Berlin (81%) 
und Bremen (84%) sowie in den Gliedkirchen Schleswig-Holstein (87%) und 
Braunschweig (89%). Für die übrigen Gliedkirchen errechnen sich Anteile zwi- 
schen 92% in der Landeskirche Pfalz und jeweils 100% in den Gliedkirchen 
Hessen und Nassau, Oldenburg und Eutin. 
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6. Gottesdienstbesuch 


A. Gottesdienstbesuch im sonntäglichen Durchschnitt 


Über 1,5 Millionen Personen haben in den Kirchengemeinden der Gliedkirchen 
der EKD im Jahre 1976 jeden Sonntag (ohne Feiertage wie Weihnachten, Kar- 
freitag, Ostern, Pfingsten, Erntedankfest, Volkstrauertag und Ewigkeitssonntag 
und ohne Konfirmations- sowie Konfirmandenvorstellungs-Sonntage) die Haupt- 
und Kindergottesdienste besucht, das sind nicht ganz 6% der Kirchenmitglieder. 
Im einzelnen wurden nicht ganz 1,2 Millionen Besucher von Hauptgottesdien- 
sten und mehr als 300000 Teilnehmer an Kindergottesdiensten ermittelt. Diese 
sonntäglichen Durchschnittszahlen wurden aus den Ergebnissen einer repräsen- 
tativen Zählung der Haupt- und Kindergottesdienstbesucher an den vier Sonn- 
tagen Invokavit (7. März 1976), Kantate (16. Mai 19 76), 18. Sonntag nach Trini- 
tatis (17. Oktober 1976) und 1. Advent (28. November 1976) errechnet. So- 
weit in Kirchengemeinden am Sonntag Kantate eine Konfirmation, eine Konfir- 
mandenprüfung innerhalb des Hauptgottesdienstes oder ein Konfirmierten-Abend- 
mahlsgottesdienst stattgefunden hat, wurden die Zählergebnisse des folgenden 
Sonntags zugrundegelegt. 


Die aufgeführten Zahlen weisen aus, wie viele Personen im sonntäglichen 
Durchschnitt an den Haupt- und Kindergottesdiensten teilgenommen haben; 
sie bedeuten also nicht, daß 1976 insgesamt nur 6% der Gemeindeglieder Got- 
tesdienste besucht haben. Der Personenkreis, aus dem sich die genannte sonn- 
tägliche Durchschnittszahl zusammensetzt, ist nicht immer der gleiche. Die Ge- 
samtzahl der evangelischen Personen, die im Jahre 1976 ein oder mehrere Male 
einen Sonntagsgottesdienst besucht haben, ist deshalb höher. Eine statistische 
Aussage, wie oft das einzelne Gemeindeglied zur Kirche geht und wie viele Ge- 
meindeglieder überhaupt nicht am Gottesdienst teilnehmen, ist nicht möglich. 
Daneben muß berücksichtigt werden, daß zahlreiche Personen Gottesdienst- 
übertragungen und Morgenandachten im Rundfunk hören. Schließlich ist noch 
zu erwähnen, daß die Zahl der Gemeindeglieder, zu der die Zahl der Gottes- 
dienstbesucher ins Verhältnis gesetzt wird, alle Kirchenmitglieder umfaßt, also 
auch solche, die wegen ihres Alters, wegen Krankheit oder aus beruflichen Grün- 
den am sonntäglichen Gottesdienst nicht teilnehmen können. 

Im zeitlichen Vergleich ist festzustellen, daß die Zahl der Kirchgänger nach 
einem erheblichen Rückgang in den Jahren 1969 bis 1973 im Zeitraum 1974 
bis 1976 nicht weiter abgenommen, sondern sich nur unwesentlich verändert 
hat. 

Der Vergleich in räumlicher Hinsicht ergibt, daß der Gottesdienstbesuch in 
Klein- und Mittelstädten, in überwiegend ländlichen Regionen und in Gebieten 
mit konfessionell gemischter Bevölkerung in der Regel höher, in Großstädten 
und deren Einzugsbereichen hingegen niedriger ist als im Gesamtdurchschnitt 
der EKD. Dies zeigt sich auch bei einer Unterteilung nach den einzelnen Glied- 
kirchen. Nach wie vor sind die Gottesdienstbesuchsziffern (Zahl der Gottesdienst- 
besucher in Prozent der Kirchenmitglieder) am höchsten in den süd- und süd- 
westdeutschen Landeskirchen Bayern, Württemberg, Baden und Pfalz, ferner in 
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Gottesdienst- und Kindergottesdienstbesucher je Sonntag in den Gliedkirchen 
der EKD 1963 bis 1976 (ohne Gliedkirchen Bayern und Württemberg) 
— Sonntägliche Durchschnittszahlen — 


Gottesdienst 


Kindergottesdienst 





1963 1965 1967 1969 1971 1975 1975 


der Gliedkirche Kurhessen-Waldeck sowie in den mehr ländlich geprägten Glied- 
kirchen Nordwestdeutschland, Lippe und Schaumburg-Lippe. Relativ niedrige 
Gottesdienstbesuchsziffern errechnen sich dagegen wieder für die Stadtkirchen 
Berlin, Bremen, Lübeck und Hamburg sowie für die Gliedkirchen Schleswig-Hol- 
stein und Eutin. Weitere regionale Untergliederungen innerhalb einzelner Landes- 
kirchen führten zu entsprechenden Ergebnissen: soweit feststellbar ergeben sich 
in Gebieten mit überwiegend ländlicher Struktur sonntägliche Gottesdienstbe- 
suchsziffern bis zu 23%, während in großstädtischen Bereichen die Untergrenze 
bei knapp 1,5% liegt. e 


B. Gottesdienstbesuch an Feiertagen 


Erheblich höher als im sonntäglichen Durchschnitt war der Gottesdienstbesuch 
an den Konfirmationssonntagen und an Feiertagen. 

Am Heiligen Abend 1976 wurden die Christvespern von über 5,9 Millionen 
Personen (22% der Kirchenmitglieder) besucht; im Vorjahr belief sich die ent- 
sprechende Zahl auf über 5,6 Millionen oder 21% der Kirchenmitglieder. Auch. 
hier führt die regionale Gliederung zu Unterschieden. Auswertungen aus Be- 
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reichen innerhalb einzelner Gliedkirchen zeigen, daß die Beteiligung an den Got- 
tesdiensten am Heiligen Abend in ländlichen Gebieten bis zu 40% der Gemein- 
deglieder erreicht; in Großstädten schwankt sie im allgemeinen zwischen 10% 
und 20% der evangelischen Einwohner. 

Etwas erhöht hat sich auch der Gottesdienstbesuch am Karfreitag. Nicht ganz 
1,7 Millionen Personen haben an den Karfreitagsgottesdiensten teilgenommen, 
das waren über 6% der evangelisch-landeskirchlichen Wohnbevölkerung im Bun- 
desgebiet. Hierbei muß aber berücksichtigt werden, daß in der Gesamtzahl der 
evangelisch-landeskirchlichen Wohnbevölkerung auch alle Kinder enthalten sind. 
Da am Karfreitag in den meisten Kirchengemeinden kein Kindergottesdienst 
gehalten wird, ist somit der Gottesdienstbesuch bezogen auf die Zahl der Kir- 
chenmitglieder etwas höher; er dürfte schätzungsweise zwischen 7% und 8% der 
evangelischen Wohnbevölkerung im Alter von 12 und mehr Jahren betragen. 

Wie die seit mehreren Jahren in der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers durch- 
geführten Erhebungen zeigen, werden die Gottesdienste am Erntedankfest rela- 
tiv gut besucht. Rd. 9% der Gemeindeglieder haben dort an den am Ernte- 
dankfest (3. Oktober 1976) gehaltenen Hauptgottesdiensten, Familiengottes- 
diensten und Kindergottesdiensten teilgenommen. In ländlichen Gebieten dieser 
Landeskirche betrug der Gottesdienstbesuch am Erntedankfest bis zu 16% der 
Gemeindeglieder. 


7. Teilnahme am Heiligen Abendmahl 


Während der Gottesdienstbesuch im sonntäglichen Durchschnitt repräsentativ 
an vier „Zählsonntagen‘“ ermittelt wird, erstreckt sich die Statistik der Teilnah- 
me am Heiligen Abendmahl auf sämtliche Abendmahlsgäste. Dabei ist es jedoch 
unumgänglich, daß Personen, die im Verlauf eines Jahres zwei oder mehrere 
Male am Abendmahl teilnehmen, auch zwei oder mehrere Male gezählt wer- 
den. Aussagen, wieviele Gemeindeglieder ein-, zweimal oder mehrere Male zum 
Tisch des Herren gehen, sind nicht möglich. Aufgrund der aufgeführten unter- 
schiedlichen Erfassungsmethoden sind die Zahlen über die Abendmahlsbeteili- 
gung mit denen der Gottesdienstbesucher in ihrer absoluten Höhe nicht ver- 
gleichbar. Trotz dieser Unzulänglichkeiten in der Aussagekraft sind die Ergeb- 
nisse der Abendmahlsstatistik gut geeignet, Entwicklungen und regionale Unter- 
schiede aufzuzeigen. 

Im Jahre 1976 wurden in den Gliedkirchen der EKD über 7,4 Millionen Be- 
teiligungen evangelischer Gemeindeglieder an den Abendmahlsfeiern gezählt. 
Nach einem erheblichen Rückgang in den Jahren 1968 bis 1971 nimmt die 
Abendmahlsbeteiligung nun wieder zu und ist jetzt fast wieder so hoch wie 
im Ausgangsjahr 1963. 
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Abendmahlsbeteiligungen in den Gliedkirchen der EKD 1963 bis 1976 


— Jahreszahlen — 

Millionen Millionen 
9 9 

8 8 
rd ne m a ee ee ® 

6 6 

5 5 

4 4 

3 3 

2 2 

4 7 

0 Jahr 


1963 1965 1967 1969 1971 1975 1975 


8. Ständige Kreise der Kirchengemeinden 


Eine statistische Erhebung sämtlicher Gemeindeaktivitäten ist nicht durchführ- 
bar. Um trotzdem einen möglichst weitgehenden Überblick über das kirchliche 
Leben, soweit es sich in Zahlen ermitteln läßt, zu gewinnen, wurden auch im 
Berichtsjahr wieder die wichtigsten ständigen Kreise der Kirchengemeinden er- 
faßt. Nach den nunmehr vorliegenden Zahlen bestanden in den Kirchengemein- 
den der Gliedkirchen der EKD im Jahre 1976 rd. 102000 ständige Kreise mit 
durchschnittlich zusammen rd. 1,9 Millionen Teilnehmern. 


Für die einzelnen Kreise ergeben sich folgende Zahlen: 


Durchschn. 
Anzahl Teilnehmerzahl 

Bibelkreise rd. 8000 rd. 118000 
Predigtvorbereitungs- und 

-nachbesprechungskreise rd. 1500 rd. 13000 
Arbeitskreise für Ökumene 

und Weltmission rd. 1400 rd. 20000 
Kinder- und Jugendkreise rd. 38000 rd. 558000 
Frauen- und Mütterkreise rd. 14200 rd. 335000 
Männerkreise 10° #1200 rd. 20000 
Ehepaarkreise rd. 2000 rd. 34000 
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Besuchsdienstkreise rd. 2500 rd. 37000 


Alten- bzw. Seniorenkreise rd. 7700 rd. 309000 
Kirchenchöre (einschl. Singkreise) rd. 10400 rd. 251000 
Posaunenchöre rd. 5300 rd. 82000 
sonstige Instrumentalkreise rd. 5600 rd. 56000 
sonstige Kreise rd. 4500 rd. 78000 


Bei diesen Zahlen muß jedoch berücksichtigt werden, daß Gemeindeglieder, die 
sich an den Zusammenkünften von zwei oder mehreren Kreisen beteiligen, ent- 
sprechend oft gezählt werden. Insofern sind in der aufgeführten durchschnitt- 
lichen Gesamtzahl von 1,9 Millionen Teilnehmern auch Doppel- und Mehrfach- 
zählungen enthalten. Andererseits kann aber nicht davon ausgegangen werden, 
daß die Personen, aus denen sich die durchschnittlichen Teilnehmerzahlen zu- 
sammensetzen, bei jeder Zusammenkunft die gleichen sind; die Zahl derjenigen 
Gemeindeglieder, die regelmäßig, hin und wieder oder nur gelegentlich an Zu- 
sammenkünften von Kreisen teilnehmen, ist deshalb höher. 


9. Brot für die Welt 


Das Gesamtaufkommen der Spenden der 18. Aktion „Brot für die Welt“ (1976/77) 
betrug im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland einschl. Berlin (West) nicht 
ganz 49,2 Millionen DM; es lag damit trotz der im Frühsommer 1974 einsetzen- 
den und sich bald darauf voll auswirkenden wirtschaftlichen Rezession um 
5,4 Millionen DM oder 12,2% über dem Ergebnis der 15. Aktion (1973/74). 

Die von 1959 bis 1977 gespendeten Beträge für „Brot für die Welt‘ belaufen 
sich insgesamt auf 537,9 Millionen DM. 

Im einzelnen erbrachten die 18 Aktionen „Brot für die Welt“ folgende Sum- 
men: 


1. Aktion 1959/60 14583623,58 DM 
2. Aktion 1960/61 16556364,30 DM 
3. Aktion 1961/62 15824 507,78 DM 
4. Aktion 1962/63 17715311,54 DM 
5. Aktion 1963/64 18003458,94 DM 
6. Aktion 1964/65 18740561,78 DM 
7. Aktion 1965/66 33674.025,13 DM!) 
8. Aktion 1966/67 24486828,06 DM 
9. Aktion 1967/68 25233718,43 DM 
10. Aktion 1968/69 31118277,27 DM!) 
11. Aktion 1969/70 31808096,56 DM!) 
12. Aktion 1970/71 30914 642,80 DM!) 


1) In diesen Beträgen sind die aus Anlaß der Dürre-Katastrophe in Indien 1965 bzw. der 
Aktion Kinderluftbrücke Biafra-Gabun sowie die in der Sonderaktion „Brot für die Welt 
hilft Vietnam“ zusätzlich gegebenen Spenden enthalten. 
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13. Aktion 1971/72 33 137918,96 DM 


14. Aktion 1972/73 38 133229,70 DM!) 
15. Aktion 1973/74 43826078,63 DM!) 
16. Aktion 1974/75 49355499,40 DM!) 
17. Aktion 1975/76 45 599926,40 DM 
18. Aktion 1976/77 49181920,89 DM 
a a ER Re D E e 
Gesamtergebnis 537893990,15 DM 


Spendenaufkommen für die Aktion „Brot für die Welt“ im Bereich der EKD 
1959/60 bis 1976/77 


Millionen DM Millionen DM 





Jahr 


1959/60 61/62 63/64 65/66 VT/68 H9/To TI/T2 73/714 75/716 
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10. Telefonseelsorge 


Die Zahl der Anrufe bei den Stellen der Telefonseelsorge — sie arbeiten auf öku- 
menischer Basis — hat sich von rd. 200000 im Jahre 1973 auf rd. 440000 im 
Jahre 1976 (1977: 460000 Anrufe) erhöht. Im Jahre 1976 waren insgesamt 
3685 Mitarbeiter in den 56 Einrichtungen der Telefonseelsorge tätig. 


11. Aufnahmen und Kirchenaustritte 


Der seit 1974 festzustellende Wiederanstieg der Aufnahmen, Übertritte und 
Wiederaufnahmen in die evangelischen Landeskirchen hat sich im Jahre 1976 
fortgesetzt. Im Berichtsjahr wurden insgesamt 20442 Personen in die Gliedkir- 
chen der EKD auf- bzw. wiederaufgenommen, das waren 2362 oder 13,1% mehr 
als im vorangegangenen Jahr. Die Zunahme erstreckte sich auf nahezu alle Glied- 
kirchen; sie war am höchsten in den Landeskirchen Rheinland (+643) und West- 
falen (+477). In die Gliedkirche Berlin-Brandenburg (West) wurden dagegen 

380 Personen weniger auf- bzw. wiederaufgenommen als im Vorjahr. 

Die Zahl der Kirchenaustritte ist im Jahre 1976 wiederum erheblich zurückge- 
gangen; sie belief sich auf 128394 (0,5% der evangelischen Kirchenmitglieder 
im Gesamtbereich der EKD) und war damit im 40245 oder 23,9% niedriger 
als 1975. Gegenüber dem Jahre 1974, in dem die Kirchenaustritte ihren Höhe- 
punkt erreicht hatten, errechnet sich eine Verminderung um 87823 oder 40,6%. 
In der regionalen Gliederung zeigt sich für alle Gliedkirchen eine rückläufige 
Entwicklung der Kirchenaustritte, Nach wie vor ist jedoch die Austrittshäufig- 
keit, ausgedrückt in der Zahl der Kirchenaustritte in Prozent der Zahl der Kir- 
chenmitglieder, in den Großstadtkirchen Hamburg (1,5%), Berlin (1,1%) und 
Bremen (1,0%) verhältnismäßig hoch. Vielfach gilt Entsprechendes mehr oder 
weniger auch für andere Großstädte und deren Einzugsbereiche. In Mittel- und 
Kleinstädten sowie überwiegend ländlichen Gebieten sind die Austrittsquoten 
demgegenüber wesentlich geringer. Die weitaus niedrigsten Austrittsziffern er- 
rechnen sich mit jeweils 0,2% der Kirchemitglieder für die Landeskirchen Kur- 
hessen-Waldeck, Lippe, Nordwestdeutschland, Schaumburg-Lippe und Pfalz. 
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Aus den evangelischen Landeskirchen ausgetretene Personen 
in Prozent der Kirchenglieder in den Jahren 1900 bis 1976 


% der Kirchen- % der Kirchen- 
glieder Bis 1945 Reichsgebiet nach dem jeweiligen Gebiets- glieder 
3.5 stand, ab 1945 Bundesgebiet (bis 1962 ohne, ab 1963 1,00 
’ 
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einschließlich Berlin-West) 


0,70 


0,65 
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Tabelle 1 Kirchenmitglieder (Stand: 31.12.1976) 


Gliedkirche 





Baden 

Bayern 
Berlin-Brandenburg (West) 
Braunschweig 
Bremen 

Eutin 

Hamburg 

Hannover 

Hessen und Nassau 
Kurhessen-Waldeck 
Lippe 

Lübeck 
Nordwestdeutschland 
Oldenburg 

Pfalz 

Rheinland 
Schaumburg-Lippe 
Schleswig-Holstein 
Westfalen!) 


"NWürttemberg 


Zusammen 


Anzahl der Kirchenmitglieder 


1360000 
2565000 
1132000 
573000 
413000 
92000 
442000 
3770000 
2189000 
1085000 
244000 
177000 
200000 
530000 
688000 
3508 000 
73000 
2248000 
3187000 


2466000 


26942000 


d Einschl. der zur Ev. Kirche der Kirchenprovinz Sachsen gehörenden, jedoch treuhänderisch von der Ev. 
Kirche von Westfalen verwalteten Kirchengemeinden Bad Sachsa und Tettenborn. 
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Tabelle 2 Taufen im Jahre 1976 


Getaufte Kinder davon (in % von Spalte 1) 


































er nicht- | Kinder |Getaufte 

Gliedkirche eheliche | sonst. |Erwachse 
insgesamt evange- Kinder | Eltern ne 
taufen') | lischen darunter | evang. und 
Ehen aus evang.- | Mütter | Mütter 
kath. Ehen 
1 

Baden 11156 "844 56,2 39,3 35,1 37 0,8 199 
Bayern 22025 1350 59,1 35,9 3,5 3,7 1,3 164 


Berlin-Brandenburg (West) 5288 1727 69,4 23,6 12,4 4,7 23 1152 


Braunschweig 4660 7116 76,1 19,1 13,0 3,7 1,0 209 
Bremen 2551 627 70,4 24,2 10,0 4,7 0,7 253 
Eutin 125 156 86,8 9,5 6,2 32 0,6 35 
Hamburg 2413 854 70,8 20,9 9,0 4,6 3,6 565 
Hannover 33986 3487 83,3 13,0 9,5 2,7 1,0 159 
Hessen und Nassau nr 146977672: 28977927 2,5 1,3 268 
Kurhessen-Waldeck 19024 50277798. 11,2 145 2,1 0,4 117 
Lippe 198 121 8,6 138 11,6 Ze gs 28 
Lübeck 12247 269741 139 9,2 6,9 4,5 135 
Nordwestdeutschland 2007 83 86,1 12,0 9,6 ol 0,2 21 
Oldenburg 0353 805 2758 17,202 11,1 2,8 0,6 171 
Pfalz 586b 378 962.47 33,081 29,8 3,7 0,8 50 
Rheinland 25261 3663 54,5 41,7 35,4 3,0 0,9 870 
Schaumburg-Lippe 609 17 Bear, 10,2 %,3 0,8 3 
Schleswig-Holstein 17460 3216 82,1 14,1 6,9 2,6 2 1362 
Westfalen ?) DST1A 2645 7466,90 729,94 4 23:6 2,6 0,6 599 
Württemberg 21803 1339 67,0 29,9 2542 2,6 0,6 377 


De en a 1 Te a nn nn 


Zusammen 217340 242855 69,5 .26,5 21,4 3,0 1,0 7337 


1) Taufen von Kindern im Alter von 1 bis unter 14 Jahren. 
2) Siehe Fußnote zu Tabelle 1. 
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Tabelle 3 Konfirmanden (Stand: 31.12.1976) und Konfirmierte im Jahre 1976 





Gliedkirche 


Baden 

Bayern 
Berlin-Brandenburg (West) 
Braunschweig 
Bremen 

Eutin 

Hamburg 

Hannover 

Hessen und Nassau 
Kurhessen-Waldeck 
Lippe 

Lübeck 
Nordwestdeutschland 
Oldenburg 

Pfalz 

Rheinland 
Schaumburg-Lippe 
Schleswig-Holstein 
Westfalen?) 


Württemberg 


Zusammen 


1) Ohne Vorkonfirmanden und Katechumenen. 


2) Siehe Fußnote zu Tabelle 1. 
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Anzahl der 


Konfirmanden’) 


Konfirmierten 





23286 22339 
39825 39852 
14092 12961 
9543 9573 
7047 6724 
1556 1397 
6518 5900 
69826 65663 
35672 34 704 
19333 18418 
4199 3923 
2750 2723 
4446 3300 
10582 10270 
12847 12317 
58470 54.006 
1216 1202 
38705 36345 
52080 50985 
44950 44 164 


mm 2 


456943 436768 


Tabelle 4 Trauungen im Jahre 1976 






Gliedkirche 





Baden 


Bayern 


Berlin-Brandenb. (West) 


Braunschweig 
Bremen 

Eutin 

Hamburg 
Hannover 

Hessen und Nassau 
Kurhessen-Waldeck 
Lippe 

Lübeck 
Nordwestdeutschland 
Oldenburg 

Pfalz 

Rheinland 
Schaumburg-Lippe 
Schleswig-Holstein 
Westfalen!) 


Württemberg 


Zusammen 


Getraute Paare 
insgesamt 







evangelische 
Ehepaare 


konfessions- oder 


davon (in % von Spalte 1) 


glaubensverschiedene 


insgesamt 





darunter 
evang.-kath. 
Ehepaare 





5927 49,4 50,3 47,0 
10098 58,9 41,0 38,5 
1676 79,2 20,0 14,3 
2111 80,6 19,2 16,1 
952 73,3 26,1 13,7 
271 84,9 15,1 12,9 
899 83,5 16,0 11,1 
14625 84,6 14,9 12,3 
8542 67,1 325 28,8 
4912 79,4 20,5 18,4 
992 79,7 20,1 17,5 
483 81,2 14,1 9,1 
995 85,7 14,1 10,7 
1879 82,1 1753 14,4 
3398 60,7 39,1 36,4 
11975 52,3 47,5 2 
344 82,8 16,6 14,0 
6262 88,7 10,6 8,4 
13082 65,0 34,9 33,0 
9936 64,9 35,0 30,8 
99359 68,7 31,0 28,0 


1) Siehe Fußnote zu Tabelle 1. 


0,3 
0,1 
0,8 
0,1 
0,6 


0,4 
0,5 
0,3 
0,1 
0,2 
4,8 
0,2 
0,5 
0,2 
0,2 
0,6 
0,7 
0,1 


0,1 


0,3 





sonstige 
Ehepaare 
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Tabelle 5 Kirchliche Bestattungen im Jahre 1976 















Evangelische Sonstige 





Bestattete 

















Gliedkirche ; ‘ 
insgesamt in % aller in % aller 
Bestatteten Anzahl Bestatteten 
(Spalte 1) (Spalte 1) 





we PER FEN 





Baden 17.377. 16928 97,4 449 2,6 
Bayern 34181 33486 98,0 695 2,0 
Berlin-Brandenb. (West) 21660 20872 96,4 788 3,6 
Braunschweig 7769 7627 98,2 142 1,8 
Bremen 5328 5204 IN 124 2,3 
Eutin 1256 1205 93,9 51 4,1 
Hamburg 6194 6098 98,5 96 ilPS; 
Hannover 49610 48946 98,7 664 ‚ee! 
Hessen und Nassau 28811 28016 97,2 795 2,8 
Kurhessen-Waldeck 13942 13787 98,9 155 1,1 
Lippe 3170 3137 99,0 33 1,0 
Lübeck 2821 2807 99,5 14 0,5 
Nordwestdeutschland 2164 2090 96,6 74 3,4 
Oldenburg 6977 6508 93,3 469 6,7 
Pfalz 9449 9235 977 214 2,3 
Rheinland 46691 45139 96,7 1552 3:3 
Schaumburg-Lippe 1080 1060 98,1 20 1,9 
Schleswig-Holstein 28287 26907 95,1 1380 4,9 
Westfalen!) 43518 42595 97,9 923 2,1 
Württemberg 28787 28000 97,3 787 DU 


Zusammen 359072 349647 97,4 9425 2,6 
1) Siehe Fußnote zu Tabelle 1. 


348 


°T opjageL nz Yougng ayars (7 


‘usapYy "I ‘sIYeJIUII] y9eu Jejuuog 'gT ‘oreJuey “IlaeyoAUJ :puis odejuuospyez US}23523152J + aIq (I 





077 STO6E6S 9 SOLLST 9‘ 9I61ISI SYIEEEE ISS8L TI 
607 061 SIS go PeIT9Z L’‘6 SrI8ET SEISS EIOOSI 
Erz SL6IIL 8's ILzs8I 9‘S 00S8L1 L6Etr EOIrEI 
o'8I ESSEOF 07 ELcrr 7 TZOES rssıı serIr 
Tre Sp6rT Us gELE 09 6SEer s96 H6EE 
681 LOLI99 0° ZsOor_1 0° Y80LLI 09r0r PZI9gEl 
891 SI9STI T6 r8r€£9 v9 Sport 1799 vO9LE 
e‘8ı TSL96 97 TOLEI TE 96791 66hr L6LII 
EIZ ETITH 6S E6L II 6 96061 I9LS Segel 
e‘sı vLETE SZ LLbr ST 9irr 686 LBPE 
ETE 9LLEL gs LLSEI TI TIISI LIEE P6Lll 
9,7 L06667 65 SyS£g 1972 STELL S8661 ErELS 
977 0Err6r 1'9 LPSZEI gs ESSITI 87867 SSLI6 
SLz OrELEOI 6€ SE8Lrl 0% OLEZSI TBI SE ssrg1l 
r'6l ES8S8 ©7 rlooI 97 LOP II 796 I Str6 
AR 800rI gE B0EE re g8P7 975 096 1 
9'51 80€E49 17 LIL8 Y7 S866 rS07 1E6L 
07 60TEHI LE 0IEIT 0r Or87T7Z Errs LIrLl 
E’EI SPLOSI 07 r0Tzz 61 gEIIT 6LLE LS8LI 
8°s7 SPL199 a LEITITE L'8 SLIPTT PITSE rS0681 
r77 EL6EOE O1 0TOOSI e8 999711 PSs6IT TILO6 























ay9ımysapueT] aydırysopur] aysımysapue] 
Iop apan3 Iap Ipod I9p 19par3 uswuresnz uopsaryoB 3sua1psajJ08 
’ -Iapury um -dney un 
MW IOp % ul mW Iop % ul HN IOp % ul 








pusqy IH We usJoW 
n ursdsaAysııy) 12q 











Zeyraıjrey we (‚ 23ejuuosjyez IarA Iop luyosyping wi 





usumumesnZz 


Zıaqumyinm 
(„uspensam 
UISJSJOH-IIMsaTysS 
oddrT-Zınqumneyss 
PUEUSUg 

Z[eJd 

ZınqusplO 
puejyosnapIsampIoN 
>> 

oddı7 

NOSPpTe M-Uusssayıny 
nessen pun uassa 
J9AOUUEH 

dıngquey 

unng 

usweıg 
SIamyssuneig 

(1s3M) 3ınquapueig-umeg 
ulaAeg 


uapeg 


SNSAIPANY 


J9yansaq}suaıps2]J09 | 


9L6T >ayeg un yonsaqysusIps3}109 9 aTaqeL 





349 


67 


67 
LT 
LG 
87 
97 
[83 
cz 
6€ 
ST 
g9E 
[33 
IE 
IE 
67 
LT 
33 
67 
ST 
TE 
0€E 


LL9YOPPL 


TSTEIL 
TSESsp6 
ETLSOE 
LLIOT 
6rSLTE 
086561 
56876 
gErIE 
elVvroE 
08E€9 
096 ISE 
06rr59 
181 Sv6 
TEr 601 
80TOI 
OLOES 
6TOIEI 
EIO9IT 
EOBLTZI 
VE660S 


86899 


r178 
L6r6 
SSel 
E55 
906 
STTT 
v95 
09 
TEI 
spe 
rose 
9065 
9.09 
ser 
sg 
E87 
E99 
Scel 
SLSOI 
09L$ 











1979Js[yewpusgqy 
afyezuy 






yuresadsut 











USUOTUNUIWON 


-JeAlIq 





(&4 8 9S8L8L 
rl Gl LZS9I 
6€ 6€ rI6rT 
07 61 6€£86 
6l 61 v6E 
0€ LT V6ETT 
rI 6 LrOr 
ve TE SILE 
L 9 vrL 
123 ee 901 
IT IT IIrI 
SI 8 L6TL 
LI el cIrsı 
07 91 E08r7 
6€ 6€ EEE 
SI SI 80€ 
07 61 STEI 
LI 21 8L6€ 
Ir Ir 9789 
BC 61 Eelr8T 
ST IT [7amnı 


[E 





ajsedspyewpusgy 





SJWEITEJI 
saula zyS 
mu 3purauıad 
-uayorıy ol 





apurauıad 
uaydıry of 









aydıry Iop ur 











ulsrojspyewpusgy 


-TOIISqeL NZ Jougnyg ayarg (I 


uaumuresnz 


ZıaquiayinM 
(uopeyIsaM 
uIsIsJOH-I1msaTy9S 
oddrJ-Zınqumeyas 
puejursyg 

z[eJd 

SinquaplO 
puepyosinsp4sampIoN 
22>qnT 

addry 
YOaPpfeM-usssayiny 
nessen pun uassoH] 
J9AouueH 

Zınqury 

unng 

uawaıg 
SIamydsuneig 

(1s3M) Zınquapueig-umiog 
usAeg 


uapeg 





Apımıpand 





9L6T >Ayeg un [yewpusqy Soda} L >lTogeL 


350 


"SSIaIy] USUJSZUIS Iop uSYJunYusWwWuresnZ usp ue uojyezrawysupo] Uoysıyyruyasysınp 19p punsdjne Jpuyyanıg (7 


LZZ L06 TEet AULLE 679 81 779 zLs L6ZTI EHOE 98L1 („[yeziourysugo]L 
[a1 19 8s1 TeL Ir I TE se SL LLI LIl astaıyeedayg 1op [yezuy 
Lel T6S L90 1 9651 ELT IT drE £TE 885 SpI7 Lzz I („ [yezisuryaupta], 
L 67 PL LOI Sc c 8 ce 9r O7I 0L SSIOINISUUEM IOP TUEZUV 
60S€E 6IIrI HVSBIe 9I8IE 09TT L8V g98rE€ SISsIT 019% L9I60T 99991 („Tyezisurysuna] 
6E1 959 1091 9591 ST 7 LII L6r 6IT 0I6 0€8 Sstay1ajınW pun -uonelg Iop TUEZUV 
SLgE syIrz IVE9P  ESOLS 6€88 6E7 1 1876 €6r6 SL9pI  SS88S ITSEE („TyeziourysupoL 
99 Ebel 869€ 800r 655 8L STS €8s 901 IIIv LbrT astalypusdn pun -19Pury Iop [yezuy 
6r 069 68L1 00F I 6EE €8 101 S6l 6° 9687 9SIl („Iyezıourysugo] 
S 142 0zI 001 €7 S 2 8 LE 081 98 uorsstunfaq pun ausumnyQ 
Ing osI9rys1IagIy I9p [yezuy 
€8 pLz 068 €e8sı che u 681 rrl 087 Il LT6 („Tyezıourysufto]L 
LI 67 r8l ssI ST z ol 6l €8 szl €6 astarysdunypaudssqypeu- pun 
-SdUnJIFIPQIOAIZIPaIG I9p TYEZuy 
LS91 ILLE E75 8 StLOI EoIT IzI st91 E80 l DIESE VOEET 6L8S („IyeziowyoupoL 
ozI s9T 999 LEL 66 8 8zl sel 981 SLrl 99 SsıeIxjegIg 19p TyeZUV 





IyeziawyauploL 
SIOry 

















yoapgey | N Bramyas som) 
addı] pun 19AOUUEH | Zinqurey unngq uaurıg k ‘quapueig | uroAeg uspeg 
. -uassaoyiny usa} zrag -urIogl 


9L61 Fıyegf un uHPuUTDWwaZusysny 19P 3SIaıy adIpurIs g offoge] 


351 


‘OSIOIy USUJSZUID I9P U] JUNYUSWUWPSNZ uUap ur uofyrZIaWwysuplsL uaysınyuydsysinp ap punizjne youysang (7 


-T ajfoqeL nz sJouyn,g ayaıs (1 


(„IyeziouyaufloL 


asıaıyıeedayg I9p [yUEZUYy 


(„ IyeziauyaufloL 


ISISIYIaUUEN Op [yeZuV 


(„IyeziouryoufloL 


(„Iyeziouyouglo]L 


(„TyeziouryaufloL 


uoissrunfoq pun suswnyo 


ıny ostarysjprogiy I9p [yezuy 


(„IyeziowysuptoL 


asıaıysdunyssıdssqydeu- pun 


-SaunNFIPQIOAZIPaIG 19P [yezuy 


(„TyezawyaufoL 


ostaryjoqıg 10p [YeZUV 























IyezısuryoufloL 
SIaIy 


124233 9SIS CBgE E09T DE 1875 1223 6L5 Sort csI 
r1oT OIE 661 891 I SIE 174 TE 97 6 
YLEOT Seel 1865 OLL sıl 1767 L9S TET Sg ch 
g98ll 001 s0E cr L 651 TE el S r 
I66rVEE EITS6LT 10169 LE8SI 6SIl €0695 00SL 8ssE OrEE gell 
9rcvI rel 90ET 9SL a3 YLET LIE 0El rel €6 Sstaıyloınw pun -uonelg I9p [UEZUV 
VOESSS 8896L 9LOSI IPESE 686 ES8T8 se8ll 6-19 T6Lr veLt 
ESy9LE 0195 r90r esrT 95 8Tos 658 18€ [470 8Ll astaıypuaänf pun -Iapury 19p [yezuy 
9661 SEIT SPpILl 698 1 LE 095€ 607 60r IST rel 
Esel 0s1 651 ozl (£ cEeT 6l SI €7 8 
695 Tl TOEI 6101 986 9 IIP7 191 CL TEI LI 
vrsI 191 601 161 I [374 8 6 8 ıı 
eo0r8Il HIIST 0TLOT  SIOS Tcs ISLOI ort I L66 rr8 ve9 
CL6L sog 1 Gil LSE Te gel OLl 99 65 123 

IT 07 6l 81 LI 91 SI rI el 

oddı7 pue] 
3ıq u19]s[OH 
uawwesnz| _ ae (‚usjepsa Ansstps -3ıng puejuioyy zjejd Zinquap]O | -yasınap 399qn71 
nn : -uneyag -1S9MPION SyanyPpaIdY 











332 


"ası9Iyjejuaumnıpsuf Iodıysuos "[y9surg (£ 
"9SI9IY] UAUJOZUID I9p USJFUNYUSWUSNZ UOP UR uojyezIawyaufla]L Uaysıpyıuyssysınp 1ap punasjne Jouyaanıy (7 


m 
12) 
mn 
STE LOIT 0€79 E60 ll STOT SstI 6181 +66 SI6E 888 cOTE („ TyeziouryaufloL 


67 6rl 6lr SLI 6zl zol c9 sr 65r ST uopurowaduaydıry 19P 
asıaLy] uadINSsUOS I9P [yeZuy 


a 


509 ISHE ssz9 9088 1971 65 769 1 c6L STIL 0TSt i („Iyeziswyaufla]L 
£9 6lE 069 LE8 SLI 6 rIT 16 TsT Ist i ostaıy[eJuswnısu] usdnsuos 19P [yBZUV 
ST cI6r 6579 TEIII L6€ III 165 vIL 96 vo9rI (eLSTS („Iyezrauryaugta] 
19 LOE ver 18L 67 2 [49 v9 147 8L8 („1I8E SIOYyaUSUNESOg 19P TUEZUV 
s86 1 voll ISI9T  TS6ST 9005 est 09Iy 0EIE SpSs SIBET 679S$1 („yeziowyaugto]L 
EL 60r ci geil SET ST vel 191 90€ LLOI 065 (s10y21opury pun astaıyaurg 


"[y9sul>) 3Ioy9uay2ıry I9p [yezuy 


ITs7 sLoll 97TYrz 009  SLES 0r6 L6BE- CELL 1606 TBETE 80581 („INezIounpupo] 
09 Ss6L 189 OLII vsı 07 96 SLI 90€ ce8 Ic ASISIYU2IOLUAS 'MZG -USI]Y I9P [UEZUV 
S8T S8s T8sT 695€ 7 91 09€ d6E czol re OTTZ („Iyeziouryaufto] 
ST 2 961 RTE 126 T LT rt 8L 1200 081 Asıaıyysuaıpsyonsag] I9P [yezuy 











IyezıswyougloL 
story 





























PR) ER RIEINNIR 080m) 
oddı7 7 PIrM pun JoAouurH | dınqwey unng 7 quopurig 
SS | yassayı aurag ug] Ay9nypaIH 











“OSIOTy Laujazur2 Jap UJunyUaWUeSnZ Up ug uayezIowyauglo] uoyomuyosysınp Ip punigjne jouypang (7 
‘7 opjegeL nz Yougng ayaıs (I 


wl6LL‘" L9L6 TLEI 6€€9 S8T r886 ers 018 16+ elLl („TyezrouryauploL 
E0sr 95s 69€ 1703 =) ITS 8L 9€ Ts 85 . UopurswsduaysıTy Iop 
asIeLy uadıjsuos I9p JyeZUYy 


LS6S5, ZSIE Lei 9plL l6l L6TL 1249 609 988 €s9 („TyezrauryauftoL 
18S$ UT IIS GeL 6 ElL 19 05 65 EL astaryperuaummpsuf uadsuos Iop [UEZUV 
wel8 9YEFI  6SL6 OTOE sg [ANES vrL 675 ISI STT („TyeziowysuftoL 
vST$S r6L 165 SET 07 SsgE 95 05 &9 LI SI9ysusunesog I9p [UEZUV 
6ISOST YSErE ErIET TIL LOL Sssple 196L 6967 6Er 1 1081 („Tyeziouryaupo]L 
86E0I 86€ 1 Tell 018 87 6rTl 6LT sl IS 8L (s10y212pury pun ostaryBuıs 


-Ty9sUr9) 2Ioy9uaysııy] Iap Jyezuy 


SEEGSOE BELTT 2 OVEesT STr8T 9St 6LrEE 09 6L05 E98T I9L1 („TyeziauryaufloL 
T69L 058 c99 TIL Ol +L8 Tel Icı IL 9% astaTgua1oTuss 'MZq -Us}y Iop [JUEZUV 
v689€ 1876 LBIE Schl ve 699 DEE LvC 65€ gel („TyeziouryauflaL 
12320 LSt CsT eol I Sch Or 8 LT © astargysuarpsyansag 1Op TUEZUV 














[yezıswyaujraL 
sIaIy 





addı 
-Zıng 
-uney9s 














pue] 
-yosInap 
-]S3MPION 





Zıoq 
-woymnM 





u1aJs[0H 
-ZIMSa]y2S 





uauıesn (‚uajepIsaM puejuioyy ziejgd |Zınquapio 399qnT 





ayoaypatd) 











354 


Tabelle 9 Aufnahmen im Jahre 1976 







Aufgenommene 





Erwachsene 











Aufge- 
nommene 
zusammen 


unmündige?)| (Sp. 1 + 5) 





























Gliedkirche 3) wre! 
eg ans Wiederaufge- 
Anzahl | 1% % von |nommene') | 
Spalte 1 
Baden 660 262 397 273 138 
Bayern 1361 568 41,7 489 316 
Berlin-Brandenburg (West) 1281 478 37 550 713 
Braunschweig 440 188 42,7 164 46 
Bremen 478 230 48,1 146 18 
Eutin 38 11 28,9 28 1 
Hamburg 852 368 43,2 247 5 
Hannover 1991 838 42,1 853 282 
Hessen und Nassau 1243 513 41,3 569 146 
Kurhessen-Waldeck 531 266 50,1 240 65 
Lippe 105 38 36,2 52 au 
Lübeck 193 95 49,2 47 6 
Nordwestdeutschland 124 52 41,9 16 1 
Oldenburg 325 138 42,5 148 42 
Pfalz 341 121 85,5 100 82 
Rheinland 2834 1219 43,0 1174 169 
Schaumburg-Lippe 48 14 29,2 13 4 
Schleswig-Holstein 1972 923 46,8 963 106 
Westfalen) 2484 1005 40,5 1043 240 
Württemberg 1205 476 39,5 526 185 
Zusammen 18506 7803 42,2 7641 1936 


1) Einschl. Rücktritte. 


2) Nur Kinder, die getauft waren. 
3) Siehe Fußnote zu Tabelle 1. 
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1677 
1354 
486 
496 
39 
857 
PIE! 
1389 
596 
116 
199 
125 
367 
423 
3003 
52 
2078 
2724 
1390 
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Tabelle 10 Kirchenaustritte im Jahre 1976 


Ausgetretene 











Ausgetretene zusammen 
(Sp. 1 +4) 



















Gliedkirche Religions- er Er 
insgesamt Go der Landes- 
1 

Baden 4320 2458 56,9 125 4445 0,3 
Bayern 8749 4943 56,5 342 9091 0,4 
Berlin-Brandenb. (West) 13029 7136 54,8 39 13068 1,1 
Braunschweig 3339 2012 60,3 18 3397 0,6 
Bremen 4008 2436 60,8 14 4022 1,0 
Eutin 325 193 59,4 4 329 0,4 
Hamburg 7070 3877 54,8 7 7077 1.5 
Hannover 16613 10179 61,3 153 16 766 0,4 
Hessen und Nassau 10796 5892 54,6 163 10959 0,5 
Kurhessen-Waldeck 2349 1399 59,6 27 2376 0,2 
Lippe 445 289 64,9 ö 445 0,2 
Lübeck 889 585 65,8 3 892 0,5 
Nordwestdeutschland 368 243 66,0 6 374 0,2 
Oldenburg 3091 1975 63,9 21 3112 0,6 
Pfalz 1668 1023 61,3 33 1721 0,2 
Rheinland 15939 9472 59,4 336 16275 0,5 
Schaumburg-Lippe 109 77 70,6 3 112 0,2 
Schleswig-Holstein 16642 10116 60,8 88 16730 0,7 
Westfalen?) 9250 5760 62,3 232 9482 0,3 
Württemberg 7490 4397 58,7 271 7761 0,3 

RE ITBET I ZEIE Wr EEE EEE 
Zusammen 126489 74462 58,9 1905 128394 0,5 


1) Nur Kinder, die getauft waren. 
2) Siehe Fußnote zu Tabelle 1. 
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III. Aufkommen an Kirchensteuern im Rechnungsjahr 1976 


Nach einem Rückgang im Vorjahr ist das Istaufkommen an Kirchensteuern und 
Kirchgeld in den Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland 
und in den katholischen Bistümern des Bundesgebietes im Jahre 1976 wieder 
gestiegen. Nach den Ergebnissen der Haushaltsrechnungen der Gliedkirchen der 
EKD und der katholischen Bistümer im Bundesgebiet betrug das Gesamtaufkom- 
men an Kirchensteuern und Kirchgeld nach Abzug der Erhebungskosten im Jahre 
1976 rd. 7,2 Milliarden DM, das waren rd. 0,8 Milliarden DM oder 12,1% mehr 
als im vorangegangenen Jahr, aber noch rd. 0,3 Milliarden DM weniger als im 
Jahre 1974. Ein Vergleich mit anderen Steuern zeigt, daß im Jahre 1976 die 
Einnahmen des Bundes an Tabaksteuern mit rd. 9,4 Milliarden DM den Ertrag an 
Kirchensteuern und Kirchgeld um über 2,2 Milliarden DM oder 30,9% übertrafen. 
In den Gliedkirchen der EKD belief sich das Aufkommen an Kirchensteuern 
und Kirchgeld auf insgesamt rd. 3,83 Milliarden DM. Bei diesem Betrag handelt 
es sich fast ausschließlich um Einnahmen aus der Kirchenlohn- und -einkom- 
mensteuer; sie stiegen im Berichtsjahr auf rd. 3,82 Milliarden DM und übertra- 
fen die entsprechenden Einnahmen des Vorjahres um rd. 0,36 Milliarden DM 
oder 10,5%. Der Ertrag aus der Kirchenlohn- und -einkommensteuer ist damit 


Einnahmen 
aus der Lohn- und veranlagten Einkommensteuer im Bundesgebiet 
und 
aus der Kirchenlohn- und -einkommensteuer im Bereich der EKD 
in den Jahren 1966 bis 1976 


Bundesgebiet 
Veränderung gegenüber 











Veränderung gegenüber 





1966 ER 1,6 

1967 Rue + 0,6 7.05 1,6 0,0 0,0 
1968 38,4 4.83 r NR: 1,7 de ee 
1969 44,0 +14,8 » 23,4 1,9 #41 3:33 2 21,6 
1970 51,1 + 16,0 + 45,4 2 Aa: er 37,1 
1971 61,1 +.19,7 + 74,0 dat + 229, ,.% 07,2 
1972 72,9 192 +1075 3,1 ln 9 T 
1973 87,7 + 20,3 + 149,7 3,6 +154 +126,1 
1974 98,8 + 12,6 +181,1 4,0 + 98 +149,6 
1975 29.2 + 0,4 + 182,4 3,5 —135 +116,0 
1976 111,5 + 12,4 217,3 3,8 #10,52.+.138.6 


1) Differenzen in den prozentualen Veränderungen ergeben sich durch Auf- bzw. Abrun- 
den der DM-Beträge. 
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prozentual in etwas geringerem Umfang gestiegen als die Summe der Lohn- und 
veranlagten Einkommensteuer im Bundesgebiet, die mit 111,5 Milliarden DM das 
Ergebnis des Vorjahres um 12,4% übertraf. Im langfristigen Vergleich zeigt sich, 
daß das Aufkommen an Kirchenlohn- und -einkommensteuer im Gesamtbereich 
der EKD prozentual wesentlich schwächer zugenommen hat als das Aufkom- 
men an Lohn- und veranlagter Einkommensteuer im Bundesgebiet. Gegenüber 
dem Jahre 1966 — dem ersten Jahr, für das im Gesamtbereich der EKD voll 
vergleichbare Zahlen vorliegen — beläuft sich die Zuwachsquote für die Kirchen- 
lohn- und -einkommensteuer auf 138,6%, für die Lohn- und veranlagte Ein- 
kommensteuer im Bundesgebiet dagegen auf 217,3%. Diese unterschiedlichen 
Entwicklungen der Zuwachsquoten sind vor allem auf folgende Ursachen zu- 
rückzuführen: 

1. Die Senkung des Kirchensteuer-Hebesatzes 
von 10% auf 8% in der Gliedkirche Baden ab 1. Januar 1970, 
von 10% auf 9% in den Gliedkirchen Schleswig-Holstein, Lübeck und Eutin 
ab 1. Januar 1971, 
von 10% auf 9% in den Gliedkirchen Hannover, Braunschweig, Oldenburg, 
Schaumburg-Lippe und Nordwestdeutschland ab 1. Januar 1973 und 
von 10% auf 9% in den Gliedkirchen Rheinland, Westfalen, Lippe, Berlin, 
Pfalz, Kurhessen-Waldeck sowie Hessen und Nassau am 1. Januar 1975. 

2. Die zum 1. Januar 1975 in Kraft getretene Anrechnung der staatlich fest- 
gesetzten Kindergeldbeträge auf die Maßstabsteuer. 

Die Einnahmen an Kirchenlohn- und -einkommensteuern sind im Jahre 1976 
gegenüber dem Vorjahr in allen Gliedkirchen der EKD gestiegen. Für die ein- 
zelnen Gliedkirchen errechnen sich allerdings unterschiedliche Zuwachsquoten; 
sie sind in den Gliedkirchen Pfalz mit 24,6% sowie in den Gliedkirchen Han- 
nover und Schaumburg-Lippe mit 21,1% bzw. 20,5% am höchsten und in den 
Gliedkirchen Berlin und Württemberg mit 4,4% bzw. 5,8% am geringsten. 

Diese Unterschiede sind zumindest teilweise auf 1975 und 1976 nachträg- 
lich für vorangegangene Jahre empfangene bzw. abgeführte Zahlungen zurück- 
zuführen. So ist z.B. die hohe Zuwachsrate der Ev.-luth. Landeskirche Hanno- 
vers darauf zurückzuführen, daß im Rechnungsjahr 1975 umfangreiche Aus- 
gleichszahlungen an andere Kirchen geleistet werden mußten. 

Rechnet man das Aufkommen aus der Kirchenlohn- und -einkommensteuer 
auf die Zahl der Kirchenmitglieder um, so ergibt sich für den Gesamtbereich 
der EKD bei rd. 27,2 Millionen Kirchenmitgliedern ein pro-Kopf-Betrag von 
140,47 DM, das sind 14,42 DM mehr als im vorangegangenen Jahr, aber 1,33 DM 
weniger als im Jahre 1974. Die höchsten pro-Kopf-Aufkommen errechnen sich 
für die Gliedkirchen Rheinland (173,00 DM) und Hamburg (165,09 DM). In 
weitem Abstand folgen die Gliedkirchen Hessen und Nassau (156,37 DM), Ber- 
lin (155,32 DM) und Württemberg (153,76 DM). Demgegenüber lag das pro- 
Kopf-Aufkommen in den im Land Niedersachsen gelegenen Gliedkirchen Olden- 
burg (92,83 DM), Nordwestdeutschland (94,85 DM), Schaumburg-Lippe (100,32 DM) 
und Hannover (109,82 DM) sowie in den Gliedkirchen Kurhessen-Waldeck 


(101,81 DM) und Eutin (106,21 DM) weit unter dem Gesamtdurchschnitt im 
EKD-Bereich. 
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Anhang 


VI. Die Evangelischen Kirchen 
in der Deutschen Demokratischen Republik 


Von Olaf Lingner 


Das Informationsmaterial über das kirchliche Leben in der DDR ist umfangrei- 
cher geworden und nur noch schwer vollständig zu übersehen. Die westlichen 
Medien haben sich des Themas „Kirchen in der DDR“ in den Jahren 1976 und 
1977 stark angenommen. Dabei wurden nicht nur politisch brisante Ereignisse 
notiert; es wurde auch versucht, in Wort und Bild das Leben der Christen in 
der DDR darzustellen. Aber auch in der DDR wird das Thema Kirche in den 
Medien nicht mehr so auffällig zurückgedrängt. Selbst die von den Parteien der 
SED und der CDU herausgegebenen Tageszeitungen (Neues Deutschland [ND] 
und Neue Zeit [NZ]) bringen vermehrt Meldungen und Kommentare zu kirch- 
lichen oder kirchenpolitischen Ereignissen. 


Der Materialdienst „Kirche im Sozialismus‘“' listet laufend Veröffentlichungen aus Zeitun- 
gen, Zeitschriften und Büchern aus der DDR, der Bundesrepublik und ggf. der Ökumene 
auf, die sich mit kirchlichen oder mit für die Kirchen relevanten politischen Themen be- 
fassen. Die Artikel, Aufsätze oder Bücher werden inhaltlich kurz skizziert und gelegent- 
lich kommentiert bzw. besprochen. Die wichtigsten Informationsquellen in der DDR über 
das kirchliche Leben dort sind folgende: 

Mitteilungsblatt des Bundes der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen 

Republik ?, 

Amtsblätter der Gliedkirchen des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR, 


1. Kirche im Sozialismus, Materialien zu Entwicklungen in der DDR. Hg. Berliner Ar- 
beitsgemeinschaft für kirchliche Publizistik. 
2. Hg. vom Vorsitzenden der Konferenz der Evangelischen Kirchleitungen in der DDR, 

Bischof D. Dr. Albrecht Schönherr. Verlag: Evangelische Verlagsanstalt, DDR 1017 Berlin. 

3. Es handelt sich um folgende Amtsblätter: 

— Amtsblatt der Evangelischen Landeskirche Anhalts. Hg. vom Evangelischen Landeskir- 
chenrat für Anhalt. Schriftleitung: Kirchenpräsident Eberhard Natho. 45 Dessau 1, 
Otto-Grothewohl-Straße 22, Tel. 7247. 

— Amtsblatt der Evangelischen Landeskirche Greifswald. Hg. vom Evangelischen Kon- 
sistorium in Greifswald. Schriftleitung: OKR i.R. Walter Kusch. 22 Greifswald, Bahn- 
hofstraße 35/36, Tel. 5261. 

— Amtsblatt der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen. Hg. von der Kirchen- 
leitung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, Schriftleitung: OKR Dr. 
Harald Schultze. 301 Magdeburg, Am Dom 2, Tel. 31 881. 

— Amtsblatt der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens. Hg. vom Evangelisch- 
Lutherischen Landeskirchenamt Dresden. Schriftleitung: OLKR Ulrich von Brück. 
8032 Dresden, Lukasstraße 6, Tel. 44 841. 

— Amtsblatt der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen. Hg. vom Landeskirchen- 
rat der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen. Schriftleitung: KRR Herbert von 
Hintzenstern. 59 Eisenach, Stadtparkstraße 2, Tel. 5226. 

— Kirchliches Amtsblatt der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs. Hg. 


361 


Materialien, Informationen u.a., die vom Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR 

vervielfältigt verschickt werden®, 

Evangelischer Nachrichtendienst (ena) in der DDR, 

Zeitschriften, Kirchenzeitungen bzw. Sonntags- oder Gemeindeblätter = 

Neben den Periodika erscheinen in der DDR theologische Veröffentlichungen® sowie eine 
ganze Reihe von Büchern und Broschüren, die sich mit politischen Themen aus kirchlicher 
bzw. christlicher Sicht befassen, wobei die „christliche Sicht‘ z.B. des stellvertretenden 
Vorsitzenden der CDU (DDR) Wolfgang Heyl durch politische Treue zur SED und den 
Versuch einer Harmonisierung Von Christentum und „real existierendem Sozialismus‘ ge- 
prägt ist”. Auch in der Bundesrepublik befassen sich immer mehr Autoren mit den Kirchen 
in der DDR®. Die wichtigsten Informationsquellen in der Bundesrepublik sind: 

Kirche im Sozialismus (KiS)'°; 

Dokumentation epd''; 

Pressespiegel! ?; 


vom Oberkirchenrat der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs. Schrift- 
leitung: Pastor Gerhard Thomas. 27 Schwerin, Münzstraße 8, Tel. 64 165. 

— Mitteilungsblatt des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR. Hg. von Bischof 
Dr. Albrecht Schönherr als Vorsitzender der Konferenz der Evangelischen Kirchenlei- 
tungen in der DDR. Schriftleitung: OKR Manfred Stolpe. 104 Berlin, Auguststraße 80, 
Tel. 28 25 186. 

(Ohne Amtsblätter: Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg/Region Ost und Evan- 
gelische Kirche des Görlitzer Kirchengebietes.) 

4. Vervielfältigt werden für verschiedene Empfängerkreise u.a.: Schnellinformationen des 
Bundes (bis zur Ebene der Superintendenten), Beiträge der Theologischen Studienabtei- 
lung, verschiedene Informationen zu einzelnen Themen (zum Antirassismus-Programm, zu 
den Menschenrechten, zur Vorbereitung von Gemeindeseminaren u.a.). 

5. Sie sind aufgelistet in: KiS 4/77, S. 42. Es handelt sich um: Die Zeichen der Zeit 
(Ev. Monatsschrift für Mitarbeiter der Kirche), Die Christenlehre (Zeitschrift für den kate- 
chetischen Dienst), Theologische Literaturzeitung (Monatsschrift für das gesamte Gebiet der 
Theologie und Religionswissenschaft), Die Kirche (Evangelische Wochenzeitung Berlin-DDR), 
Potsdamer Kirche (Sonntagsblatt für ev. Gemeinden in der Mark Brandenburg), Glaube 
und Heimat (Evangelisches Sonntagsblatt für Thüringen), Mecklenburgische Kirchenzeitung, 
Der Sonntag (Gemeindeblatt der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens). Daneben sind die an 
der CDU (DDR) orientierten Monatsblätter ‚Standpunkt‘ und „Begegnung“ zu nennen. 

6. Aus den Jahren 1976 und 1977 z.B.: Joachim Rogge und Gottfried Schille (Hg.): 
Theologische Versuche VIII und VII, Evangelische Verlagsanstalt, Berlin (DDR) 1976 
und 1977; Hans-Georg Fritzsche: Hauptstück des christlichen Glaubens, Grundriß der christ- 
lichen Glaubenslehre, Evangelische Verlagsanstalt, Berlin (DDR) 1976; Hans-Jochen Genthe: 
Mit den Augen der Forschung, Kleine Geschichte der neutestamentlichen Wissenschaft, 
Evangelische Verlagsanstalt, Berlin (DDR) 1977. 

7. Vgl. z.B. Wolfgang Heyl: Christlicher Glaube und gesellschaftlicher Fortschritt — Chri- 
sten im Bündnis für Frieden und soziale Gerechtigkeit, Hefte aus Burgscheidungen Nr. 203, 
hg. vom Sekretariat des Hauptvorstandes der CDU, Berlin (DDR) 1977; vgl. auch: Christ- 
liche Existenz im Sozialismus, Reden und Aufsätze christlicher Persönlichkeiten der DDR, 
hg. vom Sekretariat des Hauptvorstandes der CDU, Berlin (DDR) 1977; vgl. weiter: Doku- 
mente der Weltfriedensbewegung, Oktober 1962 bis Dezember 1974, hg. vom Friedensrat 
der DDR, 1976. 

8. Die wichtigsten Bücher aus der Bundesrepublik zum kirchlichen Leben aus den letzten 
Jahren sind in KiS 4/77, S. 43 aufgeführt. 

9. Die Informationsquellen sind bereits in KJ 1975 genannt, S. xxx. 

10. Siehe Anmerkung 1. 

11. Ein Informationsdienst der Zentralredaktion des Evangelischen Pressedienstes, hg. vom 
Gemeinschaftswerk der Evangelischen Publizistik e.V., Frankfurt. 

12. Hg. von der Pressestelle der Kirchenkanzlei der EKD, Hannover. 
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Informationen über die DDR, zusammengestellt von Uwe-Peter Heidingsfeld, Ökumenisch- 
Missionarisches Institut Berlin; 


Informationsdienst des katholischen Arbeitskreises für zeitgeschichtliche Fragen e.V.'?; 
Deutschland-Archiv "*; 

DDR-Report'°; 

Berliner Kirchenreport'®; 

Evangelische Kommentare; 

Lutherische Monatshefte; 

Herder-Korrespondenz. 


Trotz der Fülle der Dokumentationen und des sonstigen Informationsmaterials 
über die Kirchen in der DDR bzw. über kirchenrelevante Themen fehlt es an 
wissenschaftlichen Darstellungen zu einzelnen Sachthemen. Mit Recht stellt 
Reinhard Henkys fest: „Es gibt praktisch kein Thema aus dem Sachbereich Kir- 
chen und Religion in der DDR, für das gültige westdeutsche Forschungsergebnisse 
vorliegen.‘“!7 Und es kann kein Zweifel sein, auf Sicht können auch noch so voll- 
ständige Dokumentationen eine wissenschaftliche Forschungsarbeit nicht ersetzen. 
Es bleibt zu hoffen, daß sich Universitäten, aber auch die Kirchen dieser Aufgabe 
nicht mehr allzu lange verschließen. 


1. DAS POLITISCHE BEZUGSFELD DER KIRCHLICHEN ARBEIT 
a) Übersicht und Einschätzung 


Das Jahr 1976 war bestimmt von dem dramatischen Ereignis um den Pfarrer 
Brüsewitz, der sich am 18. August 1976 öffentlich auf dem Marktplatz von Zeitz 
verbrannte. Die Selbstverbrennung wurde zum beherrschenden Thema in der 
Berichterstattung der westlichen Medien und vielfach politisch zur Propaganda 
gegen das DDR-Regime benutzt. Staatlich gelenkte Medien in der DDR ver- 
suchten, den Pfarrer und seine Tat mit der Formel „ein Kranker‘ oder „ein Ver- 
rückter“ zu bagatellisieren. Die Kirchen in der DDR und ihre maßgebenden 
Sprecher sahen sich zwischen zwei oder mehreren Fronten. Sie konnten und 
durften die Diffamierung des Menschen Oskar Brüsewitz in der Neuen Zeit (NZ) 
und im Neuen Deutschland (ND) nicht hinnehmen; sie bekannten sich zu ihm 
als „Bruder“. Ebensowenig durften und konnten sie in den Chor der politischen 
Ankläger westlicher Provinienz einstimmen. Damit hätten sie nicht nur ihre Weg- 
markierung als Kirchen im Sozialismus, die eine prinzipielle Gegnerschaft zum 
sozialistischen Staat, eine bloße „‚Anti-Haltung“ ausschließt, mißachtet, sie hät- 


13. Hg. von Albrecht Meckel u.a., 5300 Bonn 1, Hochkreuzallee 246. 

14. Zeitschrift für Fragen der DDR und der Deutschland-Politik. Verlag: Wissenschaft 
und Politik, Berend von Nettbeck, Köln. 

15. Referate — Zeitschrift zur Politischen Bildung in der Bundesrepublik Deutschland, 
Verlag: Neue Gesellschaft GmbH. 

16. Hg. von der Berliner Arbeitsgemeinschaft für kirchliche Publizistik. 

17. R. Henkys: Überwiegend Fehlanzeige, Kirche und Religion in der DDR-Forschung in 
KIS SWAHSAISH. (1N)- 
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ten darüber hinaus dem Ereignis der Selbstverbrennung eine ausschließlich poli- 
tische Bedeutung zugeschrieben, was in dieser Einseitigkeit ganz sicher falsch 
gewesen wäre. 

Aber nicht nur der Fall Brüsewitz sorgte für Aufregung und Erschütterung in 
den Jahren 1976 und 1977. Es gab noch den Fall Forst Eulo. Herr Defort war aus 
einem Gefängnis ausgebrochen und suchte in einem Pfarrhaus ein vorübergehendes 
Versteck. Die beteiligten Pfarrer sahen keine andere Möglichkeit, als ihn aus- 
zuliefern. Die Reaktion in einer Reihe von westlichen Medien war Empörung. 
Noch weitere „Fälle“ sorgten für Unruhe: der Liedermacher Wolf Biermann 
wurde ausgebürgert, als er sich im November 1976 zu Konzerten in der Bun- 
desrepublik aufhielt. Zuvor hatte er in einer Kirche in Prenzlau/Neubranden- 
burg von Hunderten von jungen Menschen gesungen, d.h. seinen politischen Protest 
singend vorgetragen. Schriftsteller und Künstler in der DDR protestierten gegen die 
Ausbürgerung mit offenen Briefen und wurden daraufhin bedrängt, verhaftet und ab- 
geschoben'8. Unter den Protestierenden befanden sich auch Christen. Besonders be- 
kannt wurde der „Fall Auerbach“. In einer Veranstaltung mit der Jungen Ge- 
meinde sammelte Thomas Auerbach Unterschriften für eine Solidaritätserklä- 
rung (verfaßt von Havemann), die ihm eine ganze Reihe von Mitgliedern der 
Jungen Gemeinde nicht versagte!?. Bürger — unter ihnen Gemeindeglieder — 
beriefen sich in einer Petition auf die Schlußakte von Helsinki und verlangten 
das Recht auf Freizügigkeit in der Wahl ihres Wohnsitzes (der Fall Riesa). 

1977 erschien das über Presse und Fernsehen angekündigte Buch von Rudolf 
Bahro, „Die Alternative“ 2. Im Oktober 1977 kam es auf dem Alexanderplatz 
zwischen Jugendlichen und Polizei zu Schlägereien, wobei es Tote gegeben ha- 
ben soll. Hunderttausende von Ausreiseanträgen und von Ausbürgerungswün- 
schen zeigten unter der Bevölkerung eine gärende Unruhe. In einer Stellung- 


18. Nach elf Jahren des Schweigens konnte Biermann zum ersten Mal in der Nikolaikirche 
in Prenzlau/Bezirk Neubrandenburg am 11.9.1976 auftreten (vgl. Berliner Kirchenreport 
vom 22.9.1976). Im Anschluß daran hatte er einen Brief an seine Mutter geschrieben, der 
im Spiegel veröffentlicht worden ist (Text im Berliner Kirchenreport, a.a.0. Forum S. 1). 
Zur Einschätzung des Falls Biermann vgl. Reinhard Henkys: Macht statt Argumente, in: 
Berliner Sonntagsblatt Nr. 48/76; ders.: Biermann und die lange Leine, in: Evangelische 
Kommentare 12/76 (unter „R.H.“). Eine Sammlung von Dokumenten und Stellungnah- 
men zum Fall der Ausbürgerung ist in einem Sonderheft der „Europäischen Ideen“ erschie- 
nen. Über Wolf Biermann, Texte von Heinrich Böll u.a., Berlin: Verlag Europäische Ideen, 
1977, (Sonderheft); vgl. auch: Peter Roos: Dokumentation ‚Exil‘, Köln 1977. 

19. Thomas Auerbach trat zweimal in Erscheinung. Er war Mitglied eines Literaturzirkels, 
der 1973 gegründet worden war, und führte eine „offene Jugendarbeit‘ in Jena. Der Lite- 
raturzirkel hatte Verbindung mit Biermann u.a. und las kritische DDR-Literatur. Nach 
anfänglicher Duldung und auch öffentlichen Auftritten bei FDJ-Veranstaltungen wurde 
er zunehmend behindert. Er löste sich unter Druck 1975 auf. Im gleichen Jahr gründete 
Thomas Auerbach mit anderen einen „Lesekreis‘‘ zum Studium marxistischer Literatur. 
Dieser Lesekreis wurde im Zusammenhang mit der Ausbürgerung Biermann’s und den Pro- 
testaktionen gesprengt. Vgl. die Selbstdarstellung von Thomas Auerbach, in: Berliner Hefte, 
on für Kultur und Politik, Verlag Kantstraße GmbH, Heft 6 (Januar 1978), S. 

20. Rudolf Bahro: Zur Kritik des real existierenden Sozialismus, Europäische Verlagsan- 
stalt, Köln, Frankfurt a.M. 1977. 
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nahme zur Abschiebung nach Westberlin im Herbst 1977, die mit den Worten 
beginnt: „Wir sind nicht freiwillig nach Westberlin gekommen“, heißt es am 
Schluß: „Wohin treibt unser Land? und wer treibt es wohin? Dabei gibt es doch 
zu den Absichten der Staatssicherheit nur eine Alternative: eine menschen- 
freundliche, fortschrittliche und sozialistische Gesellschaft, in der der Mensch 
atmen kann, keinen Polizeistaat, der seine Bürger bespitzelt, einsperrt, ausbür- 
gert oder aus ihrem eigenen Lande drängt‘ ?!; und der westdeutsche Journalist 
Peter Sager schreibt einen Artikel mit dem Titel: „Dieses Land ist nicht mehr 
bewohnbar‘“ 22. 

Insgesamt zeigt sich also in der DDR — wie auch in den Nachbarstaaten — 
eine Unruhe unter der Bevölkerung. Diese erreicht auch die Kirche und die 
Christen. Das Erstaunliche nun in den Jahren 1976 und 1977 ist, daß es zwischen 
Staat und Kirche nicht zu einem Eklat kam. Beide Seiten hielten sich zurück. 
Der Staat räsoniert nicht, wenn die Kirche öffentlich politisch brisante The- 
men ansprach. Er schränkte den in den Jahren zuvor gewährten Freiraum der Kir- 
chen nicht ein. Er störte nicht den wachsenden Ost-West-Kontakt. Er behinderte 
nicht die Kirchentage in der DDR und die dort zum Teil sehr freien Diskussionen. 
Er erteilte großzügig Dienstvisa auch und vermehrt zur Ausreise in die Bundes- 
republik. Er zeigte sich im ganzen den Kirchen gegenüber tolerant. Dies war 
nicht nur wegen der gespannten politischen Situation ungewöhnlich. Toleranz 
steht im prinzipiellen Widerspruch zu dem ideologischen und politischen „Allein- 
vertretungsanspruch‘“ der SED in der DDR. — Die Kirchen taten auch das Ihre, um 
keine Kirchenkampfatmosphäre aufkommen zu lassen. Sie ließen sich nicht zu 
Multiplikatoren einer politischen Kampagne gegen die DDR mißbrauchen. Sie ver- 
suchten, die Thematik der Menschenrechte in der DDR in einer Weise anzuspre- 
chen, die eine Verschärfung vermied. Sie stellten sich nicht hinter die Ausreise- 
bewegung, im Gegenteil, sie riefen Pastoren, kirchliche Mitarbeiter aber auch Chri- 
sten und Bürger auf, im Lande zu bleiben. In dringenden Fällen sollte eine ver- 
nünftige und menschliche Regelung gefunden werden; aber ein pauschales Recht 
für jedermann, die DDR zu verlassen, haben die Kirchen nicht propagiert. 

In der Auseinandersetzung zwischen dem Staat und den protestierenden und 
inhaftierten Schriftstellern sowie den protestierenden Bürgerrechtlern blieben 
die Kirchen bemerkenswert stumm. Man hatte sie sehr wohl gedrängt, Partei 
zu ergreifen. Aber sie gaben dem Drängen nicht nach. Bischof Fränkel versuch- 
te dies — amı Fall Biermann — seiner Synode zu erklären. Tatsächlich wollten 
die Kirchen sich nicht dem Verdacht aussetzen, Sammelbecken einer politischen 
Opposition in der DDR zu sein. Sie beschränkten sich in ihren kritischen Äuße- 
rungen gegenüber Staat und Gezellschaft auf kirchlich legitime Themen. Nach 
wie vor ging es dabei in erster Linie um die Frage der Benachteiligung in Schule, 
Universität und Beruf von jungen Christen; es ging — wenn auch sehr viel zu- 
rückhaltender — um größere Informationsfreiheit und um eine Reihe von ande- 
ren Themen. Das Schweigen der Kirchen in den heftigen Auseinandersetzungen 
um Bürgerrechte und Bürgerfreiheiten hat sie ins Zwielicht gebracht. Man hatte 


21. Jürgen Fuchs: Stellungnahme zu seiner Abschiebung, abgedruckt in: Frankfurter 
Rundschau vom 5. September 1977. 
22. Zeitmagazin vom 30.9.1977 (Nr. 49). 


365 


wohl — im Westen eher als in der DDR - erwartet, daß sich die Kirche ener- 
gischer vor die Protestler stellen würde. Sie tat es nicht. Wer einigermaßen Augen- 
maß besitzt, muß den Kirchen in der DDR und ihren Sprechern bescheinigen, 
daß sie ein Gegeneinander von Staat und Kirche klug vermieden haben, das nie- 
mandem genützt, wohl aber den in der DDR lebenden Christen sehr geschadet 
hätte. Jeder weiß, daß eine überschwappende, außer Kontrolle geratende Oppo- 
sition in der DDR lediglich einen harten und unmenschlichen politischen Kurs 
zur Folge gehabt hätte, um Ruhe und Ordnung wieder herzustellen. Märtyrer- 
gebärden der Kirchen zu Lasten ihrer Glieder und darüber hinaus zu Lasten der 
Bürger im ganzen Land wären unverantwortlich gewesen, auch wenn sie einigen 
politischen Abenteurern im Westen in das Konzept gepaßt hätten. 

Verantwortliche Politiker der Bundesrepublik waren sich mit den leitenden Per- 
sönlichkeiten in der EKD in der Beurteilung der Lage einig: es konnte nicht im 
Interesse der Menschen in der DDR liegen, wenn der Staat durch Widerstand und 
Protest herausgefordert wird, den schmalen, aber vorhandenen Spielraum an Frei- 
heit einzuschränken. Für die Menschen in der DDR gibt es langfristig nur eine Hoff- 
nung auf ein Mehr an Freiheit, wenn der Staat innen- und außenpolitisch stabil 
bleibt und die wirtschaftliche Entwicklung vorangeht. Wer auf einen Umsturz setzt 
oder auf Eskalation der politischen Proteste, läßt die realpolitische Situation 
der DDR außer Acht. Darum war es politisch klug, daß die Kirchen in der DDR 
ihren Kurs als Kirche nicht gegen, sondern im Sozialismus auch in den unruhi- 
gen Monaten der Jahre 1976 und 1977 durchhielten. Sie hatten damit in be- 
grenztem Maße zur Stabilisierung und Beruhigung der politischen Situation in 
der DDR außer acht. Der Kirchenkampf fand also nicht statt. 

Fragt man rückblickend auf die Jahre 1976 und 1977, was „unterm Strich“ 
herausgekommen ist, so wird man weder die Selbstverbrennungen von Oskar Brüse- 
witz mit ihren politischen und kirchenpolitischen Begleiterscheinungen nennen 
noch die politischen Proteste und die aufbegehrende Unruhe im ganzen Land. 
Man wird ein viel unauffälligeres Wort für die Entwicklung der Verhältnisse von 
Staat und Kirche in der DDR wählen: Normalisierung. Der Prozeß der „Stand- 
ortfindung‘ der Kirchen in der DDR ist zwar nicht abgeschlossen. Hier gibt es 
noch ein Vortasten und Ausloten. Wie weit wird der Staat eine eigene Meinungs- 
bildung und öffentliche Meinungsäußerung der Kirchen zu gesellschaftlichen und 
politischen Themen zulassen? Die Grenze ist noch nicht sichtbar. Man hat den 
Eindruck, daß die Kirchen in der DDR behutsam, aber doch sehr zielbewußt 
versuchen, hier an Terrain zu gewinnen. So nehmen sie sich nicht nur immer 
weiterer politischer Themen an (Menschenrechte, Friedenserziehung, Umwelt- 
schutz, Abrüstung), sie suchen auch nach einer Sprache, die bei aller Sachkritik 
nicht konterrevolutionär wirkt. Beharrlich wird dabei das Recht auf Kritik in 
Anspruch genommen. Es ist bezeichnend, daß sowohl eine früher staatlicher- 
seits inkriminierte Rede von Propst Falcke auf der Synode des Bundes im Jahre 
1972, als auch die nicht weniger angegriffene Ausarbeitung des Nationalkomitees 
des LWB in der DDR ‚Sorge um eine menschliche Welt‘ wie selbstverständlich 
bei allen möglichen Gelegenheiten zitiert wird. 

Endlich sucht die Kirche nach Wegen, ihre kirchlichen Stellungnahmen jeden- 
falls den Kirchen und Gemeinden zugänglich zu machen. Die Zeitungen stehen 


366 


dafür nicht zur Verfügung; Fernsehen und Rundfunk scheiden genauso aus; 

auch der Büchermarkt kann kritische kirchliche Stimmen nicht drucken. So 
wenden sich die Kirchen vermehrt mit vervielfältigten Texten, die zum Teil weit 
gestreut werden, an Christen und Gemeinden. Auf diese Weise sichern sie sich 
nicht nur einen Informationsfluß, sie können auch einer entstellenden Bericht- 
erstattung in den Medien korrigierend begegnen. Es geht voran mit den „Kirchen 
im Sozialismus‘ — auch wenn der Weg mühsam und kompliziert ist. 


b) Die kirchlich relevanten politischen Ereignisse 
I. Innenpolitik 


Eine Reihe von innenpolitischen Ereignissen wurden von den Kirchen sorgfältig 
beobachtet; sie bezogen auch hier und da in Eingaben Stellung oder beteiligten 
sich an Veranstaltungen staatlicher Art. 


(1) Spannungen im kommunistischen Lager. 

Der XXV. Parteitag der KPdSU, der am 24. Februar 1976 begann, machte Span- 
nungen innerhalb des sozialistischen Lagers deutlich. Die Führer der spanischen 
und französischen KP blieben zu Hause, auf ihre Grußworte in Moskau mußte 
verzichtet werden ?. Um so mehr war die DDR bemüht, die Einheit des sozia- 
listischen Lagers und der kommunistischen Parteien in aller Welt und besonders 
in Europa sowie die führende Rolle der SU und ihrer Partei, der KPdSU, heraus- 
zustellen. Was sich im Februar in Moskau andeutete, wurde auf der sogenannten 
„Berliner Konferenz‘ offenbar. In Berlin traten die kommunistischen und Ar- 
beiterparteien Europas am 29. und 30. Juni 1976 zu einer Konferenz zusammen; 
sie verabschiedeten ein vorher ausgehandeltes Dokument ** und ließen in Reden 
oder Grußworten die Vertreter der Parteien ihre Meinungen sagen. Das „Ge- 
spenst des Eurokommunismus“ ?° beherrschte die Versammlung in Berlin. Man 
lese die Reden von Carillo oder Berlinguer, Marchais und einigen anderen nach. 
Sie pochten auf einen eigenen, unabhängigen Weg ihrer Parteien in ihren Län- 
dern; sie plädierten für eine plurale Gesellschaft mit den klassischen bürgerlichen 
Freiheiten und einem Mehr-Parteien-System; sie wiesen Führungsansprüche der 
sowjetischen KP energisch zurück. In der DDR — das war sicher für die Verant- 
wortlichen in Staat und Gesellschaft nicht unproblematisch — wurden alle die 
Reden Wort für Wort in den Zeitungen veröffentlicht und in einem später er- 
schienenen Buch dokumentiert und festgehalten. Bischof Fränkel lobte diese 


23. Vgl. Eurokommunismus — eine neue Variante des Kommunismus? In dpa-Archiv/Hg. 
26/80 — 1. Juli 1977 (S. N). 

24. Vgl. Konferenz der kommunistischen und Arbeiterparteien Europas, Berlin, 29. und 
30. Juni 1976, Dokumente und Reden, Dietz Verlag Berlin (DDR) 1976. 

25. Die o.a. Darstellung „‚Eurokommunismus — eine neue Variante des Kommunismus?“ 
(Anmerkung 23) beginnt mit dem Satz: Es scheint wieder ein Gespenst umzugehen in Eu- 
ropa: das Gespenst des Eurokommunismus“, a.a.O. S. 2. 
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Art der offenen und umfangreichen Information und nannte sie beispielhaft”; 

er führte u.a. aus: „Die Veröffentlichung der von den Vertretern der Parteien 
gehaltenen Reden, die eine ähnliche Bandbreite unterschiedlicher Auffassung 
zeigen, ist ein Beispiel guter Information, die die Mündigkeit und Urteilsfähig- 
keit der Bürger ernst nimmt“. Natürlich wußte er sehr gut, daß andere sozialisti- 
sche Länder mit der Bekanntgabe der Reden auf der „Berliner Konferenz“ sehr 
viel zurückhaltender umgingen. Sie wurden schlicht unterschlagen. Aber selbst 
das von der Konferenz verabschiedete Dokument bot den Kirchen in der DDR 
eine Möglichkeit, einzuhaken und sich auf eine Passage zu berufen, die nicht 
nur eine Zusammenarbeit, sondern auch einen Dialog zwischen Kommunisten 
und allen anderen demokratischen und friedliebenden Kräften für notwendig 
erachtet 27. Auch der Satz in dem Dokument, daß die kommunistischen Parteien 
nicht alle, die mit ihrer Politik nicht übereinstimmen oder eine kritische Tätigkeit 
zu ihr einnehmen, als Antikommunisten einstufen, gab den Kirchen in der DDR 
Argumente bei ihren Bemühungen, sich kritisch zu bestimmten Sachverhalten zu 
äußern 28, 


(2) Der IX. Parteitag 1976 und der 60. Jahrestag der Oktoberrevolution 
(1977). 

— Der IX. Parteitag der SED (18. bis 22.5.1976)? veranlaßte die Kirchen in der 
DDR, sich offiziell mit einer Eingabe für eine Änderung des zur Diskussion 
gestellten Entwurfs des Programms der SED einzusetzen ?°. Der Entwurf ver- 
schwieg sicher nicht zufällig die Glaubens- und Gewissensfreiheit. Auf der 
Grundlage einer Ausarbeitung der Theologischen Studienabteilung®! beschloß 
die Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen eine „‚Meinungsbildung 
betreffend Fragen des Zusammenlebens von Bürgern verschiedener Weltan- 
schauungen und Gewissensbindungen nach dem Entwurf des Programms der 


26. Vgl. seinen Bericht auf der Synode in Görlitz vom 25. bis 28.3.1977 in: epd-Dok 
17/77, S. 43ff. (44). 

Vgl. Bericht der Konferenz vor der 5. Tagung der II. Synode des Bundes in: epd-Dok 
24/77, S. 7. 

28. Vgl. Fränkel in seinem Bericht vor der Synode in Görlitz 1977 (Anmerkung 26): „Das, 
was hier über Dialog und kritische Haltung gesagt wird, ist als ausgesprochen hilfreich an- 
zusehen, gerade auch dann, wenn es darum geht, in loyaler Wahrhaftigkeit Spannungen und 
Konflikte unserer Gesellschaft anzusprechen und nach verantwortbaren Lösungen zu su- 
chen.“ 

29. Auf dem Parteitag wurde beschlossen: Programm und Statut der SED. Der Parteitag 
nahm entgegen: Bericht zur „Direktive des IX. Parteitages der SED zum 5-Jahr-Plan für 
die Entwicklung der Volkswirtschaft der DDR in den Jahren 1976 bis 1980“. Programm, 
Statut und Direktive sind im Dietz Verlag Berlin (DDR) 1976 erschienen: 

30. Die Entwürfe zum Programm, zur Direktive und zum Statut wurden im Neuen Deutsch- 
land am 14., 15. und 16. Januar veröffentlicht. Die Texte erschienen ebenfalls in Heft 
2/76 der Zeitschrift ‚Einheit‘. 

31. Die Theologische Studienabteilung verglich in einer Untersuchung die Entwürfe mit 
dem aus dem Jahre 1963 stammenden Programm und Statut der SED und legte eine Aus- 
arbeitung vor: „Tendenzen der politisch-ideologischen Entwicklung im Vergleich des Pro- 
gramms und Statuts der SED von 1964 mit den Entwürfen von Programm und Statut von 
1976“ (Die Ausarbeitung liegt in einem vervielfältigten Maschinenskript vor — USB 133/76). 


368 


SED zum IX. Parteitag 1976“ 32 und legte sie der Parteiführung der SED vor. 
Sie führte zu einer Modifizierung des Programms. 

— Der 60. Jahrestag der Oktoberrevolution stellte die Kirchen vor die Frage, 
ob und wie sie sich an einer Veranstaltung beteiligen sollten, zu der der 
Staatssekretär für Kirchenfragen und die Nationale Front eingeladen hatten ®. 
Nicht ohne Skepsis und nicht ohne Widerspruch folgten sie schließlich der 
Einladung durch Entsendung einiger Vertreter #. 


(3) Weitere Ereignisse und Probleme der Innenpolitik 

Anfang 1977 wurde ein neues Arbeitsgesetzbuch eingeführt ®. Hier wurden 
Interessen der kirchlichen Mitarbeiter berührt. Es schien, daß die Versicherungs- 
freiheit der kirchlichen Beamten und Pastoren nicht mehr bestehen bleiben 
sollte. Auch in diesem Fall intervenierten die Kirchen — übrigens mit Erfolg. 

Die wirtschaftlichen Entwicklungen in der DDR betrafen auch die Kirchen. 

Sie gehörten zu der bevorzugten Schicht bzw. Institution, die über DM-Währung 
verfügte. Nach der in gewissen Grenzen realisierten Freigabe der DM in der DDR 
profitierten kirchliche Mitarbeiter von der Möglichkeit, in Intershop-Läden Einkäu- 
fe zu tätigen. Den Staat stellte die Freigabe vor einige Probleme; es meldeten sich 
die Habenichtse, die häufig genug zu den unteren politischen Funktionärskadern 
zählten®”. Auch die spektakuläre Einfuhr von 10000 VW Golf erwies sich als 
ein gewagtes Politikum. Ein VW ist eben etwas anderes als ein Peugeot oder 

ein Volvo. 


32. Der Bericht der Konferenz der Kirchenleitungen vor der Synode in Züssow 1976 ent- 
hält einen Hinweis auf die Meinungsbildung der Konferenz in dieser Sache (vgl. epd-Dok 
49/76, S. 32). 

33. Die Konferenz hatte auf einer außerordentlichen Tagung der Teilnahme beschlossen 
(vgl. Arbeitsbericht des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR 1976/77 in: epd- 
Dok 46/77, S. 13). 

34. Es wurden entsandt: Pfarrer Martin Kramer, Dozent Günter Krusche, OKR Christa 
Lewek. 

35. Arbeitsgesetzbuch der DDR vom 16. Juni 1977, GBl. I. Nr. 18, S. 185; Einführungs- 
gesetz vom 16. Juni 1977 zum Arbeitsgesetzbuch der DDR, GBl. I. Nr. 18, S. 228ff. 

36. In einem Schreiben vom 15.3. 1977 an den Vorsitzenden des Staatsrates der DDR 
Generalsekretär Erich Honecker erklärt der Bund: „Wir gehen davon aus, daß der beson- 
dere Charakte: der kirchlichen Arbeitsverhältnisse wie bisher gewahrt bleibt und die Kirche 
weiterhin ungehindert die Besondernheiten des kirchlichen Dienstes gemäß Art. 39 Abs. 2 
der Verfassung selbständig ordnen ... Wir setzen voraus, daß die besondere Regelung, daß 
für bestimmte Gruppen kirchlicher Mitarbeiter die arbeitsrechtlichen Bestimmungen keine 
Anwendung finden, bestehen bleibt (Anordnung vom 18.1.1958 über die arbeitsrechtliche 
Stellung der in kirchlichen Einrichtungen beschäftigten Arbeiter und Angestellten, GBl. 1. 
S. 84) ...‘“ (vgl. epd-Dok 24/77, S. 18f.). Die Antwort des Zentralkomitees der SED kam 
postwendend — mit Schreiben vom 21.3.1977. Die vom Bund erbetenen Klarstellungen 
wurden gesetzlich berücksichtigt (vgl. epd-Dok 24/77, S. 19£.). 

37. Der Tagesspiegel vom 28.9.1977 dokumentiert auszugsweise eine Rede von Honecker 
vor SED-Funktionären in Dresden. Honecker führte u.a. aus: „Gestattet mir in diesem Zu- 
sammenhang noch ein offenes Wort zu den Intershop-Läden. Diese Läden sind selbstver- 
ständlich kein ständiger Begleiter des Sozialismus ... Natürlich übersehen wir nicht, daß nun 
Bürger der DDR, die keine Devisen besitzen, im gewissen Sinne im Nachteil gegenüber de- 
nen sind, die über solche Währung verfügen ...‘‘ Auch der Spiegel (Nr. 41/77) und die Wo- 
chenzeitschrift „Die Zeit“ (Ausgabe 7.10.1977) bringen Problemartikel zu der DM in der DDR. 
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II. Außenpolitik 


Das außenpolitische Interesse der DDR konzentrierte sich — wie das aller Staa- 
ten — auf die Konfliktzonen in aller Welt. Die Befreiungsbewegungen in Afrika, 
die Entwicklung in Äthiopien, der Kampf im Libanon, der Weg Vietnams und 
seiner Nachbarländer, der Machtwechsel in China nach dem Tod Mao’s und der 
Machtwechsel in Indien nach dem Rücktritt Indira Ghandis lösten erhebliche 
außenpolitische Aktivitäten aus. Auch der Präsidentenwechsel in Amerika (J. 
Carter) verlangte eine neue Einstellung. Die Stichworte „Sozialistischer Inter- 
nationalismus‘, „‚Antiimperialistische Solidarität“, „Nationale und soziale Be- 
freiung“ u.a. gaben der DDR Veranlassung, nicht abseits zu stehen, wenn Be- 
freiungsbewegungen marxistischer Prägung um die Macht kämpften. In Angola 
und auch in Äthiopien war nicht nur Cuba, sondern auch die DDR politisch 
aktiv (und mit Menschen, Material, Soldaten und Waffen präsent). Mit bewähr- 
ter dialektischer Akrobatik wurde die „allseitige Unterstützung‘ von Befreiungs- 
bewegungen in ihrem „antiimperialistischen‘‘ Kampf von den Prinzipien der Hel- 
sinki-Schlußakte getrennt — das eine hat angeblich mit dem anderen nichts zu tun. 
Solidarität zwischen sozialistischen Ländern und zwischen befreundeten Par- 
teien, das ist das eine, der „Nicht-Krieg“ zwischen den Ländern mit unterschied- 
licher Gesellschaftsordnung ist das andere. Das Prinzip der Nichteinmischung 

von Helsinki gilt nicht, wenn „Solidarität“ auf dem Spiel steht. Der neue Präsi- 
dent von Amerika, J. Carter, hatte zu Beginn seiner Amtstätigkeit sehr auffällig 
und betont auf Menschenrechtsverletzungen u.a. in der Sowjetunion hingewie- 
sen und damit die Frage nach der Achtung der Menschenrechte in sozialistischen 
Ländern verschärft. Für die Ende 1977 beginnende Helsinki-Nachfolgekonferenz in 
Belgrad mußte sich diese Diskussion als Belastung herausstellen. Die Kirchen waren 
in doppelter Hinsicht in die Außenpolitik einbezogen. Die Unterstützung von 
Befreiungsbewegungen und das Eintreten für die Wahrung der Menschenrechte 
gehörte zu ihren Themenbereichen. Es versteht sich, daß die staatlichen Stellen 
der DDR die kirchlichen Verlautbarungen sorgfältig beobachteten und sie in 

die offizielle politische Linie der DDR einspannen wollten. Dabei zeigten sie 

eine hohe Empfindlichkeit gegenüber einer allzu deutlichen kircheneigenen und 
dabei von dem staatlichen Kurs abweichenden Meinung. Das ist naheliegend und. 
fast selbstverständlich. Deutlich wurde dies für die Kirchen schon in Nairobi 1975, 
wo die Diskussion um die Menschenrechtsverletzungen in der Sowjetunion 
nicht nur heftig kontrovers geführt wurde, sondern die Vertreter der Kirchen aus 
sozialistischen Ländern in eine Solidaritätsgemeinschaft führte. 


III. Das Deutsch-Deutsche Verhältnis 


Das Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR zeigte 
keine dramatischen Entwicklungen, wenn man die Ausweisung von Korrespon- 
denten aus Ostberlin und die Schließung des Spiegel-Büros und Schießereien mit 
Toten und Verletzten an der Grenze zwischen den beiden deutschen Staaten 
noch am äußersten Rand des Normalen ansiedelt. Es hat noch weitere ‚„‚Norma- 


370 


litäten“ gegeben. So wurden 13 Busse der Jungen Union, die zu einer Sternfahrt 
nach Berlin aufgebrochen war, am Grenzübergang zurückgewiesen; frühere Bür- 
ger der DDR erhielten keine Einreise-Visa; eine CDU-Delegation konnte nicht 
nach Potsdam u.a. Wirtschaftlich jedoch und bei der Fortschreibung des Ver- 
tragswesens wurden Fortschritte erzielt. Die vielen kleinen Ergebnisse solcher 
Verhandlungen schaffen zusammengenommen ein Stück wirklicher Normalität, 
die ein wenn auch nicht freundliches, so doch sachliches und geordnetes Ne- 
beneinander ermöglicht. Die Bundesrepublik konnte wohl auch der DDR-Pro- 
blematik nur geringere Aufmerksamkeit schenken. Die Terroristen-Szene, die 
Peinlichkeit der vielen entdeckten DDR-Agenten und Agentinnen in den Vor- 
zimmern von Bonner Politikern und nicht zuletzt die Bundestagswahl verdräng- 
ten die DDR-Fragen auf einen nachgeordneten Platz. Die Geisel-Befreiungen in 
Intehber bar in Mogadischu beanspruchten die Schlagzeilen und die Aufmerk- 
samkeit °®, 


2. DIE ARBEIT DER ORGANE, KOMMISSIONEN UND AUSSCHÜSSE 
DES BUNDES DER EVANGELISCHEN KIRCHEN IN DER DDR 


a) Die Synodaltagungen 1976 und 1977 


4. Tagung der II. Synode 24.—-28.9.1976 in Züssow; 
5. Tagung der II. Synode 13.-17.5.1977 in Görlitz; 
1. Tagung der II. Synode 21.—-23.10.1977 in Herrnhut. 


I. Das Thema „Kirchengemeinschaft — Einheit und Vielfalt“ 


Das Sachthema der Synode in Züssow (1976) war von langer Hand vorbereitet 
und beschäftigte die Synode nicht zum ersten Mal (vgl. KJ 1974, S. 455). Ab- 
schließende Ergebnisse zu dem Problemfeld waren weder zu erwarten noch vor- 
programmiert. Es sollte ein weiterer Schritt auf eine engere und verbindlichere 
Gemeinschaft zwischen den Gliedkirchen im Bund hin getan werden — nicht 
mehr, aber auch auch weniger. Man wollte in Züssow durchaus vorankommen 
und nicht nur theoretisierend auf der Stelle treten. Aber man wollte nicht einer 
drängenden Ungeduld nachgeben und bestehende Hindernisse einfach übersprin- 
gen. Ein zu weiter oder zu schneller Schritt konnte das erstrebte Ziel einer ver- 
bindlicheren Gemeinschaft im Bund eher gefährden als fördern. Das war der 
Synode bewußt. Es galt also, die Tragfähigkeit der erreichten Gemeinschaft für 


38. Der „Ereigniskalender‘‘ zum Terrorismus in der Bundesrepublik (Teil IV. dpa-Archiv/ 
Hg. 2752 vom 31.5.1978) verzeichnet im Jahr 1976 53 „Ereignisse“. In einem Monat (April 
1977) werden 11 „Ereignisse“ verzeichnet. Kein Monat in den beiden Jahren war frei von 
Meldungen über Terroristenjagd oder Terroristentätigkeit. Ein abenteuerlicher und zugleich 
unheimlicher Kalender. Eine Gesamtübersicht über die Entwicklung des Verhältnisses der 
Bundesrepublik zur DDR gibt dpa-Hintergrund 1977 „Das innerdeutsche Verhältnis“, Teil I. 
und Teil Il. 
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einen nächsten Schritt genau zu prüfen. Wie vorsichtig man an das Geschäft her- 
anging, zeigten die Einstimmung in das Thema im mündlichen Bericht der Kon- 
ferenz, den Pfarrer Martin Kramer der Synode gab, und auch die Hauptreferate 
von Generalsuperintendent Dr. Lahr und OKR Dr. Tannert. 


(1) Die Einstimmung in das Thema durch den mündlichen Bericht der KKL und 
in den Hauptreferaten 


- Pfarrer Kramer entwarf in seinem Bericht”? keine visionären Zielvorstellungen von einer 
einheitlichen Bundeskirche und beschränkte sich auf eine zurückhaltende Bewertung 
der im ganzen kontrovers verlaufenden Diskussion (hoffnungsvoll — resignativ — ein- 
sichtig). In persönlicher Verantwortung und als eigene Meinung trug er zum Schluß 
seine Hoffnungen im Blick auf die Zukunft des Bundes vor:*° 
2. „Der Bund möge in seiner gegenwärtigen Gestalt zu einem Forum werden, in dem 

wir unsere vorhandenen sachlichen Gegensätze dadurch bewältigen, daß wir zum offe- 
nen Gespräch bereit sini,, das setzt Hörwilligkeit ebenso voraus, wie Bereitschaft zum 
Aussprechen der eigenen Position, auch wenn der Widerspruch vorhersehbar ist.“ 

— Dr. Lahr gab seinem Referat*! die Überschrift: „Gemeinschaft in Zeugnis und Dienst. 
Die Einheit unserer Kirchen im Bund‘. Die in den letzten Jahren immer wieder ver- 
handelten Fragen: „Ist der Bund (schon) ‚Kirche‘? oder muß er es (erst noch) ‚werden‘? 
Wenn ja, ‚in welchem Sinn‘?“ hinterfragt Lahr kritisch und wählt für seine Überlegun- 
gen als Ansatzpunkt die alte Formel von der Zeugnis- und Dienstgemeinschaft, weil 
das Nachdenken über „Kirche-Sein‘‘ und „Kirchwerdung“ am Auftrag der Kirche orien- 
tiert sein muß. Was für die einzelnen Landeskirchen gilt, gilt auch für eine Kirchenge- 
meinschaft und damit auch für den Bund. Der Bund ist „nicht als Funktionsträger von 
‚Dienst‘, sondern ... auch als Funktionsträger von ‚Zeugnis‘ zu betrachten“. Darum 
sieht Lahr in der Kirchengemeinschaft nicht lediglich eine Annäherungsform an „Kirche“, 
sondern „Kirche in actu“, soweit Zeugnis und Dienst als Auftrag angenommen und 
wahrgenommen werden. In Zeugnis und Dienst muß sich kirchliches Handeln gegenüber 
Staat und Gesellschaft bewähren, Zeugnis und Dienst müssen auf das Bekenntnis bezo- 
gen sein und bleiben und drängen auf ökumenische Öffnung. Interessant ist sein Ver- 
such am Schluß, das Selbstverständnis des Bundes in Thesen zu beschreiben, wobei 
er eine Kurz- und Langfassung zur Diskussion stellt. Zum Verständnis dieses Abschnittes 
muß an die Aufforderung im Arbeitsergebnis „Zwischen Konkordie und Kirche“ erin- 
nert werden, für den Zusammenschluß der Gliedkirchen in der DDR zu einer evange- 
lischen Kirche in der DDR ein ekklesiologisches Selbstverständnis in Form von Grund- 
artikeln oder einer entsprechenden Erklärung zu entwerfen®?. Dieser Aufgabe hat sich 


Lahr mit den Thesen zum Selbstverständnis unterzogen. In der Langfassung haben sie 
folgenden Wortlaut*®: 


„(1) Der Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik ist 
ein Zusammenschluß von bekenntnisbestimmten und rechtlich selbständigen Kirchen in 
der Gestalt erklärter Kirchengemeinschaft, die in bevollmächtigten Organen für den Ge- 
samtbereich tätig ist. - 

(2) Der Bund beruht auf der Übereinstimmung seiner Gliedkirchen im Verständnis de 
Evangeliums und auf der Gemeinschaft an Wort und Sakrament, die sie sich dementspre- 
chend gewähren. Er verwirklicht sich im Leben der Gemeinden durch Hilfe und Stärkung 
zum Zeugnis und Dienst an der Welt gemäß dem Auftrag des Herrn Jesus Christus. Das ist 
sein Ziel, und so wächst in ihm Einheit der Kirche. 


39. Vgl. epd-Dok 49/76, S. 4ff. 
40. A.a.O. S. 16f. 

41. epd-Dok 49/76, S. 51-76. 
42. KJ 1974, S. 471. 


43. Vgl. Anmerkung 36 in seinem Referät, a.a.O. S. 75£.). 
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(3) Mit seinen Gliedkirchen bejaht der Bund die von der ersten Bekenntnissynode in 
Barmen getroffenen Entscheidungen. Er ruft die Gliedkirchen und deren Gemeinden zum 
Hören auf das Zeugnis der Brüder und wahrt zugleich die lebendige Vielfalt des geistlichen 
Lebens in ihnen. In gemeinsamer Bemühung sucht er, die Übereinstimmung im Verständ- 
nis des Evangeliums weiter zu vertiefen und in die wechselnden Situationen hinein zu über- 
setzen. In Prüfung am Zeugnis der Schrift hilft er damit auch zu gemeinsamer Abwehr kir- 
chenzerstörender Irrlehre. 

(4) Der Bund pflegt die den Kirchen vorgegebene Gemeinschaft und ihre schon vor seiner 
Gründung in der Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen in der Deutschen Demo- 
kratischen Republik geübte Zusammenarbeit. In Übereinstimmung mit seinen Gliedkirchen 
weiß er sich verpflichtet, die Erfahrungen gemeinsamen Handelns und die lehrmäßigen Über- 
einkünfte, die seitdem gewonnen wurden, schrittweise fortzuentwickeln. Das schließt für 
die Zukunft die Möglichkeit engerer Organisationsformen ein. 

(5) Die Kirchengemeinschaft im Bund hält sich offen für Begegnung und Zusammenar- 
beit mit Freikirchen und Kirchen anderer Konfessionen, Zeugnis, Dienst und Ordnung des 
Bundes selbst als eines Zusammenschlusses reformatorischer Kirchen sind der ökumenischen 
Gemeinschaft aller christlichen Kirchen verpflichtet“. 


Die Synode hat sich zwar die Beschreibung des theologischen Selbstverständnis- 
ses des Bundes inhaltlich nicht zu eigen gemacht. Aber sie ist seinem Vorschlag 
gefolgt, Aspekte der Kirchengemeinschaft thesenartig zu formulieren und damit 
auch wohl festzuschreiben. 

Das Referat von Dr. Tannert** enthält wenig oder gar keine Ermunterung, 
nun einen weiteren Schritt aufeinander zu im Sinne einer verbindlicheren Ge- 
meinschaft zu tun. Im Grunde läuft sein Referat auf den Vorschlag hinaus, 
alles so zu lassen, wie es ist, und in diesem Rahmen einiges besser zu tun. 
Sein Schlußabsatz macht das deutlich: 


Der Bund ist ein unerläßliches Instrument der Gliedkirchen, um ihnen ein gemeinsames 
Zeugnis des Evangeliums und eine wirksame Ausrichtung ihres Dienstes zu ermöglichen. 
Dies hat nach dem Beitritt der acht Gliedkirchen des Bundes zur Leuenberger Konkordie 
eine besondere Bedeutung. Die Folgerung ist, daß die Arbeit des Bundes im Hinblick auf 
die Verwirklichung der Kirchgemeinschaft in jeder Hinsicht zu fördern und zu unterstützen 
ist. Wäre dies nicht eine lohnende Aufgabe dieser Synodaltagung? 


Als (einzige) „„Folgerung‘ und damit wohl auch Forderung im Blick auf die 
Zukunft sieht Tannert Notwendigkeit und Möglichkeit, die „Verwirklichung 
von Kirchengemeinschaft in jeder Hinsicht zu fördern und zu unterstützen“. 
Was „Verwirklichung von Kirchengemeinschaft‘‘ konkret bedeutet, hat er zu- 
vor ausgeführt. Es geht um das Zusammenspiel von Lehre und Leben, um ein 
Miteinander, das mehr ist als ein bloßes Nebeneinander, aber keine Gemein- 
schaft in bestimmten organisatorischen Strukturen oder Rechtsformen. Wohl 
sieht er, daß Gemeinschaft „Opfer“ und auch „Kompromisse“ von den einzel- 
nen Gliedern abverlangt. Dennoch bleiben bei ihm die Begriffe Einheit und Viel- 
falt je für sich bestehen, ohne daß sie in einer Synthese zu wichtigen Elemen- 
ten eines übergreifenden Begriffes von Einheit werden. 


44. epd-Dok 49/76, S. 77-85. 
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(2) Die Stellungnahmen der Gliedkirchen sowie der gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse (BEKDDR und EKU/Bereich DDR). 

1974 hatte die Synode das Arbeitsergebnis „Zwischen Konkordie und Kirche“ 

beraten* und zum Schluß die Gliedkirchen sowie die kirchlichen Zusammen- 

schlüsse gebeten, zu vier Fragen Stellung zu nehmen. Die Fragen seien hier noch 

einmal genannt: 


Frage 1: Ist die vorgenommene Beschreibung des durch die Unterschrift der Gliedkirchen 
zu Leuenberg erreichten ekklesiologischen Statuts des Bundes richtig? Ist es insbesondere 
zutreffend, daß, obwohl der Bund in einem grundlegenden theologischen Sinn seit und 
durch Leuenberg eine Kirche ist, er dennoch in einem anderen (aber in welchem?) Sinne 
noch zu einer Kirche werden muß? 

Frage 2: Ist die Beschreibung des Zieles der Kirchwerdung des Bundes als einer ‚födera- 
tiv gegliederten evangelischen Kirche in der DDR‘ angemessen und wird dieses Ziel von 
den Gliedkirchen bejaht? 

Frage 3: Sind die nächsten Schritte in Teil III der Ausarbeitung richtig und vollständig 
beschrieben, und sind die Gliedkirchen willens, diese Schritte zu vollziehen bzw. sich an 
ihrem Vollzug zu beteiligen? 

Frage 4: Sind die Gliedkirchen bereit, eine dem Vorschlag in Ziffer 3.2.6. der Ausarbei- 
tung des Ausschusses Kirchengemeinschaft entsprechende Willenserklärung abzugeben? 

(In der Frage 4. geht es um die Beschreibung eines ekklesiologischen Selbstverständ- 
nisses in Form von Grundartikeln oder einer entsprechenden theologischen Erklärung.) 


Die Stellungnahmen der Gliedkirchen lagen der Synode vor“. Sie boten ein ver- 
wirrendes Bild von unterschiedlichsten Auffassungen. Die lutherisch geprägten 
Kirchen formulierten theologische Vorbehalte an der ekklesiologischen Aussage, 
der Bund sei in einem bestimmten Sinne bereits Kirche. Dies sei zwar richtig, 
erlaube aber noch nicht, vom Bund als „Kirche“ zu sprechen (VELK/DDR). 
Oder: Das Ziel, durch Vertiefung der Gemeinschaft eine Kirche zu werden, 
bleibt eine Aufgabe für die Zukunft (Thüringen). Oder: Über den ekklesiolo- 
gischen Status des Bundes nach der Annahme der Leuenberger Konkordie gibt 
es in der Synode unterschiedliche Meinungen (Luth. Sachsen). Im übrigen wird 
in den Stellungnahmen zum Teil sehr handfest eine auf jeden Fall durchzuhal- 
tende Selbständigkeit der Gliedkirchen vom Bund gefordert (und damit zugleich 
eine durchzuhaltende Unabhängigkeit). So spricht sich z.B. Mecklenburg für 

das Ziel aus, den Bund als föderativ gegliederte Kirche in der DDR mit Kanzel- 
und Abendmahlsgemeinschaft einschließlich der Interzelebration zu gestalten. 
Aber ein „kirchlicher Zentralismus‘‘ wird abgelehnt und die Finanzhoheit der 
Gliedkirchen darf auf keinen Fall angetastet werden. Lutherisch Sachsen be- 
schreibt ausführlich, was zur unaufgebbaren Selbständigkeit der Gliedkirchen 
gehört: sie haben jetzt und in Zukunft einen unterschiedlichen Bekenntnis- 
stand; sie bleiben als „‚selbständige Rechtsgebilde verantwortlich für alles, was 


45. KJ 1974, S. 456ff. 

46. Generalsynode der VELK/DDR (epd-Dok 31/76, S. 47f£.); Synode der EKU/Bereich 
DDR (epd-Dok 33/76, S. 43ff.); Ev.-Luth. Landeskirche Mecklenbuıgs, Kirchenprovinz 
Sachsen, Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens, Ev.-Luth. Kirche in Thüringen, Ev. Kirche des 
Görlitzer Kirchengebietes, Ev. Landeskirche Greifswald, Ev. Kirche in Berlin-Brandenburg (Be- 
reich DDR), Anhaltische Kirche (alles in epd-Dok 37 /76). 
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kirchlicherseits in ihren Wirkungsräumen geschieht“, sie behalten Gesetzge- 
bungshoheit und Finanzhoheit, ihre Legislative und ihre Exekutive. Nach einer 
solchen Aufzählung möchte man die Frage stellen, welche Zuständigkeiten 
denn eigentlich daneben dem Bund zugeordnet werden können. Durchgän- 
gig wird in den Stellungnahmen der Gliedkirchen anerkannt, daß es eine 
Bundeskompetenz in der Vertretung der Kirchen gegenüber Staat und Ge- 
sellschaft geben muß und eine über den Bund koordinierte ökumenische 
Arbeit. In diesen beiden Bereichen zeichnet sich ein klarer Wille zur Gemein- 
samkeit ab. Dieser allerdings ist nicht neu. Schon lange hat der Bund mit Zu- 
stimmung der Gliedkirchen hier die gemeinsamen Interessen aller Kirchen in 
der DDR wahrgenommen. Die Synode stand nun vor der Frage, was sollte und 
Konnte sie mit diesen Stellungnahmen anfangen? Boten sie die notwendige Ba- 
sis für einen Schritt nach vorn? War aus ihnen ein Konsens abzulesen, der über 
den in der Bundesordnung von 1969 formulierten hinausging? Man kann schon 
verstehen, wenn der Berichterstatter vor der Synode angesichts des Befragungser- 
gebnisses von „Enttäuschung“ und einem „Hoffnungsverschleiß‘“ sprach. 

Im folgenden ist der Bericht über die Stellungnahme mit dem der Synode vor- 
gelegten zusammenfassenden Überblick (von Dr. Demke erstellt) dokumen- 
tiert #7, 


BERICHT (AUSZUG) 


2. Im ganzen kann man sagen, daß ein recht breiter Konsensus darin besteht, daß die 
Gemeinschaft im Bund als Kirche im grundlegend theologischen Sinne angesprochen wer- 
den kann. Aber der breite Konsensus bedeutet keine Einmütigkeit, wie besonders die Stel- 
lungnahmen von Sachsen, Thüringen und der Generalsynode zeigen. Die Frage des Bekennt- 
nisses ist nicht einhellig geklärt. Doch wird die Tendenz sichtbar, das Bekenntnis nicht als 
Schwelle zu verstehen, die erst überschritten werden muß, um Einheit zu erlangen, sondern 
als erforderliche Bewährung geschenkter und erfahrener Einheit. Daher wird allgemein die 
Notwendigkeit intensiver gemeinsamer theologischer Arbeit unterstrichen. Sie muß dann auf 
die Fragen ausgerichtet sein, die heute zur Bewährung der Einheit herausfordern oder sie 
gefährden könnten. 

In diesem Zusammenhang scheint mir folgende simple, vielleicht zu simple Frage unum- 
gänglich: Wenn Gottes Wort Kirche zur Kirche macht und auch der Grund ihrer Einheit ist, 
muß dann Kircheneinheit erst zureichend theologisch begründet werden oder bedarf dann 
nicht in erster Linie der Vollzug und die Aufrechterhaltung von Kirchentrennung der zu- 
reichenden theologischen Verantwortung? 

3. Aber auch dann, wenn der Bund als Kirche im grundlegend theologischen Sinne ver- 
standen wird, schließt das nicht automatisch ein Ja zur Kirchwerdung des Bundes im recht- 
lich-organisatorischen Sinne ein. Das wird ausdrücklich hervorgehoben von Sachsen, Thürin- 
gen, Berlin-Brandenburg und nuanciert auch von Mecklenburg. Am deutlichsten spricht es 
die Stellungnahme von Sachsen aus: „Es ist nicht unsere Auffassung, daß der Bund eine 
Entwicklung zu einer Kirche im rechtlich-organisatorischen Sinne nehmen sollte‘‘ (3). Da- 
bei wird aber die Intensivierung der Gemeinschaft und der gegenseitigen Verpflichtung der 
Gliedkirchen nachträglich befürwortet. 

Dies kann man auch an den Antworten auf die zweite Frage (Sachgerechtigkeit der Ziel- 
angabe „föderativ gegliederte Evangelische Kirche in der DDR“) ablesen: Alle bejahen 
die Vertiefung der Gemeinschaft zu einem verpflichtenden Miteinander bei sachgerechter 
Eigenständigkeit bzw. Selbständigkeit. In allen Stellungnahmen ist die Bejahung mit Be- 
dingungen verknüpft, weil der rechtliche Gehalt der Zielangabe undeutlich ist. Geht man 


47. epd-Dok 49/76, S. 40f. 
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von der rechtlichen Gestalt einer Kirche, wie sie in den Gliedkirchen verwirklicht ist, aus, 

so wird man die Zielangabe verneinen müssen, wie es die Stellungnahme von Sachsen tut, 
aber auch im Arbeitsergebnis „Zwischen Konkordie und Kirche“ ausgesprochen ist. Die un- 
gelöste Frage scheint zu sein: Wie können Eigenständigkeit und gegenseitige Verpflich- 

tung wirksam miteinander verbunden werden? In diesem Zusammenhang wird das Stich- 
wort „konziliare Gemeinschaft‘‘ aufgegriffen (Sachsen, Görlitz, differenziert kritisch 
Kirchenprovinz Sachsen, starke Bedenken meldet Berlin-Brandenburg an). In der Tat 

kann derjenige Aspekt des Begriffes fruchtbar sein, der auf eine bestimmte Qualität 
kirchlicher Einheit auf allen Ebenen hinweist. So wurde er auch von dem Arbeits- 
ergebnis „Zwischen Konkordie und Kirche‘ aufgenommen: Er nötigt dazu, „Einheit als eine 
Sache ständigen Vollzuges und Verschiedenheit als ein wesentliches Element von Einheit zu 
denken‘ (2.3.2.). Doch wird mit dem Stichwort der konziliaren Gemeinschaft nicht die Frage 
nach dem Weg, auf dem gegenseitige Verpflichtung mit Eigenständigkeit zum Austrag kommt, 
beantwortet. Hier werden unter Umständen stärker Modelle in anderen, gerade auch nicht- 
reformatorischen Kirchen studiert werden müssen (s. Berlin-Brandenburg, S. 1f.). 

4. In allen Stellungnahmen ist ein Interesse an konkreter Gemeinsamkeit, deren Notwen- 
digkeit und Gewinn für die Ausrichtung von Zeugnis und Dienst erkennbar sind, festzu- 
stellen. 

Einige Gliedkirchen sprechen sich dafür aus, dem Bund die Zuständigkeit für bestimmte 
Sachgebiete zu übertragen (Mecklenburg, Kirchenprovinz Sachsen, Görlitz, EKU) 

Andere halten die Abgrenzung von Kompetenzbereichen zwischen Bund und Gliedkirchen 
nicht für den richtigen Weg und denken eher an die jeweilige Übertragung bestimmter Ar- 
beitsaufgaben an den Bund (Berlin-Brandenburg, Greifswald). Wieder andere machen keine 
Vorschläge in dieser Richtung, wohl weil sie besorgt sind, daß durch Kompetenzübertragung 
die Einheit auf einem kalten Wege bloß organisiert wird und nicht wirklich wächst. 

Die BO bestimmt die konkreten Gegenstände der Gemeinschaftsarbeit nicht. Das hat den 
Vorteil, daß alle Bereiche und Gegenstände wenigstens der Frage nach gemeinsamem Han- 
deln ausgesetzt sind oder doch ausgesetzt werden können. 

Trotz aller Enttäuschungen scheint mir der Gewinn, den wir daraus ziehen, mindestens in 
einer Hinsicht deutlich zu sein, nämlich im Blick auf unsere Mitarbeit in der Gesamtöku- 
mene. Weil wir aus einem ständigen internen Gesprächs- und Einigungsprozeß heraus in 
weitere ökumenische Kontakte eintreten, haben wir eine von anderen Kirchen schon oft 
bemerkte gute Vorübung und Ausgangsposition. Unter uns selbst wissen wir aber, wie fru- 
strierend dieser Prozeß der Einigung häufig ist, weil er oft ohne Ergebnis bleibt und im 
Sande zu verlaufen scheint. 

Wie erhalten wir einerseits den Gewinn, den der Prozeß ständiger Einigungsversuche 
zweifellos abwirft, und wie verringern wir andererseits ein zu hohes Maß an Kräfteverzehr 
und Hoffnungsverschleiß, das wir bisher erleiden? Ich denke, daß unter dieser Frage dem 
Weg, auf dem Gemeinschaftsaufgaben gefunden werden und ihre Bearbeitung verbindlich 
vereinbart wird, eine vermehrte Aufmerksamkeit zugewandt werden muß. Dabei könnte 
die mehrfach befürwortete Stärkung des synodalen Elements im Bund zum Zuge kommen. 

5. Als Resümee wird man folgende Feststellungen treffen können: 

1. Alle Stellungnahmen bringen eine Bekräftigung der Ziele, die in Artikel 1 (1) und 1 (2) 
BO ausgesprochen sind. Diese Ziele sind nicht eine bloß momentane Notwendigkeit, sondern 
werden als in Auftrag des Herrn begründet anerkannt. 

2. Auch wenn die Bedeutung der Zustimmung zur LK nicht einhellig beurteilt wird, so 
wird die Konkordie doch als eine Verstärkung der Verpflichtung zum „Zusammenwachsen“ 
(Art. 1(2) BO) angesehen. 

3. Es scheint notwendig, Verfahren dafür, wie Eigenständigkeit und gegenseitige Verpflich- 
tung wirksam verknüpft werden können, genauer zu entwickeln und zu prüfen. 

4. Notwendigkeit und Gewinn der Gemeinsamkeit müssen an einzelnen Aufgaben konkret 
begründet und belegt werden. 
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ÜBERBLICK ÜBER DIE STELLUNGNAHMEN DER GLIEDKIRCHEN SOWIE 
GLIEDKIRCHLICHEN ZUSAMMENSCHLÜSSE 
VELK IN DER DDR UND EKU/BEREICH DDR 


(Anlage zum Bericht über die Stellungnahmen) 


Der Überblick orientiert sich an den Fragen, die die Bundessynode 1974 den Gliedkirchen 
gestellt hat. 


1. Frage (ekklesiologischer Status des Bundes) 


Mecklenburg: Der Bund ist Kirche, sofern das Evangelium rein verkündigt und die Sakra- 
mente recht verwaltet werden. Er wird es nicht erst durch die Zustimmung zur LK. Als 
Darstellung der Gemeinschaft der Gliedkirchen ist er auch im organisatorisch-soziologischen 
Sinne Kirche. 

Kirchenprovinz Sachsen: Der Bund ist durch die Zustimmung zur LK Kirche im theo- 
logischen Sinne; diesem Sachverhalt muß institutionell und organisatorisch noch besser 
entsprochen werden. 

Sachsen: Die Auffassungen hinsichtlich der Bedeutung der Landeskirche sind geteilt; 
während die einen urteilen, daß mit der Zustimmung zur LK die Bedingungen von CA VII 
erfüllt sind und der Bund im theologischen Sinne Kirche ist, wird von anderen die Kon- 
kordie nicht als zureichende Übereinstimmung für die wahre Einheit der Kirche angesehen. 

Gemeinsam ist die Auffassung, daß 

a) die Konkordie Gemeinschaft verschiedener Kirchen begründet und das Verständnis 
des Bundes als Kirche im theologischen Sinne nicht notwendig eine Bejahung der Kirch- 
werdung des Bundes im rechtlich-organisatorischen Sinne einschließt; 

b) die Zustimmung zur Landeskirche, die Gliedkirchen zu intensiverer gegenseitiger Ver- 
pflichtung nötigt. 

Thüringen: Der Bund ist in gewissem Sinne schon Kirche (Kanzel- und Abendmahlsge- 
meinschaft). Die Auffassungen über die Bedeutung der Konkordie für den ekklesialen Sta- 
tus des Bundes sind geteilt, und das Verhältnis von Kircheneinheit und Bekenntnisbindung 
wird verschieden beurteilt. Jedenfalls verlangt die Landeskirche nicht zwingend Folgerungen 
in organisatorisch-rechtlicher Hinsicht. 

Dekanat Schmalkalden: Die Konkordie rechtfertigt die Angliederung eines unierten Kir- 
chengebietes an eine lutherische Kirche. Sie wird als erster Schritt zur Vertiefung der Ge- 
meinschaft beurteilt. 

Görlitz: Der Zusammenhang zwischen Lehr- und Lebensgemeinschaft wird unterstrichen. 
Durch die LK ist der Bund in bestimmtem Sinne Kirche, aber noch nicht im Sinne geist- 
licher Wirklichkeit. 

Greifswald: Der Bund ist durch Zustimmung der Gliedkirchen zur LK im grundlegenden 
Sinne Kirche — in gelebter Gemeinschaft, theologischer Gemeinsamkeit und organisato- 
rischer Zusammenarbeit. 

Berlin-Brandenburg: Die „vorgegebene Gemeinschaft‘, von der die BO spricht, wird durch 
die Zustimmung zur LK verifiziert, so daß vom Bund im theologisch eindeutigen Sinne als 
Kirche gespiochen werden muß. Die Frage der „Kirchwerdung‘ als eine Frage der Praxis 
muß davon unterschieden werden. 

Dessau: Die Feststellung, daß der Bund Kirche im theol. Sinne ist, wird bejaht. Dem muß 
auch reale institutionelle Gestalt verliehen werden. Ob die gegenwärtige föderative Struktur 
des Bundes der Qualität der Gemeinschaft entspricht, muß geprüft werden. 


Generalsynode: Einerseits ist es möglich, vom Bund in einem bestimmten Sinne als Kirche 
zu sprechen, sofern man nämlich bei CA VII ansetzt und „Kirche“ entsprechend der Mehr- 
schichtigkeit des Kirchenbegriffes auch als Gemeinschaft von Kirchen verstanden werden 
kann. 

Andererseits ist es noch nicht möglich, vom Bund als Kirche zu sprechen, weil über die 
Erfordernisse von CA VII keine Einmütigkeit und keine tragfähige Basis theol. Übereinkunft 
für eine gemeinsame Verantwortung von Zeugnis und Dienst besteht. 

EKU-Synode: DerB und ist durch die Zustimmung der Gliedkirchen zur LK Kirche im theo- 
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logischen Sinne. Das macht die Suche nach einer entsprechenden institutionellen Gestaltung, 
die gewachsenem geistlichen Reichtum Raum gibt, zur Aufgabe. Die Besonderheit der ge- 
meinsamen Situation erfordert gemeinsame Verantwortung von Zeugnis und Dienst. Darum 
sind Lehrgespräche in der Form innerkirchlicher theologischer Gespräche dringlich. 


2. Frage (Zielbeschreibung „föderativ gegliederte evangelische Kirche in der DDR‘) 


Mecklenburg: Das Ziel wird bejaht unter der Bedingung, daß zunächst die BO ausgeschöpft 
wird, damit eine neue Qualität der Gemeinschaft erreicht wird. r 

Kirchenprovinz Sachsen: Das Ziel wird bejaht, aber eine Präzisierung dessen, was fö- 
‚derative Gemeinschaft im rechtlichen Sinne bedeutet, durch eine besondere Arbeitsgruppe 
angeregt. = 

Sachsen: Das Ziel einer Kirche im rechtlich-organisatorischen Sinne wird nicht bejaht, aber 
die Notwendigkeit intensiverer gegenseitiger Verpflichtung bei gleichzeitiger Selbständigkeit 
unterstrichen. 

Thüringen: Das Ziel, eine Kirche zu werden, wird bejaht, weil schon in der BO angelegt. 
Zum Teil wird nur eine Kirche Augsburgischen Bekenntnisses für möglich gehalten. Uni- 
formierung und Majorisierung müssen ausgeschlossen bleiben. Vorerst sind die Ziele der BO 
noch nicht erreicht und die Möglichkeiten der BO für die Vertiefung der Gemeinschaft noch 
nicht ausgeschöpft. Der Einübung in föderatives Handeln wird der Vorrang gegeben. 

Dekanat Schmalkalden: Das Ziel wird bejaht, weil es theologisch legitim, durch die Situa- 
tion notwendig und durch das Bewußtsein in den Gemeinden gedeckt ist. 

Görlitz: Das Ziel wird bejaht, wenn das Anliegen konziliarer Gemeinschaft gewahrt bleibt. 
Eine Klärung des rechtlichen Gehaltes der Zielvorstellung ist erforderlich. 

Greifswald: Das Ziel wird bejaht als ein Schritt zu verpflichtetem Zusammenleben, aus 
dem auch organisatorische Konsequenzen erwachsen. 

Berlin-Brandenburg: Das Ziel ist nicht deutlich in dem, worin es sich von einem Bund 
unterscheidet. Die BO gibt Raum zur Vertiefung der Gemeinschaft in gemeinsamer theol. 
Arbeit, sinnvollen Absprachen von Arbeitsvorhaben und in einem guten Zeugnis von Je- 
sus Christus vor der Welt. 

Dessau: Eine präzise Zielvorstellung muß ausgearbeitet werden, wobei das Schreckwort von 
der „zentralistischen Superkirche‘“ die Überlegungen nicht einengen darf. 


Generalsynode: Das Moment der Föderativität wird unterstrichen und als sachgerechtes 
Indiz für den Stil kirchlichen Zusammenlebens auf allen Ebenen interpretiert. 

EKU-Synode: Implizit wird das Ziel bejaht, indem unsachgemäße Zentralisierung abge- 
wiesen und zugleich vor einer partikularistischen Auslegung des föderativen Elementes 
gewarnt wird. 


3. Frage (Nächste Schritte) 


1. Interzelebration: Sie wurde erklärt bei Annahme der Konkordie (Kirchenprovinz Sach- 
sen, Sachsen), sie wird jetzt erklärt (Berlin-Brandenburg), sie wird bejaht (Mecklenburg, 
Görlitz, Greifswald); Thüringen und Dessau erwähnten die Frage nicht ausdrücklich. 


2. Stärkung der Bundessynode (von Görlitz und Thüringen nicht erwähnt) wird als not- 
wendig angesehen, aber mit unterschiedlicher Akzentsetzung: 

Gegenüber KKL (Kirchenprovinz Sachsen, Greifswald, Berlin), gegenüber und zusam- 
men mit den Landessynoden und Synoden der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse (Sach- 
sen 2.3. und Generalsynode 4.2.) 


3. Bundeskompetenzen. 

Mecklenburg: Kein Zentralismus, aber mehr Bundeskompetenz für die Bundessynode. 
Gesetzgebungskompetenz muß durch Vereinbarungen enumerativ festgelegt werden. „Zwi- 
schen Konkordie und Kirche“ 3.2.3.2. zählt notwendige gemeinsame Aufgaben auf. 

Kirchenprovinz Sachsen: Verstärkung besonders der Gesetzgebungskompetenz wird ge- 
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wünscht. Konkret: ius liturgicum (incl. Gesangbuch, Katechismus. Bibelrevision, Lektio- 
nare, Perikopenordnungen); Disziplinarrecht. 

Sachsen: Bundessynode soll ihre Kompetenz verstärkt für Aufgaben und Entscheidun- 
gen, die nach Art. 7 BO dem Bund übertragen werden, wahrnehmen (2.2.2.). 

Thüringen: Prüfen, ob die Vorschläge in der Studie der Zielangabe entsprechen. 

Görlitz: gemeinsame gesetzliche Regelungen werden gewünscht: Pfarrerdienstrecht, kirchl. 
Mitarbeiterrecht, Kirchensteuerrecht, Ausbildung, Ordinationsformular. 

Greifswald: Konkrete Aufgaben sollten dem Bund übertragen werden: Pfarrerdienst- und 
Mitarbeiterrecht, Aus- und Weiterbildung, Rahmenordnung für kirchliche Ordnungen, Ver- 
einheitlichung des Kirchsteuerwesens. 

Berlin-Brandenburg: Nicht eine allgemeine Kompetenzerweiterung, sondern konkrete Auf- 
gabenübertragung an den Bund wird befürwortet, z.B. auf dem Gebiet der Ausbildung. 


4. Verbesserung bilateraler Kontakte gerade auch auf Gemeindeebene wird befürwortet von 
Sachsen (2.1.5.), Görlitz, Greifswald (3.4.), Berlin (3.4.). 


3. Visitationen: Gastweise Beteiligung an Visitationen, für die die Gliedkirchen zuständig 
bleiben, wird begrüßt von Görlitz und Berlin-Brandenburg (3.4.). 


6. Für Beauftragung von Gliedkirchen, stellvertretend für alle Aufgaben zu übernehmen, spre- 
chen sich aus Sachsen (2.1.4.), Greifswald (3.). 


7. Finanzen: Mecklenburg (4.4.) und Sachsen (2.1.6.) sprechen sich bei Wahrung der Finanz- 
hoheit der Gliedkirchen für eine hilfsbereite Verteilung von Lasten auch auf dem Hintergrund 
eines konkreten Erfahrungsaustausches über Finanzgebaren und Finanzbewußtsein. 


&. Die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse. 

Mecklenburg: Die Empfehlungen in „KuK“ 3.2.5.4. bis 3.2.5.6. werden bejaht. 

Kirchenprovinz Sachsen: Die Vorschläge werden ebenfalls unterstützt und ein Moratorium 
zwischen VELK und EKU angeregt. 

Sachsen: Die föderative Struktur soll in Zusammenarbeit mit den gliedkirchlichen Zu- 
sammenschlüssen entwickelt werden. 

Thüringen: Es muß geprüft werden, ob die Vorschläge des Arbeitsergebnisses dem födera- 
tiven Prinzip entsprechen. 

Berlin-Brandenburg: Sie dürfen nicht größerer Gemeinsamkeit im Wege stehen, aber auch 
nicht für eine größere, aber weniger intensive Gemeinschaft, als in ihnen selbst verwirklicht 
ist, aufgegeben werden. 

Dessau: Die Erklärung der EKU-Synode wird bekräftigt. 


Generalsynode: Es sollte eine Zurücknahme der Zusammenschlüsse sich orientieren an dem 
Ausmaß des Einvernehmens in den: Grundlagen der Verkündigung, das über die Aussagen 
der Landeskirche hinaus zwischen VELK und EKU festgestellt werden kann. 

EKU-Synode: Es wird die Bereitschaft erklärt, kirchenrechtliche Regelungen nur im Ein- 
vernehmen mit der Vereinigten Kirche zu behandeln und in Kraft zu setzen und die Ver- 
antwortung für das Disziplinarrecht, Ausbildungsfragen und die Erarbeitung von Gottes- 
dienstordnungen an den Bund zu übertragen. 


4. Frage (Willenserklärung) 


Mecklenburg: Die vorgelegte Stellungnahme wird als ausreichende Erklärung angesehen. 

Kirchenprovinz Sachsen: Eine besondere Äußerung zu dieser Frage fehlt, aber Punkt 1 
der Stellungnahme impliziert eine solche Erklärung. 

Sachsen: Intensivierung der Gemeinsamkeit und der gegenseitigen Verpflichtung im Rah- 
men der bestehenden Ordnungen wird unterstrichen, eine Entwicklung des Bundes zu einer 
Kirche in rechtlich-organisatorischem Sinne abgelehnt. 

Thüringen: Die in der BO formulierten Ziele werden bekräftigt. 


3719 


Görlitz: BO 1 (2) und die Stellungnahme machen eine besondere Willenserklärung über- 
flüssig. 

Greifswald: erklärt seinen Willen zur Kirchwerdung des Bundes und zum aktiven Mitvoll- 
Zug. 

Berlin-Brandenburg: gibt eine Erklärung ab: Bund ist Kirche, praktisches Zusammen- 
wachsen ist erfolgt, institutionelle Folgerungen nötig (daran weiterarbeiten). Wenn Über- 
prüfung der BO, dann soll sie „‚theologisch verbindliche‘ Grundartikel erhalten. den 

Dessau: Der Wille zu einer größeren Gemeinschaft, die im theologischen und institutio- 
nellen Sinne „Kirche‘ genannt werden kann, ist mehrfach bekräftigt worden. 


5. Weitere Anregungen, zu denen die Bundessynode unter Umständen 
Stellung nehmen sollte: 

1. Eine Arbeitsgruppe soll präzisieren, was föderativ-gegliedert im rechtlichen Sinne be- 
deuten kann. 

2. Eine Arbeitsgruppe zu nichtdogmatischen Faktoren wird vorgeschlagen (von Berlin- 
Brandenburg Beilage 3 c). 

3, Sitz der Dienststellen des Bundes? (Sachsen erklärt sich zu detaillierten Vorschlägen 
bereit 2.1.1.) 

4. Wechsel der Tagungsorte der Kommissionen und Ausschüsse (Sachsen 2.1.2.) 

5, Wechsel im Vorsitz der Konferenz erforderlich (Sachsen 2.1.3.) 

6. Bezug Bundessynode — VELK/EKU-Synoden soll geprüft werden (Sachsen 2.3.) und 
Generalsynode 4.2.) 

7. „Bevollmächtigte und Ständige Vertreter der Gliedkirchen beim Bund“ (Generalsynode 
4.1.) 

8. Thematik und Information betr. Lehrgespräche sollen Gemeindebezug im Blick haben 
(Görlitz 3.1.) 

9, Verbesserung der Information BEK — Gemeinde und zwischen den Gliedkirchen 
(Greifswald 3.3.) 

10. Interzelebration: Gemeinsame Prüfung und Entscheidung, ob sie gegenüber allen Kir- 
chen, die LK zugestimmt haben, gelten soll (Görlitz 3.2.). 


(3) Eine Stellungnahme und vier Beschlüsse der Synode in Züssow zum 
Hauptthema. 
Die Synode trug dem im Grunde recht mageren Ergebnis der gliedkirchlichen 
Stellungnahmen Rechung und verzichtete auf einen spektakulären Schritt in 
Richtung auf eine „Evangelische Kirche in der DDR“, die das Arbeitsergebnis 
zwischen „Konkordie und Kirche‘ als Ziel der Bemühung um vertiefte und ver- 
bindliche Gemeinschaft herausgestellt hatte. Die Zeit war noch nicht reif. Die 
Synode erlag aber auch nicht der Versuchung, in Resignation zu verfallen. An 
dem Thema und auch an der Entschlossenheit, es nicht einfach beim status quo 
zu belassen, hielt die Synode fest. In vorsichtiger Weise versuchte sie, für weitere 
Entwicklungen die Weichen zu stellen. Die Aussagen über die „Grundsätzlichen 
Aspekte unserer Kirchengemeinschaft“ sind so formuliert, daß sie der im Arbeits- 
ergebnis „Zwischen Konkordie und Kirche‘ geforderten Erklärung zum ekklesio- 
logischen Selbstverständnis nahegekommen. Sicher hat hier das Referat von Dr. 
Lahr eine Hilfe bedeutet. Den ekklesiologischen Vorbehalten einiger Gliedkirchen 
tragen die beschreibenden Aspekte ebenso Rechnung wie der Forderung nach 
Selbständigkeit. Aber die Selbständigkeit wird sozusagen „an die Leine“ genom- 
men; sie steht nicht mehr als isolierter Satz da, sondern wird ein Teil einer um- 
fassenderen Aussage. Die Selbständigkeit der Gliedkirchen ist Element der Viel- 
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falt im Bund; die Verpflichtung der Gliedkirchen zur verbindlichen Zusammen- 
arbeit betont das Element der Einheit im Bund. „Einheit und Vielfalt“ — mit 
dieser Formel beschreibt die Synode das Selbstverständnis des Bundes. Das ver- 
bindende „und“ in dieser Formel wird sorgfältig betont, so daß Einheit nicht 
gegen Vielfalt und Vielfalt nicht gegen Einheit stehen kann: 


Kirchengemeinschaft in Einheit und Vielfalt bedingt bei gegenseitiger Anerkennung der 
Selbständigkeit der Gliedkirchen eine wechselseitige Verbindlichkeit ihrer Zusammenarbeit. 


Das ist wohl ein Kernsatz in der Stellungnahme. Er ist vorsichtig formuliert; das 
konnte nicht anders sein. Aber er zeigt eben doch die Richtung an, in der nun 
weitergedacht werden soll. Die Verbindlichkeit in der Zusammenarbeit im Bund 
bedarf geeigneter Strukturen. 

Nach der Beendigung der Synode wurden Stimmen laut, die das Ergebnis mit 
Enttäuschung registrierten. Die Enttäuschung war zu voreilig. Die Synode hatte 
etwas in Gang gesetzt oder in Gang gehalten. Das zeigte die weitere Entwicklung 
auf der Synode 1977 in Görlitz. Aber auch die vier Beschlüsse der Synode in 
Züssow zum Hauptthema zeigen schon, daß die Synode willens war und ist, der 
Gemeinschaft im Bund einen festen Rahmen zu geben. Das Verfahren bei der 
Gesetzgebung des Bundes wurde modifiziert, die Gliedkirchen wurden aufgefor- 
dert, die Interzelebration verbindlich zu regeln (soweit dies noch nicht geschehen 
ist), eine Anregung der Generalsynode der VELK, die Synoden der kirchlichen 
Zusammenschlüsse thematisch, personell und terminlich zu koppeln, wurde auf- 
genommen, schließlich wurde die Konferenz gebeten, die Zusammenarbeit der 
zentralen Verwaltungsstellen (Kirchenkanzlei EKU, Lutherisches Kirchenamt, 
Sekretariat des Bundes) unter dem Gesichtspunkt einer Konzentration zu för- 
dern. 


STELLUNGNAHME DER BUNDESSYNODE ZUM HAUPTTHEMA: 
„KIRCHENGEMEINSCHAFT -— EINHEIT UND VIELFALT“ 


Die vom 24. bis 28.9.1976 in Züssow zu ihrer 4. Tagung versammelte 2. Synode des Bun- 
des der Evangelischen Kirchen in der DDR hat über das Thema „Kirchengemeinschaft — 
Einheit und Vielfalt‘‘ beraten. Dabei ist sie von den Stellungnahmen der Gliedkirchen und 
der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse zum Arbeitsergebnis „Zwischen Konkordie und 
Kirche“ ausgegangen, die sie 1974 erbeten hatte. Aus dem vielfältigen Echo geht hervor, 
daß in den Gliedkirchen ein intensives Gespräch über die Vertiefung der im Bund der 
Evangelischen Kirchen in der DDR gegebenen Gemeinschaft stattgefunden hat. 

Mit Dank stellt die Synode fest, daß alle Gliedkirchen ihren Willen bekräftigt haben, ‚in 
der Einheit und Gemeinsamkeit dos christlichen Zeugnisses und Dienstes gemäß dem Auf- 
trag des Herrn Jesus Christus zusammenzuwachsen‘“ (Artikel 1 (2) BO). 

Die Synode hat begonnen, die zahlreichen Anregungen für Fortschritte auf diesem Wege 
auszuwerten. In den Beratungen der Synode kam immer wieder das Verlangen der Ge- 
meinden nach Überwindung noch vorhandener Schranken zum Ausdruck. Zugleich hat 
sich die Synode bewußt gemacht, daß sie auch mit dem Thema „Kirchengemeinschaft“ 
dem Bedürfnis der Christen nach Hilfen zum Christsein heute verpflichtet bleibt. 

Mit den folgenden Abschnitten nimmt die Synode zu grundsätzlichen Aspekten unserer 
Kirchengemeinschaft Stellung: 

1. Mit dem Thema der Synode „Kirchengemeinschaft — Einheit und Vielfalt“ ist der 
Bund als „Zusammenschluß von bekenntnisbestimmten und rechtlich selbständigen 
Gliedkirchen“ (Artikel 1 (2) BO) angemessen beschrieben. 
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Kirchengemeinschaft in Einheit und Vielfalt bedingt bei gegenseitiger Anerkennung der 
Selbständigkeit der Gliedkirchen eine wechselseitige Verbindlichkeit ihrer Zusammenarbeit. 
(Referat Dr. Demke, S. 4.) 

Diese Zusammenarbeit beruht auf dem gemeinsam gewonnenen Grundverständnis des 
Wortes Gottes. Sie verwirklicht sich in der faktischen Zeugnis- und Dienstgemeinschaft 
in der gegenwärtigen Situation. (Referat Dr. Lahr, S. 8f.; vgl. Leuenberger Konkordie, Zif- 
fern 29, 35, 37.) 

Die Zeugnis- und Dienstgemeinschaft wird auch dadurch von allen Gliedkirchen anerkannt, 
daß sie sich gegenseitig Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft gewähren — und dies trotz 
verschiedenen Bekenntnisstandes, zum Teil unterschiedlicher Auslegung der Einheitskriterien 
von CA VII und noch nicht befriedigender Übereinkunft in einigen theologischen Grundsatz- 
fragen. In diesem Sinne ist die Kirchengemeinschaft im Bund der Evangelischen Kirchen in 
der DDR eine heute für unseren Raum angemessene Form des Kircheseins. (Referat Dr. 
Tannert, S. 2.) 

Diese Form des Kircheseins erfahren wir als bleibende Aufgabe und gelegentlich als be- 
glückende Vielfalt. Sie ist eine heute notwendige Ergänzung zum Kirchesein der Landes- 
kirchen, das durch Bekenntnisstand, gewachsene Frömmigkeit, eigengeprägte Geschichte 
und spezifische Rechtsformen bestimmt ist. 

2. Mit dem Zusammenschluß im Bund sind wir zur Vertiefung der Gemeinschaft des 
kirchlichen Lebens in dessen vielfältigen Bereichen und auf allen Ebenen verpflichtet. 
Gleichzeitig bedürfen die für das Kirchenverständnis wichtigen Grundfragen weiterer Klä- 
rung. Zu diesen gehört auch die Frage, wie hierbei dem Bewußtsein sehr vieler Gemeinden, 
„evangelisch“ zu sein, das von konfessionellen Unterschieden kaum berührt ist, Rechnung 
getragen werden kann (siehe Anlage). 

Für das weitere Zusammenwachsen der Kirchen im Bund muß insbesondere vermieden 
werden, 

— daß trotz der Ablehnung einer ‚„Superkirche“ faktisch ein administrativer Zentralismus 
wirksam wird; 

— daß der Bund mit Aufgabenstellungen überhäuft wird, die seine Leistungsfähigkeit unter- 
graben; 

— daß sich ein Trend auf eine theologische Uniformität einstellt, der die Verschiedenheit 
der Bekenntnisstände überspielt; 

— daß also auf die eine oder andere Weise der föderative Charakter des Zusammenschlusses 
der Gliedkirchen im Bund gefährdet wird. 

Solchen Gefahren kann z.B. dann begegnet werden, 

— wenn bei der Fortführung der Lehrgespräche die verschiedenen Bekenntnisse so frucht- 
bar werden, daß deutlich wird, wie wir angesichts der Herausforderungen unserer Zeit 
Jesus Christus gemeinsam bekennen können; 

— wenn der Reichtum verschiedener Frömmigkeitsformen in der Gemeinschaft des Bun- 
des wirksam wird; 

— wenn die Gliedkirchen Lösungen, die sich bewährt haben, auch anderen Gliedkirchen 
vermitteln oder von ihnen übernehmen; 

— wenn sie stärker als bisher stellvertretend die Bearbeitung von gemeinsamen Aufzaben 
im Bund übernehmen. 

Mit Dank gegen Gott können wir feststellen, daß von dem angestrebten Zusammenwach- 
sen der Gliedkirchen (Artikel 1 (2) BO) schon manches verwirklicht werden konnte. Da- 
bei ist besonders zu erinnern an Hilfestellungen für Zeugnis und Dienst der Gemeinden so- 
wie an die Zusammenarbeit und die Vertretung der Gliedkirchen in den Bereichen Diakonie 
und Okumene und im Verhältnis zu Staat und Gesellschaft. 

Im Blick auf weiteres gemeinsames Handeln sollte insgesamt beachtet werden, daß gemein- 
sames nicht in jedem Falle einheitliches Handeln sein muß, sondern unterschiedliches Vor- 
an einer bestimmten Toleranzbreite, und die Möglichkeit zum Experiment ein- 
schließt. 
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ANLAGE ZUR STELLUNGNAHME DER SYNODE ZUM HAUPTTHEMA 
DER TAGUNG (FESTSTELLUNG ZU FRAGEN DER FLUKTUATION) 


Das Zusammenwachsen im Bund kann durch äußere Gegebenheiten erleichtert werden. 

Unsere Gemeindeglieder fügen sich bei Verlegung des Wohnortes in eine bekenntnisunter- 
schiedliche Gemeinde meist in deren Kirchenordnung ohne Störung ein. Sie fühlen sich als 
„evangelische Christen‘. Viele Gemeindeglieder verbringen den Urlaub in anderen Glied- 
kirchen und nehmen am dortigen Gemeindeleben bei unterschiedlichem Bekenntnisstand 
ohne innere Befremdung teil. 

Ein starres Gegenüber kann das Einleben in die neue Ortsgemeinde erschweren. Die neu 
Zuziehenden können davon abgestoßen werden — oder sie werden wegen ihrer scheinbar 
fremden Elemente von der Gemeinde nicht angenommen. 

Die Gemeinden werden neue Glieder aus bekenntnisunterschiedlichen Gliedkirchen voll 
annehmen und ihnen das Einleben in die neue Gemeinde erleichtern. 

Der Austausch von Gebieten zwischen Gliedkirchen mit unterschiedlichem Bekenntnis- 
stand bedeutet eine weitere Chance zum inneren Zusammenwachsen. 

Eine weitere äußere Gegebenheit ist es, daß sich kirchliche Amtsträger in bekenntnis- 
unterschiedlichen Gliedkirchen durch Berufung oder aus familiären Gründen ansiedeln. 
Sie bringen ihre spezifischen Prägungsmerkmale in die neue Umgebung ein und überneh- 
men deren positive Besonderheiten. 

Diesen Geistlichen aus bekenntnisunterschiedlichen Gliedkirchen möge die Gelegenheit 
gegeben werden, bei ihrem Amtswechsel das jeweils Verbindende und Trennende zum 
fruchtbaren Gespräch ihren Amtsbrüdern in der neuen Umgebung darstellen zu können, 
um einander auf dem gemeinsamen Weg zu einer größeren Gemeinschaft näher kommen 
zu können. 


BESCHLUSS DER SYNODE ZU FRAGEN DER VERWIRKLICHUNG GEMEINSAMER 
KIRCHENGESETZLICHER REGELUNGEN AUF DER EBENE DES 
KIRCHENBUNDES 


Alle Gliedkirchen haben sich in ihren Stellungnahmen zum Arbeitsergebnis „Zwischen Kon- 
kordie und Kirche“ dafür ausgesprochen, daß zur Vertiefung der Gemeinsamkeit alle in 
der Bundesordnung gegebenen Möglichkeiten genutzt werden sollen. Dabei hat die Mehr- 
zahl der Gliedkirchen für eine Reihe von Aufgaben eine gemeinsame Regelung im Rahmen 
des Bundes gewünscht. Als solche Aufgaben sind vor allem eine Rahmenordnung für kirch- 
liche Ausbildung, das Pfarrerdienstrecht, das kirchliche Mitarbeiterrecht, das Kirchensteuer- 
recht und eine gemeinsame Besoldungs- und Vergütungsordnung genannt worden. In Auf- 
nahme dieser Vorschläge erklärt die Synode, daß die Artikel 5-7 der Bundesordnung eine 
ausreichende rechtliche Grundlage für die Verwirklichung gemeinsamer Regelungen sind. 
Diese Rechtsgrundlage sollte von den zuständigen Organen der Gliedkirchen und des Bun- 
des freilich stärker in allen ihren Möglichkeiten genutzt werden. Dabei fällt der Konferenz 
eine notwendige Koordinierungsaufgabe zu. 

In sinngemäßer Anwendung und Erweiterung des Beschlusses der Synode vom 1.10.1974 
zum Arbeitsergebnis des Sonderausschusses (Mitteilungsblatt des Bundes 1974 Nr. 5/6, 
Seite 75) hält die Synode bei Anwendung von Art. 5,1b BO das folgende Verfahren für 
notwendig: 

a) Zur Vorbereitung einer Entscheidung der Gliedkirchen gem. Art. 5,1b der BO ist zwi- 
schen Bund und Gliedkirchen eine Klärung über die Grundzüge der beabsichtigten kirchen- 
gesetzlichen Regelungen herbeizuführen. 

b) Im Ergebnis dieses Klärungsprozesses übertragen die Gliedkirchen das betr. Sachge- 
biet dem Bund zur selbständigen Regelung. 

c) Vor der endgültigen Entscheidung durch die Bundessynode wird den Gliedkirchen noch 
einmal Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

d) Obwohl mit der Übertragung die rechtliche Zuständigkeit des Bundes zur selbständigen 
Regelung gegeben ist, muß bei schwerwiegenden Einwendungen der Gliedkirchen sorgfältig 
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geprüft werden, ob die Regelung in der vorgesehenen Form endgültig beschlossen werden 
kann. 


BESCHLUSS ZU FRAGEN DER INTERZELEBRATION 


1. Die Gliedkirchen haben in ihren Stellungnahmen zum Arbeitsergebnis „Zwischen Kon- 
kordie und Kirche‘ zum Ausdruck gebracht, daß sie aufgrund der Leuenberger Konkordie 
die Interzelebration unter den Gliedkirchen wollen. 

Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens, die Evangelische Kirche der Kirchen- 
provinz Sachsen und die Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg haben bereits aus- 
drücklich erklärt, daß in diesen Kirchen Ordinierte aus anderen Gliedkirchen zur Verwal- 
tung des Altarsakraments nach den für die betreffende Gemeinde geltenden Ordnungen 
zugelassen sind. 

2. Die Bundessynode bittet alle Gliedkirchen, soweit sie dies noch nicht getan haben, in 
verbindlicher Form zu erklären, daß in ihrer Kirche Ordinierte aus den anderen Gliedkirchen 
des Bundes zur Verwaltung des Altarsakraments nach den für die betreffende Gemeinde 
geltenden Ordnungen zugelassen sind. 

3. Die Bundessynode bittet die Gliedkirchen zu prüfen, ob sie in diesem Zusammenhang 
auch die Zulassung für Ordinierte aus den anderen Kirchen, die der Konkordie zugestimmt 
haben, unter den gleichen Bedingungen beschließen können. 


BESCHLUSS ZUR FRAGE EINER THEMATISCHEN, PERSONELLEN UND 
TERMINLICHEN KOPPELUNG DER SYNODEN 


Die thematische, personelle und terminliche Koppelung der Synode des Bundes, der Gene- 
ralsynode der VELK und der Synode der EKU wird für erwägenswert gehalten. Das Präsi- 
dium der Bundessynode wird beauftragt, mit den Synodalpräsidien. der beiden anderen 
Zusammenschlüsse zu prüfen, wie dies durchführbar ist. Die Synode erwartet bei ihrer näch- 
sten Tagung Bericht über das Ergebnis dieser Beratungen. 


BESCHLUSS DER SYNODE ZUR FRAGE EINER MÖGLICHEN KONZENTRATION 
DER ARBEIT DER ZENTRALEN VERWALTUNGSSTELLEN 


Die Synode bittet die Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen in der DDR, für das 

Zusammentreten eines Ausschusses zu sorgen, dem folgender Arbeitsauftrag zu geben ist: 
1. Möglichkeiten der Konzentration zwischen 

der Kirchenkanzlei der Evangelischen Kirche der Union — Bereich DDR — 


dem Lutherischen Kirchenamt der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche in der DDR 
und 


dem Sekretariat des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR 
zu überprüfen. 


2. Schritte auf dem Wege der synodalen Arbeit und Zusammenarbeit gliedkirchlicher Zu- 
sammenschlüsse zu bedenken. 


3. Finanzielle Einsparungen bei Aufrechterhaltung der nötigen Sacharbeiten zu erreichen. 

Dem Ausschuß sollten Mitglieder der Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen der 
DDR, des Sekretariats und der Synode des Bundes, der Vereinigten Evasgelisch-Lutherischen 
Kirche und der Evangelischen Kirche der Union — Bereich DDR — angehören. 


(4) Beschluß über die Einberufung einer Delegiertenversammlung 1979 

(Görlitz 1977). 
Der Beschluß über die Einberufung einer Delegiertenversammlung für das Jahr 
1979 ist ein überzeugendes Beispiel für die Zielstrebigkeit der Bundessynode, 
auf dem Weg zu einer engeren Kirchengemeinschaft voranzukommen. Ein halbes 
Jahr zuvor in Züssow stand lediglich die thematische, zeitliche und personelle 
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Koppelung der Synoden auf dem Programm (s. den Beschluß oben). Aus der 
Koppelung wird nun eine gemeinsame Tagung von Delegierten aus den verschie- 
denen Synoden. Das ist etwas ganz anderes und erheblich mehr. Wie kam es 

zu diesem überraschenden Ergebnis? Die Synode in Görlitz nahm einen Be- 
richt des Präsidiums entgegen, der Vorschläge für die Verwirklichung des Be- 
schlusses über die Koppelung der Synoden und einen Beschlußvorschlag ent- 
hielt*®, Das Präsidium nahm Bezug auf Beschlüsse der Generalsynode der VELK 
in der DDR vom Mai 1976 und des Rates der EKU vom Oktober 1976 sowie auf 
den Züssower Synodalbeschluß in dieser Sache. In seinem Abschnitt „Motivation“ 
heißt es: „Der Auftrag der drei gesamtkirchlichen Zusammenschlüsse ist durch 
die Erkenntnis motiviert, daß der Prozeß des Zusammenwachsens der evangeli- 
schen Kirchen in der DDR in Zeugnis und Dienst eine stärkere Zusammenfas- 
sung der gesamtkirchlichen Aktivitäten theologisch ermöglicht und kräftemäßig 
nötig macht ... Dieser Prozeß wird vom Bewußtsein der Gemeindeglieder sehr 
begünstigt ... Ein erster Schritt dazu ist eine Synodenversammlung.‘“‘*° Die Vor- 
stellung des Präsidiums ging dahin, daß in einer Synodenversammlung Synodale 
aller gesamtkirchlichen Synoden zusammenkommen könnten (150 bis 180 Syno- 
dale). Für die geschäftsmäßige Durchführung wurden verschiedene Verfahrens- 
modelle zur Diskussion gestellt. Das Präsidium schlug der Bundessynode folgen- 
den Beschluß vor °°: 


1979 soll eine Synodenversammlung stattfinden. 


Ablauf einer Synodenversammlung 

Da die Synodenversammlung die Zusammenfassung der drei gesamtkirchlichen Synoden 
unter Beibehaltung ihrer Selbständigkeit und rechtlichen Aufgaben darstellt, muß bedacht 
werden, wie dies am rationellsten geleistet werden kann. 

Denkbar wären folgende Modelle: 

1. Zunächst tagen parallel EKU- und VELK-Synode, dann die Synodenversammlung, da- 
nach Bundessynode. Gesamtdauer ca. 6 Tage. 

2. An ebenfalls 6 Tagen vormittags tritt je die Synodenversammlung zusammen. An drei 
Nachmittagen und Abenden tagen parallel EKU- und VELK-Synode; an drei weiteren Nach- 
mittagen und Abenden die Bundessynode. Die jeweils nicht gebundenen Synodalen könn- 
ten für thematische Arbeit eingesetzt werden. 

3. Die Erledigung der rechtlich notwendigen Arbeiten der drei Synoden kann unabhän- 
gig in dreitägigen Tagungen erfolgen. Daneben wird terminlich unabhängig davon eine mehr- 
tägige Synodenversammlung durchgeführt. 

4. Die drei gesamtkirchlichen Synoden tagen gleichzeitig am gleichen Ort nebeneinander 
drei Tage zur Erledigung ihrer rechtlichen Aufgaben. Die personellen Überschneidungen 
werden durch Teilnahme von Vertretern bewältigt. Anschließend tagt drei Tage lang die 
Synodenversammlung. 

5. EKU- und VELK-Synode einerseits sowie Bundessynode andererseits treten zur Er- 
ledigung ihrer rechtlichen Aufgaben im Wechsel alle 2 Jahre zusammen. Die Synodenver- 
sammlung tritt jährlich entweder im Zusammenhang mit VELK- und EKU-Synode oder 
mit der Bundessynode zusammen. 

Variante 3 scheint die unkomplizierteste zu sein. Es wird empfohlen, 1979 eine Synoden- 
versammlung durchzuführen. 


48. epd-Dok 24/77, S. 46ff. 
49. A.a.O. S. 47. 
50. epd-Dok 24/77, S. 49. 
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Die Synode nahm den Vorschlag auf, hielt jedoch eine Synodenversammlung 
nicht für das geeignete Gremium. Statt dessen entschloß sie sich, eine Delegier- 
tenversammlung für 1979 einzuberufen. Natürlich bedurfte ein solcher Beschluß 
der Zustimmung der VELK in der DDR und der EKU/Bereich DDR. Der Be- 
schluß der Synode hat folgenden Wortlaut °!: 


1. Die Synode bejaht die in der Vorlage 8 gegebene Motivation zur Zusammenarbeit der 
Synoden der Evangelischen Kirche der Union, Bereich DDR und des Bundes der Evange- 
lischen Kirchen in der DDR. 

2. Die Synode sieht als nächsten Schritt die Einberufung einer Delegiertenversammlung 
im Jahre 1979 vor. Aufgabe dieser Versammlung soll sein, nach Wegen zur Vertiefung der 
Kirchengemeinschaft mit den Mitteln synodaler Arbeit zu suchen. 

3. Die Synode hält die Voraussetzungen für die Bildung und effektive Arbeit einer Syno- 
denversammlung gemäß Ziffer 2 der Vorlage 8 jetzt nicht für gegeben. 

4. Die Synode des Bundes bittet die Synoden der EKU, Bereich DDR, und die General- 
synode der VELKDDR um Zustimmung zur Durchführung einer Delegiertenversammlung 
1979 und um die Entsendung der Delegierten. 

5. Die Delegiertenversammlung soll aus 45 Teilnehmern bestehen, und zwar 

1. je zwölf gewählten Synodalen als Delegierten 
1. der Synode der Evangelischen Kirche der Union, Bereich DDR, unter ihnen min- 

destens ein Mitglied reformierten Bekenntnisses, 

2. der Generalsynode der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche in der DDR, 

2. zwölf Synodale der Synode des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR, bei 
deren Auswahl Synodale aus Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union, Be- 
reich DDR, und der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche in der DDR zu 
gleichen Teilen berücksichtigt werden sollen. 

3. je zwei Vertretern des Rates der EKU, Bereich DDR, der Kirchenleitung der 
VELKDDR und der Konferenz der Kirchenleitungen, 

4. den Leitern der Kirchenkanzlei der EKU, Bereich DDR, des Lutherischen Kirchen- 
amtes und des Sekretariats des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR. 

6. Vorbereitung und Einberufung der Delegiertenversammlung sollen den Präsidien der 
drei entsendenden Synoden obliegen. 

7. Die Vorlage 8 wird der Delegiertenkonferenz als Arbeitsmaterial zugeleitet. 


(5) Kirchengemeinschaft und Kirche-Sein (Züssow 1976, Görlitz 1977). 

Es scheint, als ob aus der Stellungnahme der Züssower Bundessynode zum Haupt- 
thema ein griffiger Satz formelhaft herausgestellt werden soll. So beginnt der 
wichtige Bericht der Konferenz vor der Synode in Görlitz 1977 den ersten Ab- 
schnitt zur Frage der Kirchengemeinschaft mit einem in Anführungsstrichen ge- 
setzten Zitat: 


„Die Kirchengemeinschaft im Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR (ist) eine heute 
für unseren Raum angemessene Form des Kirche-Seins. Diese Form des Kirche-Seins erfah- 
ren wir als bleibende Aufgabe und gelegentlich als beglückende Vielfalt. Sie ist eine heute 
notwendige Ergänzung zum Kirche-Sein der Landeskirchen. 

Beschluß der 4. Tagung der Il. Synode in Züssow 1976.“ 


Wenn man den Züssower Beschluß zur Hand nimmt, dann stehen da solche fast 
bekenntnishaften Sätze nicht. Der erste Satz beginnt in dem tatsächlichen Be- 
schluß mit den Worten: „In diesem Sinne ist die Kirchengemeinschaft ...‘“ und 
dieser Satz hat einen Vorsatz, auf den sich dies „in diesem Sinne“ bezieht. 


51. epd-Dok 24/77, S. 65. 
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Der letzte Satz ist in dem Züssower Beschluß durch einen Absatz abgehoben 
und hat überdies noch einen Nachsatz. Aber die etwas gewagte Zitierweise hat 
eine eingängige Formel angeboten, die in der weiteren Diskussion um eine ver- 
bindlichere Kirchengemeinschaft Bedeutung bekommen kann. 


(6) Kirchengemeinschaft konkret — die Weiterarbeit an der Ausbildungs- 
konzeption (Görlitz 1977). 
Kirchengemeinschaft im Bund muß sich im Konkreten bewähren. Hier setzen 
die Schwierigkeiten ein. Das Selbstbewußtsein der Gliedkirchen, aber auch die 
Pluralität des Kirche-Seins in den Gliedkirchen erschweren gemeinsame Rege- 
lungen. Die Synode 1975 hatte versucht, das wichtige Gebiet der Ausbildung 
anzugehen. Eine neue Ausbildungskonzeption sollte eine gewisse Einheitlichkeit 
in den Ausbildungsgängen erreichen aber auch inhaltlich der Situation einer 
kommenden Theologengeneration anpassen. Die Synode hatte (1975) Gesichts- 
punkte zur Ausbildung hauptamtlicher Mitarbeiter im Verkündigungsdienst ver- 
abschiedet und die Gliedkirchen gebeten, bis Ende 1976 die Gesichtspunkte zu 
prüfen und sich darüber zu äußern, ob sie der Übertragung der Zuständigkeit 
von bestimmten Aufgaben im Ausbildungsbereich auf den Bund zustimmen 
können. Das Ziel war, eine Regelungsbefugnis für den Bund in folgenden Punk- 
ten zu erreichen: 
— einheitliche Aufnahme- und Prüfungsbedingungen, 
— gemeinsame Rahmenpläne, 
— Zusammenarbeit und Zusammenfassung von gliedkirchlichen Ausbildungs- 
stätten, 
— gemeinsame Dozentenweiterbildung, 
— Bereitstellung geeigneter Lehrbücher und anderer Lehrmaterialien °2. 
Die Voten der Gliedkirchen waren allen Synodalen zugestellt worden; ebenso 
lag den Synodalen eine systematische Zusammenfassung der gliedkirchlichen 
Stellungnahmen vor. Unter Bezugnahme auf die Materialien erstattete die Kom- 
mission einen ausführlichen Zwischenbericht°?. Damit sollte der Synode, die zu 
ihrer letzten Tagung zusammengekommen war, Gelegenheit gegeben werden, 
in dieser Sache Beschlüsse zu fassen. Der Bericht machte deutlich, daß die Zeit 
für abschließende Regelungen noch nicht gekommen war. Die Stellungnahmen 
der Gliedkirchen differierten noch zu sehr. Sie hatten sich auch (noch) nicht 
mit der erforderlichen Einmütigkeit dafür ausgesprochen, eine Bundeskompetenz 
für die Regelung von Ausbildungsfragen zu begründen. Die Synode wollte aber 
für eine sachgerechte Weiterarbeit an der Ausbildungskonzeption einen Auftrag 
erteilen. Sie stellte fest, daß die Gliedkirchen ihre Bereitschaft für gemeinsame 
Lösungen erklärt haben und beschloß ein 8-Punkte-Programm. Die Konferenz 
bzw. die Kommission für Ausbildung sollen im Rahmen des 8-Punkte-Programms 
in einer Reihe von Bereichen Regelungen auf Bundesebene vorbereiten u.a.: Ordi- 
nation bzw. Segnung und Sendung von Mitarbeitern im kirchlichen Dienst; Rah- 
menlehrpläne für Ausbildungsgänge; Rahmenordnung für Aufnahmeverfahren von 


52. Vgl. KJ 1975, S. 236ff. 
53. epd-Dok 24/77, S. 37 bis 45. 
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Studenten an kirchlichen Ausbildungsstätten; Regelung eines Mitarbeiterrechts; 
Pläne für Veränderungen des Bestandes an kirchlichen Ausbildungsstätten; bun- 
deseinheitliche Qualifizierung und Weiterbildung von Dozenten. Es handelt sich 
also genau um die Aufgaben im Ausbildungsbereich, für die die Synode 1975 
von den Gliedkirchen eine Bundeskompetenz erbeten, aber nach den Voten 
(noch) nicht erhalten hatte. Man wird nicht sagen können, die Synode übergehe 
das Nein der Gliedkirchen. Sie versuchte, ihr Ziel jetzt auf anderem — und viel- 
leicht besserem — Weg zu erreichen. Die Reihenfolge: erst Bundeskompetenz — 
dann einheitliche Regelung wird umgekehrt: erst ein ausgearbeiteter Vorschlag 
für eine gemeinsame Regelung — dann (mit Zustimmung der Gliedkirchen) Re- 
gelung durch den Bund und Bundeskompetenz. Der 5. Punkt im Arbeitsprogramm 
ist in seiner Formulierung etwas überraschend. Er könnte den Eindruck erwecken, 
als sei auf Grund eines Beschlusses der Züssower Synode (gemeint ist: der Be- 
schluß zu Fragen der Verwirklichung gemeinsamer kirchengesetzlicher Rege- 
lungen auf der Ebene des Kirchenbundes) eine Bundeskompetenz auf den Ge- 
bieten des Pfarrerdienst- und Mitarbeiterrechts und dem Erlaß von Rahmen- 
ordnungen für kirchliche Ausbildung gegeben. Dies ist nicht der Fall. Der Züsso- 
wer Beschluß regelt nur das Verfahren nach Art. 5 Abs. 1b) BO. Die Anwen- 
dung dieser Bestimmung setzt aber voraus, daß alle Gliedkirchen das betreffende 
Sachgebiet dem Bund zur selbständigen Regelung übertragen haben. An diesem 
Übertragungsakt seitens aller Gliedkirchen fehlt es aber noch. Wie schon im an- 
deren Zusammenhang kann auch hier festgestellt werden, daß die Synode gerade- 
zu mit einer auffälligen Hartnäckigkeit ihr Ziel nach verbindlicher Gemeinschaft 
der Gliedkirchen verfolgt und auf jede Weise versucht, die Gliedkirchen mitzu- 
ziehen. Der Beschluß der Synode hat folgenden Wortlaut *®: 


Die Synode hat die erbetenen Stellungnahmen der Gliedkirchen zu den von ihr in Eisenach 
1975 beschlossenen „Gesichtspunkten“ mit Dank entgegengenommen. Die darin enthalte- 
nen Anregungen, Hinweise und Bedenken sind bedacht worden, können aber erst in der 
weiteren Arbeit voll ausgewertet werden. 

Die Synode stellt fest, daß die Gliedkirchen bereit sind, die mit der Ausbildung kirch- 
licher Mitarbeiter gestellten Aufgaben gemeinsam zu lösen. Einigkeit besteht in dem Ziel, 
die Ausbildung so zu gestalten, daß auch künftig Mitarbeiter mit unterschiedlichen Befähi- 
gungen und Aufgabenschwerpunkten zur Verfügung stehen. Die Gesamttendenz des Lösungs- 
versuches, alle hauptamtlichen Mitarbeiter im Verkündigungsdienst zugleich für pastorale 
Grundfunktionen und für spezielle Funktionen (theologischer, pädagogischer, diakonischer, 
musischer Schwerpunkt) auszubilden, hat eine breite, im einzelnen aber differenzierte Zu- 
stimmung gefunden. 

Deshalb beauftragt die Synode die zuständigen Gremien mit der Weiterarbeit an den durch 
die Ausbildungskonzeption aufgezeigten Aufgaben unter Berücksichtigung der auf dieser 
Tagung als notwendig erkannten Formen der Laienausbildung und Laienmitarbeit. 

1. Die Synode hält es im Blick auf die Neuordnung des Dienstes der Mitarbeiter im Ver- 
kündigungsdienst und ihrer Ausbildung für notwendig, daß ihre Vergewisserung und Beauf- 
tragung soweit wie möglich gemeinsam geregelt wird. Sie bittet daher die Konferenz der 
Kirchenleitungen, eine dafür geeignete Arbeitsgruppe zu beauftragen, eine solche Rege- 
lung vorzubereiten. Von ihr soll der Versuch einer Verständigung in dieser Frage, wie er 
von einem Ausschuß der Synode unternommen worden ist, berücksichtigt werden (s. An- 


lage 1). Auf der Tagung der Synode des Bundes 1978 soll ein Bericht über diese Arbeit 
gegeben werden. 


54. epd-Dok 24/77, S. 61 bis 63 mit 2 Anlagen. 
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2. Die Kommission für Ausbildung wird beauftragt, vordringlich die Rahmenlehrpläne 
für Ausbildungsgänge im Sinne der Ausbildungskonzeption und eine einheitliche Rahmen- 
ordnung für Aufnahmeverfahren zu erarbeiten. Außerdem soll die Frage des Übergangs 
von Mitarbeitern, die in bisheriger Weise ausgebildet worden sind, zu einer Tätigkeit ent- 
sprechend den neuen Ausbildungsgängen bedacht werden. 

3. Die Gliedkirchen werden gebeten, ihre Erfahrungen mit Mitarbeitern, die schon jetzt 
mit einer Doppelfunktion im Sinne der Ausbildungskonzeption betraut werden, sowie 
ihre Überlegungen zu einer Neugestaltung der Stellenpläne der Kommission für Ausbildung 
zugänglich zu machen, damit sie in die Weiterarbeit an der Ausbildungskonzeption einbe- 
zogen werden können. 

Die Kommission für Ausbildung wird beauftragt, in diesem Zusammenhang die geplanten 
Berufsbilder, insbesondere die jeweiligen Aufgaben des Gemeindepädagogen und des Ge- 
meindetheologen, deutlicher herauszuarbeiten. Dabei soll der von einem Ausschuß der 
Synode erarbeitete Versuch, das Ziel einer Ausbildung zum Gemeindepädagogen zu be- 
schreiben, berücksichtigt werden (s. Anlage 2). Die Gliedkirchen werden gebeten, bei ihrer 
Planung die Vorstellungen der Ausbildungskonzeption von der Aufgabenverteilung auf die 
verschiedenen Mitarbeiter zu berücksichtigen. 

4. Die Kommission für Ausbildung wird beauftragt, mit IMHW die Ausbildung für Mit- 
arbeiter diakonischer Einrichtungen, die in besonderer Weise für den Verkündigungsdienst 
gefordert sind, so zu konzipieren, daß sie die pastoralen Grundfunktionen in ihrem Tätig- 
keitsbereich wahrnehmen können. 

5. Die Konferenz wird gebeten zu prüfen, welche ausbildungs- und dienstrechtlichen Kon- 
sequenzen die Verwirklichung der Ausbildungskonzeption hat. Nach dem Beschluß der 
Synode in Züssow 1976 (Vorlage 16) sind eine Rahmenordnung für kirchliche Ausbildung, 
das Pfarrerdienstrecht und das kirchliche Mitarbeiterrecht Aufgaben für eine gemeinsame 
Regelung im Rahmen des Bundes. Wege für das dabei zu praktizierende Verfahren sind in 
Züssow gleichfalls aufgezeigt worden. Die Konferenz wird gebeten, entsprechende Schritte 
zu unternehmen. 

6. Die Konferenz wird gebeten, in Verbindung mit den Gliedkirchen und unter Berück- 
sichtigung des Vorschlages der Kommission für Ausbildung eine notwendige Umgestaltung, 
Eröffnung und Schließung von Ausbildungsstätten zu planen und nach Möglichkeit eine 
gemeinsame. Entscheidung herbeizuführen. Kann ein Einvernehmen zwischen allen Glied- 
kirchen nicht herbeigeführt werden, so sind Vereinbarungen einzelner Gliedkirchen unter 
Beteiligung des Bundes über diese Fragen anzustreben. 

7. Die Konferenz wird gebeten, mit den Gliedkirchen ein Einvernehmen darüber herbei- 
zuführen, daß baldmöglichst an einer Stelle mit der Ausbildung von Gemeindepädagogen 
sowohl für die Arbeit mit Kindern als auch für die mit Jugendlichen und Erwachsenen in 
differenzierter Weise begonnen werden kann. Der Abschluß dieser Ausbildung sollte in allen 
Gliedkirchen anerkannt und die Absolventen entsprechend ihrer Ausbildung eingesetzt wer- 
den. 

8. Die Konferenz wird gebeten, in Absprache mit den Gliedkirchen für eine bundesein- 
heitliche Qualifizierung und Weiterbildung von Dozenten kirchlicher Ausbildungsstätten 
zu sorgen. 


Anlage 1: Zur Verständigung über Abschnitt V der „Gesichtspunkte zur Ausbildung haupt- 
amtlicher Mitarbeiter im Verkündig..ngsdienst“. 

Die Synode kann eine gemeinsame Ordinationsordnung des Bundes nicht vorwegnehmen. 
Die Synode kann wegen der Dringlichkeit der Ausbildungsfrage aber auch nicht bis zur 
gemeinsamen Ordinationsregelung warten. Es ist deshalb eine Verständigung über die folgen- 
de Aussage der „‚Gesichtspunkte‘“ nötig: 

„Alle Absolventen der ... genannten Ausbildungsrichtungen sind für ihren Dienst auf die 
gleiche Vergewisserung angewiesen. Das muß bei den zukünftigen Gesprächen und Entschei- 
dungen zum Problem von Beauftragung, Sendung und Segnung berücksichtigt werden.“ 

1. Die „Gesichtspunkte“ fordern gleiche Vergewisserung, nicht gleiche Beauftragung. 

2. Gedacht ist an den gottesdienstlichen Akt, der darin zur Vergewisserung führt, daß 
in ihm für den jeweiligen Dienstbereich beauftragt, gesendet und gesegnet wird. 
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3. Es würde also Vergewisserung geschehen im Blick auf die Teilhabe am geordneten Amt 
der Kirche, wobei jeweils ein Aspekt dieses Amtes im Vordergrund steht. 

4. Die Beauftragung, Sendung und Segnung für den jeweiligen Dienstbereich ist entweder 
durch die Spezialfunktion oder durch die pastoralen Elementarfunktionen oder durch beides 
bestimmt. Dies kann im einzelnen gliedkirchlicher Regelung vorbehalten bleiben. 

5. Die Beauftragung mit den pastoralen Elementarfunktionen — Verkündigung des Wortes 
Gottes und Verwaltung der Sakramente, Sammlung von Gruppen und Förderung ihrer Ge- 
meinschaft, Seelsorge (vgl. „Gesichtspunkte“ I) — entspricht der bisherigen Pfarrerordination, 
die also durch Abschnitt V der „Gesichtspunkte“ nicht ausgeschlossen ist. 

6. Die pastoralen Elementarfunktionen stellen nicht das Ganze des geordneten Amtes dar, 
bilden aber nach Meinung eines Teiles des Ausschusses dessen Kern. Eine hinzukommende 
Wahrnehmung einer Spezialfunktion bedürfte in jedem Fall einer eigenen, weiteren Beauf- 
tragung. 

7. Die „gleiche Vergewisserung‘‘ wäre in Frage gestellt, wenn ihr nicht eine angemessene 
berufsrechtliche Sicherung und ein angemessener Status entsprechen würde. 

8. Aufgrund jedes der vier Ausbildungsgänge ist eine Ordination im Sinne von Ziffer 4 
möglich. Sie erfolgt bei Übernahme des Dienstes, der dieser Vergewisserung bedarf. 


Anlage 2: Der Gemeindepädagoge. 

An dem Ziel, daß der Gemeindepädagoge sowohl zu Wahrnehmung pastoraler Grundfunk- 
tionen in einem überschaubaren Wohnbereich als auch zur Wahrnehmung von Spezialfunk- 
tionen in einer Region befähigt und entsprechend ausgebildet sein soll, ist festzuhalten. Das 
Verhältnis der Ausübung beider Funktionen wird sich je nach lokalen, regionalen und per- 
sonellen Verhältnissen unterschiedlich gestalten. Daher sollte der Beschreibung von Be- 
fähigungen der Vorrang vor der Angabe von Tätigkeitsmerkmalen gegeben werden. 

Von folgender Aufgabenbeschreibung von alters- und situations-spezifischen Gesichts- 
punkten dafür sorgen, daß der Glaube an Jesus Christus als Befreiung und Orientierung 
erlebt werden kann. Dieser Auftrag ist in der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Er- 
wachsenen zu realisieren. 

Für die Wahrnehmung der Spezialfunktionen sind folgende Befähigungen erforderlich: 

1. Fähigkeit, Gruppen zu sammeln, zu begleiten und zu fördern (z.B. Unterweisungs- 
gruppen, Rüstzeiten, Seminararbeit); 

2. Fähigkeit, pädagogische Fragestellungen in die Gesamtarbeit einzubringen; 

3. Fähigkeit, neben- und ehrenamtliche Mitarbeiter zuzurüsten und zu begleiten; 

4. Fähigkeit zur Arbeit mit einzelnen (Einzelkatechumenat, Beratung, Seelsorge). 

Die Ausbildungsziele im einzelnen sind aus dem Zusammenhang von Auftragsbestim- 
mung und den geforderten Befähigungen zu entwickeln. 

Überlegungen in Gliedkirchen und Fachgremien enthalten Gesichtspunkte für weitere 
Präzisierungen und sind in der Weiterarbeit auszuwerten. Ebenso ist auf Erfahrungen 
aus der Kinder-, Jugend- und Erwachsenenarbeit Bezug zu nehmen. 


II. Das Thema von Görlitz 1977: Der Laie in Gemeinde und Kirche 


(1) Referate zum Hauptthema 
Zur Einstimmung in das Hauptthema wurden vier Kurzreferate gehalten >S. 


— Oberkirchenrat Dietrich Mendt (Dresden) ging der Frage der verantwortlichen und gleich- 
berechtigten Mitarbeit der Laien in der Kirche nach. Er konstatierte, daß trotz günstiger 
Voraussetzungen die Mitarbeit der Laien nicht den ihr zukommenden Platz einnimmt. 
Anstöße für Modelle der Laienarbeit in der Kirche gäbe es genügend: eine Fülle von 
Literatur stehe zur Verfügung, die Kirchentage und Kirchentagskongresse sprechen be- 


55. epd-Dok 24/77, S. 25ff. 
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sonders den Laien an, die Studentengemeinden motivieren spätere Akademiker zur selb- 
ständigen Mitarbeit, Fernstudien und Fernkurse bieten Möglichkeiten der Weiterbildung. 
Die „Börse der Möglichkeiten‘ zeige im übrigen in überzeugender Weise, daß nicht in An- 
spruch genommene Bereitschaft zur Mitarbeit in Gemeinde und Kirche vorhanden sei. 
Zwei Schwierigkeiten stünden der Aktivierung der Laien entgegen: das noch nicht über- 
wundene Verständnis von einer „Pastorenkirche‘ und die immer geringer werdende Frei- 
zeit. 

— Dr. Bernhard Opitz (Bad Salzungen) sprach zum Thema: „Der Laie als Christ in der 
Welt‘. Das Wort „Laie“ hinterfragt er kritisch. Hier sieht er ein Verständnis von den 
„niederen Brüdern‘, das sich in der Praxis umsetzt, wenn der Laie als Kassierer von Kir- 
chensteuern, zum Reinigen der Kirche und zum Einsammeln der Kollekte hochwill- 
kommen ist, im übrigen an verantwortlicher Mitarbeit nicht beteiligt wird. Er geht dann 
auf die spezielle Situation in der DDR ein, in der sich die Christen zu bewähren haben. 
„Für einen Christen darf es keinen Raum für Überlegungen geben, das Land zu ver- 
lassen.‘‘ Im Beruf wird er hinnehmen, daß sein Bekenntnis zum christlichen Glauben 
die beruflichen Entwicklungschancen begrenzt. Viele Positionen bleiben ihm versagt. 
Dies muß allerdings nicht nur als Leid und Kreuz christlicher Existenz gesehen wer- 
den. Es kann auch zu einem Geschenk werden. Resignation ist ein schlechter Ratgeber. 
„Von größter Bedeutung ist, daß wir aus dem Negativen keine Mimosen-Ideologie 
machen, sondern immer wieder bereit sind, uns in unserem Staat zu engagieren ... Es 
ist ein ernstes Problem, wenn gerade hier viele Pfarrer kein gutes Vorbild sind.‘ Die 
Erfahrung zeigt, daß der Respekt vor beruflicher Leistung oft „der Beginn eines guten 
Verstehens zwischen Christen und Marxisten“ ist. Von einem Dialog über weltanschau- 
liche Grundsatzfragen zwischen Christen und Marxisten hält Opitz nicht viel. Die Brücke 
der Verständigung ist der tägliche Umgang miteinander. ‚Ich bin der festen Ansicht, 
daß das Urteil der marxistischen Welt über Christen und Christentum nicht entschie- 
den wird in Gesprächen ..., sondern von der Rolle, die die Christen in der Gesellschaft 
der DDR spielen, von ihren Leistungen für diese Gesellschaft, von ihrem Vermögen, sich 
in dieser Gesellschaft als Christen zu behaupten.‘ Eine wichtige Aufgabe hat auch der 
Laie im Zeugendienst zu erfüllen. Dies ist nicht einfach, weil das in der Schule ver- 
mittelte naturwissenschaftliche Weltbild den Jugendlichen den Glauben an das Evan- 
gelium schwermacht. Dem christlichen Laien wäre es eine Hilfe, wenn ihm der Theo- 
loge als Dialogpartner begegnet. Laie und Theologe sind Dolmetscher des Evangeliums; 
beide sind ‚„‚Stümper im Verstehen‘ und somit im übertragenen Sinne „Laien“. 

— H. Schmahl (Wittgenstein) gab seinem Kurzreferat die Überschrift: „Gemeinde als Hei- 
mat‘. Weil niemand „als einzelner und losgelöst von einer tragenden Gemeinschaft auf 
Dauer Christ sein kann‘‘, braucht man die Gemeinschaft der Brüder und Schwestern. 

Er berichtet von Erfahrungen in Hauskreisen und Gemeindegruppen, in denen Gespräche 
über die Bibel geführt werden, in denen gebetet, aber auch gemeinsam gefeiert wird. 

— Das letzte Kurzreferat hielt Erwin Walter (Görlitz). Er sprach über die Verantwortung 
des Laien in der Gemeinde und ging besonders auf die Aufgaben der Mitglieder eines 
Gemeindekirchenrates ein. 


(2) Börse der Möglichkeiten 

Die Züssower Synode hatte sich auf Vorschlag der Gemeindekommission ent- 
schlossen, das Hauptthema in Görlitz nicht nur zu diskutieren, sondern auf einer 
„Börse der Möglichkeiten“ darzustellen. In den einführenden Bemerkungen zu 
der Börse in Görlitz heißt es: 


„Was hier vorliegt, sind Angebote, (‚Möglichkeiten‘) von der Basis der Gemeinden, sind Bei- 
träge aktiver Gruppen für die Synode und für einen Austausch der Gemeinden untereinander. 
Wir hätten die Flut der eingehenden Materialien weder stoppen können noch wollen. Wir 

haben nicht die Werbetrommel gerührt — im Gegenteil: Wir haben (ganz gegen unsere Ge- 
wohnheiten) weitere Aktivitäten und Initiativen gebremst. Trotzdem wurde es immer mehr. 
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Uns scheint, daß der Prozeß als solcher ein echter Beitrag zum Thema ist.“ ‘* In 26 „Buden“ 

und mit 85 Faltblättern stellten die unterschiedlichsten Gemeinden, Gemeindegruppen und 

besonderen Dienste ihre Arbeit vor°”. Die Faltblätter vermitteln einen Einblick in die Viel- 

falt, aber auch in die traditionelle Einfalt des gemeindlichen Lebens der Kirchen in der DDR. 

An einigen Beispielen sei gezeigt, was die Faltblätter auszusagen versuchten und wie sie es 

darstellten.‘ 

— Besuchsdienst (Faltblatt Nr. 52): 
„Irgendwo in der DDR“ wurde Wohnblock auf Wohnblock gebaut; in wenigen Monaten 
wuchs ein Stadtteil mit 6000 Menschen. Sie kommen aus anderen Stadtteilen derselben 
Stadt, aus Städten und Dörfern, es sind Alte und Junge, Alleinstehende und Familien — 
unter ihnen Christen. Ein Besuchsdienst wird organisiert. 50 Helfer stehen zur Ver- 
fügung. Das Ergebnis der Besuchsaktion beschreibt das Faltblatt so: „Es ist zunächst 
ganz vordergründig, daß an 1500 Wohnungstüren geklingelt wurde. Das Adressenmaterial 
hat sich mehr als verdoppelt, sie haben nun Kenntnis von rund 350 Wohnungen, in de- 
nen Christen zu finden sind. Wir kennen die Blocks und Einzelaufgänge, in denen gar 
keine Christen wohnen. Schließlich haben wir einen Überblick über die Altersstruktur 
des Wohngebietes und Einblicke in die Berufsschichtung. Wir haben jedoch auch tie- 
fergehende Ergebnisse. Die Besucher sind sich bei jedem Besuch, selbst bei jedem ver- 
geblichen Versuch, Christen aufzuspüren, ihres Auftrags und ihrer Verantwortung als 
Glieder der Gemeinde bewußt und immer bewußter geworden. Auch Mißerfolge konn- 
ten dies nicht abschwächen. Die Angesprochenen und Besuchten wiederum haben Kirche 
in Aktion erlebt und mußten ihr insoweit falsches Bild von der Kirche korrigieren. Die 
Kenntnis von der Situation dieser Gemeinde gab uns eine Grundlage für die Planungen 
der künftigen Gemeindearbeit. Sie ist inzwischen angelaufen.‘ Bei einem Erfahrungsaus- 
tausch konnte festgestellt werden, „daß nicht ein einziges Mal Besuchern unfreundlich 
die Tür gewiesen wurde. Einmal wurde ein Besucher nach seiner Legitimation gefragt 
— dies geschah im Treppenhaus von einem Unbekannten.“ 

— Hauskreise (Faltblatt Nr. 14): 
In einem Industriedorf nördlich von Dresden mit 6000 Einwohnern (zwei Drittel der 
Einwohner gehören keiner Kirche an) entstanden in der Zeit von 1964 bis 1975 u.a. 
5 Hauskreise. Von ihnen ist die Rede. Die Treffen sind monatlich am Wochenende 
reihum in Wohungen. Hinzu kommen ‚offene Abende‘ mit Mitgliedern des Kirchen- 
vorstandes und der Jungen Gemeinde sowie ein jährliches Kinderfest, gemeinsame 
Wochenenden und Familienrüsten. Aufschlußreich sind die Angaben über die Zusam- 
mensetzung der Hauskreise nach Zahl, Alter, sozialer Stellung und durchschnittlicher 
Beteiligung je Abend. In einem Hauskreis sind die Teilnehmer nicht älter als 30 Jahre, 
in zwei weiteren nicht älter als 40 Jahre, in einem nicht älter als 50 Jahre, in einem 
Hauskreis sammeln sich die 40- bis 65jährigen. Die „Mitgliederzahl“ ist unterschiedlich 
(9, 12, 15, 15, 20), ebenso die durchschnittliche Beteiligung je Abend (7, 8, 9, 12, 12). 
Nach der sozialen Schichtung sind es vornehmlich Arbeiter, Handwerker und Haus- 
frauen, die sich zu den Hauskreisen halten. Zu einem Kreis gehören 4 Lehrer, in einem 
anderen sind 5 der „technischen Intelligenz‘ zuzurechnen. Die Einschätzung der eige- 
nen Arbeit ist durchaus kritisch. Zu der Bibelarbeit wird gesagt: „Niemand möchte auf 
regelmäßige Bibelgespräche verzichten ... die selbst geleiteten Bibelgespräche bringen aber 
oft keine neuen Gesichtspunkte mehr (man weiß von vornherein, in welcher Richtung 
der einzelne seine Antwort geben wird). Mit manchen Aussagen der Bibel kommen wir 
nur schwer zurecht. Wir können sie kaum in unsere Zeit übersetzen.“ Auch über ihre 
Gemeinschaftserfahrung wissen sie nicht nur Positives zu berichten: „Wir haben oft nicht 


56. Einführende Bemerkungen zur „Börse der Möglichkeiten‘ von der Referentin der 
Gemeindekommission Christa Grengel. 

57. Liste der Buden und Faltblätter auf der Börse der Möglichkeiten und ein Bericht über 
die „Börse“ von Gudrun Janssen-Kloster, Anfragen an die „Amtskirche“ in: KiS 1/78, S. 
11ff. Der Bund hat für Interessierte die Berichte über „Buden“ und Faltblätter in einer 


Mappe zur Verfügung gestellt: „Bundessynode Görlitz 1977, Berichte, Erfahrungen, An- 
regungen“. 
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den Mut, uns Kritisches zu sagen. Wir wagen es manchmal nicht, unsere Probleme ande- 
ren mitzuteilen.‘ 


— (Faltblatt Nr. 64): 
Aus einer Berliner Gemeinde berichtet ein Mütterkreis. Bescheiden war der Anfang mit 
vier Frauen; jetzt gehören 60 Mütter zu ihnen (im Alter bis zu 45 Jahren). Beruflich 
waren oder sind sie als Erzieherinnen, Krippenerzieherin, Sachbearbeiterin, Sekretärin 
tätig. Auch „Nur-Hausfrauen‘‘ gehören zu ihnen. Der Kreis hat sich bewußt einer Reihe 
von Aufgaben in der Gemeinde gestellt. Eine Kinderstube wird betreut, Kinder werden 
„in Pension“ genommen, Chauffeur-Dienste für hilfsbedürftige Gemeindeglieder werden 
geleistet, bei Gemeindefesten werden konkrete Aufgaben übernommen, ein Gymnastik- 
zirkel wird unterhalten. Angeregt durch die Arbeit der Frauen haben sich jetzt auch 
Ehemänner die Aufgabe gestellt, einen „Männerkreis“ zu gründen. 

— Familiengottesdienste (Faltblatt Nr. 70): 
In einer Großstadtgemeinde mit 4300 evangelischen Gemeindegliedern aus verschieden- 
sten sozialen Schichten wird über Einrichtung und „Erfolg“ von Familiengottesdiensten 
berichtet. Neben dem Pfarrer sind an der Vorbereitung und Durchführung Kirchenvor- 
steher, Gemeindegruppen, Konfirmanden und Eltern beteiligt. An jedem 1. Sonntag 
eines Monats wird ein Gottesdienst in besonderer Form ‚‚mit schnell durchschaubaren 
und erlernbaren ‚Spielregeln‘ veranstaltet‘: als Familiengottesdienst, als Gottesdienst 
in neuer Form, als Gottesdienst zu besonderen Anlässen (Jugendgottesdienst, Christen- 
lehre — Gottesdienst u.a.). Es hat sich gezeigt, daß die Gemeinde den Gottesdienst in 
neuer Form annimmt. Während die normalen Gottesdienste von durchschnittlich 70 Ge- 
meindegliedern besucht werden, kommen zu den Gottesdiensten am Monatsanfang bis 
350 Besucher. 

— Einschätzung: 
Für die Synodalen war die massive Begegnung mit der Gemeindebasis sicherlich ein 
Gewinn. Hier demonstrierte sich nicht eine ecclesia triumphans. Die teilweise recht 
primitiv aufgemachten Faltblätter und ihr hausbackener Stil machen allzu deutlich, 
was es heißt, eine verschwindende Minderheit mit geringer finanzieller Ausstattung zu 
sein. Der im ganzen bescheidene Rahmen zeigt aber auch, wieviel die Laien dazu bei- 
tragen können, daß auch die kleiner werdende Gemeinde missionierende Kirche blei- 
ben kann. 


(3) Beschlüsse der Synode zum Thema (Görlitz 1977). 

Die Synode hatte sich ein großes und zweifellos auch wichtiges Thema vorge- 
nommen. War sie (zeitlich) überfordert, das Thema zu bewältigen? Ist der Ab- 
stand zwischen Bundessynode und Gemeindegliedern zu groß, um „ein erbauen- 
des Wort“ für die Gemeinden zu formulieren? Man begreift, daß nach der Synode 
in Görlitz enttäuschte Stimmen zu hören waren. Anspruch und Erwartung waren 
aus der Balance geraten. Die Synode faßte einige Beschlüsse zum Hauptthema °?: 


— Beschluß zum Thema. 

— „Der Laie in Kirche und Gemeinde“. 

— Beschluß der Synode über die Arbeit der Lektoren. 
— Briefe an die Gemeinden. 

— Beschluß zur kirchlichen Erwachsenenbildung. 

— Beschluß zur „Börse der Möglichkeiten“. 

In dem Beschluß zum Thema werden Schwerpunkte zur Gestaltung des Gemeindelebens 
„herausgestellt“ (miteinander reden — miteinander leben — miteinander hören und anbe- 
ten). Für die Gestaltung des Gemeindelebens werden alle Gemeindeglieder verantwortlich 
gemacht. Damit will die Synode einen Anstoß geben, die Struktur der „Pastorenkirche“ 


58. Die Beschlüsse sind veröffentlicht in: MBl Nr. 3/5, 1977 und in epd-Dok 24/77, 
S. 61ff. 
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zu überwinden und eine Grundlage für die verantwortliche Einbeziehung von Laien in die 
Gemeindearbeit legen. Die „Börse der Möglichkeiten“ wird als „entscheidendes Element 
auf dieser Synode“ bezeichnet. Die Gemeindekommission wird beauftragt, die Ergebnisse 
auszuwerten und das vorhandene Material den Gliedkirchen, aber auch interessierten Ein- 
zelpersonen zur Verfügung zu stellen °”. 


II. Konstituierende Tagung der III. Synode (Herrnhut) 


(1) Berichte und Wahlen. 

Die Synode hatte kein Hauptthema. Sie nahm Arbeitsberichte der Konferenz 
und von der Inneren Mission/Hilfswerk entgegen und besprach diese. Im Mittel- 
punkt standen Wahlen. Präses der Synode wurde der Kaufmann Siegfried Wahr- 
mann (Wismar). Vizepräsides wurden Generalsuperintendent Dr. Gottfried Forck 
(Cottbus) und der Rektor des Greifswalder Seminars für kirchlichen Dienst, 
Ehrenfried Fuhrmann. Zum Präsidium gehören weiter die Pastorin Ingeborg 
Köhler (Weimar) und der Ingenieur-Ökonom Erwin Walter (Görlitz). Die Synode 
wählte ihre Mitglieder in die Konferenz der Kirchenleitungen: Den Präsidenten 
der Sächsischen Landessynode, Ofenbaumeister Johannes Cieslak (Seifhenners- 
dorf), Propst Dr. Heino Falcke, Superintendent Ludwig Große aus Saalfeld, 
Pfarrer Martin Kramer, Dr. med. Bernhard Opitz (Bad Salzungen), die Straßen- 
obermeisterin Christina Schultheiß aus Stadtroda und Bauingenieur Lothar Teich- 
mann (Kari-Marx-Stadt). 


(2) Stellungnahme von Dr. Irene Blumenthal (Berlin/DDR) 

Die Ärztin Dr. Irene Blumenthal hatte auf der Synode einen stark beachteten 
Gesprächsbeitrag gegeben. Sie wies auf die relativ große Gruppe von Jugend- 
lichen in der DDR hin, die am Rande der Gesellschaft und zum Teil gegen sie 
lebt. Hier ergibt sich für die Kirche ein neues und großes Aufgabenfeld. Sowohl 
die Diakonie als auch die Kirche im ganzen müssen die Herausforderung an- 
nehmen. Ihr Beitrag ist eine wichtige Analyse der sozialen Situation in der DDR. 
Er ist aber auch ein Beispiel für den Mut von Laien, auf Synoden in aller Öffent- 
lichkeit Mängel und Schwächen der gesellschaftlichen Situation beim Namen zu 
nennen; dazu gehört erhebliche Zivilcourage. Der Beitrag hat folgenden Wort- 
laut: 


Ich vermißte in dem Bericht, der sich am Schluß als programmatisch bezeichnet, etwa den 
Hinweis auf die neuen geschädigten und behinderten Gruppen in unserer Gesellschaft und 
in der Welt. Es sind nicht mehr so sehr die geistig Behinderten, die uns Not machen, weil 
wir entsprechende Gesetze und Betreuungsmaßnahmen haben, und auch in der Inneren 
Mission relativ gute Profile für ihre Förderung und Pflege. 

Ich denke aus meiner Arbeit besonders an die Menschen, die geistig nicht behindert sind, 
die also nicht auffallen im Sinne der Behinderung, sondern von denen man sowohl in der 
Volksbildung als auch im Gesundheitswesen als auch innerhalb der gesellschaftlichen Kräfte 
erwartet, daß sie als Menschen gut funktionieren. 

Die Leistungs- sowie Anpassungserwartung beginnt schon in der Kindheit, setzt sich im 
Beruf und auch im partnerschaftlichen Leben fort. Und wir sehen nun täglich, daß diese 


59. S. Anmerkung 57. 
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Menschen zwar intellektuell befähigt sind, diese Erwartungen zu erfüllen, daß sie aber von 
ihrer Persönlichkeit her — ich möchte es einmal so sagen — blockiert, eingeschränkt oder 
gar nicht entwickelt sind, diese Lebensaufgaben überhaupt nur in Angriff zu nehmen oder 
zu bewältigen. 

Ich meine, es wäre eine große Chance für uns Christen im einzelnen, aber auch für die 
Kirche und die Diakonie im speziellen, sich dieser relativ großen Gruppe zuzuwenden. Wir 
haben auf einer Tagung gehört, daß es 10-15% solcher Kinder schon gibt. Und wir wissen, 
daß der Lebensprozeß immer schwieriger wird und wir mit eventuell 20% im Erwachsenen- 
alter rechnen können. Ich denke an die Suchtkranken, die es auch in unserer Gesellschaft 
gibt, an Kinder, die betrunken auf den Bahnhöfen herumlungern, die Schlaftabletten da- 
zunehmen, die „high‘ sein wollen, weil sie so nicht mehr leben wollen. 

Manche sprechen es aus, manche sprechen es nicht aus, und wir haben in unserer täg- 
lichen Arbeit suicidale und dissoziale Kinder und Jugendliche zu diagnostizieren und zu 
behandeln. Die Kinder, die nicht zurechtkommen, oder die Jugendlichen suchen sich zwei 
Ventile: Die einen sagen: „Ich will nicht mehr leben, weder in dieser Gesellschaft noch 
überhaupt.‘ Sie versuchen, auf verschiedene Art Selbstmord zu begehen; sie entgleiten der 
Familie oder sie fallen vollkommen aus dem Familienverband heraus. Und die anderen, 
die sagen: „Diesen Laden lassen wir hochgehen.‘‘ Mit dem ‚Laden‘ meinen sie die Schule 
den Betrieb, ihre wohletablierte Familie, ihre Eltern, die oft in hohen Funktionen stehen. 
Und alles dieses sind Kennzeichen eines geschädigten, eines hilflosen Menschen, zu dem 
wir uns als Kirche immer gerufen fühlten durch die Jahrhunderte. Nur ist das gegen wär- 
tige Bild unerwartet. 

Es sind oft hochbegabte Menschen, aber in ihrer psychischen Situation solche, die kaum 
noch verstehbar sind. Es sind nicht Psychosen — das versteht man noch, wenn einer gei- 
steskrank ist, das merkt fast jeder dann, mit dem kann er nicht mehr richtig sprechen. 
Aber es sind Leute, mit denen in der Einzelsituation oft sehr gut zu sprechen ist, die aber 
im sozialen Kontext sich einfach nicht wohlfühlen, versagen oder aggressiv werden, also 
unerwartet reagieren. Und darauf — glaube ich — muß man sich auf einem langen Weg 
vorbereiten, um ihnen helfen zu können. 

Ich würde erwarten, daß wir hier in der Synode und auch nachher noch im Gespräch uns 
irgendwie Gedanken machen, wie kann man Mitarbeiter in der Diakonie oder überhaupt — 
wir alle sind ja dazu berufen — sich vorbereiten, solche Nöte aufzufangen. Und — dieser 
Satz war mir eigentlich hoffnungsträchtig — wenn etwas gesellschaftliche Relevanz hat, 
dann fließen auch die Gelder leichter, weil die Leute dann mitbetroffen sind und natür- 
lich ihr Portemonnaie leichter öffnen als für fernab liegende Dinge, die sie selber nicht so 
sehr betreffen. 

Es stehen außerordentlich viel Familien in dieser Not und sie wissen oft nicht aus noch 
ein. Eltern und Familien — ich kann das aus meiner Berufserfahrung sagen —, die geistig- 
behinderte Kinder haben, sind eigentlich noch gut drangewesen. Sie fühlten sich zwar dis- 
kriminiert durch die Tatsache eines mongoloiden oder behinderten Kindes. Die anderen 
fühlen sich dagegen ausgestoßen, die Eltern und auch ihre Kinder, weil ihnen gesagt wird, 
ihr könnt die Kinder nicht erziehen, ihr habt nicht die richtige Einstellung, ihr seid sozusa- 
gen „soziale Nieten‘. Und das glaube ich, ist eine ganz besondere Not, auf die ich aufmerk- 
sam machen wollte. 


IV. Weitere Beschlüsse der Synoden 1976 und 1977 


Die Synoden haben zu den jeweiligen Berichten der Konferenz Beschlüsse ge- 
faßt. Der Bericht der Konferenz Görlitz 1977 wird unten wiedergegeben. 


(1) Beschlüsse der Züssower Synode 1976. 
Die Synode faßte Beschlüsse 
— zur Frage: Die Gemeinden und der Bund 
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— zur Handhabung der Bundesordnung Art. 5 bis 7 
— Beschlüsse zur Entlastung und zum Kirchengesetz über den Haushaltsplan °°. 
Wichtig ist der Beschluß über das Verhältnis der Gemeinden zum Bund. Be- 
sonders im Zusammenhang mit dem Fall Zeitz hatte sich herausgestellt, daß 
die Information von den Gemeinden zum Bund hin und umgekehrt nicht aus- 
reichend gesichert ist. Pastoren und Gemeindeglieder wissen häufig nicht, wie 
die Arbeit der Konferenz, des Vorstandes der Konferenz, der Kommissionen 
und der Ausschüsse aussieht. Über Gespräche zwischen Vertretern des Bundes 
mit staatlichen Stellen, über Beteiligungen von kirchlichen Vertretern an staat- 
lichen Veranstaltungen und über kirchlich gravierende Ereignisse erfahren sie in 
der Regel nur das, was in den Zeitungen oder den anderen Medien der DDR 
veröffentlicht oder was im Westfernsehen darüber berichtet wird. Dies hat die 
Leitungsorgane von der Basis entfernt. Ein Stau von Mißtrauen hatte sich ge- 
bildet, der im Zusammenhang mit dem Ereignis von Zeitz explosionsartig deut- 
lich wurde. Es mußte eine Lösung gefunden werden, um die Leitungsorgane 
des Bundes und die Basis besonders im Bereich gegenseitiger Informationen 
näher zusammenzubringen. Die Synode beschloß nun nicht nur die Einrich- 
tung von „Schnellinformationen“*!, sondern hat darüber hinaus auch Kommissio- 
nen, Ausschüsse und die Studienabteilung angewiesen, Arbeitshilfen für die Ge- 
meinden anzubieten. Besonders soll „zu Fragen der Existenz des Christen in 
der sozialistischen Gesellschaft‘‘ das Informationsdefizit:abgebaut werden. Ge- 
nau hier liegt der Schwerpunkt des sichtbar gewordenen Mangels. Mit diesem 
Beschluß hat die Synode den Bund der Evangelischen Kirchen mit seinen Orga- 
nen und Arbeitsgremien in die Lage versetzt, stärker als bisher und auch freier 
Informationsmaterial an Gemeinden und Interessierte zu versenden. Künftig ist 
der Bund nicht mehr darauf angewiesen, sein Wort zu besonderen Anlässen nur 
im Wege von offiziellen Erklärungen oder Kanzelabkündigungen bekanntzuma- 
chen oder sich darauf zu verlassen, daß Diskussionsbeiträge und Kirchenleitungs- 
berichte u.a. die „Basis“ erreichen. Er hat sich ein Stück Freiheit im publizisti- 
schen Raum erkämpft. Dabei handelt es sich um eine Publizistik eigener Art. 
Schnellinformationen und Arbeitshilfen werden nicht in Büchern oder Zeit- 
schriften abgedruckt. Sie werden als vervielfältigte Texte bereitgestellt. Damit 
unterliegen sie nicht der staatlichen Aufsicht, die für alles Gedruckte vorge- 
geschrieben ist. Der Beschluß stellt einen geschickten taktischen Schachzug 
der Kirchen dar. Sie sind nun nicht mehr verurteilt, stumm zu bleiben. 


(2) Görlitz 1977: 
— Beschluß zur Anwendung der Artikel i0 Abs. 3 Bundesordnung 


— Beschluß über die Entlastung und über das Kirchengesetz zum Haushalts- 
plan 62 


60. MBl 5/6, 1976. 

61. Die Schnellinformationen werden allen Landeskirchen, kirchlichen Zusammenschlüs- 
sen und kirchlichen Dienststellen, den wichtigsten diakonischen Einrichtungen bzw. Äm- 
tern und allen Superintendenturen zugeschickt. 

62. Die Beschlüsse sind im MBl Nr. 3/4, 1977 veröffentlicht. 
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b) Der „Fall Zeitz‘ und der „Fall Forst Eulo“ 


Beide Ereignisse haben die Kirchen in der DDR bei ihrer Suche nach einem 


richtigen Weg als „Kirche im Sozialismus“ vor eine harte Bewährungsprobe 
gestellt. 


I. Der Fall Zeitz 6 


(1) Das Geschehen. 


Das Ereignis ist — soweit die Tatsachen bekannt sind — schnell nachgezeichnet. 
Es geschah am 18. August 1976. Der Pfarrer Oskar Brüsewitz übergoß sich auf 
dem Marktplatz der kleinen, bis dahin nur wenigen westdeutschen Bürgern be- 
kannten Kreisstadt Zeitz mit Benzin und lief hrennend auf die dort stehende 
Kirche zu, bevor er zusammenbrach. Die Einzelheiten werden verschieden be- 
richtet. Es heißt, er habe ein Plakat oder ein Transparent mit sich geführt, auf 
dem er den DDR-Staat der Verführung und Unterdrückung der Jugend anklagte 
(‚Die Kirchen klagen den Kommunismus wegen der Unterdrückung der Jugend 
an“). Transparent aber oder Plakat sind von der sehr schnell am Ort erscheinen- 
den Polizei sichergestellt worden. Das Feuer wurde erstickt; Pfarrer Brüsewitz 
kam in ein Krankenhaus, wo er am 22. August seinen Verletzungen erlag. 


(2) Der Fall Zeitz — ein Politikum zwischen Ost und West. 

Das Geschehen wurde von der Öffentlichkeit aufgegriffen und beschäftigte 
Christen, Kirchen, Publizisten und Politiker über ein Jahr in verschiedenen Zu- 
sammenhängen. Als sich die Wogen Monate nach dem Ereignis zu glätten be- 
gannen, sorgten wohl mehr ehrgeizige als gutmeinende Politiker im Westen durch 
die Ankündigung, ein „Brüsewitz-Zentrum‘“ gründen zu wollen, für erneute hitzige 
Diskussionen. Am Jahrestag des Todes (1977) waren es Gedenkveranstaltungen 
mit eindeutig politischer Tendenz und heftigen Angriffen gegen die Kirchen in 
der DDR und gegen ihrer leitenden Personen, die das Thema erneut aufgriffen. 
(Längst war der Fall Zeitz zu einem Politikum geworden, das jeder für sich — je 
nach politischer Couleur — in Anspruch nahm.) 

Es begann schon sehr bald nach dem 18. August 1976. Kirchlichen Dienststel- 
len im Westen war die Selbstverbrennung bekanntgegeben worden. Sie sahen zu- 
nächst davon ab, die Tatsache zu melden oder zu kommentieren. Allerdings 
war allen Eingeweihten von vornherein klar, daß sich eine solche Nachricht nicht 
lange zurückhalten ließ. Am 20. August 1976 verbreitete das Fernsehen die Mel- 
dung von dem Geschehen. Zwei Pfarrer aus der DDR, die Pfarrer Brüsewitz Kann- 


63. Die epd-Dokumentationen haben in einer Reihe von Ausgaben wichtige Dokumente 
veröffentlicht: Nr. 41a/76; Nr. 49/76; und Nr. 38/77. Eine Chronologie der Ereignisse 
bringt der Materialdienst Kirche im Sozialismus Nr. 6/76. Das Konsistorium der Evange- 
lischen Kirche in Berlin-Brandenburg (Berlin West) hat eine Dokumentation mit Materia- 
lien aus dem kirchlichen Bereich zum Tode von Oskar Brüsewitz herausgegeben. Klaus 
Motschmann legte eine Veröffentlichung zum Thema vor, Oskar Brüsewitz: Sein Protest — 
sein Tod — seine Mahnung, Reden zur Zeit, Bd. 14, Würzburg 1977. Im übrigen haben 
sich alle Zeitschriften und Tageszeitungen dieses Themas ausführlich angenommen. 
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ten bzw. mit ihm zusammengearbeitet hatten, stellten sich für Kurz-Interviews 
zur Verfügung. Auf die Frage nach möglichen Motiven für den Selbstverbren- 
nungsversuch kam die Antwort: Brüsewitz habe sich „seit längerem in einem 
Streit zwischen Staat und Kirche befunden und ist wohl ganz daran verzwei- 
felt““, seit dem IX. Parteitag der SED im Mai 1976 sei „eine ganz breit angelegte 
Jugendarbeit vom Staat aus betrieben worden, die die Jugend auf allen Gebie- 
ten, von der Schule bis zum Sport, zum Haß erzieht“. Die Reaktionen aus der 
DDR kamen postwendend. Das Neue Deutschland vom 21. August meldete 
einen „Selbstmordversuch“, ohne die Tatsache der Selbstverbrennung zu erwäh- 
nen, und warf dabei den westlichen Fernsehanstalten vor, eine „verleumderische 
Hetze gegen die DDR zu betreiben“. Von Pfarrer Brüsewitz wurde unter Berufung 
auf „vorliegende Erklärungen des zuständigen Kirchengemeinderates, des Kreis- 
kirchenrates in Zeitz und von verantwortlichen Mitgliedern der Kirchenleitung“ 
in Magdeburg gesagt, daß er „ein abnormal und krankhaft veranlagter Mensch 
(sei), der oft unter Wahnvorstellungen litt‘. Damit waren die Fronten klar ab- 
gesteckt. Die staatlich gelenkte DDR-Presse wählte den Weg der Offensiv-Ver- 
teidigung, nachdem sich herausgestellt hatte, daß nichts mehr zu verschweigen 
war. Der Bundesrepublik wurde nach bewährtem Muster politische Hetze und 
Verleumdung vorgeworfen. Den Bürgern im Lande erklärte man, Pfarrer Brüse- 
witz sei verrückt gewesen. Es ist nicht zu leugnen, was sich in den westdeut- 
schen Medien in den folgenden Wochen und Monaten als Meldung oder Kom- 
mentar ausgab, war häufig genug hämische Bloßstellung von Schwächen oder 
Ungereimtheiten in der DDR. Es ist wahr, der Tod des Pfarrers Brüsewitz wurde 
zur Propaganda gegen die DDR benutzt. Aber auch dies muß gesagt werden: 
Verantwortliche Journalisten in seriösen Zeitungen und auch in den Fernseh- 
anstalten haben dies nicht mitgemacht, sondern in ausgewogener und einfühl- 
samer Weise das Ereignis von Zeitz in seiner Tragik und seiner Ausweglosigkeit 
dargestellt ®. 

Die Offensivstrategie der staatlichen DDR-Presse brachte die Kirchen in der 
DDR in eine schwierige Lage. Sie konnten und wollten nicht zu Helfern einer 
Anti-DDR-Propaganda werden. Sie mußten sich dagegen verwahren, daß der 
Mensch und der Pfarrer Brüsewitz mit seiner Verzweiflungstat politisch ver- 
marktet wurde. Ebensowenig aber konnten sie seine Verunglimpfung hinnehmen. 
Gewiß, Pfarrer Brüsewitz war kein bequemer Mitchrist und noch weniger ein 
politischer Mitläufer in der DDR. Jeder Opportunismus — kirchlich und politisch — 
war ihm fremd. Seine Lebensgeschichte weist ihn als einen einfachen Menschen 
aus, der als Schuhmacher über den Zweiten Bildungsweg ins Pfarramt gekom- 
men war. Er hatte Schwierigkeiten in seiner Pfarre mit den staatlichen Stellen. 
Dabei war er es gelegentlich selbst, der den staatlichen Partner provozierte. 
Seine Evangelisationsmethoden wurden selbst von Mitchristen als ungewöhn- 
lich und durchaus nicht immer als angebracht angesehen. Originell, ungewöhn- 


64. Vgl. KiS 6/76, S. 3. 

65. Vgl. die Chronik über die Reaktionen auf die Selbstverbrennung und ihre Folgen 
in Ost und West in KiS 6/76, S. 3ff. sowie die Übersicht über Veröffentlichungen im Zu- 
sammenhang mit der Selbstverbrennung in Auswahl in KiS 6/76, S. S1ff. 

66. Vgl. u.a. epd-Dok 41a/76. 
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lich, provozierend, unbequem, eifernd — das alles traf auf ihn zu; aber verrückt 
oder abnorm war er auf keinen Fall. 

In einem Wort an die Gemeinden vom 21. August hat die Kirchenleitung der 
Kirchenprovinz Sachsen die Pressekommentierung in den DDR-Zeitungen an- 
gesprochen — vorsichtig, aber doch mit deutlichem Akzent: ‚Wir bedauern, 
daß Äußerungen verantwortlicher Mitarbeiter des Kirchenkreises Zeitz und 
der Kirchenleitung sinnentstellend veröffentlicht sind.‘“6” Das Wort der Kirchen- 
leitung stellte aber sogleich fest, daß sich die Kirche nicht propagandistisch ge- 
gen die DDR einspannen läßt: „Jeden Versuch, das Geschehen in Zeitz zur Pro- 
paganda gegen die DDR zu benutzen, weisen wir zurück.‘ Damit war die Linie 
gegenüber dem Staat der DDR und gegenüber den westlichen Medien (besser ge- 
sagt: bestimmten Journalisten in den westlichen Medien) abgesteckt. Die Linie 
wurde durch die Wochen und Monate durchgehalten. Das war nicht immer 
ganz einfach. Sie war nicht im Sinne des DDR-Staates und auch nicht im Sinne 
einer bestimmten westlichen Meinungsmache. Pfarrer, Bischöfe, Kirchenleitungen 
und Kirchen insgesamt standen unversehens zwischen zwei Fronten und bezo- 
gen von beiden Seiten Schelte. 


Bemerkenswert sind die Artikel im Neuen Deutschland (,Du sollst nicht falsch Zeugnis 
reden“) und in der Neuen Zeit („Schamlose Hetze mit menschlichem Versagen“) vom 
31.8.1976, die einen Tag später von den 15 SED-Bezirkszeitungen auszugsweise nachge- 
druckt wurden‘®. Die Artikel hatten wieder die Doppelspitze: Hetze sowie Verleumdung 
der Bundesrepublik gegen die DDR und: der Mann ‚‚hatte nicht alle fünf Sinne beieinander“. 
Aber der Ton war schärfer, verletzender und für die Kirchen in der DDR herausfordernder. 
Das Infame an dem Artikel in der Neuen Zeit lag darin, daß er Meinungen oder Äußerun- 
gen der Kirchenleitung in Magdeburg oder einzelner Mitglieder der Kirchenleitung so wie- 
dergab, als ob die Kirche selbst es sei, die Pfarrer Brüsewitz als krankhaft und verrückt ein- 
gestuft habe. Es wurden aus seiner pfarramtlichen Tätigkeit lauter „Verrücktheiten‘“ auf- 
gelistet, die das Neue Deutschland mit dem Satz einleitete: ‚‚Wir haben bisher aus Grün- 
den des Takts davon abgesehen, im Detail zu beschreiben, wer dieser ‚Pfarrer‘ Brüsewitz 
eigentlich war und wie er sein Amt betrieb.‘“ Merkwürdigerweise waren angeblich Äuße- 
rungen der EKD der Anlaß für die Artikel im ND und in der NZ. 


Sowohl die Erklärung des Pressesprechers der EKD-Kirchenkanzlei vom 22.8. 
1976 als auch das Ratskommunniqu& aus der Sitzung am 28. August 1976 wur- 
den als Spitze der Verleumdungen gegen die DDR herausgestellt. Das ist darum 
erstaunlich, weil sich beide Äußerungen durch äußerste Zurückhaltung auszeich- 
nen. In der Erklärung des EKD-Pressesprechers heißt es‘°: 


... Seine Protestdemonstration muß als Verzweiflungstat eines einzelnen ernst genommen 
werden, reicht für sich genommen aber nicht aus, das Verhältnis von Staat und Kirche in 
der DDR richtig zu erfassen. Die Behinderungen junger Christen und Einschränkungen des 
kirchlichen Lebens in der DDR sind von den Bischöfen wiederholt in Verhandlungen mit 
staatlichen Stellen und öffentlich vor Synoden angesprochen worden. Ein Staat, der die KSZE- 
Akte unterzeichnet hat, wird sich fragen lassen müssen, inwieweit er die Menschenrechte 

der Glaubens- und Gewissensfreiheit in seinem Bereich zu verwirklichen bereit ist. In der 
Bundesrepublik wird man sich vor Versuchen hüten müssen, die Selbstverbrennung von 


67. epd-Dok 41a/76, S. 2. 
68. Wortlaut der Artikel in epd-Dok 41a/76, S. 13/14. 
69. epd-Dok 41a/76, S. 3. 
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Pfarrer Brüsewitz zur Sensationsberichterstattung oder als Munition in der parteipolitischen 
Auseinandersetzung zu mißbrauchen. 


Das inkriminierte EKD-Ratskommuniqu& hat folgenden Wortlaut ”°: 


Der Rat gibt seiner Betroffenheit über die öffentliche Selbstverbrennung eines evangelischen 
Pfarrers in Zeitz Ausdruck. Er kann diesen erschütternden Vorgang nicht von der Tatsache 
lösen, daß Pfarrer Oskar Brüsewitz in einer Gesellschaft lebte, welche die Verkündigung der 
Herrschaft Gottes über alle Bereiche menschlichen Lebens in Frage stellt. 

Dankbar nimmt der Rat das Wort der Magdeburger Kirchenleitung zur Kenntnis. Er bittet 
die Gemeinden um Fürbitte für die Familie des Verstorbenen, für die in ihrem Dienst be- 
drängten kirchlichen Mitarbeiter in der DDR und für alle Christen, die in verschiedenen 
Ländern der Erde um ihres Glaubens willen leiden oder verfolgt werden. 

Der Rat versteht die Verzweiflungstat von Pfarrer Brüsewitz auch als Aufruf an alle, die 
in unserem Land uneingeschränkt ihres Glaubens leben können. Er ruft die Gemeinden 
auf, wieder aufmerksamer auf Gottes Wort zu hören, in den Bemühungen um die christliche 
Erziehung der Jugend nicht nachzulassen und an der Gemeinschaft der Kirche festzuhalten. 


Das Neue Deutschland urteilte: „In einer ihrer (der EKD) jüngsten Verlautba- 
rungen in der Angelegenheit des ‚Pfarrers‘ Brüsewitz mischte sie sich nicht nur 
grob in die inneren Angelegenheiten der DDR ein, sie verdrehte auch die Tat- 
sachen.‘ Die Neue Zeit ging noch einen Schritt weiter und betonte, das sei auch 
eine Einmischung in die „inneren Angelegenheiten der nunmehr seit sieben Jah- 
ren von der EKD rechtlich und organisatorisch unabhängigen Kirchen in der 
DDR“. In den westlichen Medien wurden diese Artikel als „Rohrkrepierer“ ge- 
kennzeichnet. 

In der Tat, dies war eine Herausforderung nicht des Westens, sondern der 
Kirchen in der DDR, die sie nicht schweigend übergehen konnten. Die Glaub- 
würdigkeit der Kirchenleitungen in der DDR stand auf dem Spiel. Die Kirchen 
durften nicht schweigen; sie taten es auch nicht. Sie geben zwar zu erkennen, 
daß sie über die Presseverlautbarungen des Pressesprechers der EKD und über 
das Ratskommuniqu& nicht glücklich gewesen waren. Sie hatten erwartet, daß 
sich die EKD erst dann mit einem Wort an ihre Gemeinden und ihre Öffent- 
lichkeit wendet, wenn und nachdem sich die Kirchen in der DDR geäußert hät- 
ten. Mindestens wäre eine Fühlungnahme am Platze gewesen. Die DDR-Kirchen 
waren aber nicht bereit zuzulassen, daß die staatliche Presse in ihrem Lande 
die Schwesterkirchen der EKD auf die Anklagebank zerrt. Zur notwendigen 
Verteidigung des Pfarrers Brüsewitz (das Neue Deutschland setzte das Wort 
Pfarrer immer in Anführungsstrichen) und der Zurückweisung eines propagan- 
distischen Mißbrauchs durch einen Teil der westlichen Medien kam dieser ge- 
spannten Situation auch noch die Aufgabe zu, sich verteidigend vor die Schwe- 
sterkirchen in der EKD zu stellen. Sie taten auch dies. 

Die Artikel im ND und in der NZ erwiesen sich aber noch in einem ganz an- 
deren Sinne als „‚Rohrkrepierer“. Sie gingen nämlich selbst atheistischen Ge- 
nossen zu weit. Bekannt geworden ist ein Brief von 35 Marxisten an den 
Staatsratsvorsitzenden Erich Honecker ”!. Für diesen Kommentar, schreiben sie, 
kann es „keine Rechtfertigung geben“. Als Marxisten wehren sie sich „gegen 
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eine Praxis des Rufmordes, die darin besteht, einen Andersdenkenden persön- 
lich zu verunglimpfen“. Es folgten — das konnte nicht anders sein — Verhaf- 
tungen. Die Antwort der Kirchenleitung Magdeburg auf die Artikel ließ nicht 
lange auf sich warten. In einem Schreiben vom 2. September verwahrt sich die 
Kirchenleitung gegen die Verunglimpfung und „erwartet“, daß ihre Gegendar- 
stellung in den Zeitungen „unverkürzt‘ veröffentlicht wird. Die Erklärung hatte 
folgenden Wortlaut 72: 


Vierzehn Tage nach den tragischen Ereignissen in Zeitz und eine Woche nach dem Tode 
von Pastor Brüsewitz ist deutlich, auf welche Weise die Selbstverbrennung in Presse, Funk 
und Fernsehen aufgenommen und interpretiert wird. 

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es, soweit uns bekannt geworden ist, sachliche 
Berichterstattung, Polemik gegen die Deutsche Demokratische Republik und den Versuch, 
aus Pastor Oskar Brüsewitz einen politischen Märtyrer zu machen. In den Zeitungen der 
Deutschen Demokratischen Republik ist Pastor Brüsewitz von Anfang an als ein nicht zu- 
rechnungsfähiger Mensch dargestellt worden. Wir haben dazu in unserem „Wort an die 
Gemeinden“ vom 21.8.1976 Stellung genommen. 

Die Kommentare des „Neuen Deutschland“ und der „Neuen Zeit‘ vom 31.8.1976 zwin- 
gen uns zu einer Erwiderung. Die dort gegebene Darstellung der Person und des Lebens- 
laufes von Oskar Brüsewitz besteht aus Fakten, Gerüchten und freien Erfindungen. Im Rah- 
men dieser Gegendarstellung gehen wir auf einige Dinge beispielhaft ein: 

Der 1929 in Willkischken (Litauen) geborene Oskar Brüsewitz kam 1945 nach kurzer 
sowjetischer Kriegsgefangenschaft als Sechzehnjähriger nach Burgstädt/Sachsen im heutigen 
Bezirk Karl-Marx-Stadt. Dort erlernte er vom 5.11.1945 bis 5.11.1947 in einem ordent- 
lichen Lehrverhältnis das Schuhmacherhandwerk. In einer Zeit, in der Umzüge zwischen 
den verschiedenen Besatzungszonen Deutschlands noch üblich waren, verzog die Familie 
mit dem noch minderjährigen Sohn nach Osnabrück. Im Juli 1951 legte er die Meister- 
prüfung im Schuhmacherhandwerk ab. Nach einer gescheiterten Ehe, die in der Bundes- 
republik Deutschland geschieden wurde, übersiedelte er in die DDR. Seit Januar 1954 
arbeitete er zunächst in Weißenfels und dann — nach einem besuchsweisen Aufenthalt in 
der Bundesrepublik Deutschland — vom 1.11.1955 bis 1960 als selbständiger Handwerks- 
meister in Markkleeberg bei Leipzig. Dort heiratete er 1955 und zog 1960 mit seiner Fa- 
milie nach Weißensee, Bezirk Erfurt, wo er in seinem Beruf tätig blieb, bis er sich 1964 
zur Aufnahme einer kirchlichen Ausbildung entschloß. Nach dem Abschluß dieser Aus- 
bildung mit einer ordentlichen Prüfung wurde er 1970 als Pfarrer unserer Kirche ange- 
stellt. 

Die im Neuen Deutschland gegebene abwertende Darstellung des Bildungsweges eines in 
den Wirren der Nachkriegszeit Aufgewachsenen vom Handwerker zum Gemeindepfarrer 
ist uns unverständlich. Das Bild, das die Kommentare vom pfarramtlichen Dienst des Pa- 
stors Brüsewitz zu;chnen, ist eine bösartige Karikatur. Über seine eigentliche Tätigkeit als 
Pfarrer wird so gut wie nichts berichtet. Statt dessen werden dem Leser nur verzerrte Dar- 
stellungen einzelner Vorkommnisse vorgesetzt. 

So wird behauptet, Brüsewitz solle „bei einem Fußballspiel mit Kindern weniger ange- 
habt haben als eine Unterhose‘ (Neues Deutschland) bzw. ‚in Unterhosen“ Fußball ge- 
spielt haben (Neue Zeit). Wahr ist, daß er dabei zwar ohne Jacke und auch barfuß, aber 
sonst normal angezogen gewesen ist. 

Andere der mißverständlichen Informationen resultieren daraus, daß Pastor Brüsewitz, 
um die Pfarrländereien für die Kirchengemeinde zu nutzen, zusätzlich zu seinen sonstigen 
Aufgaben landwirtschaftlich tätig war. Er war daher in der Lage, Tiere an andere zu ver- 
schenken. Zu einer Zeit, als weder Hilfskräfte noch Zugtiere zur Verfügung standen, hat 
er in der Tat einmal sein Feld mit Hilfe seines Kraftwagens geeggt. Frei erfunden dage- 
gen ist die Behauptung, er habe mit seinem „Trabant“ das Feld gepflügt. Zutreffend ist, 
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daß er nach Erwerb eines Pferdes bei einer Fahrt in die Stadt an seinem Fuhrwerk die Lo- 
sung angebracht hatte „Ohne Regen, ohne Gott, geht die ganze Welt bankrott.“ Auch wenn 
er mit „ungewöhnlichen Aktionen“ wie diesen aufgefallen ist, kann damit doch nicht das 
Ganze seines Dienstes beschrieben sein. Im Trauergottesdienst wurde gesagt: „Mit seinem 
ganzen Eifer hat er sich in den Gemeinden des Pfarrsprengels eingesetzt. Geschickt und 
selbst zupackend in der Fürsorge für die Bauten, mit ständig neuen Einfällen, Kinder und 
Jugendliche anzusprechen, mit großer persönlicher Opferbereitschaft denen nachgehend, 

die er in Not wußte, hat er zusammen mit seiner Familie den Dienst getan.“ 

In den genannten Kommentaren beider Zeitungen wird der Versuch unternommen, 
Pastor Brüsewitz als Geisteskranken abzustempeln. Schon einmal, in einer Meldung des 
ADN vom 21.8.1976, war Ähnliches behauptet worden. Man hatte sich dabei auf Auße- 
rungen von Mitgliedern der Kirchenleitung, die angeblich in diesem Sinne gemacht wor- 
den sein sollen, berufen. Dem war die Kirchenleitung in dem „Wort an die Gemeinden“ 
vom 21.8.1976 bereits mit dem Hinweis entgegengetreten, daß jene Äußerungen sinnent- 
stellt wiedergegeben worden seien (Neue Zeit, 23.8.1976). 

Trotzdem erweckt der Kommentar (Neue Zeit, 31.8.1976) den Eindruck, als habe auch 
Oberkonsistorialrat Dr. Schultze Pastor Brüsewitz für krank erklärt. Dr. Schultze hatte viel- 
mehr in dem dort herangezogenen Interview im „ZDF“ ausdrücklich festgestellt, „daß Pa- 
stor Brüsewitz ganz gewiß kein Mensch mit Wahnvorstellungen gewesen“ sei und daß „er 
sich seine wichtigen Aktionen genau überlegt‘ habe. 

Wir bestreiten nicht, daß von manchen Seiten die Frage gestellt worden ist, ob solche 
Aktionen normal seien. Die Kirchenleitung hat nach sorgfältiger Prüfung Pastor Brüse- 
witz nicht für anormal halten können. Vertreter der Kirchenleitung haben wiederholt mit 
ihm über seine „ungewöhnlichen Aktionen‘ gesprochen. Auf Grund der schwierigen 
Situation, die für Pastor Brüsewitz im Kreis Zeitz seit längerer Zeit entstanden war und 
wegen der Kritik, die in zunehmendem Maße auch von Gemeindegliedern an ihm geübt 
worden war, hatte die Kirchenleitung Pastor Brüsewitz empfohlen, sich um eine neue Pfarr- 
stelle zu bewerben. Mit einer disziplinarischen Maßnahme hatte diese Empfehlung nichts 
zu tun. 

Die Kirchenleitung muß sich ausdrücklich dagegen verwahren, daß durch die Auswahl 
von halben und ganzen Sätzen, die aus dem Zusammenhang herausgerissen werden, der 
Eindruck erweckt wird, als habe sie sich von Pastor Brüsewitz losgesagt. Was bei dem 
Trauergottesdienst in Rippicha am 26.8.1976 gesagt wurde, gilt: „Wir distanzieren uns 
von dem Menschen und Bruder nicht.‘ Wir entziehen uns auch nicht der Anfrage, die 
Pastor Brüsewitz mit seinem Handeln an uns stellen wollte. Die Kirchenleitung weiß um 
konkrete Nöte junger Menschen und hat diese vor staatlichen Stellen immer wieder ausge- 
sprochen. Mit ihrem Wort an die Gemeinde vom 9.3.1975 über Fragen auf dem Bildungs- 
sektor wollte sie helfen, solche Schwierigkeiten zu überwinden. 

Die Art und Weise, in der das Wort der Kirchenleitung an die Gemeinden vom 21.8.1976 
von der Neuen Zeit dazu benutzt wird, anstehende drängende Fragen zu bagatellisieren, 
hilft nicht weiter. Wir können es auch nicht unwidersprochen hinnehmen, wenn im Neuen 
Deutschland vom 31.8.1976 von der „Bösartigkeit bundesrepublikanischer Kirchenfürsten“ 
gesprochen wird. Leitende Persönlichkeiten der Evangelischen Kirche in Deutschland und 
Mitarbeiter des Evangelischen Pressedienstes sind ausdrücklich einem politischen Mißbrauch 
der Vorgänge in Zeitz entgegengetreten. 

Gegen die beiden Kommentare im Neuen Deutschland und in der Neuen Zeit protestieren 
wir. Es ist beschämend, wie hier die persönliche Würde eines Menschen grob mißachtet und 
das Andenken eines Verstorbenen verletzt wird. Solche Praktiken stören alle Bemühungen 
um ein Vertrauensverhältnis zwischen Staat und Kirche. Wir erwarten, daß unsere Antwort 
auf die Kommentare in Ihren Zeitungen unverkürzt veröffentlicht wird. 


Natürlich wurde die Erklärung der Magdeburger Kirchenleitung in den Staatszei- 
tungen mit fadenscheinigen Begründungen nicht veröffentlicht. Aber die Meck- 
lenburgische Kirchenzeitung druckte am 5. September den vollen Wortlaut ab. 
Darin drückte sich nicht nur eine mutig in Anspruch genommene „Pressefreiheit“ 
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aus, sondern zugleich, wie sehr der Fall Zeitz alle Landeskirchen in der DDR 
bewegte. Der Fall drohte die geringe Belastbarkeit der Beziehungen zwischen 
Staat und Kirche in der DDR aufzudecken. Zwar bemühten sich die Kirchen, 
ihre Stellungnahmen und kritischen Zurückweisungen sachlich und ohne Provo- 
kation vorzutragen. Der Staat aber reagierte nervös und hektisch. 

Besonders wurde dies im Zusammenhang mit einem Brief der Konferenz deut- 
lich, der an alle Gemeinden der Kirchen in der DDR gerichtet, von zahlreichen 
Kanzeln verlesen wurde. Der Staat verhinderte dies nicht. Jedoch erschienen 
„Beobachter“ in Gottesdiensten, um zu registrieren, wie der Brief aufgenom- 
men wurde und wer zu den Gottesdiensten erschienen war. Die beabsichtigte 
Veröffentlichung des Briefes jedoch in den fünf evangelischen Sonntagsblättern 
gelang nicht. Die Blätter erschienen entweder überhaupt nicht oder verspätet — 
und dann ohne den Brief der Konferenz. Der Brief zeigt, wie die Kirchen in 
der DDR um Sachlichkeit bemüht bleiben, die zwar Angriffe gegen die eine 
oder andere Seite vermeidet, aber die Wahrheit nicht verschweigt ?. 


Die Selbstverbrennung unseres Bruders Pfarrer Oskar Brüsewitz hat eine tiefe Beunruhi- 
gung ausgelöst. Erklärungen, Verleumdungen, Richtigstellungen, der Ruf nach Informatio- 
nen haben viele in Atem gehalten. Im Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR sind 
die Erklärungen der Kirchenleitung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen 
mit Zustimmung aufgenommen worden. Sie werden den Gemeinden zugeleitet. 

Wir alle sind betroffen. Aus dieser Betroffenheit werden Anfragen laut: an unsere Kir- 
chen, ob in ihnen das Zeugnis von Jesus Christus nicht unentschlossen und ängstlich aus- 
gerichtet wird; an die Kirchenleitungen, ob sie die tatsächlichen Sorgen und Nöte der Ge- 
meinden, Pfarrer und Mitarbeiter entschieden genug aufnehmen und vertreten; an Pfarrer, 
Mitarbeiter und Gemeinden, ob sie einander tragende Gemeinschaft gewähren; an staat- 
liche Organe, ob Glaubens- und Gewissensfreiheit, besonders für junge Menschen, wirklich 
Raum bekommt; an die Behandlung des Vorganges in der Öffentlichkeit, wie sie zusam- 
menstimmt mit Wahrhaftigkeit und der Würde des Menschen. 

Über Anfragen und Anklagen darf die Klage zu Gott nicht verstummen, daß ein Bruder 
diesen Weg ging. Wir wissen nicht, was Bruder Brüsewitz letztlich zu seiner Tat getrieben 
hat, aber wir haben nicht seine Richter zu sein, sondern den Weg, den er gewählt hat, in 
Gottes Urteil stehen zu lassen. Gewiß ist, daß er ein Zeuge unseres Herrn Jesus Christus 
sein wollte. 

Als Lehrtext stand über dem 18. August 1976: „‚Wenn ein Glied leidet, leiden alle Glie- 
der mit“. Die Tat von Bruder Brüsewitz und die Wirkungen, die sie auslöste, zeigen erneut 
die Spannungen, die durch unsere Gesellschaft gehen und die Zerreißproben, in die viele 
gestellt sind. Es wird sichtbar, daß wir dem Leben in unserer Gesellschaft und unserer 
Kirche nicht dienen, wenn wir Probleme und Widersprüche verdrängen, statt an ihrer Lö- 
sung offen mitzuarbeiten. So haben wir dafür einzutreten, daß in unserer Gesellschaft Ach- 
tung und Respekt vor der Überzeugung des anderen das Zusammenleben und die Zusam- 
menarbeit der Menschen wirklich prägen. Dazu gehört, daß Christen und Nichtchristen 
sich gegenseitig ernst nehmen als Partner im Bemühen um die Bewältigung der Probleme 
und Aufgaben in unserer Welt. Besonders dringlich ist, daß im einheitlichen sozialistischen 
Bildungssystem eine Atmosphäre des Vertrauens geschaffen wird und Kinder und Jugend- 
liche ungekränkt als Christen leben können. Wir alle sind auch herausgefordert, eindeutiger 
und überzeugender als bisher unseren Kindern darin zur Seite zu stehen. Über die Rege- 
lung von Einzelfällen im Bildungssektor hinaus, muß auch eine grundsätzliche Klärung im 
ganzen erreicht werden. Das Gespräch über diese grundsätzlichen Fragen, um das wir bisher 
vergeblich gebeten haben, streben die Kirchenleitungen weiterhin an. Wir bitten Eltern 
und kirchliche Mitarbeiter, auch ihre Gesprächsmöglichkeiten weiterhin zu nutzen. 


73. Der Brief ist abgedruckt in epd-Dok 38/77, S. 5f. und epd-Dok 49/77, S. 38f. 
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Durch die Tat von Bruder Brüsewitz sind unüberhörbar Fragen laut geworden, die unter 
uns nicht ausgetragen worden sind. 

Viele Pfarrer, Mitarbeiter und Gemeindeglieder leiden unter dem Kleinerwerden der Ge- 
meinden, unter Gleichgültigkeit und mangelndem Mut. Die großen Verheißungen der Bibel 
und die kleine Schar scheinen einander zu widersprechen. Daß die Wirkungen unseres Zeug- 
nisses so oft verborgen sind, macht uns zu schaffen. Wir wollen diese Fragen gemeinsam 
und vor allem voreinander ehrlich austauschen und bedenken. 

Angst und Resignation trüben uns oft den Blick für das, was wir tun können. Wir haben 
immer noch nicht genügend Klarheit gefunden für das politische Zeugnis der Kirche und 
jedes einzelnen Christen in unserer Umwelt. 

Viele empfinden einen tiefen Graben zwischen den Entscheidungen und Erklärungen der 
Kirchenleitungen und dem, was die Gemeinde wirklich braucht. Wir haben noch nicht ge- 
lernt, füreinander durchschaubar zu handeln und zu reden. 

Wir hoffen, daß die Spannungen in unseren Kirchen, die wir jetzt durchstehen müssen, 
uns zu neuer Gemeinschaft untereinander führen. Wir können offen miteinander umgehen. 
Wir brauchen uns unserer Schwächen voreinander nicht zu schämen. Wir dürfen uns den 
Zusagen Gottes anvertrauen. So werden wir uns gegenseitig zu Schritten der Hoffnung 
ermutigen. Unser Brief möchte dazu beitragen. 

Jesus Christus hat viele Möglichkeiten, uns durch sein lebendiges Wort aus Traurigkeiten 
und Verkrampfungen, unseren aufgebrachten Antihaltungen, unseren Lähmungen und Lust- 
losigkeiten herauszureißen und uns seines Lebens so gewiß zu machen, daß wir seinen Weg 
getrost mitgehen und sagen können: „In allen Dingen erweisen wir uns als Diener Gottes: 
in großer Geduld, in Trübsalen, in Nöten, in Ängsten, ... als die Traurigen, aber allezeit 
fröhlich, als die Armen, aber die doch viele reich machen, als die nichts haben und doch 
alles haben“ (2. Kor. 6,4 und 10). 


Sehr viel deutlicher, direkter und ungeschützter hat Bischof Krusche auf dem 
Kirchentag in Halle bei einem ökumenischen Forum zu der Auseinandersetzung 
Stellung genommen. Es war der Tag, an dem der Brief der Konferenz von 
den Kanzeln verlesen wurde. Bischof Krusche beantwortete ihm gestellte Fragen. 
Er sagte *: 


Ich möchte ein paar Dinge sagen. Ich glaube, wir sollten aus Bruder Brüsewitz weder einen 
Helden noch einen Märtyer noch einen Heiligen und natürlich erst recht nicht einen Ver- 
rückten machen. Er war dies alles nicht. Er wollte, so hat’s unsere Kirchenleitung gesagt, 
ein Zeuge Jesu Christi sein. Irrend, wie jeder von uns irrend sein kann. Was er bestimmt 
nicht gewollt hat, ist dies, daß er Propagandamaterial für die CDU in der Bundesrepublik 
liefert. Was er mit seinem Tod bestimmt nicht gewollt hat, ist dies, daß er Schlagzeilen für 
die Springerpresse liefert. Ich bin dankbar, daß es gerade in der Evangelischen Kirche in 
Deutschland eine Bemühung um Versachlichung dieses Ganzen gegeben hat, es herauszu- 
bringen aus dem parteipolitischen Mißbrauch. Wir haben sicher hier in unserer Mitte den 
Bruder Reinhard Henkys, der mit seinen Kommentaren gerade darauf immer wieder hin- 
gewirkt hat. Ihm sei an dieser Stelle gedankt. Ich weiß von unseren ökumenischen Gästen, 
daß die Kirche in der Schweiz und in Frankreich, die evangelischen Kirchen, darauf hinge- 
wirkt haben, daß dort ähnlicher Mißbrauch nicht geschieht. Das ist das eine. Ich möchte 
das noch einmal mit einigem Nachdruck sagen. Eine bestimmte Presse in der Bundesrepu- 
blik ist für uns ein unerwünschter Partner. 

Wir brauchen diese Schützenhilfe nicht. Wir sind Manns genug, die Dinge im eigenen 
Land deutlich zu sagen. 

Verzeihen Sie, wenn ich an diesem Punkte ein bißchen erregter bin, als ich sonst zu sein 
pflege. Und zwar deswegen, weil uns diese ganze Geschichte, diese ganze Behandlung in 
der Presse von den eigentlichen Fragen abgezogen hat. Vielleicht noch ein Wort zu der 
Berichterstattung in unserer Presse. Man wird es sagen müssen, daß die sehr bedauerlichen 
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Berichte in der „Neuen Zeit‘ und im „Neuen Deutschland“ Reaktionen waren auf eine 
bestimmte Presse in der Bundesrepublik. Sie wären sonst vielleicht nicht erfolgt. Das macht 
sie nicht besser, das rechtfertigt sie nicht, aber man muß wissen, sie sind eine Reaktion. 
Wir haben, unsere Kirchenleitung hat an die Redaktionen der beiden Zeitungen eine Rich- 
tigstellung gesandt, und zwar hat sie die gesandt mit der Erwartung, daß sie dort abge- 
druckt wird. Es ist gefragt worden, ob das geschehen ist. Das ist nicht geschehen. Es ist 
gefragt worden, ob es zu erwarten ist. Ich glaube nicht, daß es zu erwarten ist. Die Re- 
daktionen der beiden Zeitungen machen uns den Vorwurf, wir hätten dieses Wort, ehe 

wir diesen beiden Zeitungen die Möglichkeiten, es abzudrucken, gegeben haben, sofort an 
die Gemeinden gesandt, und von dort ist es offensichtlich sofort in die Westpresse gekom- 
men, so daß sie jetzt nicht mehr daran dächten, es zu veröffentlichen. Es ist richtig, an sich 
muß man einer Zeitung das hinschicken und ihr die Gelegenheit geben, es abzudrucken. 
Wir waren aber in der Situation, daß wir ganz schnell die Gemeinden informieren mußten, 
und darum haben wir zugleich mit der Absendung an die Redaktionen dieses Wort an die 
Gemeinden gesandt. Das Wort, das heute verlesen worden ist, wird vermutlich in den kirch- 
lichen Zeitungen gedruckt werden. 


(3) Kirchliche Auswirkungen 

Die politischen Kontroversen drohten — jedenfalls in der Öffentlichkeit — die 
eigentlichen Fragen, die den Kirchen mit der Selbstverbrennung gestellt worden 
waren, zu verdrängen. Diese lagen im innerkirchlichen und nicht im politischen 
Bereich. Die Kirchen in der DDR hatten dies sehr schnell begriffen. In seiner 
Ansprache am Grabe von Brüsewitz am 26.8.1976 hatte bereits Propst Bäumer 
gesagt ”°: 


Die Frage, vor die uns unser Bruder mit seiner Entscheidung, die er für sich getroffen hat, 
stellt, werden wir nicht so schnell beantworten oder gar abschütteln können, Fragen, die 

uns in unserer geistlichen, in unserer kirchlichen, in unserer politischen und in unserer mensch- 
lichen Existenz aufgeschreckt haben. 


Propst Bäumer sollte recht behalten. Es dauerte eine ganze Zeit, bis sich die 
Kirchen heranwagen konnten, in vorsichtiger Weise den selbstgewählten Tod für 
die Christen und Gemeinden in der DDR zu deuten. Die ersten Reaktionen ver- 
rieten eine bedrückende Sprachlosigkeit. Gewiß, man wehrte sich gegen einen 
politischen Mißbrauch, man bekannte sich betont zu Brüsewitz als „unserem 
Bruder“. Aber mit der sofort aufbrechenden Unruhe in den Gemeinden konnte 
man nicht so recht umgehen. Fragen über Fragen wurden gestellt, aber die Ant- 
worten blieben aus. Als Bischof Krusche in Halle am 19. September gefragt 
wurde, warum erst heute?, gab er die Antwort: 


Einfach deswegen, weil dieser Tod so viele Fragen aufgerissen hat, daß es tatsächlich erst 
einer Zeit bedurfte der inneren Klä’ung. Die Frage, die dieser Tod stellt, lautet ja schlicht 
so: Was ist mit einer Kirche und was wird aus einer Kirche, in der solch ein Tod gestor- 
ben worden ist? ... Wir sind noch nicht fertig mit dieser Frage und haben noch keine end- 
gültige Antwort. Darum hat’s so lange gedauert ...”° 


Alle Kirchenleitungen in der DDR sahen sich plötzlich einem ihnen so wohl noch 
nie begegneten Mißtrauen gegenüber, das sich in heftigen Vorwürfen und bitteren 
Anklagen zu Wort meldete. Für niemanden war zu übersehen, daß das Mißtrauen 
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schon lange, zu lange in den Gemeinden gegärt hatte und nun erst ausbrach. 
Den Kirchenleitungen wurde vorgeworfen, zu glatt und zu diplomatisch mit 
dem staatlichen Gesprächspartner umzugehen und kirchliche Worte „staats- 
fromm“ und „lammfromm“ zu formulieren. Speziell über die Worte an die 
Gemeinden im Zusammenhang mit der Selbstverbrennung wurde geurteilt: Sie 
seien „leisetreterisch“, „feige“, ein „Produkt der Angst“ und „Speichelleckerei“ 
IE ta 

Christen und Gemeinden klagten über zu wenig und zu späte Informationen 
und warfen den Mitgliedern der Kirchenleitungen vor: 


„Ihr seid sonstwo auf Reisen oder in Sitzungen, deren Sinn wir nicht verstehen ... Ihr lebt 

als Privilegierte ... wir sind mißtrauisch geworden, Euch gegenüber.‘ ”® 

Hunderte von Briefen — teilweise anonym — zeigten ebenso die Breite des Protestes wie 

auch das Ausmaß der Empörung und der Betroffenheit. Sachliche Kritik, bissige Schärfe 

und Polemik wechselten sich ab. Zitate aus verschiedenen Briefen von Pfarrern mögen 

das Ausmaß der Verärgerung und Kritik unter der Pfarrerschaft belegen: 

— „Mit tiefster Empörung und Abscheu habe ich heute den Artikel im Neuen Deutsch- 
land gelesen (den Artikel vom 31.8.1976). Ich bin der Meinung, Brüsewitz würde noch 
leben, wenn kirchenleitende Stellen reden würden zu dem, was viele Pfarrer in unserem 
Staate beschwert ... Durch die Pfarrerschaft geht ein Gären ...““ 

— ,„. ständig von Gemeindegliedern und auch von staatlichen Stellen nach unserer Mei- 
nung befragt, waren wir in der fatalen Lage, allein ... auf die östlichen und westlichen 
Darstellungen in Presse und Funk angewiesen zu sein ...““ 

— 3... ich gebe hiermit meiner Verärgerung Ausdruck, daß wir als Amtsbrüder ... bis jetzt 
von unserer Kirche keinerlei Informationen erhalten haben ...“ 

— „Ich empfinde es als beschwerlich, gefährlich und beschämend, daß in kirchlichen Ver- 
lautbarungen viele Worte der Verletzung von elementaren Menschenrechten in Südafrika 
und USA ... gefunden werden, aber keine oder nur wenige Worte — und dann nicht mit 
der nötigen Deutlichkeit und Entschiedenheit — bei Vorkommnissen, besser: unhalt- 
baren Zuständen in unserem Land ... so fühlen sich Pfarrer und Gemeindeglieder ... 
durch ein sich bedenklich entwickelndes Taktieren maßgeblicher kirchlicher Stellen 
verraten und verkauft ...“ 


Die Kirchenleitungen reagieren in doppelter Weise: Erstens verschweigen sie Vor- 
würfe dieser Art nich , sondern stellten sich ihnen auch öffentlich, soweit dies 
eben möglich war. Auf Synoden wurde ohne jede Beschönigung über die Anklagen 
berichtet” und über sie in zum Teil nicht öffentlichen Sitzungen gesprochen. 
Zum zweiten wurde immer wieder und immer neu versucht, die Tat von Brüse- 
witz geistlich zu begreifen und politisch einzuordnen. Man hatte erkannt, daß 
Brüsewitz ein Zeichen setzen wollte, das ohne den politischen Kontext nicht 
zu verstehen ist. Ebenso war klar, daß das Zeichen angekommen und aufge- 
griffen worden war. Die allgemeine Betroffenheit verbunden mit dem ausbre- 
chenden Unmut zeigte ein Gefühl der Solidarität mit Pfarrer Brüsewitz und sei- 
ner Protesttat. Aber die Deutung des Zeichens, das er setzen wollte, blieb auf 
Vermutungen angewiesen. Wozu er wirklich mit seinem freiwilligen und demon- 
N fer Bericht der Kirchenleitung der Provinzialsächsischen Kirche in epd-Dok 
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strativen Sterben aufrufen wollte, blieb trotz aller Informationen sein Geheim- 
nis, das er mit ins Grab nahm. Sicher aber durfte eine Deutung nicht nur die 
politische Situation ins Auge fassen. Die Person von Pfarrer Brüsewitz, seine 
spezielle Frömmigkeit und die sich aus ihr ergebenden Probleme und Spannun- 
gen mußten zum Verständnis seiner Verzweiflungstat mit herangezogen werden. 
Bischof Krusche wird, soweit man dies sagen kann, mit seiner Deutung der 
Wahrheit wohl am nächsten gekommen sein. Er sagte ®: 


... die Frage an uns, die er (Pfarrer Brüsewitz) uns stellen wollte, ist ganz sicher die: Warum 
brennt Ihr so wenig? Warum seid Ihr so kalt? Warum läßt es Euch kalt, wenn Menschen 
verloren gehen, wenn Kinder nicht mehr zur Christenlehre kommen ... 


Pfarrer Brüsewitz hatte offensichtlich schwer darunter gelitten, daß die Botschaft 
vom Evangelium so wenig Beachtung und so wenig Zuhörer fand. Er sah keine 
Möglichkeit mehr, seinen Auftrag als Prediger des Wortes Gottes sinnvoll zu er- 
füllen. Wer hat Schuld? Die Politik des marxistisch-leninistischen Staates mit 
der atheistischen Zielsetzung und Propaganda in der Erziehung? Wollte Brüse- 
witz erreichen, daß sich der Staat ändert? Bischof Krusche sieht die Kirchen 
als die Befragten: Warum seid Ihr so kalt? Nicht der Staat wird gefragt, sondern 
vor allem die Kirchenleitungen und die Pastoren, aber auch die Christen überall 
in der DDR. Mehr Standfestigkeit im Glauben und mehr Mut im Bekennen — 
das war (vielleicht) das Eigentliche, wozu Pfarrer Brüsewitz mit dem Signal sei- 
nes Sterbens aufrufen wollte. Ein solcher Aufruf aber richtet sich in erster Li- 
nie an die Christen und nicht an den Staat. Insofern war die sich an den Tod 
anschließende politische Diskussion die Politisierung eines zutiefst geistlichen 
Vorgangs, die Vermarktung eines verzweifelten und nicht mehr zu tröstenden 
Glaubens. 

Offensichtlich ist es den Kirchenleitungen durch die Art und Weise ihrer Reak- 
tion gelungen, die Gemeinden und Christen ein Stück weit zu beruhigen. Jeden- 
falls verstummte die offen vorgetragene Kritik und Anklage. Freilich wird man 
nicht übersehen dürfen, daß Fragen an die Kirchenleitungen geblieben sind. Nach 
wie vor vertreten nicht nur einzelne die Meinung, die Kirchenleitungen betrei- 
ben aus taktischen Gründen und aus übertriebener Vorsicht gewollt oder unge- 
wollt das Geschäft des sozialistischen Staates. Die Berichterstattung in den Me- 
dien der DDR vermittelt diesen Eindruck auch sehr stark. Das Verstummen der 
Kritik kann also ein Zeichen der Resignation sein. Die Aufgabe und das Ziel 
der Kirchen und Christen in der DDR, in der sozialistischen Gesellschaft einen 
evangeliumsgemäßen Standort zu finden, bleibt die unbewältigte Aufgabe. Dies 
zeigt mit großer Klarheit der Beschluß der Synode des Bundes (Züssow 1976) 
zum Fall Brüsewitz®!. Bemerkenswert ist, daß dieser Beschluß im Mitteilungs- 
blatt des Bundes nicht abgedruckt worden ist. Es fällt schwer, daran zu glau- 
ben, daß dies auf Platzmangel zurückzuführen oder daß bei der Auswahl der zu 
veröffentlichenden Beschlüsse ausgerechnet dieser als unwichtig ausgeschieden 
ist. Das Kriterium für das Weglassen war offensichtlich politischer Art. Es steht 
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keinem westlichen Beobachter zu, dies mit erhobenem Zeigefinger anzumer- 
ken. Man kann nur mit einem Bedauern feststellen, daß hier Grenzen kirchli- 
cher Wirkungsmöglichkeiten sichtbar werden, die seitens des Staates der DDR 
ein gehöriges Stück Mißtrauen zum Ausdruck bringen. Der Beschluß der Synode 
hatte folgenden Wortlaut: 


Die Synode des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR hat den schriftlichen und 
den mündlichen Bericht der Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen entgegenge- 
nommen. Er beschreibt die Arbeit der Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen und 
des Sekretariats des Bundes im Zeitraum 1. Oktober 1975 bis zum Beginn der Synodal- 
tagung 1976. 

Da im Mittelpunkt der nichtöffentlichen Aussprache über beide Berichte im Plenum der 
Synode Ursachen und Auswirkungen der Selbstverbrennung des Pfarrers Oskar Brüsewitz 
standen, beziehen sich die folgenden Ausführungen besonders auf die dadurch aufgewor- 
fenen Fragen. 

In diesem Zusammenhang dankt die Synode der Konferenz der Evangelischen Kirchen- 
leitungen für den Brief an die Gemeinden, der als Hilfe zur Aufarbeitung der Ereignisse in 
Zeitz und ihrer Wirkungen empfunden wird. Sie würdigt die Tatsache, daß dieser Brief 
einstimmig verabschiedet wurde, als ein Zeichen der Gemeinsamkeit im Bund der Evange- 
lischen Kirchen in der DDR. 

Die Synode bittet die Konferenz, in ihrem Bemühen um ein Gespräch mit den Verant- 
wortlichen im Bildungssektor nicht nachzulassen. Die Spannung zwischen der Zusiche- 
rung von Glaubens- und Gewissensfreiheit einerseits und dem Erziehungsziel der kommu- 
nistischen Persönlichkeit im einheitlichen sozialistischen Bildungssystem andererseits be- 
darf einer gründlichen Klärung, die für die Kinder und Jugendlichen unserer Gemeinden 
wirksam werden muß. Zugleich bittet die Synode Kirchenleitungen, Pfarrer, kirchliche 
Mitarbeiter und Eltern, sich in Gesprächen auf allen Ebenen um eine Atmosphäre der 
Toleranz zu bemühen, in der Kinder und Jugendliche ungekränkt als Christen leben kön- 
nen. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt erscheint die Erörterung folgender Sachbereiche dringlich: 
Information, Leitungsebene und Gemeinde, Seelsorge an Seelsorgern, Weg und Auftrag 
der Kirche. 

1. Die Synode bedauert, daß den kirchlichen Sonntagsblättern der Abdruck des Briefes 
der Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen nicht möglich war. Damit konnte den 
Gemeinden eine Information, die um Versachlichung bemüht ist, auf diesem Wege nicht 
zugänglich gemacht werden. 

Da die Kirchenleitungen die Aufgabe haben, ihre Verhaltensweisen und Entscheidungen 
den Gemeindegliedern verständlich und durchschaubar zu machen, sind sie gewiesen, sach- 
gerechte und schnelle Informationen zu geben. Vielfach entsteht der Eindruck, daß Kir- 
chenleitungen sich oft von taktischen Erwägungen in ihrem Handeln bestimmen lassen, 
wobei nicht mehr deutlich wird, daß über jeder Situation das Wort Gottes steht. Der 
Synode ist bewußt, daß Eindeutigkeit in Reden und Handeln nicht mit Konfrontation 
gleichzusetzen ist. 

Zu einer wechselseitigen Information gehört, daß die Gemeinden instand gesetzt werden, 
ihre positiven Erfahrungen und ihre Beschwernisse im Mitgestalten der sozialistischen Ge- 
sellschaft den Kirchenleitungen mitzuteilen (z.B. Anhörungen, Besuchswochen, Informa- 
tionskonvente). : 

2. Kirchenleitender Dienst und Gemeindedienst geschieht auf unterschiedlichen Ebenen, 
hat aber den gleichen Auftrag wahrzunehmen: die Bezeugung des Evangeliums in der Welt. 
Die Unterschiedlichkeit der Aufgaben bewirkt eine unterschiedliche Sicht der Dinge, damit 
ist naturgemäß eine Spannung gegeben. Diese Spannung hat uns oft belastet, aber sie kann 
auch fruchtbar gemacht werden, indem wir einander vor Weitsichtigkeit oder Kurzsichtig- 
keit bewahren. 

s Wir sind auf das Problem der Vereinsamung nachdrücklich aufmerksam gemacht wor- 
den. Keiner von uns, wo er auch steht, kann seinen Dienst allein erfüllen, ohne Zuspruch 
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und helfende Kritik, von welcher Seite sie immer komme. Viele sind bewahrt worden, weil 
sie den Nächsten erkannt und eine sie tragende Gruppe gefunden haben. „Wo zwei oder drei 
versammelt sind in meinem Namen, da bin ich mitten unter ihnen“ (Matth. 18,20). Wir 
müssen neu entdecken: Die Gemeindeglieder haben an den Pfarrern und kirchlichen Mit- 
arbeitern eine große Aufgabe. Es ist an manchen Stellen ein Gefühl der Erfolglosigkeit und 
Verdrossenheit zu beobachten. In der Tiefe unserer Ratlosigkeit suchen wir nach neuen Ant- 
worten. 

4. Die Synode des Bundes hat in Eisenach 1971 Überlegungen zum Weg unserer Kirche 
formuliert. Seit dem ist „Kirche im Sozialismus“ unter uns ein oft gebrauchtes Wort. Es be- 
steht die Gefahr, daß es zu einer bloßen Formel wird. Dann entstehen trennende Mißver- 
ständnisse. Das Nachdenken über die Frage, wie wir Kirche im Sozialismus sein können, 
muß intensiver werden. Unser Auftrag ist ständig neu zu überdenken, mit Inhalt zu füllen 
und in der Nachfolge zu bewähren. Er muß immer wieder in der Freiheit und Bindung, 
die aus dem Evangelium kommt, durchdacht und durchgehalten werden. Wir sind gewiß, 
daß die Bewegung, in die uns das Evangelium mitnimmt, Kirche in der jeweiligen Gesell- 
schaft zu sein, richtig ist. 

Wir haben entdecken müssen, daß diese Erkenntnis im Leben und Denken unserer Kir- 
chen und Gemeinden noch nicht genügend Wirklichkeit geworden ist. Das betrifft auch 
kirchenleitendes Handeln. Wir haben noch nicht gelernt, füreinander durchschaubar zu 
handeln und zu reden. Unterschiedliche Auffassung und Ansichten unter uns sind bislang 
auf den verschiedensten Ebenen nicht genügend zur Sprache gekommen. Dadurch fühlen 
sich viele nicht ernst genommen. Wir werden zu fragen haben, was es heißt, die Kirche 
eines Herrn zu sein, der die Nägelmale des Karfreitag zu den Kennzeichen seiner Herr- 
schaft gemacht hat, und ob wir die Wehrlosigkeit seiner Herrschaft und die Armseligkeit 
der Mittel, durch die sie sich verwirklicht, bejahen. 

Immer wieder erliegen wir der Versuchung, den eigentlichen Auftrag der Kirche zu ver- 
fehlen, miteinander Kirche für andere zu sein. Dies sollte dazu führen, die Gemeinschaft 
unter uns tragfähiger und bewahrender zu machen. Keiner sollte allein bleiben und allein 
entscheiden. 

Gemeinschaft untereinander hat zugleich Offenheit und Weite. Dadurch handeln wir als 
Kirche, daß wir gleichzeitig den angefochtenen Menschen neben uns und die Leidenden 
in aller Welt durch Gebet und Tat erreichen. Wir werden immer neu zu lernen haben, 
diese Gleichzeitigkeit durchzuhalten. 


(4) Bericht der Magdeburger Kirchenleitung über Überlegungen und Entschei- 
dungen im Zusammenhang mit der Selbstverbrennung von Pfarrer Oskar 
Brüsewitz, vorgelegt auf der Tagung der Synode der Kirchenprovinz Sach- 
sen am 28. Oktober 1976. 

Der folgende Bericht bringt eine zusammenfassende Darstellung und Deutung 
der Selbstverbrennung. Vor anderen Kommentierungen, Aussagen, Dokumen- 
tationen und Erklärungen muß diesem Bericht schon darum ein besonderer 
Rang eingeräumt werden, weil er die Darstellung der verantwortlichen und zu- 
ständigen Kirchenleitung in dieser Sache gibt. 


Die Kirchenleitung (KL) ist der Auffassung, auf dieser Tagung der Synode von einem eige- 
nen Rechenschaftsbericht über ihre Tätigkeit im letzten halben Jahr absehen zu können, 
da der Synode ein umfangreicher Bericht des Konsistoriums vorliegt. Insofern die Arbeit 
des Konsistoriums zu einem Teil in der Vorbereitung und Durchführung von Beschlüssen 
und Entscheidungen der KL besteht, schlägt sich im Bericht des Konsistoriums auch die 
Tätigkeit der KL im Berichtszeitraum nieder. Die KL hat es für sachgerecht gehalten, der 
Synode statt eines Tätigkeitsberichtes einen Problembericht über die geistliche Situation 
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in unserer Kirchenprovinz in der Form dreier Kurzreferate zum Thema ‚Wie bleibt die 
Kirche bei der Sache?“ geben zu lassen. Als die KL diese Entscheidung traf, wußte sie 
noch nicht, daß wenig später ein Ereignis eintreten würde, das unsere Kirchenprovinz in 
der Tiefe erschüttert und die KL seitdem unentwegt beschäftigt hat: die öffentliche Selbst- 
verbrennung unseres Bruders Pfarrer Oskar Brüsewitz. Die KL war der Meinung, daß die 
Synode ein Recht habe zu erfahren, von welchen Gesichtspunkten sich die KL in ihren 
Entscheidungen hat leiten lassen, wie sie die durch dieses Ereignis ausgelösten Vorgänge 
und aufgebrochenen Fragestellungen beurteilt und was sie zur geistlichen Verarbeitung 
der sichtbar gewordenen Ursachen und Auswirkungen dieses Geschehens für nötig hält. 
Die KL hat mich als ihren Vorsitzenden beauftragt, diese Aufgabe anzugehen, und war 
dabei der Meinung, daß damit auch etwas „zur Sache“ und also zum Thema dieser Syno- 
daltagung gesagt werden würde. 


1. Die Stellungnahmen der KL 


1.1 Das ‚Wort an die Gemeinden“ vom 21.8.1976 


Noch unter dem Schockerlebnis des Ereignisses vom 18. August in Zeitz, unter einem star- 
ken Erwartungsdruck von zwei Seiten — Distanzierung von der geschehenen Tat als der 
eines geistig Kranken und Zustimmung zu ihr als eines politischen Zeichens — und im Wis- 
sen um das erhebliche Gewicht, das jede ihrer Äußerungen haben würde, hat die KL am 
21. August das „Wort an die Gemeinden“ gerichtet. Die KL hat dem doppelten Erwar- 
tungsdruck nicht nachgegeben, sondern das gesagt, was sie zu diesem Zeitpunkt verant- 
worten konnte. Sie hat sich zu Pfarrer Brüsewitz gestellt und hat seine Tat als aus einer 
einsam getroffenen Entscheidung erwachsen bezeichnet; sie hat diese einsame Tat ein- 
geordnet in seinen Dienst als Zeuge Gottes, in dem er mit oft „ungewöhnlichen Aktionen“, 
so auch mit dieser letzten auf Gott als den Herrn über unsere Welt habe hinweisen wollen; 
sie hat dabei erwähnt, daß er von der Sorge umgetrieben worden sei, die Kirche könne in 
ihrem Zeugnis zu unentschlossen sein. Die KL hat erklärt, dieser Tat nicht zustimmen, in 
ihr also nicht eine uns. in der Nachfolge des Gekreuzigten gebotene Form der Lebenshin- 
gabe sehen zu können. Zugleich hat sich die KL gegen Entstellungen von Äußerungen in 
unserer Presse und gegen propagandistische Inanspruchnahme des Vorganges in den Massen- 
medien der BRD gewandt. Dieses „Wort an die Gemeinden“ ist nur in wenigen Zeitungen 
im vollen Wortlaut, in der übrigen Presse in einer entstellenden Kurzform veröffentlicht 
worden. 

1.1.1 Dieses — als eine erste, keinesweg als abschließende Stellungnahme gedachte — Wort 
hat neben Zustimmung auch eine zum Teil sehr harte Kritik gefunden (über 80 Zuschriften, 
viele mündliche Äußerungen). Es haben uns Leser dieses Wortes ihren Kirchenaustritt mit- 
geteilt (‚in Beantwortung der Provokation des ev. ‚Pfarrers‘ B. gegen unseren Staat“, und: 
„vom Verhalten der KL und ihrer Speichelleckerei angewidert ...““). 

1.1.2 Einige ganz wenige hatten eine bestimmte Distanzierung der KL von dieser als „Pro- 
test gegen ...““, also als eine Anti-Aktion verstandenen Handlung erwartet; es wurde dabei 
an 1. Kor. 13,3 erinnert (,‚Und wenn ich meinen Leib hingebe zum Verbrennen, — habe 
aber die Liebe nicht, so nützt es mir nichts‘). Oder es wurde mit der Genügsamkeit des 
Opfertodes Christi argumentiert, die durch eine solche Tat geleugnet werde, oder mit der 
Hoffnungslosigkeit, die in dieser Tat zum Ausdruck komme und die uns nicht erlaubt 
sei. 

1.1.3 Die Kritik der allermeisten ging indessen in die entgegengesetzte Richtung: a) es 
sei der Signalcharakter dieser Tat, die auf schwere objektive Schäden in unserer Gesell- 
schaft habe aufmerksam machen wollen, unterschlagen, es sei also nichts von dem Protest 
hörbar gemacht worden, den diese Tat gegen die von unserer Jugend wehrlos hinzuneh- 
mende Dauerbeeinflussung mit marxistisch-atheistischer Ideologie, gegen die Züchtung 
eines Geistes rückständiger Intoleranz, gesellschaftlicher Heuchelei und ohnmächtiger Re- 
signation habe erheben wollen; b) hier sei eine Tat geschehen, die in der Linie von Luk. 
10,24 liege (,‚Wer sein Leben erhalten will, der wird es verlieren; wer aber sein Leben ver- 
liert um meinetwillen, der wird’s erhalten‘) oder in der Linie von Phil. 2,8 (‚,‚Er erniedrigte 
sich selbst und ward gehorsam bis zum Tode‘‘ — zum vorsätzlich gewollten Tode). Mit 
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ihrer Erklärung, daß sie der Tat von Pfarrer Brüsewitz nicht zustimmen könne, habe die 
KL dem Evangelium widersprochen; c) es fehle ein Wort des menschlichen Respekts vor 
diesem Lebensopfer; d) die Behauptung, unsere Aufgabe als Christen bestünde darin, in 
unserer Gesellschaft mitzuarbeiten, gehe völlig an den Realitäten vorbei. Die Erfahrung 
habe gezeigt, daß eine eigenständige Mitarbeit von Christen nach den vom Evangelium ge- 
setzten Maßstäben unerwünscht und unmöglich sei; e) dieses Wort an die Gemeinden sei 
„staatsfromm“, leisetreterisch, feige, „Opium des Volkes“, ein Produkt der Angst, wie sie 
für die Kirchenleitung typisch geworden sei; f) es fehle eine deutliche Abweisung der ADN- 
Meldung im „Neuen Deutschland“ am 21.8.1976, in der auf Erklärungen von kirchlicher 
Seite hingewiesen worden war, daß Pfarrer Brüsewitz ein „abnormal und krankhaft veran- 
lagter Mensch“ sei, der „oft unter Wahnvorstellungen“ gelitten habe. Zu der in dem „Wort 
an die Gemeinden‘“ angesprochenen Aufgabe, „in unserer Gesellschaft mitzuarbeiten, um 
durch das Zeugnis und Beispiel unseres Lebens dazu zu helfen, daß Gottes Ziele in dieser 
Welt verwirklicht werden“, gehöre auf alle Fälle auch das Eintreten für eine der Wahrheit 
entsprechende und die Würde des Menschen achtende Information in unseren Publikations- 
organen und Massenmedien. 

1.1.4 Bis auf wenige Ausnahmen waren die Einsendungen an die KL ernsthafte Versuche, 
das unfaßbare Geschehen in Zeitz zu begreifen und sich darin auf einen äußersten Ausdruck 
gebrachte Existenzproblematik bewußt zu machen. Erstaunlich war die fast durchweg vor- 
handene Bereitschaft, diese Tat zu akzeptieren und sich mit ihr zu identifizieren (,,‚er ist für 
mich und meine drei Kinder gestorben“, schrieb ein Nichtchrist, der unter der alternativ- 
losen Situation in unserer Gesellschaft leidet, „ein stellvertretendes Handeln für mich und 
viele“ — so ein Pfarrer) und eine dementsprechende Empfindlichkeit gegenüber allem, was 
den Eindruck einer Distanzierung machen konnte, und ebenso die fraglose Selbstverständ- 
lichkeit, mit der man die wahren Motive der Tat zu kennen meinte. Für die KL erschrek- 
kend war die beinahe durchgängig anzutreffende Meinung, sie nehme mehr Rücksicht auf 
den Staat als auf die Wahrheit, sie wage aus Ängstlichkeit kein klares, eindeutiges Wort mehr. 

1.1.5 Die KL hat sorgsam alle diese Stimmen gehört und als Hauptfragen erkannt: 

1. Welches „Zeichen“ ist durch die Selbsttötung von Pfarrer Brüsewitz gesetzt worden 
und wie ist es theologisch zu beurteilen? 

2. Was heißt „‚Eindeutigkeit“ im kirchenleitenden Handeln? Wie ist das Mißtrauen von 
Pfarrern und anderen Gliedern der Gemeinde gegenüber der Leitung der Kirche entstan- 
den und wie kann ihm abgeholfen werden? 

3. Welche Probleme im Leben der Gesellschaft sind sichtbar geworden? 

4. Auf welche Schäden im Leben unserer Kirche lassen die eingegangenen Stellungnah- 
men schließen? 


1.2. Das Schreiben der KL an die Redaktionen der Zeitungen „Neues Deutschland‘ und 
„Neue Zeit“ vom 2.9.76 


1.2.1 Die KL hat bewußt unterlassen, was die Situation emotional aufladen könnte. Sie 
hat bestimmte Sicherheitszumutungen bei der Beerdigung von Bruder Brüsewitz ebenso 
abgewiesen wie bestimmte Sensationsgelüste und dafür gesorgt, daß der gottesdienstliche 
Charakter der Beerdigung gewahrt bliebe und zugleich die weit über den Kirchenkreis 
hinausgehende Betroffenheit der ganzen Kirche zum Ausdruck käme. Trotz dieses über- 
legten Verhaltens der KL kam es zu Behinderungen von Menschen, die an der Beerdigung 
teilnehmen wollten. Am 31.8.1976 kamen dann die Kommentare in den Zeitungen ‚Neues 
Deutschland‘ und ‚Neue Zeit“. Zu ihnen konnte die KL nicht schweigen. Nachdem die 
darin gemachten Angaben geprüft worden waren, hat die KL am 2.9. ein Schreiben an 
die beiden verantwortlichen Redaktionen gerichtet, das sie zugleich den Gemeinden zu- 
sandte, da hier die schnellste Information nötig war; denn es war zu befürchten, daß die 
Glieder der Gemeinde in Betrieben und Schulen sogleich mit diesen Zeitungsartikeln kon- 
frontiert werden würden, was denn auch geschehen ist. 

1.2.2 Diese die Ehre eines Verstorbenen herabsetzenden, die Wahrheit verletzenden und 
im Ton sich so völlig vergreifenden Artikel haben die Atmosphäre in einer bösen Weise 
vergiftet und eine Welle der Empörung ausgelöst. Die KL hat eine ganze Reihe von Zu- 
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schriften erhalten, in denen Gemeindeglieder, Mitarbeiter oder Konvente uns Kenntnis 
gaben von ihren spontanen Eingaben an die Redaktionen oder an politische Stellen. Dar- 
über hinaus haben wir auch Kenntnis bekommen von Zuschriften anderer Bürger, die sich 
nicht zu unserer Kirche rechnen. Unter diesen Zuschriften befand sich auch der Durch- 
schlag eines Briefes von Menschen, die sich ausdrücklich als Sozialisten bezeichnen und sich 
zum Marxismus bekennen, an die für sie zuständige Stelle. In diesem Brief wenden sie sich 
gegen eine Praxis, die persönliche Würde eines Andersdenkenden zu verletzen, um der poli- 
tischen Auseinandersetzung mit ihm auszuweichen. Sie haben uns erklärt, daß sie die KL 
in ihrem Bemühen unterstützen, die Würde von Pfarrer Brüsewitz gegen ungerechtfertigte 
Angriffe zu schützen. Wir sehen in der Tatsache dieses Briefes ein gutes Zeichen für die 
Achtung vor der Ehre und der Überzeugung Andersdenkender und für die Bereitschaft 
zum offenen Gespräch. 

1.2.3 Die von der KL angeschriebenen Redaktionen haben auf unser Schreiben nicht rea- 
giert. Der uns mündlich zugekommene Vorwurf, die KL hätte den Brief an die Redaktionen 
gleichzeitig den Gemeinden weitergegeben und damit die Redaktion der Möglichkeit und 
Notwendigkeit enthoben, ihn zu veröffentlichen, hat ein gewisses formales Recht, ist aber 
in Wirklichkeit ein Vorwand. Die Reaktionen auf die erwähnten Zeitungskommentare ha- 
ben auf das Vorhandensein einer hochgradigen Sensibilität für die unantastbare Würde des 
Menschen aufmerksam gemacht, die sofort reagiert, wenn auch nur der Anschein besteht, 
es solle ein Mensch auf Grund seiner anderen Überzeugung entweder moralisch diskredi- 
tiert oder als psychopatisch diagnostiziert werden. 


1.3. Der Brief der Konferenz der Kirchenleitungen (= KKL) 
an die Gemeinden vom 11.9.1976 


Der von den Vertretern der KL mit erstellte und verantwortete Brief der KKL ist das Er- 
gebnis der bis dahin geschehenen intensiven Bemühungen, Klarheit darüber zu gewinnen, 
was die Tat von Pfarrer Brüsewitz ausgelöst und aufgedeckt hat. Dieser Brief wäre ohne 
die vielfältigen Reaktionen von seiten der Gemeinden und der Pfarrer nicht möglich ge- 
worden. Die Synode des Bundes hat der KKL für diesen Brief gedankt, ‚‚der als Hilfe zur 
Aufarbeitung der Ereignisse in Zeitz und ihrer Wirkungen empfunden‘ werde. Hier sind 
dann auch die Anfragen an die Kirche, die Gemeinden, die Kirchenleitungen, an die Ge- 
sellschaft und die staatlichen Organe deutlich angesprochen. Sie sind in der Substanz die- 
selben, wie sie unter 1.1.5 formuliert worden sind und im folgenden behandelt werden 
sollen. Daß dieser besonnene, selbstkritisch fragende und kritisch anfragende, in keiner 
Weise aggressive Brief der KKL an die Gemeinden nicht einmal in unseren eigenen kirch- 
lichen Zeitungen gedruckt werden konnte, ist völlig unverständlich. 

Wir hören nicht auf zu hoffen, daß es hier eines Tages zu vernünftigen Regelungen kom- 
men wird. 


1.4. Das Gespräch in Halle am 4.10.1976 


Da die KL sich nicht in der Lage sah, allen Einsendern von Briefen eine individuelle Ant- 
wort zu geben, es aber auch nicht für ausreichend hielt, ihnen lediglich die Stellungnahme 
der KL und der KKL zuzusenden, hat sie allen Einsendern von Zuschriften das Angebot 
eines Gespräches gemacht, zu dem einen Vertreter zu entsenden auch den Kirchenkreisen 
und Ausbildungsstätten die Möglichkeit gegeben wurde. Dieses mehr als fünfstündige Ge- 
spräch, zu dem etwa 100 Personen erschienen waren, fand am 4.10. in Halle statt. Hier 
wurde von der KL bis ins Detail informiert; auf die Fülle von Anfragen und Anklagen 
wurde zu antworten versucht; es gab von solchen, die die Art und den Dienst von Bruder 
Brüsewitz aus eigener Anschauung kannten, einige Informationen, in denen auch deutlich 
seine Grenzen zur Sprache kamen. Dieses Gespräch in Halle war nötig, zeigte aber, wie 
wenig wir mit dem fertig sind, was der Tod von Oskar Brüsewitz an Fragen aufgerissen 
und an Wirkungen ausgelöst hat. Auch solche unbefriedigend bleibenden Gespräche wie 


das in Halle sind besser, als wenn die Probleme und Schwierigkeiten verdrängt oder ver- 
schwiegen würden. 


412 


2. Versuch einer Klärung (vgl. 1.1.5) 
2.1 Die Zeichenhandlung im Licht des sendenden Wortes Christi 


2.1.1 Die öffentliche Selbstverbrennung von Pfarrer Oskar Brüsewitz ist von vielen als ein 
„Zeichen“ bezeichnet worden, das er habe aufrichten wollen. Fragt man, welchen Inhalt 
dieses Zeichen habe, worauf es hinweisen, was es zum Ausdruck bringen wollte, so gehen 
die Antworten weit auseinander (ein Zeichen des Protestes, der Ausweglosigkeit, des Mutes 
der Verzweiflung, des Bekenntnisses, der Gefolgschaftstreue). Dieses Zeichen ist in sich 
nicht eindeutig. Die Tat vom 18.8. in Zeitz ist nur darin eindeutig, daß in ihr nicht das 
Leben anderer, sondern nur das eigene Leben angetastet werden sollte (um gerade so die 
anderen in ihrem Lebenszentrum betroffen zu machen). Wir haben es also mit einer Signal- 
handlung zu tun, die a) im Stil des gewaltlosen politischen Kampfes bei anderen Betroffen- 
heit und Gewissensbeunruhigung auslöst, ohne sie gewaltsam zu verletzen — irgendwie sind 
alle gebrannt, ohne daß sie körperlich von der Flamme angerührt worden sind —, und b) de- 
ren mehrdeutige Zeichenhaftigkeit ohne das begleitende Wort der Auslegung Rezeptionen 
mit den unterschiedlichsten Deutungen erlaubte und Identifizierungs- und Solidarisierungs- 
vorgänge auslöste, die von ganz verschiedenen Motiven, Intentionen und Konzeptionen 
umgetrieben waren. Die Zeichenhandlung vom 18.8. hatte gerade in ihrer Mehrdeutigkeit 
die Wirkung und schuf die Möglichkeit, daß Menschen mit unterschiedlichsten gesellschaft- 
lichen Leiderfahrungen — oft genug mühsam durch Jahre hindurch unter der Lebensober- 
fläche gehalten — sich auf einmal in diesem Geschehen wiederfinden und verstanden und 
auf sich aufmerksam gemacht fühlen können. Es müßte in diesem Zusammenhang vielleicht 
einmal darüber nachgedacht werden, was es heißt, daß jemand sich nicht zum Zeichen 
macht, sondern zum Zeichen gesetzt wird (vgl. Luk. 2,34). 

2.1.2 Das Zeichen, das Oskar Brüsewitz hat aufrichten wollen, würde auch dann keine 
Eindeutigkeit gewinnen, wenn uns der Text der von ihm aufgestellten Plakate bekannt 
würde. Alle geschichtlichen Erfahrungen und Zeichen (sogar die Wunderheilungen Jesu, 
vgl. Matth. 12,22ff.) bleiben in sich mehrdeutig; ihre Eindeutigkeit gewinnen sie erst im 
Wort des Zuspruchs und Anspruchs Jesu. Und so weist uns das uns betroffen machende 
Zeichen zurück auf das Buchstabieren des Auftrages Jesu; es wird eindeutig, wenn es uns 
den Anstoß gibt, neu auf das Wort zu hören, das uns zum Dienst des Evangeliums am Ort 
unserer Gesellschaft sendet und das allein diesen Dienst eindeutig bestimmen, klären und 
gewiß machen kann. 

2.1.2.1 Wir werden durch das Zeichen von Zeitz heilsam daran erinnert, was wir schon 
längst wissen, aber nun neu zu bedenken haben: unser Dienst geschieht in der Kreuzes- 
nachfolge Jesu (Luk. 9,23). Wir werden uns gerade angesichts der Selbstauslegung von 
Bruder Brüsewitz in seinem Abschiedsbrief an den Konvent, in dem er von dem im Gang 
befindlichen mächtigen Krieg zwischen Licht und Finsternis spricht, zu vergegenwärtigen 
haben, daß Jesus mit dem Zelotismus zusammen eine bestimmte Linie alttestamentlicher 
Prophetie des Eiferns um das 1. Gebot (Elia, Jehu, Makkabäer, Apokalyptik der jüdischen 
Gemeinde in Qumran im Krieg der Söhne des Lichts gegen die Söhne der Finsternis) ab- 
gewiesen hat. Er sendet die Seinen als wehrlos Liebende unter die Menschen. Sie können 
ihnen nicht die Zähne zeigen (,‚wie Schafe unter die Wölfe‘ Matth. 10,16), vielmehr wird 
ihnen zugemutet, die zu segnen, die ihnen fluchen, denen wohlzutun, deren Haß sie zu spü- 
ren bekommen (Matth. 5,44; Röm. 12,14; 1. Korr. 4,12; 1. Petr. 3,9); er preist sie selig 
(muntert sie also nicht auf, dagegen zu protestieren), wenn die Menschen sie um seinet- 
willen schmähen, verfolgen und Übles gegen sie reden (Matth. 5,11), er verbietet ihnen, 
mit Feuer zu reagieren, wenn man ihn abweist (Luk. 9,54) oder ihn so zu verteidigen, daß 
der verletzt wird, der ihn angreift (Matth. 26,51ff.); er setzt das ruinöse Gesetz des Gegen- 
schlages außer Kraft (Joh. 18,22f.; Matth. 5,39f.) und betet für seine Schinder und Hen- 
ker (Luk. 23,34). Wir sollen in die Fußstapfen dessen treten, „der nicht widerschalt, da er 
gescholten ward, nicht drohte, da er litt, der es vielmehr dem anheimstellte, der da recht 
richtet“ (1. Petr. 2,23). Es ist die Frage an uns, ob wir im Dienst dieses Herrn stehen 
wollen, der die Nägelmale des Karfreitag zur bleibenden Signatur seiner Herrschaft gemacht 
hat, ob wir die Verborgenheit seiner Herrschaft aushalten, die Unscheinbarkeit seiner Mittel 
bejahen, und uns an der Armseligkeit seiner Gemeinde nicht stoßen (1. Kor 1,18ff.; Luk. 
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10,12), und auf alle polemische Schwarz-Weiß-Abgrenzungen verzichten (es gibt im NT 
zwar „Kinder des Lichts“, aber sie werden nicht zum Angriff auf die „Kinder der Finster- 
nis“ gerufen; im übrigen: Matth. 8,12!). Die entscheidende Frage an uns dürfte tatsächlich 
die sein, ob wir die Kirche des auferstandenen Gekreuzigten sein wollen. Das würde keines- 
falls heißen, eine schweigende, alles passiv hinnehmende Kirche zu sein, so wahr Jesus nicht 
gekreuzigt worden ist, weil er geschwiegen, sondern für die gesprochen und sich zu denen 
gestellt hat, die von den Selbstgerechten, sich selber Rühmenden als kommunikationsun- 
würdig disqualifiziert worden waren (Matth. 9,10f.; 11,19; Luk. 15,1f.; 18,13; 19,7; Joh. 
9,24£.), und weil er den von Gott geliebten Menschen, das ihm Dienliche, zur Form für 
die Praktizierung des Gesetzes gemacht hat (Matth. 12,1-14; 15,1-9). Die Kirche in der 
Nachfolge des Gekreuzigten wird das Leiden nicht suchen, es aber erfahren. Sie wird nicht 
ein Zeichen aufrichten oder sich zum Zeichen machen, aber sie wird zum Zeichen wer- 
den, — zum Zeichen dafür, daß Christus nicht militant, sondern allein durch seine Kreuzes- 
liebe siegt (Röm. 8,37ff.; Offb. 5,5f.; 12,11) — aber eben: siegt. 

2.1.2.2 Die neu von uns als Gemeinde zu beantwortende Frage, ob wir die Kirche des 
Herrn mit den durchbohrten Händen sein wollen, enthält — namentlich für uns Pfarrer — 
die persönliche Frage, ob wir bereit sind, die apostolische Existenz zu übernehmen, in 
der demütigende Erfahrungen des Mißerfolgs, der Vergeblichkeit, der Ablehnung, des Ver- 
lassenwerdens zu machen und Sterbenswege zu gehen sind (1. Kor. 4,9ff.; 2. Kor. 1,8ff.; 
11,23ff.; Gal. 4,11). Die beruflichen Enttäuschungserfahrungen, die heute ein Pfarrer bei 
uns machen muß — das allmähliche Abbröckeln, die Angst und die Gleichgültigkeit bei so 
vielen, die Isolierung, die Untergrabung seines Ansehens (und das alles bei treuer, fleißiger 
Arbeit!) —, haben unserem Bruder Brüsewitz ja offenbar ganz schwer zu schaffen gemacht 
(ob er mit seinem freiwilligen Tod seinem „General“ nicht vielleicht hat sagen wollen: 
Auch wenn deine Truppe kleiner wird wegen der vielen Deserteure und Defaitisten, — du 
sollst wissen: es gibt noch welche, die zu dir halten und ihr Leben für dich einzusetzen 
bereit sind!). Und wir selber haben zwar über unseren so anders werdenden Dienst in der 
Diasporasituation immer wieder gesprochen, aber ihn innerlich noch nicht wirklich akzep- 
tiert. Der gekreuzigte Herr, der uns in seinen Dienst nimmt, will uns die Schmerzen über 
all das Zerbrechen, das wir erfahren, nicht ausreden, aber er möchte, daß wir nicht in Bit- 
terkeit, Aufgebrachtheit oder Selbstbemitleidung dienstuntauglich werden. Wir sollen in 
den Kreuzeserfahrungen Auferstehungserfahrungen machen (2. Kor. 4,10: „Wir trage alle- 
zeit das Sterben Jesu an unserem Leibe, auf daß auch das Leben Jesu an unserem Leibe 
offenbar werde‘). Es wird so möglich, Trübsal mit Geduld zu ertragen (Röm. 12,12; 
2. Tess. 1,4; 2. Kor. 4,8; Offb. 13,10: „‚Hier ist Geduld und Glaube der Heiligen!“), sie 
als leicht zu empfinden (2. Kor. 4,17), ja, sich ihrer zu rühmen (Röm. 5,3), sich im Leiden 
zu freuen (Kol. 1,24; 1. Petr. 4,13ff.; Hebr. 10,34; Jak. 1,2; Apg. 5,41; 2. Kor. 6,10). Weil 
es der auferstandene Gekreuzigte ist, der uns sendet und uns die Schmerzerfahrungen zu- 
mutet, gilt gegen alle Erfahrungen: „Nicht vergeblich“ (1. Kor. 15,58), nichts umsonst! 
Der in solcher Geduld der Hoffnung getane Dienst leuchtet — strahlender, heilsamer, sieg- 
hafter, ansteckender als alle flammende Fanale. 


2.2 Spannungen zwischen Kirchenleitung und Pfarrerschaft und ihr Zusammenspiel 


(Da es der KL nicht gut ansteht, in eigener Sache zu sprechen, ist Rektor Christoph Hinz 
gebeten worden, aus seiner Sicht und in eigener Verantwortung zu diesem Fragenkomplex 
etwas zu sagen.) 

Es sind in den zurückliegenden zehn Wochen auch Spannungen sichtbar geworden zwi- 
schen Kirchenleitung und Kreisen der Pfarrer, zum Teil der Gemeindeglieder. Vielleicht ha- 
ben sie hier und da schon länger latent bestanden und sind in der Beunruhigung nach den 
Zeitzer Ereignissen nur noch deutlicher an die Oberfläche getreten, besonders in den An- 
fragen an die Kirchenleitung. Manche kamen aus emotionalem Unmut, manche waren er- 
füllt von Mißtrauen und Sorge, manche benannten beachtenswerte Gesichtspunkte (vgl. 
1.1.1 und 4). Das Gespräch in Halle machte etwas davon exemplarisch anschaulich. — Es 
ist von einer Vertrauenskrise gesprochen worden. Ich halte das für dramatisiert, möchte 
aber versuchen, die erkennbar gewordene Spannung ein wenig „aufzuklären“. Ich habe 
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den Eindruck, in dem latenten Gegenüber von Kirchenleitung und Pfarrerschaft erschei- 
nen zwei akzentverschiedene Mandate, die unter den Randbedingungen unserer Gesell- 
schaft sich vielleicht noch schärfer ausprägen. Wenn wir diese Akzentverschiedenheit samt 
den vorgegebenen gesellschaftlichen Bedingungen durchschauen und die Mandate sich ge- 
genseitig annehmen, könnte es auch durch Spannungen, Anfragen und Sorgen hindurch zu 
einem fruchtbaren Zusammenspiel von Leitung und Pfarrerschaft kommen, vielleicht zu 
einem en Exempel. (Zur Verdeutlichung möchte ich vereinfachen und über- 
spitzen. 

2.2.1 Die Kirchenleitung hat die Verantwortung für das Ganze der Kirche und ihr weiter- 
gehendes Leben in den Gemeinden. Ihre Leitung hat darin vor allem eine geistliche Dimen- 
sion. Sie muß diese Verantwortung aber zugleich wahrnehmen im Kontext der Innenpolitik 
unseres Staates, in dem die Kirche nicht den abgesteckten Lebens- und Rechtsraum eines 
ausgeführten Staatskirchenvertrages hat, sondern nur die sehr schmale Basis einer allgemei- 
nen Erwähnung in der Verfassung mit dem Hinweis auf Einzelvereinbarungen. Dadurch 
ist sie im Interesse der Kirche auf ständige Verhandlungen mit Vertretern des Staates an- 
gewiesen. 

In den Verhandlungen machen die staatlichen Vertreter ihre außen- und innenpolitischen 
Gesichtspunkte deutlich, geben ihre politische ‚‚Einschätzung‘“ bestimmter kirchlicher Hand- 
lungen, sprechen Beurteilungen vergangener Vorgänge und Erwartungen für zukünftige aus, 
die nicht ohne Anerkennung und Tadel sind. Dabei wird oft indirekt zu verstehen gegeben, 
daß die Berücksichtigung staatlich-politischer Erwartungen die Erfolgsaussichten für die 
kirchlichen Anliegen vergrößern würden. Schema: do ut des (ich gebe, damit du gibst). Die 
Nötigung, im Interesse der Kirche und der Menschen, für die die Kirche da sein möchte, 
sich immer wieder auf solche Verhandlungen einzulassen, heißt aber auch, sich in ihren 
Spielregeln, Sprachregelungen, Norm- und Tabu-Erwartungen zustimmend oder ablehnend 
zu bewegen. Das führt leicht — vielleicht unvermeidlich — dazu, daß die kirchenleitend Ver- 
antwortlichen bei ihrem Handeln und öffentlichen Reden die nächste Reaktion der staat- 
lichen Vertreter mit im Kopf haben (— nicht Angst waltet hier, sondern Sorge um die Aus- 
sicht der nächsten Verhandlung —). Auch wenn die Betreffenden selbst mit gutem Gewissen 
sich sagen können, sie haben staatlich-politischen Erwartungen nicht einfach entsprochen, 
sondern aus eigener kirchlicher Verantwortung gehandelt und geredet, schimmert in ihren 
Worten für unbefangene Gemeindeglieder und Pfarrer der Gedanke an die staatliche Ge- 
sprächspartnerschaft manchmal hindurch. 

Es läge viel daran, hierauf nicht einfach mit einem Gemurmel über „die da oben‘ zu rea- 
gieren, sondern die Last wahrzunehmen, welche die Ausübung des kirchlichen Leitungsman- 
dats unter den Randbedingungen unserer staatlichen Innenpolitik bedeutet. Denn wir alle 
sind als Glieder der Kirche darauf angewiesen, daß leitende Brüder diese Last tragen. Und 
wir alle, Pfarrer und Gemeindeglieder können die Bedingungszusammenhänge wissen, unter 
denen leitende Brüder bei uns ihre gesamtkirchliche Verantwortung ausüben müssen und sie 
in der Last dieses Mandats annehmen. 

Ich persönlich bin noch froh, daß sie es so wahrnehmen, wie es in unserer Kirchenprovinz 
geschieht (auch wenn ich manchmal Fragen habe). 

Vor allem aber sehe ich darin etwas Hoffnungsvolles, daß sie sich für kritisch mitdenkende 
Fragen der Pfarrer offenhalten. 

2.2.2 Die Pfarrer (- stilisiert und verkürzt gesprochen —) haben das Mandat der unmit- 
telbaren Ausrichtung des Evangeliums an die Menschen in unserer Gesellschaft. Sie fragen 
„unbefangen“, ohne die Last gesamtkirchlicher Leitungssorgen, nach dem in unserem Land 
„wahren“ christlichen Zeugnis, nach der Relevanz des Evangeliums für Menschen in ihren 
alltäglichen Lebenserfahrungen. Sie haben nicht selten aus enger Tuchfühlung die Belastun- 
gen (und Frustrationen) vor Augen, die Menschen unter der innenpolitischen Praxis emp- 
finden, Belastungen, die sich oft nur noch in Nachbarschaftsgesprächen äußern. Aus mit- 
betroffener Solidarität suchen und erwarten sie ein kirchliches Zeugnis, das dem Menschen 
an der gesellschaftlichen Basis nahe bleibt und gerecht wird. (Bonhoeffers Mahnung „Tu 
deinen Mund auf für die Stummen“, Spr. 31,8, ist bei manchen lebendig.) 

Aus dieser Tuchfühlung mit den Menschen wissen sie auch von dem kritischen Unbehagen 
gegenüber Einseitigkeiten der Berichterstattung und parteilicher Wertung in unserer Presse. 
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Sie wissen von der oft wahrnehmbaren Apathie gegenüber verantwortlich politischem Mit- 
denken für das Ganze, die aus Enttäuschungen resultieren. Und sie wissen auch von der 
Scheu vieler Menschen, ihren christlichen Glauben und die Verbindung zur Kirche öffent- 
lich zu erkennen zu geben, weil sie Folgen für Berufs- und Bildungsaussichten befürchten. 
Und sie fragen sich nach den innenpolitischen Wurzeln dieser Scheu, auch wenn sie über- 
zeugt sind, daß der christliche Glaube sie überwinden kann und sollte. Aus dieser soli- 
darischen Betroffenheit kommt das unruhige Fragen nach dem relevanten christlichen Zeug- 
nis, das sich auf die täglichen Lebenserfahrungen unserer Mitmenschen bezieht. Und aus 
diesem, den Pfarrern spezifischen Auftrag sehe ich die Gruppe der Anfragen an die Kirchen- 
leitung kommen, die nachdenkenswerte kritische Fragen stellte. Die Leitung einer Kirche, 
in der die Tradition vom Priestertum aller Gläubigen lebendig ist, dem theologischen Aus- 
druck für Mündigkeit, tut gut daran, dem kritisch fragenden Mitdenken von Pfarrern und 
Gemeindegliedern Aufmerksamkeit zu schenken. Deren Mandat ist ja auch in dem der Lei- 
tung inbegriffen. Und ich bin dankbar und froh darüber, daß diese Aufmerksamkeit in 
der Kirchenleitung immer wieder versucht wird und lebendig ist, auch wenn es manchmal 
durch Verstimmung und Verdruß über spannungsgeladene Äußerungen und Briefe hindurch- 
eht. 
- Das Wort der KKL (1.3) läßt ja sehr deutlich diese Aufmerksamkeit erkennen, wäre ohne 
die vielen Anfragen und Äußerungen so wohl nicht zustande gekommen und ist durchaus 
auch die Frucht eines spannungsvollen Zusammenspiels. 

2.2.3 Die akzentverschiedenen Mandate sind einander zugeordnet und aneinander ge- 
wiesen (unbeschadet der Tatsache, daß der KL in vielen Fragen eine Letztentscheidung 
und Verantwortung bleiben muß). Biblisch-theologisch kann man beide Mandate als je 
akzentverschiedene Klesis (= Aufträge der Berufung), als unterschiedliche Charismen 
(Kybernesis und martyria) sehen. 

Charismen bewähren sich im Dienst aneinander. Aber das gelingt nicht als harmonische 
Ergänzung. Charismen haben, auch in der Gestalt von Berufungsmandaten, die Tendenz, 
sich selbst absolut zu setzen. Darum erfahren sie im gegenseitigen Dienst aneinander ihre 
Grenzen und situationsbedingten Begrenzungen. In den daraus resultierenden unvermeid- 
lichen Spannungen ist der Dienst aneinander zu bewähren. Mehr, hier ist Christus als Herr 
der Kirche zu bewähren, der mit den Charismen zugleich deren Grenze setzt. „Jeder hat die 
Autorität seines Herrn hinter sich, sofern er sich von ihm zur Anerkennung des fremden Cha- 
risma verpflichten läßt.“ 

Wenn wir aus dem Geist des Herrn unserer Kirche uns einander in den akzentverschiedenen 
Mandaten annehmen, und in den Spannungen und gegenseitigen Begrenzungen die Gemein- 
schaft in SEINEM Geist durchhalten, könnte in dem latenten Gegenüber etwas sehr Verhei- 
Bungsvolles liegen! Es müßte in keiner Weise sich zum Mißtrauen polarisieren. Säkular ge- 
sprochen könnte es innerkirchlich praktizierte kritische Solidarität sein. Es könnte als kirch- 
liche Anschauung ein Zeichen für unsere gesellschaftliche Umwelt werden, ein Beispiel für 
das spannungsvolle Zusammenspiel von Leitung und ernstgenommener Basis. 

Innerkirchlich bewährte kritische Solidarität der christlichen Bruderschaft aber ist Voraus- 
setzung für die Wahrnehmung kritischer Solidarität in der Gesellschaft, die pointiert im 
Dienst der Menschen steht und ihrer Erfahrungen in unserem Land. 


2.3 Sichtbar gewordene Probleme in unserer Gesellschaft 


In dem Brief der KKL an die Gemeinden heißt es: „‚Die Tat von Bruder Brüsewitz und die 
Wirkungen, die sie auslöste, zeigen erneut die Spannungen, die durch unsere Gesellschaft 

gehen, und die Zerreißproben, in die viele gestellt sind.‘ Wir sind auf das, was im Ereignis 

des 18. August in Zeitz und in den Reaktionen darauf sich an Erfahrungen des Leidens an 
bestimmten Erscheinungsweisen unserer gesellschaftlichen Wirklichkeit gezeigt und geäußert 
hat, im Vorangehenden eingegangen (vgl. 1.1.3;1.1.4;1.2.2;1.3;2.1.1;2.2.2) und können 

uns darum jetzt auf kurze Problemanzeigen beschränken. (Dabei ist zu bedenken, daß es kei- 

ne Gesellschaft gibt, an der nicht in irgendeiner Weise von Menschen gelitten würde. Ich maße 
mir im übrigen nicht an, für alle zu sprechen. Ich kann nur das wiedergeben, was im Zusam- 
menhang mit den Vorgängen in Zeitz an Empfindungen von Menschen erkennbar geworden ist.) 
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2.3.1 Die Spannung zwischen der erklärten Absicht, die marxistische Weltanschauung in un- 
serer Gesellschaft durchsetzen zu wollen, und die in der Verfassung gegebene Zusicherung, 
daß jeder Bürger Gewissens- und Glaubensfreiheit genieße, würde zu einer Dauerbelastung füh- 
ren, wenn nicht alles wirksam ausgeschlossen wird, was als Druck empfunden und wodurch 
Angst erzeugt wird (vgl. Brief der KKL). Die Kosten für Zivilcourage sollten nicht hochge- 
trieben werden. 

2.3.2 Es müssen Freiräume für das offene Gespräch gelassen werden, in denen der Mensch 
die Chance hat, sich als mündig und als eigenständig Denkender zu erfahren, ohne befürchten 
zu müssen, daß auf seine Anfragen, Einwände und Ideen mit Standardantworten oder gar 
mit gesellschaftlich disqualifizierenden Kennzeichnungen reagiert wird. Tabuisierung von 
Problemen erzeugt offensichtlich Frustrationen und führt zur Resignation oder auch zur An- 
stauung von Aggressionen gegenüber der Gesellschaft. 

‚2.3.3 Wir bedürfen einer Information, die uns die Wirklichkeit zeigt, wie sie ist — mög- 
lichst unverzerrt und ohne Ausblendung des Unliebsamen und mit der Bereitschaft, Fehl- 
informationen richtigzustellen. Richtigstellungen würden das Vertrauen in der Zuverlässig- 
keit von Informationen nicht vermindern, sondern verstärken. 

2.3.4 Die Ausübung der Macht müßte so durchschaubar wie möglich gemacht werden; wenn 
irgend möglich, sollten bei Maßnahmen die eigentlichen Gründe genannt werden (das Neon- 
leuchtkreuz auf dem Kirchturm in Rippicha z.B. wurde mit der Begründung beanstandet, der 
Stromverbrauch sei zu hoch). Die Notwendigkeit von Sicherheitsmaßnahmen ist unbestreit- 
bar. Wo sie das unerläßliche Minimum überschreiten, stören sie das Vertrauensverhältnis. Die- 
se im Zusammenhang mit den Ereignissen in Zeitz sichtbar gewordenen Probleme werden hier 
genannt, um mit unseren staatlichen Partnern darüber sprechen und nach Lösungen suchen zu 
können. Uns liegt an diesem Gespräch. Darum betone ich ausdrücklich und nachdrücklich, 
daß es gegen unsere erklärte Absicht wäre, wenn das hier Gesagte zur Propaganda gegen die 
DDR benutzt würde. 


2.4. Offenkundige Schäden in unserer Kirche 


Auch hier bedarf es nur einer Problemanzeige, da auf das, was an Schäden in unserer Kirche 
sichtbar geworden ist, bereits hingewiesen worden ist (vgl. 1.1.3; 2.1.2.1; 2.1.2.2; 2.2). 

2.4.1 Im Brief der KKL steht die ‚‚Anfrage ... an Pfarrer, Mitarbeiter und Gemeinden, 
ob sie einander tragende Gemeinschaft gewähren.‘“ Und in der Stellungnahme der Bundes- 
synode vom 28. Sept. 1976 heißt es: „Wir sind auf das Problem der Vereinsamung nach- 
drücklich aufmerksam gemacht worden ... Viele sind bewahrt worden, weil sie ... eine tra- 
gende Gruppe gefunden haben.“ Mit Bruder Brüsewitz ist viel gesprochen worden; er ist 
weder von seinem Pfarrkonvent noch von der KL allein gelassen worden. Dennoch bleibt 
die Frage: Was können wir tun, daß einer nicht vereinsamt und seinen eigenen Weg geht? 
Die normale Erfahrung bei uns ist ja nicht die, daß einer die Gemeinschaft meidet, sondern 
daß er sie nicht findet oder nichts an Liebe in sie investiert. Hier ist ein tiefer Schade 
unserer Kirche uns erneut bewußt geworden. Mit Appellen ist da nichts getan; aber ich 
bin gewiß: wir würden Wunder erleben, wenn in unseren Gemeinden — zuerst aber in un- 
seren Konventen — damit begonnen würde, daß einer dem anderen seine Sünde bekennt 
(Jak. 5,16) und also „die letzte Festung der Selbstrechtfertigung‘“ preisgibt (D. Bonhoeffer), 
und wenn wir uns vom Herrn in seinem Mahl die Gemeinschaft mit ihm und untereinan- 
der immer wieder erneuern ließen. 

2.4.2 In der erwähnten Stellungnahme der Bundessynode heißt es: „Wir müssen neu ent- 
decken: Die Gemeindeglieder haben an den Pfarrern und kirchlichen Mitarbeitern eine 
große Aufgabe.“ Bislang haben wir in der Tat die Aufgabenstellung nur in der umgekehr- 
ten Richtung gesehen. Was ist das für eine Aufgabe, die die Gemeindeglieder an den kirch- 
lichen Mitarbeitern haben sollen? Ich denke: a) Sie müssen ihnen zeigen, daß sie gebraucht 
werden, und also etwas von ihnen verlangen; b) Sie dürfen sie innerlich und äußerlich nicht 
in die Isolierung geraten lassen; c) Sie müssen ihnen helfen, daß sie Bescheid wissen können, 
was die Menschen um sie herum beschäftigt; d) Sie müssen für sie und mit ihnen beten. 

2.4.3 Der Vorgang in Zeitz und die Reaktionen darauf haben gezeigt: die Frage, wie wir 
Kirche im Sozialismus sein können, ist noch keineswegs so klar beantwortet, wie das die 
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in Eisenach gefundene Formulierung vermuten läßt. Die Bundessynode hat erklärt: „Das 
Nachdenken über die Frage, wie wir Kirche im Sozialismus sein können, muß intensiver 
werden.“ Die Erklärung, daß wir Kirche nicht gegen den Sozialismus, sondern Kirche im 
Sozialismus sein wollen, wird durch die Ereignisse von Zeitz nicht rückgängig gemacht 
oder in Frage gestellt. Wenn der in dem Abschiedsbrief von Pfarrer Brüsewitz erwähnte 
Kampf zwischen Licht und Finsternis als Kampf zwischen Kirche und sozialistischem Staat 
verstanden werden müßte, wäre ihm zu widersprechen. „Licht“ und „Finsternis“ sind in 
dieser Weise nicht dingfest zu machen. Wir werden uns die kritische Frage nicht ersparen 
dürfen, inwieweit es bei uns das Mißverständnis des Evangeliums als Anti-Ideologie gegen 
den Kommunismus immer noch gibt. Es bleibt dabei, daß wir in der DDR den Staat sehen, 
in dem wir nach Gottes Willen leben und für den wir uns mitverantwortlich wissen. Auch 
dann, wenn wir kritisch fragen oder auf Schäden aufmerksam machen, geschieht das nicht 
aus heimlicher Gegnerschaft, sondern aus offener Bereitschaft zur Mitverantwortung. Wir 
haben nicht die Absicht, von unserer eingeschlagenen Grundrichtung abzugehen, freuen 
uns über alles, was in unserem Staate zum Wohle des Menschen geschieht, und tun das 
Unsere dazu. Wo wir Gefahren sehen, werden wir das offen sagen. Wir sind dankbar für 
alle Klärungen, die erreicht werden konnten, und wir geben die Hoffnung nicht auf, daß 
noch manches befriedigend gelöst werden kann, was wir als belastend und einschränkend 
erfahren. 

Ich möchte das, was mir im Anschluß an das Gespräch in Halle (1.4) ein Pfarrer unserer 
Kirchenprovinz geschrieben hat, an Sie alle weitergeben: „Bitte sorgen Sie weiter mit da- 
für, daß wir Christen gerade auch in der DDR fröhliche und allein von der Liebe Gottes 
getriebene Zeugen der Hoffnung bleiben können.“ 


II. Das Brüsewitz-Zentrum 


Einen publizistischen Wirbel und kirchliche Proteste aus der DDR und besonders 
aus den Kirchen der EKD löste ein im April 1977 verschickter Aufruf zur Gründung 
eines „Brüsewitz-Zentrums“ aus®. Über 170 Persönlichkeiten aus Politik, Wissen- 
schaft, Wirtschaft und auch einige aus der Kirche hatten den Aufruf unterzeich- 
net. Träger sollte ein „Innerdeutsches und paneuropäisches Studienwerk (INPAS) 
e.V.“ werden, das u.a. ein „Brüsewitz-Informations- und Dokumentationszentrum“ 
betreiben sollte. 


In dem Aufruf hieß es u.a.: „Der ‚DDR‘-Pfarrer Brüsewitz wollte durch seine Öffentliche 
Selbstverbrennung ... für die Religionsfreiheit in Mitteldeutschland demonstrieren ... Es 
war ein Appell an die Jugend, die Oppositionellen im Kommunismus und die Kirche, ja an 
die westliche Öffentlichkeit, nicht weiter schweigend dem Unrecht und der Gewalt gegen- 
über zu verharren ...““ 


Die politische Schreibweise „DDR“ sowie die Bezeichnung „Mitteldeutschland“ 
und einige Passagen aus dem Satzungsentwurf legten die Vermutung nahe, daß 

es sich um ein gegen die DDR gerichtetes politisches Unternehmen handeln sollte. 
Für den Aufruf zeichnete verantwortlich der „Präsident des Bundes Mitteldeut- 
scher Jugend‘ Olaf Kappelt. Einladungen und Aufruf waren so aufgemacht, daß 
der Eindruck entstehen konnte und mußte, als ob maßgebende Männer der 

EKD und ihrer Gliedkirchen die Absicht der Gründung des „Brüsewitz-Zentrums“ 
aktiv unterstützten bzw. begrüßten. Dieser Eindruck konnte und durfte nicht 


84. Vgl. die Dokumentation in: epd-Dok 38/77, S. 20ff. 
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bestehen bleiben. Natürlich hätte die Förderung eines Propaganda-Unternehmens 
dieser Art gegen die DDR seitens der EKD für die Kirchen des Bundes in der 
DDR und besonders für die Verbindung zu ihnen nicht ohne Folgen bleiben 
können. Für einige Politiker in der DDR wäre dies ein willkommener Anlaß ge- 
wesen, um die Duldung kirchlicher Aktivitäten in der DDR und die immer stär- 
ker werdenden Kontakte zwischen den Kirchen einzuschränken. 

Die Ratsmitglieder der EKD gaben öffentliche Erklärungen ab, in denen sie 
sich gemeinsam oder in Abstimmung mit kirchenleitenden Persönlichkeiten aus 
den Kirchen in der DDR gegen die Verwendung des Namens Brüsewitz bei der 
geplanten Einrichtung eines Informationszentrums aussprachen. Die Gemeinsam- 
keit des Bemühens stellt einen wichtigen Vorgang dar. Zum ersten Mal ist in die- 
ser Öffentlichen und demonstrativen Weise eine solche Gemeinsamkeit von den 
Kirchen der EKD und den Kirchen des Bundes praktiziert worden. Das Recht 
auf solche oder andere Gemeinsamkeiten ist von beiden Kirchen zwar immer 
schon deutlich genug geltend gemacht worden. Seine Durchsetzung aber wurde 
durch die politischen Umstände erschwert bzw. unmöglich gemacht. Zusammen- 
arbeit konnte im wesentlichen nur auf inoffiziellen oder jedenfalls auf nicht 
öffentlichen Wegen geschehen. In diesem Fall gelang ohne Mühe das Zusammen- 
spiel zwischen den Kirchen in den beiden deutschen Staaten. 

Die Kirchenleitung der Kirchenprovinz Sachsen schrieb am 10. Mai an den 
Ratsvorsitzenden der EKU, Präses Immer, um diesen in die Lage zu versetzen, 
im Namen der provinzialsächsischen Kirche einen Protest gegen die Verwendung 
des Namens Brüsewitz zu formulieren 8°: 


Wir haben erfahren, daß der Plan besteht, in Bad Oeynhausen ein Brüsewitz-Zentrum zu 
gründen, das die Aufgabe haben soll, „die Verletzungen der Religionsfreiheit in der Deut- 
schen Demokratischen Republik ... im Westen zu publizieren“ und „Hilfsaktionen für be- 
drängte Christen zu starten“, wie es in einer Pressemitteilung des „Koordinationsbüros 
Brüsewitz-Zentrum“ heißt. Als Leitung der Kirche, in der Oskar Brüsewitz als Pfarrer tätig 
war, haben wir uns bisher gegen jeden Mißbrauch seines Namens gewandt. Wir haben we- 
der die Verunglimpfung seines Namens in der Presse der DDR noch seine Verwendung zu 
Propagandazwecken unwidersprochen hingenommen. Darum möchten wir Sie wissen lassen, 
daß die beabsichtigte Gründung eines solchen Zentrums unter dem Namen von Pfarrer Brüse- 
witz die eigenen Bemühungen von Christen in der DDR, ihren Auftrag wahrzunehmen, ins 
Zwielicht bringt. 

Wir verwahren uns dagegen, uns in einer derartigen Weise helfen zu wollen. Wo Schwierig- 
keiten sichtbar werden, setzen sich Christen in der DDR selbst für die Wahrung der Men- 
schenrechte ein. Das Brüsewitz-Zentrum aber wird nicht der Verbesserung des Verhältnisses 
zwischen den Menschen in den beiden deutschen Staaten oder einer besseren Verwirklichung 
bestimmter Menschenrechte in unserem Staate dienen können. Sicher hat Oskar Brüsewitz 
mit seinem Tod auch auf die Einhaltung des Grundrechtes der Glaubens- und Gewissensfrei- 
heit aufmerksam machen wollen — sein Anliegen wird aber verfälscht, wenn es propagan- 
distisch genutzt wird. 

Wir wenden uns daher gegen die Absicht, der geplanten Einrichtung den Namen unseres 
Pfarrers Oskar Brüsewitz zu geben. Frau Brüsewitz ist weder von diesem Vorhaben infor- 
miert noch um ihre Zustimmung gebeten worden. Wir können in diesem Vorhaben nur 
einen Mißbrauch seines Namens sehen. 

Wir stellen es Ihnen frei, von diesem Schreiben den Ihnen geeignet erscheinenden Ge- 
brauch zu machen, um jenen Unternehmungen entgegenzutreten. Daß keines der Mitglie- 


85. epd-Dok 38/77, S. 22. 
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der des Rates der EKD den Aufruf zur Schaffung des Brüsewitz-Zentrums unterzeichnet 
hat, nehmen wir gern als ein Zeichen unserer Verbundenheit im Glauben. 


Präses Lic. Karl Immer schrieb darauf sofort an „die Verantwortlichen des 
Koordinierungsbüros ‚Brüsewitz-Zentrum‘ und an die Unterzeichner des Auf- 
rufes zur Schaffung des Zentrums“ und veröffentlichte seinen Brief ®: 


Von der Evangelischen Kirchenleitung der Kirchenprovinz Sachsen habe ich heute einen 
Brief erhalten, der sich nachdrücklich gegen die Verwendung des Namens Oskar Brüse- 
witz im Zusammenhang mit dem in Bad Oeynhausen geplanten Publikationszentrum ver- 
wendet. Den Inhalt dieses Briefes mache ich mir zu eigen, auch im Namen des Rates der 
Evangelischen Kirche der Union, Bereich Bundesrepublik Deutschland und Berlin-West. 

Ich bitte die Initiatoren des Zentrums dringend, ihre Einrichtung nicht nach Oskar 
Brüsewitz zu nennen. Für den Fall, daß darauf nicht verzichtet werden sollte, bitte ich 
die Unterzeichner des Aufrufes für das geplante Zentrum, ihre Unterschrift zurückzuzie- 
hen. Der politische Hintergrund dieses Vorhabens setzt die Christen in der DDR dem Ver- 
dacht aus, daß ihr eigenes Eintreten für ihre Belange und ihre Rechte durch Kräfte von 
außerhalb der DDR gelenkt wird. 


Der Streit um den Namen wurde heftig und politisch kontrovers diskutiert. 
Man fragt sich, warum den Verantwortlichen so viel an der Verwendung des 
Namens gelegen war. Es muß als ungewöhnlich bezeichnet werden, daß sie sich 
den dringenden Bitten von seiten der Kirchen und einem Wunsch der Witwe 
von Brüsewitz gegenüber verschlossen zeigten. In einem Schreiben an Olaf Kap- 
pelt vom 6. Juni 1977 versuchte Bischof Krusche noch einmal seinen Entschluß 
nun direkt geltend zu machen ®”: 


Ich traf gestern bei einem Kreiskirchentag in Zeitz Frau Brüsewitz. Sie berichtete mir von 
Ihrem Besuch bei ihr. Sie haben es nun aus Frau Brüsewitz’ eigenem Mund gehört, daß sie 
gegen die Benennung des in Bad Oeynhausen geplanten Zentrums mit dem Namen ihres 
Mannes ist. Sie haben dabei auch sicher feststellen können — wenngleich Ihnen das sicher 
schwer geworden sein mag —, daß Frau Brüsewitz von niemand — weder von staatlicher 
noch von kirchlicher Seite — beeinflußt oder gar zu dieser Entscheidung gedrängt worden 
ist. Sie wird Ihnen sicher auch gesagt haben, wie es bei ihr zu dieser Ablehnung gekom- 
men ist: sie hat um Klarheit in dieser Sache gebetet, und ihr ist als Antwort der Satz aus 
der Turmbaugeschichte zuteil geworden: „,... damit wir uns einen Namen machen.“ Von 
daher ist ihr Nein. 

Ich kann nur hoffen, daß Sie soviel Anstand haben werden, diesen geistlichen Vorgang 
zu respektieren, und daß Sie also davon Abstand nehmen werden, dem Zentrum in Oeyn- 
hausen den Namen von Oskar Brüsewitz zu geben. Sollte ich mich in dieser Erwartung 
täuschen und von Ihnen keine entsprechende Zusicherung erhalten, müßte ich mir vorbe- 
halten, kurz vor dem 18. Juni eine Erklärung von Frau Brüsewitz der Öffentlichkeit zu 
übergeben. Ich bin von ihr dazu ermächtigt worden. 


Alle Versuche der Kirchen blieben vergeblich. Am 18. Juni 1977 wurde das 
Brüsewitz-Zentrum‘“ gegründet und nahm seine Arbeit auf®. Der Rat und die 
Kirchenkonferenz der EKD nahmen zu der Gründung Stellung und erklärten 8°: 


86. epd-Dok 38/77, S. 23. 

87. epd-Dok 38/77, S. 25. 

88. In unregelmäßigen Abständen erschien ein „Presse- und Informationsdienst‘, hg. vom 
Christlich-Paneuropäischen Studienwerk. 

89. epd-Dok 38/77, S. 33. 
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1. Wir halten daran fest, daß die Verwendung des Namens Oskar Brüsewitz im Zusam- 
menhang mit dem beabsichtigten Informations- und Dokumentationszentrum unvertretbar 


ist, weil dadurch den Kirchen in der DDR Schaden zugefügt wird. Ihr Verhalten wird auf 
diese Weise politisch verfälscht. 


2. Wer die kirchlichen Vorgänge in der DDR kennt, weiß, daß Synoden, Kirchenleitungen 
und Bischöfe sich mit Entschiedenheit für Glaubens- und Gewissensfreiheit und für zentrale 
Menschenrechte einsetzen. Wir widersprechen der Unterstellung, daß Kirchenleitungen in der 
DDR sich von Organen des Staates und der Partei zu politisch genehmen Erklärungen nöti- 
gen lassen. Aus unserer Kenntnis der jüngst besonders angegriffenen Bischöfe Albrecht 
Schönherr und Werner Krusche erklären wir, daß deren Darstellung der Situation ihrer 
Gemeinden und Pfarrer nicht als eine Konzession an den kommunistischen Staat zu ver- 
stehen ist. Diese Angriffe halten wir für üble Nachrede. 

3. Wir vertrauen den Kirchenleitungen und Gemeindegliedern in der DDR. Niemand hat 
das Recht, von außen her ihr Festhalten am christlichen Glauben einseitig politisch in An- 
spruch zu nehmen. Wer in einer schwierigen Situatior bereit ist, sein Leben als Christ zu 
führen, ist unserer Achtung und Fürbitte gewiß. 


III. Der Fall Forst Eulo 


Wolfgang Defort war einer von vielen, die Anfang September 1977 in die Bundes- 
republik abgeschoben wurden. Er gehörte nicht zu den Bürgerrechtlern. Er war 
wegen versuchter Republikflucht verurteilt worden und saß im Gefängnis von 
Cottbus. Im Januar 1975 gelang ihm ein Ausbruch. Er suchte in einem Pfarrhaus 
in Forst-Eulo nahe der polnischen Grenze Zuflucht und bat um Hilfe. Nach Hin- 
zuziehung zweier Pfarrerkollegen gab einer der Pfarrer den Aufenthalt des Flüch- 
tigen der Polizei bekannt. Angesichts konzentrierter Fahndungsmaßnahmen und 
der Tatsache, daß der Aufenthaltsort mehreren Gemeindegliedern bekanntgewor- 
den war, sahen die Pfarrer keine andere Möglichkeit. Bei Gelegenheit einer Veran- 
staltung des ‚‚Brüsewitz-Zentrums“ mit der ‚„Arbeitsgemeinschaft 13. August‘ am 
18. August 1977 in Berlin ® und nach der Abschiebung von Defort in den Westen 
wird der Vorfall in den Westmedien bekannt und dort heftig diskutiert?!. Defort 
warf den Pfarrern in seinen Stellungnahmen ‚‚verräterisches und feiges“ Verhalten 
vor, erstattete Strafanzeige gegen sie und wandte sich auch in einem Schreiben an 
den Ratsvorsitzenden der EKD. 

Der Fall Defort löste unter den Pfarrern und in den Gemeinden in der DDR eine 
intentive Diskussion aus. Bisher galt, daß dem Pfarrhaus und den Pfarrern von den 
Menschen gerade in der DDR ein starkes Vertrauen entgegengebracht worden war. 
Wurde dieses durch den ‚Verrat‘ erschüttert? Konnte man fortan Pfarrern in der 
DDR noch trauen? Konnte man sie noch mif Problemen belasten, die in 
das Politische hineinspielen? Das waren die Fragen, um die es ging. Kir- 
chenleitung und Konsistorium der Evangelischen Kirche in Berlin-Branden- 


90. Vgl. die Dokumentation der Reden u.a. auf der Veranstaltung in: epd-Dok 38/77, 
S. 3T£f. 

91. Vgl. Artikel in den Tageszeitungen: Morgenpost (28.9., 1.10.; 4.10.); Berliner Zei- 
tung (BZ) (22.9.); Die Welt (26.9., 27.9., 5.10.); Der Tagesspiegel (25.9., 28.9.); Süddeut- 
sche Zeitung (27.9., 29.9., 4.10); dazu der epd-Landesdienst Berlin (26.9., 27.9., 30.9., 
3.10., 4.10) und der Berliner Kirchenreport (26.9.) sowie Rundfunk- und Fernsehsendun- 
gen (Rundschau am Abend vom 28.8.; SFB (R. Henkys) vom 2.10.; ZDF-Sendung „Heute“ 
vom 23.10. Interview mit Bischof Schönherr) u.a. 
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burg (Ost) nahmen sich des Falles intensiv an. Sie befragten die betroffe- 

nen Pfarrer und rekonstruierten den Sachverhalt. In Erklärungen °? bzw. Kanzel- 
abkündigungen wandten sie sich an die kirchliche Öffentlichkeit in der DDR. 
Für einen begrenzten Kreis wurden darüber hinaus Hintergrundinformationen er- 
stellt, die alle Einzelheiten des Vorfalls aufzeichneten. Bischof Schönherr nahm 
in Westmedien zur Sache Stellung, um auf diese Weise Entstellungen oder ein- 
seitigen Berichterstattungen im Westen zu begegnen %, Auch wurden dienstrecht- 
liche Schritte gegen die betroffenen Pfarrer erwogen und dabei besonders die 
Frage geprüft, ob sie gegen das Beichtgeheimnis oder gegen die Amtspflicht zur 
Verschwiegenheit in dienstlichen Angelegenheiten verstoßen haben. Im Ergeb- 
nis sah man keine Veranlassung oder Möglichkeit, den Pfarrern einen Vorwurf 
zu machen. Fluchthilfe gehört nicht zum seelsorgerlichen Dienst. Bei der Be- 
kanntgabe des Aufenthaltsortes mußte man den Pfarrern zugute halten, daß sie 
sich in einer schwierigen Situation befunden hatten. Hätten sie geschwiegen, und 
wäre der Flüchtling im Pfarrhaus gefunden worden, so hätten sie eine Reihe 
Mitwissender gefährdet. Die Wahrscheinlichkeit aber, daß der Flüchtling bei den 
im Ort begonnenen Hausdurchsuchungen gefunden worden wäre, war so gut 

wie sicher. 

Nicht nur in der DDR, sondern auch in der EKD löste der Fall ein Nachden- 
ken aus. Das Kirchenrechtliche Institut der EKD erstellte ein Gutachten zur 
Frage des Asylrechtes. Ganz von ungefähr war nicht, daß sich auch im Westen 
unter Berücksichtigung von manchen Vorfällen im Zusammenhang mit Terrori- 
sten und ihren Verbindungen zu Pfarrern oder Pfarrhäusern die Frage aufdrängte, 
wie sich Pfarrer verhalten sollen und dürfen, wenn vor ihrer Tür ein flüchtiger 
Verbrecher steht und um Hilfe oder Versteck bittet. Das Rechtsgutachten kam 
zu dem Ergebnis, daß evangelischerseits für Kirchen und Pfarrhäuser noch nie 
Asylrecht in Anspruch genommen worden ist und auch nicht in Anspruch genom- 
men werden kann *. 

In der DDR hat möglicherweise die breite Diskussion in Gemeinden, Pfarrkon- 
venten und auf Veranstaltungen sowie die Bekanntgabe der Untersuchungsergeb- 
nisse des Konsistoriums und der Erklärung der Kirchenleitung verhindert, daß 
tatsächlich ein Mißtrauen gegen die Pfarrer in der DDR unter den Menschen ge- 
wachsen ist. Wahrscheinlich hatte man in der DDR auch mehr Verständnis für 
die Ausweglosigkeit der Situation in Forst-Eulo als in der Bundesrepublik. Zu 
gut kennt man dort die Gründlichkeit einer Fahndung. Dennoch bleiben im 
Zusammenhang mit dem Fall Defort eine Reihe von ungeklärten Fragen. Die 
betroffenen Pfarrer in Forst-Eulo hatten den Vorfall bereits 1975 dem Kon- 
sistorium gemeldet. Warum — so fragt man sich — geben erst aufsehenerregende 
Berichte in den Massenmedien der Bundesrepublik Veranlassung, den Sachver- 
halt gründlich aufzuklären und dienstrechtliche Schritte zu erwägen? Und haben 
die Kirchen in der DDR wirklich alles und dies sofort getan, um dem erneut In- 
haftierten im Rahmen des Möglichen zu helfen? Sein Vorwurf, im Gefängnis habe 
sich kein Pfarrer um ihn gekümmert, blieb unwidersprochen. Gewiß, der Kun- 

92. Erklärung der Kirchenleitung vom 23.9. in: epd-Landesdienst Berlin vom 26.9. 

93. Vgl. die ZDF-Sendung „Heute“ vom 23.10. 

94. Rechtsgutachten vom 24.1.1978, erstellt vom Kirchenrechtlichen Institut der EKD. 
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dige weiß, das lag und liegt nicht an der Gleichgültigkeit der Kirche oder ihrer 
Pfarrer, sondern schlicht an der Unmöglichkeit, in Gefängnissen der DDR seel- 
sorgerlichen Dienst auszuüben. Aber warum wurde dies bei dieser Gelegenheit 
nicht öffentlich ausgesprochen? Die Eingeweihten wissen auch, das sich die Kir- 
chen in der DDR seit geraumer Zeit intensiv in Gesprächen mit dem Staat dar- 
um bemühten, in den Gefängnissen seelsorgerlichen Dienst ausrichten zu können. 
Für das Ansehen der Kirchen in der DDR und ihrer Pfarrer wäre es aber hilfreich 
gewesen, wenn solche Bemühungen nun auch bekanntgegeben wären. 


c) Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen in der DDR 


Die Konferenz erstattete den Synoden 1976 und 1977 die üblichen Berichte 2, 
Der schriftlich vorgelegte Bericht in Görlitz 1977 hat eine besondere Bedeutung, 
weil er als Abschlußbericht einer synodalen Legislaturperiode Rechenschaft über 
die Arbeit der vergangenen vier Jahre ablegt und auf grundsätzliche Fragen des 
Kirche-Seins des Bundes und seiner Gliedkirchen eingeht. In dem Bericht wer- 
den vier Hauptpunkte genannt, die durch ein markantes Wort aus einem Synodal- 
beschluß oder einer Ansprache o.ä. eingeführt und dann im einzelnen entfaltet 
werden: „Kirchengemeinschaft“, „Kirche im Sozialismus“, „Kirche und Welt- 
probleme“ und „Kirche unter Kirchen“. Mit diesen Stichworten sind die The- 
men genannt, mit denen sich die Kirchen in der DDR und vor allem immer wie- 
der der Bund mit seinen Organen befassen und auseinandersetzen mußte. Dabei 
fällt die Reihenfolge der Themen ins Auge. Die Aufzählung beginnt nicht mit 
dem auffälligen und immer wieder belasteten Thema: „Kirche im Sozialismus“. 


An erster Stelle steht das ekklesiologische Bemühen um Kirchengemeinschaft im Bund und 
bekommt damit eine erstrangige Stellung und Bedeutung. Der Vorrang der ekklesiologischen 
Thematik in der Arbeit des Bundes während der Legislaturperiode der II. Synode in den 
Jahren 1973 bis 1977 wird aber nicht etwa aus theologischen Erwägungen und der Wirk- 
lichkeit widersprechend aufgewertet. Es entspricht den Tatsachen, daß die Bemühungen 

der Kirchen in der DDR um Kirchengemeinschaft eine herausragende Rolle gespielt haben, 
und mit einer nicht nur maßvollen Leidenschaft verhandelt worden sind. Es ist beachtlich, 
welche Arbeiten der Bund, seine Kommissionen und Ausschüsse und auch die gliedkirch- 
lichen Zusammenschlüsse und die Gliedkirchen selbst während der vierjährigen Legislatur- 
periode zu dem Thema der Kirchengemeinschaft vorgelegt haben: hier muß die Leuenber- 
ger Konkordie genannt werden, das Ordinationsformular, das Bemühen um eine einheit- 
liche Taufpraxis, die Leitsätze zum konfirmierenden Handeln, die Ausbildungskonzeption, 
die Erklärung zur Interzelebration und die anhaltende Diskussion um das Arbeitsergebnis 
„Zwischen Konkordie und Kirche“. Wie ein roter Faden zieht sich durch alle Synodal- 
tagungen die Frage nach der Gemeinschaft und ihrer konkreten Ausgestaltung in den ver- 
schiedenen Bereichen. Nicht alle Ziele und Vorstellungen konnten erreicht werden. Nüch- 
ternheit verdrängte manche Vision von einer theologisch erklärten und praktisch verwirk- 
lichten Einheit der Kirchen in der DDR. Die Ergebnisse insgesamt aber sind durchaus beein- 
druckend. Der Bund hat ekklesiologisches Profil gewonnen, auch wenn die Formel von 

dem Kirche-Sein des Bundes weiter umstritten bleibt und verschieden ausgelegt wird. 


95. Züssow 1976: Mündlicher Bericht von Pfarrer Martin Kramer und schriftlicher Bericht 
der Konferenz in: epd-Dok 49/76, S. 4ff. und S. 17ff., Görlitz 1977: MBl 3/8, 1977 S. 18ff. 
und epd-Dok 24/77, S. 4ff.; Herrnhut 1977: Arbeitsbericht der Konferenz in epd-Dok 
46/77, S. 11ff. 
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Das zweite Thema „Kirche im Sozialismus‘ nimmt in dem Bericht viel Platz in Anspruch. 
Das Verhältnis von Kirche und Staat wird dabei grundsätzlich, aber auch in aktuellen Be- 
zügen angesprochen. Die Formulierungen fallen behutsam — manchen sicher zu behut- 
sam — aus, auch und gerade, wo sie konkret werden. Wenn von Diskriminierungen Junger 
Christen in der Schule gesagt wird, daß sie „immer wieder einmal (vorkommen)“, so klingt 
dies angesichts der bekannten Tatsachen doch recht schwach. Aber in der DDR zeigen sol- 
che zurückhaltenden Töne kritischer Art in der Öffentlichkeit eher Wirkung als polternde 
Schelte, die leicht als Diffamierung der sozialistischen DDR abqualifiziert werden kann. 
Außerdem steht ein solcher Bericht nicht isoliert da. Kirchenleitungsberichte vor glied- 
kirchlichen Synoden, Stellungnahmen, Vorträge, Predigten — erst das alles zusammen macht 
das Wort der Kirche und der Kirchen in der DDR. In dieser Pluralität des Wortes können 
belastende Tatbestände durchaus auch einmal in zurückhaltender Tonart vorgetragen wer- 
den, ohne daß damit die Wahrheit in Unwahrheit verkehrt wird. Der staatliche Partner 
versteht sehr gut, was da gesagt werden soll. Und er begreift insbesondere, daß die Kirchen 
mit solchen kritischen Appellen, die auf jede Aggressivität und Anklage verzichten, den 
staatlichen Stellen erleichtern will, von der bisherigen Praxis abzulassen. Schwieriger ist es 
für die Gemeinden, Christen und vor allem für die Betroffenen, solche behutsamen Ermah- 
nungen an den Staat als Hilfe und als wirkliches Eintreten für eine Gleichberechtigung 
der Christen in der sozialistischen Gesellschaft zu begreifen. Häufig liegt das auch daran, 
daß längst nicht alles, was die leitenden Geistlichen oder andere Repräsentanten der Kir- 
chen in der Öffentlichkeit, auf Tagungen, Kirchentagen und bei ökumenischen Veran- 
staltungen sagen, allen bekannt ist. In der DDR erfahren die Gemeinden und Christen nur 
wenig von der Pluralität des Wortes ihrer Kirchen. So mag bei ihnen der Eindruck ent- 
stehen, sie werden von ihren leitenden Männern im Stich gelassen. Die Formel „Kirche im 
Sozialismus“ nennt der Bericht eine „Koexistenzformel“, die helfen soll und kann, für das 
Verhältnis von Staat und Kirche Markierungspunkte zu setzen. Der Kirche — daran wird 
erinnert — sind Konkordienformeln zur Gewinnung oder Erhaltung von Gemeinschaft nicht 
fremd. Solche Formeln nehmen einen gewissen Dissens in Kauf und versuchen, das bei allen 
Unterschieden Gemeinsame zur Basis von Gemeinschaft zu machen. Konkordienformeln mit 
dem sozialistischen und atheistischen Staat kann es nicht geben. Aber auch in einer sozia- 
listischen Gesellschaft müssen Kirche und Staat einen modus vivendi finden, wenn sie sich 
nicht bekriegen wollen und für einen solchen können Formeln wegweisend und wegab- 
steckend sein. Dies hat die Erfahrung auch gezeigt. Staat und Kirche haben die Formel 
„Kirche im Sozialismus‘ akzeptiert — wenn auch verschieden ausgelegt und angewandt. 

In dem dritten Abschnitt des Berichtes werden die Weltprobleme abgehandelt, die auch 
an den Kirchen in der DDR nicht vorübergehen. An die Ergebnisse der KSZE-Schlußakte 
von Helsinki wird ebenso erinnert wie an die Folgekonferenz in Belgrad. Die Notwendigkeit 
einer politischen und militärischen Entspannung wird von den Kirchen in der DDR betont. 
Die Friedensfrage ist zu einem wichtigen Thema theologischer Reflexion in der DDR ge- 
worden. Dabei geht es nicht nur um eine theologische Theorie, sondern mehr um kon- 
krete Friedenspraxis. Der Frieden wird in einen Zusammenhang mit den Menschenrechten 
gestellt, um deren Klärung sich die Kirchen in der DDR ebenfalls bemühen. Allen diesen 
Fragen haben sich die DDR-Kirchen gestellt. Sie stehen damit inmitten eines ökumenischen 
Prozesses. Ohne Frage bedeutet die Offenheit für ökumenische Probleme für das Kirche- 
Sein in der DDR sehr viel. Die eigenen Sorgen werden klein oder jedenfalls kleiner ange- 
sichts der weltweiten Probleme. Die Gefahr einer Gettoisierung wird geringer, wenn sich 
die Kirchen nicht ständig mit sich selbst beschäftigen, wenn sie offenbleiben für fremde 
Not. Die Okumenizität der Kirchen muß aber in den Gemeinden wurzeln. Es reicht nicht, 
wenn Okumenizität lediglich oder besonders von einer elitären Gruppe, der Reisen und 
Kontakte möglich sind, erlebt und gelebt wird. Nicht nur in der DDR ist es schwierig, die 
Gemeinden für ökumenische Fragen zu interessieren, sie daran zu gewöhnen, sich über 
die Grenzen ihrer Gemeinde, ihrer Landeskirche und über die Grenzen des eigenen Landes 
hinaus zu engagieren. Aber es gelingt hier und da schon. Die Sammlung und besonders natür- 


96. Zur innerkirchlichen Problematik der Ökumene-Rei j i u 
irn n isen eines „Reisekaders‘“. Vgl. KJ 
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lich das Ergebnis der Sammlung für ein Zentrum des Kindes in Warschau zur Erinnerung 
an die Opfer während des nationalsozialistischen Terrors in Polen sind ein Beweis für die 
wachsende Bereitschaft der Gemeinden, sich ökumenisch ansprechen zu lassen. 

Der letzte Abschnitt im Bericht der Konferenz beschreibt die ökumenischen Beziehun- 
gen der Kirchen in der DDR. Sorgfältig in ein Gesamtkonzept eingebettet, sind auch die 
Beziehungen zur EKD, ihren Zusammenschlüssen und Gliedkirchen genannt. Man darf 
sich nicht daran stoßen, daß die EKD als eine unter vielen „unmittelbaren Nachbarkirchen“ 
erst nach Polen und der CSSR und vor der Schweiz, Italien und Frankreich genannt wird. 
Eine „besondere Gemeinschaft‘ zwischen den deutschen Kirchen gibt es wohl in der Praxis. 
Für den DDR-Staat bleibt dies ein politisches Problem, auf das die Kirchen, ohne sich etwas 
zu vergeben, ruhig und gelassen Rücksicht nehmen können. Je mehr die Verbindungen 
zwischen den Kirchen der EKD und denen des Bundes ungestört und ungehindert wahr- 
genommen werden können, je weniger besteht Veranlassung, dies als Politikum hochzu- 
spielen. Die Kirchen des Bundes haben den bekannteı, Artikel 4 Abs. 4 ihrer Bundesord- 
nung nie als ein Politikum, sondern als Ausdruck einer legitimen Gemeinschaft von Christen 
und Kirchen auch über die Grenzen hinweg verstanden und gewollt. Aufschlußreich ist die 
Anlage zu dem Abschnitt des Berichtes der Konferenz, die erstmals eine Übersicht über 
die ökumenischen Ein- und Ausreisen gibt. Die Auflistung spricht für sich und bedarf kei- 
ner besonderen Erläuterung. Staatliche Stellen sollen gesprächsweise Vertreter des Bundes 
darauf hingewiesen haben, daß es keine „Berufsgruppe“ in der DDR gibt, der so viel Rei- 
sen in das westliche Ausland konzidiert werden wie der „Berufsgruppe“ Kirche. Es ist eine 
erstaunliche Tatsache, wie ungehindert die ökumenische Arbeit der Kirchen in der DDR 
die Grenzen überschreitet. Für die Kirchen und ihre ökumenischen Vertreter sind die Staats- 
grenzen durchlässig geworden. Von daher ist es auch in so breiter Weise möglich, in die 
Gremien des Ökumenischen Rates, der KEK und des LWB u.a. Vertreter aus den Kirchen 
in der DDR zu entsenden. Die übrigen sozialistischen Länder räumen ihren Kirchen einen 
sehr viel geringeren Spielraum ein. Wenn Ausreisen dort möglich sind, beschränkt sich die 
Erlaubnis immer nur auf wenige Amtsträger, die den Staaten die Gewähr bieten, für die Politik 
ihres Landes in parteiischer Weise einzutreten. Die DDR dagegen zeigt auf diesem ökume- 
nischen Gebiet den Kirchen gegenüber eine für einen sozialistischen Staat ungewöhnliche 
Toleranz ?”. 


BERICHT DER KONFERENZ DER EVANGELISCHEN KIRCHENLEITUNGEN 
FÜR DIE 5. TAGUNG DER II. SYNODE DES BUNDES DER EVANGELISCHEN 
KIRCHEN IN DER DDR IN GÖRLITZ 


Vom 13. bis 17. Mai 1977 
(Auszug) 


2. Kirche im Sozialismus 


„In Zeugnis- und Dienstgemeinschaft lernen, was es heißt: Nicht Kirche neben, nicht gegen, 
sondern im Sozialismus zu sein, ...‘“ (Beschluß der dritten Tagung der I. Synode des Bundes 
in Eisenach 1971). 

2.1.1.1. So wird dies Wort von de Bundessynode in Eisenach 1971 gewöhnlich zitiert. Die 
Formel ist handlich, aber sie sollte durch die entsprechende im Bericht der Konferenz der 
Kirchenleitungen interpretiert werden: „Eine Zeugnis- und Dienstgemeinschaft von Kirchen 
in der Deutschen Demokratischen Republik wird ihren Ort genau zu bedenken haben: in 
dieser so geprägten Gesellschaft, nicht neben ihr, nicht gegen sie.‘‘ Wir haben es Konkret 
mit der sozialistischen Gesellschaft der DDR zu tun. 

2.1.1.2. Lohnt es, sich mit Formeln abzugeben? Tragen Formeln überhaupt etwas aus? 
Uns Christen ist die Bedeutung von Formeln nicht fremd. Vor kurzem haben wir der Kon- 
kordienformel von 1577 gedacht, unsere Synoden haben der Leuenberger Konkordie zuge- 


97. Die Toleranz des Staates hat natürlich einen politischen Aspekt. Was im KJ 1975, 
S. 288f., ausgeführt worden ist, gilt auch weiterhin. 
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stimmt. Konkordienformeln stellen Einmütigkeit in den fundamentalen Überzeugungen fest. 
Im Verhältnis von Staat und Kirche, besonders dort, wo es sich nicht einfach durch prag- 
matische Absprachen regeln läßt, sind tragfähige Formeln als Markierungspunkte eines Pro- 
zesses notwendig und hilfreich. Für unser Verhältnis als Kirche zum Staat benötigen wir 
allgemein anerkannte Koexistenzformeln wie die von Eisenach. h 

Es geht um die Koexistenz von Menschen und in menschlichen Gemeinschaften, nicht um 
die Übereinstimmung von Ideen und Grundanschauungen. Wir haben häufig darauf hinge- 
wiesen, daß das Wort, „ideologische Koexistenz gibt es nicht“, das man gelegentlich hört, 
mindestens für das Zusammenleben in einer Gesellschaft nicht zutreffend und gefährlich 
ist. Entweder ist es unzutreffend, denn Ideologien bestehen, ob man will oder nicht, sie 
können nur richtig oder falsch sein. Oder es enthält die Drohung, die eine Ideologie zu besei- 
tigen, um die andere durchzusetzen. Die Geschichte liefert für so etwas schreckliche Bilder. 

2.1.2. Das Wort „Kirche im Sozialismus“ droht zur Leerformel zu werden, wenn nicht das 
Gegenüber zu einem falschen „‚Gegen‘“ oder „Neben“, wie in Eisenach 1971, im Blick bleibt 
und wenn es nicht immer mehr mit konkretem Inhalt gefüllt wird. Dazu Züssow 1976: „Das 
Nachdenken über die Frage, wie wir Kirche im Sozialismus sein können, muß intensiver wer- 
den. Unser Auftrag ist ständig neu zu bedenken, mit Inhalt zu füllen und in der Nachfolge 
zu bewähren. Er muß immer wieder in der Freiheit und Bindung, die aus dem Evangelium 
kommt, durchgehalten werden. Wir sind gewiß, daß die Bewegung, in die uns das Evange- 
lium mitnimmt, Kirche in der jeweiligen Gesellschaft zu sein, richtig ist.‘“ Die Synoden des 
Bundes haben sich aus solchen Überlegungen heraus um weitere Konkretisierung bemüht. 
Es sei an Schwerin 1973 erinnert: „Kirche im Sozialismus wäre die Kirche, die dem christ- 
lichen Bürger und der einzelnen Gemeinde hilft, daß sie einen Weg in der sozialistischen Ge- 
sellschaft in der Freiheit und Bindung des Glaubens finden und bemüht sind, das Beste für 
alle und für das Ganze zu suchen. Kirche im Sozialismus wäre eine Kirche, die auch als solche 
in derselben Freiheit des Glaubens bereit ist, dort, wo in unserer Gesellschaft menschliches 
Leben erhalten und gebessert wird, mit vollem Einsatz mitzutun und dort, wo es nötig ist, 
Gefahr für menschliches Leben abwenden zu helfen. Es kann sich, wie sich gezeigt hat, er- 
geben, daß wir Christen im Lichte der Verheißung Gottes und unter seinem Gebot Probleme 
und Nöte in Welt und Gesellschaft anders sehen, als sie von anderen Voraussetzungen aus ge- 
sehen werden, oder Fragen hören, die andere nicht so hören. Wir haben dann unsere Anfra- 
gen geltend gemacht“. 

2.2.1. Was die sozialistische Gesellschaft der DDR betrifft, so meinen wir, drei Ereignisse 
der letzten Zeit besonders hervorheben zu sollen. 

2.2.1.1. Der IX. Parteitag der SED formulierte: „‚Entsprechend dem ökonomischen Grund- 
gesetz des Sozialismus besteht die Hauptaufgabe bei der Gestaltung der entwickelten, soziali- 
stischen Gesellschaft in der weiteren Erhöhung des materiellen und kulturellen Lebensniveaus 
des Volkes“ (Programm der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, Dietzverlag, Ber- 
lin 1976, Seite 26). Der Parteitag betont als ein Kennzeichen der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft die untrennbare Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik (ebd.). Er stellte 
„die Annäherung aller Klassen und Schichten auf der Grundlage der marxistisch-leninistischen 
Weltanschauung der Arbeiterklasse“ (S. 27) als Ziel heraus. Die Aufnahme eines Passus 
über Gewissens- und Glaubensfreiheit und die Gleichberechtigung aller Bürger „unabhängig 
von rassischer und nationaler Zugehörigkeit, religiösem Bekenntnis und sozialer Stellung“ 
in das Parteiprogramm (S. 56) ist von spezifischer Bedeutung auch für die Kirchen in der 
DDR. Es war eine Meinungsbildung der Konferenz der Kirchenleitungen in dieser Sache vor- 
hergegangen, in der die Frage gestellt wurde, warum im Entwurf des Parteiprogramms kei- 
nerlei Hinweise auf freie Religionsausübung und andere wichtige Aussagen zum Verhältnis 
von Staat und Kirche, wie noch im Parteiprogramm von 1963, enthalten seien. 

2.2.1.2. Den Beschluß über die sozialpolitischen Maßnahmen, der kurz nach dem Partei- 
tag veröffentlicht wurde (ND v. 29./30. Mai 1976), können die evangelischen Kirchen in 
der DDR nur begrüßen: Maßnahmen zur Lohnpolitik, zur Verbesserung der Renten, vor 
allem aber die Maßnahmen zur weiteren Förderung berufstätiger Mütter, zur Einführung 
der 40-Stunden-Woche für einen großen Teil der Bürger und zur Verlängerung des Erho- 
lungsurlaubs. Die bezahlte Freistellung der werktätigen Mütter ist nicht nur ein erhebliches 
wirtschaftliches Opfer und eine Hilfe für die Mutter selbst; sie ist von Wichtigkeit für das 
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Gedeihen des Kindes in einer der wichtigsten Phasen seiner körperlichen und geistigen Ent- 
wicklung. 

2.2.1.3. Endlich können wir nicht an der bedeutsamen Konferenz der Kommunistischen 
und Arbeiterparteien Europas vom Juni 1976 vorbeigehen, in deren Botschaft zu lesen 
ist: „Sie (die Parteien) erachten den Dialog und die Zusammenarbeit zwischen den Kommu- 
nisten und allen anderen demokratischen und friedliebenden Kräften für notwendig. Dabei 
gehen sie von dem aus, was ihnen gemeinsam ist, und treten für die Beseitigung des Miß- 
trauens und der Vorurteile ein, die ihre Zusammenarbeit behindern können ... Eine wich- 
tige Rolle im Kampf um die Rechte der Werktätigen für Demokratie und Frieden spielen 
immer breitere katholische Kräfte, Angehörige anderer christlicher Religionsgemeinschaften 
und Gläubige anderer Konfessionen. Die Kommunistischen und Arbeiterparteien sind sich 
der Notwendigkeit des Dialogs und gemeinsamer Aktionen mit diesen Kräften bewußt, was 
ein untrennbarer Bestandteil des Kampfes für die Entwicklung Europas im demokratischen 
Geist, in Richtung auf den sozialen Fortschritt ist‘ (ND v. 1. Juli 1976, S. 3). 

2.2.1. Die evangelischen Christen in der DDR sind für eine solche Entwicklung offen. 

Sie sind bereit, ihre Mitverantwortung für das Leben in Politik und Gesellschaft ungeach- 
tet ideologischer Gegensätze mit ihren spezifischen Möglichkeiten wahrzunehmen. Die 
Frage von Dr. Falcke in Dresden 1972 ist uns noch im Ohr: „Sind wir nicht befangen in 
einer falschen Sorge um unsere Identität als Kirche und der Christen besonders da, wo es 
um Mitarbeit an den Sachaufgaben der heutigen Welt geht?“ 

2.2.2.2. Solche Mitarbeit verlangt, daß die, die dazu bereit sind, sich einander kenntlich 
machen. Dazu gehört, daß sie sich zu ihrer Geschichte stellen. So haben Vertreter des 
Bundes sich auf ihre Weise und aus ihrer Sicht darangemacht, 30 Jahre nach Kriegsende 
Bilanz zu ziehen. Das Referat ‚„‚Erinnerung und Vermächtnis“, auf einer Veranstaltung 
des Nationalrates der Nationalen Front und des Staatssekretärs für Kirchenfragen am 
15.4.1975 gehalten, mündet in die Mahnung — nach einem Wort von Heinrich Heine — 
sich „von innen befreien zu lassen‘ — befreien zu lassen von der Bindung an die Macht, 
von der willkürlichen Verteilung von Recht und Würde, von politischer Abstinenz, von 
kolonialem Denken aller Art, von nationaler Arroganz, von der Angst vor Sozialismus und 
Kommunismus. „Wenn es um eine gerechtere friedlichere Welt geht, und wenn wir wissen, 
daß daran mitzuwirken Gottes Wille ist, dann brauchen wir die Grenzen der Ideologie nicht 
ernster zu nehmen als die gemeinsame Aufgabe“ (Erinnerung und Vermächtnis“, Hrsg. 
Nationalrat der Nationalen Front der DDR 1975, Staatsverlag der DDR, S. 19). 

Zu einer solchen Bewältigung der Vergangenheit, die zugleich in die Zukunft weist, ge- 
hört, daß sich die Evangelischen Kirchen des Bundes und die Freikirchen an der Gestal- 
tung des „Denkmals des Kindes“ in Warschau in der Form eines Gesundheitszentrums für 
Kinder mit einer namhaften Geldspende beteiligt haben. Durch sorgfältige Information 
und Begleitung der Aktion wurde nicht nur das gesteckte finanzielle Ziel von 500000,— Mark, 
sondern sogar eine Million Mark erreicht, und so ein spürbarer Beitrag zum Abbau immer 
noch vorhandener innerer Hemmungen auf beiden Seiten geleistet. Endlich erweist sich 
der direkte Kontakt zwischen der Kirche hier und den verantwortlichen Organen in Polen 
als besonders wirksam. Die Kirchen haben sich bemüht, in einer Reihe von Studienveran- 
staltungen im Gedenkjahr an den großen Bauernkrieg Thomas Müntzer geschichtlich und 
theologisch Gerechtigkeit widerfahren zu lassen. 

2.3. Was „Kirche im Sozialismus“ ist, bewährt sich zuallererst daran, ob der einzelne 
Bürger in der sozialistischen Gesellschaft der DDR mit seiner Familie als bewußter Christ 
leben und das Vertrauen haben kann, daß ihm und allen Christen dies auch in Zukunft 
möglich sein wird. 

2.3.1. Es ist oft und eindrücklich gesagt worden, zuletzt von dem Vorsitzenden des 
Staatsrates, Generalsekretär Erich Honecker, bei der 1. Tagung der neugewählten Volks- 
kammer: „Unsere sozialistische Gesellschaft bietet jedem Bürger, unabhängig von Alter 
und Geschlecht, Weltanschauung und religiösem Bekenntnis, Sicherheit und Geborgenheit, 
eine klare Perspektive und die Möglichkeit, seine Fähigkeiten und Talente, seine Persön- 
lichkeit voll zu entfalten. Daran halten wir fest‘ (ND vom 30./31.10.1976). Dieser Satz 
scheint uns unmißverständlich auszudrücken, daß die volle Entfaltung der Persönlichkeit 
auch der christlichen Bürger jetzt und in Zukunft gewährleistet sein soll. 
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2.3.2. Offenbar sind solche klaren Worte bisher noch nicht in dem Maße Allgemeingut 
geworden, daß man ihre Wirkung überall spürt. In den programmatischen Erklärungen zur 
kommunistischen Erziehung wird für eine andere Grundanschauung als die des Marxis- 
mus-Leninismus keinerlei Raum gelassen. (Vgl. den Abschnitt „Entwicklung der Volks- 
bildung und kommunistischen Erziehung der Jugend‘ Parteiprogramm S. 66.) Das Pro- 
blem liegt genau dort, wo es die Bundessynode in Züssow 1976 angezeigt hat: „Die Span- 
nung zwischen der Zusicherung von Glaubens- und Gewissensfreiheit einerseits und dem 
Erziehungsziel der kommunistischen Persönlichkeit andererseits bedarf einer grundsätz- 
lichen Klärung, die für die Kinder und Jugendlichen unserer Gemeinden wirksam werden 
muß.“ Im Sinne eines „guten, vertrauensvollen Miteinanders‘, von dem immer wieder ge- 
sprochen wird, ist es nicht günstig, wenn der Christ fragen muß: Ist der christliche Glaube 
beim Aufbau des Kommunismus doch vielleicht nur ein Überrest, der beseitigt werden 
müßte? 

Wir haben es schon mehrfach gesagt: Fälle ausgesprochener Diskriminierung sind, wenn 
sie mit Namen und Hausnummer zur Sprache gebracht werden können, geprüft und im all- 
gemeinen abgestellt worden. Aber sie kommen eben, besonders im Bereich der Volksbil- 
dung, immer wieder einmal vor. Woher kommt das? Diejenigen, die solche Diskriminierun- 
gen verursachen, haben wahrscheinlich selten persönliche Erfahrungen mit der Kirche ge- 
habt. Könnte es daran liegen, daß sich die Generallinie nicht bis in die Ausbildung und die 
Schulungen hinein durchsetzt? Was wird mit Büchern wie „Was ist Kommunismus?“ u.ä., 
die in Massenauflagen erscheinen, bezweckt? Wird der Lehrer, der hört, daß die „bürger- 
liche Moral“ „die ewige Sittlichkeit außerhalb von Gesellschaft und Klassenkampf heuchelt“ 
und daß dies „‚mit unserer Moralauffassung unvereinbar ist‘, nicht gerade darauf gestoßen, 
dies Verdikt auf die christliche Sittlichkeit zu beziehen (ND v. 13.8.1970)? In welchem 
Verhältnis steht das dort entworfene Bild von Religion und Sittlichkeit zu der Behauptung, 
daß die ideologischen Gegensätze zwischen marxistischer Ideologie und christlichem Be- 
kenntnis keinen antagostischen Charakter mehr hätten? Liegt die jetzt häufiger zu bemer- 
kende Tatsache, daß christliche Kinder von ihren Mitschülern bedrängt werden, außerhalb 
der pädagogischen Einflußmöglichkeiten der Lehrer? Daß in die Weltanschauung der Partei 
ein erhebliches Stück Religionskritik integriert ist, ist klar. Aber es beschwert uns, daß diese 
nicht so sehr in der Form positiver Darstellung der eigenen Überzeugung und mit dem 
Respekt vor der des anderen übermittelt wird. Vielfach werden Eltern von der Position 
der Macht her, die die Lehrer zweifellos in großem Maße haben, im Interesse der Zukunft 
ihrer Kinder davor gewarnt, diese an der christlichen Unterweisung teilnehmen zu lassen. 
Das zwingt dazu, an die Zivilcourage zu appellieren. Aber ist das gut im Sinne des Staates 
und eines zu fördernden Vertrauens? Mit Brecht zu sprechen, sollte unser Land keine ‚„Hel- 
den nötig‘ haben. Schwer verständlich für viele Christen ist es auch, daß aus dem in der 
Verfassung verankerten Führungsanspruch der SED die Folgerung häufig gezogen wird, daß 
auch kleinste Einheiten nur durch Mitglieder der Partei geleitet werden sollen. Sollte der 
Führungsanspruch wirklich im Sinne von Ausschließlichkeit zu verstehen sein? Bewährte 
Fachleute, die sich zum christlichen Glauben bekennen, werden auf wichtigen Posten be- 
lassen. Aber engagierte junge Christen haben wenig Aussicht, dorthin zu gelangen, und wenn 
sie noch so tüchtige Fachleute und gute Kollegen wären. 

Wir treten nach wie vor dafür ein, daß Mitglieder der Baueinheiten zum Studium zuge- 
lassen werden. Daß die Regierung der DDR die Möglichkeit der Waffendienstverweigerung 
gegeben hat, ist ein Zeichen für Stärke. Durch einschränkende Maßnahmen wird dieses 
Zeichen verdunkelt. So ist das Unbehagen verständlich, das sich immer wieder einmal Luft 
macht. Gelegentliche Explosionen zeigen, daß man an der „Basis“ hochempfindlich und 
geneigt ist, den Leitungen der Kirche und ihren Bemühungen um eine größere Gemeinsam- 
keit zu mißtrauen. Daß die Massenmedien noch am Wahltage über die Wahlbeteiligung 
leitender Geistlicher berichtet haben, war ein Mißgriff, der das Verhältnis zwischen Staat 
und Kirche, unter den Kirchen und zwischen Leitungen und Gemeinden nicht wenig be- 
lastet hat. Wem kann an solcher Entwicklung liegen? Nicht zurückgekommen sind die Kom- 
mentare der Presse vom 31.8.1976 zur Selbstverbrennung von Oskar Brüsewitz, die, wie 


man zu der Tat selbst auch stehen mag, Respekt vor der Würde des christlichen Mitbür- 
gers vermissen lassen. 
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2:33: Keineswegs zu billigen sind Folgerungen besonderer Art, die einige aus solchen 
Spannungen meinen ziehen zu müssen. Wenn Christen sagen, hier könne man nicht leben, 
so ist das auf keinen Fall zu akzeptieren. Wir haben hier keine Christenverfolgung. Bischof 
D. Fränkel hat bei der Synode seines Kirchengebietes kürzlich an dieser Stelle das Nötige 
dazu gesagt. Gewiß wird es uns Christen hier nicht so bequem gemacht wie in einigen ande- 
ren Staaten der Welt. Eine „Religion ohne Entscheidung“ können wir hier zweifellos weniger 
leicht praktizieren als anderswo. Aber auch hier ist Gottes Welt und auch für die Menschen 
hier ist Christus gestorben. Auch hier hat die christliche Gemeinde ihren Auftrag. Unter die- 
sem Auftrag stehen auch die Pfarrer. Sie sind durch Ordination und Einführung geistlich 
an ihre Gemeinden gebunden. Ihre Gemeinden brauchen sie. Wenn sie weggehen, bürden sie 
ihren Nachbarkollegen eine um so größere Last auf; denn die Lücken, die entstehen, sind 
zur Zeit kaum zu schließen. Seltsam, daß das von einigen westlichen Presseorganen so 
schwer zu verstehen ist, die sonst immer darauf dringen, daß Pfarrer ihre Gemeindearbeit 
ernst nehmen und sich nicht auf andere Gebiete begeben sollen. Wenn Pfarrer aber aus ihren 
Gemeinden der DDR weggehen, aus Gemeinden, die gewiö nicht weniger aus Christen be- 
stehen als anderswo und die ihre Pfarrer genauso brauchen, dann sei es ihr gutes Recht, 
nicht nur ihre Gemeinde zu verlassen, sondern sofort auch anderswo installiert zu werden. 
Diese Blätter scheuen sich nicht, ungeprüft Behauptungen der betr. ehemaligen Pfarrer 
zu übernehmen und hiesige Kirchenleitungen zu beschuldigen. 

2.4.1.1. In einem Gespräch mit dem Vorstand der Konferenz der Kirchenleitungen am 
Anfang der Legislaturperiode führte der Staatssekretär für Kirchenfragen etwa folgendes 
aus: Die Beziehungen zwischen Staat und Kirche stellten sich als Prozeß dar, der nicht 
unabhängig von der gesellschaftlichen Entwicklung gesehen werden könne. Diese Auf- 
fassung gibt den Kirchen und ihren Leitungen eine gute Möglichkeit, trotz aller ideologi- 
schen Gegensätze das Gespräch zugunsten aller christlichen Bürger zu suchen und Gesprächs- 
angebote anzunehmen. Der prozessuale Charakter des Verhältnisses von Staat und Kirche 
macht das Gespräch zu der gebotenen Voraussetzung, miteinander weiterzukommen. 

2.4.1.2. Es ist eine gute Entwicklung, daß die Zahl der Gespräche zugenommen hat und 
daß sie an inhaltlicher Bedeutung gewonnen haben. Hier sind in erster Linie die Sachge- 
spräche zu nennen, die bereits 1971 in Aussicht genommen waren. Durch Vermittlung 
des Staatssekretärs für Kirchenfragen wurden Vorstand der Konferenz der Kirchenleitungen 
und Präsidium der Bundessynode viermal durch Fachleute ersten Ranges umfassend über 
Probleme der europäischen Sicherheit, der Abrüstung und über Wirtschafts- und Sozial- 
fragen orientiert. 

Sachgespräche wurden auch über Belange der Land- und Forstwirtschaft und über Rechts- 
fragen auf der Ebene der Fachleute geführt. 

Der Vorstand hatte mehrfach Gelegenheit, im Ganzen oder durch seinen Vorsitzenden 
mit dem Staatssekretär ausführlich und in großer Offenheit über Dinge, die uns beschwer- 
ten, zu sprechen. An dieser Stelle ist in den Bericht noch folgendes einzufügen: Wir haben 
heute die Freude, feststellen zu können, daß das seit längerer Zeit erbetene Gespräch zu 
grundlegenden Fragen des Zusammenlebens von Christen und Nichtchristen am 11. Mai 
1977 mit dem Staatssekretär für Kirchenfragen geführt werden konnte. Gesprächspartner 
waren der Vorstand der Konferenz und die Leitung der Dienststelle des Staatssekretärs für 
Kirchenfragen. Der Vorstand konnte in großer Offenheit alle uns bewegenden Fragen vor- 
bringen und dankbar feststellen, daß eine große Bereitschaft zum Hören, Prüfen und Wei- 
tergeben vorhanden war. Der Staatssekıetär betonte, daß dieses Gespräch erst ein Anfang 
sei. Deshalb wurde auf eine Publizierung verzichtet. Weiter sind Treffen der Kirchenleitun- 
gen der Landeskirchen mit den Bezirken und zahlreiche Begegnungen auf Kreisebene zu 
nennen. Es ist das Bemühen von seiten des Staates deutlich, daß es um Klärung der Situation 
und gegenseitige Information, nicht um Indoktrination gehen soll. Die Gespräche wurden 
dann als besonders fruchtbar empfunden, wenn die kirchlichen Partner auch an den Sorgen 
der verantwortlichen Staatsmänner teilnehmen konnten. 

Sie haben dazu geführt, daß manche Schwierigkeit behoben werden konnte. Die Konfe- 
renz der Kirchenleitungen hat es darum meist für den besseren, weil hilfreicheren Weg ge- 
halten, Gespräche zu führen als öffentliche Erklärungen abzugeben, die mit Sicherheit in 
die Mühle der politischen Auseinandersetzungen geraten. 
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2.4.2. Zu den Gesprächen als immer wiederkehrenden Kontakten seien beispielhaft einige 
besondere Ereignisse im Verlauf der letzten vier Jahre genannt: . i 

1. Der Besuch des Ministers für Gesundheits- und Sozialwesen, Prof. Dr. Mecklinger, in 
den Samariteranstalten in Fürstenwalde, der erneut Anlaß zu besonderer Anerkennung für 
die diakonische Arbeit der Kirche gab. \ > 

2. Die Möglichkeit, Kirchen in Neubaugebieten zu errichten, die bisher nicht gegeben war. 
Die acht Gliedkirchen des Bundes haben daraufhin vorläufig 55 Projekte, davon vorrangig 
1o angemeldet. Die Verhandlungen über die Standorte dauern noch an und werden hoffent- 
lich zu einem allseits befriedigenden Ende geführt. Sie werden dadurch erleichtert, daß die 
Möglichkeit eingeräumt worden ist, Land in kirchlichem Besitz für Bauland einzutauschen, 
so daß die Kirchen auf kirchlichem Grund und Boden stehen können. 

3. Endlich nahm die Konferenz der Kirchenleitungen in einem eigenen Beitrag zum Ent- 
wurf des neuen Gesetzbuches der Arbeit Stellung und erhielt sehr schnell eine verständnis- 
volle Antwort des Vorsitzenden des Staatsrates, Generalsekretär Erich Honecker (s. Anlage). 


3. Kirche und Weltprobleme 


„Weil Gott das ganze Elend des Menschen aufheben wird, tut die Kirche nichts Sachfrem- 
des, sondern etwas Sachgemäßes, wenn sie sich mitbeteiligt an der Beseitigung des politi- 
schen Elends der Menschen“ (Bischof Dr. Werner Krusche bei der Eröffnung der Konsul- 
tation „Die KSZE und die Kirchen“, Buckow 1975). 

3.1.1. Ohne diese Sicherheit kann es keinen dauerhaften Frieden geben. 


Der Bund und seine Gliedkirchen, Gemeinden und Christen in der DDR haben der KSZE 
von Anfang an große Aufmerksamkeit geschenkt und sich für ihr Zustandekommen einge- 
setzt. Sie haben das Ergebnis, die Schlußakte, nachdrücklich begrüßt. Schon im Oktober 
1975 war der Bund Gastgeber für die KEK-Konsultation, die in Buckow unter dem Thema 
„Die KSZE und die Kirchen‘ zusammenkam. Die Kirchen des Bundes bemühen sich, aus der 
Würdigung der KSZE-Schlußakte durch die V. Vollversammlung des ÖRK für ihren Bereich 
Konsequenzen zu ziehen. Aufgrund der Empfehlungen von Nairobi hat der Vorsitzende der 
Konferenz am 8.4.1976 dem Staatssekretär für Kirchenfragen die Beschlüsse von Nairobi 
zu Abrüstungsfragen und die Dokumente der Buckower Konsultation Europäischer Kir- 
chen zur KSZE überreicht. Zum ersten Jahrestag von Helsinki würdigte der Vorstand der 
Konferenz die Ergebnisse von Helsinki und bat alle Gemeinden der Gliedkirchen des Bundes, 
„der Schiußakte von Helsinki weiterhin ihre Aufmerksamkeit zu schenken“. Am 26.2.1977 
fand eine Konsultation des Ausschusses „Kirche und Gesellschaft“ in Berlin statt. An der 
gemeinsamen Tagung des Präsidiums und des Beratenden Ausschusses der KEK in lasi (Ru- 
mänien) vom 20. bis 23.4.1977 nahmen Vertreter aus den Kirchen des Bundes teil. Die An- 
eignung der Schlußakte hat bei vielen Gesprächen zwischen Vertretern des Staates und der 
Kirchenleitungen eine bedeutende Rolle gespielt ... 

Um der Menschen und des Friedens willen werden wir Christen die Mühsal der Weiterar- 
beit auf uns nehmen. Wir hoffen, daß die Folgekonferenz in Belgrad, die in diesem Jahr 
beginnen soll, nicht lediglich einen Katalog von Erfüllungen und Defiziten bei der Durch- 
führung der Beschlüsse von Helsinki bringen wird, vor allem daß sie nicht dazu benutzt 
wird, „sich wechselseitig Verletzung der Menschenrechte vorzuwerfen und auf diese Weise 
die friedensstabilisierende Funktion dieses Prinzips in Frage zu stellen ... Nach unserem 
Dafürhalten müssen Methoden dafür gefunden werden, Defizite an der Verwirklichung der 
Menschenrechte unter Ausschluß propagandistischer Effekte zur Sprache zu bringen und 
auf deren Beseitigung hinzuarbeiten“. Wir sollten von unseren Regierungen nichts Un- 
mögliches wollen, aber auch nicht schweigen, wo Mögliches aus unverständlichen Grün- 
den nicht verwirklicht wird (so aus der Botschaft der KEK-Tagung von lasi). 

3.1.2. Zu den Mühsalen der Weiterarbeit um der Menschen willen gehört auch der be- 
harrliche Hinweis darauf, daß politische und militärische Entspannung einander bedingen. 
Es ist ein grotesker Zustand, daß die politische Entspannung keine erkennbar mäßigende 
Wirkung auf die Rüstungsanstrengungen der Völker gehabt hat. Zweifellos ist die Abrüstung 
eines der kompliziertesten Probleme überhaupt. „Darum halten wir jeden vereinbarten 
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Schritt — auch den allerkleinsten — für wichtig. Die KEK hält es für wünschenswert, daß 
die Teilnehmerstaaten ihre Rüstungsaufgaben im Blick auf eine vernünftige Volkswirtschaft 
und zur Ermöglichung von Entwicklungsförderung reduzieren“ (aus der Botschaft der KEK- 
Tagung in Jasi). 

Weil wir an diesen Problemen ein brennendes Interesse haben, haben wir der Einladung 
des Staatssekretärs für Kirchenfragen zu einem Gespräch mit leitenden Persönlichkeiten des 
Bundes am 8.4.1976 gerne Folge geleistet. Botschafter Professor Dr. Bock referierte über 
Fragen der KSZE und über Verhandlungen, die die gegenseitige Reduzierung von Streit- 
kräften und Rüstungen in Mitteleuropa zum Ziel hatten. Hier war Gelegenheit, Vertretern 
der Regierung der DDR gegenüber etwas über die Motivierung der Arbeit von Christen und 
Kirchen für Frieden und Abrüstung zu vermitteln, vor dem staatlichen Gesprächspartner 
gewissermaßen Ansätze einer Friedenskonzeption evangelischer Kirchen zu entwerfen. Wir 
haben darauf hingewiesen, daß für uns Christen „‚Friede“ (Schalom) geradezu das Schlüssel- 
wort für menschliches Zusammenleben ist. Es ist selbstverständlich, vielleicht mittlerweile 
schon allzu selbstverständlich, daß auch die Kirchen als solche allenthalben für Frieden ein- 
treten: Das Reden vom Frieden ist manchmal allzu verbindlich und risikolos, allzu billig 
geworden. Es gilt, konkret vom Frieden zu reden. Als spezifische Aufgaben der Kirche 
auf diesem Gebiet nannten wir: zum Frieden erziehen, Vertrauen fördern, Wertmaßstäbe 
setzen, Bewußtsein bilden, daß Krieg kein Mittel zur Lösung politischer Konflikte ist. In 
diesem Zusammenhang ist auch die Arbeitshilfe „Erziehung zum Frieden“ zu nennen, die 
der Bund den Gemeinden übergeben hat. 

3.1.3. Helsinki hat uns gelehrt: Man kann nicht von Frieden sprechen, ohne die Men- 
schenrechte zu erwähnen. Man kann nicht die Menschenrechte des einzelnen wollen, ohne 
für den Frieden aller einzutreten. Mit den Menschenrechten umzugehen, ist darum nicht 
Gedankenspielerei mit einer schönen Utopie. Daß die Menschen zu ihrem Recht kommen, 
wird immer deutlicher zu einer Überlebensfrage der Menschheit. 

Darum haben sich Vertreter der Kirchen des Bundes intensiv an dem ökumenischen Ge- 
spräch über die Menschenrechte beteiligt; zu nennen sind vor allem die Konsultationen des 
ÖRK/KKIA in St. Pölten und Montreux, des LWB in Genf. Im folgenden sei etwas von dem, 
was sie dort vertreten haben, wiedergegeben. 

Die Menschenrechte sind keine christliche Erfindung; sie sind zwar im biblischen Gedan- 
kengut vorgezeichnet, aber mußten zeitweise gegen eine sich christlich verstehende Gesell- 
schaft durchgesetzt werden. Ihr jeweiliger Inhalt gibt wieder, was die Menschen in bestimm- 
ten Epochen jeweils als ihr Recht verstanden und gefordert haben. Sie haben sich entwickelt 
und tragen die Spuren dieser Entwicklung an sich. Es ist ihnen anzumerken, daß sie in Eng- 
land, Amerika und Frankreich aus dem bürgerlichen Protest gegen feudale Fesseln entstanden 
sind. Bei dem Akzent, den die sozialistischen Staaten setzen, ist spürbar, daß dahinter 
der Kampf gegen Hunger, Ausbeutung, Wohnungs- und Arbeitslosigkeit steht. Ähnliche fun- 
damentale Ansprüche stellen die jungen Nationalstaaten, die in diesen Jahrzehnten selb- 
ständig geworden sind. Die allgemeine Deklaration der UNO von 1948 verarbeitet die Er- 
fahrung des Kampfes gegen den Faschismus, der eine ganze Welt versklaven wollte. 

So ist es kein Wunder, daß zur Zeit ein Ringen um den Hauptinhalt der Menschenrechte 
stattfindet, je nach der Ausgangssituation, von der aus man denkt. Es ist auch kein Wun- 
der, daß das Ringen weltweit ist. Denn wir leben in einer Zeit, in der die Abhängigkeit 
aller von allen am Tage ist. Die Menschenrechte verfehlen ihren Sinn, wenn sie als Waffe 
in den politischen Auseinandersetzungen mißbraucht werden, die allzu leicht in einen hei- 
ßen Krieg umschlagen und die Menschheit mitsamt ihren Rechten vernichten können. Das 
wird der Grund dafür sein, daß in dem VII. Prinzip der Schlußakte von Helsinki die Men- 
schenrechte und der Frieden miteinander verknüpft sind. 

Wir Christen können in diesem Kampf nicht abseits stehen. Wir wissen, daß die Würde des 
Menschen tiefer begründet ist als in seiner Geburt, wir wissen, daß das Recht des Schwä- 
cheren gegenüber dem Stärkeren, das Recht darauf, frei, d.h. verantwortlich vor Gott und 
darum auch vor den Menschen zu leben, zu verteidigen ist. Wir wissen wohl, daß der Mensch 
vor Gott jedes Recht verwirkt hat, aber gerade darum ist er befreit, dem Mitmenschen Ge- 
rechtigkeit widerfahren zu lassen. Darum sollte der Christ auch Menschenrechte immer zuerst 
als die Lebensrechte des anderen verstehen und verteidigen, ehe er sie für sich selbst fordert. 
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Die christliche Gemeinde wird sich kaum daranmachen, einen eigenen Kodex der Men- 
schenrechte zu entwerfen. Aber sie wird, in der Tradition der Propheten des alten Bundes, 
jeweils auf die Menschenrechte hinweisen, die zur Zeit am meisten gefährdet sind. Sie wür- 
de sich einem einseitigen Verständnis der Menschenrechte widersetzen. Eine einseitige Be- 
tonung der Rechte des einzelnen stellt das Wohl der Gesellschaft im ganzen in Frage. Eine 
einseitige Betonung der Rechte der Allgemeinheit hindert den einzelnen, elementares Lebens- 
recht wahrzunehmen. 

Wir vermerken, daß es Anlässe wie die erwähnte Konferenz der Kommunistischen und Ar- 
beiterparteien Europas gegeben hat, bei denen wir differenzierter und umfassender infor- 
miert wurden. Wir alle haben es begrüßt, daß die sozialpolitischen Maßnahmen für den ein- 
zelnen bei uns nicht nur Arbeit und Brot sichern, sondern ihm auch eine freiere Entfaltung 
seiner Persönlichkeit und größere Zuwendung zu seiner Familie sichern sollen. Wir haben es 
begrüßt, daß durch das Vertragswerk mit der BRD die Möglichkeit eröffnet wurde, mensch- 
liche Härten durch Familienzusammenführung oder durch größere Besuchsmöglichkeiten zu 
lindern. Wir hoffen, daß die rückläufige Tendenz, die seit einiger Zeit als Reaktion auf einen 
allzu extensiven Gebrauch der neuen Möglichkeiten zu bemerken ist, bald wieder einer 
großzügigeren Handhabung im Sinne der Helsinki-Schlußakte weicht. Die Kirchen bemühen 
sich, die seelsorgerliche und diakonische Dimension der manchmal harten menschenlichen 
Probleme aufzunehmen und auf der ihnen gegebenen Ebene und mit den ihnen angemesse- 
nen Mitteln an zuständiger Stelle vorzutragen. Sie sehen mit Sorge, daß die öffentliche Aus- 
einandersetzung um die Menschenrechte zu Polarisierungen zu führen droht, die dem sach- 
lichen Gespräch über das Wohl der Menschen und den Frieden der Welt nicht guttun. Sie 
haben in einem Schreiben an die KKIA des ÖRK im Juli 1976 formuliert: „Zu dem er- 
forderlichen Kontextbezug gehört auch, daß wir in bestimmten Situationen und Bereichen 
anstehende Probleme nicht auf dem Wege der öffentlichen Auseinandersetzung außerhalb 
der Grenzen unseres Landes angehen wollen, sondern sie dort zu behandeln und zu klären 
versuchen, wo die Verantwortung wirklich getragen wird. Die Kirchen in der DDR leitet 
nicht das Bestreben, Gegenstände der Auseinandersetzung zu tabuisieren, sondern sie effek- 
tiv beseitigen zu helfen.“ Dies Schreiben ist ein Teil der Bemühungen der Kirchen des Bun- 
des, auf ökumenischer Ebene die internationale Diskussion versachlichen und die christliche 
Mitwirkung motivieren zu helfen ... 


Anlage 


Zu Abschnitt 2 


Abschrift 

Bund der Evangelischen Kirchen 

in der Deutschen Demokratischen Republik 

Der Vorsitzende der Konferenz 104 Berlin, den 15.3.1977 


An den Vorsitzenden des Staatsrates der 
Deutschen Demokratischen Republik 
Herrn Generalsekretär E. Honecker 
Berlin 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 


Die Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen in der Deutschen Demokratischen Re- 
publik hat mit Interesse von dem veröffentlichten Entwurf des Arbeitsgesetzbuches der 
DDR Kenntnis genommen. 

Wir konnten dankbar feststellen, daß der Entwurf des Arbeitsgesetzbuches vor allem auch 
der Weiterentwicklung der Sozialpolitik unseres Staates dient. Wir begrüßen Schritte, die 
eine weitere Verbesserung der sozialen Bedingungen im Interesse der Gesellschaft und je- 
des einzelnen ermöglichen. 

Die Bestimmungen des künftigen Arbeitsgesetzbuches werden sich auf unsere mehr als 
40000 Mitarbeiter in den Kirchen, Kirchgemeinden, Werken und Einrichtungen auswir- 
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ken. Wir gehen dabei davon aus, daß der besondere Charakter der kirchlichen Arbeitsrechts- 
verhältnisse dieser Mitarbeiter wie bisher gewahrt bleibt und die Kirchen weiter ungehin- 
dert die Besonderheiten des kirchlichen Dienstes gemäß Art. 39 Abs. 2 der Verfassung 

der DDR selbständig ordnen können. Es wäre wünschenswert, wenn dieser Gesichtspunkt 
etwa im $ 15 Abs. 3 des Gesetzbuches deutlicher erkennbar werden würde. 

Wir setzen auch voraus, daß die besondere Regelung, daß für bestimmte Gruppen kirch- 
licher Mitarbeiter die arbeitsrechtlichen Bestimmungen keine Anwendung finden, beste- 
hen bleibt (Anordnung vom 18.1.1958 über die arbeitsrechtliche Stellung der in kirch- 
lichen Einrichtungen beschäftigten Arbeiter und Angestellten GBl. I S. 84). 

Zu den Werktätigen in unserem Staat gehören viele Bürger christlichen Glaubens. Ihnen 
allen ist ein gleichberechtigter Platz in unserer Gesellschaft und die Möglichkeit, ihrem Ge- 
wissen und Glauben gemäß zu arbeiten, zu lernen und dabei ihre Religion ungehindert aus- 
zuüben, zuerkannt. Wir verstehen den Entwurf so, daß dieses verfassungsmäßige Recht 
auch durch $ 4 nicht eingeschränkt wird. Dazu gehört ebenso, daß die garantierte Gewis- 
sens- und Glaubensfreiheit für Waffendienstverweigerer (Anordnung des Nationalen Ver- 
teidigungsrates der DDR vom 7.9.1964 über die Aufstellung von Baueinheiten im Bereich 
des Ministeriums für Nationale Verteidigung — GBl. IS. 129) auch hinsichtlich der Ver- 
pflichtung der Lehrlinge nach $ 133 Abs. 2 des Entwurfs voll wirksam wird. 

Wir halten es ferner für wünschenswert, wenn der Inhalt des $ 7 Abs. 2 der Verordnung 
vom 3.5.1967 über die durchgängige Fünf-Tage-Arbeitswoche und die Verkürzung der 
wöchentlichen Arbeitszeit bei gleichzeitiger Neuregelung der Arbeitszeit in einigen Wo- 
chen mit Feiertagen — GBl. II S. 237 (unbezahlte Freizeit zur Teilnahme an religiösen 
Veranstaltungen während der Arbeitszeit) gesetzlich geregelt bliebe. 

Wir wären Ihnen, sehr geehrter Herr Vorsitzender, dankbar, wenn Sie veranlassen würden, 
daß bei dem anstehenden Gesetzgebungsvorhaben unsere Anliegen Berücksichtigung fin- 
den. 


Mit dem Ausdruck vorzüglicher Hochachtung gez. D. Schönherr 
Bischof 


Abschrift 

Zentralkomitee der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 
Der Generalsekretär 

Staatsrat der Deutschen Demokratischen Republik 

Der Vorsitzende 


Vorsitzender der Konferenz der 
Evangelischen Kirchenleitungen in der DDR 
Herrn Bischof D. Schönherr 

104 Berlin 


Sehr geehrter iierr Bischof! 


Wie Sie in Ihrem Schreiben mit Recht bemerken, dient der Entwurf des Arbeitsgesetzbuches 
der Deutschen Demokratischen Republik vor allem der Weiterentwicklung der Sozialpolitik 
unseres Staates. Partei und Regierung haben es mit Interesse aufgenommen, daß die Kon- 
ferenz der Evangelischen Kirchenleitungen unsere Schritte zur weiteren Verbesserung der 
sozialen Bedingungen im Interesse der Gesellschaft und jedes einzelnen begrüßt. 

Eine Rücksprache mit dem Vorsitzenden des FDGB-Bundesvorstandes, der bei der Aus- 
arbeitung des Gesetzentwurfes federführend ist, ergab, daß im Lauf der letzten acht Wochen 
mehr als 34000 Vorschläge eingegangen sind. Ich nahm dies zum Anlaß, Genossen Tisch 
zu empfehlen, daß Ihr Anliegen von den Verantwortlichen in Erwägung gezogen wird. Wie 
er mich während der 5. Tagung des Zentralkomitees informierte, soll es folgendermaßen 
Berücksichtigung finden: 

Um die kirchlichen Arbeitsrechtsverhältnisse noch deutlicher sichtbar zu machen, erhält 
Paragraph 15, Absatz 2 und 3 im überarbeiteten Entwurf des Arbeitsgesetzbuches der DDR 
einen Zusatz. Er lautet: „Die Anordnung über die arbeitsrechtliche Stellung der in kirch- 
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lichen Einrichtungen beschäftigten Arbeiter und Angestellten vom 18. Januar 1958 wird 
nicht geändert.“ 

Was Ihren Hinweis auf Paragraph 4 betrifft, so erfolgt durch das neue Arbeitsgesetzbuch 
keine Änderung der jetzigen Praxis. Daher macht sich auch keine besondere Formulierung 
notwendig. 

Der Inhalt der Paragraphen 7, Absatz 2, der Verordnung vom 3. Mai 1976 über die durch- 
gängige 5-Tage-Arbeitswoche und die Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit wird in eine 
Durchführungsverordnung zum Arbeitsgesetzbuch aufgenommen. Damit ist der Anspruch 
auf unbezahlte Freistellung zur Teilnahme an religiösen Veranstaltungen weiterhin arbeits- 
rechtlich geregelt. 

Mit vorzüglicher Hochachtung gez. E. Honecker 


Berlin, 21. März 1977 


3. DIE ÖKUMENISCHE ARBEIT 


a) Einschätzung 
I. Der ökumenische Dialog in der DDR 


Die auffallend intensive Beteiligung des Bundes mit seinen Gliedkirchen an dem 
ökumenischen Dialog hat mehrere Gründe. Es wurde bereits darauf hingewiesen, 
daß die Ökumenizität eine besondere Bedeutung für das Kirche-Sein in der DDR 
hat und daß eine noch unbewältigte Problematik darin liegt, an dieser Bewe- 
gung auch die Gemeinden und Christen zu beteiligen. Nicht weniger wichtig ist 
die Teilnahme am ökumenischen Dialog deshalb, weil es den Kirchen in der 
DDR auf diese Weise möglich wird, den kirchenspezifischen Beitrag zu politi- 
schen Problemen der Gegenwart in ihrer sozialistischen Gesellschaft öffentlich 
zur Sprache zu bringen und zwar auch dann, wenn die Meinung der Kirchen von 
der offiziellen politischen Linie der sozialistischen Staaten abweicht oder sogar 
in einen Gegensatz zu ihr gerät. 

Die Redebeiträge von Delegierten der DDR-Kirchen bei ökumenischen Veran- 
staltungen oder bei Weltkongressen (z.B. Weltkongreß „Religiöser Vertreter für 
dauerhaften Frieden ... in Moskau“ s.u.) haben ihren Wert nicht nur in der in- 
haltlichen Aussage. Sie sind in der DDR öffentlich zitierfähig und werden auch 
zitiert. Sie finden Aufnahme in ökumenischen Veröffentlichungen, die — wenn 
auch begrenzt — auch in der DDR zur Verfügung stehen. Wenn sich der Bund 
ökumenische Erklärungen zu eigen macht, so ist auch dies ein Weg, um die Dis- 
kussionen zu politischen Themen in der DDR aus der Engführung der partei- 
politischen Sicht der SED und der DDR-Staatspolitik zu befreien und ein wenig 
zur Pluralität der Meinungsbildung in der DDR beizutragen. Die Themen, die 
auf ökumenischen Konferenzen verhandelt werden, sind einbezogen in die Aus- 
einandersetzung der politischen Blöcke und Kräfte; sie sind darum alles andere als 
„neutral“. Das gilt für Helsinki ebenso wie für die Menschenrechte, für die Ab- 
rüstung, für den Frieden u.a. 


99. Im ena, in kirchlichen Sonntagsblättern, in Schnellinformationen, in Berichten vor 
Synoden u.a. 
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Es ist schwer vorstellbar, daß der DDR-Staat gerade in diesen thematischen 
Bereichen so ohne weiteres von der offiziellen Linie abweichende Meinungen 
dulden kann, wenn er nicht durch besondere Umstände dazu mehr oder weni- 
ger gezwungen wäre. Die ökumenische Einbindung der Kirchen in der DDR kann 
eben diesen besonderen Umstand ausmachen. Die Kirchen überreichen staat- 
lichen Vertretern ökumenische Dokumente bei Gelegenheit von Gesprächen, 
erläutern sie und machen so die kirchliche Sicht zu den Fragen deutlich. Es ist 
ein ungewöhnlicher und ein ebenso verheißungsvoller Vorgang in der verhärteten 
politischen Auseinandersetzung, wenn die Meinungsbildung in den ökumenischen 
Gremien mit ihren kritischen Anfragen auch an die Politik und die gesellschaft- 
liche Wirklichkeit der sozialistischen Staaten einschließlich der DDR den Poli- 
tikern präsentiert wird. Gewiß sind Ton und Inhalt der Dokumente maßvoll, 
vielen aus den westlichen Ländern ein Beispiel für „Leisetreterei“. Aber sie wer- 
den im Unterschied zu den sonst üblichen kritischen Anfragen aus dem Westen 
nicht als Diffamierung und nicht als eine unzulässige Einmischung in die inne- 
ren Angelegenheiten der DDR zurückgewiesen. Sie werden entgegengenommen 
und können überall in der DDR — jedenfalls in kirchlichen Kreisen — diskutiert 
werden. 

Die Kirchen des Bundes mit ihren Gemeinden und Christen stehen so inner- 
halb der DDR in einer exzeptionellen Lage. Sie können — als einzige gesellschaft- 
liche Institution — Fragen der Innen- und Außenpolitik im Rahmen bestimmter 
Grenzen in freier Weise diskutieren und diskutieren lassen. Und dies geschieht 
nicht nur in kleinen, für den Staat überschaubaren und kontrollierbaren Ver- 
anstaltungen. Zu den Kirchentagen z.B. kommen Tausende und Zigtausende von 
Bürgern aus der DDR, hören und diskutieren Vorträge, die sehr deutlich zu er- 
kennen geben, daß Kirche und Staat in der DDR keine identifizierbaren Größen 
sind. Man lese nach, was z.B. Werner Krusche 1976 in Halle gesagt hat!® oder 
beim Kirchentag in Westberlin !0! oder in Basel bei der Verleihung der Ehrendok- 
torwürde !%, Die Kirchen in der DDR haben mit ihren kirchlichen Veranstaltun- 
gen, mit ihrer Berichterstattung, ihren öffentlichen Synoden u.a. Freiräume für 
einen offenen Dialog geschaffen. Die in diesem Dialog eingeführten Themen sind 
zwar ökumenisch vorgegeben, werden aber immer mit einem DDR-spezifischen 
Akzent vorgetragen, so daß die menschliche, gesellschaftliche und politische Pro- 
blematik der DDR zur Sprache kommt. Die große Leistung der Kirchen in der 
DDR besteht darin, daß es ihnen gelungen ist, solche Diskussionen aus den po- 
litischen Katakomben und Hinterzimmern zu befreien. Dies war aber nur mög- 
lich, weil die Kirchen in der DDR ihr Wort aus dem staatlicherseits relativ un- 
beanstandeten Raum der Ökumene heraus in ihre eigene Situation hineinsagten. 


100. Werner Krusche: Gottes Wege führen weiter, Vortrag auf dem Kirchentag in Halle 
am 17. September 1976, in: epd-Dok 12/77, S. 4ff. 

101. Vgl. Beitrag von Werner Krusche auf der Abendveranstaltung der KEK während des 
17. Deutschen Evangelischen Kirchentags in Berlin zum Thema „Die Rolle der Kirchen für 
die Zukunft Europas“, in: Mitteilung des Dt. Ev. Kirchentages, Nr. 114. 

102. Werner Krusche: Christliche Kirche in einer sozialistischen Gesellschaft, Vortrag am 
25. November 1977 in der Martinskirche in Basel aus Anlaß der Verleihung der Ehrendok- 
torwürde durch die Theologische Fakultät der Universität Basel, in: KiS 2/78, S. 11ff. 
(eine Zusammenfassung in: epd-Dok 5/78, S. 73ff.). 
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II. Die „‚Kontextualität‘ des kirchlichen Beitrags 


Sehr früh schon hatten die Kirchen in der DDR als ihren Auftrag erkannt, das 
Evangelium nicht an der Situation der Menschen in der sozialistischen Gesell- 
schaft vorbei zu verkündigen!®, sondern die „‚Relevanz der Situation“ zu be- 
rücksichtigen 1%, In unserer Zeit wird dies mit dem Begriff der „Kontextualität‘ 
bezeichnet. Auch die ökumenische Arbeit des Bundes muß unter diesem Ge- 
sichtspunkt gesehen werden. Als Gesprächspartner im ökumenischen Dialog brin- 
gen die DDR-Kirchen ihre Situation mit ein. Sie sprechen als eine Kirche eines 
sozialistischen Landes und geben dies auch zu erkennen. Der Kontext bestimmt 
dabei sowohl den Inhalt als auch die Form der Beiträge. Ebenso wird der Kon- 
text von den Kirchen in der DDR berücksichtigt, wenn sie ökumenische The- 
men, Texte und Verlautbarungen für die Christen und Menschen in ihrem Lande 
aufarbeiten. Wie stark die Situation bei der kirchlichen Verarbeitung ökumeni- 
scher Themen einbezogen wird, haben die Vorbereitungshefte für die Gemein- 
den auf die Themen der Ökumenischen Vollversammlung in Nairobi 1975 ge- 
zeigt!%. Die politischen Kontexte machen die Christen zu „Brüdern in getrenn- 
ten Situationen“ 1%, denen es bisweilen schwerfällt, sich noch als Brüder einer 
Gemeinschaft wiederzuerkennen. 

Reden und Hören, Zeugnis und Verstehen sind geprägt von den politischen, 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Gegensätzen der Länder und Blöcke, 
aus denen die Christen kommen. Dies belastet die durchzuhaltende Gemein- 
schaft und erschwert die Kommunikation. Man soll sich nichts vormachen — 
dies gilt auch zwischen Kirchen und Christen in der EKD einerseits und denen 
des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR andererseits. Auch zwischen 
ihnen stehen unterschiedliche gesellschaftliche Wirklichkeiten, die das gegen- 
seitige Verstehen zunehmend erschweren. In eindrucksvoller Weise hat dies 
Christoph Hinz auf der KEK-Konsultation in Sofia 1977 deutlich zu machen 
gewußt 197: 


103. Schon in den Werkstattberichten, die von der Kommission für das Lehrgespräch vor- 
gelegt worden waren (vgl. die Darstellung KJ 100, 1973 S. 224ff.) wurde die Notwendig- 
keit betont, die Botschaft von der Rechtfertigung in die gesellschaftliche Wirklichkeit hin- 
ein auszulegen. 

104. Den Begriff von der „Relevanz der Situation“ hat die Studie des Theologischen 
Studienausschusses des Nationalkomitees des LWB in der DDR „‚Identität und Pluralität“, 
1976, geprägt (vgl. Abschnitt 1.1.1. „Zur Situation der Kirche in der DDR“). Die Arbeit 
liegt veröffentlicht in englischer Fassung vor: The identity Church and it’s service to the 
whole human being, Final Volume I Reports on 35 self study projects in 46 churches, Lu- 
theran World Federation Department of Studies, Geneva 1977, S. 573ff.). 

105. KJ 1975, S. 298£f. 

106. Vgl. Christoph Hinz: Wiederentdeckung der Gemeinschaft der Kirchen: Konziliarität 
— Der Weg nach vorne?, Vortrag auf der Konsultation der KEK 3. bis 8. Oktober 1977 in 
Sofia, in: KEK Studienheft 10, Die konziliare Gemeinschaft, 1978, S. S7ff. (78). 

107. Siehe Anmerkung 106. Das Referat von Christoph Hinz ist auch in der Evangelischen 
Monatsschrift für Mitarbeiter der Kirche „Die Zeichen der Zeit“ in Heft 1/2, 1979, S. 12£f. 
veröffentlicht. Bezeichnenderweise fehlt der hier zitierte Abschnitt aus dem Referat. Hier 
werden die Grenzen deutlich, die der kirchlichen Publikation (noch immer) gesetzt sind. 
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Die gleichen Worte klingen in jedem Kontext anders. 
Nicht nur das Zeugnis, auch das Verstehen von Brüdern ist kontextgebunden. Wer sich 
das klarmacht, wird Brüder in Christo leichter wiedererkennen 


Vier Beispiele: 


Wenn Martin Niemöller sagt: „Ich stehe weit links von den Kommunisten bei meinem 
Herrn Christus, der bei denen steht, die von den Kommunisten links liegengelassen wer- 
den“ (,„Stimme‘‘, 1/1977.6), so hat das nach meiner Vermutung (— und Kenntnis von 
Freunden —) für westeuropäische Ohren etwas Schockierendes. Was heißt in der politi- 
schen Landschaft bei ihnen: ‚‚weit links von den Kommunisten‘? Für unsere Ohren 
klingt dagegen die Frage hindurch: „Wen läßt der Kommunismus links liegen?‘“ Unsere 
Partei und Regierung strebt den Kommunismus an. „Linksabweicher“ ist ein Schimpf- 
wort der leninistischen Partei für innermarxistische Dissidenten. Wohin zieht uns Christus? 


Oder: Karl Barth sagte 1950 in der Phase des ‚kalten Krieges‘ zwischen Ost und West: 
„Wer den Kommunismus nicht will — und wir wollen ihn alle nicht — der stehe für einen 
ernsthaften Sozialismus‘‘ (E. Busch, Karl Barth’s Lebenslauf 1976, 396). Das war kritisch 
gegen einen Antikommunismus der CDU gerichtet und wirkte als eine Option für ernsthaft 
linke SPD. Für unsere Ohren klingt das Wort: „Den Kommunismus wollen wir alle nicht“, 
wie ein Schlagwort des Westens, denn er steht für uns politisch nicht zur Wahl. Die Re- 
gierung der kommunistischen Partei ist verfassungsmäßig sichergestellt. Wir können nur 
für eine Zukunftsentwicklung des Sozialismus arbeiten, der den Anliegen der Menschen 
(samt den nötigen internationalen Kooperationen und Lasten der 3. Welt) besser Rech- 
nung trägt. 


3. Beispiel: Die Konferenz der Kommunistischen und Arbeiterparteien Europas, die im 
Juni 1976 in Berlin tagte, formulierte in ihrer gemeinsamen Botschaft: „Sie (die Parteien) 
erachten den Dialog und die Zusammenarbeit zwischen den Kommunisten und allen ande- 
ren demokratischen und friedliebenden Kräften für notwendig. Dabei gehen sie von dem 
aus, was ihnen gemeinsam ist, und treten für die Beseitigung des Mißtrauens und der Vor- 
urteile ein, die ihre Zusammenarbeit behindern können ... Eine wichtige Rolle im Kampf 
um die Rechte der Werktätigen für Demokratie und Frieden spielen immer breitere katho- 
lische Kräfte, Angehörige anderer christlicher Religionsgemeinschaften und Gläubige an- 
derer Konfessionen. Die Kommunistischen und Arbeiterparteien sind sich der Notwendig- 
keit des Dialogs und gemeinsamer Aktionen mit diesen Kräften bewußt, was ein untrenn- 
barer Bestandteil des Kampfes für die Entwicklung Europas in demokratischem Geist, in 
Richtung auf den sozialen Fortschritt ist‘ (‚Neues Deutschland‘, v. 1.7.1976, S. 3). 

Für die Ohren westlicher Kirchen mag das Parteijargon sein und die Kooperation, Abbau 
des Mißtrauens und der Dialog den Gedanken an die westeuropäische Bewegung „Christen 
für den Sozialismus‘ wecken, die vom größten Teil der westeuropäischen Kirchen nach 
meiner Kenntnis sehr kritisch, wenn nicht mißtrauisch angesehen wird. Für unsere Ohren 
haben die gleichen Sätze etwas Aufregendes und Hoffnungsvolles, so daß sie im Bericht 
der Konferenz der Kirchenleitungen vom Mai 1977 zitiert werden. Denn der Dialog zwi- 
schen Christen und Marxisten zum Abbau von Mißtrauen und Vorurteilen galt seit dem 
August 1968 als streng verpönt, ja erboten. Wir konnten unsererseits gegenüber dieser 
Selbstverpflichtung kommunistischer Parteien nur offen sein und sie als ein Zeichen der 
Wandlung festhalten. Denn gemeinsame Praxis in der Gesellschaft zwischen Marxisten und 
Christen braucht diesen Dialog. 


4. Beispiel: Schlußakte der KSZE und der Text des Präsidiums der KEK von Iasi, 1977. 

Die Schlußakte von Helsinki ist eine ganz erstaunlich säkulare Konsensusformel, eine po- 
litische „Konkordie“, die im Dienst des gemeinsamen Interesses am Frieden als Rahmen- 
bedingung für alles weitere Leben und Handeln steht. Von daher kam es zu den sicher- 
heitspolitischen Garantien, Abrüstungserklärungen. Sie sollten Vereinbarungen, die auf 
Kooperation in Wirtschaft, Wissenschaft, Technik und die wachsenden Umweltprobleme 
gerichtet sind, ermöglichen. 
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Das Besondere dieser „‚Konsensuserklärung“ (= Schlußakte KSZE) sieht das Präsidium 
der KEK in Iasi (1977) nun darin, ‚daß hier erstmalig in einem internationalen Dokument 
sicherheitspolitische und humanitäre Sachanliegen in Zusammenhang und Ausgewogenheit 
gebracht worden sind“. (Vgl. Prinzip I-V und VI, Nichteinmischung in innere Angelegen- 
heiten anderer Staaten, und Prinzip VII, Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten.) 
„Damit haben die Unterzeichnerstaaten erklärt, daß Sicherheitspolitik nicht auf Kosten der 
Menschen gehen darf“ (KEK, lasi 1977). 

Das Tauziehen um beide Gesichtspunkte ist bekannt. Das Problem hat die Konsultation 
der KEK in Buckow 1975 ausgesprochen: „So darf die Spannung zwischen dem Eintreten 
für Menschenrechte ... (Prinzip VII) und dem Prinzip der Nichteinmischung ... (Prinzip VI) 
nicht dazu führen, daß das Prinzip der Nichteinmischung zur Abwehr des Einsatzes für 
die Menschenrechte benutzt wird. Andererseits darf auch das Eintreten für die Menschen- 
rechte nicht als Vorwand für politische Einmischung dienen“ (Zitat, Iasi 1977). 

Die Kirchen bekamen an der Spannung Anteil, z.B. wenn sie auf Grund ihrer Informa- 
tionen, gewiß aus brüderlichem Ernst, auf belastende menschliche Vorgänge in sozialisti- 
schen Ländern aufmerksam machten (vgl. Nairobi, Helsinki Erkl. Ziff. 10-12 und 15). Es 
erwies sich ihr Verständnis von Religionsfreiheit mitsamt den Voraussetzungen staatlicher 
Gesetzgebung und Rechtspraxis an ihren eigenen politischen Kontext gebunden (Nairobi, 
Helsinki, Ziff. 11). Wenn westeuropäische Kirchen solche Menschenrechtsfragen öffent- 
lich anhängig machen, steht das im liberal-politischen Kontext mit kritisch-außenpolitischer 
Spitze. Wenn Kirchen in sozialistischen Ländern im Rahmen ihrer Möglichkeiten und Mittel 
menschliche Belastungen bei ihren Regierungen vorbringen, wozu sie gewiß um Christi willen 
verpflichtet sind, dann wollen sie in kritischer Solidarität mit der sozialistischen Gesellschaft 
deren Verbesserung im Dienst der Menschen voranbringen. Der Stellenwert der gleichen 
Worte ist je nach dem politischen Kontext verschieden. Wenn in menschlicher Geschichte 
die Dialektik von sozialer Gerechtigkeit (durch zentrale Planung) und individueller Frei- 
heit unaufhebbar weitergeht, — sind dann nicht die Anwälte eines ernsthaften Sozialismus 
im Westen die entsprechenden Parteigänger derer, die im Sozialismus Osteuropas für Fragen 
persönlicher Freiheit eintreten? Darum hat die KEK in Iasi die Mitgliedskirchen gebeten, 
jeweils bei den Verantwortlichen ihres eigenen Staates für die Anliegen vorstellig zu wer- 
den. — 

Vor diesem Hintergrund bleibt die Aufgabe, Brüder in getrennten Situationen wiederzu- 
erkennen, in denen die gleichen Worte unterschiedlich klingen und das eine Christuszeugnis 
zu unterschiedlichen Taten und Worten wird. Daran hat sich wohl ‚„Wiederentdeckung der 
Gemeinschaft‘ zu bewähren. 

Rückfragen und kritischer Dialog gehören dazu, wenn Gemeinschaft im Vertrauen leben 
und nicht durch Mißtrauen zerstört werden soll. „Denn Krieg ist ewig zwischen List und 
Argwohn, nur zwischen Glauben und Vertrauen ist Friede“ (Schiller). Ein Gespräch um 
Konziliarität kann marginal werden, wenn es sich auf ein theologisches Lehrgespräch be- 
schränkt, das nicht die Herstellung des Vertrauens im Auge hat. Schon weil unser Denken 
und theologisches Argumentieren unbewußt auch von Vertrauen und Mißtrauen bestimmt 
werden, glaube ich nicht, daß sich der weitere Zusammenhang der politischen Spannungen 
und Gegensätze aus dem Konziliaritätsgespräch heraushalten läßt. 


Die „Kontextualität‘“ ist noch durch eine weitere Wirklichkeit gekennzeichnet. 
Der politische Kontext wirkt sich nicht nur auf Zeugnis und Verstehen aus, er 
versucht auch, auf das kirchliche Reden Einfluß zu nehmen und als politisches 
Zeugnis für sich mit Beschlag zu belegen. Nicht nur die sozialistischen Staaten, 
auch die westlichen Demokratien bringen die Kirche ins Spiel, wenn es ihnen 
darum geht, ihre politischen Programme oder Maßnahmen moralisch vor aller 
Welt zu rechtfertigen. Fragt man nach dem spezifischen ökumenischen Auftrag 
der Kirchen angesichts der immer wieder trennenden „Kontextualität‘‘, so wird 
dieser darin liegen, dazu beizutragen, daß das Gespräch zwischen den Blöcken 
nicht einfriert, daß politische „Koexistenz-Formeln“ nicht zu Instrumenten einer 
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sich verschärfenden Konfrontation werden. Der ökumenische Dialog hat grenz- 
überschreitenden Charakter, führt Getrenntes zusammen und sucht über alle 
Trennung das Verbindende, das Gemeinsame. Hier können die Kirchen beispiel- 
haft in die politische Szene hineinwirken. Dies um so mehr, als es ja die politi- 
schen Themen sind, die auch zwischen den Christen und Kirchen streitig und 
kontrovers verhandelt werden. Der ökumenische Dialog kann so zu einem Dienst 
an und für die zerstrittene Welt werden. In diesem Sinn haben sich die Kirchen 
in der DDR der ökumenischen Thematik angenommen. Sie haben sich dabei 
bewußt zu einer Solidarität mit ihrem Staat bekannt, ohne aber die vom Evan- 
gelium her gebotene kritische Distarz preiszugeben. 


b) Die Themen der Ökumene 
I. Die Menschenrechte 


Die Menschenrechtsfrage wird und wurde in der DDR in aller Breite grundsätz- 
lich und theologisch, aber auch in bezug auf konkrete Situationen in der Welt 
und in der DDR verhandelt !°. Natürlich konnten die Kirchen in der DDR nicht 
an der Tatsache vorübergehen, daß Bürger und Christen in ihrem Land unter 
Berufung auf das Menschenrecht der Freizügigkeit und die KSZE-Schlußakte 
von Helsinki staatliche Stellen bedrängten, ihnen die Umsiedlung zu gewähren. 
Ebensowenig konnten die Kirchen die staatlichen Reaktionen auf diese Umsied- 
lungsanträge einfach ignorieren. Durchaus in Fortsetzung früherer kirchlicher Stel- 
lungnahmen zu Fluchtbewegungen aus der DDR haben sie auch jetzt die Er- 
wartungen vieler enttäuscht, indem sie sich nicht zum Sprecher eines uneinge- 
schränkten Rechtes auf Freizügigkeit machten. Christen und Bürgern — vor allem 
kirchlichen Amtsträgern — muten sie zu, im Lande zu bleiben und die damit ge- 
gebenen Belastungen auszuhalten. Zugleich aber haben sie die staatlichen Stel- 
len aufgerufen, wichtige Gründe für eine Umsiedlung anzuerkennen, Reiseerleichte- 
rungen in das westliche Ausland (besonders in die Bundesrepublik) zu gewähren 
und den Umgang mit den Antragstellern auf Umsiedlung zu überprüfen. Besonders 
die Kriminalisierung von Umsiedlungswünschen und Bestrafung von Antragstellern 
mit juristisch fadenscheinigen Begründungen wurden seitens der Kirchen be- 
dauert und kritisiert. 

In der politischen Auseinandersetzung zwischen den verschiedenen Menschen- 
rechtsverständnissen haben sie einen zwischen Ost und West vermittelnden 


108. Vgl. die Menschenrechtsdiskussion, dargestellt in: KJ 1974, S. 486ff. mit einem Aus- 
zug aus der Studie des Theologischen Studienausschusses des Nationalkomitees des Luth. 
Weltbundes in der DDR „Sorge um eine menschliche Welt“ vom Oktober 1973, der Aus- 
arbeitung einer gemeinsamen Arbeitsgruppe des Ausschusses „Kirche und Gesellschaft“ 
und des Sekretariats zum Thema Menschenrecht vom Juni 1974 (a.a.O. S. 495f.) und dem 
Vortrag von Bischof Fränkel „Das Zeugnis der Bibel in seiner Bedeutung für die Menschen- 
rechte‘ (a.a.0. S. 496ff.) sowie die Auswertung der Tagung in St. Pölten (a.a.O. S. 501). 
Eine sehr sorgfältige Darstellung der Menschenrechtsdiskussion in den Kirchen der DDR 
hat Uwe-Peter Heidingsfeld vorgelegt in: KiS 1/77, S. 7ff. und in: Materialdienst der Oku- 
menischen Zentrale, Nr. 1, 1978. 
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Standpunkt eingenommen. Den persönlichen Freiheitsrechten räumen sie keinen 
Vorrang vor den sozialen ein. Sie haben Verständnis dafür erkennen lassen, daß 
in der DDR den sozialen Rechten ein hoher Rang zugemessen wird. Kritisch 
gegenüber dem sozialistischen Menschenrechtsverständnis haben sie eingewandt, 
daß Individualrechte und soziale Rechte nicht einfach gleichzusetzen sind, wo- 
bei nach sozialistischer Sicht den sozialen Rechten absolute Priorität zukommt. 
Die Realisierung sozialer Rechte bedeutet — nach sozialistischer Sicht — zugleich 
die höchstmögliche Realisierung persönlicher Freiheitsrechte. Diese These haben 
die Kirchen nicht übernommen. Sie sehen die Konkurrenz zwischen dem sozialen 
und individuellen Bereich. In dieser Spannung muß nach einem ausgewogenen 
Ausgleich gesucht werden. Dafür treten die Kirchen in der DDR ein, wobei sie 
sich um die Klärung der Frage bemühen: „Wo liegen die Grenzen zumutbarer 
Beschränkungen der individuellen Menschenrechte im Interesse der Gesell- 
schatt 4 

Auch in einem anderen Punkt folgen die Kirchen in der DDR nicht den staat- 
lichen Thesen. Die sozialistischen Staaten betrachten die Verwirklichung der Men- 
schenrechte als eine innerstaatliche Angelegenheit, die Drittländer nichts angeht. 
Ein Dreinreden in Form von Kritik oder gar als Kontrolle durch übernationale 
Gremien wird strikt als Einmischung in die inneren Angelegenheiten zurückge- 
wiesen 110. Wie empfindlich die DDR auf abweichende Meinungen gerade im Be- 
reich der Menschenrechte reagiert, zeigt ein Zitat aus einer Breschnew-Rede, das 
herangezogen wird, um den Beweis für ein staatlicherseits garantiertes Recht 
auf Kritik zu bringen !!!: „Bei uns ist es nicht verboten, ‚anders zu denken‘ als 
die Mehrheit. Genossen, die begründete Kritik üben, ... behandeln wir wie gute 
Kritiker und sind ihnen dankbar. Wer falsch kritisiert, den behandeln wir als 
Irregeleiteten.‘“ Kommentierend fährt der Verfasser fort: „Etwas anderes ist es, 
wenn einzelne Personen, die sich vom Volk gelöst haben, den Weg der anti- 
sowjetischen Tätigkeit einschlagen, gegen Gesetze verstoßen, den Westen mit ver- 


109. Vgl. Lewek beim CCIA-Treffen 17. bis 22. April 1977, Redebeitrag dort II. 3. 

110. Das sozialistische Menschenrecht ist in einigen grundsätzlichen Aufsätzen in der 
Reihe „Schriften und Informationen“, herausgegeben vom DDR-Komitee für Menschen- 
rechte, Heft 1 bis 3/1976 und Heft 1 bis 3/1977, dargestellt (die Schriftenreihe erscheint 
nicht im Buchhandel. Sie kann bezogen werden über: DDR-Komitee für Menschenrechte — 
Sekretariat — DDR 108 Berlin, Thälmannplatz 8/9). Auch das Heft Nr. 4/1977 der Zeit- 
schrift „Einheit“ hat einige Aufsätze über Fragen des Menschenrechts, besonders der per- 
sönlichen Freiheit der Menschen im Sozialismus vorgelegt. Der Kampf um die Menschen- 
rechte wird als zentraler Punkt des internationalen Klassenkampfes bezeichnet (Hermann 
Klenner in: Schriften und Informationen, H. 1/1976, S. 15/16, und Bernhard Graefrath 
in Heft 1/1977, S. 3£f.). Die Einheit von politischen und sozialen Rechten wird unterstri- 
chen (Bernhard Graefrath, H. 1/1977, S. 15), die UNO als Kontrollorgan im Fall der Ver- 
letzung der Bürgerrechte und politischen Rechte einzelner Personen in einzelnen Ländern 
abgelehnt (Bernhard Graefrath, H. 2/1976, S. 22). Die Menschenrechte und ihre Garan- 
tien in der DDR anhand der Verfassung und anhand verschiedener Gesetze werden doku- 
mentiert (H. 3/1976). Eine Dokumentation über die sozialistische Menschenrechtspraxis 
in der DDR (H. 5/1977, S. 35) nennt als Menschenrechte: Recht auf Arbeit, Recht auf 
Bildung, Recht auf Kultur, Recht auf Meinungs-, Presse- und Informationsfreiheit, Glau- 
bens- und Gewissensfreiheit, Recht auf Politik, Recht auf Gesetz, Recht auf Freizügigkeit. 


N " ER Schriften und Informationen des DDR-Komitees für Menschenrechte, H. 3/1977, 
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leumderischen Informationen versorgen ... Diese Handlungen können natürlich 
nicht geduldet werden.‘ Daß solchen Worten auch Taten folgen, hat die DDR 
im Umgang mit Rudolf Bahro, dem Liedermacher Biermann und vielen Schrift- 
stellern, mit Robert Havemann und den tausenden von Antragstellern auf Aus- 
bürgerung aus der DDR unter Beweis gestellt. Um so erstaunlicher ist es, daß 
der Kirche und ihren Repräsentanten hier ein freies Wort zugestanden wird. 


(1) Informationen der Gemeinden über die Menschenrechte 
Für die Gemeinden erarbeitete der Ausschuß „Kirche und Gesellschaft“ eine 
Information „Menschenrechte“ 112, 


Die Einführung erinnert daran, daß zu Beginn des Jahres 1976 der 35. Staat die vor 10 
Jahren beschlossene internationale Konvention über Bürgerrechte und politische Rechte 
sowie über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte unterzeichnet hatte und damit 
die erforderliche Anzahl von staatlichen Ratifikationsurkunden vorliegen. Die Konventio- 
nen traten — auch für die DDR -— in Kraft. Die Information enthält sachlich keine neuen 
Gesichtspunkte. Sie skizziert sehr kurz Historisches, geht — wieder nur kurz — auf die 
Menschenrechtsdebatte in der UNO ein und erinnert an die KSZE (Teil I). Der zweite 
Teil („Kirche und Menschenrechte‘“) begründet das Eintreten der Kirchen für Menschen- 
rechte mit dem Hinweis auf das grundsätzliche Eintreten für die Rechte von Minderheiten 
und zählt die in Nairobi als besonders wichtig genannten Menschenrechte im einzelnen 
auf. Die theologische Reflexion (Teil IID) nimmt Bezug auf die frühere Ausarbeitung beim 
Bund „Zur theologischen Relevanz der Menschenrechte‘‘''? und der letzte Teil (IV) gibt 
eine Übersicht der Arbeitsgruppenberichte auf der Tagung in St. Pölten 1974. 


Nichts Neues also, so scheint es. Die Tatsache der Verbreitung einer solchen 
Information verdient aber Beachtung. Sie trägt die Diskussion um die Men- 
schenrechtsfrage in die Gemeinden hinein und eröffnet diesen die Möglichkeit, 
die Fragen ohne die Fessel einer staatlich verordneten Klischeevorstellung zu 
bedenken. Im Kontext der DDR bedeutet diese Informationsschrift ein Stück 
Meinungsfreiheit und Meinungspluralität, die überhaupt nicht selbstverständlich 
ist. Die für die DDR-Ideologie kritischen Passagen werden dabei als Zitate aus 
den ökumenischen Dokumenten gebracht. Der Leser in der DDR mag sich selbst 
ein Urteil bilden, inwieweit die Aussagen der ökumenischen Gremien in die DDR- 
Wirklichkeit übertragen werden können und müssen. 


MENSCHENRECHTE 


Eine Information für evangelische Gemeinden in der DDR 
Zusammengestellt vom „Ausschuß Kirche und Gesellschaft‘‘ (Auszug) 


III. Theologische Reflexion zu den Menschenrechten 


3.1. Die theologische Übersetzung des Evangeliums in die gesellschaftliche Situation mußte 
von der Sache her schon zu jeder Zeit eine Beziehung zur Problematik der Menschenrechte 
haben. Gerade christliche Verkündigung hat die Gleichwertigkeit aller Menschen unterstri- 
chen und schließlich in zunehmendem Maße den Gedanken allgemeiner Menschenrechte auch 
in der Gesellschaft gefördert. Das gilt trotz der Tatsache, daß die Kirche ihrer Botschaft oft 
selbst im Wege stand. 


112. Gedruckt liegt diese Information nicht vor; sie wurde für Interessenten als verviel- 
fältigtes Maschinenskript bereitgestellt (USB-Nr. 371/77). 
113. Abgedruckt in KJ 1974, S. 495f. 
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Dieser Einfluß wird etwa seit der Reformation politisch wirksam. Wie heute in der Welt 
die Menschenrechte theologisch begründet werden, läßt sich in den Berichten aus St. Pölten 
und Nairobi nachlesen, besonders aber auch in einer ganzen Reihe theologischer Aufsätze 
und Stellungnahmen zur Vorbereitung der genannten Konferenzen. Alle diese Beiträge kann 
man in drei Gruppen zusammenfassen. Sie unterscheiden sich durch die theologische An- 
fangsaussage, mit der sie die Menschenrechte zu begründen versuchen. Diese drei Ausgangs- 
punkte sollen im folgenden kurz genannt werden: 

1. Gott hat den Menschen nach seinem Bilde geschaffen, also wurden im Gegenüber zu 
Gott alle Menschen Brüder und Schwestern. Im Abbild und Widerschein Gottes in den Men- 
schen wurzeln Wert und Würde der Menschen. 

2. Durch die Menschwerdung Jesu Christi wurden alle Menschen gleichermaßen zu Schwe- 
stern und Brüdern Gottes gemacht. Die Auferstehung ist die unbesiegbare Macht der Liebe 
Gottes. Die Verletzung irgendeines Rechtes, die irgendeinen Menschen von dem versproche- 
nen und in Jesus Christus erfüllten reichen Leben fernhält, ist deshalb nicht nur ein Ver- 
gehen gegen die menschliche Natur, sondern eine Herausforderung an Gott selbst. 

3, Jesus Christus hat durch sein Leben und seine Verkündigung den Menschen Maßstäbe 
gesetzt für ihre Beziehungen untereinander. Sein Sterben war die letzte Konsequenz seines 
Eintretens für die geistig Armen, die Leidtragenden, die Sanftmütigen, die nach Gerechtigkeit 
Hungernden, die Barmherzigen, die Friedfertigen und die um der Gerechtigkeit willen Verfolg- 
ten. Seine Liebe war so groß, daß er mit Worten der Vergebung für seine Henker starb. 

Die in der Versöhnungstat Christi erfahrene Liebe Gottes wird zum Motor für das Leben 
der Christen. Das findet schließlich seinen Ausdruck auch im Einsatz der Christen für die 
Verwirklichung der Menschenrechte. 

3.2. Aus der DDR brachte eine vorbereitende Gruppe des Bundes der Evangelischen Kir- 
chen in der DDR bei der ÖRK-Konsultation in St. Pölten ebenfalls einen theologischen 
Beitrag ein. (Siehe: „Die theologische Relevanz der Menschenrechte‘) Daraus werden hier 
einige Gedanken voigestellt. 

Mit seinem Sohn Jesus Christus hat Gott die Menschen als seine Kinder angenommen. 
Diese Annahme gilt für die Menschen trotz ihrer Sünden. Einzige Voraussetzung ist, daß 
sie ihrerseits die Annahme im Glauben annehmen, ihr Ja dazu sprechen. Sie werden ange- 
nommen, wie sie sind: mit ihrer Schuld, ihrem Stolz, ihrem Können und ihrem Versagen. 
Dadurch werden sie selbst keine Götter, aber sie sind auch keine Sklaven. Die Menschen 
sind ‚‚frei, menschlich zu sein‘! Die Theologen sprechen hier von Rechtfertigung, Erlösung, 
Versöhnung, Befreiung u.ä. 

Christlicher Glaube kann der „Menschlichkeit des Menschen“ und der ‚Weltlichkeit der 
Welt‘ zustimmen, und er kann den allgemeinen Verweltlichungsprozeß positiv sehen. Die 
Verweltlichung hat den Menschen in den Mittelpunkt der Weltbetrachtung gerückt, was 
schließlich zur Ausbildung von Menschenrechten führte. Alle Bestrebungen in diesem ‚‚Pro- 
zeß der Vermenschlichung und Befreiung der Welt‘ sind ein Beitrag, daß die Welt immer 
deutlicher als die befreite Welt erscheint, die sie durch das Kommen Jesu Christi bereits 
geworden ist. Befreite Welt bedeutet zugleich auch weltliche und menschliche Welt. Wenn 
Christen sich für die Menschen und ihre Rechte einsetzen, ist dies gläubiges Nachvollzie- 
hen der befreienden Annahme des Menschen durch Gott. In der Vergangenheit sind Christen 
und Kirchen besonders für das Recht des einzelnen Menschen eingetreten. Die Einbindung 
in die Gesellschaft wurde dabei nicht genug beachtet. Christliche Verantwortung hat darauf 
zu achten, daß die Menschenrechte des anderen gestaltet und durchgesetzt werden, denn 
alle Menschen sind von Gott geschaffen, befreit und zum Dienst berufen. . 

„Der Sozialismus begegnet uns als die gegenwärtig radikalste Ausprägung des neuzeitlichen 
Säkularisierungsprozesses.‘‘ Er bringt „‚die soziale Bedingtheit des menschlichen Lebens zum 
ersten Mal in einem umfassenden System zum Ausdruck“. „In seinem Eintreten für die 
Menschenrechte wird der Sozialismus unter den gegebenen ökonomisch-sozialen Verhält- 
nissen im Weltmaßstab zu einer Anfrage und Herausforderung an die Christen.“ 

3.3. Wenn wir lernen, die Menschenrechte als Rechte des anderen zu begreifen und durch- 
zusetzen, können wir nicht im innerkirchlichen Raum bleiben. Die geforderte Konsequenz 
führt uns in politisches Handeln. Dabei werden wir Menschen begegnen und mit ihnen zu- 
sammen arbeiten, die von ganz anderen Voraussetzungen her für die Menschenrechte streiten. 
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Wir können von diesen Menschen, die eine andere Überzeugung haben als wir, nicht er- 
warten, daß sie ihr Eintreten für die Menschenrechte in der gleichen Weise begründen wie 
wir Christen. 


Es ist aber ermutigend, daß wir ungeachtet unserer Unterschiede in großer Zahl kooperie- 
ren und die Menschenrechte unterstützen können. Die Erklärung der Menschenrechte von 
1948 und die Konvention von 1967 nehmen Anliegen auf, die auch für uns Christen als 
Konsequenz der Nächstenliebe von Bedeutung sind. Daraus ergibt sich im Blick auf die 
Menschenrechte eine Grundlage weltweiter Solidarität. 


(2) Theologische Gesichtspunkte zu den Menschenrechten. 

Eine zweite Information zum gleichen Thema hat im Februar 1977 die Theo- 
logische Studienabteilung vorgelegt !!%. Die Arbeit ist problemorientiert und ver- 
sucht, über die bisherigen Ergebnisse der theologischen Diskussion hinauszukom- 
men. In der Vorbemerkung wird das Ziel des Nachdenkens markiert: „‚Die öku- 
menische Diskussion hat dazu beigetragen, Normativität und Relativität der Men- 
schenrechte besser zu erkennen. Sie hat zugleich gezeigt, daß das Engagement 
von Christen für die Verwirklichung der Menschenrechte in unterschiedlichen 
gesellschaftlichen, politischen und ideologischen Kontexten und angesichts ver- 
schiedener, untereinander konkurrierender Menschenrechtsverständnisse der Orien- 
tierung am Evangelium bedarf, wenn es (das Engagement) als christliches Zeugnis 
verstanden und in ökumenischer Gemeinschaft praktiziert werden soll“. Es geht 
also darum, Kriterien für ein christliches Handeln bei dem Eintreten für die 
Durchsetzung von Menschenrechten zu gewinnen, die theologisch verantwort- 
bar sind und einen überkonfessionellen und transnationalen Konsensus herstel- 
len können. Der Beitrag wird als ‚Problemskizze‘“ bezeichnet; er soll über den 
erreichten Stand des Nachdenkens hinaus Rechenschaft über das Thema able- 
gen. Als breite Gemeindeinformation ist er weder geeignet noch gedacht. Er ist 
bestimmt für am Thema interessierte Laien und Theologen und zwar nicht nur 
in der DDR, sondern auch in der Ökumene. Denn es geht ja darum, nach einem 
theologischen Konsens in der Ökumene zu suchen, der einheitliches Handeln 
theologisch ermöglicht. Als solcher ökumenischer Diskussions-Beitrag verdient 
die Arbeit Beachtung. 


THEOLOGISCHE GESICHTSPUNKTE ZU DEN MENSCHENRECHTEN 
(Auszug) 


3.3. Theologische Reflexion zu den Menschenrechten im Kontext philosophischer und 
Juristischer Begründungsversuche 


Die Verschiedenartigkeit der Funktionen, die die Theologie bezüglich der Menschenrechte 
in den einzelnen Äußerungen zugewiesen bekommt — von „Begründung‘ und ‚Entschlüsse- 
lung‘ der Menschenrechte bis zum Aufweis von ‚strukturellen Entsprechungen‘ zwischen. 
Evangelium und Menschenrechten oder ‚Motivation‘ zum Einsatz für die Menschenrechte 
— ist ähnlich schwer auf einen gemeinsamen Nenner zu bringen, wie die einzelnen theo- 
logischen Ansätze selber. Auch hier wirken konfessionelle und theologische Traditionen 
nach. Eine Möglichkeit, zu einer eindeutigeren Aufgabenbeschreibung zu kommen be- 
steht darin, die verschiedenen Positionen im Rahmen einer umfassenderen Juristischen 


114. „Theologische Gesichtspunkte zu den Menschenrechten“, Beiträge der Theologischen 
Studienabteilung beim Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR (B 1 — Gesellschaft- 
liche Diakonie — USB 174/77). 
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und philosophischen Betrachtung der Menschenrechte auf ihre Tragfähigkeit zu überprüfen. 
Auf diese Weise könnte sich deutlicher zeigen, was die Theologie heute im Gesamtzu- 
sammenhang der Begründungsproblematik der Menschenrechte leisten kann und wo sie 
besonders herausgefordert ist. Der spezifische Stellenwert der theologischen Reflexion ne- 
ben der philosophischen Begründung der Menschenrechte und ihrer juristischen Ausfor- 
mung würde deutlicher hervortreten. BE 

H. E. Tödt widmet diesem Zusammenhang besondere Aufmerksamkeit, indem er die VOr- 
handenen theologischen Aussagen zu den Menschenrechten mit den von der theologischen 
Reflexion meist vernachlässigten Überlegungen zum Rechtscharakter der Menschenrechte 
und zu ihrer philosophisch-ethischen Begründungsproblematik in Beziehung setzt. 

Tödt zeigt, daß ein theologischer Beitrag zur heutigen Menschenrechtsproblematik nur 
dann hilfreich für das christliche und kirchliche Handeln ist, wenn die Theologie die ju- 
ristische und philosophische Eigenständigkeit der Menschenrechte anerkennt, die Aporie 
ihrer philosophischen Begründung und juristischen Durchsetzung kritisch aushält und sich 
unter Verzicht auf den Anspruch einer eigenen theologischen „Begründung“ der Men- 
schenrechte auf die Herausarbeitung der „strukturalen Parallelität“ (Trutz Rendtorff) zwi- 
schen den tragenden Gedanken der Menschenrechts-Tradition (Freiheit, Gleichheit, soziale 
Teilhabe) und den ebenso grundsätzlichen Aussagen des christlichen Glaubens (Rechtfer- 
tigung, Gotteskindschaft, allgemeines Priestertum der Gläubigen) konzentriert. Die ‚Kern- 
struktur‘ der Menschenrechte, ausgedrückt in den drei Elementen Freiheit, Gleichheit und 
soziale Teilhabe, wird auf diese Weise theologisch deutbar. Denn zwischen Freiheit, Gleich- 
heit und sozialer Teilhabe einerseits und Rechtfertigung, Gotteskindschaft und allgemeinem 
Priestertum andererseits — als den zentralen Grundgegebenheiten, die für die christliche Glau- 
bensgemeinschaft konstitutiv sind — bestehen „fundamentale Analogien‘“ (Tödt). Freiheit, 
Gleichheit und soziale Teilhabe sind dem Menschen ähnlich unverfügbar und einer letzten 
rationalen Begründung entzogen wie die dem Glaubenden von Gott geschenkte Freiheit, 
Gleichheit und Teilhabe am Leben der Christengemeinschaft. Das erlaubt es, sie in einer 
strukturalen Entsprechung zueinander zu sehen. Gerade wegen ihrer jede Empirie überstei- 
genden Unbegründbarkeit und ihres juristisch nie voll abzugeltenden Anspruchs sind Frei- 
heit, Gleichheit und soziale Teilhabe offen für eine theologische Interpretation = „Ent- 
schlüsselung“ (vgl. 3.4.). „Wir entdecken im Menschenrechtsgedanken — wo er gegen alle 
Interessen an seiner Ideologisierung und politischen Nutzbarmachung aufrecht erhalten 
wird — einen Überschuß, der die empirischen Zusammenhänge transzendiert und struktu- 
relle Parallelen aufweist zu der Art, wie der Mensch in der christlichen Botschaft ver- 
standen wird ... was im Menschenrechtsgedanken hie und da aufleuchtet und paradox 
scheint, kann im christlichen Glauben als humane Wirklichkeit verstanden werden.“ 

Der Gedanke einer ‚‚strukturalen Parallelität‘ zwischen den drei Grundelementen der 
Menschenrechts-Tradition und den tragenden Grundaussagen des christlichen Glaubens 
findet bei Tödt seine geschichtliche Entsprechung in „fundamentalen Analogien zwischen 
der Gemeinschaft der Glaubenden und der im Menschenrechtsgedanken intendierten uni- 
versalen Rechts- und Kommunikationsgemeinschaft“. Dieses „Analogienmodell‘“ erlaubt 
es den Christen, für die Menschenrechte einzutreten, ohne sie zuvor durch einen Akt der 
‚Begründung‘ christlich legitimieren zu müssen (vgl. Studie des Reformierten Weltbundes). 
Indem es die Menschenrechte auf der Ebene des ‚Vorletzten‘ beläßt und keine Identität 
zwischen Glaubens- und Rechtsgemeinschaft behauptet, sondern das ‚Vorletzte‘ im Lichte 
des ‚Letzten‘ erschließt und deutet, unterstreicht es die fundamentale Bedeutung des christ- 
lichen Glaubens für die Zielorientierung des Handelns von Christen für die Menschenrechte. 
Zugleich wehrt es damit einer Auffassung, die im Evangelium lediglich eine ‚Motivation‘ — 
im Sinne eines Handlungsimpulses — sieht, oder die mit dem Hinweis auf das „Allgemein 
Menschliche“ des Menschenrechts-Gedankens eine spezifisch christliche Begründung des 
Handelns für überflüssig hält. 


3.4. „Entschlüsselung“ als Aufgabe der Theologie und ihre Implikationen 


Mit der Entscheidung für ein solches „‚Analogie-Modell“, in dem die Theologie die Aufgabe 
der „Entschlüsselung‘‘ der Menschenrechte übernimmt, rückt auch die Priorität des prakti- 
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schen Tuns für die durch Not, Ungerechtigkeit und Unfreiheit angefochtenen Menschen 
wieder in den Mittelpunkt der Überlegung. Die unaufhebbaren philosophischen und ju- 
tistischen Begründungsprobleme lassen die Menschenrechte in ihrer „Gestaltungsbedürftig- 
keit‘‘ (Tödt) um so deutlicher hervortreten. Sie verweisen die Christen bei dieser Gestal- 
tungsaufgabe immer wieder an die zentralen Grundtatsachen zurück, die sie im Glauben 
als von Gott Befreite (Rechtfertigung), vor Gott Gleiche (Gotteskindschaft) und Getaufte 
(allgemeines Priestertum) bekennen. Es zeigt sich, daß die theologische Reflexion nicht 
nur eine analoge Beziehung zwischen der Grundstruktur der Menschenrechte und dem 
christlichen Glauben beschreiben, sondern vor allem einen auf Veränderung hin offenen 
Prozeß der Menschenrechts-Verwirklichung einleiten will, in dem Freiheit, Gleichheit und 
soziale Teilhabe nach dem Maß des Möglichen in geschichtlicher Vorläufigkeit und Be- 
grenztheit für Menschen verwirklicht werden sollen. „Das Wissen um die Qualität der Ge- 
meinschaft der Glaubenden leitet diese zu einem besonderen und doch letztlich sinnge- 
mäßsen Umgang mit den Menschenrechten an. Es schärft ihr Auge gegenüber einem bloßen 
Anspruchsdenken, das sich des Menschenrechtsdenkens bedient, und weckt ihre Kritik ge- 
genüber dem ideologischen Mißbrauch.‘ Die theologische Aufgabe der „Entschlüsselung“ 
kommt zum Ziel im tätigen Einsatz für das Recht des Menschen und in der Kritik an allen 
Formen von Menschenrechts-Verwirklichungen, die dieses Recht schmälern, indem sie ein 
Grundelement der Menschenrechts-Tradition auf Kosten eines anderen verabsolutieren. Wo 
der Gedanke der „Entschlüsselung“ in einer so durchgängigen Perspektive verstanden wird, 
bekommt auch die zuvor als unzureichend abgewiesene Position der „Motivation“ zum 
Handeln (s.o. 3.2.) ihr relatives Recht; die Dimension des „‚Prophetischen‘‘ wäre schließlich 
Ausdruck der im Prozeß des Handelns immer wieder zu erhebenden Stimme der Kritik — um 
der Menschlichkeit des Menschen willen, wie sie im christlichen Glauben verstanden wird. 
„Entschlüsselung‘“ als Ort der Theologie im Gegenüber zu den Menschenrechten erweist 
sich somit als eine sehr komplexe Aufgabe. Sie macht eine grundsätzliche Koinzidenz sicht- 
bar: Christlicher Glaube und Menschenrechte treffen sich in der Verpflichtung gegenüber 
dem Humanum. Nicht die Legitimation der Menschenrechte, sondern die Erschließung des- 
sen, was in den Menschenrechten auf Grund der Gebrochenheit aller irdischen Zielsetzun- 
gen nur verschlüsselt gegenwärtig ist, wird zum Gegenstand theologischen Nachdenkens. 
Theologie wehrt damit der aufklärerischen Illusion, Freiheit, Gleichheit und soziale Teil- 
habe könnten im Sinne der Menschenrechte innergeschichtlich in absoluter Vollendung 
erreicht werden. Wo Christen in ihrem Eintreten für die Menschenrechte so an die Grund- 
tatsachen des christlichen Glaubens zurückverwiesen werden, wird ihrem Handeln um des 
Menschen willen jene gelassene Zuversicht zurückgegeben, die sie vor der Erfahrung des 
Scheiterns nicht verzweifeln läßt. Not, Ungerechtigkeit und Unfreiheit, die Menschen er- 
leiden, haben nicht das letzte Wort. Sie sind, wo solidarisches Handeln nicht mehr mög- 
lich ist, in der aktiven Hoffnung auf Gottes Vollendung aufgehoben. 


3.5. Die Aufgabe der Motivation 


Theologisches Nachderiken über die Menschenrechte bleibt nicht beim Aufweis der „struk- 
turalen Parallelität‘‘ zwischen biblischem Zeugnis und den Zielintentionen der Menschen- 
rechte stehen. Was die Theologie entschlüsselnd herausgestellt, hat für Christen und Kir- 
chen handlungsorientierende Bedeutung. Befreiung (Rechtfertigung), Gotteskindschaft 
und allgemeines Priestertum aller Gläubigen werden als tragende Basis der eigenen Exi- 
stenz zum inneren Ermöglichungsgrund und Impuls des Handelns für andere. Sie haben 
im Bezug auf das Welthandeln des Christen eine motivierende Funktion: Christen können 
und sollen von dem sie motivierenden Vorverständnis aus konkret für die Menschenrechte 
eintreten. Der Prozeß der Entschlüsselung hat geradezu das Ziel, klärend und motivie- 
rend auf Christen einzuwirken, damit sie ohne Vorbehalte an den Bemühungen um Ver- 
wirklichung der Menschenrechte teilnehmen. Erst in der vermittelten Motivation kommt 
die Entschlüsselung voll zur Wirkung. 

Dabei ist entscheidend, daß unter Motivation nicht ein einmaliger Impuls verstanden wird, 
der im Sinne einer Initialzündung eine Bewegung auslöst, die dann nur noch ihren eigenen 
(oder fremden) Gesetzen folgend abläuft. Wie die Motivation für den Christen aus dem Vor- 
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gang der „Entschlüsselung“ erwächst, so bleibt auch das Handeln selber stets rückgebunden 
an das, was das Evangelium über den Menschen sagt. b £ : 

Die Theologie soll nicht eine bloß „amorphe‘“ Motivation bereitstellen, die damit ledig- 
lich eine alles und jedes legitimierende Präambel-Funktion hätte. Sie soll vielmehr inhalt- 
liche ‚Invarianten‘ des Handelns aufzeigen, die sich im Prozeß der Entschlüsselung als zen- 
tral und unverzichtbar für christliches Welthandeln herausgestellt haben. Entschlüsselung, 
Motivation und Handeln hängen in der Weise zusammen, daß im Vollzug des Handelns 
immer auch die inhaltlichen ‚Motive‘ des Handelnden präsent sind — und immer wieder 
neu präsent gemacht werden. 

Solche ‚Invarianten‘ des Handelns machen die spezifisch christliche Motivation des Han- 
delnden sichtbar. Sie sind vor allem dort wichtig, wo Christen mit Nichtchristen zusam- 
menarbeiten. Sie bleiben als kritisches Kriterium im Handeln in Geltung und sorgen dafür, 
daß das Handeln als christliches identifiziert werden kann. 


3.6. Die Aufgabe der prophetischen Reklamation 


Im Vollzug der Entschlüsselung wurde deutlich, daß es einen spezifisch christlichen Zu- 
gang zu den Menschenrechten gibt, weil zentrale Elemente der Menschenrechts-Tradition 
in einer „strukturalen Parallelität‘‘ zu Aussagen des christlichen Glaubens stehen und des- 
halb von dort her gedeutet werden können. Daraus erwuchs eine Motivation zum Handeln, 
die nicht nur als mobilisierender Impuls, sondern als kritische Instanz wirksam blieb, und 
die aus dem Evangelium materiale Kriterien für das Handeln bereitstellte. 

Damit ist aber die Rolle der theologischen Reflexion über die Menschenrechte noch nicht 
erschöpft. Es liegt in der Konsequenz ihrer Entschlüsselungs- und Motivationsaufgabe, daß 
sie in einer gegebenen Situation, in der Menschen elementarer Lebensrechte beraubt wer- 
den, nachdrücklich für diese Rechte um der betroffenen Menschen willen eintritt. Diese 
Aufgabe geht über eine allgemeine Motivation zum Handeln weit hinaus. Die Verpflich- 
tung zum Einklagen konkreter Menschenrechte kann sich unmittelbar aus dem christlichen 
Glauben ergeben, weil und insofern es um das Leben von Menschen geht, die von Gott ge- 
schaffen, von Christus erlöst und zur Vollendung in Gott berufen sind. Damit nimmt die 
Theologie die Tradition der alttestamentlichen Prophetie bewußt auf. Angesichts konkre- 
ter Mißstände haben die alttestamentlichen Propheten an die ursprünglichen Verhältnisse 
erinnert und Gerechtigkeit eingeklagt. Im Namen Jesu geschieht solche prophetische Re- 
klamation von Menschenrechten für jene Menschen, denen wesentliche Lebensrechte vor- 
enthalten werden. Werden Menschenrechte prophetisch eingefordert, so immer unter Be- 
rufung auf die umfassende und alle innergeschichtlichen Entwürfe übersteigende Wirklich- 
keit des Lebens, welche das Evangelium bezeugt und auf das Christen hoffen. So kommen 
gerade in der prophetischen Reklamation von Menschenrechten die durchtragenden In- 
varianten christlichen Handelns für die Vermenschlichung des Menschen besonders klar 
zum Ausdruck. Sie geben dem Element des Prophetischen im Einsatz für die Menschen- 
rechte einen Rückhalt, den die kritische Berufung auf kodifizierte Menschenrechte allein 
nicht geben kann. 

Wesentlich für das prophetische Reklamieren von Menschenrechten ist die nüchterne Er- 
kenntnis dessen, was in einer bestimmten Situation zu einem bestimmten Zeitpunkt für 
bestimmte Menschen lebensnotwendig ist. Wie die alttestamentlichen Propheten in ihrer 
Situation nur das forderten, was jeweils notwendig war, so werden sich Christen und Kir- 
chen bei der prophetischen Reklamation von Menschenrechten auf solche Verhältnisse be- 
ziehen, in denen eine Änderung um der betroffenen Menschen willen besonders dringlich 
ist. Auch der richtige Zeitpunkt ist entscheidend für prophetisches Reden, wenn es gehört 
werden soll. Damit rückt sowohl das Problem der sog. ‚Basisrechte‘ als auch die Frage nach 
den Prioritäten bei der Durchsetzung von Menschenrechten im jeweiligen gesellschaftlichen 
Kontext in den Zusammenhang theologischer Überlegungen. 

Mit der dreifachen Aufgabenbeschreibung der Theologie gegenüber den Menschenrechten: 
„Entschlüsselung‘‘, Motivation und prophetische Reklamation, ist die überkommene defen- 
sive Haltung der Theologie gegenüber der neuzeitlichen Menschenrechts-Tradition zumin- 
dest infrage gestellt. 
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Der ausschlaggebende Anknüpfungspunkt für die theologische Reflexion ist nicht mehr 
der aufklärerisch-säkulare Anspruch des neuzeitlichen Menschenrechts-Gedankens, sondern 
seine Intention, menschliches Leben in allen seinen individuellen und sozialen Dimensio- 
nen zu schützen und zu fördern. Ging die Bewegung der theologischen Reflexion in den 
eingangs skizzierten Ansätzen noch fast ausschließlich von vorgegebenen dogmatischen Sy- 
stemen aus, um das Faktum der Menschenrechte kritisch zu bewältigen, so verläuft sie 
jetzt in umgekehrter Richtung von den Intentionen der Menschenrechte aus und setzt diese 
in Beziehung zum christlichen Glauben. Die Theologie bekommt damit für das christliche 
Handeln nicht nur eine entschlüsselnde, auslegende und motivierende, sondern vor allem 
eine stimulierende Funktion. Sie kann und soll das Eintreten von Christen und Kirchen 
für die Menschenrechte intensivieren. Läßt man sich auf eine derartige Funktionszuwei- 
sung für die Theologie ein, wird man zugleich auch der ‚Differenz des Christlichen‘ ansich- 
tig (vgl. den Gedanken der „fundamentalen Analogien“ Pkt. 3.3.). Aus der Sicht des Evan- 
geliums verdanken die Menschen ihr Leben, ihre Würde, ihre Rechte und Freiheiten nicht 
einer autonomen Setzung durch sich selbst, sondern der freien Zuwendung der Liebe Got- 
tes. Sie sind deshalb dazu befreit und aufgefordert, empfangene Rechte für andere einzu- 
setzen. Das christliche Handeln überschreitet damit den Horizont des reinen Anspruchs- 
denkens und orientiert sich am Dasein für andere. Es ist, bezogen auf die Menschenrechte, 
von einem spezifischen ‚Überschuß an Motivation‘ charakterisiert. Seine Antriebe kommen 
aus einem Verständnis des Menschen, das das der Menschenrechte übersteigt. 


(3) Synodale Berichterstattung. 

Die Berichterstattungen vor den Synoden sind eine andere Form der Information 
für die Gemeinden. Auch wenn die Berichte schriftlich nicht allen zur Verfügung 
gestellt werden können, so haben doch die Synodalen die Möglichkeit, als „‚Multi- 
plikatoren“ zu wirken. Sie haben die Texte und können aus ihnen zitieren. Aus- 
führlich ging Bischof Fränkel in seinem Bericht vor der Synode seiner Landes- 
kirche in Görlitz 1976 auf die Thematik ein !!$. In sehr grundsätzlicher Weise 
behandelte der Rechenschaftsbericht der Magdeburger Kirchenleitung (vom 
November 1977)!16 die Menschenrechte gerade auch in bezug auf die konkre- 

ten Vorkommnisse in der DDR. Der Bericht insgesamt ist für die Evangelische 
Kirche der Kirchenprovinz Sachsen typisch. Er spricht Schwierigkeiten von 
Christen und Kirchen in der DDR in offener — wenn auch nicht in polemischer 
— Weise an. So klar und pointiert formuliert der Bund seine Anfragen an den 
DDR-Staat nicht. Die unterschiedliche Tonart in den Landeskirchen und auf 

den verschiedenen kirchlichen Ebenen ist sicher auch eine Folge der ‚„Kontex- 
tualität‘“ und kann nicht nur mit verschiedenen Temperamenten oder unterschied- 
lichen Meinungen begründet werden. Zu den Menschenrechten führt der Bericht 
folgendes aus (Auszug KL-Bericht Magdeburg): 


WAHRUNG VON MENSCHENRECHTEN 


Seit Jahren findet ein weltweites Gespräch über die Begründung, die Geltung und Wahrung 


von Menschenrechten statt. Dt it 
Es scheinen sehr unterschiedliche Motivationen zu sein, die hier eine Rolle spielen. Gegen- 


115. Vgl. epd-Dok 20/76, S. 12f. 

116. Rechenschaftsbericht der Magdeburger Kirchenleitung, vorgelegt auf der 3. Tagung 
der VIII. Synode der Kirchenprovinz Sachsen vom 3. bis 6. November 1977 in Erfurt. In: 
epd-Dok 5/78, S. 28ff. 
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wärtig besteht die Gefahr, daß die Berufung auf die Menschenrechte zum Instrument poli- 
tisch-ideologischer Polemik wird. buchen 

In dieser Situation muß es das Anliegen der Kirchen sein, um des Menschseins in unserer 
Gesellschaft willen das Gespräch sachlich, ohne Verdächtigungen und Tabus weiterzuführen. 

„Die christliche Gemeinde wird sich kaum daranmachen, einen eigenen Kodex der Men- 
schenrechte zu entwerfen. Aber sie wird, in der Tradition der Propheten des alten Bundes, 
jeweils auf die Menschenrechte hinweisen, die zur Zeit am meisten gefährdet sind. Sie würde 
sich einem einseitigen Verständnis der Menschenrechte widersetzen. Eine einseitige Beto- 
nung der Rechte des einzelnen stellt das Wohl der Gesellschaft im ganzen in Frage. Eine 
einseitige Betonung der Rechte der Allgemeinheit hindert den einzelnen, elementare Lebens- 
rechte wahrzunehmen.“ (Bericht der Konferenz der Kirchenleitungen vor der Synode des 
Bundes, Mai 1977, Ziff. 3.1.3. = Mitteilungsblatt des BEK 1977, S. 22). 

Durch die Unterzeichnung der Schlußakte der Konferenz für Sicherheit und Zusammen- 
arbeit in Europa (Helsinki 1975) sind mehr Hoffnungen aufgebrochen, als die in der un- 
mittelbaren Regierungsverantwortung Stehenden zu realisieren vermochten. Wir sind uns 
darüber im klaren, daß das Sicherheits- und Wirtschaftsinteresse unseres Staates Bedingun- 
gen setzt, die Einschränkungen in manchen Rechten nötig machen. Wir sind aber ent- 
täuscht darüber, daß nicht mehr von dem in die Praxis umgesetzt wurde, was in Helsinki 
in Aussicht gestellt wurde. In einer Botschaft des Präsidiums der Konferenz Europäischer 
Kirchen (April 1977, Iasi/Rumänien) heißt es: 

„Nach unserem Dafürhalten müssen Methoden gefunden werden, Defizite an der Ver- 
wirklichung der Menschenrechte unter Ausschluß propagandistischer Effekte zur Sprache 
zu bringen und auf deren Beseitigung hinzuarbeiten. Die Mitgliedskirchen der KEK wissen 
sich verpflichtet, in angemessener Weise ihre jeweiligen Regierungen auf Defizite in der 
Erfüllung sozialer oder individueller Rechte aufmerksam zu machen. Wir wollen unsere 
Gemeindeglieder dazu anhalten, nichts Unmögliches zu erwarten, aber auch nicht zu schwei- 
gen, wo Mögliches aus unverständlichen Gründen nicht verwirklicht wird.“ (Vgl. Anlage.) 

Angesichts von Entwicklungen in anderen Staaten sind wir dankbar dafür, daß es in unse- 
rem Land keine Arbeitslosigkeit gibt und daß sehr viel getan wird, um sozial Schwachen, 
Alten und Schutzbedürftigen zu helfen. Daß aber in der Bevölkerung immer wieder nach 
Menschenrechten gefragt wird, zeigt an, daß der freie Raum für ein offenes, kritisches Ge- 
spräch in unserer Gesellschaft zu knapp bemessen ist. 

Einige von denen, die sich mit kritischen Anfragen zu Wort gemeldet hatten, haben jetzt 
ihren Wohnsitz in der Bundesrepublik. Das wirkt sich auf das Lebensgefühl der Menschen 
hier aus. Unsere Gesellschaft sollte sich stark genug wissen, ein solches Gespräch, in dem 
Probleme offen diskutiert werden, im eigenen Land zu führen. 

Die Kirchenleitung ist mehrfach von Gemeindegliedern, die in die Bundesrepublik über- 
siedeln wollen, um Beistand gebeten worden. Wir stehen hier vor einer grundsätzlichen 
Frage, die viele in unseren Gemeinden beschäftigt. Die Kirchenleitung war genötigt, dazu 
Stellung zu nehmen, obwohl sie nicht Vermittlungsinstanz in derartigen Fragen sein kann. 
Sie hat sich nicht generell für die Genehmigung von Übersiedlungsanträgen einsetzen können. 
Die Kirchenleitung kann nicht davon absehen, daß sie sich selbst bei Freigabeanträgen 
kirchlicher Mitarbeiter von der Einsicht hat leiten lassen, von Gott her die DDR als den 
Ort anzunehmen, an dem wir: das Evangelium bezeugen sollen. 

In einzelnen Fällen hat aber die Kirchenleitung gegenüber staatlichen Organen ausdrück- 
lich die Bitte geäußert, Härten zu vermeiden. Wo etwa zwei Menschen ernsthaft um die 
Ermöglichung von Heirat und Familiengründung bitten, geht es um ein elementares Men- 
schenrecht*. 

Gerade weil die Sorge für den Menschen erklärter Grundsatz unseres Staates ist, muß in 
jedem Einzelfall mit Einfühlungsvermögen und Verständnisbereitschaft entschieden werden. 
In den letzten Monaten ist von offizieller Seite vielfach das Stellen von Übersiedlungs- 

anträgen als „rechtswidrig“ bezeichnet worden. Damit ist eine Sprachregelung geschaffen 


*) Vgl. die Schlußakte von Helsinki. In: Für Entspannung und dauerhaften Frieden in 


Europa. Dokumente. Herausgegeben vom Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten der 
DDR, Berlin 1976, S. 171. 
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worden, die das Gefühl von Rechtsunsicherheit und Bedrohung verbreitet. Menschen, die 

solche Anträge gestellt haben, sind in ihren Betrieben isoliert und disqualifiziert worden; 

manche Arbeitsverträge wurden aufgehoben. Wer die Ablehnung seines Antrages nicht hin- 
nimmt, sondern internationale Gremien über seine Situation informiert, hat offensichtlich 
mit strafrechtlichen Folgen zu rechnen. Die Auskünfte, die uns leitende Vertreter der staat- 
lichen Organe gegeben haben, divergieren, weil eben nicht der Übersiedlungsantrag selbst 

„rechtswidrig“ ist, auch die Berufung auf Normen des Völkerrechts nicht ungerechtfertigt 

ist, sondern höchstens weitere Schritte der Antragsteller Konflikte mit sich bringen. Durch 

solche Unklarheit und rigorose Praxis werden aber Verbitterungen geschaffen, die unheil- 
bar werden. 
Wir fragen daher die Verantwortlichen in unserem Staat, 

— ob nicht insgesamt großzügiger entschieden werden könnte? 

— ob Übersiedlungsanträge nicht in jedem Fall bearbeitet und im Ablehnungsfall offen 
und konkret beantwortet werden müssen? 

— ob nicht Betriebe Anweisungen erhalten könnten, mit solchen Betriebsangehörigen, 
deren Antrag abgelehnt worden ist, doppelt rücksichtsvoll und kameradschaftlich um- 
zugehen, damit ihnen die Reintegration leichter wird? 

Darüber hinaus möchten wir darum bitten, 

— die Gründe ernster zu nehmen, die Menschen zur Stellung eines Übersiedlungsantrages 
veranlassen, 

— die Informationsmöglichkeiten durch Literatur anderer Länder, entsprechend der Ab- 
sichtserklärung von Helsinki, zu verbessern, 

— die Möglichkeiten für Reisen in nichtsozialistische Länder zu erweitern, 

— die Gewährung von Glaubens- und Gewissensfreiheit auch in unseren Bildungseinrich- 
tungen deutlicher zu machen, damit es Menschen leichter wird, mit ihren Kindern gern 
in der DDR zu leben. 

Gemeindemitglieder, die mit dem Gedanken einer Übersiedlung in die Bundesrepublik 
umgeben, möchten wir fragen, 

— ob dieser Wunsch wirklich begründet und vor Gott erwogen ist? 

— ob dieser Wunsch gegenüber den anderen, die in der DDR bleiben, wirklich verantwor- 
tet werden kann? 

— ob bedacht wurde, daß wir gerade sensible Menschen, die noch Probleme und Spannun- 
gen erleben und erleiden können, hier brauchen? 

— ob nicht von der Übersiedlung eine Lösung von Problemen erhofft wird, die man unge- 
wollt auch in die neue Umgebung mitnimmt? 

— ob das Bild, das man sich vom Leben im Westen macht, der Ernüchterung in der All- 
tagserfahrung wohl standhalten wird? 

— ob es denn so ausgeschlossen ist, daß Gottes Auftrag und Verheißung erneut Kraft und 
Zuversicht für ein Bleiben in der DDR schenkt? 

Wir fordern die Gemeinden auf, diese Fragen nicht zu verdrängen, sondern sich offen zu 
besprechen, damit jene, die die Übersiedlung erwägen oder beantragen, seelsorgerliche Hilfe 
und Klärung erfahren. 


(4) Einzelstimmen aus dem kirchlichen Bereich in der DDR zur Menschenrechts- 
frage. 

Eine Darstellung der Menschenrechtsdiskussion in der DDR kann nicht an den 

Beiträgen einzelner Repräsentanten bei den verschiedensten Gelegenheiten vor- 

übergehen. Dabei wird die Menschenrechtsfrage — von Ausnahmen abgesehen !!7 

— speziell und isoliert nicht abgehandelt. Aber im Zusammenhang mit Fragen 


117. Vgl. z.B. Günter Krusche: Menschenrechte in theologischer Perspektive, in: epd-Dok 
42/76, S. 2Off. (vgl. auch Lutherische Rundschau, H. 1/1977); Manfred Stolpe; Menschen- 
rechte — Herausforderung und Hoffnung, in: Die Zeichen der Zeit, H. 10/11, 1975, S. 407f. 
und Joachim Fränkel: Das Zeugnis der Bibel in seiner Bedeutung für die Menschenrechte, 
in: epd-Dok 20/75, S. 21ff. — Auszug in KJ 1974, S. 496ff. 
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des Friedens, der Entspannung, der Religionsfreiheit u.a. wird auch die Menschen- 
rechtsproblematik thematisiert. 


II. Frieden 


Ohne Frieden sind Menschenrechte nicht zu verwirklichen. Dies wird nicht nur 
von den Politikern so gesehen !!8. Die DDR-Kirchen sehen sich in besonderer 
Weise herausgefordert, die Friedensbemühungen in aller Welt zu unterstützen 
und ihren Staat auf seine Friedensverpflichtung hin anzusprechen. Auch dieses 
Thema ist in der DDR nicht einfach zu behandeln, soweit man sich nicht der 
vom Staat verordneten Friedenspolitik anschließt. Friedensbedrohungen gehen 
nach offizieller Lesart in der DDR immer nur von den „‚imperialistischen‘“ Staa- 
ten aus. Die Waffen und Soldaten in der sozialistischen DDR dagegen dienen 
nur der eigenen Sicherheit und der Unverletzbarkeit der Grenzen sowie der 
Sicherung der sozialen Errungenschaften. 

Die Kirchen in der DDR haben ihre Sorge vor einer Militarisierung fast aller 
Lebensbereiche in der DDR zum Ausdruck gebracht und nach Möglichkeiten 
einer Friedenserziehung von Christen und Bürgern, von Jungen und Alten ge- 
fragt. Dabei haben sie das Bedürfnis eines Staates, sich vor Angriffen von außen 
und von innen zu schützen, als legitim anerkannt. Sie haben aber die Frage ge- 
stellt, ob Waffen und Soldaten die einzigen und in der Gegenwart die wirksam- 
sten Mittel sind, um Sicherheit zu garantieren. Sie haben weiter gefragt, was es 
für junge Menschen bedeutet, wenn sie zum Haß erzogen werden, wenn ihnen 
Soldaten und Offiziere als Vorbild vorgestellt werden, wenn ihnen in dem Er- 
ziehungsprozeß in Schule und Gesellschaft der Verteidigungsfall nicht als etwas 
Schreckliches und Bedrohliches, sondern als etwas Ehrenvolles dargestellt wird. 
Werden die jungen Menschen nicht zu einer Bereitschaft zum Krieg erzogen? 
Und bedeutet diese Bereitschaft nicht eine zusätzliche Gefahr für den Frieden? 
Das sind die Fragen der Kirchen in der DDR — aber welche Antworten können 
sie geben? 

Nach einer längeren Zeit intensiver Vorbereitung hat das Studienreferat Frie- 
densfragen bei der Theologischen Studienabteilung zusammen mit einem beson- 
deren Facharbeitskreis Friedensfragen beim Bund der Evangelischen Kirchen in 
der DDR Anregungen und Vorschläge für die Durchführung von Gemeindeveran- 
staltungen zum Thema „Erziehung zum Frieden“ erarbeitet und an interessierte 
Gemeindeglieder verschickt !1. 


Die sehr umfangreiche und gründliche, mit ausführlichen Literaturhinweisen versehene 
Arbeit gibt den Gemeinden die Möglichkeit, sich in die Problematik einzuarbeiten und in 
Fallstudien Friedensbewußtsein zu fördern und friedliche Konfliktlösungen praktisch 


118. In der DDR wird ein „Menschenrecht auf Frieden‘ proklamiert, woraus sich eine 
Pflicht des Staates zur Abrüstung und zur Politik der friedlichen Koexistenz ergibt (vgl. 
Hermann Klenner in: Schriften und Informationen des DDR-Komitees für Menschenrechte, 
H. 1/1976, S. 34 und 39). 

119. Die Arbeit liegt als vervielfältigtes Maschinenskript vor und wurde 1976 abgeschlos- 
sen (USB 411/76-87 Seiten). 
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einzuüben. Alle Bemühungen der Kirchen in der DDR münden in dieses Ziel: sie möchten 
eine Bereitschaft zu Konfliktregelungen wecken, die auf Gewalt verzichtet. Die Menschen 
sollen sich daran gewöhnen, daß in allen Bereichen des Miteinanders, auch im Miteinan- 
der der Staaten und Völker, die friedliche Auseinandersetzung vor einer gewaltsamen oder 
kriegerischen den Vorrang hat. Allerdings schließt dieser kirchliche Beitrag Gewalt nicht 
völlig aus. Im Rahmen einer theologischen Besinnung (Teil II) handelt ein Abschnitt von 
den „Bemühungen um zunehmend gewaltlose Austragung von Konflikten als Kennzeichen 
christlichen Friedensdienstes“ (III.5.). Dort heißt es u.a.: 

„Die Einsicht, daß Frieden durch Abbau von Gewalt erreicht werden kann, wird durch 
die Erfahrungen gewaltloser Konfliktregelungen in den verschiedensten Strukturen des 
menschlichen Zusammenlebens bestätigt ... Das schließt nicht aus, daß in bestimmten Si- 
tuationen der Einsatz von revolutionärer Gegengewalt gegen gewaltsame Aufrechterhaltung 
bestehender Unrechtsverhältnisse als ultima ratio heute noch unumgänglich sein kann. Die 
Unterstützung von Freiheitsbewegungen in verschiedenen Ländern Afrikas und Asiens, das 
solidarische Eintreten für die Überlebensrechte von Menschen und Menschengruppen in 
Lateinamerika, z.B. Chile, ist um der Gewinnung des Friedens willen notwendig ...““ 

An späterer Stelle wird dieser Gedanke noch einmal im Zusammenhang mit dem Begriff 
der Solidarität aufgenommen (IV. 4.1.3): 

„Wo Leiden und Beschränkungen der Lebensmöglichkeiten durch gesellschaftliche Struk- 
turen produziert werden, schließt Solidarität den Kampf für die Veränderung dieser Struk- 
turen ein (Unterstützung von Befreiungsbewegungen, Beteiligung an revolutionärer Ge- 
walt).‘“ 


Es läßt sich nicht übersehen, daß sich insoweit das kirchliche Votum in die 
Thesen der sozialistischen Staaten einfügt, nach denen im Rahmen des prole- 
tarischen bzw. sozialistischen Internationalismus Gewaltanwendung nationaler 
oder sozialer Befreiungsbewegungen unterstützt werden kann und darf. Man 
muß allerdings hinzufügen, daß auch der ÖRK in seinen Stellungnahmen Ge- 
waltanwendung von Befreiungsbewegungen nicht eindeutig verurteilt und damit 
praktisch legitimiert. Die Arbeit „Erziehung zum Frieden“ läßt sich also auch 
in den ökumenischen Kontext einordnen. 


ERZIEHUNG ZUM FRIEDEN, ANREGUNGEN UND VORSCHLÄGE FÜR DIE 
DURCHFÜHRUNG VON GEMEINDEVERANSTALTUNGEN ZUM THEMA 


(Auszug) 


Teil IV. Konkrete Lernziele christlicher Friedenserziehung 


Frieden als Bedingung des Zusammenlebens von Menschen, Gruppen, Völkern und Staaten 
ist in unserer heutigen Welt nur als dynamischer Prozeß denkbar. Er schließt Spannungen 
und Konflikte ein, ist also selber eine bestimmte, zunehmend gewaltfreie Form der Aus- 
tragung von Konflikten. Zur Gewinnung, Erhaltung und Förderung solchen Friedens wer- 
den Menschen gebraucht, die auf allen Ebenen des Lebens durch ihr eigenes Verhalten in 
kleinen alltäglichen Schritten friedenstiftenden Handelns zur Konfliktlösung beitragen. 

Christliche Erziehung zum Frieden bedeutet Ermutigung und Anleitung zu solchem Ver- 
halten unter der Friedensverheißung des Evangeliums. Dazu bedarf es der Einübung be- 
stimmter Grundhaltungen und Fähigkeiten, die zu friedenstiftendem Handeln tauglich 
machen. Ähnlich wie in den neutestamentlichen Paränesen Leitbilder zur Bewährung der 
Nächstenliebe aufgezeigt werden (und zwar vielfach unter Aufnahme geeigneter, in der 
damaligen Umwelt gebräuchlicher ethischer Begriffe), sollen im folgenden (unter Benut- 
zung von Begriffen aus unserer heutigen Umgangssprache) die wichtigsten „Lernziele“ der 
christlichen Friedenserziehung gekennzeichnet werden. 

Christliche Friedenserziehung ist eine Aufgabe der christlichen Gemeinde. Sie will dazu 
helfen, den christlichen Glauben an die Friedensverheißung Gottes in der heutigen Welt 
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durch persönlichen Einsatz friedenstiftend zu bewähren. Sie hat kein eigenes politisches 
Programm, vertritt auch keine eigene (‚christliche‘) Geselllschaftslehre, läßt aber die struk- 
turellen politischen Veränderungen, die in der heutigen Welt zur Erhaltung des, Friedens 
notwendig sind, keineswegs außer acht. Sie stellt keine Konkurrenz zur sozialistischen Frie- 
denserziehung dar, ist vielmehr ein Versuch, innerhalb der sozialistischen Gesellschaft und 
für sie ihren spezifischen Beitrag zur Erhaltung und Förderung des Friedens zu leisten. 


1. Gesprächsfähigkeit 


Friede im persönlichen, gesellschaftlichen wie politischen Bereich ist nicht möglich ohne 
Gespräche. Gesprächsfähigkeit ist daher eine grundlegende Voraussetzung für alle prak- 
tische Friedensarbeit. Sie dient dem besseren Verstehen des anderen, der gegenseitigen 
Verständigung und der Ermöglichung von Kooperation ... 


2. Sachlichkeit 


Vorurteile, Aggressionen und Feindbilder behindern das Gespräch wie die Zusammenar- 
beit auf allen Ebenen des menschlichen Lebens. Sachlichkeit trägt dazu bei, störende Fak- 
toren im Zusammenleben auszuschalten und die Zusammenarbeit trotz unterschiedlicher 
Auffassungen und Einstellungen zu erleichtern. 


2.1 Grundsätzliches 

1. „Sachlichkeit“ ist sprachgeschichtlich ein noch ganz junges Wort, das durch neuzeit- 
liche Welterfahrung vielschichtig geprägt ist. Es bedeutet nicht, den anderen so unpersön- 
lich wie eine Sache zu behandeln, sondern mit ihm im Gespräch wie im Zusammenleben 
so unvoreingenommen, „vernünftig“ und realitätsgerecht umzugehen, wie wir es in den 
technisch geregelten Sachbereichen unseres heutigen Lebens gewohnt sind. 

2. Sachlichkeit erfordert nicht Gefühllosigkeit, wohl aber die Fähigkeit, die Andersartig- 
keit des Partners zu ertragen und die durch ihn verursachten eigenen Gefühle unter Kon- 
trolle zu halten. (Gegenteil: Unbeherrschtheit.) 

3. Sachlichkeit meint nicht Überzeugungslosigkeit (neutrale Standpunktlosigkeit, „Ob- 
jektivismus“), wohl aber die Bereitschaft, die eigene Meinung oder Einstellung durch sach- 
gemäße Information oder Belehrung ergänzen und gegebenenfalls korrigieren zu lassen (Ge- 
genteil: Dogmatismus). 

4. Sachlichkeit ist praktizierte Lernfähigkeit (im Denken und Verhalten). Sie wird getra- 
gen von der Bereitschaft und dem Bemühen, Grundergebnisse allgemein menschlicher bzw. 
wissenschaftlicher Erfahrung bei der eigenen Meinungsbildung und in der eigenen Lebens- 
führung zu berücksichtigen, Denken und Verhalten hängen dabei oft sehr eng miteinander 
zusammen (vgl. etwa die Zusammenhänge zwischen Vorurteilen und aggressiven Einstellun- 
gen, die im Folgenden nicht ausdrücklich hervorgehoben werden)! 


2.2 Sachlichkeit im Denken 

1. Sachlichkeit im Denken setzt wirkliche Sachkenntnis und für deren Erwerb geistige 
Beweglichkeit, Selbständigkeit und Fähigkeit zur Selbstkritik voraus. : 

2. Wer sachlich denkt, ist ständig auf dem Wege, sich von vorgefaßten Meinungen, über- 
kommenen Feindbildern, nicht mehr zureichenden traditionellen Vorstellungen und Denk- 
schematismen zu befreien. 

3. Wer sachlich denkt, wird für den Abbau von Vorurteilen, diffamierenden Klischees, 
Schwarz-Weiß-Malerei auch in seiner Umgebung wirksam werden. 

4. Zu sachlichem Denken gehört der Mut, eigene Irrtümer einzugestehen und überholte 
Vorstellungen der eigenen Tradition aufzugeben; statt sie durch verschleiernde Umdeutung 
zu erhalten (‚intellektuelle Redlichkeit‘). 


2.3 Sachlichkeit im Verhalten 
18 Alles menschliche Zusammenleben ist auf vielfältige Weise durch Gefühle mitbestimmt. 
Sachlichkeit im Verhalten meint die Fähigkeit, gemeinschaftsgefährdende Emotionen (Anti- 
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ee: Haß und feindselige Stimmungen, Aggressionen) durch Selbstbeherrschung 
zu zügeln. 

2. Sachliches Verhalten schließt auch die Beherrschung von Sympathiegefühlen ein, die 
zu ungerechtfertigter Bevorzugung des einen vor dem anderen führen können. 

3. Wettkämpfe aller Art (Sport, Spiele) sind eine wichtige Schule der Selbstbeherrschung. 
Die dort erworbene „Fairness“ kommt anderen Bereichen des Lebens zugute. 

4. Aggressive „Explosionen“ sind im menschlichen Zusammenleben nicht immer vermeid- 
bar. Es gehört zur Sachlichkeit, sich danach bei dem anderen zu entschuldigen. 


3. Partnerschaft 


Gesprächsfähigkeit und Sachlichkeit kommen erst da zu ihrem eigentlichen Ziel, wo sie zu 
partnerschaftlichem Handeln im persönlichen und gesellschaftlichen Leben führen. 


3.1 Grundsätzliches 

1. Partnerschaft meint die Gemeinsamkeit menschlichen Lebens als ein echtes Miteinander 
in dem einer den anderen in seiner Eigenart gelten läßt, in dem der eine sich freut über das, 
was der andere besser kann, in dem der andere nicht als Beschränkung, sondern als Ergän- 
zung und Erfüllung des eigenen Lebens erfahren wird. 

2. Partnerschaft schließt alle Versuche autoritärer Bevormundung aus. Wo einer den ande- 
ren oder die Gruppe zu beherrschen sucht, wird Partnerschaft zerstört. 

3. Partnerschaft erfordert eigene Initiative. Durch unterwürfige Anpassung an den anderen 
oder die Gruppe wird Partnerschaft sabotiert (möglicherweise völlig unbewußt). 

4. Partnerschaft ermöglicht die Austragung von Konflikten durch Verhandlung und Ver- 
ständigung, unter Verzicht auf gewaltsames Sichdurchsetzen. 


’ 


3.2 Spielregeln partnerschaftlicher Kooperation 

1. Alle Aufgaben gemeinsam besprechen. Alleingänge vermeiden. 

2. Verteilung der Aufgabenbereiche bzw. Zusammensetzung der Arbeitsgruppen nach 
Eignung und Interesse (selbst in größeren Betrieben bestehen dazu weit mehr Möglichkei- 
ten, als wahrgenommen werden). 

3. Dem anderen in seinem Arbeitsbereich etwas zutrauen. Vertrauen schenken statt besser- 
wisserisch dreinreden. 

4. Den anderen in seinen Aufgaben unterstützen. Stillschweigende Hilfe statt „Laß mich 
mal machen“. 

5. Sich nicht scheuen, Rat und Beistand des anderen in Anspruch zu nehmen. 

6. Erledigte Arbeiten gemeinsam auswerten. 


3.3. Formen partnerschaftlicher Konfliktregeiung 

1. Toleranz: die befremdliche Meinung oder Lebenshaltung des anderen ertragen, die 
eigene Kritikfreudigkeit im Zaum halten. Der Partner hat mit seinem andersartigen Den- 
ken und Verl:alten oft mehr zum Gelingen gemeinsamer Unternehmungen beizutragen, als 
man zunächst für möglich hält. Offenbleiben für Partnerschaft auch in zur Zeit nicht lös- 
baren Konfliktsituationen. 

2. Die Aussprache: Konfliktaustragung im offenen Gespräch anstreben, eine Lösung über 
die Hintertreppe suchen. Die direk'e Aussprache (unter vier Augen oder in der Gruppe) ist 
das wichtigste und wirksamste Mittel humaner Konfliktregelung (vgl. IV, 1). Wo das Ge- 
spräch eingeübt und zur Gewohnheit geworden ist, wird Kritik leichter aufgenommen (es 
kommt nämlich jeder mal dran). 

3. Der Kompromiß: Oft läßt sich eine Vereinbarung nur dadurch erreichen, daß jeder 
dem anderen ein Stück entgegenkommt und dabei auf einen Teil der eigenen Ansprüche 
verzichtet. Allerdings muß der Verzicht menschlich zumutbar und das Entgegenkommen 
ehrlich sein (‚fairer‘‘ Kompromiß, kein „fauler Friede“). 

4. Die Einigung: Eine vollkommene Lösung eines Konfliktfalles ist erst da erreicht, wo 
die Betroffenen angesichts höherer, gemeinsam bejahter Ziele miteinander auf ihre Sonder- 
interessen verzichten. 
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4. Solidarität 


Solidarität ist eine Grundbedingung jeglicher Friedensarbeit, insofern sie das Zurechtkom- 
men aller zum Ziele hat. 


4.1 Grundsätzliches 

1. Solidarität ist (entsprechend seiner aus dem Neulateinischen stammenden Wortbedeu- 
gung) das spontane Eintreten für das „Ganze“ einer Gruppe bzw. für die „‚Gesamtheit‘ der 
menschlichen Gesellschaft. Sie wird überall da aktuell, wo einzelne oder Gruppen an den 
vorhandenen Lebensmöglichkeiten der Gesamtheit nicht teilhaben können, sei es, daß sie 
ihnen durch strukturelle Gewalt vorenthalten werden (durch Ausbeutung, Unterdrückung, 
Entrechtung), sei es, daß sie schicksal-haft davon ausgeschlossen sind (durch Krankheit, 
Unglücksfälle, Naturkatastrophen). 

2. Solidarität ist mehr als ein elementares Gefühl für das Lebensrecht des Mitmenschen; 
sie geht immer aus sich heraus und äußert sich als tätiger Einsatz in den vielfältigsten For- 
men aktiver Parteinahme (Hilfsmaßnahmen, Verteidigung, Protestaktionen, freiwilliger 
Lastenausgleich usw.). 

3. Wo Leiden und Beschränkung der Lebensmöglichkeiten durch gesellschaftliche Struk- 
turen produziert werden, schließt Solidarität den Kampf für die Veränderung dieser Struk- 
turen ein (Unterstützung von Befreiungsbewegungen, Beteiligung an revolutionärer Gewalt). 

4. Wo die Ursachen des Leidens nicht mehr beseitigt bzw. die Leiden selbst nicht mehr 
rückgängig gemacht werden können, kann menschliche Solidarität nur noch in stillschwei- 
gendem Mitleiden zum Ausdruck kommen, das dem Leidenden nahe bleibt und ihn in 
seinem Unglück nicht allein läßt. 


4.2 Der Gruppenaspekt 

1. Solidarität üben heißt zunächst, für Schwache, Zurückgebliebene, Pechvögel und Außen- 
seiter der eigenen Gruppe eintreten. 

2. Solidarität bewährt sich darin, daß sie das Abschreiben eines Gruppengliedes nicht zu- 
läßt. 

3. Solidarität schließt die Bereitschaft ein, die Gesamtheit der Gruppe gegen unrecht- 
mäßige Angriffe von außen mit angemessenen Mitteln zu verteidigen. 

4. Gruppensolidarität kann zu eigensüchtiger Abschließung und Isolierung führen, wenn 
ihre Glieder nicht lebendige Kontakte zur übrigen Welt offenhalten (Gefahr der Cliquen- 
und Kastenbildung, Nationalismus). 


4.3 Der universale Aspekt 

1. Echte menschliche Solidarität bezieht sich immer auch auf die Nöte der anderen jen- 
seits der eigenen Gruppengrenzen. „Es gibt kein Leid, das fremdes Leid ist“ (Simonow). 

2. Es ist eine besondere Aufgabe der Friedensarbeit in den industriell hochentwickelten 
Staaten (zu denen wir auch gehören), das Bewußtsein für das Ausmaß an unverschuldeten 
und taz Leiden unzähliger Menschen in den sog. Entwicklungsländern aller Art wach- 
zu halten. 

3. Um zu wirksamen Hilfen für die Notleidenden anderer Völker oder Erdteile zu gelan- 
gen, bedarf es einer weltweiten Solidaritätsbewegung, in der Menschen verschiedenster poli- 
tischer, weltanschaulicher und nationaler Herkunft miteinander zusammenarbeiten und 
nicht müde werden, immer neue Aktionsmöglichkeiten aufzuspüren. 


5. Opferbereitschaft 


Eine auf sachliches Gespräch, partnerschaftliches Handeln und solidarischen Einsatz be- 
gründete Friedensarbeit ist nicht möglich ohne die Bereitschaft zur Übernahme persön- 
licher Opfer. 


5.1 Grundsätzliches 
1. Opfer schließt immer einen Verzicht auf Eigenes, mir zur Verfügung Stehendes ein. 
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2. Opfer ist grundsätzlich freiwillig. Ein erzwungener Verzicht ist kein Opfer. 

3. Der Sinn des Opfers liegt in der Erreichung eines höheren Zieles. 

4. Das höchste Ziel christlicher Opferbereitschaft ist der Frieden der Menschheit im bibli- 
schen Sinn des Wortes. 


5.2 Formen der Opferbereitschaft 

1. Sich durch die Not anderer in Anspruch nehmen und in der eigenen Ruhe und Be- 
quemlichkeit stören lassen. Gegebenenfalls (besonders zugunsten der Entwicklungsländer) 
auf das Wohlstandsideal der industriellen Gesellschaft verzichten. 

2. Sich die Bemühung um Frieden und Gerechtigkeit etwas kosten lassen (an Zeit, Kraft, 
Geld, materiellem Gut, Rechten, Gesundheit, evtl. bis zum Einsatz des eigenen Lebens). 
. 3. Um der Erreichung des Friedens willen geschehenes Unrecht nicht aufrechnen oder 
nachtragen, auf Vergeltung verzichten, Mißdeutungen des eigenen Verhaltens in Kauf neh- 
men, Enttäuschungen und Niederlagen einstecken, Geduld und Vergebung üben. 


6. Verantwortungsbewußtsein 


Im Bewußtsein der eigenen Verantwortung für das Zustandekommen menschlicher Bezie- 
hungen in Familie, Beruf, Staat, Kirche und Gesellschaft hängen alle genannten Lernziele 
miteinander zusammen. 


6.1 Grundsätzliches 

1. Der Begriff Verantwortung in seiner umgangssprachlichen Alltagsbedeutung zielt auf 
bestimmte Anforderungen und Aufgabe, für deren Erfüllung ich zu sorgen verpflichtet 
bin und für deren Nichterfüllung ich zur Rechenschaft gezogen werden kann (in seiner 
abgegriffensten, aber vielfach gebrauchten Form: Verantwortung = ‚„‚Zuständigkeit‘). Ver- 
antwortung in dem hier gemeinten, tieferen Wortsinn setzt dagegen das Bewußtsein voraus, 
über alles gesetzlich Geforderte und Forderbare hinaus (als menschliche „Person‘“) ver- 
bindlich gerufen zu sein, durch das eigene Verhalten zum Gelingen des menschlichen Zu- 
sammenlebens und der gesellschaftlichen Entwicklung beizutragen. 

2. Der Begriff Verantwortung enthält damit einen eigentümlichen „Überschuß“, der sich 
in rechtlichen oder moralgesetzlichen Bezügen nicht einfangen läßt (G. Picht). Er ist, im 
Verständnis des christlichen Glaubens, auf ein letztes, eschatologisches Ziel der Geschichte 
bezogen: der Christ weiß sich vor Gott für seine Mitmenschen und den gesellschaftlichen 
Frieden in einer Weise verantwortlich, die über alle regelbare Zuständigkeit hinausreicht. 

3. Verantwortung wird konkret nur als tätiger Einsatz für den Nächsten und für den Auf- 
bau menschlicher Gemeinschaft. Da jedoch das Gelingen menschlichen Lebens abhängig 
ist von den gesellschaftlichen Strukturen, in denen es sich abspielt, gehört zur Wahrneh- 
mung mitmenschlicher Verantwortung auch das Eintreten für eine entsprechende Verände- 
rung (Verbesserung evtl. auch Abschaffung) bestehender Strukturen oder Ordnungen im wei- 
testen Sinne des Wortes. Gerade in dieser letztgenannten Hinsicht ist der Bereich mensch- 
licher Verantwortung in unserer Zeit unerhört angewachsen (vgl. II, 4). 

4. Die Konkretion der Verantwortung ist nicht vorweg bestimmbar, sondern muß in den 
verschiedensten Lebenssituationen und Lebensbereichen (Familie, Arbeitskollektiv, gesell- 
schaftliche Organisationen usw. immer neu gefunden werden (vgl. III, 3). 


6.2 Erziehung zu Verantwortungsbewußtsein 

1. Aufgaben selber sehen lernen, helfen ohne Aufforderung (oder Rechnen auf Beloh- 
nung). 

Wi Einflußmöglichkeiten, Führungsqualitäten nicht eigensüchtig ausnutzen 
(auch nicht liebevoll-absolutistisch), sondern in Dienst des Ganzen stellen. 

3. Verantwortlichen Machtgebrauch in der Gruppe einüben, schon im Kinderzimmer oder 
in der Schulklasse. Sich nicht bockig quer legen (auch „Streiken‘ kann verantwortungsloser 
Machtgebrauch sein). 
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6.3 Verantwortung für den Weltfrieden # 

1. Verantwortung für den Weltfrieden setzt die Einsicht voraus, daß Menschen und Völker 
durch ihre Handlungen und Versäumnisse selber verantwortlich sind für die Verhältnisse, 
in denen sie leben, und daß um des Friedens willen erforderliche strukturelle Anderungen 
durch Bewußtseins- und Verhaltensänderungen bei einzelnen und in Gruppen vorbereitet, 
getragen und gefördert werden müssen. 

2. Verantwortung für den Weltfrieden kann nur in umfassender Kooperation über die be- 
stehenden nationalen, rassischen, religiösen und weltanschaulichen Schranken hinweg wirksam 
wahrgenommen werden. Sie erfordert Unterstützung all der Bewegungen, die eine welt- 
weite Zusammenarbeit auf den verschiedensten Gebieten des Lebens in internationalen 
staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen (UNO, IGOs, INGOs — vgl. I. 2.3) prakti- 
zieren. 

3. Verantwortung für den Weltfrieden bedeutet für Christen: teilnehmen an der Weg- 
bereitung des Reiches Gottes für alle. Sie hat ihr Charakteristikum nicht in bestimmten 
eigenen Programmen, sondern in der Offenheit und Beweglichkeit, in der Intensität und 
Unermüdlichkeit, in der Opferbereitschaft und Hoffnungsfreude, mit der einzelne und 
Kirchen ihr Vertrauen auf die universalen Verheißungen des Evangeliums bezeugen. 


III. Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) 


Mit den wenigen Buchstaben KSZE ist alles angesprochen: Frieden, Menschen- 
rechte, Abrüstung u.a. Längst ist die Diskussion über die Verwirklichung von 
„Geist und Buchstabe“ der Schlußakte zum zentralen politischen Thema zwi- 
schen den Blöcken geworden. Ende 1977 sollte Bilanz gezogen werden. Die 
erste Nachfolgekonferenz in Belgrad warf das ganze Jahr ihre Schatten voraus. 
Die Kirchen in der DDR sahen die Gefahr, daß „Belgrad zu einem Instrument 
der Konfrontation wird“ und daß darüber hinaus das ‚Problem des Umgangs mit 
der Schlußakte von Helsinki“ zu einem Kernproblem herangewachsen ist !?°. 
Das Gute an der Schlußakte wird darin gesehen, daß sie neue Möglichkeiten 
für das Zusammenleben in Europa eröffnet — trotz der Spannungen, die in ihr 
angelegt sind. Diese Spannungen können schöpferischer Art sein: 


Sie können Zeichen eines Kompromisses sein, der Möglichkeiten weiterer Entspannung er- 
öffnet. Was wir aber erleben, ist, daß die produktiven Spannungen nicht ausgehalten wer- 
den, sondern sich in destruktive Spannungen verkehren, daß das Instrumentarium der Ver: 
ständigung als Instrumentarium gegenseitiger Anklage mißbraucht wird, daß die Schluß- 
akte nur zitiert wird, um die Schuld des anderen herauszustellen und daß damit wieder 
nur das eigene Interesse regiert und nicht Solidarität und Zusammenarbeit in Europa'*. 


In dieser sich politisch verschärfenden Lage möchten die Kirchen in der DDR 
zur Entspannung beitragen. Sie glauben auch, in dem politischen Entspannungs- 
prozeß eine kirchenspezifische Aufgabe erfüllen zu können, wenn sie — nach 
allen Seiten — deutlich machen, daß sie nicht als Parteigänger der einen oder der 
anderen Seite auftreten, sondern als Gemeinschaft über bestehende Blöcke hin- 
weg ihr Wort sagen !??. Daraus folgt das Interesse der Kirchen in.der DDR, daß 


& 120. Frau OKR Lewek auf einer Tagung der CCIA vom 17. bis 23. April 1977 — Rede- 
eitrag. 

121. Chr. Ziemer in einer seiner Bibelarbeiten auf der Konsultation der KEK im März 
1977 in: KEK Studienheft Nr. 9, Genf 1977, S. 16. 

122. Vgl. Christa Lewek, Redebeitrag auf der CCIA-Tagung 17. bis 23.4.1977: „In der 
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die Gemeinschaft der Kirchen in der KEK mit ihrem transnationalen Charakter 
zu den Problemen Europas Stellung nimmt. Als Gemeinschaft von Kirchen be- 
steht eher eine Chance, von Politikern in den einzelnen Ländern der Blöcke ge- 
hört zu werden. Selbstverständlich verlangt ein „blockfreier‘“ Standpunkt den 
Verzicht, sich in die Reihe der Ankläger oder Verteidiger einzuordnen und in 
ein jeweiliges Zetergeschrei einzustimmen. Jede propagandistische Tonart ist aus- 
geschlossen. Wenn Kritik am eigenen Land bei den verantwortlichen Politikern 
Ohren öffnen und nicht verschließen soll, muß sie sehr behutsam vorgetragen 
werden und Rücksicht auf ideologische Überzeugungen und politische Parteilich- 
keit nehmen. Verzicht auf deutliche Reden und Rücksichtnahme auf politische 
Ideologien können dabei als Opportunismus mißverstanden werden. Die Kirchen 
in der DDR müssen sich natürlich daran messen lassen, ob es ihnen mit ihren 
Beiträgen gelungen ist, zwischen den Blöcken ein entspannendes Wort zu sagen, 
ohne als Ankläger aufzutreten und ohne opportunistisch zum Parteigänger der 
eigenen Landesinteressen zu werden. 

Die Einstellung der Kirchen zu ihrer Aufgabe im Blick auf die Nachfolgekon- 
ferenz in Belgrad 1977 verdeutlicht eine Konsultation des Ausschusses „Kirche 
und Gesellschaft‘ zum Thema ‚Die KSZE und die Kirchen — und was weiter?“ 


Ein breit angelegtes Einführungsreferat'?? begründet das kirchliche Eintreten für die KSZE 
unter Bezugnahme auf die Bedeutung, die in der Schlußakte den „nichtstaatlichen Kräften“ 
zugesprochen worden ist. Als Aufgabe der Kirchen werden genannt: „Den spezifischen 
Charakter der Schlußakte erkennen“, „zur weiteren Reflexion ermutigen“, „an der Ver- 
wirklichung der KSZE mitwirken“, Das Referat geht dann auf die Probleme ein, die sich 
aus den verschiedenen Interpretationen der Texte ergeben, besonders auf die Spannung 
zwischen Prinzip VI (Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten) und Prinzip VII 
(Achtung der Menschenrechte und Grundfteiheiten einschließlich der Gedanken-, Gewis- 
sens-, Religions- oder Überzeugungsfreiheit) sowie auf den umstrittenen Korb III (Zusam- 
menarbeit in humanitären und anderen Bereichen). Das Referat wiederholt schon früher 
auf der Buckower Tagung 1975 formulierte Thesen und Gedanken'?* und bringt sachlich 
nicht viel Neues. Wichtig ist die freie Art, das Thema KSZE mit kirchlich eigenen Akzenten 
darzustellen, die sich nicht mit den entsprechenden staatlichen Äußerungen decken. Wich- 
tig sind die Schlußüberlegungen, die der Frage nachgehen, was die Kirchen konkret tun 
können, um die politischen Bemühungen bei der Verwirklichung der Schlußakte zu unter- 
stützen !?®. 


Debatte um die Helsinki-Schlußakte müssen wir als Kirche deutlich machen, daß wir uns 
als Gemeinschaft über bestehende Blöcke hinweg verstehen.“ 

123. Von Jochem Garstecki, gehalten am 26. Februar 1977, Maschinenskript, USB 219/ 
71; 

124. KJ 1975, S. 295£. 

125. Das Einführungsreferat mit den Berichten aus den Arbeitsgruppen wurde als Infor- 
mation für interessierte Gemeindeglieder unter dem Titel ‚Helsinki heute“ in vervielfäl- 
tigter Form zur Verfügung gestellt. 
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HELSINKI HEUTE, EIN EINFÜHRUNGSREFERAT AUF DER KONSULTATION: 
„DIE KSZE UND DIE KIRCHEN — UND WAS WEITER?“ 


(Auszug) 


4.2. Gesichtspunkte und Fragen zur Rezeption der Schlußakte 

In einem zweiten Punkt möchte ich Gesichtspunkte und Fragen nennen, die sich aus 
dem Prozeß ergeben, den die KSZE eingeleitet hat und den wir in den letzten eineinhalb 
Jahren mitverfolgt haben. 

4.2.1. Den Konsens erhalten 

Wir haben in den vergangenen Monaten mehr oder weniger deutlich feststellen können, 
daß Interpretationskonflikte an den Stellen der Schlußakte auftraten, an denen die Schluß- 
akte selber Spannungen aufweist (vgl. 4.1.). Diese Konflikte drohen die erste Folgekonfe- 
renz der KSZE zu einem Instrument der Konfrontation werden zu lassen. 

Frage: Was können die Kirchen mit ihren Möglichkeiten dafür tun, daß der in Helsinki 
erreichte Konsens nicht durch einen Dissens anschließender einengender Interpretation in- 
frage gestellt wird? 

Welche Rolle spielen Gespräch, Diskussion und Meinungsstreit für die Aufrechterhaltung 
eines offenen Meinungsklimas zur KSZE in der Gesellschaft? 

Welche — u.U. seelsorgliche — Aufgaben haben die Kirchen gegenüber Menschen, die von 
unrealistischen Alles-oder-Nichts-Forderungen bezüglich der KSZE-Verwirklichung ausgehen, 
und die jetzt darüber enttäuscht sind, daß es nicht schnell genug geht? Wie können Kirchen 
die positiven und qualitativ-moralischen Komponenten der KSZE in den Gemeinden be- 
wußt machen und zeigen, daß diese eine politische Lang-Zeit-Wirkung haben und nicht kurz- 
fristig sichtbar werden können? 

4.2.2. Vertrauen bilden 

Im Anschluß an den Prinzipienkatalog der Schlußakte steht das „Dokument über ver- 
trauensbildende Maßnahmen und bestimmte Aspekte der Sicherheit und Abrüstung“. Mit 
ihm wird anerkannt, daß zur Erlangung größerer Sicherheit in Europa gegenseitiges Ver- 
trauen eine wichtige Rolle spielt. 

Der Gedanke des Vertrauens entspricht seiner inhaltlichen Struktur nach einem positiven 
Friedensbegriff, der durch bestimmte Wertvorstellungen charakterisiert ist. 

Frage: Welche Rolle können die Kirchen in ihren Ländern spielen bei dem Bemühen, ge- 
genseitiges Verständnis und Vertrauen der Staaten zu fördern? 

Sind die Kirchen selber vertrauenswürdige Partner ihrer Regierungen oder wie können sie 
es werden? 

Sind die Kirchen als Teile einer transnationalen Gemeinschaft selber bereits ein Vertrauens- 
faktor? 

Müssen die Kirchen bezüglich der vertrauensbildenden Maßnahmen im Bereich der Abrü- 
stung nicht auch kritisch fragen, wie Vertrauen zwischen den Staaten wachsen soll, wenn 
innergesellschaftlich zu Mißtrauen und Haß erzogen wird? 

4.2.3. An Zielvorstellungen festhalten 

Die Beschlüsse der KSZE sind Zielvorstellungen. Sie bilden den Rahmen für das künftige 
politische Handeln in Europa. Welche Ziele schon erreicht sind oder erst noch erreicht wer- 
den müssen, muß Gegenstand des offenen Gesprächs und der gegenseitigen Rückfrage zwi- 
schen den Staaten sein und bleiben. Die Belgrader Konferenz soll hierüber erste Erfahrun- 
gen austauschen. Frage: Was ergibt sich aus dem Prozeßcharakter und dem Zukunftsaspekt 
der KSZE-Beschlüsse für die begleitenden und flankierenden Aktivitäten der Kirchen? 

Wie können die Kirchen die materialen Zielvorstellungen der KSZE in ihrer Verkündi- 
gung und Unterweisung fruchtbar machen? Besteht für die Kirchen in der DDR eine Mög- 
lichkeit, ihre Vorstellungen und Wünsche zur Belgrader Konferenz zu artikulieren und in 
geeigneter Weise weiterzuleiten? 

Die letzte Frage leitet bereits über zu einer dritten und letzten Gruppe von Gesichts- 
punkten und Fragen: 


4.3. Gesichtspunkte und Fragen, die sich auf die Möglichkeiten der Mitwirkung von Kirchen 
an der Vorbereitung der Belgrader Konferenz beziehen. 
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Zu diesem konkretesten Punkt in der bisherigen Rezeptionsphase der KSZE möchte ich 
mich mit einigen knappen Andeutungen begnügen, weil hierzu eine eigene Untergruppe ar- 
beiten wird. Wir sollten aber gemeinsam folgendes bedenken: 

4.3.1. Eine Atmosphäre der Nachfrage schaffen 

Die Belgrader Konferenz ist die erste von mehreren geplanten Folgeveranstaltungen der 
KSZE. Für den gesamten Prozeß wird es von großer Bedeutung sein, ob jetzt eine At- 
mosphäre der Nachfrage entsteht nach dem, was da in Belgrad verhandelt werden soll. 
Wir wissen im Detail leider so gut wie nichts über diese Konferenz. Gerade deshalb ist 
es wichtig, daß die öffentliche Meinung, die in Helsinki so stark präsent war, auch in Bel- 
grad und vor Belgrad präsent wird. Für die Kirchen könnte das heißen, daß sie als Fragende 
ihren Regierungen gegenübertreten und sich erkundigen, welches Konzept die Regierungen 
für Belgrad vertreten. 

4.3.2. Die Möglichkeiten als Kirchen nutzen 

Die Schlußakte betont an verschiedenen Stellen, daß religiöse Organisationen in verschie- 
denen Bereichen, vor allem in humanitären Fragen, eine relevante Rolle bei der Verwirk- 
lichung der Zielsetzungen von Helsinki zukommt. 

Auf der V. Vollversammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen ist diese Funktion 
der Kirchen unterstrichen worden in der Erklärung zum Helsinki-Abkommen. Dort heißt 
es u.a. im Artikel 7 „Die einzelnen Kirchen in Europa, die Konferenz Europäischer Kir- 
chen (KEK) und die Kommission der Kirchen für Internationale Angelegenheiten (CCIA) 
müssen auf diese Aufgabe vorbereitet sein. Sie müssen auch bereit sein, bei der Konfe- 
renz der KSZE, die zur Bewertung der geleisteten Arbeit 1977 in Belgrad stattfinden soll, 
über ihre Erfahrungen bei der Verwirklichung des Abkommmens von Helsinki zu berich- 
ten.‘“ Und in Artikel 8 heißt es weiter: „Die Kirchen werden sich darüber hinaus mit jenen 
Klauseln im Abkommen von Helsinki befassen, die ihre eigenen Positionen und Funktionen 
unmittelbar betreffen (Religions- und Glaubensfreiheit, Freiheit des Gottesdienstes, Kon- 
takte zwischen den Kirchen, Austausch von Informationen usw.). Sie werden den Regie- 
rungen ihre eigene Auffassung über diese Abschnitte und die Möglichkeiten zu ihrer Ver- 
wirklichung darlegen.“ 

Die Vertreter des Kirchenbundes haben die Helsinki-Erklärung von Nairobi im April 
1976 den Vertretern des Staates übergeben. Es ist nun zu prüfen, in welcher geeigneten 
Weise die Kirchen jetzt der Ökumene gegenüber zu den Erfahrungen bei der Rezeption 
der Schlußakte Auskunft geben können und wie sie der eigenen Regierung gegenüber ihre 
Auffassungen zu den Möglichkeiten der weiteren Verwirklichung der KSZE-Beschlüsse dar- 
legen wollen. Dieses Überlegen sollte frei von Emotionen, in aller gebotenen Nüchtern- 
heit und mit realistischem Blick für das heute Machbare erfolgen. 


Die Konsultation „Die KSZE und die Kirchen — und was weiter?“ verhandelte 
verschiedene Einzelthemen im Zusammenhang mit der KSZE u.a.!?° 


— Menschenrechte 

Die Kirche hat die Aufgabe, die Rechte ‚Andersdenkender‘ zu vertreten. „Dabei sollte be- 
dacht werden, daß die Kirchen, vom Evangelium her, einen umfassenden Auftrag bei der 
Verwirklichung der Menschenrechte haben und sich nicht auf das Gebiet der Wahrung von 
Glaubens- und Gewissensfreiheit beschränken dürfen. Andererseits ist Kirche nicht ‚‚Sprach- 
rohr‘‘ Andersdenkender, sondern hat deren Rechte mit zu vertreten, was ein qualitativer 
Unterschied ist. Schwierig bleibt dabei, daß seitens der gesellschaftlichen und staatlichen 
Institutionen der Kirche abgesprochen wird, in dieser Sache für andere zu sprechen. Je- 
weils neu zu entscheiden bleibt auch die Frage. in welcher Weise die Kirche für die Men- 


126. Im Zusammenhang mit der Konsultation im Februar 1977 müssen (vorläufige) Stel- 
lungnahmen der Kirchen in der DDR zum Eintreten der Verwirklichung der KSZE-Schluß- 
akte gesehen werden, u.a.: Ein Schreiben vom 14. Mai 1976 an Dr. Leopoldo Niilus, in 
dem eine Antwort auf die fünf Fragen des Generalsekretärs des ÖRK vom 19. März 1976 
gegeben wird. 
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schenrechte eintreten soll (Inanspruchnahme der Öffentlichkeit und Gespräche der Kir- 
chenleitungen mit staatlichen Vertretern auf allen Ebenen haben sich bewährt). Hal 

Einen weiteren Schwerpunkt bildete die Frage nach den „Defiziten‘ bei der Verwirkli- 
chung von „Korb III“. bu 

— Es wurde festgestellt, daß durch die Unterzeichnung der Schlußakte von Helsinki ver- 
mehrte Erwartungen bei der DDR-Bevölkerung geweckt worden sind. Einigkeit wurde dar- 
über erzielt, daß die Interpretation des Begriffs „Defizit“ eindeutig in Richtung ‚Mangel 
bei der Erfüllung der Menschenrechte und nicht „Bruch der Menschenrechte“, erfolgen 
muß. Es muß weiter gefragt werden, inwieweit und was diese Mängel überhaupt abstell- 
bar sind. Die Frage kann nicht lauten: alles oder nichts? sondern: wo liegt die Grenze 
zumutbarer Beschränkungen individueller Rechte durch die Gesellschaft? Dabei muß fest- 
gestellt werden, daß gerade vom christlichen Standpunkte aus die rechte Abwägung von 
Individualrechten und Kollektivrechten eine wichtige und naheliegende Aufgabe ist. 

An konkreten Problembereichen neben dem Sektor Volksbildung wurden genannt: 

— Umsiedlungsanträge und Folgen für die Antragsteller 

— Eheschließungen über die Grenzen der beiden deutschen Staaten hinweg 
— Sperrgebietssituation, besonders bei dringenden Familienangelegenheiten 
— Familienzusammenführung 

— Auslandsreisen 

— Verbesserung des Austausches von Publikationsmitteln 

Fazit: 

Was können wir tun in Vorbereitung auf Belgrad? 

Der Text der Dokumente von Helsinki muß im Gesamtzusammenhang gesehen werden. 
Dies ist auch unseren Gemeinden, bis hinein in die seelsorgerliche und theologische Arbeit, 
zum Beispiel durch Gemeindeseminare, deutlich zu machen. Die Verbesserung der Infor- 
mation der Gemeinden, insbesondere auch auf dem Sektor der Volksbildung, mit dem Ziel, 
die vorgegebenen Gesetze in der DDR in der Praxis besser auszuschöpfen, ist eine dringende 
Aufgabe. Dazu ist Mut zu machen. 

Auch in ihren Außenbeziehungen sollten unsere Kirchen aktiver werden. Durch Gespräche 
und Argumentation mit Kirchen der Ökumene, insbesondere solchen, die Einfluß auf ihre 
Regierungen haben, muß der „Entkrampfungsprozeß“ gefördert werden. Auch wir können 
hier unserer Regierung gegenüber aktiv werden. Dem geplanten Büro für Menschenrechte 
beim ÖRK könnte international eine große Bedeutung zukommen. 

— Konkrete Möglichkeiten kirchlichen Handelns in der Vorbereitung auf Belgrad 1977 im 
Blick auf die Gemeinde, Staat und Gesellschaft und die Ökumene (Auszug): 
„1. Gemeinde: 

Als notwendige Voraussetzung wurde es bezeichnet, zunächst einmal Interesse zu wecken 
und eine Gesprächsbasis zu schaffen. Dazu ist nötig: 

Information zunächst als sachliche Unterrichtung. Empfohlen wird ein Materialangebot 
und Schnellinformationen (Text der Schlußakte von Helsinki, Veröffentlichungen über die 
Konferenz u.ä.) Durch solide Informationen sollte der einzelne Christ in die Lage versetzt 
werden, in seinem arbeitsmäßigen und gesellschaftlichen Wirkungsbereich sachkundige Ge- 
spräche führen zu können. 

Interpretation. Hierzu wird empfohlen, das Einführungsreferat zu dieser Konsultation an 
die Konvente zu geben und Gemeindeseminare mit Helsinki-Thematik zu planen. Für die 
Interpretation ist u.a. zu beachten: Die Helsinkiakte sollte als ein Ganzes erklärt und als 
ein Prozeß gedeutet werden. Dabei darf ihr Charakter als Absichtserklärung nicht außer 
acht gelassen werden; es sollte deutlich gemacht werden, daß jeder einzelne gefordert ist. 
Diese Überlegungen sind auch für den dritten Aufgabenbereich wichtig, bei dem es um 
seelsorgerliche Beratung geht. Nur auf dem Hintergrund einer richtigen Interpretation kön- 
nen Mißverständnisse und falsche Voraussetzungen beseitigt werden, die bei den einzelnen 
zu Erwartungen führen, die enttäuscht werden müssen. 

Für den gesamten Bereich zu 1 wird empfohlen, positive Erfahrungen, die in den Ge- 
meinden mit der Verwirklichung von Helsinki gemacht werden, zu sammeln und auszu- 
tauschen. 


Dem Bund wird empfohlen, einen Arbeitsauftrag zu erteilen mit dem Ziel, eine für die 
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Gemeinde verständliche theologisch begründete Antwort auf die Frage zu erhalten. Was 
hat die Verwirklichung der Schlußakte von Helsinki mit dem Auftrag Christi zu tun? 

Die Gemeinden sollten zur Fürbitte für Frieden und Entspannung aufgerufen werden. 

2. Staat und Gesellschaft: 

In dem Bemühen, einen Beitrag zur Entspannung und Entkrampfung in der gegenwärti- 
gen Situation zu leisten, kommt den Kirchen eine Entlastungsaufgabe zu. Es geht darum, 
eine Atmosphäre des Vertrauens zu schaffen, dem staatlichen und gesellschaftlichen Partner 
in Offenheit und Wahrhaftigkeit zu begegnen, von dem vorhandenen Konsens auszugehen, 
ohne die Defizite zu verschweigen, und in sachkundigem Gespräch nicht eine Haltung des 
Protestes, sondern der Mitverantwortung erkennen zu lassen. 

Das macht Gespräche nötig, die sich nicht im allgemeinen Austausch erschöpfen, sondern 
kirchlicherseits von Sachkennern geführt werden müssen. Dabei darf der besondere Stand- 
punkt und der eigenständige Beitrag der Kirchen nicht zurückgehalten werden. Auf der 
Grundlage der gemeinsamen Verantwortung für den Frieden sollten solche Gespräche mit 
Offenheit und Wahrhaftigkeit geführt werden. Es sollte deutlicher gesagt werden, wo die 
Kirche sich im Blick auf die Entwicklung nach Helsinki beschwert fühlt, aber nicht in einer 
Haltung des Protestes, sondern der Mitverantwortung. 

Vorschläge: 

Gespräche auf Regierungs- und Parteiebene. Gesprächsgegenstände: 

1. Information darüber, mit welchem Konzept ursere Regierung nach Belgrad geht. 

2. Entwicklung eigener Vorstellungen. 

3. Rückfrage, wie die dem Staat übermittelten Ergebnisse der KEK-Konsultation in 
Buckow sowie der Dokumente von Nairobi aufgenommen worden sind. 

Zwischenkirchliche Konsultationen: Als Beitrag zum Abbau von zwischenstaatlichen Kon- 
frontationen wird dem Bund empfohlen, Gespräche mit den westeuropäischen und skandi- 
navischen Kirchen, mit den Kirche in den sozialistischen Ländern und mit CCIA zu führen, 
um zu erwägen, welche konkreten Möglichkeiten die Kirchen haben, für eine Entkrampfung 
zu wirken. 

Äußerungen der Bundessynode im Mai: Angesichts der deutlichen Gefährdung der posi- 
tiven Ansätze von Helsinki und der unmittelbar bevorstehenden Folgekonferenz in Belgrad 
sollte die Bundessynode sich in einer geeignet erscheinenden Form zu dem Fragenkomplex 
Helsinki äußern. 

3. Ökumene: 

Die Gruppe war der Meinung, daß die Ökumene ihren Beitrag in Belgrad über die KEK 
einbringen sollte. Bedauert wurde der ungenügende Austausch von Informationen zwischen 
den Kirchen über die Möglichkeiten, die im einzelnen bestehen, und über das, was bereits 
unternommen worden ist. Es wird vorgeschlagen, Informationen im Zusammenhang mit der 
Helsinki-Problematik zentral auf ökumenischer Ebene zu sammeln und zugänglich zu ma- 
chen. 

Bei den Begegnungen mit Partnern aus anderen Kirchen sollte auch Helsinki zum Ge- 
sprächsthema gemacht werden. 


IV. Abrüstung — Militarismus — Wettrüsten 


Im engen Zusammenhang mit den Überlegungen zur KSZE stehen die Bemü- 
hungen der Kirchen in der DDR, sich für eine Abrüstung zwischen den poli- 
tischen Blöcken einzusetzen. Der Bund, die Theologische Studienabteilung und 
auch die Gliedkirchen nehmen zu diesen speziellen Themen im Rahmen der 
ökumenischen Diskussion mehrfach Stellung. 


(1) Möglichkeiten der Kirchen in der DDR im Bereich des Eintretens für 
Abrüstung. a 
Die Theologische Studienabteilung ließ eine Arbeit zum Thema „Möglichkeiten 
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der Kirchen in der DDR im Bereich des Eintretens für Abrüstung‘“ anfertigen!?”. 
Wichtig sind in dem Arbeitspapier die Überlegungen, die von den Herausforderun- 
gen sprechen, die auf die Kirche zukommen, die nach der christlichen Legitima- 
tion für das kirchliche Engagement in diesem Bereich fragen und die Aufgaben 
skizzieren, die sich den Kirchen hier stellen. 


MÖGLICHKEITEN DER KIRCHEN IN DER DDR IM BEREICH 
DES EINTRETENS FÜR ABRÜSTUNG. 


Arbeitspapier der Theologischen Studienabteilung, 1977 (Auszug) 


2.6. Besondere Herausforderungen der Kirchen in der DDR in bezug auf interne Aspekte 
der Aufrüstung. 

Da die Möglichkeiten der Kirchen im Rahmen der Abrüstungsbemühungen ... ohnehin auf 
dem Gebiet ‚flankierender‘ Maßnahmen liegen, müßten sie sich stärker als bisher mit dem 
Komplex der gesellschaftlichen, sozialpsychologischen und anthropologischen Voraussetzun- 
gen der Abrüstung befassen und diesen Fragen in ihren Bemühungen um Bewußtseinsbildung 
Priorität geben. Dabei müßten u.a. die folgenden Probleme angesprochen werden: 

2.6.1. Das gesellschaftliche ‚Umfeld‘ des Komplexes Militär/Rüstung (vgl. 2.4.). 

Welche abrüstungsfördernden oder -hemmenden Strukturen und Faktoren sind in der Ge- 
sellschaft — vielleicht unbewußt — wirksam? An welchen Stellen kann eine Erziehung zum 
Abrüstungsbewußtsein in der Gesellschaft positiv anknüpfen? 

2.6.2. Die starke Betonung der Wehrerziehung in allen Bereichen des gesellschaftlichen 
Lebens. Sie verdunkelt die Einsicht in die Dringlichkeit einer umfassenden Abrüstung. 

Wie kann die dialektische Identifizierung von Wehrerziehung und Friedenserziehung kritisch 
angefragt und positiv — im Sinne einer Welt ohne Waffen — überwunden werde? 

2.6.3. Undifferenziertes Denken in Freund-Feind-Schemata und eine darauf aufbauende 
Haßerziehung. Sie untergräbt psychologisch die möglichen Chancen der Abrüstung und er- 
schwert Zusammenarbeit dort, wo diese politisch gerade in Gang gesetzt werden soll. Wie 
kann deutlich gemacht werden, daß Haß irrational und in seinen Wirkungen inhuman ist? 

2.6.4. Technische und sportliche Aspekte der Waffenbeherrschung. Diese stehen für die 
jüngere Generation kritiklos im Vordergrund. Positive Emotionen gegenüber dem solda- 
tischen Leben werden gefördert. Was bedeutet das für eine Erziehung zum Frieden? Welche 
Emotionen sollen und dürfen geweckt und unterstützt werden, welche nicht? 

2.6.5. Welche Rolle spielen die genannten Probleme im Zusammenhang mit der vielzitierten 
Formel der KSZE-Schlußakte, die Teilnehmerstaaten werden sich bemühen, die politische 
Entspannung durch die militärische zu ergänzen? 

Wenn die Kirchen vom Staat bei den Bemühungen um Verwirklichung weiterer Abrüstungs- 
schritte als Partner angesprochen werden, müssen sie diese Frage als aus der inneren Logik 
der Abrüstung sich ergebende Probleme prophetisch-kritisch ansprechen. Dies wäre ein Hin- 
weis auf die Notwendigkeit konkreter Umkehr, zu dem die Kirchen unter Berufung auf das 
Evangelium aufgefordert sind. 

Der heute erreichte globale Bewußtseinsstand in der Abrüstungsdebatte erfordert auch von 
den Kirchen konkrete Optionen für die Vision einer waffenlosen Welt. 

2.7..Die christliche Legitimation 

Die Beschäftigung mit der Abrüstungsfrage muß für Christen und Kirchen in den Zusam- 
menhang des Glaubens an Gottes erschaffendes, erlösendes und vollendendes Handeln am 
Menschen und an der Menschheit gestellt werden. Dabei ist der Gedanke wesentlich, daß 
Gott das Leben des Menschen will und nicht seine Selbstvernichtung. Gegen die Meinung, 
die Auseinandersetzung der Kirche mit den Abrüstungsproblemen sei ein Ausweichen auf 
eine ihr nicht gemäße Fragestellung, ist daran zu erinnern, daß die Friedensverheißung des 
Evangeliums Christen und Kirchen zum Einsatz für das jetzt und hier für den Frieden Nö- 


127. Die Ausarbeitung hatte Jochen Garstecki vorgelegt; sie liegt als Maschinenskript vor. 
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tige und Mögliche verpflichtet. Aus dieser Verpflichtung erwächst eine spezifische Identität 
und Legitimation des kirchlichen Handelns für Abrüstung. 


3. Aufgaben für die Kirchen 


Aus den vorangehenden Überlegungen ergeben sich für die Kirchen einige konkrete Aufga- 
ben im Bereich ihres Eintretens für die Abrüstung. | 

3.1. Die explosive Situation, die durch neue Waffentechnologie, fortschreitendes Wett- 
rüsten und die jeder Kontrolle entzogene Eigendynamik militärischer Forschung und Ent- 
wicklung entstanden, aber noch nicht deutlich genug erkannt worden ist, muß durch Auf- 
klärung und Information bewußt gemacht werden. Appelle allein können diese Aufgabe 
nicht leisten. Im Anschluß an fundierte Studien im Bereich der Friedensforschung hat der 
ÖRK mit seinem in Nairobi verabschiedeten Dokument „Die Weltrüstungssituation 1975“ 
und mit dem „Vorschlag für ein aktionsorientiertes Programm über Militarismus und Ab- 
rüstung“ (Zentralausschuß des ORK, August 1976) Anstöße für einen Prozeß der Bewußt- 
seinsbildung gegeben. 

Die Bereitschaft zum Nachdenken über Abrüstungsfragen wird jedoch nicht allein durch 
Informationen hergestellt, sondern muß auch emotional verwurzelt sein. Die ältere Gene- 
ration in Deutschland hatte nach 1945, erschüttert durch die Schrecken des Krieges, die 
Forderung nach einer radikal abgerüsteten Welt erhoben. 

Die nachgewachsene Generation kennt nicht die Schrecken des Krieges, wohl aber die An- 
nehmlichkeiten des Friedens. Es käme darauf an, daß sie durch eine konfrontierende Aus- 
einandersetzung mit dem Faktum fortschreitender Aufrüstung zu der Erkenntnis gelangt, 
daß der auf der Abschreckungskraft der Waffen beruhende Frieden nicht ausreicht, um 
die Erwartungen zu erfüllen, die sie an ihre eigene Zukunft richtet. 

Ein kritisches Abrüstungsbewußtsein wäre Voraussetzung für alle anderen, eher aktions- 
orientierten Schritte der Kirchen in der Abrüstungsfrage. 

3.2. Kritisch-prophetisches Aufdecken der Faktoren, Zwänge und Verflechtungen, die ver- 
hindern, daß eine wirkliche Abrüstung in Gang kommt. Das ‚Abrüstungsbewußtsein‘ darf 
sich nicht nur auf den Aufweis der Notwendigkeit der Abrüstung erstrecken, sondern muß 
den Ursachen der Aufrüstung nachgehen. 

3.3. Kritik einer Konzeption von Sicherheit, die sich allein auf die Stärke der Waffen, 
Armeen usw. stützt. Welche alternativen Vorstellungen von Sicherheit können vor den 
Kirchen aus der biblisch-christlichen Tradition gewonnen und als Denkanstoß ins Gespräch 
gebracht werden? 

3.4 Friedenserziehung als bewußte Erziehung zum Abrüstungsbewußtsein, u.a. durch kriti- 
sche Reflexion über die Funktionen von Armeen und Militärbündnissen in der Geschichte. 

Als eher praktische, aktionsorientierte Aufgaben könnten die Kirchen die folgenden Vor- 
schläge aufgreifen: 

3.5. Konkrete Zeichen setzen. Unter Hinweis auf die Bedeutung der ‚vertrauensbildenden 
Maßnahmen‘ in der Schlußakte von Helsinki und auf die Fragen in Zusammenhang mit 
der Abrüstung könnten die Kirchen in doppelter Weise aktiv werden: 

— Dem eigenen Staat gegenüber dadurch, daß sie den Wunsch aussprechen, einen bestimm- 
ten, konkret benennbaren Beitrag aus dem eigenen Militärbudget für einen ebenso konkret 
benennbaren Zweck im Bereich der Entwicklungsförderung o.ä. bereitzustellen. 

Die Kirchen müßten deutlich machen, daß ein solches sichtbares Zeichen geeignet wäre, 
Vertrauen zu bilden, Sicherheit zu festigen und Entspannung zu vertiefen. Selbst, wenn 
nicht zu erwarten wäre, daß der Staat auf einen solchen Vorschlag eingeht, hätte es doch 
Sinn, ihn auszusprechen, weil dadurch deutlich gemacht würde, daß Abrüstung ‚etwas Ko- 
stet‘. Es würde damit gezeigt werden, daß Rüstung Ressourcen und Mittel bindet, die an- 
derweitig dringend benötigt werden (vgl. 2.3.). 

— Den Gemeinden gegenüber dadurch, daß die Kirchen dazu auffordern, eine bestimmte 
Summe des Tagesverdienstes der Christen für den gleichen Zweck zur Verfügung zu stellen. 

Eine solche Aktion hätte ‚nur‘ Zeichencharakter, würde aber gerade dadurch die Auf- 
merksamkeit auf ein globales Problem und seinen internen Implikationen lenken (vgl. paral- 
lellaufende Vorschläge von Friedensorganisationen oder den 2% — Appell des ÖRK). 
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3.6. Auf dem Hintergrund von 3.1. bis 3.5. sollte die ‚nach außen‘ gewendete verbal-publi- 
zistische Unterstützung konkreter Abrüstungsbemühungen im Vorfeld der internationalen 
Politik (Foren, Appelle, Konferenzen) erfolgen, so z.B. des II. Stockholmer Appells. Effek- 
tive Abrüstungsbemühungen setzen eine entsprechend aufgeklärte und informierte Offent- 
lichkeit voraus, die der Forderung nach Abrüstung den nötigen Nachdruck und das nötige 
Gewicht geben. Das darf jedoch nicht die einzige Aktivität der Kirchen bleiben, weil dabei 
nur einige wenige intensiv engagiert wären, eine große Zahl von Christen aber solche Aktio- 
nen als Alibi verstehen könnte, sich selber mit den Problemen der Abrüstung nicht befassen 
zu müssen. 

Das vorliegende Papier will als Anregung zum intensiveren Sachgespräch über die Not- 
wendigkeit der Abrüstung und über die Haltung, die die Kirchen in der DDR in dieser 
Frage einnehmen sollen, verstanden werden. Es ergibt sich aus dem Charakter dieses Pa- 
piers, daß die Beschreibungen und Deutungen der Weltrüstungssituation einschließlich der 
Implikationen und Konsequenzen für die Kirchen offen für Ergänzungen und Korrekturen 
sind. 


(2) Militarisierung. 

Die Überlegungen in der Theologischen Studienabteilung wurden durch eine 
besondere Arbeitsgruppe weitergeführt. Es wurde ein Ergebnis erarbeitet, das 
dem ÖRK als Material für sein Studienprogramm über Militarismus und Wett- 
rüsten eingeschickt wurde !28: 


MILITARISIERUNG 


Material aus den Kirchen in der DDR zum Studienprogramm 
Militarismus und Wettrüsten des ORK 


I. Versuch einer Beschreibung der globalen Situation 


Die gegenwärtige politische Weltsituation ist u.a. gekennzeichnet durch die Zuspitzung 

der Auseinandersetzung zwischen den politischen, ökonomischen und militärischen Kräf- 
ten, die eine sozialistische Gesellschaftsordnung vertreten oder anstreben, und den entspre- 
chenden Kräften, die die kapitalistische Ordnung lokal und global erhalten bzw. wieder- 
herstellen wollen. Gleichzeitig erfolgt eine rasch zunehmende Ausbreitung von militäri- 
schen und quasimilitärisch geprägten Strukturen, Denkformen und Kräften — auf den ver- 
schiedenen Ebenen der außenpolitischen Auseinandersetzung und der jeweiligen Innenpoli- 
tik, in den nationalen und internationalen Bereichen der Ökonomie, in Sprache und Be- 
wußtsein. Dieser globale Prozeß einer wachsenden Militarisierung besitzt, auf dem Hinter- 
grund verschiedener gesellschaftlicher und kultureller Bedingungen, lokal sehr unterschied- 
liche Formen und verschiedenen Grad. Durch seine mögliche Verbindung mit unterschied- 
lichsten gesellschaftlichen und politischen Kräften besitzt der Prozeß zum Teil ambivalenten 
Charakter: Er kann — lokal und für einen gewissen Zeitabschnitt — wesentlich zum Auf- 
bau einer neuen, lebensfähigeren und gerechteren Gesellschaft beitragen, vielleicht der einzige 
Weg dorthin sein. Er kann dabei jedoch umschlagen in die Restauration der alten Gesell- 
schaftsordnung und in die Durchsetzung und Stabilisierung der Selbstherrschaft einer mit 
den Militärs verbundenen Minderheit. Global und langfristig muß dieser Prozeß zu einer 
zunehmenden Destabilisierung der internationalen politischen Beziehungen und mit gro- 
ßer Wahrscheinlichkeit zu einem globalen nuklearen Krieg führen: Anhäufung und Aus- 
breitung von modernen und konventionellen und nuklearen Waffen, Verschärfung der in- 


128. Schreiben des Sekretariats vom 14. April 1977 an den Exekutivsekretär des ÖRK, 
Herrn Ninan Koshy. Das Schreiben bringt zum Ausdruck, daß es sich bei dem vorgeleg- 
ten Arbeitspapier noch nicht um ein offizielles Votum der Kirchen in der DDR handelt, 
sondern um das Arbeitsergebnis der besonderen Arbeitsgruppe bei der Theologischen Stu- 
dienabteilung. Das Arbeitsergebnis wird dem ÖRK als Material zur Verfügung gestellt. 
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ternationalen Auseinandersetzungen zwischen verschiedenen gesellschaftlichen und politi- 
schen Kräften, wachsendes Konfliktpotential zwischen Staaten der dritten Welt, Verschwin- 
den der Grenze zwischen konventioneller und nuklearer Kriegsführung. 

Der notwendige Gegenprozeß hat, global gesehen, bisher kaum begonnen, trotz einiger 
Teilschritte auf dem Gebiet der Rüstungsbegrenzung und -kontrolle. Das Gefälle des glo- 
balen Militarisierungsprozesses zum großen Krieg, die Notwendigkeit, die militärischen For- 
men der Konfliktlösung innerhalb der nächsten 30 Jahre durch andere Formen zu erset- 
zen und die dazu erforderlichen Denkformen, politischen Strukturen und Kräfte zu ent- 
wickeln, treten erst langsam ins Bewußtsein. Eine wesentliche Ursache ist die allgemeine 
Unkenntnis von Umfang, Fortschreiten und Konsequenzen des Militarisierungsprozesses. 


1.1. Erscheinungsformen der Militarisierung 


Die folgende (sicher nicht vollständige) Stichwortsammlung macht die partielle Ambivalenz 
von Militarisierung deutlich. 
Militarisierung der politischen Kräfte und Strukturen: 
— Wachsender Einfluß von Militärführern und Armee auf die Innen- und Außenpolitik 
— Zunahme von Militärregierungen - 
— Abbau von Lenkung und Kontrolle des Militärs durch Regierungen oder andere Institu- 
tionen und Verselbständigung militärischer Führungskräfte 
— Androhung und Ausübung militärischer Gewalt in der außenpolitischen oder innenpo- 
litischen Auseinandersetzung 
— Dominanz militärischer Zielstellungen bei den politischen Führungskräften 
— Privilegien für Militärangehörige 
— ÖOrganisierung und Leitung der Gesellschaft nach militärischen Prinzipien 
— Umfassender Einsatz von Militär für den Aufbau der Gesellschaft (Alphabetisierung, 
hygienische und medizinische Betreuung, wirtschaftlicher Aufbau) 
Militarisierung der Wirtschaft: 
— Wachsender Anteil der Rüstungsindustrie an den nationalen Wirtschaften 
— Rasche quantitative und qualitative Zunahme des Waffenhandels, der Rüstungsinvesti- 
tionen u.ä. in der Außenwirtschaft 
— Wachsender militärisch ausgerichteter Anteil an der nationalen und internationalen For- 
schungs- und Entwicklungskapazität 
— Organisierung und Leitung der Wirtschaft nach militärischen Prinzipien 
— Zunehmende Verflechtung von Armee- und Großindustrie-Interessen (Militärisch-indu- 
strieller-akademischer Komplex) 
— Umfassender Einsatz von Militär für den wirtschaftlichen Aufbau 
Soziale und sozialpsychologische Erscheinungsformen 
— Organisierung und Leitung der Gesellschaft nach militärischen Prinzipien 
— Starke sozialpsychologische Wirkung von Leitbildern aus dem militärischen Bereich 
— Militärische Aspekte bei Bildung und Erziehung der Jugend (Schulbücher — Stoffaus- 
wahl, körperliche Ausbildung) 
— Umfassender Einsatz von Militär für Bildungs-, Gesundheits-, Hygiene- und soziale Auf- 
gaben 
— Zunahme militärischer Begriffe und Redewendungen in der Umgangssprache 


1.2. Ursächliche Faktoren 


Die unter I.1. angegebenen Erscheinungsformen sind zugleich Faktoren, die zur Militari- 

sierung beitragen. Teilweise bedingen sie sich gegenseitig, teilweise verstärken sie sich (di- 

rekt oder über andere Faktoren). Als weitere mögliche ursächliche Faktoren sind zu nen- 

nen 

— Sicherung gegen (reale und vermeintliche) außenpolitische Bedrohungen, Vertrauens- 
verlust in den internationalen Beziehungen 

— Chauvinismus/Imperialismus 

— Innenpolitische Instabilität 
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— Durchsetzung von Eigeninteressen herrschender Gruppen in der Gesellschaft (Militär, 
Industriegruppen) { 

— „Eigengesetzlichkeit‘‘ der Entwicklung von Wissenschaft und Technik n 

— Mangel an Konzeptionen für politisch durchsetzbare gesellschaftliche Veränderungen und 
entsprechenden politischen Kräften, die der verstärkten Militarisierung entgegenwirken. 

Das Zusammenspiel aller ursächlichen Faktoren ist vielfältig und verwirrend. Politische 
Bindungen, sozial-ökonomische Verhältnisse, kulturelle Traditionen sind für Form und 
Grad der Militarisierung in der jeweiligen Situation bestimmend. Für den Militarisierungs- 
prozeß global gesehen erscheinen gegenwärtig entscheidend: 

a) die am Anfang genannte Zuspitzung der Auseinandersetzung zwischen den Kräften, die 
eine sozialistische Gesellschaftsordnung vertreten oder anstreben und den entsprechenden 
Kräften der kapitalistisch-imperialistischen Welt, sowie das Fehlen hinreichender Erfolge bei 
dem Bemühen, die militärische Komponente dieser Auseinandersetzung zu begrenzen. 

b) der politisch nicht regulierte, nur ökonomischen Interessen dienende, zunehmend de- 
stabilisierend wirkende Waffenhandel (einschl. der internationalen Ausbreitung der Rü- 
stungswirtschaft). 

c) die politisch nicht regulierte Eigenentwicklung von Großindustrien, die mit der Rüstung 
verbunden sind, in den kapitalistischen Industriestaaten. 

d) die politisch nicht regulierte Eigenentwicklung von Wissenschaft und Technik. 


II. Anfragen an den Entwurf des Programms 


Im Anschluß an den Versuch einer Beschreibung des globalen Phänomens der Militarisie- 
rung ergeben sich für uns folgende Anfragen und Vorschläge für das ökonomische Stu- 
dienprogramm: 

II.1. Es erscheint uns sachgemäßer, vom dynamischen Begriff der Militarisierung auszu- 
gehen als vom eher statischen Begriff des Militarismus. Im Studienprogramm werden beide 
Begriffe nicht hier voneinander getrennt. Militarisierung und Militarismus werden teilweise 
parallel nebeneinander gebraucht. 

Der Begriff Militarisierung beschreibt besser als der Begriff Militarismus die Verschie- 
denartigkeit des Prozesses, in denen der militärische Sektor auf den zivilen Bereich von 
Gesellschaften einwirkt. Er ist besser geeignet, das Vorkommen dieses Prozesses in den 
unterschiedlichsten politischen und sozialen Kontexten zu erfassen als den Begriff Mili- 
tarismus. 

II.2. Das Verständnis von Militarismus ist in unserem geselllschaftlichen Kontext ein- 
deutig geprägt. Im Blick auf die neuere deutsche Geschichte wird unter Militarismus ein 
bestimmtes Phänomen verstanden, das durch das Zusammentreffen von Militarisierung, 
Ökonomischer Expansion, Unterdrückung von progressiven Kräften in der Innenpolitik 
und nationalen Chauvinismus im preußischen Staat zur beherrschenden Ideologie wurde, 

Dieses historisch geprägte Phänomen Militarismus wird nach marxistischer Analyse als 
Erscheinungsform der Klassengesellschaft verstanden und kommt im Imperialismus zu sei- 
ner stärksten Ausprägung. 

11.3. Der undifferenzierbare globale Gebrauch des Begriffes Militarismus ist noch aus 
einem weiteren Grund problematisch. Die vorläufige Definition des Begriffes im Entwurf 
des Exekutivkomitees vom Februar 1977 trifft nicht die gesellschaftliche Wirklichkeit in 
den sozialistischen Staaten. In den sozialistischen Staaten hindert der Druck der kommu- 
nistischen Partei auch über den militärischen Bereich den militärischen Apparat daran, 
„mehr und mehr gesellschaftliche Bereiche unter eine Kontrolle zu bringen und hierdurch 
schließlich eine dominierende Stellung in der Ausübung staatlicher Funktionen einzuneh- 
men.“ (Entwurf des Exekutivausschusses S. 2). Der Aufbau des Verteidigungspotentials 
der sozialistischen Staaten kann mit dem Militarismusbegriff im ökumenischen Programm- 
Entwurf nicht zureichend erfaßt werden. 

II.4. Es besteht keine eindeutige Korrelation zwischen dem Verteidigungspotential eines 
Staates und der Militarisierung seiner Gesellschaft auf globaler Ebene. Es gibt Länder, die 
zwar über eine hochgerüstete Armee verfügen, auf die aber das Phänomen der Militarisie- 
rung dennoch nicht zutrifft (z.B. Schweden). 
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11.5. Während uns eine umfassende Beschreibung des Phänomens Militarismus proble- 
matisch erscheint, sehen wir in der Kontrolle und Begrenzung der Rüstungsdynamik und 
in wirksamen Abrüstungsschritten die globale Aufgabe, die alle anderen Teilaspekte inte- 
griert. Die vorgesehene Studie über den Militarismus können wir daher nur als einen Teil- 
komplex in der Abrüstungsfrage verstehen. Angesichts der wesentlichen ursächlichen Fak- 
toren für die Rüstungsdynamik und Militarisierung erscheint die Reihenfolge und die Ge- 
wichtung der beiden Aspekte Militarismus und Abrüstung im ökumenischen Programm 
nicht sachgemäß und nicht genügend ausgewogen. 

II.6. Wir haben eine verantwortliche Information über die Fakten im Bereich der Rü- 
stung, über Ursachen und Erscheinungsformen der Rüstungsdynamik, über die Wirkungen 
von Waffen und die begrenzten Auswirkungen der bisherigen Abkommen über Rüstungs- 
kontrolle und Rüstungsbegrenzung für eine vordringliche Aufgabe. Wo wir in unserer eige- 
nen Gesellschaft die Schwerpunkte des ökumenischen Programms sehen, wird aus dem 
beigefügten Papier „Möglichkeiten der Kirchen in der DDR im Bereich des Eintretens für 
Abrüstung“ deutlich, das aus den Gesprächen u.a. in der oben genannten Arbeitsgruppe 
Abrüstung erwachsen ist. 

11.7. Wir sehen wesentliche Schwerpunkte der Studienarbeit und der Bewußtseinsbildung 
im Rahmen des Programms in der Herausarbeitung des spezifischen Beitrages der Kirchen 
im Bereich von Abrüstung und Militarisierung. Das erfordert nach unserer Meinung auch 
eine Konzentration auf die theologischen Implikationen, die mit der Studie aufgeworfen 
sind (z.B. zu Fragen des Verständnisses von Macht und Sicherheit), auf die Konsequenzen 
von Militarisierung und Wettrüsten im Bereich der sozial und gesellschaftlich relevanten 
Einstellungen und Verhaltensweisen, auf die pädagogische Arbeit im Bereich der Friedens- 
erziehung und auf die ökonomischen Konsequenzen der Militarisierung. 


(3) Der im Zusammenhang mit den Menschenrechten erwähnte Bericht der 
Magdeburgischen Kirchenleitung nimmt auch zu den Themen Stellung, und zwar 
wieder in der ihr eigenen direkten und überdeutlichen Art 12°: 


5.3. Abrüstung und Erziehung zum Frieden. 

Im vergangenen Jahr hat die Entwicklung neuer Waffensysteme die Entspannungsbemü- 
hungen im Weltmaßstab schwer belastet. Vertreter der Kirchen des Bundes waren an ver- 
schiedenen ökumenischen und politischen Kongressen beteiligt, die sich energisch für eine 
Verstärkung der Abrüstungsbemühungen eingesetzt haben*. 

Die Kluft zwischen den auf solchen Versammlungen verabschiedeten Appellen zur Ab- 
rüstung und der Realität des weitergehenden Wettrüstens ist groß. Sich daran zu gewöh- 
nen, ist unsere Gefahr. 

Als uns vor einigen Wochen die Nachricht von dem möglichen Bau der Neutronenbombe 
erreichte, hat vielleicht auch manches Glied unserer Gemeinden eine Protestresolution mit 
der Bitte um Unterschrift vorgelegt bekommen. Sicherlich waren solche Proteste wichtig. 
Man kann zur Eskalation der Rüstungsmaßnahmen nicht einfach schweigen. Ist aber die‘ 
Unterzeichnung eines solchen Protestes schon wirklich Ausdruck eines wachen Abrüstungs- 
bewußtseins? Einer aus. unserer Kirche hat z.B. kritisch gefragt: 

— Was weiß ich eigentlich von der Neutronenbombe und von der Entwicklung anderer 
neuer Waffensysteme? 

— War ich nicht bloß froh, daß da eine Resolution vorgelegt wurde, die ich bedenkenlos 
unterschreiben konnte? 

— Habe ich mir eigentlich Gedanken gemacht über die Wirksamkeit eines solchen Prote- 
stes? Habe ich mir überlegt, welche wirksamen Schritte einer solchen Unterschrift fol- 
gen müßten? 

Die Konferenz der Kirchenleitungen hat, getrieben von dieser Sorge um die neue Welle 





129. epd-Dok 5/78, S. 28ff. (39). ne un: 
*) Vgl. u.a. das Schreiben des Präsidiums der Konf. Europäischer Kirchen an die Mit- 


gliedskirchen von der Tagung in Iasi (Rumänien). 
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der militärischen Rüstung, das Gespräch mit dem Nationalrat der Kirchen Christi in den 

USA angeregt, weil ihr das Gespräch mit den Kirchen eines der unmittelbar beteiligten 

Länder am ehesten sachgerecht zu sein schien. Die Synode des Bundes der evangelischen 

Kirchen hat sich bei der Tagung in Herrnhut das Anliegen des Briefes zu eigen gemacht. 

Bei aller Unterstützung der politischen Bemühungen um Abrüstung muß es als die nächst- 
liegende und Hauptaufgabe der Kirchen angesehen werden, einen neuen Impuls zur Bil- 
dung eines Abrüstungsbewußtseins zu geben. Macht man sich klar, daß die immer noch 
geltende Abschreckungsstrategie mit den Mechanismen von Drohung und Angst arbeitet, 
so ist der Einsatz für „innere Abrüstung‘‘ keine Flucht in die Innerlichkeit, sondern untrenn- 
barer Bestandteil des politischen und strategischen Abrüstungsbemühens. 

In unserer Gesellschaft wird die These vertreten, daß Wehrdienst in einer sozialistischen 
Armee und Friedensdienst eine dialektische Einheit sind. Wäre es nicht ein Prüfstein für 
diese These, wenn man sich etwa den folgenden Fragen deutlich stellte: 

— Wie verhütet man das Eigengefälle jeder militärischen Rüstung, das dem angestrebten 
Zweck der Friedenssicherung zuwiderläuft? 

— Wie hält man das Bewußtsein wach, daß alles Militärische zu dem Zweck, dem es dient, 
in einem widersprüchlichen Verhältnis steht und nur gebrochen bejaht werden kann? 

— Wie vermeidet man, daß die psychischen Voraussetzungen des Waffendienstes (Tötungs- 
bereitschaft, Gewöhnung an Gewalt, Feindbilder) das menschliche Miteinander und die 
Erziehung zum Frieden untergraben? 

Bedarf es nicht auch in unserer Gesellschaft und in unseren Gemeinden eines neuen Pro- 
blembewußtseins und Fragens nach dem uns aufgegebenen und möglichen Friedensdienst? 

Angesichts dieser Aufgaben sehen wir mit Sorge, mit welcher Intensität und vor allem 
in welcher Weise gegenwärtig unter Schülern für den Soldaten- und Offiziersberuf geworben 
wird. Es wird der Eindruck erweckt, als sei dies für unsere Gesellschaft der wichtigste Be- 
ruf. Mit dem massiven Angebot von Vergünstigungen und zugleich mit der Warnung, daß 
anders berufliches Fortkommen nicht möglich sei, werden verbindliche Erklärungen von 
Minderjährigen gefordert. Jugendliche sehen sich damit einem Druck ausgesetzt, der sie 
in schwere Konflikte bringt. Bedarf es für den Notfall der militärischen Verteidigung un- 
seres Landes wirklich einer derartigen Werbung? Für die Wehrpflichtigen besteht dankens- 
werter Weise die Möglichkeit, sich zu einem waffenlosen Dienst als Bausoldaten zu melden. 
Wäre es nicht an der Zeit, auch in der vormilitärischen Ausbildung der Schüler und Lehr- 
linge auf die Belastung von Gewissen bei dem Umgang mit Waffen Rücksicht zu nehmen? 
— Einer unserer Diakone, Gerhard Schulz, ist den Weg der radikalen Verweigerung auch des 
Bausoldatendienstes gegangen und verbüßt seine Strafe noch in der Haftanstalt Gotha. Das 
ist uns Anlaß, erneut über die Funktion der Wehrdienstverweigerung nachzudenken. Wehr- 
dienstverweigerung kann ein Zeichen dafür sein, daß der Friede letztlich nur mit der waf- 
fenlosen und entwaffnenden Liebe errungen und erhalten werden kann. Die Unruhe über 
diese Frage darf nicht verstummen. 


V. Weitere ökumenische Informationen des Bundes der Evangelischen 
Kirchen in der DDR 


(1) Die Reihe der Informationen zum Antirassismus-Programm wurde fortge- 
setzt. Der FAK III der Ökumenischen Kommission legte die Nummern 9 bis 

11 vor!?0. Die Informationen berichten über die Lage in südafrikanischen Staa- 
ten (Angola, Mozambique, Rhodesien, Südafrika) anhand von Dokumenten (des 
ÖRK und der UNO) und geben Reiseeindrücke wieder. Durchgehalten wird die 
schon früher erkennbare euphorische Einschätzung der Befreiungsbewegungen, 
wie sie auch im ÖRK üblich ist: 


130. Die Informationen liegen wie die früheren als Maschinenskripte vor und sind den 
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Schließlich ein Wort über die Befreiungsbewegungen: der dramatische Erfolg der FRELIMO 
...hat offensichtlich gemacht, daß die Befreiungsbewegungen Frieden und Harmonie in die 
Gebiete gebracht haben, die sie jetzt kontrollieren. Wo vorher Blutvergießen, Folter, Aus- 
beutung und Rassismus herrschte, ist heute Hoffnung und Frieden '?!, 


Speziell über Mozambique werden Zitate gebracht, aus denen sich ergibt, daß zwi- 
schen dem sozialistischen Mozambique und der dortigen Kirche keine ernsthaften 
Probleme bestehen. Dies steht in einem Gegensatz zu den ebenfalls erwähnten 
Berichten von der Inhaftierung einiger Sektenführer aus politischen Gründen und 
dem vergeblichen Bemühen des Bundes, für eine kirchliche Delegation die Ein- 
reise nach Mozambique zu erhalten. Die überaus positive Einschätzung der Situa- 
tion in den afrikanischen Ländern nach der Machtübernahme durch Befreiungs- 
bewegungen muß einen westlichen Leser überraschen. Sie darf aber nicht so sehr 
als Verbeugung vor der außenpolitischen Linie des DDR-Staates angesehen wer- 
den, sie entspricht vielmehr den Äußerungen des ÖRK. 


(2) Im Mai 1976 wurde vom Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR eine 
Information über Israel den Gemeinden zur Verfügung gestellt 132. Der Anlaß 

für diese gründliche Arbeit war die Erklärung der leitenden Geistlichen vom 
27.11.1975 zum Antirassismus-Beschluß der UNO 33, Die eindeutig proarabische 
Option der Regierung der DDR erschwert den Kirchen, eine ebenso eindeutig 
formulierte Gegenposition einzunehmen. Dennoch bringt die Information eine 
kircheneigene Stellungnahme zum Ausdruck, die Christen und Bürger in der 
DDR mit einer Meinung konfrontiert, die nicht der klaren Parteilinie entspricht. 
Dies wird am deutlichsten, wo im Anschluß an die Darstellung christlicher Stel- 
lungnahmen von der „Befreiung der Unterdrückten‘ gesprochen wird. 


ISRAEL IM NAHEN OSTEN 
Materialien zur Information und Orientierung. 1976 (Auszug) 


Befreiung der Unterdrückten 


Die Beziehung von Volk und Land Israel ist keineswegs der einzige Ansatzpunkt für eine 
christlich begründete Stellung zu Israel im Nahen Osten. Für viele Christen — vor allem 

im Nahen Osten selbst — ist nicht Israel der Hauptgegenstand ihrer Überlegungen, sondern 
die Not des palästinensischen Volkes. Der Einsatz für die Palästinenser ist dann die Kon- 
kretion des allgemeinen Engagements der Christen für Gerechtigkeit und für Befreiung der 
Unterdrückten: Christus hat sich in Geburt, Leben und Sterben auf die Seite der „Kleinen“, 
Armen und Verfolgten gestellt. Zum christlichen Glauben gehört die Hoffnung für die Un- 
terdrückten und Unterprivilegierten, eine Hoffnung auf Befreiung aus Not und Unterdrük- 
kung und auf Gerechtigkeit. Von hier.aus sei der Kampf des palästinensischen Volkes unter 


Gemeinden in der DDR zu Informationszwecken zur Verfügung gestellt worden (Nr. 9 — 
USB 340/76; Nr. 10 — USB 134/77 und Nr. 11 — USB 135/77). 

131. Dieses Zitat stammt aus der Information Nr. 8, S. 17 (USB 483/75). 

132. „Israel im Nahen Osten“, Materialien zur Information und Orientierung, zusammen- 
gestellt im Auftrag des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR von einer ad-hoc- 
Gruppe aus Mitgliedern des Ausschusses Kirche und Gesellschaft, der Theologischen Studien- 
abteilung und besonders hinzugezogener Mitarbeiter (Stand Mai 1976) — USB 624/76. 

133. Vgl. KJ, 1975 S. 266f. 
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Führung der Palästinensischen Befreiungsorganisation (PLO) als Teil des weltweiten Be- 
freiungskampfes unterdrückter Völker zu sehen, zu bejahen und zu unterstützen. 

In der Tat muß jeden Christen das Flüchtlingselend so vieler Palästinenser, das Unrecht, 
das in vielfältiger Form an der arabischen Bevölkerung Palästinas begangen wurde, und die 
Ungewißheit des Schicksals des palästinensischen Volkes in Unruhe versetzen. Christen sollen 
sich diesen Gedankengängen in keiner Weise verschließen. 

Dennoch ist die Anwendung einer „Theologie der Befreiung“ lediglich auf die Palästinenser 
problematisch; denn sie ist in ihrer Einseitigkeit ungerecht und historisch kurzsichtig. Auch 
die zionistische Bewegung war in ihrer ursprünglichen Intention eine nationale Befreiungsbe- 
wegung. Sie war eine Reaktion auf Judenverfolgungen und anderer rassischer Diskriminierung 
der Juden. 

Auch kritische Zionisten wie Martin Buber verstanden die erneute Ansiedlung von Juden 
in Palästina so: „Wir wollen aus der Problematik der Unselbständigkeit, des Von-außen-be- 
stimmt-seins, des Aufgeteiltseins unter Souveränitäten ... heraus; wir wollen in Palästina ein 
selbstbestimmendes Gemeinwesen bilden, das ... als Gegengewicht unserer Abhängigkeit wirk- 
sam werden kann.“ 

Wie Buber haben viele Zionisten diesen Befreiungsprozeß gleichzeitig als Prozeß der inne- 
ren und äußeren Erneuerung und Gesundung des jüdischen Volkes verstanden. Nur ein 
kleiner Teil jedoch hat, wie Buber, mit dem Zionismus eine zutiefst religiöse Hoffnung 
auf Erneuerung verbunden, auf „Wiedergeburt“, auf daß „von neuem ein echtes Israel auf- 
komme, in dem nicht ... Geist und Leben nebeneinander bestehen, jeder von beiden ein 
Bezirk eigenen Gesetzes, sondern der Geist sich das Leben baut wie sein Haus, ja wie sein 
Fleisch“. 

Nur wenige haben deshalb auch dem Kontakt und Ausgleich mit den Arabern und dem 
brüderlichen Zusammenleben mit ihnen eine solche Bedeutung beigemessen wie Buber. 

Für das Verständnis und die Beurteilung des Zionismus als Befreiungsbewegung muß 
man die Bedingungen in Rechnung stellen, unter denen die Einwanderung geschah; die 
Verfolgungen der Juden bis hin zu ihrer Vernichtung in deutschen Konzentrationslagern 
und die mangelnde Bereitschaft der westlichen Nationen, jüdische Emigranten in ihre Län- 
der aufzunehmen. Das Streben nach Befreiung wurde so zum Kampf ums Überleben. 

Das alles schmälert nicht das Unrecht an den Palästinensern. Aber es macht eine ein- 
seitige Anklage des Zionismus und Israels unmöglich. Es macht das Verlangen nach Si- 
cherheit auf seiten Israels verständlich. Und: Wir sind als Europäer und speziell als Deut- 
sche mitschuldig daran, daß die Geschichte des Zionismus und des Staates Israel in einem 
solchen Maße zu einer Geschichte des Unrechts geworden ist. Weil unsere Schuld an den 
Juden auch zur Schuld gegenüber den Palästinensern wurde, kann es für Christen, die ihre 
Schuld bekennen, keine einseitige Parteinahme geben. Es muß ihnen vielmehr daran ge- 
legen sein, daß Israeli und Palästinenser zu einem Zusammenleben finden, das die Hoff- 
nungen beider auf Befreiung und menschenwürdiges Leben erfüllt. 


c) Partnerschaft zwischen den Kirchen in sozialistischen Ländern 


Zu der besonderen „Kontextuität“ der Kirchen in der DDR gehört die Tatsache, 
daß sie Kirchen in einem sozialistischen Land sind. Von daher stellt sich die 
Frage nach besonderen Beziehungen zu Kirchen in anderen sozialistischen Län- 
dern. Man kann nicht übersehen, daß von einigen Kirchen ein Drängen ausgeht, 
das Verhältnis der Kirchen in sozialistischen Ländern enger zu gestalten bis hin 
zu einem abgestimmten Verhalten in den ökumenischen Gremien. Ebensowenig 
kann übersehen werden, daß die staatlichen Partner in diesen Ländern ihre Kir- 
chen gern auf eine solche Linie verpflichten möchten. An konkreten Anregun- 
gen und Hinweisen staatlicherseits hat es nicht gefehlt. Die Kirchen in der DDR 
wehren sich dagegen, daß ihre ökumenischen Beziehungen in die Blockpolitik 
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einbezogen werden. Ihre Absicht, die ökumenische Gemeinschaft in politischen 
Fragen als über den Blöcken stehende Gemeinschaft ins Spiel zu bringen, wäre 
damit kaum noch realisierbar. 


I. Zwei Konsultationen in Budapest 1% 


Wie bereits 1975 traten auch in den Jahren 1976 und 1977 kirchliche Vertreter 
aus sozialistischen Ländern in Budapest zu Konsultationen zusammen. Auf der 
Tagung 1976 war der Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR offiziell nicht 
vertreten. Allerdings nahm OKR Mitzenheim aus Eisenach an der Tagung teil 
und hielt sogar ein Referat. Er war aber weder vom Bund noch von seiner Lan- 
deskirche delegiert. Das Kommuniqu& der Tagung 35 enthält — entgegen den 
sonstigen Gepflogenheiten — keine Aufzählung der Teilnehmer. Es nennt lediglich 
die „Leiter der ... Delegation“. Unter ihnen wird Mitzenheim nicht genannt. 
Die Auswertung des Kommuniques in der „Neuen Zeit“ 136 sollte offensichtlich 
den Eindruck erwecken, der Bund sei offiziell vertreten. Unter den „leitenden 
Amtsträgern“ der Kirchen, die aufgezählt werden, findet sich auch der Name 
von „‚Unionsfreund Oberkirchenrat Hartmut Mitzenheim“. Die Absicht, Kon- 
sultationen von Kirchenvertretern aus sozialistischen Ländern turnusmäßig zu 
einer festen Einrichtung werden zu lassen, war bereits 1975 erkennbar. Mit den 
beiden Tagungen in den Jahren 1976 und 1977 ist diese Absicht verwirklicht 
worden. Es ist damit zu rechnen, daß auch künftig Konsultationen solcher Art 
stattfinden. Der ÖRK hat die Initivative nicht gehindert, sondern unterstützt. 
Auf der Tagung 1977, auf der nun auch der Bund zusammen mit 27 Kirchen 
aus 7 sozialistischen Ländern vertreten war, hielt Generalsekretär Dr. Potter 

das eine der beiden Hauptreferate. Die Einladung zu der Konsultation war auch 
vom ÖRK ausgegangen. 

Die Gefahr, daß Konsultationen dieser Art politische und weltanschauliche 
Gruppierungen im ÖRK schaffen, ist nicht gering. Zum ersten Mal tritt hier ne- 
ben den konfessionellen (lutherisch/reformierten) und territorialen ökumenischen 
Gruppierungen eine politisch bestimmte Gruppierung auf. Zu hindern war dies 
nicht. Das Handeln des ÖRK muß darum als ein Versuch angesehen werden, 
die neue Gruppierung in die ökumenische Arbeit einzubinden und auf diese 
Weise eine „sozialistische Ökumene“ zu vermeiden. Die DDR-Kirchen hatten die 
Gefahr bereits 1975 erkannt !?” und darum ihrerseits Wert darauf gelegt, daß der 
ÖRK für die Einladung zu solchen Konsultationen allein zuständig bleibt und 
sich an ihnen durch Entsendung verantwortlicher Vertreter beteiligt. 1977 wur- 
de dieser Bedingung voll Rechnung getragen!?®. Es bleibt aber die Frage, ob 


134. Über eine erste im Jahr 1975 durchgeführte Konsultation der Kirchen aus sozialisti- 
schen Ländern wurde in KJ 1975, S. 291ff. berichtet. 

135. epd ZA Nr. 70 vom 8. April 1976. # 

136. Neue Zeit vom 22.4.1976: Bereit zu brüderlichem Gespräch mit dem ORK, Kon- 
sultation in Budapest mit Nairobi-Teilnehmern aus Kirchen in sozialistischen Ländern. 

137. Vgl. KJ 1975, „Die ökumenische Konsultation von Budapest“, S. 291. 

138. Auszüge aus dem Kommunique der Budapester Begegnung in: ena vom 6.4.1977 


(XXX/14). 


471 


nicht doch unerwünschte Gruppierungen politischer Art die ökumenische Arbeit 
künftig erschweren werden. Auffallend ist z.B. ein Vorstoß im Bereich der In- 
formation. Budapest 1977 hat die Forderung an den ÖRK gestellt, „‚mehr und 
objektivere Informationen“ über Leben und Zeugnis der Kirchen in den sozia- | 
listischen Staaten anderen Regionen und Kirchen zur Verfügung zu stellen. Dabei 
wird angeregt, Informationsmaterial über Kirchen nur dann zu verwenden, wenn 
es von den betreffenden Kirchen selbst zuvor autorisiert worden ist. Erinnert man 
sich an die Diskussion über die Menschenrechtsverletzungen in der UdSSR in 
Nairobi 1975, so muß solche Forderung zur Folge haben, daß künftig Berichte 
über Fragen dieser Art nur noch dann und insoweit gegeben werden, als die Kir- 
chen in den betreffenden Ländern diese autorisiert haben. Das wäre das Ende 
eines freien Meinungsaustausches in der ökumenischen Bewegung, der sich ohne- 
hin nicht ohne Störungen vollzieht. 


II. „Sagorsk“ 


Einen besonderen Stellenwert in der ökumenischen Arbeit kommt den Bezie- 
hungen zur Russisch-Orthodoxen Kirche (ROK) zu. Im Rahmen der „Sagorsker 
Gespräche“ 13 fand im September 1976 ein zweites theologisches Gespräch 
statt („Sagorsk II). Im katholischen Dom zu Erfurt wurde ein gemeinsamer 
Gottesdienst gefeiert. In Referaten und Diskussionen wurde das Thema 

„Reich Gottes und seine Wirklichkeit in Gegenwart und Zukunft“ verhan- 

deit 10, 

Interessant ist das Kommunique. Es spricht nicht nur aus, daß zwischen den 
Kirchen Differenzen bestehen — das ist selbstverständlich —, es zeigt auch ge- 
rade in seinen Konsensaussagen den Spannungsbogen unterschiedlicher Auf- 
fassungen. So betont das Kommuniqu£ den bilateralen Charakter der Gespräche, 
die zwischen „autorisierten Vertretern‘ beider Kirchen geführt wurden. Dabei 
ist den verschiedenen Konfessionskirchen gemeinsam, daß sie „im gleichen Kon- 
text einer sozialistischen Gesellschaft leben“. Diese Gemeinsamkeit gibt dem 
Dialog auch einen politischen Akzent. Die Vertiefung der Gemeinschaft zwischen 
den Kirchen soll auch „dem Zusammenleben unserer Völker“ dienen. Hier fin- 
det sich eine Parallele zwischen der „Brüderlichkeit“ unter den Kirchen und 
der politischen Freundschaft zwischen der UdSSR und der DDR. Zufällig wer- 
den solche Gedanken in dem Kommuniqu& nicht stehen. Fast im Gegensatz zu 
dem als bilateral bezeichneten Charakter der Gespräche heißt es an anderer 
Stelle: „Wir haben die Gespräche als Vertreter von Mitgliedskirchen des ÖRK 
und der KEK geführt‘, und es wird die Hoffnung ausgesprochen, .daß sich „die 
erfahrene Gemeinschaft ... auch auf diese Bruderschaften von Kirchen auswir- 


139. 1974 fand ein erstes theologisches Gespräch in Sagorsk statt. Es wurde vereinbart, 
den theologischen Gedankenaustausch fortzusetzen. Auch das Fortsetzungsgespräch diesmal 
in der DDR (Erfurt) wurde als ein „Sagorsker Gespräch“ bezeichnet (,,Sagorsk II‘). 

140. Zur Einschätzung des Gesprächs vgl. Martin Kramer in seinem mündlichen Bericht 
vor der Synode des Bundes in Züssow (epd-Dok 49/76, S. 8) und den schriftlichen Bericht 
der KKL vor der Synode des Bundes in Züssow (epd-Dok 49/76, S. 28). 
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ken wird“. Hier sind ohne Schwierigkeiten spezielle Interessen der DDR-Kirchen 
erkennbar. Sie wehren sich gegen eine allzu einseitige und politisch ausgerich- 
tete Sondergemeinschaft zwischen Kirchen aus sozialistischen Ländern. Inhaltlich 
wurde in den Diskussionen „sehr schnell deutlich, daß die Botschaft vom Reich 
Gottes ... Kriterien liefert zur Gestaltung des Lebens in dieser Welt“. Das theo- 
logische Gespräch stellt sich also auch der politischen und gesellschaftlichen 
Dimension der Lehre vom Reiche Gottes. Das Kommunique läßt auch insoweit 
erkennen, daß zwischen den Dialogpartnern nicht alle Differenzen ausgeräumt 
werden konnten. Die Kirchen setzten die Akzente unterschiedlich. So heißt es 
z.B.: „Das Reich Gottes setzt Menschen in Bewegung, damit sie gesellschaftliche 
Strukturen verwandeln.“ Politisch kann damit nichts anderes gemeint sein als 

eine Ausbreitung der sozialistischen und kommunistischen Bewegung über die 
sozialen und nationalen Befreiungskämpfe. 

Die Politik der sozialistischen Länder hat deutlich genug zu erkennen gegeben, 
daß sie sich zum Ziel gesetzt hat, Befreiungsbewegungen sozialer und nationaler 
Art in aller Welt zu unterstützen. Der im Kommuniqu& folgende Satz spricht 
ein anderes politisches Thema an, an denen besonders den Kirchen in der DDR 
liegt: „Das Reich Gottes ermächtigt zur Zusammenarbeit mit Menschen, die 
sich auf Grund anderer Entwürfe für die Gestaltung einer menschenwürdigen 
Zukunft verpflichtet wissen‘. An einer solchen Zusammenarbeit zwischen Chri- 
sten und Marxisten liegt den Kirchen in der DDR, die dabei allerdings eine Eigen- 
verantwortung und eine Selbständigkeit der christlichen Mitarbeit nicht aus- 
schließt, sondern zur Voraussetzung hat !*, 


III. Das Warschauer Kinderkrankenhaus 


Die im Dezember 1975 angelaufene Spendenaktion der Kirchen in der DDR zu 
Gunsten eines „Gesundheitszentrums in Warschau zur Erinnerung an die in Po- 
len während des 2. Weltkrieges umgekommenen und ermordeten Kinder“ !*2 
fand bei den Gemeinden und Christen ein gutes Echo. Das Spendenaufkommen 
erreichte bis zum September 1977 einen Stand von 1220000,— DM !# — also 
weit mehr, als gesagt worden war. Die Spendenaktion wurde begleitet durch eine 
Information „‚Kinderkrankenhaus Warschau, Gesundheitszentrum des Kindes“ !#. 
Der Bund erinnert in seiner Informationsschrift an die Verbrechen, die Deut- 
sche während des 2. Weltkrieges an Kindern verübt haben, listet einige un- 
menschliche und grausame Ereignisse auf und nennt Orte und Zahlen. Damit 
tragen die Kirchen in der DDR duzu bei, daß auch in der DDR nicht aus der 
Erinnerung schwindet, was das Verhältnis zu dem polnischen Nachbarn be- 
lastet. Die Aufarbeitung der deutschen Geschichte in dieser Art gehört zum 
Konzept der ökumenischen Arbeit des Bundes. 


141. Wortlaut des Kommuniques in: Stimme der Orthodoxie, Heft 11-12/1976. 

142. Vgl. KJ 1975, S. 248 unter 2.3.7. des Konferenz-Berichtes. 

143. Vgl. Arbeitsbericht des Bundes 1977 (Herrnhut) in: epd-Dok 46/77, S. 21. 

144. Zusammengestellt vom Facharbeitskreis III der Ökumenischen Kommission des 
Bundes — USB 210/75. 
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In Fortsetzung der Überlegungen zu einer Konzeption für die ökumenische 
Arbeit 145 wurden Thesen für die ökumenische Partnerschaft zwischen Kirchen 
in sozialistischen Ländern von der Konferenz gutgeheißen. In ihnen wird als Ziel 
einer praktizierten Partnerschaft u.a. das gegenseitige Kennenlernen und das Auf- 
arbeiten der jüngsten geschichtlichen Vergangenheit genannt. Dem letzten Ziel 
dient die Informationsschrift im Zusammenhang mit der Spendenaktion. 


KINDERKRANKENHAUS WARSCHAU, GESUNDHEITSZENTRUM DES KINDES, 
INFORMATIONEN, MATERIALIEN — DENKANSTÖSSE 


(Auszug aus dem Abschnitt Il) 


In der Begegnung mit unseren polnischen Nachbarn können wir diese Schrecken der Ver- 
gangenheit nicht verdrängen oder aus unserem Bewußtsein streichen. Auch eine junge Ge- 
neration, die unbefangen und vom Gewesenen unbelastet dem Nachbarn entgegentreten 
kann, darf die leidvolle Geschichte der Beziehungen zwischen unseren beiden Völkern 
nicht vergessen. 

Durch die Verträge zwischen der DDR und der Volksrepublik Polen ist die Vorausset- 
zung geschaffen worden für eine intensive Begegnung von Mensch zu Mensch. Gegenseitig 
werden neue Erfahrungen gemacht, Eindrücke gesammelt und manches Urteil wird neu 
überprüft. Diese Entwicklung ist eine neue Phase eines deutschpolnischen Verhältnisses. 
Deutsch-polnische Verständigung ist keine Selbstverständlichkeit, es ist ein Weg, der erst 
begonnen hat. Nur selten ist man sich der Größe und Schwere der Aufgabe bewußt. Die 
Idee unseres polnischen Nachbarvolkes, den im zweiten Weltkrieg umgekommenen Kin- 
dern ein Denkmal zu errichten, fordert uns zu erneutem Nachdenken heraus. Dieses 
„Denkmal des Lebens‘ dient als Warnung und Mahnung. Das Gewesene kann nicht aus- 
gelöscht werden. Es kommt darauf an, alles zu tun, daß so etwas nie wieder geschieht. 
Aus diesem Bewußtsein kann nur eine gemeinsame Zukunft im gegenseitigen Verständnis 
und Vertrauen zwischen Polen und Deutschen wachsen. 


IV. Weltkongreß „Religiöse Vertreter für dauerhaften Frieden, 
Abrüstung und gerechte Beziehungen unter den Völkern“ 
(6. bis 10. Juni in Moskau) 


(1) Die Einladung zur Konferenz 

Die Einladung an die Kirchen in der DDR, sich mit einer Delegation an dieser 
Weltkonferenz zu beteiligen, wurde mit zwiespältigen Gefühlen aufgenommen. 
Man wußte nicht recht, worauf man sich einlassen würde, wenn man ohne be- 
stimmte Garantien und ohne genauere Kenntnis von Ablauf und evt. vorberei- 
teten Ergebnissen nach Moskau reisen würde. Lag es in der Absicht der vor- 
bereitenden Gremien, der Sowjet-Politik eine Ergebenheitsadresse zukommen 
zu lassen? Würde die Freiheit der Meinungsäußerung gesichert sein? Wie stand 
es mit Einladungen an andere Kirchen der Ökumene, würden z.B. der ÖRK, 
der LWB u.a., eine Einladung erhalten und dieser ggf. Folge leisten? Nach wel- 
chen Kriterien wurden Einladungen verschickt? Hatten die Kirchen oder religiö- 
sen Gruppen auf die Auswahl der Delegierten Einfluß? Speziell interessierten 
sich die DDR-Kirchen auch für die Frage, ob die Kirchen der EKD eingeladen 


145. Vgl. KJ 1975, S. 281£f. 
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würden !%, Am Ende wurde der Entschluß gefaßt, Teilnehmer als Beobachter, 
nicht aber als Delegierte zu entsenden. Wie unterschiedlich die Konferenz in 
den Kirchen der DDR beurteilt wurde, wird daran deutlich, daß bis zuletzt die 
Diskussion um eine Teilnahme streitig geführt wurde. Die Weltkonferenz ver- 
lief dann so ganz anders als zu befürchten war. Natürlich wirkte sich der Kon- 
ferenzort Moskau, die politische Begleitung und Beobachtung, die starke — zah- 
lenmäßig überrepräsentierte — Delegation der ROK und anderer Religionen aus 
der Sowjetunion sowie die geringe Präsenz von Vertretern westlicher Kirchen 
und Religionen auf den Konferenzablauf und seine Beschlüsse aus. Aber über- 
einstimmend berichteten Teilnehmer aus der DDR — unter ihnen auch Skep- 
tiker —!#7, daß gemessen an der vorgegebenen Situation ein freier Meinungs- 
austausch kaum eingeschränkt wurde. Besonders die persönlichen Begegnungen 
und Aussprachen am Rande der Konferenz wurden als wertvoll bezeichnet. 


(2) Arbeitsergebnisse 

Am Ende der Konferenz wurden ein Kommunique verabschiedet sowie zwei 
Appelle gebilligt !*3. Der Text des Kommuniques sowie der Appelle zeigt bei 
aller Nähe zur sowjetischen Politik auch eine gewisse Distanz. Die im Kommu- 
nique& genannte Teilnehmerzahl (616) stimmt nicht mit der vom ‚‚Mandatsaus- 
schuß“ bekanntgegebenen Zahl (662) überein. 

Eine genaue Analyse der Texte kann hier nicht erstellt werden. Bedauerlicher- 
weise haben die westlichen Kirchen darauf verzichtet, der Konferenz und ihren 
Ergebnissen besondere Aufmerksamkeit zu widmen. Die Kirchen in der DDR 
hingegen haben ihre Beteiligung nicht auf die Entsendung von Teilnehmern be- 
schränkt. Sie haben im Anschluß an die Konferenz dafür gesorgt, daß die Ge- 
meinden in der DDR die Möglichkeit erhielten, sich über die verabschiedeten 
Texte und den Verlauf der Tagung gründlich zu informieren. In zwei Informa- 
tionsschriften gaben sie die Tagungsergebnisse bekannt. Die erste (Dokumente) 
enthält die Texte des Kommuniques, der beiden Appelle sowie die Redebeiträge 
der DDR-Teilnehmer. Die zweite (Berichte) geht besonders auf die Beratungs- 
ergebnisse in den vier Arbeitsgruppen ein, gibt eine Gesamteinschätzung der 
Konferenz mit Angaben über die Teilnehmer, ihren Status, ihre religiöse Zuge- 
hörigkeit und ihre Herkunftsländer. Die Hauptreferate werden inhaltlich darge- 
stellt 19, 


146. Persönliche Einladungen hatten Präses Lic. Immer und OKR Dr. Krüger erhalten, 
die dann an der Konferenz auch teilnahmen. 

147. Vgl. z.B. die ausführliche Beurteilung der Weltkonferenz durch Superintendent R. 
Fritz vor der Synode der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens in: epd-Dok 46/77, S. 61ff. 

148. Das Kommunique und die beiden Appelle sind veröffentlicht in: epd-Dok 46/77, 
S. 40ff. Ein Appell war gerichtet „an die Regierungen aller Staaten, die auf der Weltkon- 
ferenz ‚Religiöse Vertreter für dauerhaften Frieden, Abrüstung und gerechte Beziehungen 
unter den Völkern‘ vertreten sind“; der zweite Appell richtete sich an die „Teilnehmer der 
Weltkonferenz: Religiöse Vertreter für dauerhaften Frieden, Abrüstung und gerechte Bezie- 
hungen unter den Völkern an religiöse Vertreter und Gläubige aller Religionen in der gan- 
zen Welt“. 

149. Der Dokumentarteil (Teil I) entspricht der Veröffentlichung in epd-Dok 46/77, S. 
40ff. Der Berichtsteil (Teil II) liegt nicht veröffentlicht vor. Er ist wie auch der Teil I den 
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Mit dieser ‚kirchlichen Veröffentlichung‘ von Texten, Beobachtungen und 
Einschätzungen der Konferenz konnte dem üblichen Informationsmißbrauch 
durch die DDR-Medien in gewisser Weise entgegengewirkt werden. Diese haben 
zwar ausführlich von der Konferenz berichtet und betont die Teilnahme einer 
Kirchen-Delegation aus der DDR erwähnt; die Berichterstattung über die Ergeb- 
nisse der Tagung hielt sich dabei aber in den üblichen Bahnen. Man suchte und 
fand Voten, die den „realen Sozialismus“ in seiner Menschlichkeit lobten und 
die Friedenspolitik der sozialistischen Länder als vorbildlich herausstellten. Man 
fand Verdammungsurteile über den Imperialismus und die Staaten, die den Im- 
perialismus repräsentierten. Was die DDR-Kirchenbeobachter tatsächlich auf 
der Tagung gesagt haben, ihre Redebeiträge also, wurden in den DDR-Zeitun- 
gen nicht gemeldet. Die kritischen Anfragen an den Sozialismus in den Arbeits- 
gruppen wurden natürlich ebenso unterschlagen. Wer einigermaßen die politi- 
schen Verhältnisse in der DDR kennt und beobachtet, wird den Vorgang der 
Versendung von kirchlichen Informationsschriften über die Moskauer Konfe- 
renz nicht als einen selbstverständlichen Akt beurteilen. Es ist einfach erstaun- 
lich, daß es den Kirchen in der DDR möglich ist, mit ihren vervielfältigten In- 
formationstexten, die in der ganzen DDR interessierten Gemeinden und Chri- 
sten zur Verfügung stehen, die öffentliche Berichterstattung zu unterlaufen und 
eine kritische durchzuhalten. Was der Staat den Schriftstellern nicht zugesteht, 
was bei einzelnen (Rudolf Bahro oder Robert Havemann) unterdrückt wird, läßt 
der Staat der Kirche durchgehen bis hin zur Veröffentlichung solcher kritischen 
Berichterstattung, die dann auch in kirchlichen Medien der Westkirchen Auf- 
nahme finden. Der Wert solcher vervielfältigter Informationen, die formal und 
inhaltlich innerhalb der offiziellen Berichterstattung in der DDR eine Art Sub- 
kultur darstellen, kann nicht hoch genug eingeschätzt werden. Aus dem Berichts- 
teil sind im folgenden einige Passagen wiedergegeben, die deutlich machen, mit 
welcher Freiheit über Verlauf und Ergebnis der Tagung berichtet wird. 


AUS DEM BERICHT ÜBER DIE KONFERENZ !°° 
Zum Charakter der Konferenz 


Der Kongreß war kein synkretistisches Unternehmen und kein Feld zur Proselytenmache- 
rei. Hier gibt es starke Aussagen in den Schlußpapieren, die durch den Verlauf des Kon- 
gresses gedeckt sind. Es war aber auch keine Veranstaltung für den interreligiösen Dialog. 
Zum Gespräch zwischen den Religionen kam es allenfalls ansatzweise, die theologischen 
Grundfragen klangen nur an 


Der politische Kontext kam in manchen Beiträgen — Plenarsitzungen, Diskussionen der 
Arbeitsgruppen — deutlich und wiederholt zum Ausdruck, so auch in der Grußbotschaft 
des Vorsitzenden des Ministerrats der UdSSR, Kossygin ... 


Ein wesentlicher Bestandteil der Weltkonferenz waren die persönlichen Begegnungen ... 


Gemeinden vervielfältigt zur Verfügung gestellt worden (Dokumente (Teil I.) USB 45 7/77; 
Bericht (II) USB 556/77. 

150. Der Bericht beginnt mit „Übergreifenden Bemerkungen“. Punkt 4 der „Übergreifen- 
den Bemerkungen‘ befaßt sich mit dem Charakter der Konferenz insgesamt. Die „‚Über- 
greifenden Bemerkungen“ sind von Frau OKR Lewek und Bischof Dr. Rathke verfaßt. 
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Ein ziemlich durchgehender Konsensus 


bestand unter den Teilnehmern in der Überzeugung, daß sozialistische Formen der Wirt- 
schafts- und Gesellschaftsordnung die einzige Alternative für die Zukunft der Menschen 
sind, aber: ein Sozialismus ohne Religion? Und so wurde von diesem Kongreß auch immer 
wieder die Gretchenfrage an den Sozialismus (den real existierenden) gestellt: Wie hältst 
Du’s mit der Religion? Dies ging bis zu direkten Aufforderungen an die sozialistischen Län- 
der, die Religion endlich ernst zu nehmen, sie nicht eo ipso als reaktionäre, als Überbleibsel 
als schädlich zu betrachten und zu behandeln, echte Toleranz zu üben ... 


’ 


Aus dem Bericht der Arbeitsgruppe I'°' 
(Für dauerhaften Frieden) 


»»... Thema der Arbeitsgruppe waren die Grundlagen des interreligiösen Dialogs und poli- 
tische Krisenherde. Die meisten Redner sprachen zu beidem, indem sie zunächst die Grund- 
lagen des Friedensdienstes in ihrer Religion anleuchteten, um dann zu konkreten politischen 
Fragen überzugehen. Besonders bei den islamischen Beiträgen hatte man häufig den Ein- 
druck, daß die religiöse Begründung nur den Charakter eines Vorwortes für das politische 
Anliegen hatte.“ 

Es war erkennbar, „daß die Verflochtenheit zwischen Glaubensinhalt und Spiritualität der 
jeweiligen Religion einerseits und den politischen Einstellungen, Konsequenzen und Frie- 
denskonzeptionen andererseits, sehr viel enger ist als eine (auf der Konferenz) vertretene 
interreligiöse Zweireichelehre erkennen läßt“. 

„Die Moslems zielten durch die Bank auf das Israel- und Palästinenser-Problem. Die kon- 
kreten Forderungen gingen zwar über die Realisierung der UNO-Resolution 242 nicht hin- 
aus, die Beschuldigungen und Angriffe gegen den Zionismus und den Staat Israel waren 
jedoch überaus heftig.“ 

„Die Afrikaner sprachen im allgemeinen gegen Rassismus, Apartheid, Imperialismus und 
Neokolonialismus und taten dies mit großer Härte. Eine Möglichkeit der Versöhnung und 
friedlichen Konfliktregelung war kaum noch erkennbar. Die harte Sprache (in dem Haupt- 
referat) von Burgess Carr war auch in der Arbeitsgruppe I zu hören. Die politische Theo- 
logie, die Burgess Carr vertritt, seine unkritische theologische Bejahung der Gewalt haben 
als Symptom für die dortige Situation, aber auch als theologisch-kirchliches Programm etwas 
tief Erschreckendes.“ 


Aus dem Bericht der Arbeitsgruppe III A'”* 
{Gerechte Beziehungen unter den Völkern) 


„... Das diskutierte Grundproblem war das Verhältnis von Frieden und Gerechtigkeit bzw. 
Freiheit. Freiheit wurde als Freiheit von ... imperialen Strukturen, als Unterstützung der 
Befreiungsbewegungen in aller Welt, besonders aber in Afrika verstanden. Es herrschte eine 
Grundübereinstimmung in der Auffassung, daß der Sozialismus dem Evangelium mehr ent- 
spräche. 


Die Mohammedaner waren stark an dem Israel-Problem und der Möglichkeit der Staats- 
gründung für die Palästinenser interessiert. 


Die Buddhisten beeindruckten durch ihr Friedensengagement, zum Teil mit deutlich 
politischen Akzenten. Oft sei Frieden nur durch Leiden möglich. 

Verschiedene Sprecher der Kirchen aus den sozialistischen Ländern (es folgt die nament- 
liche Aufzählung von 9 Sprechern) betonten die Religionsfreiheit und die Möglichkeiten 
der kirchlichen Arbeit in sozialistischen Ländern. Anglikanische Sprecher verwiesen auf 
Probleme der Menschenrechte, einschließlich der Religionsfreiheit in aller Welt, darunter 
auch in den sozialistischen Ländern. 


151. Den Bericht über die Arbeitsgruppe I verfaßte Propst Dr. Falcke. 
152. Verfasser des Berichtes: Dr. Schulz. 
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In der Diskussion zum Hauptreferat von M. Gregorius warf ein Australier Gregorius 
vor, er übersehe die Fehler des Sozialismus und glorifiziere ihn ... 


Aus dem Bericht der Arbeitsgruppe III B'*? 
(Gerechte Beziehungen zwischen den Völkern) 


s.. Als sich mehrere christliche Sprecher für den Sozialismus ausgesprochen hatten, fragte 
ein Moslem aus Libyen, ob denn die Christen ihren Glauben verändert hätten. Die Moham- 
medaner seien ihrem Glauben treu geblieben. 


Einen breiten Raum nahm das Gespräch über Religionsfreiheit und Menschenrechte ein. 
Ein Sprecher aus Frankreich nannte Religionsfreiheit als ein Teilrecht der Menschenrechte 
überhaupt. Ein Adventist wollte die Religionsfreiheit als das grundlegende Menschenrecht 
betonen ... Ein Mohammedaner aus den Vereinigten Arabischen Emiraten äußerte den 
Wunsch, die Sowjetunion zu besuchen, um dort vor Ort zu sehen, wie die Menschenrechte 
und die Religionsfreiheit wirklich praktiziert würden. Ein Italiener stellte fest, daß das 
Recht zu atheistischer Propaganda, wie es in der neuen Verfassung der Sowjetunion fest- 
gehalten werde, der Religionsfreiheit widerspreche ...“ 


Bericht über ein „Rundtischgespräch von Christen‘ '°** 
(An der Sonderveranstaltung nahmen etwa 200 Teilnehmer der Konferenz teil) 


„.. Etliche Beiträge waren lediglich Grußworte. Dankadressen oder allgemeine Friedens- 
forderungen mit Zustimmung an die sowjetische Politik; biblizistisch-fanatisch der Bei- 
trag eines sowjetischen Adventisten ... 


Ein Vertreter Italiens setzte sich stark für internationale, aber auch ideologische Ent- 
spannung ein, so daß es zu einem echten Dialog komme. Die sozialistischen Staaten sollten 
volle Bekenntnisfreiheit geben, ebenso müsse die Freiheit bestehen, sich zum Sozialismus zu 
bekennen. Er forderte symbolische Maßnahmen im Blick auf die Freiheit der Religionen. 
Einerseits sollte in der Sowjetunion das Atheistische Museum geschlossen werden, anderer- 
seits sollte die katholische Kirche nicht mehr Kommunisten exkommunizieren. 


In dem Gespräch über Menschenrechte wurde der Europa-Sekretär der Baptisten, Herr 
Class aus Hamburg, sehr konkret ... manche Christen hätten noch nie so viel Freiheit wie 
heute genossen in Europa, ebenso gäbe es eine Einschränkung der Religionsfreiheit und 
Nachteile für Christen. Class ging dann auf Christen in Gefängnissen der Sowjetunion ein. 
Schweigen helfe hier nicht, da würde dem Frieden ein Bärendienst geleistet ...““ 


(3) Redebeiträge der Beobachter aus der DDR 

Die Redebeiträge der Beobachter aus der DDR waren sorgfältig aufeinander ab- 
gestimmt und nahmen zu den Problemen Stellung: Bewältigung von Konflikten, 
Abrüstung als Friedensbewußtsein, Alternativen zu einer militärisch verstandenen 
Sicherheit, der Umgang mit der eigenen Ungerechtigkeit. Die Beiträge sind nicht 
nur als Konferenzbeiträge wichtig. Sie zeigen insgesamt, wie Delegationen aus 
den Kirchen in der DDR auf internationalen Tagungen versuchen, das Proprium 
der evangelischen Botschaft von Christen aus einem sozialistischen Land zu for- 
mulieren. Der politische Kontext wird nicht verleugnet, er ist aber nicht das be- 
herrschende Element. Die Priorität des Glaubens vor einer politischen Überzeu- 


153. Berichterstatter Bischof Dr. Rathke. 
154. Berichterstatter Bischof Dr. Rathke. 
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gung wird durchgehalten. Die Redebeiträge zeigen im übrigen inhaltlich, wie die 
großen Fragen des ökumenischen Dialogs (Frieden, Abrüstung, Menschenrechte 
u.a.) in den Kirchen der DDR beurteilt werden. 


f Propst Dr. Heino Falcke (Erfurt) 
Diskussionsbeitrag in Arbeitsgruppe I (‚Für dauerhaften Frieden‘‘) 155 


Ich möchte über das Thema ‚Die Grundlagen der interreligiösen Zusammenarbeit für den 
Frieden“ sprechen. An der Klärung dieser Frage ist meine Kirche besonders interessiert. 
Wir stehen auf verschiedene Weise in der Friedensarbeit. Wir haben aber in Deutschland 
keinen interreligiösen Dialog. Darum liegt uns sehr an der Klärung der Frage, welches die 
spezifisch religiöse Motivation und Aufgabenstellung dieser Konferenz für den Frieden ist. 

Meine wenigen Gedanken dazu möchte ich unter die Begriffe Dialog, Kooperation und 
Konfliktbewältigung stellen. 


1. Dialog 


Patriarch Pimen sagte in seiner Eröffnungsrede mit Recht: Grundlage der interreligiösen 
Zusammenarbeit kann nicht der Synkretismus sein. In der Tat können wir nicht von einer 
Einheitsreligion oder einer einheitlichen religiösen Friedenslehre ausgehen. Wir können aber 
— jeder von seinem Glauben aus — aufeinander zugehen. Die einzige Alternative zum Syn- 
kretismus ist der Dialog, nicht Trennung oder Konkurrenz. 

Mit großem Interesse habe ich gehört, wie die Vertreter verschiedener Religionen ihren 
Einsatz für den Frieden religiös begründen und welche Akzente sie von ihrem Glauben 
aus jeweils setzen. Ich würde gern noch genauer erfahren, in welchem Zusammenhang der 
jeweiligen religiösen Lehre diese Gedanken stehen. Wir brauchen den Dialog, wo jeder auf 
den anderen hört, ihn besser verstehen lernt und seine eigene Identität einbringt. 

Die Religionen sind ja nicht immer so einmütig, friedfertig und dialogisch miteinander 
umgegangen wie auf dieser Konferenz. Wir Christen müssen bekennen, daß wir anderen 
Religionen oft mit Hochmut, Übermacht, ja mit Gewalt begegnet sind. 

Wir brauchen den Dialog auch, weil wir in einer unteilbaren, interdependenten Welt le- 
ben. Wir sitzen alle in einem Boot und werden miteinander leben oder miteinander unter- 
gehen. Die Religionen dürfen die Konflikte in unserer konfliktreichen Welt nicht noch ver- 
mehren. Durch unseren Dialog müssen wir der Welt ein Beispiel geben, wie man bei unter- 
schiedlichen Überzeugungen einmütig zusammenarbeiten kann. Der Dialog ist die Lebens- 
form des Friedens, die Lebensform brüderlichen Menschseins. 


2. Der Dialog führt zur Kooperation 


Auf dem 1. Vorbereitungstreffen für diese Konferenz im vorigen Jahr sagte Patriarch Pi- 
men: Wir wollen den Dialog des praktischen Dienstes. Es kommt darauf an, daß wir nicht 
nur aufeinander zugehen, sondern auch einswerden in bestimmten Intentionen und Aktio- 
nen. Wenden sich nicht alle Religionen besonders dem einzelnen Menschen zu, um seiner 
Erlösung, Befreiung und Erneuerung zu dienen? Die Politiker arbeiten an den Strukturen 
des Friedens. Wir arbeiten daran mit, denn Gottes Verheißung gilt nicht nur dem Frieden 
der Seele, sondern auch einer befriedeten Welt. Das zentrale Anliegen der Religionen aber 
ist der Mensch des Friedens, ohne den die Strukturen des Friedens nicht gebaut und er- 
halten werden können. Wir können in die Welt eine Spiritualität des Friedens einbringen. 
Wir können kooperieren in der Erziehung zum Frieden. 

Vielleicht können wir als Religionen auch kooperieren im Einsatz für die leidenden, aus- 
gebeuteten, unterdrückten und verachteten Menschen. Im Mittelpunkt des christlichen 
Glaubens steht der dienende, leidende, gekreuzigte Christus. Er wurde mit den Leidenden 
solidarisch und gab sich selber für sie hin. Leiten nicht auch andere Religionen zu dieser 


155. epd-Dok 46/77, S. 52f. 
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Sensibilität für das Leiden anderer an? Der Friedensdienst der Religionen könnte vor allem 
darin bestehen, daß sie für die Opfer der Unterdrückung und Ausbeutung eintreten, ihnen 

zur Seite stehen, ihr Anwalt sind und es um ihretwillen auch wagen, selber Nachteile und 

Leiden auf sich zu nehmen. 

Kooperieren können wir als Religionen auch im Kampf gegen die Eskalation der Gewalt 
in unserer Welt. Im Mittelpunkt des christlichen Glaubens steht der Jesus Christus, der lie- 
ber Gewalt erlitt als Gewalt zu üben. Auf dem Wege des Leidens bis zur äußersten Konse- 
quenz hat er uns erlöst. Gibt es nicht auch in anderen Religionen den Weg der Gewalt- 
losigkeit als den Weg zum wirklichen Leben? Von hier aus müssen wir für den verantwort- 
lichen Umgang mit der Macht eintreten. Wir müssen es Kritisieren, wenn man sein Ver- 
trauen auf die Gewalt setzt. Wir müssen der Eskalation der Gewalt widerstehen im Wett- 
rüsten, in Terrorismus und Folter, in imperialistischen politischen Strukturen jeder Form 
und wirtschaftlicher Unterdrückung. 


3. Die Religionen haben schließlich die Aufgabe und Möglichkeit, zur Bewältigung von 
Konflikten beizutragen 


Die Liebe Jesu Christi umfaßt alle Menschen. Sie ist universal und gilt auch dem Feind. 
Unsere Religionen haben früher die Menschen getrennt, heute sollen sie die Menschen zu- 
sammenführen zum Dienst an einem brüderlichen Menschsein. 

In den politischen Konflikten unserer Welt können die Religionen Brücken des Dialogs 
und des Verstehens bauen, statt die Konflikte zu verschärfen. Sie können zur Rationali- 
sierung der Konflikte beitragen, statt sie zu emotionalisieren. Unrecht muß beim Namen 
genannt werden. Die Religionen aber können dazu beitragen, daß die Konflikte auf mensch- 
liche Weise ausgetragen werden, daß auch im Gegner der Mensch geachtet und die Men- 
schenwürde nicht verletzt wird. 

Weil es um friedliche Bewältigung von Konflikten geht, haben die evangelischen Kirchen 
in der DDR auch die Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Helsinki unterstützt. 
Wir treten für das dort formulierte Friedensverständnis ein, daß Friede nicht durch Ab- 
grenzungen und Konfrontation, sondern nur durch Entspannung und Zusammenarbeit ge- 
wonnen werden kann. 

Auf diesen drei Linien sehe ich einige der Aufgaben und Möglichkeiten interreligiöser 
Zusammenarbeit. 

Darf ich Sie zum Schluß an das erinnern, was Metropolit Juvenali gestern hier sagte. Er 
wies auf das zweitausendjährige Jubiläum des Kommens Jesu Christi hin, dem wir entge- 
gengehen und bis zu dem noch 23 Jahre Zeit sind. Gott helfe uns, daß wir sie für den 
Frieden der Völker nutzen. 


Superintendent Reinhold Fritz 
Diskussionsbeitrag in Arbeitsgruppe II (,Abrüstung‘‘) '°® 


Abrüstung beginnt nicht erst, wenn die Vertreter der Regierungen eine Übereinkunft er- 
zielt haben und konkrete Schritte zur Abrüstung getan werden können. 

Abrüstung beginnt mit einer Bewußtseinsänderung in den Köpfen und Herzen der Men- 
schen. Diese in Gang zu setzen, ist eine wesentliche Aufgabe „religiöser Vertreter für dauer- 
haften Frieden, Abrüstung und gerechte Beziehung unter den Völkern“. 

Solche Bewußtseinsveränderung wird verhindert, wenn ständig ein Feindbild aufgebaut 
wird, das den Gegner verteufelt, seine Schlechtigkeit herausstellt und so den Willen zu 
wecken versucht, ihn mit Gewalt zu bezwingen. Wer im Andersdenkenden und Anders- 
handelnden nur seinen Feind sieht, rüstet im Inneren auf, ihn zu bekämpfen. Wenn gar 
gelehrt wird, „du sollst deinen Feind hassen!“ weckt das im Innersten des Menschen den 
Willen, ihn auch mit Gewalt zu überwinden. Wenn weiter die Wehrbereitschaft als höchste 
Tugend gepriesen wird, führt dies zur inneren Aufrüstung, die ungute Instinkte fördert, 
die durch nichts mehr eingedämmt werden können. Bewußtseinsänderung in Richtung 
auf Abrüstung wird ebenso verhindert durch Erzeugung von Angst vor der Gefährlichkeit 





156. epd-Dok 46/77, S. 54f. 
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des Gegners wie durch Förderung des Bewußtseins der eigenen Überlegenheit gegenüber 
dem Gegner, sei sie wirtschaftlicher, militärischer oder moralischer Art. 

Bewußtseinsveränderung ist eine notwendige Voraussetzung für militärische Abrüstung. 
Sie beginnt mit der Einsicht, daß Gott das friedliche Zusammenleben der Menschen und 
Völker will. Gott liebt alle Menschen, auch die anderen, die anders sind als ich. Gott liebt 
sogar seine Feinde. Er will nicht ihre Vernichtung, sondern ihre Rettung. Jesus ist für seine 
Feinde am Kreuz gestorben. 

Das verbietet uns, im Gegner unseren Feind zu sehen, der mit militärischer Gewalt über- 
wunden werden muß. Wir werden vielmehr herausgefordert, uns für ihn einzusetzen, daß 
er nicht länger in uns seinen Feind sieht, den er fürchten muß, sondern Menschen, die 
auch für ihn das Beste wollen. 

Eine moralische Abrüstung wird alles tun, die Angst zu überwinden. Der Gegner soll nicht 
länger Angst vor uns haben müssen, weil wir ihm gefährlich erscheinen. Darum muß alles 
vermieden werden, was ihm als Bedrohung seiner Existenz erscheinen könnte. Wir sollten 
nicht länger darauf vertrauen, daß unsere Angst vor dem Gegner nur durch eigene.militä- 
rische Stärke überwunden werden kann. 

Innere Abrüstung fordert eine intensive Erziehung zum Frieden. Diese geschieht durch 
eine Erziehung zur Ehrfurcht vor dem Menschen als dem höchsten Geschöpf, unabhängig 
von seiner Rasse, Klasse oder völkischen Zugehörigkeit. Erziehung zum Frieden fördert 
auch Achtung vor der Meinung des anderen und die Fähigkeit, den anderen in seiner An- 
dersartigkeit zu verstehen. 

Erziehung zum Frieden wird unterstützt durch Begegnung mit andersdenkenden Men- 
schen. Wo gegenseitige Besuche über die Grenzen hinweg schwer zu verwirklichen sind, soll- 
ten alle anderen Kontaktmöglichkeiten gefördert und genutzt werden, wie z.B. brieflicher 
Gedankenaustausch, Kennenlernen der Literatur anderer Völker, Kenntnisnahmen von ihren 
Massenkommunikationsmitteln. Wer sich für den anderen interessiert, darf nicht der Unlau- 
terkeit bezichtigt werden, sondern muß zur kritischen Auseinandersetzung mit dem Ge- 
dankengut der anderen befähigt werden. 

Bei der Erziehung zum Frieden kommt der Schärfung des Gewissens eine besondere Be- 
deutung zu. Von jeher haben die Religionen darauf besonderes Gewicht gelegt. Die Ehr- 
furcht vor Gott in seinen Weisungen und die Achtung des von Gott geschaffenen Menschen 
prägen sein Gewissen. Wo die Religionen dies fördern, leisten sie einen entscheidenden 
Beitrag zum Frieden. 

In diesem Zusammenhang möchte ich Sie auf die Gewissensentscheidung der Wehrdienst- 
verweigerer hinweisen. Sie lehnen für sich den Dienst mit der Waffe ab, weil sie die Ein- 
sicht gewonnen haben, daß es Menschen geben muß, die durch ihr Verhalten die Gewissen 
der anderen wachrütteln. Sie sind nicht Feiglinge, die sich vor der Verantwortung für die 
menschliche Gesellschaft drücken wollen. Sie sind erst recht nicht Feinde der Gesellschaft, 
in der sie leben, und Kollaborateure der anderen. Sic machen aber ernst mit der Erkennt- 
nis, daß der Gegner nicht durch Waffengewalt überwunden werden darf. Durch konstruk- 
tive Arbeit auf anderen Gebieten, wie Hilfe für Hungernde und wirtschaftlich Benachtei- 
ligte oder Einsatz für Behinderte und Kranke, wollen sie einen Beitrag leisten, Leben zu 
ermöglichen, statt Leben zu bedrohen. 

Durch Wehrdienstverweigerer könnte das Bewußtsein gefördert werden, daß Frieden nicht 
allein mit Waffen erhalten werden kann und daß es größerer Anstrengungen bedarf, dem 
natürlichen Drang der Selbstbehauptung u::.d gewaltsamer Durchsetzung eigener Ziele zu 
widerstehen. Der Wehrdienstverweigerer dient damit seinem eigenen Volk und verdient 
hohe Anerkennung. Eine solche Haltung unterstützt die so dringend nötige moralische 
Abrüstung. 

Oberkirchenrätin Christa Lewek 
Diskussionsbeitrag in Arbeitsgruppe II (,‚Abrüstung‘ 
Wir sind hier als Vertreter von Religionen zusammen, motiviert von dem Wunsch, gemein- 
sam unseren Willen zum Frieden der Menschheit zu bekunden und etwas zu tun für den 
Frieden, ihn zu gewinnen, ihn zu erhalten und ihn zu sichern. 
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Ich bin glücklich über das Privileg, in dieser Versammlung Meinungen austauschen zu 
können. 

Liebe Schwestern und Brüder! 

Der Friede ist konkret! Das Thema unserer Arbeitsgruppe heißt Abrüstung. Gott will 
das Leben der Menschen, ihr Leben im vollen Sinne und nicht ihre Selbstvernichtung. Der 
Friede ist immer konkret. Und wir stehen vor konkreten Herausforderungen und Aufgaben. 
Der Vortrag unseres Vorsitzenden, Herr Kanonikus Goor, zeichnete sich durch Konkret- 
heit aus in seinen Informationen, seinen Analysen, seinen Fragestellungen. Ich will meiner- 
seits versuchen, drei Gedanken aufzugreifen. 

1. Ein besonderes Problem im Rahmen der Frage der Abrüstung, das auch im Hauptrefe- 
rat besonders angesprochen wurde, scheint mir die Frage der „nationalen Sicherheit“ zu sein. 
Die Notwendigkeit der Rüstung wird mit der Gewährleistung der Sicherheit für die Völker 
begründet. Sicherheit, Geborgenheit zu finden, ist ein elementares und legitimes Bedürfnis 
der Menschen, es gehört zu seiner Geschöpflichkeit. Die christliche Kirche kann das Sicher- 
heitsverlangen der Völker, von dem z.B. die Schlußakte von Helsinki in ihrer Präambel 
spricht, auf dem Hintergrund des biblischen Friedensverständnisses sehr gut verstehen. 

Wir fragen aber: 

Welche Sicherheit kann heute von Waffen tatsächlich erwartet werden? 

Welche Alternativen zu einer vorwiegend militärisch verstandenen Sicherheit können heute 
entwickelt und politisch verantwortbar praktiziert werden? 

Hier könnte man z.B. denken an die in der KSZE-Schlußakte genannten vertrauenbilden- 
den Maßnahmen. 

Erste Schritte sind z.B. gegenseitige Manöverbeobachtung (das ist freilich noch sehr wenig!) 
oder — das wäre schon mehr — die Aufnahme des sowjetischen Vorschlags eines Verzichtes 
auf Androhung und Anwendung von Gewalt in den internationalen Beziehungen. 

Man könnte weiter denken an die schrittweise Einführung von politischen Formen und 
Institutionen von Konfliktlösungen, die an die Stelle militärischer Konfliktlösungen treten 
sollten und damit die Voraussetzung schaffen zu der für das Leben der Menschen, ihr Über- 
leben, unabdingbar notwendigen Abrüstung. 

In einem aktionsorientierten Programm des Weltrates der Kirchen über Wettrüsten und 
Militarismus werden wir über solche alternativen Sicherheitskonzepte weiter nachdenken. 
Sie werden vorwiegend auf Strukturen internationaler Zusammenarbeit aufgebaut sein müs- 
sen. Könnten hier Kirchen und Weltreligionen als transnationale Gemeinschaften nicht posi- 
tive Erfahrungen beisteuern oder Modelle für die friedensstabilisierende Wirkung verstärkter 
Zusammenarbeit liefern? Vielleicht ist eine solche Weltkonferenz wie die unsere eine Schritt 
dazu! 

2. Als eine besondere Aufgabe der Religionen im Ringen um den Frieden wurde die Mobi- 
lisierung der öffentlichen Meinung genannt. Kanonikus Goor hat in seinem Referat die 
Religion als einen erstrangigen Faktor auf diesem Gebiet angesprochen. Hier liegt nach 
meiner Erfahrung eine besondere Herausforderung darin, konkret zu widerstehen einer Re- 
signation, die meint: „man kann doch nichts machen“, anzugehen gegen Ohnmachtsgefühl 
und Fatalismus — aber genauso gegen das Gefühl der trügerischen Sicherheit, die letztlich 
auf Unwissenheit beruht. Gewiß: allgemeine und vollständige Abrüstung ist das Ziel. Und 
es ist unsere Aufgabe, vor dem Hintergrunde des gegenwärtigen Wettrüstens, eine umfassen- 
de Zielvision zu entwerfen: von einer Welt ohne Waffen, einer Welt ohne Krieg. Aber dieses 
Ziel kann nur in Teilschritten, politisch erreicht werden. Deswegen ist bei der Einwirkung 
auf die öffentliche Meinung der Wert von einzelnen auch kleinen Schritten immer wieder 
deutlich ins Bewußtsein zu heben. „Alles-oder-Nichts-Strategien‘‘ werden nur immer tiefer 
in Pessimismus und Resignation führen. 

Ich kommen zum dritten: 

3. Ich habe einleitend vom Tun gesprochen und das Handeln hoffentlich in allem, was ich 
sagte, nicht aus den Augen verloren. 

Wir haben als Religionen gemeinhin keine politische Macht. Aber wir können doch Zei- 
chen setzen, z.B. einmal unseren eigenen Staaten gegenüber dadurch, daß wir den Wunsch 
aussprechen, sie mögen einen bestimmten, konkret zu benennenden Beitrag aus dem eigenen 
Militärbudget für einen ebenso konkret benennbaren Zweck im Bereich der Entwicklungsför- 
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derung bereitstellen. Zum anderen unseren Gläubigen gegenüber dadurch, daß wir sie dazu 
auffordern, einen Tagesverdienst für den gleichen Zweck zur Verfügung zu stellen. 
Liebe Schwestern und Brüder, wir sind uns wohl einig: Die Zeit drängt. Zahlen und Fak- 
ten, die wir wieder und immer wieder hören, sprechen eine schrecklich deutliche Sprache. 
Im Neuen Testament steht: „Laßt uns handeln, solange es Tag ist — es kommt die Nacht, 
da niemand wirken kann“. Laßt uns versuchen, gemeinsam zu handeln. 


Rektor Dr. Günter Schulz 
Diskussionsbeitrag in Arbeitsgruppe III A 
(„ Gerechte Beziehungen zwischen den Völkern‘‘) !°® 


Wir alle sind von den gestrigen Ausführungen des Metropoliten Gregorios tief bewegt. Er 
hat uns sehr deutlich die tiefen Spannungen in der modernen Welt gezeigt. Er hat uns auf- 
gerufen zu einer neuen Grundhaltung. Für die Arbeit würde dies z.B. bedeuten: Nicht zu ar- 
beiten wegen des Profits, sondern in dem echten Wunsch, der Gesellschaft zu dienen (Seite 
7 des dt. Textes des Referates des Metropoliten). Ein neuer Lebensstil ist nötig. Dazu 
möchte ich einiges sagen und auch einiges anders als der verehrte Metropolit sagen. 

Die ROK, die Hauptstadt der UdSSR, Moskau, hat uns geladen, weil wir eine einmalige, 
nicht zu bestreitende Verantwortung für die Menschen und die Welt haben. Das Wesen unse- 
rer Verantwortung ist unser Glaube: Der Mensch lebt nicht aus sich selbst und für sich 
selost. Wir Menschen gehören Gott — und deshalb gehören wir einander. Wir leben aus 
Gott und nicht vom Brot allein. Jesus spricht zum reichen Jüngling: ‚‚Gehe hin, verkaufe, 
was du hast und gib’s den Armen, so wirst du einen Schatz im Himmel haben und komm 
und folge mir nach“ (Matth. 19,21). 

Gesetzliches Fasten und gesetzliche Almosen gehören zu den fünf Säulen des Islam. 

Wir haben das oft vergessen: Der Mensch gehört Gott. Damit ist allen irdischen An- 
sprüchen an den Menschen eine Grenze gesetzt, den Ansprüchen der Kultur, des Staates, 
der Ideologien und ganz gewiß auch der Habsucht und des Egoismus. 

Wir alle stehen an einem Wendepunkt in der Geschichte der Menschheit. Wir alle sind 
auf einmalige Weise herausgefordert, weil bedroht. Davon sprach der Metropolit Gregorios. 
Unsere Welt ist auf bisher unbekannte Weise gespalten in arme und reiche Völker. Die Ener- 
giereserven und Rohstoffe unserer Welt sind begrenzt, die Umweltverschmutzung nimmt 
zu. Es steigen auch die Ausgaben für die Rüstung. Das alles geschieht mit Hilfe von Wissen- 
schaft und Technik, im Zeichen nationaler, sozialer und ideologischer Egoismen. Es ge- 
schieht im Zeichen des „Immer-mehr-haben-wollens‘, im Zeichen des mangelnden Ver- 
trauens, der Angst. 

Seit Anfang der siebziger Jahre versucht man auf zahlreichen Kongressen im Rahmen der 
UNO und anderswo, diesen Teufelskreis zu sprengen, bisher leider vergeblich. 

Die meisten Experten geben zu: Das Grundproblem unserer Zeit ist nicht ein technisches 
oder politisches, sondern ein ethisches und religiöses. Es geht um eine neue Ordnung der 
Werte. Es geht um eine neue wirtschaftliche und damit politische Ordnung: Die gerechte 
partizipatorische, verantwortbare Gesellschaft. Sektion III der Vollversammlung des ÖRK 
sagte 1975 in Nairobi: „Hierzu gehört, daß wir unsere Zivilisation grundlegend verändern, 
neue Techniken entwickeln, neue Einsatzbereiche für die Technik entdecken und eine neue 
internationale Wirtschaftsordnung sowie neue politische Systeme verwirklichen. Die Situa- 
tion, in der sich die Menschen heute befinden, ist in weniger als einer Generation entstan- 
den. Es bleibt noch weniger Zeit, um die Weichen für eine beständige Weltgesellschaft zu 
stellen, wenn die Menschheit überleben soll! 

Dies alles sind große Worte. Wir aber können entdecken: Die Lage der Welt ruft uns dazu 
auf, die Worte Jesu an den reichen Jüngling so zu verstehen, daß sie an uns gerichtet sind. 

Nicht Wissenschaft und Technik sind an der bedenklichen Lage der Welt schuld. Wir 
müssen sie ethisch verantwortbar benutzen. Wir sind gerufen zu arbeiten — aber zu aller- 
erst für andere; zu kämpfen — aber für die Rechte, das Leben und die Freiheit der ande- 
ren; zu verzichten — damit andere leben. Wir sollten nicht genießen, sondern teilen wollen. 
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Wir sollten nicht an uns, sondern an alle denken. Das übersteigt unsere Kräfte. Aber Gott 
befreit uns, schenkt uns ein neues Leben. 

Wie sieht das konkret aus? Der Prior der Mönchgemeinde von Taize, Roger Schutz, for- 
dert die Christen — und ich möchte sagen, alle Gläubigen — dazu auf, in der einen Mensch- 
heitsfamilie ein Gleichnis des Miteinanderteilens zu setzen. 

Teile alles, was du hast, du wirst darin Freiheit finden. Widerstehe dem Konsumzwang. 
Gebt im privaten und kirchlichen Leben innerhalb von sieben Jahren schrittweise alles auf, 
was nicht unbedingt erforderlich ist, angefangen bei Ausgaben aus Repräsentations- und 
Prestigebedürfnissen. Vereinfache deine Wohnung, lade andere zum Essen ein, arbeite, um 
das Lebensnotwendige zu verdienen, niemals, um Geld anzuhäufen. 

Die Synode des Bundes der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Re- 
publik war beunruhigt, „durch die Zerstörung und Ausbeutung der Natur und weltweite 
soziale und wirtschaftliche Ungerechtigkeiten. Beides zusammen fordert von uns eine radi- 
kale Umkehr im Denken und Handeln. Auch wir in der DDR gehören zu den Reichen, 
für die gilt: Die Reichen müssen einfacher leben, damit die Armen überhaupt leben kön- 
nen“ (Görlitz, Mai 1977). 

Über einen neuen Lebensstil, eine neue Weltgemeinschaft, hat SODEPAX eine gemein- 
same Arbeitsgruppe des ÖRK und der Päpstlichen Kommission „Justitita et Pax“ seit 1975 
eine weltweite Diskussion angeregt. Der Zentralausschuß des ÖRK hat die Mitgliedskirchen 
und Christen in den Industriestaaten aufgerufen, den Energiekonsum um einen bestimmten 
Prozentsatz zu reduzieren, die finanziellen Einsparungen an einen Fonds des ÖRK zu über- 
weisen, aus dem in Entwicklungsländern Modellprojekte für Energieerzeugung finanziert 
werden. Das Referat „Kirche und Gesellschaft“ beim ÖRK plant für 1979 eine Weltkon- 
ferenz über eine gerechte, partizipatorische und verantwortbare Gesellschaft. 

Ich schlage vor, daß auch wir hier auf dieser Weltkonferenz ein bescheidendes Zeichen 
unserer Gesinnung, unseres persönlichen neuen Lebensstils setzen und zumindest einmal 
eine Fastenmahlzeit einnehmen. 

Wir alle spüren, welche Widerstände aufstehen. Wir müssen kämpfen gegen die Mächte der 
Finsternis, die sich in Egoismus und Habgier, in rassischen und kulturellen Vorurteilen, in Miß- 
achtung der Würde der Kinder Gottes und der Schönheit der Schöpfung Gottes äußern. 
Die Macht des Bösen hat auch teil an uns. Wir sind aufgerufen, mit Gottes Hilfe zu aller- 
erst gegen das Böse in uns zu streiten. In diesem Streit will uns Gott täglich neu stärken. 

Wir haben von Gott her Verantwortung füreinander und für die ganze Welt. Darum ist 
unsere Konferenz eine Weltkonferenz. So ist sie ein Zeichen unserer gewachsenen Verant- 
wortung. Ich hoffe sehr, daß wir in dieser Verantwortung füreinander hier konstruktiv 
beraten und aus dieser Verantwortung nioht herausfallen, wenn wir in unsere Heimat zu- 
rückkehren. 


Bischof Dr. Heinrich Rathke 
Diskussionsbeitrag in Arbeitsgruppe III B 
(„Gerechte Beziehungen zwischen den Völkern‘“‘) '°° 


Es war für mich wichtig, diese zwei Tage intensiv zuzuhören. Ich sehe darin eine wesent- 
liche Aufgabe dieser Konferenz, daß einer den anderen besser kennenlernen und verstehen 
kann in seiner besonderen Situation und seiner religiösen Anschauung. Wir werden solche 
Eindrücke und Erfahrungen in unseren eigenen Kirchen weitergeben. Aus dem Zuhören 
sind einige Fragen sehr dringlich geworden. So habe ich immer wieder gehört, daß an die 
Menschen guten Willens appelliert wurde. Doch klang schon in dem Referat von Metropolit 
Gregorius an, daß er auf den guten Willen — jedenfalls der Reichen — keine Hoffnung 
mehr setzt. 

So stehen wir nun vor der Frage nach dem religiösen Verständnis des Menschen. Das 
ist keine theoretische Frage, es ist die Frage, wie wir als Menschen an unserem bestimmten 
Platz uns verhalten und verhalten sollen, wenn es um die Erhaltung von Frieden und Ge- 
techtigkeit geht. Herr Mufti Babachan sagt am Ende seines Abschnittes über gerechte Be- 
ziehungen zwischen den Völkern: „Das Wesen unserer religiösen Überzeugung erfordert, 
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daß wir an der Ungerechtigkeit nicht vorübergehen sollen. In dieser Hinsicht sollen wir 
nicht nur den Beitrag aller Religionen, sondern auch den Beitrag jeder einzelnen Religion 
erwägen.“ 

Aus dem Verständnis unseres christlichen Glaubens heraus heißt das zuerst, daß ich an 
meiner eigenen Ungerechtigkeit nicht vorbeigehen kann. Ich kann und muß mein Versagen 
und die Schuld zugeben. Ich meine, daß diese hilfreiche Nüchternheit über mich selbst, 
über den Menschen, ein wichtiger Beitrag des Glaubens ist. So werden die möglichen 
Schritte getan werden können. Das Eingestehen der Ungerechtigkeit bei mir selbst ist 
keine billige Entschuldigung, von Gott her bleibt das Recht bestehen für die Welt. Von .. 
Gott her werde ich neu zur Verantwortung für andere Menschen berufen. 

Ich kann das für uns am Beispiel des Rassismus zeigen. Unser deutsches Volk ist mit 
der Schuld des Rassismus schwer belastet durch die Verfolgung und Vernichtung .der Ju- 
den. So sprechen wir den Juden gegenüber unser Versagen und unsere Schuld aus. Es hat 
uns — als vor Gott verantwortlich — wach gemacht für das Verhängnis des Rassismus. Wir 
konnten im Rahmen des Anti-Rassismus-Programms des Ökumenischen Rates der Kirchen 
in unserem Land und in unserer Kirche die öffentliche Meinung schärfen, damit durch eine 
neue Haltung und konkrete Aktionen der Rassismus heute bekämpft wird. 

Wir können nicht an der Ungerechtigkeit vorbeigehen, das heißt auch, wir können ebenso 
wenig an der Ungerechtigkeit in unserem eigenen Land und in unserer eigenen Kirche vor- 
beigehen. Wir begrüßen es sehr, daß die Schlußakte von Helsinki hierfür bestimmte Punkte 
verpflichtend festgelegt hat. Ich beziehe mich jetzt speziell auf die Religionsfreiheit im 
Rahmen der Menschenrechte. Warum sollen wir nicht zugeben, daß wir auch in unserem 
sozialistischen Land Probleme mit der Religionsfreiheit haben. Gefährlich wäre es, solche 
Probleme zu übergehen oder zu verschleiern. Solche Probleme bei uns selbst offen anzu- 
sprechen und zu behandeln, ist bereits ein wesentliches Menschenrecht und ein Teil von 
Religionsfreiheit. Wir nehmen in unserem Land diese Möglichkeit wahr und wenden uns 
gegen eine Einschränkung der Religionsfreiheit. 

Doch müssen wir uns hüten vor einer engen, gewissermaßen nur eigennützigen Auslegung 
von Religionsfreiheit. Es geht doch nicht nur darum, daß wir bestimmte religiöse Hand- 
lungen ausüben können. Wir trauen es Gott zu, daß er für den Bestand seiner Kirche zu 
sorgen weiß und ihr Raum schafft. Religionsfreiheit heißt aber doch, daß wir aus der Er- 
kenntnis unseres Glaubens heraus für das Recht und die Gerechtigkeit anderer Menschen 
in unserem eigenen Land und dann auch in der weiten Welt eintreten und uns aktiv dafür 
einsetzen. Religionsfreiheit ist eingeschränkt, wo dieses Recht bestritten oder genommen 
wird oder wo wir selbst darauf verzichten. 


V. Veranstaltung des Staatssekretärs für Kirchenfragen 
und der Nationalen Front am 5. Juli 1977 


Aus Anlaß des 60. Jahrestages der „Großen Oktoberrevolution‘“ führte die DDR 
eine Fülle von Veranstaltungen durch. Auch die Kirchen sollten einbezogen wer- 
den. Zu diesem Zweck wurde der Bund neben der katholischen und der Russischen 
Orthodoxen Kirche und weiteren Religionsgemeinschaften zu einem Festakt am 
5. Juli 1977 eingeladen. Die Annahme der Einladung war problematisch, eine 
Ablehnung so gut wie unmöglich. Der Bund beugte sich dem situationsbedingten 
Zwang und benannte Vertreter. Die schlechte Erfahrung mit der Berichterstattung 
in den Zeitungen u.a. bei früheren Gelegenheiten veranlaßten den Bund aber, 

die Gemeinden über die beschlossene Teilnahme selbst zu unterrichten (durch 
eine „Schnellinformation‘“‘) und auch die Redebeiträge der Teilnehmer auf der 
Veranstaltung (wieder als „Schnellinformation‘) im Wortlaut bekanntzugeben. 
So konnte die Tatsache der Teilnahme von Vertretern des Bundes wie auch ihre 
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Reden nur begrenzt durch eine verzerrte Berichterstattung in den offiziellen Me- 
dien der DDR in den Gemeinden Verwirrung stiften. 

Interessant ist eine Wertung des 60. Jahrestages der Oktober-Revolution unter 
kirchlichen Aspekten von Propst Heino Falcke, die er der Synode der Kirchen- 
provinz Sachsen (November 1977) vortrug !°°. Ohne die übliche Glorifizierung 
der Revolution wird in nüchterner Einschätzung die teilweise theologisch und 
historisch zu verstehende Distanz der Kirchen und Christen zu Revolutionen 
aufgezeigt. Christen haben aber auch einen ihrem Glauben gemäßen Zugang zu 
den Zielen von Revolutionen: Radikale Erneuerung des Menschen und aller Ver- 
hältnisse. Über die Wirklichkeit des Sozialismus urteilt Falcke, daß man ihn „mit 
nüchterner Hoffnung“ sehen müsse. Am Ende seiner Ausführungen steht eine 
Frage: „Welchen Beitrag bringt die Oktober-Revolution und ihre Wirkungsge- 
schichte in die verantwortliche Beratung und Planung des Überlebens der Mensch- 
heit ein, die eine unteilbare Schicksalsgemeinschaft geworden ist?“ Man muß ein 
Gespür dafür haben — und die Christen und Menschen in der DDR haben dieses — 
was das bedeutet, daß am Ende der Wertung der Oktober-Revolution und des rea- 
len Sozialismus weder Lob noch Tadel, sondern eine Frage steht, auf die eine 
Antwort noch aussteht. 

Auch die Redebeiträge vom 5. Juli von den Vertretern des Bundes — wieder 
äußerst sorgfältig abgestimmt und formuliert, verdienen Beachtung und Respekt. 
Ein Kniefall kirchlicher Repräsentanten vor dem Phänomen Oktober-Revolution 
und den Repräsentanten des Sozialismus fand nicht statt. Die Presse in der DDR 
verzichtete auf ihre Veröffentlichung !®!. 


Propst Dr. Heino Falcke (Beitrag auf der Synode der Kirchenprovinz Sachsen) 
(Auszug) 


3... Es gibt zu diesem Anlaß (dem 60. Jahrestag der Oktoberrevolution) sehr viele Fragen 
und Unklarheiten, und wir müssen uns vor allem klarmachen, wodurch unsere Sicht der 
Oktoberrevolution bestimmt ist, wovon sich unser Wort zu diesem Ereignis leiten läßt. 
Wir sind als Menschen, als Bürger der DDR, wie alle anderen Betroffene von diesem Er- 
eignis und seiner Wirkungsgeschichte. Wir sind aber in diesem Betroffensein vom Evange- 
lium angeredete Menschen. Wir werden zu fragen haben, was uns das Evangelium in die- 
sem Betroffensein zu sagen hat und was es uns dann auch zu sagen aufgibt. Man kann den 
Oktober ‘17 ja unter ganz verschiedenen Gesichtspunkten in den Blick nehmen und wer- 
ten, z.B. unter politischem Gesichtspunkt. Jeder Staat hat ein Ursprungsereignis, dem er 
sich verdankt, an dem er sich seiner Identität vergewissert, das er feiert. Unter diesem Ge- 
sichtspunkt ist die Oktoberrevolution als der Beginn der Entwicklung der Sowjetunion zu 
der größten Weltmacht neben den Vereinigten Staaten von Nordamerika zu würdigen. 

Oder man kann den Oktober ‘17 unter ökonomischen Gesichtspunkten sehen und fest- 
stellen, das er für das damals rückständige Rußland eine Industrialisierung einleitete, die die 
Sowjetunion zur wirtschaftlich-technischen Großmacht voranbrachte und das Lebensniveau 
der Sowjetvölker beträchtlich gehoben hat. 

Oder man kann die Oktoverrevolution unter ideologischem Gesichtspunkt sehen als Reali- 
sierung des marxistischen Gesellschaftsentwurfs. Man wird da fragen, ob und wie und wie- 
weit die Oktoberrevolution die marxistische Vision einer wahrhaft menschlichen Gesell- 
schaft der Verwirklichung nähergebracht hat. Hier setzt ja dann auch die innersozialistische 
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Kritik an, die ja schon mit Rosa Luxemburg begann, die fragte, wo denn in Lenins Kon- 
zept der Diktatur des Proletariats die Demokratisierung und damit das positive Erbe der 
bürgerlichen Revolution bleibe. 

Wir sind als von der Oktoberrevolution Betroffene vom Evangelium angeredet. Das be- 
deutet für uns: Wir müssen uns von dem Wort Jesu die bewußten oder unbewußten Sicht- 
weisen oder auch Vorurteile aufdecken lassen, mit denen wir Christen und Kirchen der 
Oktoberrevolution gegenüberstehen. 

Schon oft ist auf die prinzipielle Revolutionsgegnerschaft in den christlichen Kirchen hin- 
gewiesen worden, auf das Bündnis von Thron und Altar, auf die kurzschlüssige Sanktio- 
nierung der bestehenden Ordnung, die jede Revolution als Sakrileg erscheinen ließ. Das ist 
so sicher zu pauschal beurteilt, aber es gab und gibt wohl auch eine konservative-ideolo- 
gische Befangenheit in der Kirche. Sie ist durch die Besinnung auf das Widerstandsrecht 
und die Theologie der Revolution korrigiert worden, aber die innere Ablehnung der Ok- 
toberrevolution reicht, glaube ich, tiefer. Die Oktoberrevolution mit ihrem militanten 
Atheismus brachte ja Leiden über Christen, Priester und Pfarrer. Und die Geschichten und 
Berichte, auch die Romane über die verfolgte Kirche nach 1917 dürfte unser Bild von der 
Oktoberrevolution tief und nachhaltig geprägt haben. Das Evangelium will uns aber aus 
jeder Verbitterung und jeder nachtragenden Feindschaft befreien. Unter der Vergebung und 
Verheißung Christi sollten solche Befangenheiten unseren Blick auf die Oktoberrevolution 
nicht trüben und verzerren. Dietrich Bonhoeffer hat in seiner Ethik von der „Vernarbung“ 
gesprochen, die die weltliche Entsprechung zur Vergebung in der christlichen Gemeinde 
ist. Die Wunden, die Gewalt schlägt, vernarben, wenn aus Gewalt Recht, aus Willkür Ord- 
nung, aus Krieg Frieden geworden ist (Ethik ‘49, S. 52-54). 

Unter dem Wort Christi sollten wir aber auch so frei werden, die Krise anzunehmen, die 
mit der Oktoberrevolution über unsere traditionelle Kirchlichkeit, über das christliche Abend- 
land hereingebrochen ist, eben nicht erst 1945. Wir sollten die kritischen Fragen hören, die 
Gott uns in dieser Krise stellt. Die weitgehende Verdrängung dieses Datums Oktober 1917 
in unseren Kirchen hat vielleicht auch damit zu tun, daß wir uns dieser kritischen Frage 
Gottes nicht stellen wollen. 

Was wir als Christen zur Oktoberrevolution zu sagen haben, wird wohl herkommen von 
der radikalen Erneuerung des Menschen und aller Verhältnisse, die Gott anbruchsweise 
und verborgen in Jesus Christus vollbracht hat und im Kommen seines Reiches vollenden 
wird. Wenn wir das Wort Jesu hören und wenn wir miteinander sein Mahl feiern, dann 
haben wir den Vorgeschmack der neuen Welt Gottes auf der Zunge. Wir wissen dann, daß 
diese wirklich umfassende Erneuerung aller Dinge nicht von uns Menschen gemacht wird, 
sondern daß sie Gottes Schöpfergeist an uns vollbringen muß. Im Licht dieser großen Ver- 
änderung erkennen wir aber zugleich, daß in der Welt nicht alles beim alten bleiben kann 
und auch nicht alles beim alten bleiben muß, daß der christliche Glaube nicht zu einer 
Ideologie des Bestehenden verfälscht werden darf und nicht zu einem pessimistisch-resig- 
nierenden Hocken-Bleiben beim alten verführen darf. Im Licht dieser großen Veränderung 
in Christus werden wir die Oktoberrevolution und ihre Wirkungsgeschichte mit nüchterner 
Hoffnung ansehen. 

Mit nüchterner Hoffnung! Wir werden die großen politischen und ökonomischen Leistun- 
gen anerkennen. Nüchtern werden wir aber zugleich sehen, daß die Leninsche Revolution 
einige ihrer zentralen Verheißungen noch nicht einlösen konnte, daß es zum Beispiel im- 
mer noch keine Anzeichen gibt, wie die Diktatur des Proletariats zum Absterben des Staates 
und das heißt ja zur fundamentalen Demokratisierung führt oder führen kann. Wir werden 
die tiefe Ambivalenz des revolutionären Geschehens nüchtern sehen und nicht verdrängen. 
Sie hat ja Menschenopfer gefordert und auch gebracht — und wie Bertolt Brecht sagt, auch 
gerechter Haß verzerrt die Züge —. Auch die Revolutionäre bedürfen der Rechtfertigung 
aus Gnade durch Gott und keine geschichtsphilosophische Rechtfertigung, die die universal- 
geschichtliche Notwendigkeit der Revolution zu überblicken meint, kann diese Rechtferti- 
gung ersetzen. Das säkulare Pendant dazu hat Bertolt Brecht formuliert, wenn er Revo- 
lutionäre die Nachgeborenen bitten läßt: „Gedenket unserer mit Nachsicht!“ 

Aber auch mit nüchterner’Hoffnung werden wir die Oktoberrevolution und ihre Wirkungs- 
geschichte sehen: wir sehen die Geschichte der noch nicht erlösten Welt, in der — um mit 
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Barmen zu sprechen — die Oktoberrevolution geschehen ist und in der auch die Kirche 
steht, in der Hand Gottes, des Schöpfers, der die Geschichte in Bewegung und offenhält 
auf das Kommen seines Reiches hin. Die Enttäuschungserfahrungen der nachrevolutionären 
Gesellschaft werden in uns also nicht den Wunsch wecken, das Rad der Geschichte zurück- 
zudrehen. Wir werden diese Erfahrungen in die Hoffnung hineinziehen und als Herausfor- 
derung zur besseren Gerechtigkeit auffassen und benennen. Wir werden die Oktoberrevolu- 
tion im Horizont des Reiches Gottes wirklich geschichtlich verstehen als eine Station im 
offenen Prozeß der Geschichte, die weitergeht, der neue Veränderungen nötig macht, weil 
neue Gefährdungen des Menschseins auftreten, weil neue Themen erscheinen und andere 
Probleme sich stellen. Wir werden uns also nicht auf das Datum 1917 und die damals gül- 
tige Analyse, die damals gültigen Aufgabenstellungen fixieren dürfen, sondern wir werden 
fragen müssen, so wie Lenin Marx geschichtliche-schöpferisch interpretiert hat: was be- 
deutet Sozialismus in der 2. Hälfte des 20. Jahrhunderts? 

Auch hier macht uns die große Erneuerung, von der wir in Christus herkommen, einige 
Fragen vordringlich. Ich nenne zum Schluß nur noch zwei: Die große Erneuerung, die uns 
von Gott her widerfahren ist, kam durch den Gekreuzigten, der sich zu den links liegenge- 
lassenen, verachteten, an den Rand gedrängten Menschen stellte. Das Kommunistische Mani- 
fest spricht am Ende des 2. Teils von der Assoziation für die freie Entwicklung eines jeden, 
die Bedingung für die freie Entwicklung aller ist. Immer neu haben wir nach denen zu 
fragen, die in ihrer freien Entwicklung bedrängt, behindert sind. Das ist das Kriterium der 
Humanität, wie man mit den in ihrer Entwicklung Behinderten umgeht. Daran hängt — so 
das Kommunistische Manifest — die freie Entwicklung aller. Niemöller hat kürzlich gesagt 
— ein typisches Niemöller-Wort —: „Ich stehe weit links von den Kommunisten bei mei- 
nem Herrn Christus, der bei denen steht, die von den Kommunisten links liegengelassen 
werden.‘ Vor allem hätten wir das vom Kommunistischen Manifest Gesagte heute auf die 
Entwicklungsländer anzuwenden, und der Präsident von Tanzania Nyerere hat es zum Un- 
terscheidungskriterium zwischen sozialistischen und kapitalistischen Staaten gemacht, ob sie 
sich dieser Frage der freien Entwicklung der Völker der Dritten Welt wirksam annehmen. 

Ich denke — zweitens — an unsere Verantwortung für die Natur und das Überleben der 
Menschheit. Das Pathos der Oktoberrevolution, das sich durchält bis zur Festrede von 
Leonid Breschnew, war der industrielle Aufbau, das wirtschaftliche Wachstum, der wissen- 
schaftlich-technische Fortschritt. Das war damals „dran“. Aber heute stehen wir vor den 
ökologischen Fragen. Es stellt sich also ein neues Thema, angesichts dessen sich der So- 
zialismus zu bewähren hat. Dabei kann er sich auf starke Traditionen bei Marx und Engels 
berufen, die mit der Verantwortung für die Natur und die Schöpfung Gottes, die uns auf- 
gegeben wird, zusammenstimmen. 

Die Hauptaufgabe in der heutigen Welt ist die Verantwortung für das Überleben der 
Menschheit in dem einen Rettungsboot, von dem Charles Birch in Nairobi gesprochen hat. 
Und unsere Hauptaufgabe zur Oktoberrevolution lautet, so glaube ich — oder sollte lauten: 
Welchen Beitrag bringt die Oktoberrevolution und ihre Wirkungsgeschichte in die verant- 
wortliche Beratung und Planung des Überlebens der Menschheit ein, die eine unteilbare 
Schicksalsgemeinschaft geworden ist? 


Pfr. Martin Kramer'°? 
Redebeitrag auf der Veranstaltung am 5. Juli 1977 


„Sie haben sich gar nicht verändert!‘ — „Oh“, sagte Herr Keuner — und erbleichte. Men- 
schen sind stolz darauf, wenn sie selber feststellen — oder durch andere bestätigt bekom- 
men: sie sind sich selbst treu geblieben und haben sich nicht verändert. Brecht macht in 
seiner überraschenden Pointe deutlich, Veränderungen sind unumgänglich, Leben ohne 
Veränderungen ist starr und eigentlich kein Leben. Freilich macht es Veränderung allein 
noch nicht. Sie ist noch keine Garantie für wirkliches Leben. Jede Veränderung muß in 
den Zusammenhang von Ausgangspunkt und Ziel gestellt werden. 


162. Reinhard Henkys: Ein Jahrzehnt nach Fürstenwalde, KiS 2/77, S. 17ff. Der Wort- 
laut der Fürstenwalder Erklärung ist u.a. in KJ 1967 abgedruckt. 
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Es gibt keinen Zweifel, in den vergangenen 32 Jahren haben sich in der Gesellschaft der 
DDR viele Veränderungen vollzogen. Sie sind begründet in den Ergebnissen der russischen 
Oktoberrevolution. 

Was diese Revolution bedeutete, wurde durch einen der Sieger über das nationalsozialistische 
Deutschland verkörpert. Es war für unser Volk darum verbunden mit der nationalen Frage, 
mit der Bewältigung des Krieges und dem fälligen Neuanfang. Für die christliche Gemeinde 
bedeutete dieser Abschnitt unserer Geschichte ein Aufhören alter Verhältnisse und Ver- 
änderungen in der Gestaltung des Verhältnisses von Staat und Kirche. Die Menschen haben 
alle Veränderungen in einem vielschichtigen Erleben erfahren, für die meisten war es aber 
erst nach 1945 anschaulich, was die Revolution von 1917 bedeutete. Aus der Sicht der 
Russischen Orthodoxen Kirche hat Metropolit Philaret eine Würdigung des Ereignisses 
und seiner Folgen gegeben. Wir sprechen aus unserer Situation und unserer Sicht. Zu einem 
erheblichen Teil ist in einem ähnlichen Kreis vor zwei Jahren dazu geredet worden. Das 
brauche ich ebensowenig zu wiederholen wie viele einzelne Stellungsnahmen aus den ver- 
gangenen Jahren. 

Im Blick auf die gesamte Geschichte der christlichen Kirche muß festgestellt werden: 
Solange die Gemeinde in der Welt existiert, hatte sie sich mit der Spannung auseinander- 
zusetzen, die zwischen dem Bewahren des Ursprungs und dem Eingehen auf die Verände- 
rungen der Situation besteht. Oft wurde Altes starr festgehalten, um dem Vorwurf zu ent- 
gehen: Ihr wollt euch nur bequem der gegenwärtigen Opportunität anpassen. Wir wissen, 
die Berufung auf die Treue gegenüber dem Ursprung hat oft dazu gedient, sich auf Verän- 
derungen nicht einzulassen. Dabei wurden dann eigene Interessen — Behauptung von Macht 
oder Erhaltung von besonderen Rechten — mit dem Verweis auf die Aussagen der ersten 
Zeit bemängelt. 

Was verpflichtet die christliche Gemeinde in dieser Welt aber, sich auf Veränderungen ein- 
zulassen? Sie lebt auf Grund der weltumstürzenden Veränderung, die mit dem Kommen ihres 
Herrn Jesus Christus, mit seiner Auferweckung und seiner nicht mehr zu erschütternden 
Herrschaft über alle Mächte und Gewalten gegeben ist. Von diesem Ausgangspunkt und 
diesem Grund her sollten wir auf Veränderungen eingestellt sein. Angst vor ihnen darf 
nicht Maßstab für das Verhalten der christlichen Gemeinde sein. Es ist keine Situation 
in der Welt vorstellbar, die wir ohne direkte Begleitung unseres Herrn zu bestehen hätten. 

Aus ihrer langen Geschichte weiß die christliche Gemeinde, wie schwer sich die ursprüng- 
lichen Erkenntnisse und Ziele auf lange Dauer durchhalten lassen. Das Bewußtsein jeder 
neuen Generation will neu mit den Problemen vertraut gemacht werden. Wie die Summe 
aller Bildung der Nachwachsenden nicht automatisch als Erbe zur Verfügung steht, so ist 
es auch mit den Inhalten der Geschichte und ihrer Bewertung. Der Kurzschluß liegt nahe, 
es sei nur noch die jeweils jüngste Etappe anzuschließen. Aber jede neue Generation will 
und muß selbst die Erfahrung machen, warum die eigentlichen Ziele so schwer durchsetz- 
bar sind — in der Realität und im Bewußtsein. Umfassende Bildung des Bewußtseins er- 
folgt wohl eher durch Verdeutlichen der Probleme und durch Aussprechen der offenen 
und der heik!en Fragen als durch ständiges Wiederholen von Lösungsformeln. Sogar wenn 
sie zweifellos richtig sind, werden sie durch Wiederholung unwirksam und können damit 
ihrem eigenen Inhalt faktisch widersprechen. 

Mit diesen eigenen Erfahrungen der Gemeinde, die durch das Wort von Christus ständig 
angefragt ist, hat sie einen besonderen Blick auf die Erfahrungen in der Welt. Gibt es auch 
im säkularen Raum solche Erfahrungen? Lassen sich ähnliche Spannungen auch in der Ge- 
schichte erkennen? 

Unter dem Eindruck der umfassenden Verheißungen des Reiches Gottes will es scheinen, 
daß Versprechen für die Zukunft auf der Erde nie voll erfüllt werden können. Zusammen 
mit neuer Gerechtigkeit, die durch gewaltsames Aufstoßen von Türen erreicht wird, ergibt 
sich ein Rest neuer Ungerechtigkeit, werden anderen Türen versperrt. 

Unser heutiger Gedankenaustausch findet aus Anlaß der Oktoberrevolution statt. Von 
daher sind wir genötigt, über Veränderungen in der Situation nachzudenken. Christen kön- 
nen das aber nur, wenn sie gleichzeitig die ständige Veränderung in ihrem Leben beden- 
ken, die durch das Wort von Jesus bewirkt wird. Im Oktober 1517 — vor nun 460 Jah- 
ren — hat Martin Luther das in der ersten seiner 95 Thesen formuliert. Jesus will, daß das 
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ganze Leben eines Glaubenden Umkehr — Buße — Veränderung sei. Wir dürfen uns korrigie- 
ten lassen und sind nicht darauf angewiesen, recht behalten zu müssen. Jeder macht die 
Erfahrung, das ist nicht einfach, Fehler zuzugeben und eine solche Revolution, d.h. Um- 
wälzung im eigenen Leben geschehen zu lassen. 

Wir haben gelernt, wie wichtig Strukturen für das Zusammenleben der Menschen sind. 

Das Reich Gottes bleibt nicht auf Innerlichkeit und den einzelnen beschränkt. Ich meine 
aber, ohne eine Veränderung des einzelnen Menschen gibt es keine Gelingen verheißende 
Änderung der gesellschaftlichen Verhältnisse. Manchem wird das utopisch erscheinen, und 
er möchte sich lieber auf die unvermeidliche Wirkung struktureller Veränderungen allein 
verlassen. Die christliche Gemeinde kann nicht aufhören, die untrennbare Einheit der Ver- 
änderung des einzelnen Menschen und der gesellschaftlichen Veränderungen festzuhalten. 
Dabei wird sie im Konfliktfall eher dazu raten, gesellschaftliche Veränderungen aufzu- 
schieben, wenn sie nur oder vorrangig auf Kosten der gegenwärtig lebenden Menschen ge- 
schehen können. 

Diese gesellschaftlichen Prozesse sind nicht Hauptinhalt des Nachdenkens der christlichen 
Gemeinde. Trotzdem müssen wir dem Thema standhalten und versuchen, unsere eigenen 
Gedanken zu formulieren. Der Einsatz für Frieden, Sicherheit und sozialen Fortschritt ist 
eine gemeinsame Aufgabe für alle Menschen; an den Veränderungen haben wir teil. Nicht- 
christen und Christen stehen in den gleichen gesellschaftlichen Zusammenhängen. Sie kom- 
men aus den gleichen historischen Bezügen und werden davon erheblich bestimmt; alle 
Menschen in unserem Staat brauchen den Einsatz für eine menschliche Zukunft. 

Die Erfüllung einer gemeinsamen Aufgabe wird nicht durch einen Gedankenaustausch 
wie den heutigen geleistet werden können. Für eine erhebliche Zahl von Gliedern der christ- 
lichen Gemeinde ist es wichtiger, bei der Hauptaufgabe der Gemeinde zu bleiben. Sie möch- 
ten die Nachricht von Jesus Christus in die Sprache von heute übersetzen. Sie möchten die 
Menschen dazu anleiten, ihr ganzes Leben in allen Bezügen von der Herrschaft Gottes her 
zu gestalten. 

Vertreter aus dem gesellschaftlichen Leben erwarten bei einem Gedankenaustausch unter 
dem Thema ‚Unsere gemeinsame Verantwortung für Frieden, Sicherheit und sozialen Fort- 
schritt“ von den Vertretern der christlichen Gemeinde Stellungnahmen in politischer Sprache. 
Wir können es nicht verschweigen, daß „Verantwortung“ für uns einen doppelten Inhalt hat. 
Einmal ist darin die Aufgabe gesehen. Die ist gemeinsam, davon habe ich in der gebotenen 
Kürze gesprochen. Zum anderen ist aber die letzte und unaufgebbare Verantwortung gegen- 
über dem Herrn der Gemeinde darin enthalten. Ihm sind wir verantwortlich für die Ge- 
winnung des Friedens unter Menschen und Staaten, für das Zusammenleben von Schichten 
und Klassen, für die Gerechtigkeit gegenüber Rassen und einzelnen. Die Instanz, der wir 
jeweils letztlich verantwortlich sind, ist verschieden. Die Herausforderung durch die Auf- 
gaben unserer Zeit ist gleich. Wie werden für die Menschen heute und für die Menschen in 
der Zukunft menschwürdige und gerechte Lebensbedingungen geschaffen und erhalten? 
Welche einzelnen Schritte haben wir dazu konkret zu unternehmen? 

Die christliche Gemeinde öffnet sich für Veränderungen. Sie ruft ihre Umgebung dazu 
auf, sich auf das Wagnis einer Offenheit einzulassen, die Veränderungen nicht als Verhäng- 
nis ansieht, auch wenn nicht jede Einzelheit vorher genau erkennbar ist. 

f Mögen wir alle davor bewahrt bleiben zu erbleichen, weil uns jemand auf unterlassene Ver- 
änderungen anredet, obwohl wir uns für ganz schön entwickelt hielten. Mögen wir ebenso 
davor bewahrt bleiben zu erröten, wenn wir auf unsere Aufgabe für die Menschen ange- 
sprochen werden. Mögen wir bei aller Verschiedenheit, wem wir uns verantwortlich fühlen, 
die nötigen Aufgaben bewältigen und miteinander im Gespräch bleiben, d.h. im Austausch 


von Gedanken. Und Tauschen macht erst wirklich Spaß, wenn unterschiedliche Dinge vor- 
handen sind. 


Günter Krusche 
Redebeitrag auf der Veranstaltung am 5. Juli 1977 


Sicherheit und Menschenwürde — das ist kein fremdes, von außen an die Kirche herange- 
tragenes Thema, sondern es ergibt sich direkt aus dem Auftrag, teilzunehmen an Gottes 
Sorge für den Menschen. Erst kürzlich hat sich der Lutherische Weltbund auf seiner VI. 
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Vollversammlung in Daressalam erneut zu diesem Auftrag bekannt: „Wenn wir hier als 
Mitgliedskirchen des LWB unter dem Thema „In Christus — eine neue Gemeinschaft“ zu- 
sammen sind, wissen wir uns solidarisch mit allen, die sich um die Menschlichkeit sorgen.“ 
Weil dabei der Mensch und seine Zukunft auf dem Spiele steht, können und dürfen wir uns 
dieser Verantwortung nicht entziehen. Auch kann es sich nicht nur darum handeln, eigene 
Rechte oder gar Privilegien zu sichern. Wenn die Kirche zu Fragen von Sicherheit und Men- 
schenwürde Stellung nimmt, spricht sie nicht in eigener Sache, sondern nimmt im Gehor- 
sam gegen Gott Verantwortung für alle Menschen und ihre gottgegebene Würde wahr. 

Diese Verantwortung wird aber nicht abseits konkret-geschichtlicher Bedingungen wahr- 
genommen. Wir können darum als Kirche in der DDR nicht davon absehen, daß wir in 
einem Staat leben, der als Resultat der Sozialistischen Oktoberrevolution und ihrer histori- 
schen Folgen bezeichnet werden muß. Für den Aufbau des Sozialismus in diesem Lande 
wurde ein Gesellschaftsverständnis bestimmend, in dem Recht und Würde des Menschen 
untrennbar mit der Sicherung des Friedens und der Schaffung gerechter gesellschaftlicher 
Verhältnisse verbunden sind. Die zeitliche Nähe des Leninschen „Dekrets über den Frie- 
den“ und des „Dekrets über Grund und Boden“ vom 8. November 1917 zeigt auch einen 
„ sachlichen Zusammenhang an. Für die Interpretation der Menschenrechte bedeutet dies: 

In den sozialistischen Staaten, die sich auf die Oktoberrevolution berufen, herrscht ein 
Menschenrechtsverständnis, in dem die sozialen Bedingungen als Grundlage individuel- 
ler Rechte betrachtet werden und darum auch die sozialen Rechte, wie z.B. das Recht 
auf Arbeit, Ausbildung und Gleichberechtigung im Vordergrund des gesellschaftlichen 
Interesses und im Mittelpunkt der Gesetzgebung stehen. Dahinter steht die Erkennt- 
nis, daß Menschlichkeit ohne Frieden und soziale Gerechtigkeit nicht gedeihen kann, Men- 
schenwürde ohne Sicherheit keinen Bestand hat. 

Doch dieses Verständnis der Menschenrechte ist nicht das allein herrschende. Es gehört 
zur geschichtlichen Realität, daß sich in Europa wie in der übrigen Welt zwei antagonisti- 
sche Gesellschaftsordnungen gegenüberstehen: Sozialismus und Kapitalismus; und die Gren- 
ze zwischen diesen markiert auch die Differenz zwischen rivalisierenden Menschenrechts- 
verständnissen. Die Gefahr ist nicht von der Hand zu weisen, daß die Rivalität zur Kon- 
frontation wird. In dieser Lage bedeutete es sehr viel, daß die Teilnehmerstaaten der Kon- 
ferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) am 1. August 1975 die so- 
genannte Helsinki-Schlußakte unterzeichneten und damit den Willen bekundeten, den „kal- 
ten Krieg‘ zu beenden und statt dessen im Geist „friedlicher Koexistenz‘‘ im Interesse des 
Friedens und der Sicherheit für die Menschen zusammenzuwirken. Damit ist die Hoffnung 
auf eine friedliche Lösung anstehender Probleme gewachsen. Deshalb haben die Gliedkirchen 
des Bundes der evangelischen Kirchen in der DDR wie auch die Konferenz Europäischer Kir- 
chen (KEK) und der Ökumenische Rat der Kirchen (ÖRK) die Schlußakte begrüßt und sich 
zu dem „Geist von Helsinki“ bekannt. Die Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes 
in Dar-es-Salam hat ein Telegramm an die Vorbereitende Konferenz in Belgrad übermittelt 
und erklärt: „Wir begrüßen die Absicht der Unterzeichner der Schlußakte von Helsinki über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, die Verwirklichung der Menschenrechte als not- 
wendigen Teil von Sicherheit und Zusammenarbeit zwischen Nationen anzuerkennen.“ 

Gerade diese Formulierungen nehmen aber auf die Tatsache Bezug, daß sich rivalisierende 
Menschenrechtsinterpretationen gegenüberstehen. Es ist zu befürchten, daß der wechselsei- 
tige Zusammenhang von Frieden und Menschenwürde, von Sicherheit und Freiheit der Bür- 
ger außer acht gelassen und eines gegen das andere aufgerechnet wird, als ließe sich Frei- 
heit auf Kosten des Friedens oder Sicherheit zu Lasten der Freiheit verwirklichen. Auch 
gibt es Grund zu der Annahme, es könne die „Auswertung“ in Belgrad zu wechselseitiger 
Anklage und zur Aufzählung sogenannter ‚Defizite‘ bei der Verwirklichung Anklage und 
zur Aufzählung sogenannter „Defizite“ bei der Verwirklichung der zehn Prinzipien der 
Schlußakte entarten. Es sollte aber vielmehr darauf hingewirkt werden, gemeinsam für die 
Stabilisierung des Friedens in Europa einzutreten, um so ein Klima zu schaffen, in dem 
die jeweiligen „Defizite‘‘ abseits propagandistischer Effekte zum Wohle der Menschen 
und Staaten erörtert und im Rahmen des Möglichen und Zumutbaren abgebaut werden 
können. Ein Gradmesser für das politische Klima wird der Fortgang der Abrüstungsge- 
spräche sein. 
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Ein weiteres Problem, das in diesem Zusammenhang Beachtung verdient, ist die Span- 
nung zwischen Prinzip VI (Nichteinmischung in innere Angelegenheiten anderer Staaten) 
und Prinzip VII der Schlußakte (Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten). Da- 
zu ist schon bei der Konsultation in Buckow im Oktober 1975 festgestellt worden: „So 
darf die Spannung zwischen dem Eintreten für Menschenrechte sowie Grundfreiheiten 
(Prinzip VII) und dem Prinzip der Nichteinmischung in innere Angelegenheiten anderer 
Staaten (Prinzip VI) nicht dazu führen, daß das Prinzip der Nichteinmischung zur Abwehr 
des Einsatzes für die Menschenrechte benutzt wird. Andererseits darf auch das Eintreten 
für die Menschenrechte nicht zum Vorwand für politische Einmischung dienen.“ Aber mit 
der Feststellung des Problems ist es noch nicht gelöst. Es wird eines langen, geduldigen, 
aber vor allem friedlichen Weges bedürfen, um die berechtigten Interessen der Staaten und 
ihrer Bürger vollkommener als bisher zum Ausgleich zu bringen. 

Für die Kirchen ergeben sich hier einige spezifische Aufgaben, zumal Prinzip IX auch 
ihnen neben den Regierungen als „Institutionen, Organisationen und Personen eine rele- 
vante und positive Rolle“ zuerkennt. 

Die Kirche in der DDR, die sich nicht als ein politischer Machtfaktor verstehen kann, be- 
jaht die Aufgaben, „vertrauenbildende Maßnahmen“ zu fördern. Als Teil der ökumenischen, 
der weltweiten Kirche ist sie bereit, in ihrem jeweiligen Verantwortungsbereich für Frieden 
und Sicherheit zu wirken, ohne dabei die Interessen der einzelnen Menschen aus den 
Augen zu verlieren. Denn Gott hat jedem Menschen die Würde verliehen, sein Ebenbild 
zu sein, und eben darum ist er auch zur Gemeinschaft berufen und fähig. 

Schon aus diesem Grund kann die Kirche der Verabsolutierung von Teilaspekten im 
Menschenbild nicht zustimmen. Der Studienprozeß im Lutherischen Weltbund hat zu der 
Einsicht geführt, daß die Menschenrechte, unabhängig von dem jeweils geltenden Verständ- 
nis, ein Unteilbares, ein Großes und Ganzes bezeichnen, aus dem wir nicht ohne Schaden 
einzelne Elemente herauslösen können. Schon darum geht es nicht an, die drei Teile (,„Kör- 
be“) der Helsinki-Schlußakte gegeneinander auszuspielen. 

Wir sehen es aber auch als unsere Aufgabe an, die Verantwortlichen in Staat und Gesell- 
schaft auf den wechselseitigen Zusammenhang der Prinzipien hinzuweisen und dafür zu plä- 
dieren, daß die in ihnen enthaltenen Aspekte von Menschlichkeit beieinandergehalten wer- 
den. Gewiß, der Friede ist uns teuer; aber die Menschlichkeit des Menschen darf er nicht 
kosten! 

Andererseits sind wir gewillt, die Verantwortlichen dazu zu ermutigen, daß sie den lan- 
gen Weg und den offenen Prozeß der Auseinandersetzung nicht scheuen, sondern im Geist 
der „friedlichen Koexistenz‘‘ dem Frieden eine Chance geben; denn nur im Frieden kann 
der Mensch seine Würde gewinnen und bewahren. 


Oberkirchenrätin Christa Lewek 
Redebeitrag auf der Veranstaltung am 5. Juli 1977 


„Eintreten für Gerechtigkeit‘ — Heute, möchte ich hinzufügen. Heute stehen Kirchen in 
aller Welt vor globalen Herausforderungen, für Gerechtigkeit einzutreten. Grundsätzliche 
Fragen, wie die nach dem Verhältnis von irdischer und himmlischer Gerechtigkeit etwa, 
müssen gewiß gestellt werden. Doch die Kirchen stehen vor konkreten Provokationen — 
heute. Heute — das ist: im letzten Viertel des 20. Jahrhunderts — am Vorabend der 2000. 
Wiederkehr des Tages, an dem unser Herr Jesus Christus im Fleische erschien, herausge- 
fordert durch seine lebensbejahenden Gebote des Friedens, wie es Metropolit Juwenali 
jetzt bei der Eröffnung der Weltkonferenz religiöser Friedenskräfte in Moskau den dort 
Versammelten ins Bewußtsein rief. Wir sind als Kirchen und Christen in einem Prozeß des 
immer stärkeren Bewußtwerdens dieser Herausforderungen begriffen in unserer jeweiligen 
Gesellschaft und im weltweiten Maßstab, — und ich freue mich, daß ich heute lebe und 
an diesem Prozeß teilnehmen kann. 

Heute — das ist aber auch: die immer weiter klaffende Schere von Reich und Arm, 
zwischen Habenden und Habenichtsen, die Erschöpfung und Zerstörung unserer Umwelt, 
die Gefährdung des Friedens, Wettrüsten und internationale Spannungen. 

In all diesen Herausforderungen ist die Frage der Gerechtigkeit eine Schlüsselfrage: Wie 
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kommen wir zu sozialer, zu wirtschaftlicher, zu politischer Gerechtigkeit? Was bedeutet 
Gerechtigkeit im Blick auf die natürlichen Ressourcen und Umweltprobleme? 

Die Christenheit hat eine neue Sensibilisierung in der Frage der Gerechtigkeit gewonnen, 
spätestens seit Genf 66, jener Weltkonferenz für Kirche und Gesellschaft, die erstmals den 
Begriff „strukturelle Ungerechtigkeit‘ prägte. Daß diese Sensibilisierung weit über die Chri- 
stenheit hinausgeht, zeigt Moskau 77: Bei der Weltkonferenz der religiösen Friedenskräfte 
meldeten sich die weitaus meisten Teilnehmer für die Arbeitsgruppe, in der das Thema 
„Gerechte Beziehungen zwischen den Völkern‘ behandelt wurde. 

Gerechtigkeit — 

Wir sind hier zu einem Gedankenaustausch aus Anlaß einer der großen Revolutionen der 
Weltgeschichte versammelt. Sehr wohl ein Anlaß, über „Gerechtigkeit“ nachzudenken. Ist 
es doch ein Kennzeichen aller revolutionären Bewegungen, daß es ihnen um mehr Gerech- 
tigkeit ging. — Mehr Gerechtigkeit für mehr Menschen und um bessere Gerechtigkeit für sie. 
Marx hat bekanntlich von der Notwendigkeit der Beseitigung aller Verhältnisse gesprochen, 
„in denen der Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, ein geächtetes 
Wesen ist“. 

Christen werden nicht naiv von Revolution sprechen, weder sie glorifizieren, noch sie 
verdammen können, In der Nachfolge ihres friedensstiftenden Herrn werden sie fragen: 

Wieweit können wir uns für Veränderungen der Gesellschaft und menschlicher Ordnun- 
gen einsetzen, wenn doch alles abhängt von der Verheißung des Reiches Gottes, das er 
selbst herbeiführen wird? 

Wieweit kann Gewalt als Mittel der Veränderung mit dem Gebot der Nächstenliebe ver- 
einbart werden? 

Was schützt uns davor, daß wir uns selbst und die kommenden Generationen zu Opfern 
unserer Visionen von der Zukunft machen? 

Für diese Fragen gibt es für uns keine einfache und dogmatisch abschließende Antwort. 
Wir bedenken sie im Horizont der großen Veränderung, die für die Menschheit mit dem 
Leben Jesu Christi und seiner Auferstehung angebrochen ist. Das begründet eine weitrei- 
chende Hoffnung, die schon heute für unsere Welt praktisch wird im Einsatz für eine Ge- 
rechtigkeit, die Leben fördert. 

Uns hier und heute begegnen revolutionäre Bewegungen, vorwiegend in den nationalen 
Befreiungsbewegungen der sogenannten Dritten Welt. Für sie geht es im elementaren Sinne 
um Neuordnung menschlichen Zusammenlebens in Gerechtigkeit. Befreiungsbewegungen 
sind immer in Situationen entstanden, in denen Diskriminierung, Unterdrückung und Aus- 
beutung offensichtlich sind. Revolution, mit dem Ziel einer neuen gerechteren Gesellschaft, 
bedeutet für sie Wandel im Zentrum der Macht als Voraussetzung tür einen wirksamen 
sozialen Wandel. 

Die Beteiligung des Bundes der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen 
Republik am Programm des Ökumenischen Rates der Kirchen zur Bekämpfung des Rassis- 
mus, mit der wir uns auf die Seite der Unterdrückten und Entrechteten stellten, hat uns 
wachsam gemacht für die Tatsachen struktureller Ungerechtigkeit, der mit caritativen Mit- 
teln nicht beizukommen ist, aufmerksam für die Notwendigkeit revolutionärer Verände- 
rungen. Hier wurden viele Fragen aufgeworfen, die in einen Gedankenaustausch, wie dem 
heutigen, gehören könnten, insbesondere die nach dem Gebrauch der Gewalt. Und sie wur- 
den in der Christenheit nicht etwa leichtfertig behandelt. Die Fünfte Vollversammlung des 
Ökumenischen Rates der Kirchen spricht von der ‚„‚angstvollen Suche nach Richtlinien, 
die uns helfen können, die unausweichliche Frage der Gewalt und Gewaltfreiheit zu be- 
antworten“. 

Schon als die große Herausforderung des Antirassismusprogramms gerade erst ergangen 
war, hatte der damalige Generalsekretär des Ökumenischen Rates der Kirchen Eugen Car- 
son Blake erklärt, „daß der Versöhnung auf dem Verhandlungswege, und zwar auf der 
Grundlage der Gerechtigkeit, immer der Vorzug vor der gewaltsamen Aktion zu geben sei“. 
Und er fand damals das provozierende Wort von der Gerechtigkeit, die in unserer Zeit 
— heute — der neue Name sein kann für Liebe. 

Eintreten für Gerechtigkeit kann die Kirchen zu einem Engagement führen, das in ihren 
jeweiligen Gesellschaften opportun oder auch nicht opportun ist. Auch das haben wir in 
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vielen Auseinandersetzungen gelernt. Als der Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR 
Unterstützung für die Fortsetzung des Programms zur Bekämpfung des Rassismus zum 
Ausdruck brachte, hat er es in einem Schreiben an den Ökumenischen Rat der Kirchen 
so formuliert: „An kritischen Stimmen und Auseinandersetzungen hat es nicht gefehlt. 
Manche unter uns meinten, daß das Engagement für die fernen Nächsten angesichts eige- 
ner Probleme oder eine Solidaritätsaktion, die im eigenen Land opportun ist, fragwürdig 
sei. Dadurch wurden die Kirchen in der DDR immer wieder vor die Frage gestellt, wie 

sie zugleich in der eigenen Situation und in der ökumenischen Gemeinschaft Christus als 
den Herren aller bezeugen können.“ 

Ein Friede im Nahen Osten, der allen Beteiligten Gerechtigkeit widerfahren läßt, muß 
uns ebenso bewegen, wie die Schaffung gerechter Verhältnisse im südlichen Afrika oder 
die Wiedergewinnung der Menschenrechte für das Volk von Chile. Unser Engagement in 
diesen Fragen kann sich auch nicht in kurzfristigen Aktionen erschöpfen. Wir bleiben auf- 
merksam gegenüber der Art und Weise, wie die, die für eine bessere Gerechtigkeit gekämpft 
haben, die gewonnene Macht ausüben. Wir suchen besondere Verbindung mit den Kirchen, 
z.B. in Mozambique, deren Glieder zum großen Teil in so bewundernswerter Weise am Be- 
freiungskampf teilgenommen haben, um aus den geistlichen Erfahrungen, aus diesem „bitte- 
ren Engagement“, wie sie es nannten, zu lernen. Gleichzeitig aber werden wir von ihnen 
dringlich nach unseren Erfahrungen als Kirche in einer real existierenden sozialistischen 
Gesellschaft gefragt. Sie erwarten viel von uns. Solidarität ist keine Einbahnstraße. 

Hier habe ich nun ein Stichwort genannt, das für das Eintreten von Kirchen und Chri- 
sten für Gerechtigkeit besondere Bedeutung gewonnen hat: Solidarität. Offene Fragen un- 
ter uns auch um diesen Begriff — wo gäbe es die nicht — und somit ebenfalls wert eines 
Gedankenaustausches. Ich sagte.anfangs schon: keine abstrakten Diskussionen sind heute 
vonnöten, konkret sollte das Eintreten von Kirchen für Gerechtigkeit sein. Konkret wird 
es in Bruderliebe, in Nächstenliebe. Gerechte Zustände sind eine Verwirklichungsform von 
Liebe. „Sich in die Schuhe des anderen stellen‘ heißt eine afrikanische Übersetzung von 
Solidarität, und hier sind wir an einem spezifisch christlichen Ausgangspunkt unseres En- 
gagements: Eintreten für andere, so wie es vorgebildet ist im Leben und Wirken Jesu Chri- 
sti. Eintreten aber auch in Gemeinschaft mit anderen, Christen und Nichtchristen; säkulare 
und religiöse Kräfte in gemeinsamer Verantwortung für eine bessere Gerechtigkeit. 

Solidarisches Verhalten ist von Kirchen und Christen generell gefordert. Denken wir an 
die globale Herausforderung durch die krassen Unterschiede zwischen Arm und Reich auf 
unserem Planeten. Als Kirchen in einer sozialistischen Gesellschaft ist hier von uns nicht 
nur die Teilnahme an Überlegungen zur Herbeiführung einer gerechten Weltwirtschafts- 
ordnung verlangt, sondern auch ganz praktisch die Änderung unserer eigenen Lebensweise 
als Bürger eines reichen Landes. Teilnahme an Entwicklungsbemühungen heißt zugleich 
Bereitschaft aktivieren zum Teilen. ‚Revolutionäre Veränderungen beginnen in den Her- 
zen und Hirnen der Menschen“ (Helder Camara). 

Gerechtigkeit und Frieden gehören zusammen. Dafür, daß Gerechtigkeit ein qualifizieren- 
des Element von „Frieden“ ist, könnten wir ein Zeichen geben, wie es schon öfters auf 
ökumenischen und internationalen Konferenzen vorgeschlagen wurde: 

Bereitstellung eines Tagesverdienstes für ein genau zu benennendes Entwicklungsprojekt 
und dem korrespondierend Bereitstellung einer entsprechenden Summe aus den Militärbud- 
gets der Staaten. 

Als Mitgliedskirchen des Ökumenischen Rates der Kirchen wird uns in den nächsten Jahren 
eine besondere Gelegenheit geboten sein, globale Herausforderungen zum Eintreten für Ge- 
rechtigkeit noch deutlicher zu erkennen und uns ihnen zu stellen. Die nächste große Welt- 
konferenz des Ökumenischen Rates der Kirchen 1979 wird unter dem Thema stehen: „Auf 
der Suche nach einer gerechten partizipatorischen lebensfähigen Gesellschaft“. 

Heute sind wir herausgefordert, sagte ich eingangs, und ich möchte zum Abschluß für die 
Tugend der Ungeduld plädieren. Die Größe und Vielfalt dessen, was zu tun ist, birgt Ge- 
fahren in sich — einmal: daß wir überhaupt resignieren, die Hände in den Schoß legen, zum 
anderen, daß wir uns mit kleinen Schritten beruhigen, d.h. zukunftslosem Pragmatismus ver- 
fallen und drittens, daß wir um zukünftiger Lösungen willen die Gegenwart vergewaltigen. 

Im Wissen um diese Gefahren ungeduldig bleiben, das heißt, beharrlich miteinander nach 
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konkreten Schritten suchen, die Mut zur Offenheit fördern, zur Verwirklichung von Men- 
re Wecea und Menschenrechten beitragen, Gerechtigkeit verbreiten und damit den Frie- 
en sichern. 


d) Ökumenische Gemeinschaft mit der EKD 
I. Der 10. Jahrestag der Fürstenwalder Erklärung (5.4.1967 bis 5.4.1977) 


„Das Jubiläum hat nicht stattgefunden“ — mit diesen Worten leitet Reinhard 
Henkys eine Betrachtung über die Fürstenwalder Erklärung, die 1977 zehn Jah- 
re zurücklag, ein !2. Der Hinweis ist nicht nur richtig, er zeigt zugleich die noch 
unaufgearbeitete Problematik des Verhältnisses zwischen den Kirchen in der 
DDR und denen in der Bundesrepublik. Warum — so muß man fragen — wurde 
weder in der EKD noch im Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR dieser 
Erklärung auch und gerade in ihrer Fragwürdigkeit gedacht? Ein verlegenes 
Schweigen ist sicher nicht die rechte Art, mit der eigenen Geschichte umzu- 
gehen. Es bestand wahrhaftig genug Anlaß, sich dem Datum zu stellen und über 
die Erklärung von Fürstenwalde nachzudenken. Ein Einwand, das Thema der Be- 
ziehungen der deutschen Kirchen zueinander könnte politisch zu brisant sein, 
um es öffentlich zur Diskussion zu stellen, kann zehn Jahre nach Fürstenwalde 
nicht überzeugen. Die Gemeinschaft zwischen den Kirchen wird nicht nur mehr 
oder weniger stillschweigend unter staatlicher Duldung praktiziert, sie ist auch 
längst Gegenstand öffentlichen Nachdenkens geworden. 

Am eindrücklichsten hat eine Studie des Theologischen Ausschusses des Natio- 
nalkomitees des LWB in der DDR! im Jahre 1976 die Frage der Gemeinschaft 
der deutschen Kirchen aufgegriffen und dabei im übrigen die Fürstenwalder Er- 
klärung nicht nur erwähnt, sondern auch zitiert. Die Studie kommt zu dem Er- 
gebnis, daß der Verzicht auf eine institutionelle und juristische Einheit Spielräu- 
me für eine funktionale Gemeinschaft eröffnet hat. Der Artikel 4 Abs. 4 der 
Ordnung des Bundes hat die rechtliche Basis für die funktionale Gemeinschaft 
gelegt und die Kirchen in der DDR auf diese Gemeinschaft hin verpflichtet. 

Die Fürstenwalder Erklärung wollte um genau derselben Gemeinschaft willen 

an der organisatorischen Einheit festhalten. „Diese Entscheidung war aber ... 
nicht durchzuhalten‘““ — heißt es in der Studie. Das eigentliche Ziel der Fürsten- 
walder Entscheidung jedoch, die Gemeinschaft zwischen den Kirchen in der DDR 
und in der Bundesrepublik nicht preiszugeben, hat der Bund bei seiner Gründung 
nicht einfach beiseitegeschoben. Das Ziel wurde weiter verfolgt; ein anderer Weg 
als das Festhalten an der organisatorischen und juristischen Gemeinschaft für rich- 
tig gehalten. So bestehen zwischen der Fürstenwalder Erklärung und dem Artikel 
4 Abs. 4 der Ordnung des Bundes Zusammenhänge, die nicht übersehen werden 
dürfen. Im Kern bestätigt die Ordnung des Bundes die Fürstenwalder Erklärung, 
auch wenn dies aus gutem Grunde nicht überdeutlich betont worden ist. Aber 
nicht nur die Studie des Theologischen Ausschusses des Nationalkomitees des 
LWB in der DDR hat das Thema der Gemeinschaft zwischen den deutschen Kir- 


163. S.u. unter Abschnitt IV. 
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chen angesprochen. Auf den Synoden in der DDR werden die Beziehungen unter 
ökumenischem Vorzeichen beschrieben und als wesentlich und wichtig herausge- 
stellt 1%, Die gegenseitigen Einladungen zu Synodaltagungen gehören inzwischen 
zum Alltag der praktizierten Gemeinschaft. 1976 konnten der Vorsitzende des 
Rates, Bischof Claß, wenn auch erst nach einigen Interventionen, die Synode 

des Bundes in Züssow besuchen 169. 

Bischof Schönherr sprach sein Grußwort auf der EKD-Synode in Saarbrücken 
1977166 und war die Tagung über dort. Natürlich nehmen die Grußworte bei 
den gegenseitigen Besuchen Bezug auf die Gemeinschaft der deutschen Kirchen. 
Interessant ist der Versuch Bischof Schönherr’s, die besonderen Beziehungen der 
Kirchen als „kritischen Ökumenismus“ zu charakterisieren !67. 


Es muß eine Art kritischen Ökumenismus geben, in besonderer Weise vielleicht zwischen 
den Kirchen hier bei uns und in der Bundesrepublik. Bei aller Brüderlichkeit und Zusam- 
mengehörigkeit ist vielleicht der besondere Dienst, den wir uns tun können, der, daß wir 
kritisch miteinander mitzudenken versuchen und uns gegenseitig helfen, die Verantwortung 
für das Ganze der Welt bei dem mit im Auge zu haben, was wir in unserem Lande tun ... 
Ich glaube, es gehört zu einer Gemeinschaft von Kirchen, daß man einander ermuntert und 
auch einander in Frage stellt. Es ist nötig, sich unter dem Evangelium zu fragen, wie man 
denn seinen Dienst versteht ... Und dieser Frage wollen und werden wir uns stellen. Wir 
werden uns ihr so stellen, daß wir auch andere bitten werden, sich von uns so fragen zu 
lassen. Das ist der Kern eines kritischen Ökumenismus. 


Schönherr sieht also Möglichkeit und Verpflichtung eines „besonderen Dien- 
stes‘“, eines gemeinsamen Nachdenkens, einer gegenseitigen Hilfe und das sich 
gegenseitige Infragestellen. Auch Pfarrer Gerhard Thomas aus der DDR! regte 
in seinem Beitrag an, über das Verhältnis der Kirchen zueinander nachzuden- 
ken !6° und den längst überfälligen Schritt von der bloßen ‚Patenschaft‘, mit 
der ihr eigenen „gönnerhaften Onkelhaftigkeit‘ einerseits und der ihr ebenso 
eigenen „unverschämten Bettelei‘‘ andererseits, zur gleichberechtigten ökume- 
nischen „Partnerschaft“ zu vollziehen. Gedanken dieser Art werden in den west- 
lichen Kirchen nur am Rande aufgegriffen und meistens nicht von kirchenleiten- 
den Repräsentanten der EKD oder ihrer Gliedkirchen. Lediglich der frühere Prä- 
ses der EKD-Synode, Professor D. Dr. Ludwig Raiser, dachte laut über ein mög- 
liches Miteinander der Kirchen nach !”: 


Es wäre verlockend, sich auszumalen, welche kritische Rolle die aus einer gemeinsamen Ge- 
schichte herausgewachsenen Kirchen heute im offenen Dialog über die Bewertung der ant- 


164. Vgl. z.B. Bischof H. Gienke in seinem Bericht vor der EKU-Synode 1976 (in: epd- 
Dok 33/76, S. 6) und den Bericht der Kirchenleitung vor der provinzialsächsischen Synode 
November 1977 (epd-Dok 5/78, S. 35) u.a. 

165. Seine Eindrücke gab Claß in einem Gespräch mit dem epd wieder. epd-Berlin vom 
30.9.76 (vgl. auch Berliner Kirchenreport vom gleichen Datum, Nr. 156). 

166. epd-Dok 5/78, S. 4ff. 

167. Interview mit den Ev. Komm. (Ev. Komm. 3/77) und epd-Dok 17/77, S. 21. 

168. Pfarrer Thomas ist Referent für Ökumene und Information im Oberkirchenrat 
der Ev.-Luth. Landeskirche Mecklenburgs. 

169. Im Sonntagsblatt für die Ev.-Luth. Kirche in Bayern Nr. 6 vom 6.2.77 (abgedruckt 
in: epd-Dok 12/77, S. 22). 


170. Referat zur Verabschiedung von Bischof D. Kurt Scharf am 5.1.77 in: epd-D 
12/77, S. 15f£. (2). in: epd-Dok 
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agonistischen Gesellschaftssysteme, in die sie gestellt sind, im Blick auf die sie verbindende 
christliche Botschaft spielen könnten. Es wäre ein Dialog, in dem sich beide Seiten as 
gleichberechtigte und mit ihren je besonderen Erfahrungen in ihrem Lebens- und Arbeits- 
bereich gleichwertige Partner gegenüberstünden, und mit dessen Ertrag sie ihren beiden poli- 
tischen Systemen einen wichtigen Dienst leisten könnten. Aber der Gedanke an solche offe- 
nen deutsch-deutschen Gespräche bleibt leider auf unabsehbare Zeit ein schöner Traum — 
auch nach Helsinki! 


Präzis das, was Raiser als Aufgabe eines zwischenkirchlichen Dialogs für sachlich 
geboten hält, wird zunehmend von den Kirchen in der DDR gewünscht. Der resig- 
native Schlußsatz von Raiser muß nicht das letzte Wort bleiben. Ob und in welcher 
Form das Gespräch zwischen den Kirchen für ein Gespräch zwischen den Politikern 
hilfreich sein kann, ist eine andere Frage, die heute sicher noch nicht zu beant- 
worten ist. 


II. Gemeinsame Erklärung von Rat der EKD und Vorstand der Konferenz 
der Evangelischen Kirchenleitungen in der DDR 


Im Zusammenhang mit den Verhandlungen in Belgrad über die Auswirkungen 
der Helsinki-Schlußakte in den Signatarstaaten haben die Kirchen der EKD und 
des Bundes eine Gemeinsame Erklärung veröffentlicht 17: 


Der Vorsitzende des Rates der EKD, Landesbischof D. Claß, und sein Stellvertreter, Kir- 
chenpräsident D. Hild, statteten am 8. Dezember 1977 dem Vorstand der Konferenz der 
Evangelischen Kirchenleitungen in der DDR im Sekretariat des Bundes einen Besuch ab. 
An dem Gespräch waren auch Mitglieder des Bischofskonvents in der DDR und die Leiter 
der Amtsstellen der EKD beteiligt. Im Rahmen des Gedankenaustausches, der unter dem 
Vorsitz von Bischof D. Schönherr stattfand, erörterten sie Fragen des jeweiligen kirchlichen 
Auftrages. Insbesondere wurde die Mitverantwortung der Kirchen für die Sicherung des Frie- 
dens und die Fortführung der Entspannung bedacht. Nach der Verabschiedung der Schluß- 
akte der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) in Helsinki 1975 
und während die Folgekonferenz von Belgrad noch im Gange ist, erinnern die Vertreter des 
Rates der EKD und des Vorstandes des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR dar- 
an, daß das Zeugnis für das Evangelium des Friedens (Epheser 6,15) von den Kirchen ge- 
meinsames Handeln vor dem Hintergrund und unter den Bedingungen der politischen Ent- 
spannung in Europa verlangt. Als Vertreter von Kirchen, die an den politischen Verände- 
rungen in ihren Gesellschaften auf je spezifische Weise Anteil nehmen und die an der Gren- 
ze zwischen den beiden großen Gesellschaftssystemen in Europa leben, vereint sie die Sorge 
um den Fortgang des politischen Entspannungsprozesses in Europa. Die Fünfte Vollversamm- 
lung des Ökumenischen Rates der Kirchen hat das Zustandekommen der Schlußakte von 
Helsinki „ein Zeichen der Hoffnung‘ genannt „in einer Welt, die durch einander wider- 
sprechende Ideologien zerrissen und durch Interessenkonflikte gespalten ist‘. Die Völker 
Europas haben die Prinzipien der Scnlußakte, die Grundsätze des Friedens und der inter- 
nationalen Zusammenarbeit, der Sicherheit, des Gewaltverzichts und der Menschenrechte 

in ihrem unteilbaren Zusammenhang mit Dankbarkeit und Hoffnung aufgegriffen. Die Kir- 
chen erkennen es als ihre Aufgabe an, diese Hoffnung wachzuhalten. Sie ermutigen die Po- 
litiker, zur weiteren Entspannung in Europa beizutragen, z.B. durch Minderung der Rü- 
stungsausgaben und dadurch, daß die angestrebte Zusammenarbeit zwischen den Staaten 
noch mehr und sichtbarer als bis jetzt den Menschen zugute kommt. Die Teilnehmer an 
dem Gespräch rufen die Gemeinden auf zur wachen und geduldigen Begleitung des durch 


171. epd-Dok 5/78, S. 78. 
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die Schlußakte von Helsinki eingeleiteten Prozesses und zum Gebet für den weiteren Fort- 
gang der Entspannung zwischen Ost und West um des Wohles der Völker und Menschen 
willen. 


Der Vorgang der gemeinsamen Erklärung ist äußerst bedeutsam. Er signalisiert 
einen neuen Anfang im Miteinander der deutschen Kirchen: man kann wieder 
gemeinsame Erklärungen abgeben. Der letzte von den Kirchen in Ost und West 
gemeinsam verantwortete Text war die Studie „Friedensaufgaben der Deut- 
schen“172, Fast zehn Jahre war es den Kirchen dann nicht mehr möglich gewe- 
sen, sich mit einem gemeinsamen Wort an die Öffentlichkeit zu wenden. Am 
8. Dezember 1977 ist dies geschehen. Natürlich drängt sich die Frage auf, ob 
die gemeinsame Erklärung eine Ausnahme bleiben wird oder ob mit ihr ein 
neuer Anfang gesetzt worden ist. Die Antwort auf die Frage wird nicht nur 
davon abhängen, ob die Politiker der DDR dies zulassen oder nicht. Zunächst 
muß sich erweisen, ob Gemeinsamkeiten in Erklärungen dem kirchlichen Auf- 
trag dienlich sind oder ob die theologischen Voraussetzungen für ein gemein- 
sames Reden noch so ohne weiteres gegeben sind, wie in den Jahren vor 1969. 
Es kann nicht übersehen werden, daß sich die Kirchen in der DDR und in der 
Bundesrepublik 1969 nicht nur rechtlich voneinander trennten. Sie begannen 
damit zugleich einen Weg zu gehen, der sie auch geistig voneinander entfernte. 
Dies hat sich immer wieder auf den ökumenischen Konferenzen herausgestellt. 
Die Kirchen in der DDR und die Kirchen in der Bundesrepublik reden nicht 
mehr so einmütig wie in den Jahren vor 1969. 


4. KIRCHE IM SOZIALISMUS 
a) Rechtfertigung und Vergewisserung als „Kirche im Sozialismus“ 


Die Stellungnahme der Synode (Görlitz 1977) zum Bericht der Konferenz der Evan- 
gelischen Kirchenleitungen erkennt es als sachgemäß an, daß der die ganze synodale 
Legislaturperiode umfassende Bericht einen Schwerpunkt auf Fragen des gesell- 
schaftlichen Bereiches gelegt hat und dies unter der seit 1971 gängigen Formel 
„Kirche im Sozialismus“. Genau dies entspricht der Wirklichkeit der Kirchen 
in der DDR. Die ganzen Jahre — nun schon seit 1971 — waren immer wieder 
bestimmt vom Nachdenken darüber, wie eine Kirche im Sozialismus ihren Ver- 
kündigungsauftrag wahrnehmen und ob und in welchem Maße sie dabei eine 
Loyalität zu einem Staat durchhalten kann, der sich ideologisch auf den Atheis- 
mus festgelegt hat. Der Gegensatz von Christentum und atheistischem Sozialis- 
mus bleibt unaufhebbar und muß in seinem spannungsvollen Mit- und Neben- 
einander ausgehalten werden. Es wäre utopisch, davon auszugehen, daß die 
Suche nach einer richtigen Antwort auf die Frage, wie der Standort der Kirche 

172. Vorgelegt von der Kammer für öffentliche Verantwortung im März 1968. Im Vor- 
wort wird die Zusammenarbeit der Christen in beiden Teilen Deutschlands bei der Erar- 


beitung des Textes erwähnt. Die Studie ist veröffentlicht in: Die Denkschriften der EKD, 
Bd. 1/2, Gütersloh 1978, S. 15ff. 
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im Sozialismus zu bestimmen ist, zu einem bündigen und fertigen Ergebnis 
führen kann. Die Frage wird die Kirchen in der DDR auch weiter begleiten. 
Dies wird von den Kirchenmännern in der DDR klar erkannt und ausgespro- 
chen !”} 


I. Die Formel „Kirche im Sozialismus“ im Spannungsfeld zwischen 
Staat und Kirche 


Nicht nur die Kirche, auch der Staat deutet die Formel von der „Kirche im 
Sozialismus“ und bringt dabei selbstverständlich seine Interessen ins Spiel, die 
sich deutlich von den kirchlichen Interessen abheben. Beide Seiten also, Staat 
und Kirche, sind bemüht, der Formel inhaltlich ihre Prägung zu geben. Ein Aus- 
gleich der gegenläufigen Auslegungen zeichnet sich nicht ab; dies kann auch 
wohl nicht anders sein. Für den Staat kommt alles darauf an, daß das Wort 
„Sozialismus“ in der Formel parteipolitisch konform interpretiert wird. „Kein 
anderer Sozialismus“ — das ist die Forderung des Staates!”*, die jede Diskussion 
über verschiedene Spielarten von Sozialismus ausschließen soll. Der Christ darf 
für sein gesellschaftliches Engagement seinen Glauben als Gesinnungsimpuls ein- 
bringen; für das konkrete Handeln im politischen und gesellschaftlichen Bereich 
bleibt die sozialistische Gesellschaftslehre inhaltlich normativ und zwar in der 
Auslegung durch die Partei. 

Die Kirche geht anders an die Auslegung der Formel heran. Sie will sicher- 
stellen, daß Kirche auch im Sozialismus unverfälscht Kirche bleibt. Dies hat Bi- 
schof Fränkel auf der Synode seiner Görlitzer Kirche (März 1977) veranlaßt, die 
Frage zu stellen, ob die Formel klar genug zu erkennen gibt, daß Kirche eben 
auch als Kirche im Sozialismus Kirche sein will. Und er interpretiert die For- 
mel dann so: „Kirche nicht gegen den Sozialismus, sondern im Sozialismus, 
aber nicht unter ihm und nicht in seinem Geist.‘““1”° „Kein anderer Sozialis- 
mus“ — diese Forderung stößt bei der Auslegung der Formel auf die andere 
Losung: „Keine andere Kirche“ und ‚kein anderes Evangelium“. 

Die verschiedenen Ausgangspunkte sind natürlich nicht auf einen Nenner zu 
bringen. Die Gegensätzlichkeit der Standpunkte tritt am Klarsten zutage, wenn 
es um Fragen der Loyalität der Christen und Kirchen zum Staat und um Mög- 
lichkeit und Ausmaß der Kritik von Christen und Kirchen an gesellschaftlichen 
Zuständen geht. Der Staat erwartet von den Kirchen eine „allseitige Loyalität 


173. So stellt z.B. der oben abgedruckte Bericht der Magdeburger KL zur Selbstverbren- 
nung des Pfarrer O. Brüsewitz fest: „Die Frage, wie wir Kirche im Sozialismus sein können, 
ist noch keineswegs so klar beantwortet, wie die in Eisenach gefundene Formulierung es 
vermuten läßt“ (epd-Dok 38/77, S. 19). Christoph Hinz nennt „Kirche im Sozialismus“ 
eine „Arbeitsformel‘“, die immer „neuer Deutung und Bewährung bedarf“ (in einem nicht 
veröffentlichten Teil des Referates ‚„‚Wiederentdeckung der Gemeinschaft der Kirchen: Kon- 
ziliarität — der Weg nach vorne?‘ (vgl. Anmerkung Nr. 106). 

174. Vgl. Propst Dr. Heino Falcke (Erfurt): Zwei-Reiche-Lehre heute, in: Luth. Rundsch. 
1777, 82. 2711.7033). 

175. Bericht auf der Tagung der Synode der Evangelischen Kirche des Görlitzer Kirchen- 
gebietes vom 25. bis 28.3.1977 in: epd-Dok 17/77, S. 43ff. (48). 
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gegenüber der DDR und ihrer Politik“. Das ist die von den Kirchen zu fordernde 
„Konstante“. Die „Konstante“ in der Haltung des Staates liegt demgegenüber 
„in der Gewährleistung der freien Religionsausübung, in der Entwicklung ver- 
trauensvoller Beziehungen von Staat und Kirche (und) in der Förderung all des- 
sen, was unter dem Begriff des Engagements für Frieden und sozialen Fortschritt 
zusammenzufassen ist.‘ Wenn an diesen zwei „Konstanten“ nicht gerüttelt wird, 
„dann wird es ... eine gedeihliche, ja schöpferische und konstruktive Entwick- 
lung der Beziehungen der evangelischen Kirchen zu unserem sozialistischen Staat 
geben“ 176, Die Frage nach möglicher Kritik der Kirchen wird so beurteilt: „Den 
Grundzügen des Sozialismus ist mit individueller, ahistorischer oder destruktiver 
Kritik nicht gedient. Das sozialistische System hat ... Selbstkritik, konstruktive 
Kritik (als) eine ihm immanente Methode.“ 177 Das sind einige Beispiele aus einer 
Fülle ähnlicher Aussagen von Staat und Partei. Was der Staat von den Kirchen 
erwartet, ist klar; welche Freiheiten er ihnen nicht einräumen will, ist ebenso 
eindeutig. Die Sorge von Bischof Fränkel ist berechtigt. Läßt die Formel deut- 
lich genug erkennen, daß die Kirchen auch im Sozialismus Kirchen bleiben wol- 
len? 


II. Der kirchliche Umgang mit der Formel „Kirche im Sozialismus“ 


Sehr früh haben die Kirchen in der DDR erkannt, daß die Definition der For- 
mel „Kirche im Sozialismus‘‘ offen bleiben muß. Der Umgang mit ihr sollte 
sich mehr im praktischen Vollzug bewähren als in theoretischen Überlegungen. 
In diesem Zusammenhang wurde auch von Anfang an der prozessuale Charakter 
der Formel betont, der eine abgeschlossene Definition gar nicht zuläßt, da die 
politische und geseilschaftliche Wirklichkeit von gestern mit der von heute und 
morgen nicht übereinstimmt. Dennoch gibt es inzwischen eine ganze Reihe von 
Versuchen, die Formel zu erläutern und damit zugleich das Modell einer Kirche 
im Sozialismus verständlich zu machen. Für solche Versuche gab es ein inner- 
kirchliches und ein ökumenisches Bedürfnis. Natürlich war und bleibt es not- 
wendig, den Gemeinden und Christen im eigenen Lande deutlich zu machen, 
wie man konkret als Christ und Kirche im Sozialismus leben kann. Daneben 
aber sahen sich die Vertreter der DDR-Kirchen auf ökumenischen Tagungen ver- 
mehr Fragen nach dem Kirche-Sein in der DDR ausgesetzt, die sie beantworten 
mußten und auch gerne wollten. So gibt es verschiedene Beiträge in Referaten 
und Vorträgen, die für die Ökumene das Modell einer Kirche im Sozialismus 
erklären. Besonders diese Beiträge geben einen Gesamtüberblick über den Weg 
der Kirchen in der DDR seit der Gründung des Bundes und bemühen sich um 
eine Sprache, die es auch Hörern und Lesern aus nichtsozialistischen Ländern 
möglich macht, die Probleme zu begreifen. 


176. Günther Wirth (Chefredakteur der Monatsschrift „Standpunkt“ und Mitglied des 
Hauptvorstandes der CDU/DDR): „Zwei Konstanten“, in: Standpunkt, Heft 11/76 — ab- 
gedruckt in: epd-Dok 12/77, S. 57ff. 

177. Karoly Toth: Antwort auf einige Fragen an den Generalsekretär der CFK, in: Junge 
Kirche 3/77. 


500 


(1) „Kirche im Sozialismus“ — Teil 2 des Berichtes der Konferenz aus der 
Synode in Görlitz 197718, 
Der in anderem Zusammenhang abgedruckte Bericht verdient an dieser Stelle 
eine besondere Erwähnung. Zum ersten Mal hat sich die Konferenz in so grund- 
sätzlicher Weise mit der Frage „Kirche im Sozialismus“ auseinandergesetzt. Das 
beginnt mit dem Nachdenken über Sinn und Zweck der Formel und zeigt dann 
am konkreten Fall, wie Kirche und Staat in der DDR miteinander umgegangen 
sind. Es werden Möglichkeiten der Zusammenarbeit ebenso sichtbar wie ihre 
Grenzen und die Spannungen, die sich aus dem ideologischen Gegensatz von Mar- 
xismus-Leninismus (M.L.) und Christentum ergeben. 


(2) Arbeitsergebnisse des Ausschusses „Kirche und Gesellschaft‘: Überlegun- 
gen zu den Fragen der 2. Tagung der II. Synode des Bundes”. 

Das Arbeitsergebnis beantwortet Fragen, die von der Synode des Bundes bereits 

1974 gestellt worden waren. Damals hatte die Synode zum Bericht der Konfe- 

renz 80 folgenden Beschluß gefaßt: 


In dem Bericht der Konferenz wird die marxistische Sicht referiert, nach der es unter den 
Bedingungen einer sozialistischen Gesellschaft keinen grundlegenden gesellschaftlichen Ant- 
agonismus zwischen Christen und Marxisten gäbe, der die Mitarbeit der Christen in der 
DDR an der Entwicklung des realen Sozialismus verhindere. 

Im Blick auf diese Aussage bittet die Synode die Konferenz in Verbindung mit dem 
Ausschuß „Kirche und Gesellschaft‘ weiterführende Untersuchungen zu folgenden Fragen 
zu veranlassen: 

Wie wird das Evangelium über die Motivation hinaus für das Engagement von Christen 
im gesellschaftlichen Leben wirksam? 

Wie ist das Verhältnis des christlichen Glaubens zu Ideologien zu bestimmen? 


Die Ausarbeitung geht auf zwei Fragen ein und versucht dabei, eine christliche 
Existenz in der sozialistischen Gemeinschaft zu beschreiben. 


Die Antwort auf die erste Frage nach der Wirksamkeit des Evangeliums im gesellschaft- 
lichen Leben über eine bloße Motivation hinaus stellt zunächst fest, daß es für ein kon- 
kretes Handeln im gesellschaftlichen Bereich keine direkten biblischen Weisungen gibt. Den- 
noch hat das Evangelium „als Impuls und als Norm für verantwortliches Handeln‘ Bedeu- 
tung. Sowohl die gesellschaftspolitischen Ziele als auch die Methoden, die zur Erreichung 
der Ziele eingesetzt werden, müssen aus dem Glauben heraus verantwortbar bleiben. Die 
Arbeit nennt Kriterien für ein Handeln von Christen im gesellschaftlichen Bereich. Die Kri- 
terien werden gewonnen, indem die Trias Glaube — Liebe — Hoffnung auf die gesellschaft- 
liche Situation bezogen wird. Als Kriterien werden genannt: „Unbefangenheit, Öffnung 

von Spielräumen, Brechen von Tabus, Abbau von Vorurteilen, Solidarität, Bereitschaft zur 
Partnerschaft, Eintreten für Schwache, Dienst nicht nur nach Vorschrift, Sachgemäßheit, 
Bereitschaft zu weiterführendem Kompromiß, Ablehnung von Zwangsalternativen, Mut zum 
Risiko, Gemeinschaft trotz Pluralität‘‘. Es wird dann noch versucht, diese Kriterien in ‚„Faust- 
regeln‘‘ konkreter zu beschreiben. Insgesamt bleibt die Beantwortung der ersten Frage wenig 


178.,S.068.53: 

179. Nicht veröffentlicht; das Arbeitsergebnis wurde den Synodalen des Bundes 1976 
übergeben und für am Thema interessierte Gruppen und Einzelpersonen zur Verfügung ge- 
stellt (USB 369/76 [2]). 

180. Der Bericht der Konferenz ist abgedruckt in KJ 1974, S. 431ff. (Teil D, S. A74ff. 
(Teil II), S. S02ff. (Teil ID. 
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überzeugend. Hier werden lauter Selbstverständlichkeiten aneinandergereiht, deren Bezie- 
hung zum Evangelium durchaus nicht klar wird. 


Sehr viel aufschlußreicher (und auch ausführlicher)?’ fällt die Beantwortung der zweiten 
Frage aus (Wie ist das Verhältnis des christlichen Glaubens zur Ideologie zu bestimmen?). 
Einleitend wird das mit der Frage gestellte Thema auf das Verhältnis von Glauben zur 
Ideologie des M. L. in der DDR beschränkt. Diese Beschränkung ermöglicht eine sehr viel 
konkretere Bearbeitung und situationsgerechtere Antwort. In einem weiteren einleitenden 
Punkt wird zwischen „Sozialismus als gesellschaftliche Wirklichkeit und als Ideologie“ un- 
terschieden. Die Ideologie ‚als die offiziell geltende Deutung der geschichtlich-gesellschaft- 
lichen Situation, als ökonomisch-politische Strategie, als ethische Zielsetzung und ‚huma- 
nistische Sinngebung“ ist dabei nur ein Faktor der gesamt-gesellschaftlichen Wirklichkeit 
und steht zu ihr in einem Spannungsverhältnis. Die Frage der Synode wird dann verschärft 
und pointiert aufgenommen so formuliert: 
— „Von der Bundessynode ist jetzt (nach dem) Verhältnis des Glaubens zu dieser Ideolo- 
gie gefragt. Zwar existieren wir in der sozialistischen Gesellschaft, der Ideologie des 
M. L. aber stehen wir so gegenüber, daß weder der Glaube den M. L noch der M. L. 
den Glauben integrieren kann. Im Sozialismus als Ideologie kommen wir nur als ab- 
sterbender Rest kapitalistischer Vergangenheit und der Glaube als falsches Bewußtsein 
vor, mit dem es keine ideologische Koexistenz geben kann. Kommt hier also nur eine 
totale, ideologisch-theologische Konfrontation oder praktische Kooperation von Chri- 
sten und Marxisten bei ideologischer Funkstille bzw. ideologischem Gegenfunk von 
beiden Seiten in Frage? Kann aber Kooperation Hand und Fuß haben, wenn Kopf und 
Herz und Mund gegeneinander arbeiten?“ 

Schärfer kann man das Problem, vor dem die Kirchen in der DDR stehen und das auch 
in der Formel ‚Kirche im Sozialismus‘‘ angelegt ist, kaum noch kennzeichnen. Auf die so 
gestellte Frage gibt das Arbeitsergebnis drei Antworten, die im einzelnen ausführlich darge- 
stellt und begründet werden: 

„Weder totale Konfrontation noch partielle Identifikation, sondern dialektische Bezie- 

hung“ (Abschnitt 2). 

„Der kritische Umgang des Glaubens mit der Ideologie“ (Abschnitt 3). 

„Der lernbereite Umgang des Glaubens mit der Ideologie‘ (Abschnitt 4). 

Der Ausschuß hat es sich mit den Antworten wahrhaft nicht leicht gemacht. Die präzis 
und ohne jede Beschönigung oder Verharmlosung dargestellte Ideologie des M. L. mit 
ihrem Anspruch auf „Letztgültigkeit, Universalität und Totalität‘“ scheint eine ‚‚antithe- 
tische“ oder „antagonistische‘‘ Antwort des Glaubens geradezu herauszufordern, eine Kon- 
frontation zwischen Glaube und Ideologie unausweichlich zu machen. Dieser scheinbar 
zwingenden Folgerung werden drei Einwendungen entgegengestellt: 1. die ökonomischen, 
soziologischen und politischen Thesen des M. L. können auch für den diskutabel sein, der 
die Ideologie (atheistische Religionskritik, materialistische Philosophie u.a.) nicht akzep- 
tiert. 2. Politik handelt nie ausschließlich nach Kriterien politischer Vernunft; weltanschau- 
liche Überzeugungen sind immer mit dabei; „eine ideologielose gesellschaftliche Existenz“ 
gibt es nicht, auch wenn „die Ideologie oft nur verdeckt und verdrängt wirksam ist“. 

3. Der christliche Glaube würde verfälscht, wenn er „seinerseits eine Antiideologie auf- 
bauen wollte, sei es die eines Antikommunismus, sei es die eines christlichen Sozialismus“. 
Der so begründeten Ablehnung einer „totalen Konfrontation“ bzw. einer „Antiideologie“ 
folgt eine Auseinandersetzung mit der von der CDU/DDR vertretenen These: Übernahme 
der m. 1. Gesellschaftswissenschaften in der Auslegung und Anwendung durch die führende 
Partei (SED) bei gleichzeitiger Ausklammerung der philosophischen und atheistischen Prä- 
missen. Sozialistisch formuliert: „‚keine ideologische Koexistenz, aber praktische Koopera- 
tion“. Die konsequente Anwendung dieser Auffassung würde dazu führen, daß Christen 
im gesellschaftlichen Bereich keine eigenen Vorstellungen einzubringen hätten, nicht ein- 
mal „relativ autonom‘ wären. Es wird daran erinnert, daß diese Position theologisch ge- 
legentlich mit einer vereinfachten und darum falschen „Lehre von den beiden Reichen“ 


181. Die erste Frage ist auf 4, die zweite auf 20 Seiten abgehandelt. 
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begründet wird. Die Position wird als „partielle Identifikation“ mit dem M. L. bezeich- 
net und ebenso wie die Konfrontation verworfen. Für möglich und notwendig wird schließ- 
lich eine dialektische Beziehung des Glaubens zur Ideologie des M. L. in der DDR heraus- 
gestellt. Das ist die Lösung, die die Ausarbeitung für die christliche Existenz in der sozia- 
listischen Gesellschaft anbietet: 
„Als Ergebnis der bisherigen Überlegungen halten wir fest: das Verhältnis des christ- 
lichen Glaubens zur m. 1. Ideologie ist weder als eine totale Konfrontation noch als 
eine partielle Identifikation beschreibbar. Der christliche Glaube kann sich also weder 
in die Formel einer ideologischen Nichtkoexistenz bei praktischer Kooperation noch 
in die Forderung der Parteilichkeit bei Ausklammerung der philosophisch-theologischen 
Gegensätzlichkeit einpassen. Das Verhältnis des christlichen Glaubens zur Ideologie des 
M.L. ist ein dialektisches. Zustimmung und Zurückweisung, lernbereites Aufnehmen 
und kritisches Prüfen, aufgeschlossenes Sich-befragen-lassen und freimütiges kritisches 
Fragen sind hier stets in Tateinheit zu praktizieren.“ 

Die folgenden Abschnitte (3. und 4.) beschreiben das dialektische Verhältnis von Glau- 
ben und Ideologie in seiner kritischen (Abschnitt 3.) und in seiner positiven (Abschnitt 4.) 
Funktion. Für den kritischen Umgang des Glaubens mit der Ideologie greift die Ausarbei- 
tung auf theologische Konzepte des kritischen Denkens zurück: Selbstkritik, historische 
Kritik, empirische Kritik, theologische Kritik. Die theoretischen Überlegungen sind ebenso 
gründlich wie überzeugend, die jeweiligen Konkretionen beeindruckend. Zur empirischen 
Kritik wird z.B. ausgeführt: 

„Die Kirche steht unter dem Wort Jesu: ‚An ihren Früchten sollt ihr sie erkennen!‘ 
(Matth. 7,20). Sie muß also ihre gegenwärtige Wirklichkeit empirisch-kritisch prüfen ...“ 


„Empirisch-kritisch ist auch mit der m.l. Ideologie in der sozialistischen Gesellschaft 
umzugehen.‘ Die Ideologie hat als Ziel herausgestellt, daß der Staat in einer kommu- 
nistischen Gesellschaft überflüssig wird und darum abstirbt. „Auch wenn man diese 
Zielsetzung für utopisch hält, ist diese Intention und damit das Kriterium festzuhalten. 
Es bewahrt Herrschaft davor, zum Selbstzweck zu werden. Es schärft ein, daß der So- 
zialismus um des Menschen willen da ist und nicht der Mensch um des Sozialismus wil- 
len. Es behaftet Staats- und Parteiapparat bei ihren Dienstfunktionen, wobei dienen 
heißt, sich selbst überflüssig machen und also den anderen nicht in die Rolle des von 
diesem Dienst Abhängigen festhalten, sondern ihm zur Selbständigkeit, Unabhängig- 
keit und Mündigkeit verhelfen. 

Empirische Kritik analysiert und prüft gesellschaftliche Wirklichkeit unter diesem Kri- 
terium. Sie wird aufzudecken haben, wo die m. 1. Ideologie zur Selbstbestätigung und 
Selbsterhaltung der herrschenden Instanzen und ihrer Abschirmung von Kritik gebraucht 
wird. Es wird ein Indiz für die Bereitschaft des Staates zum Absterben sein, ob er sol- 
che Kritik zuläßt und anregt oder domestiziert und unterdrückt. In diesem Zusammen- 
hang ist auch die Klassenkampflehre empirisch-kritisch zu prüfen. Der Klassenkampf 
und die geforderte Parteilichkeit in ihm hatten ihre Rechtfertigung ursprünglich darin, 
daß dieser Kampf um die Befreiung der Unterdrückten und Ausgebeuteten geführt wur- 
de und zur Aufhebung der Klassengesellschaft überhaupt führen sollte. Nach der Ok- 
tober-Revolution und dem Aufbau des Sozialismus in der SU wandelte sich der Klassen- 
kampf in eine zwischenstaatliche Auseinandersetzung und entwickelte sich zum welt- 
politischen Machtkampf zwischen imperialistischer und sozialistischer Welt. Auch jetzt 
ist seine programmatische Zielsetzung die Befreiung der Unterdrückten von Ausbeutung, 
Imperialismus und Kolonialismus; die erste Forderung im Klassenkampf aber geht jetzt 
auf Stärkung des sozialistischen Staates und des sozialistischen Lagers und auf Partei- 
nahme für die Partei der Arbeiterklasse. Auch hier wird empirische Kritik prüfen müssen, 
ob die ursprüngliche Motivation und Intention der Klassenkampflehre durchgehalten 
wird oder ihre moralische Motivation und Zukunftsvision jetzt anderen Interessen 
dienstbar gemacht wird. Empirisch-kritisch sind auch andere ideologische Grundsätze 
zu prüfen. So wäre bei dem Grundsatz ‚jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach sei- 
nen Leistungen‘ zu fragen, wer nach welchen Kriterien eigentlich festlegt, wie hoch 
die Leistung zu bewerten ist, welche Unterschiede in der Gesellschaft sich daraus er- 
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geben und welche politischen Notwendigkeiten oder real herrschenden Wertmaßstäbe 
sich darin spiegeln. Empirisch-kritisch wird ebenfalls zu prüfen sein, welche Chancen 
und Schwierigkeiten unser sozialistisches Gesellschafts- und Wirtschaftsmodell für die 
Lösung neu auftauchender Probleme bietet. Hier ist z.B. an das Modell der friedlichen 
Koexistenz in einer Welt wachsender politischer und wirtschaftlicher Interdependenz 
zu denken oder auch an die Möglichkeiten sozialistischer Planwirtschaft angesichts des 
ökologischen Problems und der Wachstumsgrenzen.‘“ j 

Auch die positive Entfaltung des dialektischen Verhältnisses des Glaubens zur Ideologie 
(Abschnitt 4.) enthält Gedanken und konkrete Aussagen, die für Christen in der DDR durch- 
aus hilfreich sein können, sich in ihrem Staat und in ihrer Gesellschaft zurechtzufinden. 
Wichtig sind schon die einleitenden Sätze: 

„Der kritische Umgang mit der Ideologie des M. L. geschieht nicht um der Abgrenzung 
willen, sondern unter der Leitfrage, was der Christ bei seinem Versuch der Orientierung 
und des Glaubensgehorsams aus dieser Ideologie aufgreifen oder mit Marxisten gemein- 
sam vertreten kann. In der Verantwortung für die Welt und ihre Zukunft hat nicht das 
Aufspüren von Bekenntnisalternativen, sondern die Suche nach Kooperationsmöglich- 
keiten den Vorrang. Auch die Ideologiekritik, die der christliche Glaube übt und der 
sich selbst stellt, will zur besseren Wahrnehmung der Verantwortung für unsere Welt 
dienen.“ 

Der Abschnitt nimmt dann Bezug auf eine Reihe von Arbeiten, die sich in der DDR seit 
der Gründung des Bundes mit Einsichten und Meinungen des M. L. theologisch und kritisch 
auseinandergesetzt haben. In ihnen wird deutlich, daß sich Christen und Kirchen lernbe- 
reit gezeigt haben, den M. L. nicht einfach links liegenließen. Sie haben sich immer wieder 
der Frage gestellt, was von dem m. |. Thesen oder Intentionen kirchlich aufgenommen wer- 
den kann und wie sie theologisch zu bewerten sind. In einer Zusammenfassung wird dar- 
gestellt, wie in den genannten Arbeiten die ideologischen Themen aufgearbeitet und theo- 
logisch reflektiert worden sind: 

„Die verschiedenen (Arbeiten) lassen — freilich in unterschiedlicher Deutlichkeit — er- 
kennen, daß bei der Aufnahme ideologischer Thesen und Intentionen drei Ebenen zu 
unterscheiden sind. Einmal geht es um die Ebene der anthropologisch-ethischen Grund- 
entscheidungen und Zwecksetzungen, also um das Menschenbild und die ihm entspre- 
chenden Zielentwürfe der wahrhaft menschlichen Gesellschaft. Hier stellen sich Fragen 
wie zum Beispiel nach dem Selbstverständnis von Individuum und Gesellschaft oder 
nach der Bedeutung der Arbeit für das Menschsein des Menschen. 

Hier gibt es tiefgehende Unterschiede, aber auch weitreichende Übereinstimmungen. 
Hier ist theologische Erkenntnis von ihren Voraussetzungen her direkt kompetent. Das 
Ja und das Nein, das der Glaube hier spricht, hat Bekenntnischarakter. 

Es gibt weiter die Ebene der Mittel und Methoden zur Verwirklichung des als wahr und 
gut Erkannten. Hier geht es um Fragen wie die, ob die Vergesellschaftung der Produk- 
tionsmittel, der demokratische Zentralismus, die sozialistische Planwirtschaft oder das 
sozialistische Recht die angemessenen, geeigneten und ausreichenden Mittel sind, um 
Menschlichkeit als Mitmenschlichkeit zu gewinnen, die Selbstentfremdung der Arbeit 
aufzugeben und soziale Gerechtigkeit zu verwirklichen. In dieser Frage hat der Sach- 
verstand das erste Wort. Hier sind die Erfahrungswissenschaften kompetent ... die theo- 
logische Erkenntnis und das ethische Engagement des Glaubens sind hier auf das Ge- 
spräch mit dem Sachverstand angewiesen. Der Glaube kann sich keineswegs durch Er- 
klärung seiner Unzuständigkeit aus der Verantwortung für den Gebrauch der Mittel 
herausstehlen. Die Mittel sind ja nicht ethisch indifferent, man denke nur an den Ge- 
brauch von Gewalt und die Methode der Gewaltlosigkeit! Es gibt eine unlösbare Zweck- 
Mittel-Beziehung. Der Zweck heiligt keineswegs alle Mittel und Mittel können den Zweck 
verderben, aber es gibt auch Errungenschaften, die zu bejahen sind, obwohl sie mit frag- 
würdigen Mitteln erreicht wurden. 

Von den Zwecken her ist im Bereich der Mittel auf ihre Angemessenheit zu achten 
und darauf, daß die Mittel nicht unter der Hand zum Zweck werden ... 

Mittel und Methoden sind meist ambivalent. Nutzen muß oft mit einem Schaden er- 
kauft werden, der schwer kalkulierbar ist. Man denke z.B. daran, daß ökonomische 
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und ökologische Werte oft im Widerstreit liegen. Der Wert von Strukturen entschei- 
det sich oft erst im Gebrauch oder Mißbrauch. So können Arbeitskollektive ein we- 
sentlicher Faktor zur Humanisierung der Arbeit sein, den einzelnen fördern und tragen, 
sie können aber auch Instrument des Gesinnungsdrucks werden. 

Alle diese Beispiele zeigen, wie differenziert die Urteilsbildung hier vorgehen muß. 
Hier helfen nicht ideologische oder theologische Pauschalurteile, sondern nur genaue 
Erfahrungswerte und differenzierter Sachverstand. Sachverstand und Zielverstand be- 
dürfen einander, aber sie dürfen nicht verwechselt werden. Entscheidungen im Bereich 
der Mittel sind nicht mit Bekenntnisalternativen gleichzusetzen, aber auch nicht einem 
Pragmatismus zu überlassen, der nach den Zielen und Zwecken nicht mehr fragt. Daß 
die Ebenen der Argumentation sauber unterschieden werden, gehört zu der notwendi- 
gen Sachlichkeit und Versachlichung der Entscheidungen im Bereich der Mittel. 

Auf einer dritten Ebene liegt der Gesichtspunkt der Situationsgerechtigkeit. Hier geht 
es um die Frage des rechten Zeitpunktes, denn jedes Ding hat seine Zeit. Handeln fin- 
det in der Geschichte statt, und da ist zu entscheiden, was jetzt dran ist. Zum Zielver- 
stand und Sachverstand muß der Zeitverstand treten. Wenn wir z.B. an die Werte der 
französischen Revolution, Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit denken, so zeigt sich, 
daß sie nicht gleichzeitig realisierbar sind. Wo die Gleichheit hergestellt und also in 
einer Situation wirtschaftlicher und sozialer Ungleichheit gerechte sozial-ökonomische 
Verhältnisse geschaffen werden sollten, geht das nur unter gleichzeitiger Einschränkung 
von Freiheiten. Wo der freien Entfaltung der einzelnen die Priorität eingeräumt wird, 
entstehen Ungleichheit und Ungerechtigkeit. Es wird also zu entscheiden sein, wann der 
Gerechtigkeit die Priorität vor der Freiheit zu geben ist, wann sich eine durch das Prin- 
zip der sozialistischen Gerechtigkeit bestimmte Gesellschaft größerer Freiheitlichkeit 
öffnen oder eine durch die bürgerlich-liberalen Freiheiten geprägte Gesellschaft mehr 
und bessere Gerechtigkeit verwirklichen muß ...“ 


(3) Arbeitsergebnis „Identität und Pluralität“. 


In diesem Zusammenhang kommt auch dem Beitrag des Theologischen Studienaus- 
schusses des Nationalkomitees des LWB in der DDR ‚Identität und Pluralität“ eine 
besondere Bedeutung zu182, der als Beitrag aus der DDR zur Ekklesiologiestudie 
des LWB erarbeitet und vorgelegt worden ist. Die Reflexionen über das Kirche- 
Sein in der DDR unter den dort gegebenen Bedingungen sind so angelegt, daß 
sie auch für ökumenische Leser verständlich werden. 


Interessant sind die Konsequenzen, die aus der Zwei-Reiche-Lehre für das Verhältnis von 
Kirche und Staat in einer säkularisierten Gesellschaft gezogen werden'®?. Kennzeichen der 
gesellschaftlichen und verfassungsrechtlichen Wirklichkeit in der DDR ist die Trennung 
von Kirche und Staat. „Kirche und Gesellschaft sind auseinandergetreten“. Dabei wird die 
Kirche „in zunelimendem Maße eine Randerscheinung der Gesellschaft“. Die Antwort der 
Kirche auf diese Entwicklung wird als ambivalent beurteilt. Es gibt den Versuch, sich nun 
auf „das Eigentliche‘ zu konzentrieren und sich damit „auf sich selbst zurückzuziehen“. 
Im Kirchenkampf hat „die Konzentration auf den Auftrag der Kirche zu einem vertieften 
Verständnis der biblischen Botschaft geführt‘, sie hat aber auch dem ‚‚Weltbezug des Glau- 
bens““ Abbruch getan. Dann folgt eine These, die angesichts der vom Staat der DDR pro- 
klamierten und von den Kirchen akzeptierten Trennung von Kirche und Staat überrascht: 
„Die totale Trennung der Kirche von der Gesellschaft ist eine soziologische Fiktion, und 
sie ist auch theologisch nicht haltbar; denn sie liegt nicht im Interesse des Sendungsauf- 
trags der Kirche.“ 


182. Siehe oben, Anmerkung 104. Der Beitrag liegt in deutsch als vervielfältigter Text 
vor (106 Seiten). 
183. A.a.O. S. 72ff. des vervielfältigten Textes. 
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Man wird darauf zu achten haben, daß in dieser These nicht Staat und Kirche, sondern 
Gesellschaft und Kirche in Beziehung zueinander gesetzt werden. Die Gesellschaft — das 
sind die Menschen, die in bestimmten sozialen Bezügen und unter bestimmten politischen 
Bedingungen und Organisationsformen leben. Ihnen schuldet die Kirche die Verkündigung 
des Evangeliums. Die Kirche ist in ihrer organisatorischen Gestalt ein Teil der gesellschaft- 
lichen Wirklichkeit und „partizipiert am Kommunikationsgeschehen einer Gesellschaft selbst 
dann, wenn sie sich ausdrücklich aus der Gesellschaft zurückzieht‘. Das ‚‚‚Anders-Sein‘ der 
Kirche, ihre Identität, gründet sich ja nicht in dem Akt einer Abgrenzung von der Gesell- 
schaft, sondern in ihrem ‚In-Christus-Sein‘“. Schon an früherer Stelle der Studie wurden 
Gedanken dieser Art formuliert und bestimmte Folgerungen aus ihnen gezogen. Für die 
äußere Gestalt der Kirche, ihre Ordnung, ihre Organisation, aber auch ihr Zeugnis hat die 
jeweilige Situation prägenden Charakter. Es gibt so etwas wie eine „‚Relevanz der Situation“, 
„deren theologische Wertigkeit noch auszumachen sein wird‘“'®*, Wie konkret die Bedeu- 
tung der gesellschaftlichen Situation für die Ordnung der Kirche werden kann, zeigt die 
Studie am Beispiel der Trennung der Kirchen in der DDR von den Kirchen der EKD. Ord- 
nungen der Kirchen können und sollen auch nicht an „der konkreten gesellschaftlichen 
Situation vorbei entworfen werden“ '®®, 

Wichtiger aber noch wirkt sich die Relevanz der Situation im Bereich von Zeugnis und 
Dienst der Kirche aus. Dies ergibt sich besonders aus der wiederentdeckten „Weltverant- 
wortung“. Mit der neuen „Hinwendung zur Welt“ wird die Kirche in ihrem Zeugnis und 
Dienst von der Welt herausgefordert und in Frage gestellt. Die Studie zeigt dies am Bei- 
spiel von Parteilichkeit und Klassenkampf, die in der DDR ideologisch, aber auch in der 
politischen und gesellschaftlichen Wirklichkeit eine herausragende Rolle spielen. Der fol- 
gende dokumentierte Teil beschreibt die Situation der Kirchen in der DDR: 


1.1.2. Versöhnung und Parteilichkeit — Zur ideologischen Spannung zwischen Kirche 
und Gesellschaft 


In der sozialistischen Gesellschaft trifft der christliche Glaube an die Versöhnung der Welt 
durch Gott in Jesus Christus auf die marxistisch-leninistische Weltanschauung, die Partei- 
lichkeit im Klassenkampf fordert. 

Diese Forderung nötigt die christliche Gemeinde dazu, neu nach ihrer Identität als Kir- 
che Jesu Christi zu fragen und sich auf den ihr gebotenen Dienst der Versöhnung in der 
sozialistischen Gesellschaft zu besinnen. 

1.1.2.1. Allgemeine Zuordnung 

Parteilichkeit ist ein vom Marxismus vorgegebener Begriff. In der Formel von der Par- 
teilichkeit im Klassenkampf ist er ein zentraler Begriff der marxistisch-leninistischen Welt- 
anschauung und bestimmt entscheidend das gesellschaftlich-politische Leben in den so- 
zialistischen Staaten. 

Parteilichkeit ist auch dem christlichen Glauben kein fremder Sachverhalt. Gott wird 
bekannt als ein Gott, der Partei nimmt. Er ist immer ein Gott für ... (den Menschen, Recht 
und Gerechtigkeit) und ein Gott gegen ... (Unrecht und Ungerechtigkeit). Daß er seine 
Sonne über Gute und Böse scheinen läßt, steht dem nicht entgegen, sondern zeigt ihn in 
seiner Parteinahme als den gnädigen Gott. 

Parteilichkeit ist weder für den Marxismus noch für den christlichen Glauben Selbst- 
zweck. Sie ist vielmehr als ein funktionaler Wert und darum immer nur im Zusammen- 
hang ihres Grundes und Zieles zu verstehen. 

Für den Marxisten zielt Parteilichkeit auf die Errichtung der klassenlosen Gesellschaft, 
in der der Mensch als gesellschaftliches Wesen zu sich selbst findet und in der zugleich 
eine moralische Erneuerung des Menschen stattfindet. 

Sie hat ihren Grund in der Marx’schen Erkenntnis der Geschichte als Geschichte von 
Klassenkämpfen. Daraus ergibt sich die objektive Klassengebundenheit alles menschlichen 


184. A.a.0. S. 9. 
VSSEAR.OESTE 
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Denkens, Fühlens und Wollens. In diesem Zusammenhang meint Parteilichkeit die bewußte 
Einheit von politischem und methodisch-wissenschaftlichem Handlungsprinzip und gefühls- 
mäßiger Klassensolidarität. 

Für den Christen zielt der mit Parteilichkeit gemeinte Sachverhalt auf das Kommen des 
Reiches Gottes; das verheißen ist. Für ihn liegt der Grund im Glauben an die geschehene 
Versöhnung der Welt durch Gott in Jesus Christus, in der Befreiung aus Knechtschaft und 
Sünde zur Freiheit für Liebe, Recht und Gerechtigkeit. In diesem Zusammenhang meint 
Parteilichkeit die konkrete Parteinahme gegen Lieblosigkeit und Unrecht für die Recht- 
losen und Ungeliebten, meint Zeugnis von der in Christus geschehenen Versöhnung, das 
in Tat und Wort zu opferbereiter Liebe ermutigt. 

1.1.2.2. Parteilichkeit im Klassenkampf 

(1) Grundbedeutungen des Begriffs Parteilichkeit 
Parteilichkeit (P) im weiteren Sinne meint die objektive Klassengebundenheit alles mensch- 
lichen Denkens, Fühlens und Wollens, unabhängig davon, ob sie bewußt wird oder nicht. 
Einen neutralen überparteilichen Standpunkt gibt es nicht. Sogenannte Parteilosigkeit in 
der bürgerlichen Gesellschaft ist nach Lenin „nur ein heuchlerischer ... Ausdruck der Zuge- 
hörigkeit zur Partei der Satten, ... der Herrschenden, ... der Ausbeuter“. 

P als objektiver Sachverhalt wird durch den Marxismus-Leninismus ins Bewußtsein ge- 
hoben und als methodisches Prinzip wissenschaftlicher Arbeit und Theoriebildung frucht- 
bar gemacht. Ausgehend von der Voraussetzung, daß ‚die Interessen und Ziele der Arbeiter- 
klasse in Übereinstimmung stehen mit dem objektiven Entwicklungsgang der Geschichte“, 
muß dann auch konsequent, d.h. in allen Bereichen von den Interessen und Zielen der Ar- 
beiterklasse her bzw. auf sie hin gedacht werden. 

Der volle Begriff P ist erreicht in der Einheit von gefühlsmäßiger Klassensolidarität und 
der durch methodische P geleiteten wissenschaftlichen Erkenntnis und politischen Über- 
zeugung. Die Prinzipien wissenschaftlicher Weltanschauung müssen „zu gefühlsmäßigen 
Überzeugungen werden, von denen sich der Mensch in seiner täglichen Arbeit freiwillig 
leiten läßt‘. P wird damit zu einer Grundbestimmung marxistisch-leninistischer Überzeu- 
gung. 

(2) Parteilichkeit als Handlungsprinzip 

P in der Klassengesellschaft meint aktive Beteiligung am Klassenkampf in bewußter Über- 
einstimmung mit der vom historischen Materialismus gewonnenen Erkenntnis des Verlaufs 
der geschichtlichen Entwicklung. Sie ist Kampf für Beseitigung der Ausbeutung von Men- 
schen durch Menschen und für die Aufhebung der Selbstentfremdung des Menschen in 
der Klassengesellschaft. 

P nach dem Sieg der sozialistischen Revolution meint aktive Teilnahme an der verän- 
derten Form des Klassenkampfes in der Übergangsperiode vom Kapitalismus zum Sozialis- 
mus. Sie ist Kampf gegen den Widerstand der Kräfte/Traditionen der alten Gesellschaft, ge- 
gen Einflüsse anderer, kapitalistischer Staaten, für die Festigung der politischen Macht der 
Arbeiterklasse (Diktatur des Proletariats), für die Entwicklung sozialistischer Demokratie, 
Kultur und Moral. P in der gegenwärtigen Auseinandersetzung zwischen sozialistischem und 
kapitalistischem Weltsystem meint die aktive Beteiligung am internationalen Klassenkampf 
auf der Basis des proletarischen Internationalisraus. Sie ist Kampf gegen den Imperialismus, 
für die Einheit und Stärkung der sozialistischen Staatengemeinschaft und aller friedlieben- 
den Kräfte in den kapitalistischen Staaten. 

P erweist sich in der Anerkennung der Führungsrolle der Partei der Arbeiterklasse, die be- 
wußt auf den wissenschaftlichen Kommunismus gegründet ist und über die revolutionäre 
Theorie zur Durchführung der sozialistischen Revolution und zur Gestaltung der sozialisti- 
schen Gesellschaft verfügt. 

(3) Parteilichkeit als konkret-praktische Parteinahme 
Parteinahme bezieht sich auf die konkrete gesellschaftliche Praxis. Sie wird — auch ohne 
Übernahme aller ideologischen Voraussetzungen des marxistisch-leninistischen Verständ- 
nisses von P — in der sozialistischen Gesellschaft von jedem Staatsbürger verlangt. 

Der Vollzug praktisch-konkreter Parteinahme schafft Solidarität der Parteinehmenden 
und setzt darin ein Mindestmaß an Übereinstimmung hinsichtlich des angestrebten Zieles 
voraus. 
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Eine möglichst weitgehende Übereinstimmung aller Staatsbürger hinsichtlich der Aufga- 
ben und Zielstellungen der sozialistischen Gesellschaft wird in der Bewußtseinsbildung 
(Erziehung, Propaganda) durch den Staat zu erreichen versucht. Gemäß der Verfassung 
soll jedoch kein weltanschaulicher Zwang ausgeübt werden. 

1.1.2.3. Die Versöhnung der Welt 

Die Rede von der Versöhnung der Welt durch die freischenkende Gnade Gottes (Recht- 
fertigung) weist auf das Zentrum der christlichen Botschaft hin und bezeugt das escha- 
tologische Heil (Reich Gottes) als Sinn und Ziel menschlicher Geschichte. 

Dem Kommen des Reiches Gottes dienen Christen in ihrem ganzen Leben. Paulus be- 
schreibt mit dem Wort „Versöhnung“ Gottes heilschaffendes Handeln als Überwindung 
der Feindschaft im umfassenden Sinne, das heißt des Widerspruchs des Menschen gegen 
seine ursprüngliche Bestimmung zum Menschsein. Gottes versöhnendes Handeln kommt 
im Glauben, im „Sichversöhnenlassen“ an sein Ziel (Röm. 5,11; 2.Kor. 5,20). 

Dabei ist die Erneuerung des Verhältnisses zwischen Gott und Mensch im Glauben zwar 
die Voraussetzung des christlichen Lebens, kann jedoch nicht als isoliertes, für sich be- 
deutsames Geschehen von ihren konkreten Lebensfolgen abgelöst werden. 

Paulus versteht Gottes heilschaffendes Tun als Erweis seiner schenkenden Gerechtigkeit. 
Die Befreiung vom Zwang des Gesetzes und der Macht der Sünde ist zugleich Befreiung 
zum neuen Leben in versöhnungsbereitem Dasein für andere. 

Paulus versteht Gottes Versöhnungstat welt- und menschheitsgeschichtlich (Röm. 8,18; 
11,15; 2.Kor. 5,19). Daher ist Gottes Versöhnungstat in einem inneren Zusammenhang 
mit dem Kommen des Reiches Gottes zu sehen (vgl. Röm. 14,17-19). 

In den Evangelien kommt der gleiche Sachverhalt als Erweis der vergebenden Barmher- 
zigkeit Gottes zur Sprache, die den Empfänger gleichfalls zur Barmherzigkeit seinem be- 
dürftigen Nächsten gegenüber verpflichtet, wodurch Gottesliebe und Menschenliebe (Doppel- 
gebot der Liebe) unlösbar zusammengebunden werden. 

Die Erfahrung der Güte Gottes führt notwendig zu einem neuen Verhalten in den sozialen 
Beziehungen (Bergpredigt). Zu diesem Verhalten gehört wesentlich als Praxis des „Trachtens 
nach dem Reiche Gottes‘ die Versöhnungsbereitschaft (Mt. 5,24); der Verzicht auf gewalt- 
same Vergeltung (5,39); das Friedenstiften (5,9); eine über alle Gruppengrenzen hinaus- 
drängende Liebe (5,44f.). Das Verhalten Jesu, sein Eintreten für die Notleidenden, Recht- 
losen und Unterdrückten in der Gesellschaft, ist tätiges Zeugnis der versöhnenden Gnade 
Gottes und darin zugleich Aufforderung und Ermutigung zur Nachfolge. 

Durch Jesu Verkündigung vom Kommen des Reiches Gottes, worin die alttestamentlichen 
Schalom-Verheißungen aufgenommen sind, wird der geschichtliche Charakter der Versöh- 
nung verständlich. Der Glaubende wird in den geschichtlich offenen Prozeß der Heilsver- 
wirklichung hineingestellt, welche die soziale Rechtsverwirklichung einschließt. 

Versöhnung als theologischer Begriff meint im Zusammenhang des neutestamentlichen 
Zeugnisses die Zurechtbringung eines anderen (des Menschen) und seine Veränderung 
durch Gottes liebende Hingabe in Christus. 

Gottes versöhnendes Wirken gilt nach dem Neuen Testament der Welt, d.h. der gesam- 
ten Menschheit. Es kann daher nur als künftige Überwindung und Beseitigung aller durch 
Menschen verursachten Feindschaft geglaubt und tätig verkündigt werden. Dabei wird die 
Gemeinde in Tat und Wort zu opferbereiter Liebe ermutigen und sich besonders der Lei- 
denden, Rechtlosen und Unterdrückten annehmen müssen. 

1.1.2.4. Parteilichkeit als Herausforderung an die Gemeinde 

Die christliche Gemeinde ist angesichts der marxistisch-leninistischen Parteilichkeitsfor- 
derung nach ihrem Standort in den politisch-gesellschaftlichen Auseinandersetzungen ge- 
fragt. Entspricht ihre Verkündigung und ihr Dienst der Versöhnung dem verpflichtenden 
Ruf des Evangeliums, für Gerechtigkeit und Frieden in den konkreten gesellschaftlichen 
Verhältnissen einzutreten? Die Neubesinnung der christlichen Gemeinde auf den ihr ge- 
Be Dienst der Versöhnung muß dabei von den ihr eigenen Voraussetzungen her ge- 
schehen. 

(1) Kritische Selbstbesinnung der Gemeinde 

Die christliche Gemeinde wird ihre eigene Vergangenheit neu bedenken müssen. Sie hat 
sich in der Auseinandersetzung mit dem aufkommenden Sozialismus weithin in Fronten 
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einreihen lassen bzw. klassenbedingte Positionen bezogen, die vom Evangelium her nicht 
gerechtfertigt sind. (‚Wir sind in die Irre gegangen, als wir begannen, eine „christliche Front‘ 
aufzurichten gegenüber notwendig gewordenen Neuordnungen im gesellschaftlichen Leben 
der Menschen ... Wir haben die christliche Freiheit verraten, die uns erlaubt und gebietet, 
Lebensformen abzuändern, wo das Zusammenleben der Menschen solche Wandlung erfor- 
dert.‘‘ Darmstädter Bruderratswort 1947.) 

Christliche Gemeinde wird heute neu lernen müssen, daß sie angesichts der dringenden 
politischen Probleme und Aufgaben der Gegenwart nicht in vermeintlicher „Überparteilich- 
keit“ existieren kann. Sie kann sich nicht länger der Erkenntnis verschließen, 

1. daß sie auch dort, wo sie sich vermeintlich neutral verhält, faktisch eine politische 
Stellung einnimmt; 

2. daß sie im gesellschaftlichen Leben nicht hilfreich wirksam werden kann ohne kon- 
krete Parteinahme im politischen Raum; 

3. daß sie sich von der fällig werdenden Parteinahme weder aus Furcht vor dem „Ver- 
NETEUR noch aus Furcht vor Benachteiligung und Verfolgung abhalten lassen 

art, 

4. daß sie jederzeit in der Versuchung steht, sich in ihrer Parteinahme den Mächtigen 
anzuschließen und nicht vielmehr für die Ohnmächtigen einzutreten. 

Christliche Gemeinde muß lernen, daß zur Wahrnehmung gesellschaftlicher und politischer 
Verantwortung gründliche wissenschaftliche Sachkenntnis gehört. 

l. Sie kann diese gebotene Sachkenntnis nicht durch eine Lehre von den „‚Schöpfungs- 
ordnungen“ ersetzen. 

2. Es kann auch nicht ihre Aufgabe sein, gesellschaftswissenschaftliche Forschungsergeb- 
nisse durch eine eigene „christliche Gesellschaftstheorie‘‘ zu überspielen. 

3. Wenn „die Kirchen die Gesellschaft konstruktiv kritisieren wollen, müssen sie in erster 
Linie wissen, wovon sie reden. Sie müssen wissen, was die Gesellschaft weiß, ihre Macht an- 
erkennen und ihre Bestrebungen verstehen“. 

Christliche Gemeinde wird bedenken müssen, daß sie sich unter den Anforderungen der 
sozialistischen Gesellschaft nicht einfach auf die Unterscheidung zwischen Parteinahme für 
die humanistischen Ziele des Sozialismus und der ideologisch verpflichtenden Parteilichkeit 
im Klassenkampf zurückziehen kann. Dabei ist zu bedenken, daß 

1. die Motivation der Parteinahme des Christen für konkrete Entscheidungen letztlich an- 
ders sein wird als für den Marxisten, für den die marxistisch-leninistische Theorie verbind- 
lich ist, 

2. alles politische Handeln in einer ideologischen Konzeption zur Koordinierung und Effek- 
tivierung der Mitarbeit möglichst aller Staatsbürger bedarf. Christliche Gemeinde kann des- 
halb kein Interesse daran haben, das Maß ihrer Übereinstimmung mit der in der sozialistischen 
Gesellschaft geltenden Gesamtkonzeption so gering wie möglich zu halten. 

3. Vielmehr wird sie ihre Glieder ermutigen müssen, sich die Verstehenshilfen der sozia- 
listischen Theorie anzueignen und im politischen Meinungsstreit für ihre Vorteile einzutreten. 
Zugleich wird sie sich dafür einsetzen (freilich nicht um ihrer selbst willen!), daß innerhalb 
dieser Gesamtkouzeption Raum bleibt für unterschiedliche weltanschauliche Motivationen 
und den Grad praktischer Konsequenzen. 

(2) Das Zeugnis der Gemeinde von der Versöhnung 

Christliche Gemeinde kann Versöhnung nur bezeugen, indem sie an bewußter Zuwen- 
dung auf die konkreten gesellschaftlich-politischen Probleme die Verkündigung vom Kom- 
men des Reiches Gottes als Antrieb zu dauerhaftem Dienst für Gerechtigkeit und Frieden 
ernst nimmt. 

1. Gottesliebe und Nächstenliebe gehören unlösbar zusammen. Der Aufruf zum Dienst 
der Versöhnung ist zugleich der Aufruf zur Verwirklichung der „Weltgestalt‘‘ dieser Liebe 
(Bonhoeffer). Diesem Ruf folgt die christliche Gemeinde, wo sie in verständnisbereiter Soli- 
darität mit Nichtchristen die Befreiung auch des „geringsten Bruders‘ aus Entfremdung, 
Unterdrückung und Unmenschlichkeit erstrebt. 

2. In den konkret gesellschaftlichen Beziehungen werden Christen auf den Abbau beste- 
hender Spannungen und auf die Herstellung offener Gemeinschaftsbeziehungen hinarbeiten. 
Für den wirksamen Abbau ist die Kenntnis der Ursachen wichtig (nichtantagonistische 
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Widersprüche der gesellschaftlichen Entwicklung: Verschiedenheiten des Entwicklungs- 
tempos, des Bildungsstandes, der Begabung; psychologische Gründe: Vorurteile, Neid, Aggres- 
sionen UsWw.). . 

3. Im politischen Bereich werden sich Christen um Verständigung und Vermittlung be- 
mühen. Das meint nicht Verschleierung, wohl aber sachliches Ertragen von Widersprüchen 
und den Versuch, die Gegensätze in der Verantwortung für eine gemeinsame Zukunft an 
gemeinsamen Sachaufgaben in der Gegenwart zu orientieren und so zu versachlichen. Das 
impliziert: Kampf gegen „kalten Krieg‘‘ und Einsatz für friedliches Zusammenleben der 
Völker. 


Christliche Gemeinde kann Versöhnung nur als Rechtfertigung des Sünders bezeugen, was 
bedeutet, daß auch im Blick auf den Dienst der Versöhnung die Frage nach Recht und Ge- 
rechtigkeit gestellt werden muß. 

1. Rechtfertigung durch Gott und Herstellung gerechterer Verhältnisse sind wie Gottes- 
und Nächstenliebe zusammengebunden. Der Gerechtfertigte wird befreit, eigenes Unrecht zu 
erkennen und für das Recht des anderen einzutreten. 

2. Das impliziert im politischen Bereich die Beseitigung von Unrechtsstrukturen und be- 
deutet Kampf gegen alle Arten der Unterdrückung und Entrechtung von Menschen, ein 
Kampf, der klare Parteinahme ‚für‘ und „gegen“ erfordert. 

3. Für das Recht anderer einzutreten kann nur im Bewußtsein geschehen, daß einerseits 
das Dulden von Unrecht Schuld bedeutet, andererseits der Einsatz für Beseitigung von Un- 
gerechtigkeit in Schuld führen kann. 

4. Rechtfertigung des Sünders schließt auch den Gegner ein. Auch er steht unter der Ver- 
heißung des Zurechtgebrachtwerdens und ist — auch im Kampf gegen ihn und das durch 
ihn verursachte Unrecht — der von Gott geliebte Bruder. 

Christliche Gemeinde kann Versöhnung als eschatologisches Ereignis nur unter Verweis auf 
das Kreuz Christi bezeugen und zur Nachfolge auf dem Weg dieser Hoffnung ermutigen. 

1. Das Kreuz macht deutlich, daß Versöhnung mit Leiden und Opfer zu tun hat und — im 
politischen Bereich — Verzicht auf eigene Rechte und dienende Hingabe für das Wohl der 
Gesellschaft bedeutet. 

2. Nur so kann auch die kritische Funktion des Kreuzes wirksam werden. Sie zeigt sich 
darin, daß Parteilichkeit nicht zum Deckmantel für die Durchsetzung partikularer Grup- 
peninteressen werden darf und konkrete Parteinahme für die einen und gegen die anderen 
nie letztes Ziel eines humanistisch begründeten Handelns sein kann. 

3. Das Wissen um die eschatologische Differenz zwischen dem kommenden Reich Gottes 
und der Herstellung gerechterer Verhältnisse kann der Resignation wehren, daß trotz neuer 
Verhältnisse neues Unrecht geschieht und kann zu immer neuem Einsatz ermutigen. 

4. Vom Kreuz Christi her kann die Gemeinde im Dienst der Versöhnung die Gegenwart 
mit Hoffnung erfüllen. Das heißt: zum Weitermachen ermutigen, wo eine Humanisierung 
bestehender Verhältnisse versucht wird, auch dort, wo sich in der Praxis der Realisierung 
Mißerfolge oder Resignation einstellen. 


(4) Christliche Kirche in einer sozialistischen Gesellschaft. 

Auch der Vortrag von Werner Krusche am 25. November 1977 in Basel zum 
Thema „Christliche Kirche in einer sozialistischen Gesellschaft‘ soll westlichen 
Christen und Bürgern die Lage der Kirchen in der DDR verdeutlichen 18, Inhalt- 
lich geht der Vortrag auf die wesentlichen Elemente des Christ- und Kirche-Seins 
in der DDR ein und erläutert an Hand praktischer Einzelfragen das spannungs- 
volle Gegenüber von Staat und Kirche. Es ist wohl die derzeit kürzeste und zu- 
gleich umfassendste Darstellung der Lage der Kirchen in der DDR. Ohne Mühe 


186. Zusammenfassender Bericht in: epd-Dok 5/78, S. 73ff.; der Text des Vortrags in: 
KiS 2/78, S. 21ff. 
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ließe sich an Hand vergleichbarer Ausführungen zeigen, daß unter den Kirchen 
hinsichtlich der Einschätzung ihrer Situation ein breiter Konsens besteht 187. 


Nach einem einleitenden Dank für die Verleihung der Ehrendoktorwürde beschreibt Krusche 
den „unter Schmerzen‘ durchlaufenen Lernprozeß der Kirchen und Christen in der DDR, 
„Ja zu sagen zu einer Kirche ohne Macht, ohne Privilegien, ohne gesellschaftliche Geltung“. 
Die Kirchen haben weiter lernen müssen, den früheren Konfrontationskurs zum staatlichen 
Partner aufzugeben und ihren Platz in der Gesellschaft zu suchen, Er entfaltet dann die 
„Standortbestimmung“ der Kirchen an Hand der Formel „Kirche im Sozialismus“. In dieser 
Formel ist zunächst zum Ausdruck gebracht, daß die Kirchen nicht solche gegen den Sozia- 
lismus sein wollen. Das heißt konkret: 

„Wir sind weder die 5. Kolonne des Westens, noch haben wir die Absicht, die Rolle 

der fehlenden Oppositionspartei zu spielen. Wir entwickeln keine kirchliche Alternative 

zum Sozialismus, wie er bei uns existiert ... 

Wir stehen nicht mit einem Bein in der DDR und mit dem anderen in der Bundes- 
republik. Wir fühlen uns dieser Gesellschaft zugehörig ... Darum haben wir uns ein für 
allemal dafür entschieden, bei den Menschen zu bleiben, die in der DDR bleiben — blei- 
ben wollen oder bleiben müssen ... Wir haben uns keine Hintertüren offengehalten.“ 

Für das Verstehen des Christ- und Kirche-Seins in der DDR ist es überaus wichtig, zu 
begreifen, daß sich die Christen und Kirchen versagen, nach dem Westen zu schielen und 
ihn zum geheimen Maßstab ihres Denkens und Wünschens zu machen oder auf eine Wie- 
dervereinigung zu warten. Vielleicht würde manche Kritik in den Medien der Bundesrepu- 
blik an Kirchen und Kirchenmännern in der DDR nicht so scharf ausfallen, wenn dies im 
Westen erkannt und respektiert würde. Aber die Formel ‚Kirche im Sozialismus“ läßt es 
nicht dabei bewenden, zu sagen, was nicht sein soll. Sie hat einen positiven Akzent; sie 
will den spezifischen Dienst einer Kirche in einer sozialistischen und atheistischen Gesell- 
schaft kennzeichnen und die Voraussetzungen nennen, unter denen ein solcher Dienst wahr- 
genommen werden kann: 

„Wir nehmen die ... gesellschaftliche Situation als den uns ... bestimmten Bewährungs- 
raum unserer Christus-Nachfolge an. Wir sehen nicht nur uns als Kirche, sondern auch 
die Gesellschaft unter der gnädigen Herrschaft Jesu Christi. Das hebt Ängstigungen auf 
und gibt uns eine große Freiheit: wir sind dazu befreit, in unserer Gesellschaft den 
schmalen Weg zwischen Opposition und Opportunismus, zwischen Auflehnung und An- 
passung, zwischen pauschalem Nein und pauschalem Ja zu gehen, den Weg zwischen 
falschen Hörigkeiten, und also den Weg der kritischen Solidarität und der mündigen 
Mitverantwortung ...““ 

Er stellt dann die Frage, ob angesichts des ideologischen Gegensatzes von Glaube und 
Marxismus/Leninismus ein solcher Weg, der die Konfrontation meidet und eine Zusam- 
menarbeit mit der sozialistischen Gesellschaft sucht, möglich ist. Seine Antworten nehmen 
Bezug auf das Arbeitsergebnis des Ausschusses „Kirche und Gesellschaft“ zu den zwei 
Fragen der Bundessynode!®®. Dabei sieht Werner Krusche durchaus, daß ein Weg zwischen 


187. Vgl. etwa die oben dargestellten Dokumente: Bericht der Konferenz Görlitz 1977 — 
Arbeitsergebnis des Ausschusses Kirche und Gesellschaft zu den zwei Fragen der Synode 
des Bundes — Studie des Theologischen Ausschusses des Nationalkomitees der LWB in 
der DDR sowie die Darstellungen des Verhältnisses von Staat und Kirche in den sechs Vor- 
bereitungsheften der ThSA zu Nairobi (KJ 1975, S. 299). Die in KJ 1974, S. 506ff. doku- 
mentierten Reflexionen zum Thema, weiter: Günter Jacob: Weltwirklichkeit und Christus- 
glaube. Wider eine falsche Zwei-Reiche-Lehre, Stuttgart 1977; Johannes Hempel: Anneh- 
men und Freibleiben, Teil III des Tätigkeitsberichtes der Kirchenleitung der Ev.-Luth. Lan- 
deskirche Sachsens, vorgetragen auf der Oktober-Synode in Dresden (epd-Dok 46/77, S. 4ff.); 
Günter Krusche: Einheit und Pluralität, in: ABl. der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens 11/ 
76, B 33 und 13/76, B 37; ders.: Phase der Ernüchterung, in: LM 1976, S. 39ff.; Heino 
Falcke: Zur Zwei-Reiche-Lehre heute. Die Funktion der Zwei-Reiche-Lehre für den Weg 
der evangelischen Kirchen in der DDR, in: Luth. Rdsch. 1/77, S. 27ff. u.a. 

188. S.o. Abschnitt (2). 
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Ja und Nein die Frage nach der Identität der Kirche herausfordert. Aber er weist die Frage 
zurück. „Wir sind nicht ängstlich auf die sichtbare Wahrung unserer Identität bedacht ... 
Die Sorge um die eigene Identität ist nichts anderes als eine ‚neue Spielart der Selbstrecht- 
fertigung aus den Werken‘.“'®° An einigen Beispielen zeigt er, wie schwierig es ist, die kirch- 
liche Eigenständigkeit im Einzelfall durchzuhalten. Er erinnert daran, daß die Presse in der 
DDR immer wieder den Eindruck einer „vollen Identität der Kirche mit der Politik unseres 
Staates‘ erweckt, daß kirchenleitende Männer in der DDR in den westlichen Medien „das 
eine Mal als regimekritische mittlere Helden gelobt“, das andere Mal ‚als regimehörige frag- 
würdige Figuren disqualifiziert werden‘. Der DDR-Staat lobt den Einsatz der DDR-Kirchen 
für das Anti-Rassismusprogramm. Die Erklärung der Bischöfe zu der UNO-Resolution'?° hin- 
gegen war „politisch natürlich nicht opportun, und es gab einen energischen Einspruch des 
Staates“. Die ausgesprochen familienfreundlichen sozialpolitischen Maßnahmen der DDR- 
Regierung begrüßen die Kirchen; „aber wir schweigen nicht zu beschwerlichen Vorgängen 
im Bereich des Bildungswesens, sondern bringen öffentlich in aller Deutlichkeit zur Spra- 
che, daß hier eine Intoleranz passiert“. Schließlich wählt Werner Krusche das Beispiel der 
Menschenrechte. 
„Wir haben gern zugegeben, daß wir gegenüber dem einseitigen bürgerlich-liberalen Ver- 
ständnis der Menschenrechte als individuelle Freiheitsrechte von den Marxisten auf die 
ebenso wichtige soziale Komponente der Menschenrechte hingewiesen worden sind und 
daß in unserer Gesellschaft der Verwirklichung dieser Rechte des Menschen besondere 
Beachtung geschenkt wird.‘‘'?' Aber gerade weil das so ist, weil dem Staat hier Aner- 
kennung gebührt, „fühlen wir uns als Kirche besonders dafür verantwortlich, darauf 
aufmerksam zu machen, wo bei uns Verbesserungen in der Verwirklichung individueller 
Rechte möglich sind und möglich wären ... Wir fühlen uns dabei nicht als Bürgerrechts- 
bewegung ...“ 
In einem zweiten Abschnitt des Vortrags geht Werner Krusche auf die Diaspora-Situation 
der Kirchen in der DDR ein. Der Abschnitt faßt zusammen, was er bei anderer Gelegen- 
heit zu diesem Thema gesagt hat'!”?. 


b) Kirche im ‚real existierenden Sozialismus“ 
I. Gespräche zwischen Staat und Kirche 


Die zur festen Einrichtung gewordenen Gespräche zwischen Staat und Kirche !% 
auf verschiedenen Ebenen !% erkennen die Synoden als „‚unerläßlich“ an!%, be- 
sonders wegen der Spannungen im Bereich des Bildungssektors. Im Zusammen- 
hang mit dem Ereignis der Selbstverbrennung des Pfarrers Brüsewitz waren den 
Kirchenleitungen wegen des häufig vertraulichen Charakters der Gespräche kri- 
tische und mißtrauische Fragen gestellt worden. Die Geheimnistuerei um solche 
Gespräche hatten erheblichen Unwillen erregt. Die Synoden haben nun den Kir- 
chenleitungen zugestanden, daß ein vertraulicher Charakter durchaus sachgerecht 


nn Werner Krusche zitiert hier aus dem Referat von H. Falcke vor der Bundessynode 

190. Die den Zionismus als Form des Rassismus verurteilte. Vgl. KJ 1975, S. 266f. 

191. Zur Menschenrechtsdiskussion s.o. S. 5 7ff. 

192. Vgl. KJ 1975, S. 2698. 

193. Vgl. KJ 1975, S. 330£. 

194. Vgl. die Stellungnahme der Synode des Bundes Züssow 1976 (epd-Dok 49/76, S. 
86) und Görlitz 1977 (epd-Dok 24/77, S. 55), vgl. auch den Bericht der Kirchenleitung 
auf der provinzialsächsischen Synode November 1977 (epd-Dok 5/78, S. 42ff.). 

195. Vgl. die Stellungnahme der Synode des Bundes Züssow 1976. 
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und förderlich sein kann, wenn die Lösung von Problemen weiterer Klärung be- 
darf oder wenn propagandistischer Mißbrauch abgelehnt werden muß. Welchen 
Stellenwert die kirchlichen Vertreter solchen Gesprächen beimessen, hat Bischof 
Krusche dem staatlichen Partner bei einer Begegnung mit Vertretern der Räte 
der Bezirke Magdeburg und Halle versucht deutlich zu machen: 


Gespräche mit Vertretern unseres Staates, die der Information, der Erörterung von Sachfra- 
gen, dem Bemühen um gegenseitiges Verstehen, der Klärung und Lösung von Problemen 
dienen, halten wir für nützlich und notwendig. Denn dazu gibt es keine vernünftige Alter- 
native. Konfrontationen sind zweifellos die schlechteste Methode, insofern ihre eigent- 
liche Absicht nicht die Verständigung, sondern Herausforderung und Bloßstellung des an- 
deren ist. Der Verzicht auf Konfrontation bedeutet indessen nicht den Verzicht darauf, 
Fragen zu stellen, Probleme zu benennen, auf Schwierigkeiten aufmerksam zu machen, 
Bitten auszusprechen und abweichende Meinungen zu äußern '*®, 


Der staatliche Partner wird also nicht darüber im unklaren gelassen, daß sich 
die Vertreter der Kirche bei Begegnungen mit dem Staat nicht zu Akklamatio- 
nen einfinden und auch nicht auf das von ihnen beanspruchte Recht auf eine 
freie Meinungsäußerung verzichten. Ebenso aber wird deutlich gemacht, daß 
die Kirchen solche Gelegenheiten nicht dazu ausnutzen wollen und werden, 
ihren Staat herauszufordern oder bloßzustellen. Ganz offensichtlich haben die 
laufenden Gespräche überall in der DDR zwischen den Leitungsgremien der 
Landeskirchen und des Bundes einerseits und den Vertretern der staatlichen 
Organe auf Kreis-, Bezirks- oder zentraler Ebene andererseits viel gegenseitiges 
Mißtrauen abbauen können. Aber natürlich bleibt ein unaufgearbeiteter Rest. 
Dies zeigt sich an der komplizierten Vorbereitung eines von den Kirchen seit 
geraumer Zeit für wünschenswert gehaltenen Grundsatzgesprächs „über alle Fra- 
gen des Zusammenlebens zwischen Christen und Nichtchristen in der DDR“ 
beim Staatssekretär für Kirchenfragen, das nach einigem Hin und Her und einer 
erteilten Absage von seiten des Staates endlich am 11. Mai 1977 stattfinden 
konnte. Es war das erste Gespräch dieser Art!?”. Im Jahr vorher wurde ein 
Wunsch der Kirchen, ein Gespräch mit dem Volksbildungsministerium über 
anstehende Fragen auf dem Bildungssektor zu führen, abgelehnt. Im Blick auf 
die Erklärungen von Staatsvertretern, so heißt es, bestehe kein Anlaß für ein 
solches Gespräch; im übrigen seien Kirche und Schule getrennt. Aber solche 
Beispiele von Gesprächsverweigerung stehen nicht im Widerspruch zu der im 
ganzen guten Gesprächslage zwischen Kirche und Staat in der DDR; die Ge- 
sprächsverweigerung ist die Ausnahme. 


II. Ein Mosaik von Störungen 


(1) Der Bildungsbereich. 
Nach wie vor ist der Bildungsbereich der schwierigste !?®. Die Kinder und Ju- 
gendlichen bleiben der Zankapfel zwischen der Staatsmacht und der Kirche. 


196. Bericht der Kirchenleitung auf der 1. Tagung der VIII. Synode der Kirchenpro- 
vinz Sachsen vom 13. bis 16. Mai 1976 (Abschnitt 5.3.3.). 

197. Auf seiten der Kirche war der Vorstand der Konferenz beteiligt. 

198. Vgl. dazu KJ 1975, S. xx 
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Die DDR zeigt sich hier um des von ihr propagierten Erziehungszieles willen 
wenig nachgiebig. „Am schwersten ist es für die christlichen Kinder.“ 199 Dieser 
kurze Satz skizziert das Problem. Bischof Fränkel nahm die Frage in seinem 
Bericht vor der Görlitzer Synode im Frühjahr 1977 auf: „Ich habe Verständ- 
nis für die etwas ärgerliche Frage von Staatsvertretern: Was sollen wir denn 
noch alles erklären? und ich möchte dazu ganz schlicht sagen: gar nichts. Wor- 
auf es jetzt entscheidend ankommt, ist, daß das Erklärte sich prägend aus- 
wirkt,“200 Aber er sieht auch, daß hier nicht nur an den Staat appelliert werden 
muß. Die Eltern christlicher Kinder müssen mehr Zivilcourage zeigen, wenn es 
gelingen soll, an diesem Brennpunkt der Spannungen Änderungen zum Posi- 
tiven durchzusetzen. „Wir sollten von den Staatsfunktionären nicht verlangen, 
daß sie uns die durch die Verfassung garantierten und in Helsinki erklärten 
Rechte und Freiheiten auf Silbertabletts servieren, sondern wir sollten uns in 
heiterer und loyaler Entschlossenheit selbst bedienen.“ ?%! Sehr grundsätzlich 
geht Bischof Krusche im Rahmen seines Berichts vor der November-Synode 
1977 der provinzialsächsischen Kirche auf die Lage der Kinder und Jugendlichen 
ein 22, Er stellt fest, daß die zunehmende Inanspruchnahme der Kinder wäh- 
rend ihrer Freizeit kaum noch Platz für die Christenlehre läßt. Was nützt aber 
die rechtliche Zusicherung der freien Religionsausübung, wenn für sie keine 

Zeit bleibt? „Die Freiheit der Religionsausübung ist doch nur dann wirklich 
gewährleistet, wenn von dieser Freiheit auch Gebrauch gemacht werden 
kann.‘‘2% Er schildert dann, wie die christlichen Kinder ihre Umwelt erleben. 
Die Kinder leben in einem Klima der „anonymen Ängstigung‘“ und in einem 
„Fluidum einer latenten Verunsicherung“. Wieder stellt er die Frage, ob diese 
Wirklichkeit mit der Verfassung in Einklang zu bringen ist: „Und ich frage mich 
wieder, ob zur Freiheit des religiösen Bekenntnisses nicht gehört, daß man seine 
Religion ungeängstet ausüben kann.‘“?% Die von Bischof Krusche aufgeworfene 
Frage ist ohne Zweifel von Gewicht. Was bedeutet in der gesellschaftlichen Wirk- 
lichkeit die rechtliche Garantie einer freien Religionsausübung? Kann die Ein- 
schränkung von Freizeit und eine religionskritische oder -feindliche Atmosphäre 
das Verfassungsrecht auf die freie Religionsausübung verletzen, und können sich 
Christen und Kirchen in der DDR unter Berufung auf die Verfassung hier zur 
Wehr setzen? 


(2) Vorfälle am Rande. 

Natürlich zeigt sich der ideologische Gegensatz zwischen Staat und Kirche in 
der DDR nicht nur im Bildungsbereich. Kleine Nadelstiche sorgen täglich da- 
für, daß es die Christen in der DDR nicht eben einfach haben. So wurde be- 
kannt, daß Pfarrhäuser von Funktionären aufgesucht wurden, um auf Pfarrer 


199. Schönherr vor der EKD-Synode epd-Dok 5/78, S. 5. 

200. epd-Dok 17/77, S. 50. 

201. A.a.O. S. 52. 

202. Seinem Bericht gab er die Überschrift „Die Visitation der Arbeit mit Kindern in un- 
serer Kirchenprovinz‘“ (epd-Dok 5/78, S. 20ff.). 

203. A.a.O. S. 21. 

204. A.a.O. 
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einzuwirken. Als in einer westlichen Zeitung die Falschmeldung verbreitet wur- 
de, daß Bischof Hempel einer Wahl fernbleiben wolle und seinen Pfarrern nahe- 
gelegt habe, es ihm gleichzutun, wurde in den östlichen Medien seine — und 
nicht nur seine — Teilnahme an der Wahl betont und wieder entstellend kom- 
mentiert und herausgestellt. Immer noch konnten die Kirchen in der DDR die 
Drucklegung der Ergebnisse der Lehrgesprächskommission nicht durchsetzen. 
Und im Tätigkeitsbericht der Kirchenleitung einer Landeskirche heißt es: Be- 
lastend ist, daß Pastoren der seelsorgerliche Dienst in staatlichen Altersheimen 
und Krankenhäusern hin und wieder erschwert wird. Diese allgemein gehaltene 
Klage wird konkretisiert: in Krankenhäusern wurde der seelsorgerliche Dienst auf 
die offizielle Besuchszeit beschränkt; in Altersheimen wurden Gottesdienste 

oder Andachten unter Beteiligung eines Geistlichen durch Anweisung staatlicher 
Instanzen verhindert. Das sind wenige Beispiele dafür, daß das Mosaik der Wirk- 
lichkeit der „Kirche im Sozialismus‘ durchaus seine Schönheitsfehler hat. Aber 
auch dies sollte das Urteil im ganzen nicht umkehren. Zieht man Bilanz, so fällt 
sie nicht negativ aus. Die vielfältigen Möglichkeiten der Kirchen in der DDR sind 
in einem marxistisch-leninistischen und atheistischen Staat wahrhaft keine Selbst- 
verständlichkeit. Den Kirchen in der DDR wird eine Freiheit zugestanden, wie 
sie sonst in den sozialistischen Staaten nicht üblich ist. 


III. Aus dem kirchlichen Leben — Zahlen und Trends 


Statistische Angaben aus dem kirchlichen Leben in der DDR sind nach wie vor 
nur auf Grund von Schätzungen möglich und liegen so gut wie gar nicht vor. 
Die bekanntgegebenen Zahlen differieren auch zum Teil. 


(1) Diakonie. 

Imponierend ist die Zahl der Einrichtungen im diakonischen Bereich. Im Jah- 
resbericht 1976 der IM/HW, der von der Hauptversammlung des Werkes im 
März 1977 entgegengenommen wurde 20, wurde darauf hingewiesen, daß die 
personellen und sachlichen Kapazitäten ausgeschöpft sind. Künftig wird es dar- 
auf ankommen, die vorhandenen Kräfte und Mittel zu konzentrieren und für 
die Arbeit Schwerpunkte zu setzen. Die Diakonie wird sich dabei besonders 
der Arbeit an behinderten Menschen zuwenden. Der Jahresbericht gibt eine 
Übersicht über die Zahl der diakonischen Einrichtungen: 


51 Krankenhäuser und Heilstätten mit 6841 Betten 
89 Heime für geistig und körperlich Behinderte mit 6240 Betten 
11 Säuglingsheime mit 514 Betten 
117 Erholungs- und Freizeitheime mit 3633 Betten 
21 Kinderheime mit 587 Betten 
3 Schüler- und Studentenheime mit 57 Betten 
226 Feierabend- und Pflegeheime mit 10215 Betten 


205. Vgl. KiS 2/77, S. 28. 
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72 Wohn- und Feierabendheime für Schwestern mit 1331 Betten 


5 Übernachtungsheime und Herbergen mit 98 Betten 
7 Hospize mit 491 Betten 
326 Kindertagesstätten mit 17256 Plätzen 
19 Sondertagesstätten für geistig und körperlich 
behinderte Kinder mit 372 Plätzen 
425 Gemeindepflegestationen mit 520 Schwestern 
39 Diakonissen-Mutterhäuser und Schwesternschaften mit 5867 Schwestern 
6 Diakonenanstalten mit 1395 Diakonen 


Von den 5867 Schwestern der Diakonissenmutterhäuser und Schwesternschaf- 
ten sind 
1587 Schwestern im Feierabend (Ruhestand), 
13 Schwestern sind in der Ausbildung, 
63 Schwestern sind beurlaubt und 
1221 Schwestern sind Schülerinnen; d.h. 
2983 Schwestern sind im aktiven diakonischen Dienst. 


Von den 1395 Diakonen der sechs Diakonenanstalten (Brüderhäuser) 
sind 192 Diakone im Feierabend (Ruhestand), 
168 Diakone sind in der Ausbildung, 
17 Diakone sind beurlaubt, 
6 Diakone sind außerkirchlich beschäftigt, 
d.h. 1012 Diakone sind im aktiven Dienst; davon sind 
646 Diakone im kirchlichen Dienst und 
366 Diakone sind in Einrichtungen der Inneren Mission. 


(2) Landeskirchen und Gemeinden. 

Die Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens ermittelte eine Reihe von statistischen 
Daten aus den Jahren 1946 bis 1976. Der Wert der Übersicht liegt weniger 
in dem Zahlenmaterial selbst als in den jeweils sichtbar werdenden Trends 2%, 
Zu den folgenden Bereichen des kirchlichen Lebens werden Zahlen vorgelegt: 


Wohnbevölkerung und Kirchenzugehörigkeit 1946 bis 1976 
Bestand an Kirchengemeinden und Pfarrstellen u.a. (Stand 1976) 


Geburten und Taufen 1946 bis 1976 
Konfirmationen 1950 bis 1976 
Eheschließungen und Trauungen 1950 bis 1976 
Kirchliche Bestattungen 1950 bis 1976 
Abendmahlsbeteiligung 1958 bis 1976 


Gottesdienste und kirchliche Veranstaltungen 
(für die Jahre 1956, 1960, 1975 und 1976) 
Kindergottesdienste 1953 bis 1976 


Jugendgottesdienste 1964 bis 1976 


206. Die Zahlenübersicht liegt nicht veröffentlicht vor. 
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Christenlehre 1952 bis 1976 


Konfirmandenunterricht 1952 bis 1976 
Besuchsdienst 1962 bis 1976 
Kirchenein- und austritte 1946 bis 1976 


Der Zahlenspiegel insgesamt vermittelt eindrucksvoll den Weg der Kirchen in 

der DDR zur Minderheitskirche. So gehörten 1946 noch 83,5% der Bevölke- 
rung der Kirche an, 1960 noch 70,7%, 1976 blieben noch 47,7% (das sind 
2269000 evangelische Christen bei einer Bevölkerung [1976] von 4758000). 
1976 wurden noch 17,3% der geborenen Kinder getauft (das waren 9071 Tau- 
fen), 1975 waren es noch 19,2%, 1960 31% und 1952 80,9%. Die Konfirmatio- 
nen blieben seit 1961 etwa konstant (1961: 11646; 1976: 10463; 1952: 68323). 
Die Trauungen sind auf 10,4% der Eheschließungen zurückgegangen (1950: 54,7%). 
Die Zahlen der kirchlichen Bestattungen betrugen im Jahre 1950 50833, im Jahre 
1976 31191. Die Beteiligung am Abendmahl blieb wieder seit 1961 (897271 Abend- 
mahlsgäste) bis 1976 (762696 Abendmahlsgäste) etwa gleich. Die Zahlen der got- 
tesdienstlichen Veranstaltungen, die sehr detailliert aufgeschlüsselt sind, und der 
Christenlehre zeigen ein ähnliches Bild. Überall ist der Rückgang deutlich abzu- 
lesen. Die Zahlenübersicht zeigt, daß die traditionellen Veranstaltungen der 
Kirche bis in die letzten Jahre einem ständigen Schwund unterliegen. Nach dem 
großen Einbruch um die Jahre 1958 bis 1961 vollzieht sich der Auszehrungspro- 
zeß seither in kleinen Schritten. Die Talsohle ist offensichtlich noch nicht er- 
reicht. 


IV. Kirchen mit großen Besucherzahlen 


In den Kirchen der DDR gibt es nicht nur die kleiner werdende Zahl, es gibt 
auch größer werdende Zahlen, mit denen Kirchen und Gemeinden nur mühsam 
fertig werden. Nach einer längeren Vorbereitungsphase wurde im September 1977 
eine Konsultation des Bundes zum Thema ‚Kirche mit großen Besucherzahlen“ 
durchgeführt 207. 


Als Ergebnis der Konsultation wurde festgestellt: „Die Tagung hat ergeben, daß zentral 
gelegene und touristisch bedeutsame Kirchen von einer sehr großen Zahl von Menschen 
aufgesucht werd.n. Diese Zahlen liegen um ein Vielfaches höher als die der Besucher got- 
tesdienstlicher oder kirchenmusikalischer Veranstaltungen. Die Tendenz und die Zahlen 
sind zunehmend. Kirche und Gemeinde sollte die Chance nutzen, diese oft zufälligen Kir- 
chenbesucher in vielfältiger Weise anzusprechen.“ 

Die Konferenz hat einen Bericht enigegengenommen und den Gliedkirchen Vorschläge 
gemacht, wie sie hier missionarisch tätig werden können. Über die Konsultation wurde für 
die Gliedkirchen und interessierten Gruppen bzw. Einzelpersonen eine Information bereit- 
gestellt ?°®, in der die Vorträge auf der Konsultation und ausgewertete Antworten von 28 
Großkirchen in der DDR zu Fragen ihrer Besucherzahlen und Veranstaltungen veröffent- 
licht wurden. Die Angaben zu den Besucherzahlen ergeben, daß jährlich zwischen 100000 
und 200000 Besucher in Gruppen oder einzeln die Kirchen besuchen und sich dabei auch 
für die kirchliche Arbeit interessiert zeigen und zu Gesprächen bereit sind. Der Bereitschaft, 


207. Die Konsultation fand in der Zeit vom 2. bis 6. September 1977 in Meißen statt. 
208. Als vervielfältigtes Maschinenskript (USB 127/78). 


517 


sich ansprechen zu lassen, steht kirchlicherseits kein angemessenes Gesprächsangebot gegen- 
über. 


Das Problem des Tourismus für die Kirchen (auch) in der DDR hat Günter Kru- 
sche in einem Referat so gesehen 2%: 


Auch der Tourist hat Teil an der Ambivalenz alles Geschichtlichen. Auf der einen Seite wird 
er zum Alptraum, auf der anderen ist er eine Art Wunschtraum ...: Alptraum. Busse fahren 
vor und ergießen ihren Inhalt auf den Kirchplatz, Geschäftigkeit, Hektik verbreitend. Lärm 
und Unruhe erfüllen die Kirche, Jahrmarktstimmung kommt auf, eine Beängstigung für 
alle Eliten, für Individualisten ... Oder kommt es doch einem Wunschtraum nahe? Ist es 
nicht, als strömten die Heiden zum Berg Zion? Was missionarischem Eifer schon lange nicht 
mehr gelingt — das Reisebüro schafft es: Gedränge im Kirchenschiff, Betrieb in der Kirche! 
So kommt sie wieder auf die Tagesordnung der Welt, zumindest auf die Programme der Rei- 
severanstalter. 


Wie bei den Kirchentagsveranstaltungen zeigt sich auch an dieser Stelle, daß die 
Kirchen in der DDR keinen Grund haben, sich in einen Schmollwinkel zurückzu- 
ziehen, weil die früher als selbstverständlich geltenden volkskirchlichen Struktu- 
ren nicht durchgehalten werden können. Neue Aufgaben wachsen den Kirchen 
zu; sie müssen bewältigt werden. Neue Formen der Verkündigung des Evange- 
liums müssen erprobt und praktiziert werden. 


209. Der Vortrag hatte das Thema: ‚‚Das Phänomen des Tourismus und der Erwartungs- 
horizont der Besucher touristisch interessanter Kirchen“. 
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Wichtige Ereignisse des Jahres 1976 


1 


24, 


30. 


17: 
18. 
18.—21. 


22. 


28. 


19. 


20.31. 


23. 


29. bis April 2. 


25. bis Mai 2. 


26. 


Januar 

Brief des Bischofs D. Dr. Albrecht Schönherr an die Mitarbeiter 
der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg über das Verblei- 
ben im kirchlichen Dienst in der DDR. 

Gespräch zwischen dem Rat der EKD und dem Präsidium der 
CDU über die Polenverträge und die innenpolitische Situation 

in der Bundesrepublik Deutschland. 

Vorschläge des Landeskirchenamts München an den Landessyno- 
dalausschuß für eine „kleine Reform“ der Grundordnung der 
EKD. 


Februar 

Ablehnung der Grundordnung der EKD vom 7.11.1974 durch 
die Württembergische Landessynode. 

Wort des Rates der EKD zur Vollversammlung des ÖRK in Nai- 
robi (23.11.—10.12.1975). 

Konsultation des RWB zur theologischen Basis der Menschen- 
rechte in London. 

Brief des Bischofs Dr. Werner Krusche an die Mitarbeiter der 
Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen über das Ver- 
bleiben im kirchlichen Dienst in der DDR. 

Erklärung des Rates und der Kirchenkonferenz der EKD zur 
Ablehnung der Grundordnung vom 7.11.1974. 


März 

Schreiben des Generalsekretärs des ÖRK, Dr. Philip A. Potter, 
an die Mitgliedskirchen in den Signatarstaaten der KSZE. 
Besuch des Generalsekretärs des LWB, Dr. Carl Mau, bei den 
Mitgliedskirchen der DDR. 

Bestätigung der Verfassungsmäßigkeit von Gemeinschaftsschulen 
durch das Bundesverfassungsgericht Karlsruhe. 

„Europäische Theologie — herausgefordert durch die Weltöku- 
mene“. Konsultation der KEK in Genf. 


April 

„Ehetheologie und Probleme der Mischehe“. Veröffentlichung 
einer Studie zum Abschluß der langjährigen Konsultationen zwi- 
schen Lutheranern, Reformierten und Katholiken unter der 
Schirmherrschaft des LWB, des RWB und des vatikanischen Sekre- 
tarias zur Förderung der christlichen Einheit auf einer Tagung in 
Venedig. ! 

Begründung eines deutschen Zweiges der „Ständigen Konferenz 
von Juden, Christen und Moslems in Europa“. 


>19 


28. 
Anfang 
3.—5. 

6. 
7-8. 
9-13. 
11.—13. 
133 
13. 
14. 
15.—16. 
Lk 
17.—26. 
21: 
23: 
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Stellungnahme des Staatssekretärs für Kirchenfragen in der DDR, 
Hans Seigewasser, zum Verhältnis von Kirche und Staat auf 
einem Presseempfang in Eisenach. 


Mai 

Telegramm des Präsidenten des Kirchlichen Außenamtes, Heinz 
Joachim Held, an den Präsidenten Südkoreas, Park Chung-Hee, 
anläßlich eines Prozesses gegen 18 christliche Regimekritiker. 
„Gemeinsames Zeugnis nach Nairobi“. Tagung der Arbeitsge- 
meinschaft christlicher Kirchen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land und des Ökumenischen Rates Berlin. 

Offener Brief Professor Walter Krecks an den Ratsvorsitzenden 
der EKD, Landesbischof D. Helmut Claß, betr. die Mitgliedschaft 
von Pfarrern und Christen in marxistischen Parteien. 

„Die Menschenrechte und die christlichen Kirchen“. Kollöquium 
des Internationalen Instituts für Menschenrechte und des For- 
schungs- und Dokumentationszentrums der christlichen Institu- 
tionen in Straßburg. 

„Gelebter Glaube“. Klausurtagung der Bischofskonferenz der 
VELKD in Schwanberg/Franken. 

Klausurtagung von Vertretern der Allafrikanischen Kirchenkon- 
ferenz und des Rates der EKD in Arnoldshain. 

Besuch des Rates der EKD bei Bundespräsident Walter Scheel. 
Konstituierung des Evangelischen Missionswerks im Bereich der 
Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) als eingetragener 
Verein zum Zwecke der Zusammenarbeit der EKD, der Freikir- 
chen und der Missionsanstalten. 

Forderung des LWB und des ÖRK auf Aufhebung der gegen 
SWAPO-Mitglieder in Namibia verhängten Todesurteile. 
Landestagung des Gesprächskreises Kirche und SPD unter Teil- 
nahme des Parteivorsitzenden Willy Brandt und des Bundes- 
justizministers Hans-Jochen Vogel in Erlangen. 

Telegramm des Ratsvorsitzenden der EKD, Landesbischof D. 
Helmut Claß, an den Präsidenten Südkoreas, Park Chung-Hee, 
anläßlich eines Prozesses gegen 18 christliche Regimekritiker. 
Besuch des Ratsvorsitzenden der EKD, Landesbischof D. Hel- 
mut Claß, in Rumänien auf Einladung des Patriarchen der Ru- 
mänisch-Orthodoxen Kirche, Justinian, und des Leiters der Evan- 
gelischen Kirche Augsburgischen Bekenntnisses (Siebenbürger 
Kirche), Bischof D. Albert Klein. 

Wahl des Superintendenten Peter Kraske zum neuen Präses der 
Synode der Evangelischen Kirche der Union (Bereich Bundes- 
republik Deutschland und Berlin-West). 

„Grundwerte in Staat und Gesellschaft“. Vortrag des Bundes- 
kanzlers Helmut Schmidt vor der Katholischen Akademie Ham- 
burg. 


27. 


27./28. 
1.—3. 
2. 
3.—8. 
8. 

9: 

10. 

10.—16. 

22. 

14.—15. 

17. 

17.-20. 

18. 

23. 

24.—26. 


Wahl des Landessuperintendenten Dr. Martin Kruse zum Bischof 
der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg (Berlin-West). 
„Das Darmstädter Wort des Bruderrats (1947) — Rezeption und 
Relevanz“. Kolloquium der theologischen Sektionen der Univer- 
sitäten in der DDR in Jena. 


Juni 

Besuch des Generalsekretärs des ÖRK, Dr. Philip A. Potter, in 
der Bundesrepublik zu Gesprächen mit Mitgliedern der Regierung 
und der Opposition auf Einladung des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD am Sitz der Bundesregierung, Bischof D. Her- 
mann Kunst. 

Erste gemeinsame Konferenz der Caritas (Verbände der Bistümer 
Fulda, Limburg und Mainz) und der Diakonischen Werke (der 
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau und von Kurhessen- 
Waldeck) in Wiesbaden. 

„Christival“. Kongreß junger Christen in Essen. 

Beendigung der Beziehungen der abgespaltenen deutschstämmigen 
Lutherischen Kirche in Chile zur EKD und zum Kirchlichen 
Außenamt durch Bischof Richard Wagner. 

Verabschiedung eines Formulars und einer Handreichung zur Ehe- 
schließung zwischen einem Christen und einem Nichtchristen 
durch die Kirchenleitung der VELK in der DDR. 

Konstituierung der Arbeitsgemeinschaft „Christen und Juden“ in 
Frankfurt am Main. 

Erste Delegiertenversammlung reformatorischer Kirchen in Europa 
in Sigtuna. 

Zustimmung der verfassunggebenden Synode zur Kirchenverfassung 
der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche. 

Wahl des Landessuperintendenten Dr. Fritz Viering zum neuen 
Vorsitzenden der Arnoldshainer Konferenz. Votum der Vollver- 
sammlung für eine Fortsetzung der EKD-Reform. 

Bericht des Kirchenpräsidenten der Evangelischen Kirche in 
Hessen und Nassau, D. Helmut Hild, vor dem SPD-Vorstand über 
die Weltkirchenkonferenz in Nairobi. Aufruf zur Verstärkung 

der Entwicklungshilfe. 

Erklärung der Synode der Evangelischen Kirche der Union (Be- 
reich DDR) über ihre Bereitschaft, die rechtliche Selbständig- 
keit der kirchlichen Organe und Institutionen zugunsten des 
Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR aufzugeben. 
Botschaft des Ratsvorsitzenden der EKD, Landesbischof D. Hel- 
mut Claß, an den südafrikanischen Kirchenrat anläßlich der Unru- 
hen in Soweto. 

Zustimmung des Moderamens des Reformierten Bundes zur Stu- 
die des RWB ‚Theologische Basis der Menschenrechte“. 

Besuch des stellvertretenden Generalsekretärs des ÖRK, Dr. Kon- 
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rad Raiser, beim Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR. 
28. Wahl des Theologen und Publizisten Dr. Norbert Schneider zum 
Vorsitzenden des Gemeinschaftswerkes der Evangelischen Publi- 
zistik. 
29. bis Juli 3. „Theologie der Menschenrechte“. Konsultation des LWB in 
Genf. 


Juli 
2% Amtsantritt des Bischofs Werner Krusche als Vorsitzender des 
Rates der Evangelischen Kirche der Union (Bereich DDR). 
10. Stellungnahme des Rates der EKD zu Fragen der KSZE-Schluß- 
akte, der Menschenrechte und der Religionsfreiheit anläßlich der 
Sitzung der Kommission der Kirchen für Internationale Angele- 
genheit des ÖRK vom 24. bis 28.7.1976 in Montreux. 


10. Wort des Rates der EKD zum Inkrafttreten der neuen straf- 
rechtlichen Bestimmungen zum Schwangerschaftsabbruch. 

12. Wort des Rates der EKD zur Frage der Menschenrechte. 

14. Beitritt der altkatholischen Kirche und des Bundes Evangelisch- 


Freikirchlicher Gemeinden zur Arbeitsgemeinschaft christlicher 
Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West). 


15.—16. Nominierung einer Konsultationsgruppe der VELKD zum bi- 
lateralen Dialog mit der römisch-katholischen Deutschen Bi- 
schofskonferenz. 

24.—28. Kolloquium der Kommission der Kirchen für Internationale 


Angelegenheiten des ÖRK über die Rolle der Kirchen bei der 
Anwendung der KSZE-Schlußakte. 


August 

Ur Besuch des Vorsitzenden der Konferenz der Kirchenleitungen 
des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR, Bischof 
D. Dr. Albrecht Schönherr, beim Ratsvorsitzenden der EKD, 
Landesbischof D. Helmut Claß, in Stuttgart. 


18. Öffentliche Selbstverbrennung des Pfarrers Oskar Brüsewitz in 
Zeitz/DDR (Tod am 22. August). 
20. Interview des Bundeskanzlers Helmut Schmidt mit dem Evan- 


gelischen Pressedienst über das Verhältnis von Kirche und Staat 
in ihrem gesellschaftlichen Wirken. 

Ei Aufforderung des Präsidenten des Kirchlichen Außenamtes der 
EKD, Heinz Joachim Held, an den Präsidenten Südkoreas, 
Park Chung-Hee, auf Aufhebung der Urteile gegen die christ- 
lichen Regimekritiker. 

31. bis Septem- „Das Reich Gottes und der moderne Mensch“. Erste Europäische 

ber 3. Konferenz evangelischer Theologen und Gründung der „Fellow- 
ship of European Evangelical Theologians‘“ in Heverlee bei 
Brüssel. 


O2 


11. 


13.—16. 


15. 


2 


24.—28. 


18. 


18. 


21. 


22.—24, 
28.-29. 


30.-31. 


10. 


10. 


September 

Brief der Konferenz der Kirchenleitungen des Bundes der Evan- 
gelischen Kirchen in der DDR zum Tod von Pfarrer Oskar Brüse- 
witz an die Gemeinden. 

Theologisches Gespräch zwischen Vertretern der Russisch-Ortho- 
doxen Kirche und des Bundes der Evangelischen Kirchen in der 
DDR in Erfurt. 

Wahl des ehemaligen Bischofs der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
in Chile, Pastor Helmut Frenz, zum Generalsekretär von am- 
nesty international. 

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes Karlsruhe über die 
Unvereinbarkeit von geistlichem Amt und politischem Mandat. 
„Kirchengemeinschaft — Einheit oder Vielheit?“. Diskussion 

auf der Synode des Bundes der Evangelischen Kirchen in der 
DDR in Züssow. 


Oktober 

Beschluß des Deutschen Evangelischen Missionstages über seine 
Selbstauflösung zum 31.12.1976. 

Beschluß des Kirchenrats der Evangelisch-lutherischen Kirche im 
Hamburgischen Staate über ein Feststellungsverfahren (Lehrbe- 
anstandungsverfahren) gegen Pastor Dr. Paul Schulz, Pastor an 
der Hauptkirche St. Jacobi. 

Unterrichtsbeginn an der privaten theologischen Ausbildungs- 
stätte „Freie Universität‘‘ Hamburg e.V. Verbot der Bezeichnung 
als „Freie Universität“ und „Wissenschaftliche Hochschule‘ durch 
die Hamburger Behörde für Wissenschaft und Kunst. 

Erstes offizielles Gespräch zwischen der Rabbiner-Konferenz in 
der Bundesrepublik Deutschland und in West-Berlin und dem Ar- 
beitskreis Kirche und Judentum der VELKD in Berlin. 
Konstitutierung des Diakonischen Werkes der EKD in Stuttgart. 
Entschließung der Generalsynode und der Bischofskonferenz der 
VELKD zur kichlichen Gemeinschaft in der EKD. 

„Die Kirche und ihre Öffentlichkeitsarbeit‘. Studientagung der 
Evangelischen Notgemeinschaft in Deutschland in Hedemünden. 


November 

Amtsantritt des neuen Präsidenten des Lutherischen Kirchen- 
amts der VELKD, Dr. Günther Gaßmann, in Hannover. 
Wiederwahl des Kirchenpräsidenten der Evangelischen Kirche in 
Hessen und Nassau, D. Helmut Hild. 

Kundgebung der Synode der EKD zur Aufnahme der Umsiedler 
als Aufgabe der Kirchen. 

Verabschiedung des Kirchengesetzes über die Kirchenmitglied- 
schaft, das kirchliche Meldewesen und den Schutz der Daten 
der Kirchenmitglieder durch die Synode der EKD. 


523 


10. 


11: 


12.—14. 


18. 


21. 


23% 


21. 


Ende 
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Aufruf der Gemeinsamen Konferenz der Kirchen für Entwick- 
lungsfragen an Bundeskanzler Helmut Schmidt zu verstärkten 
Anstrengungen in der Entwicklungspolitik. 

Kundgebung der Synode der EKD zur Problematik des Schwan- 
gerschaftsabbruches. 

Erster Europäischer Kongress der internationalen Bewegung 
„Christen für den Sozialismus“ in Woudschoten/Niederlande. 
Informationsgespräch des Staatssekretärs für Kirchenfragen in 
der DDR, Hans Seigewasser, mit führenden Vertretern der 
evangelischen Kirche in der DDR. 

Zustimmung der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern 

zur Leuenberger Konkordie. 

Aufhebung des von der Hamburger Behörde für Wissenschaft 
und Kunst ausgesprochen Namensverbots für die private „Freie 
Universität‘‘ Hamburg e.V. durch das Verwaltungsgericht. 
Gründung der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen im Lande 
Niedersachsen (Mitglieder u.a. die Landeskirchen von Hannover, 
Braunschweig, Schaumburg-Lippe, Oldenburg, die evangelisch- 
reformierte Kirche und die Bistümer Hildesheim und Osnabrück). 
Protesttelegramm des Ratsvorsitzenden der EKD, Landesbischof 
D. Helmut Claß, an Ministerpräsident Vorster wegen der Ver- 
haftung kirchlicher Mitarbeiter in Südafrika. 


Dezember 

Einreiseverbot für Bischof D. Kurt Scharf in die Republik Süd- 
afrika. 

Absage eines Besuches des Ratsvorsitzenden der EKD, Landes- 
bischof D. Helmut Claß, in der Republik Südafrika. 


Wichtige Ereignisse des Jahres 1977 


Januar 
k Inkrafttreten der Verfassung der Nordelbischen Evangelisch- 
Lutherischen Kirche. 
16. Amtseinführung des neuen Bischofs der Evangelischen Kirche 
in Berlin-Brandenburg (Berlin-West), Dr. Martin Kruse. 
18. Gespräch zwischen Vertretern der Arnoldshainer Konferenz, 


der VELKD und der Konferenz Bekennender Gemeinschaften 
in den evangelischen Kirchen Deutschlands. 

19.—22. Beschluß zur Errichtung eines Forums für Mission auf Weltebe- 
ne auf der ersten Konsultation der Leitungen evangelikaler 
Missionsvereinigungen in Bombay. 


21, Ablehnung der Anerkennung des Theologiestudiums an der pri- 
vaten „Freien Universität‘‘ Hamburg durch den Rat der EKD. 
28. Veranstaltung einer Konferenz für Ausländerfragen durch das 


Kirchliche Außenamt der EKD. 


Februar 
2: Amtseinführung des neuen Bevollmächtigten des Rates der 
EKD am Sitz der Bundesregierung, Prälat Heinz Georg Binder. 
10. Gespräch zwischen dem Staatssekretär für Kirchenfragen in 


der DDR, Hans Seigewasser, dem Vorsitzenden des Rates des 
Bezirks Erfurt, Richard Gothe, und Vertretern des Landeskir- 
chenrats der evangelisch-lutherischen Kirche in Thüringen in 
Reinhardsbrunn bei Gotha. 

16. Gemeinsamer Aufruf der katholischen und evangelischen Bi- 
schöfe Baden-Württembergs (Landesbischöfe D. Helmut Claß 
und Hans-Wolfgang Heidland, Erzbischof Hermann Schäufele, 
Bischof Georg Moser) zu einer friedlichen Lösung des Kern- 


energie-Konflikts. 

IF: Berufung von Dr. Joachim Rogge zum neuen Präsidenten der 
Kirchenkanzlei der Evangelischen Kirche der Union (Bereich 
DDR). 

19.—21. Gespräch zwischen Vertretern der Evangelisch-Lutherischen Kir- 


che in Bayern, der Evangelischen Landeskirche in Württemberg 
und des ÖRK über Zielsetzungen der ökumenischen Entwick- 
lungshilfe in Genf. 


März 

7-11. „Europa nach Helsinki und die Entwicklungsregionen — geist- 
liche, moralische und praktische Aufgaben unserer Kirchen“. 
Konsulation der KEK in Genf. 

7-12. Gespräch der Gemeinsamen Kommission des LWB mit Vertre- 
tern der römisch-katholischen Kirche über Fragen des Eucha- 
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10. 


12; 


IE 


19. 


23.=25. 


24. 


30. 


28.=29. 


13.—14. 


16.-17. 


17.-19. 


20. 


26.—29. 
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ristieverständnisses und des kirchlichen Amtes in Paderborn. 
Wahl des Pastors Hermann Sticher zum neuen Bischof der Evan- 
gelisch-methodistischen Kirche in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. 

Verstaatlichung des Rundfunksenders des LWB, Stimme des 
Evangeliums, in Addis Abeba. 

Wahl des Präsidenten des Finanzgerichts, Eckart Ranft, zum 
neuen Präsidenten des Kirchenausschusses und des Pastors Wolf- 
Udo Smidt zum neuen Schriftführer der Bremischen Evangeli- 
schen Kirche. 

Wahl des Oberkirchenrats Dr. Heinrich Reiß zum neuen Präses 
der Evangelischen Kirche von Westfalen. 

„Kirchengemeinschaft und Bekenntnis‘. Symposium des Bundes 
der Evangelischen Kirchen in der DDR und der Evangelischen 
Kirche der Kirchenprovinz Sachsen anläßlich des 400. Jubiläums 
der Konkordienformel in Magdeburg. 

Schreiben der Bundestagsmitglieder Flämig (SPD), Lenzer (CDU) 
und Mertes (FDP) an alle evangelischen und katholischen Pfar- 
rer mit der Bitte um Verständnis für Kernenergiepolitik. 
Gespräch zwischen Vertretern der Evangelischen Landeskirche 
Greifswald und Vertretern der Räte der Bezirke Rostock und 
Neubrandenburg. 


April 
Wahl des Pastors Hinnerk Schröder zum neuen Kirchenpräsiden- 
ten der Evangelisch-reformierten Kirche in Nordwestdeutschland. 


Mai 

Veröffentlichung eines Papiers des ÖRK für die Kernenergiekon- 
ferenz der Internationalen Atomenergieorganisation (,‚Kernener- 
gie und Brennstoffzyklus‘“) in Salzburg. 

Gespräch des Rates der EKD mit dem Generalsekretär und dem 
stellvertretenden Generalsekretär des ÖRK, Dr. Philip A. Potter 
und Dr. Konrad Raiser, über Möglichkeiten intensiverer Beteili- 
gung der EKD an ökumenischen Arbeitsvorhaben. 

Gespräch zwischen Synodalen der Evangelischen Landeskirche 
in Württemberg und der EKD über die Grundordnung der EKD 
vom 7.11.1974. 

Gemeindetag unter dem Wort der Konferenz bekennender Ge- 
meinschaften in den evangelischen Kirchen Deutschlands in 
Dortmund. 

Vereinbarung über die kirchliche Arbeit an evangelischen Finnen 
in der Bundesrepublik zwischen Erzbischof Dr. M. Simojoki 
und dem Ratsvorsitzenden der EKD, Landesbischof D. Helmut 
Claß. 

Jubiläumstagung der ökumenischen Bewegung Glaube und Kir- 


SL. 


31. bis Juni 9. 


8.—12. 
13.—29. 


18. 


20. 


23. 


27. 


Al, 


1k 


12.-15. 


29. 


chenverfassung (Faith and Order) anläßlich des 50. J ahrestages 
ihrer Gründung in Lausanne. 

Berufung des Superintendenten Peter Kraske zum neuen Präsi- 
denten der Kirchenkanzlei der Evangelischen Kirche der Union 
(Bereich Bundesrepublik Deutschland und Berlin-West). 

„Jesus Christus im Leiden und in der Hoffnung Asiens“, Voll- 
Ra linE der Christlichen Konferenz Asiens in Penang/Ma- 
aysia. 


Juni 

Kirchengesetz über das Dienstverhältnis der Pfarrer der Evangeli- 
schen Landeskirche in Württemberg. 

„400 Jahre Konkordienformel“. Jubiläumskongreß in Coburg. 
Zustimmung der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 
zur Weiterbeschäftigung von drei der DKP angehörenden Theo- 
logen in pfarramtlicher Tätigkeit im Angestelltenverhältnis. 

17. Deutscher Evangelischer Kirchentag in Berlin. 
Vollversammlung des LWB in Daressalam. Wahl des tansanischen 
Bischofs Josiah Kibira zum neuen Präsidenten und des bayeri- 
schen Landesbischofs Dr. Johannes Hanselmann zu einem der 
Vizepräsidenten. 

Gründungsversammlung des Trägervereins für das „Brüsewitz- 
Zentrum“ Bad Oeynhausen. 

Offener Brief der Konferenz bekennender Gemeinschaften in 
den evangelischen Kirchen Deutschlands an die Kultusministe- 
rien gegen die Ideologisierung des Schulwesens. 

Gespräch zwischen Vertretern der EKD, der FDP und der SPD 
über Medienpolitik. 

„Ihesen zur Freizeitpolitik‘. Veröffentlichung des evangelischen 
Arbeitskreises für Freizeit und Erholung und der katholischen 
Arbeitsgemeinschaft Urlauberseelsorge. 

Gründung der Arbeitsgemeinschaft ‚Lebendige Gemeinde“ inner- 
halb der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern. 


Juli 

Erklärung des Rates und der Kirchenkonferenz der EKD zu An- 
griffen auf die evangelischen Bischöfe und Kirchenleitungen in 
der DDR im Zusammenhang mit dem Tode des Pfarrers Oskar 
Brüsewitz. 

Aussprache zwischen einer Delegation des Bundesvorstandes des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes und dem Rat der EKD über die 
Themenbereiche Arbeitslosigkeit, Menschenrechte, ausländische 
Arbeitnehmer. 

Kolloquium des ÖRK über die Menschenrechte zur Vorbereitung 
der KSZE-Folgekonferenz in Belgrad. 

Meinungsaustausch zwischen der Konferenz bekennender Ge- 
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16. 
16. 
16. 
19.—22. 


22.—28. 
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meinschaften in den evangelischen Kirchen Deutschlands und 

der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern über den Kirchen- 
tag 1979 in Nürnberg. 

Wahl der ersten Kirchenleitung der Nordelbischen Evangelisch- 
Lutherischen Kirche und ihres Vorsitzenden, Bischof Alfred Pe- 
tersen. 

Einsetzung einer weltweiten Beratergruppe für Menschenrechte 
auf der Tagung des Zentralausschusses des ÖRK. 


August 

„Die Herrlichkeit Gottes und die Zukunft des Menschen“. Jubi- 
läums-Konsultation des RWB anläßlich seines 100jährigen Be- 
stehens in St. Andrews bei Edinburgh. 

Erklärung des Rates der EKD zur Gemeinschaft im ÖRK, gegen 
Rassendiskriminierung und Gewaltanwendung. 


September 

Botschaft des Pfarrers Heinrich Albertz, des Schriftstellers Hein- 
rich Böll, des Theologieprofessors Helmut Gollwitzer und des 
Bischofs Kurt Scharf an die Entführer des Arbeitgeberpräsiden- 
ten Hanns-Martin Schleyer. 

Theologische Konsultation von Delegationen der VELKD ünd 
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche in Südwest- 
Afrika (VELKSWA) in Namibia. 

Erklärung des Rates der EKD zum Terrorismus-Problem anläß- 
lich der Entführung Hanns-Martin Schleyers. 

Erklärung des Rates der EKD zur Energiediskussion. 

Erklärung des Rates der EKD zur Ehe- und Ehescheidung. 
Amtseinführung des neuen Abts von Loccum, Bischof D. Eduard 
Lohse. 

Tagung der Theologischen Kommission der Christlichen Friedens- 
konferenz in Berlin-West. 

„Vertiefung der Seelsorge durch gemeinsames Lernen“. Ökume- 
nische Studienkonferenz, veranstaltet vom Bund der Evangelischen 
Kirchen in der DDR in Zusammenarbeit mit dem ÖRK in Eise- 
nach. 

Amtseinführung des neuen Leitenden Bischofs der VELK in der 
DDR, Landesbischof Dr. Heinrich Rathke. 

Kommunique der Kirchenkanzlei der EKD über die Regelung 
der arbeitsrechtlichen Verhältnisse in der Kirche. 

„Leben in Spannung — Leben aus Hoffnung“. 17. Deutscher 
Diakonentag nach neunjähriger Pause in Bethel. 

Stellungnahmen des Ratsvorsitzenden der EKD, Landesbischof 
D. Helmut Claß und des Berliner Altbischofs D. Kurt Scharf 
zum Terrorismus. 

Erklärung des Rates der EKD zum neuen Eherecht. 


10. 


14. 


15. 


": 


18. 


18: 


28. 


28. 


3T. 


Oktober 

„Wiederentdeckung der Gemeinschaft der Kirchen: Konziliarität 
— = Weg nach vorne?‘“. Theologische Konsultation der KEK in 
Sofia. 

Protest des Polnischen Ökumenischen Rates gegen die vom Ost- 
kirchenausschuß der EKD behauptete „sprachliche Vergewaltigung“ 
der Christen deutschen Volkstums in Polen. 

Erklärung des Rates der EKD zur KSZE-Nachfolgekonferenz in 
Belgrad. 

„Versammlung westeuropäischer Christen‘ anläßlich des 30. Jah- 
restages des Darmstädter Wortes des Bruderrats der EKD vom 
8.8.1947 in Darmstadt. 

Stellungnahme der Kirchenkanzlei der EKD zum Ehescheidungs- 
recht in Beantwortung von Anfragen der FDP-Politikerin Lise- 
lotte Funcke. 

Erklärung des Mitglieds des Politbüros der SED, Professor Albert 
Norden, zur Stellung der Christen in der DDR auf dem Partei- 
tag der CDU-Ost. 

Erklärung des Rates der EKD zur Entführung Hanns Martin 
Schleyers und einer Lufthansa-Maschine nach Mogadischu. 
Aufruf des Ratsvorsitzenden der EKD, Landesbischof D. Hel- 
mut Claß, in Absprache mit der römisch-katholischen Deutschen 
Bischofskonferenz, zu Gebeten und Gedenkgottesdiensten am 
18. Oktober anläßlich der Entführungen. 
Eröffnungsveranstaltung des Brüsewitz-Zentrums in Bad Oeyn- 
hausen. 

Verurteilung der Unterdrückung der Freiheit in Südafrika durch 
den Ratsvorsitzenden der EKD, Landesbischof D. Helmut Claß, 
den ÖRK und den LWB. 

Verabschiedung einer Handreichung zur Frage der Teilnahme 
von Kindern am Abendmahl durch die Generalsynode der 
VELKD. 

Wahl der neuen Kirchentagspräsidenten D. Klaus von Bismarck, 
Dr. Erhard Eppler und Dr. Richard von Weizsäcker. 
Ankündigung des Kirchenaustritts durch Professor Ernst Käse- 
mann wegen Streichung finanzieller Zuschüsse für die Tübinger 
Studentengemeinde in der Württembergischen Synode. 


November 

Gemeinsame Arbeitstagung und öffentliche Veranstaltung der 
VELKD und der Rabbinerkonferenz in der Bundesrepublik 
Deutschland in Hannover. 

Wahl des Oberkirchenrats Dr. Hans-Gernot Jung zum Bischof 
der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck. 

Erstes offizielles Kontaktgespräch zwischen der EKD und der 
Christlichen Friedenskonferenz in Arnoldshain. 
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13.—18. 
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30. 
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15.—17. 


17.—24. 
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Fachtagung des ÖRK über Militarismus in Glion/Schweiz. 
Eröffnung des Lehrbeanstandungsverfahrens gegen Pastor Dr. 
Paul Schulz, Hamburg. 

„Fragen des Amtes als Voraussetzung zu Kirchen-Eucharistie- 
Gemeinschaft“. Verabschiedung eines Dokumentes auf der 

25. Tagung des ökumenischen Gesprächskreises der katholischen 
Diözese Münster und der Evangelisch-lutherischen Kirche in Ol- 
denburg. 

Gespräch zwischen dem Rat der EKD und einer Delegation des 
Parteivorstandes der SPD über Terrorismus und Menschenrechte. 


Dezember 

Aufruf des Präsidenten des Diakonischen Werks, Dr. Theodor 
Schober, zur „Aktion e‘“ (= sparen von Energie und Rohstoffen). 
Informationsgespräch zwischen Vertretern der EKD und der 
Deutschen Angestelltengewerkschaft zu Fragen des Arbeitsrechts. 
Gespräch zwischen dem Staatssekretär für Kirchenfragen in der 
DDR, Hans Seigewasser, dem stellvertretenden Oberbürgermeister 
von Berlin/DDR Günter Hoffmann, Bischof D. Albrecht Schön- 
herr und Vertretern der Kirchenleitung der Evangelischen Kir- 
che in Berlin-Brandenburg über die Rolle der Kirchen in der 
sozialistischen Gesellschaft. 

Ökumenisches Kolloquium katholischer und evangelischer Chri- 
sten aus den EG-Ländern zu Fragen des europäischen Zusammen- 
schlusses in Brüssel. 

Erstes offizielles Gespräch zwischen Vertretern des Methodisti- 
schen Weltrats und der LWB in Epworth-by-the-Sea/USA. 

Erste gemeinsame Erklärung des Rates der EKD und des Bun- 
des der Evangelischen Kirchen in der DDR zur Frage der Ent- 
spannung in Europa. 

Wahl des Superintendenten Werner Leich zum neuen Bischof 

der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen. 

Begegnung zwischen Vertretern der Kirchenkonferenz der EKD 
und der KEK. 

„Christliches Engagement im heutigen Afrika — Schwerpunkte im 
Entwicklungsprozess afrikanischer Theologie‘. Panafrikanische 
Theologenkonferenz, veranstaltet von der Vereinigung der Drit- 
te-Welt-Theologen. 

Gespräch zwischen Vertretern der CDU und des Rates der EKD 
über Terrorismus. 


Von Personen 


(Im Jahre 1976 verstorben) 


Bandt, Hellmut, geb. 23.9.1917 Mahlsdorf bei Berlin, nach Studium, Kriegs- 
dienst, Kriegsgefangenschaft und Rekonvaleszenz 1950 Assistent Humboldt- 
Universität Berlin, 1955 Dr. theol., 1958 Professor für Systematische Theologie 
Greifswald, Mitarbeit im „‚Weißenseer Arbeitskreis“ und in der „Christlichen 
Friedenskonferenz“, gest. 19.5.1976 Greifswald. 

de Boor, Werner, geb. 24.4.1899 Breslau, 1924 Pfarrer Bobeck/Thüringen, 
1926 Assistent Marburg, 1928 Pfarrer Kordeshagen/Kreis Köslin, 1932 Stolp, 
Mitglied der Sydower Bruderschaft, 1945 Pfarrer Lübtheen/Mecklenburg, 1946 bis 
1956 Theologischer Rat, Oberkirchenrat und ordentliches Mitglied des Evange- 
lischen Oberkirchenrats Schwerin, 1957-1965 Leiter der Evangelistenkonferenz 
in der DDR, gest. 18.3.1976 Schwerin. 

Bultmann, Rudolf, geb. 20.8.1884 Wiefelstede/Oldenburg, 1912 Privatdozent 
für Neues Testament Marburg, 1916 Professor Breslau, 1920 Gießen, 1921 bis 
1961 Marburg, u.a. Mitglied der Akademie der Wissenschaften Heidelberg, Göt- 
tingen und Oslo, gest. 30.7.1976 Marburg. 

Cavert, Samuel Mc Crea, Dr. geb. 9.9.1888 Charlton/New York, 1921 Gene- 
ralsekretär des Federal Council und 1951 des National Council of the Churches 
of Christ in the USA, bis zum Ausbruch des 2. Weltkrieges Verbindungsmann 
zwischen deutschen und amerikanischen evangelischen Christen, 1945-1957 Lei- 
ter des amerikanischen Verbindungsbüros des ÖRK, gest. 21.12.1976 Bronx- 
ville. 

Daur, Rudolf, geb. 26.1.1892 Korntal, 1921-1962 Pfarrer in Reutlingen, 
Rohr a.d. Fildern, Stuttgart, 1933 Leiter des Bundes der Köngener, 1945 
2. Vorsitzender, später Präsident des Deutschen Zweiges des Internationalen Ver- 
söhnungsbundes, 1960 Präsident des Bundes für freies Christentum, 1947 in 
der Leitung der Una-Sancta-Bewegung in Groß-Stuttgart, 1953-1971 Mitglied 
der württembergischen Landessynode, gest. 17.6.1976 Stuttgart-Möhringen. 

Eltester, Walther, geb. 18.4.1899 Hohenlandin/Uckermark, 1931 Mitarbeiter 
der Kirchenväterkommission der Preußischen Akademie der Wissenschaften, 
1940 Universitätsdozent, 1945—1966 Professor für Kirchengeschichte (und 
Neues Testament) in Berlin, Marburg und Tübingen, gest. 4.12.1976 Tübingen. 

Geisendörfer, Robert, geb. 1.9.1910 Würzburg, 1936 Stadtvikar, 1939 Pfarrer 
Rosenheim, 1947 Geschäftsführer des Evangelischen Presseverbandes Bayern, 
1960 zugleich Fernsehbeauftragter der Evangelischen Rundfunk- und Fern- 
seharbeit in Deutschland, 1962 Kirchenrat, 1967 Geschäftsführer des Evan- 
gelischen Presseverbandes für Deutschland, gest. 25.2.1976 Frankfurt a.M. 

Goosmann, Wilhelm, geb. 21.8.1933 Berlin, 1962 Hilfsprediger, später Pfar- 
rer Lebus/Oder, 1969 Konsistorialrat, Ausbildungsdezernent im Konsistorium 
der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg (Ost), 1972 Oberkirchenrat, 
gest. 14.11.1976 bei Falkensee (Unfall). 

Grote, Gottfried, geb. 15.5.1903 Oberfrohna/Chemnitz, 1926 Organist Wup- 
perfeld, 1935 Direktor der Berliner Kirchenmusikschule, 1955—1973 Professor 
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für evangelische Kirchenmusik an der Staatlichen Hochschule für Musik, Leiter 
des Berliner Staats- und Domchors, gest. 22.7.1976 Berlin. 

Grundmann, Walter, geb. 21.10.1906 Chemnitz, 1933 Oberkirchenrat Dresden, 
1936 Lehrbeauftragter, 1938 Professor für völkische Theologie und Neues Testa- 
ment Jena, nach 1945 Leiter des Eisenacher Katechetenseminars, 1974 Kirchen- 
rat, gest. 30.8.1976 Eisenach. 

Heinemann, Gustav Dr.jur., geb. 23.7.1899 Schwelm, Rechtsanwalt, Berg- 
werksdirektor, aktiv am Aufbau der Bekennenden Kirche beteiligt, 1946 Ober- 
bürgermeister von Essen und Justizminister von Nordrhein-Westfalen, 1949 Mit- 
glied des Bundestages und bis 1950 Bundesinnenminister, 1952 Austritt aus der 
CDU, 1953 Gründung der Gesamtdeutschen Volkspartei, 1957 Mitglied der SPD, 
1966 Bundesjustizminister, 1969-1974 Bundespräsident, 1945-1967 Mitglied 
des Rates der EKD, 1949-1955 Präses der Synode der EKD, gest. 7.7.1976 
Essen. 

Hornig, Ernst, geb. 25.8.1894 Kohlfurt, 1928 Pfarrer Breslau, 1934—1945 
Leiter des schlesischen Bruderrats, 1946-1964 Bischof der Evangelischen Kirche 
von Schlesien (des Görlitzer Kirchengebietes), gest. 5.12.1976 Bad Vilbel-Heils- 
berg. 

Hossenfelder, Joachim, geb. 19.4.1899 Cottbus, 1925 Pfarrer Simmenau, 

1927 Alt-Reichenau/Schlesien, 1931 Berlin, 1932 Mitbegründer und erster Reichs- 
leiter der Glaubensbewegung ‚Deutsche Christen‘, 1933 Hilfsreferent im preu- 
ßischen Kultusministerium, Geistlicher Vizepräsident des Evangelischen Ober- 
kirchenrats Berlin, Bischof von Brandenburg, Geistlicher Minister, Dezember 

1933 Beurlaubung aus allen kirchlichen Ämtern, 1939—1945 Pfarrer Potsdam, 
Wartestandsversetzung, später Krankenhausgeistlicher, kommissarischer Verwal- 
ter von Pfarrstellen, 1953 Ruhestandsversetzung, 1954-1969 Pfarrer in Rate- 
kau/Schleswig Holstein, gest. 28.6.1976 Lübeck. 

Karnatz, Bernhard, geb. 29.3.1882 Verden/Aller, 1908 Hilfsarbeiter im Evan- 
gelischen Oberkirchenrat Berlin, 1910 Konsistorialassessor in Breslau und Posen, 
1916 Konsistorialrat, 1919 Geheimer und Oberkonsistorialrat und Mitglied des 
Evangelischen Oberkirchenrats Berlin, 1929 juristischer Dirigent, 1933 zwangs- 
weise Ruhestandsversetzung aus politischen Gründen, 1952-1958 kommissa- 
rischer Vizepräsident der Kirchenkanzlei der EKD und Leiter der Berliner Stelle, 
gest. 18.3.1976 Berlin. 

Kuhn, Karl Georg, geb. 6.3.1906 Thaleischweiler/Pfalz, 1934 Privatdozent, 
1942 Professor für Neues Testament Tübingen, 1949 Göttingen, 1954—1971 
Heidelberg, seit 1957 dort Leiter der Qumran-Forschungsstelle, gest. 20.9.1976 
Heidelberg. 

Liermann, Hans, Prof. Dr. jur., geb. 23.4.1893 Frankfurt a.M., 1926 Privat- 
dozent Freiburg, 1929-1961 Professor für Kirchenrecht Erlangen, 1931-1961 
Vorstand des Kirchenrechtlichen Seminars ebd., 1959-1969 Präsident des Ver- 
fassungs- und Verwaltungsgerichts der VELKD, gest. 22.2.1976 Erlangen. 

Ludwig, Renate, Dr. theol., geb. 19.6.1905, erste Theologin der württember- 
gischen Landeskirche, 1950 Vikarin Esslingen, 1962 Oberstudienrätin, 1949 
Mitglied des Rundfunkrats, jahrzehntelang führend in der Frauenarbeit ihrer 
Landeskirche tätig, gest. 27.4.1976 Esslingen. 
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Lücking, Karl, geb. 23.11.1893 Lüdenscheid, 1922 Pfarrer Bodelschwingh/ 
Kreis Dortmund, 1929 Dortmund, 1934 Mitglied des Reichsbruderrats und 
des Rats der Deutschen Evangelischen Kirche, 1938 Ausweisung aus West- 
falen, Pfarrer in Jastrow bei Schneidemühl, Hannover und Halle, Dezember 
1942-1949 in Barkhausen (Westfalen), 1945-1949 Superintendent Kirchen- 
kreis Minden und nebenamtliches Mitglied der Kirchenleitung der Evangelischen 
Kirche von Westfalen, 1949-1960 theologischer Vizepräsident und hauptamt- 
liches Mitglied der Kirchenleitung ebd., 1948-1960 Mitglied der Synode der 
EKD, 1946-1960 Mitglied der westfälischen Provinzial(Landes)synode, und 
der Synode der Evangelischen Kirche der Altpreußischen Union bzw. der Evan- 
gelischen Kirche der Union (West), gest. 30.11.1976 Bad Salzuflen. 

Nieland, Arnold, geb. 26.3.1906 Duisburg, 1934-1957 Pfarrer Monschau, 
dazwischen Marinepfarrer und Lagerpfarrer für Kriegsgefangene, 1957 Landes- 
kirchenrat Düsseldorf, 1968 hauptamtliches Mitglied der Kirchenleitung der 
rheinischen Kirche, 1969—1973 theologischer Dirigent, gest. 27.1.1976 Düssel- 
dorf. 

Pietz, Reinhold, geb. 6.4.1921 Berlin-Charlottenburg, seit 1952 Studienin- 
spektor und Pfarrer, 1958 Leiter der Predigerschule Paulinum Berlin Ost, 1970 
Superintendent des Kirchenkreises Oberspree, 1972 Präsident der Kirchenkanz- 
lei der EKU Berlin Ost, Domprediger, Vorsitzender des Domkirchenkollegiums, 
gest. 12.12.1976 Berlin. 

Rahe, Wilhelm, geb. 14.7.1896 Bielefeld, 1946 Lehrbeauftragter, 1967 Profes- 
sor für Kirchengeschichte Münster, Geschäftsführer des Instituts für Westfälische 
Kirchengeschichte, Vorsitzender des Vereins für Westfälische Kirchengeschichte 
und der Westfälischen Missionskonferenz, Landeskirchenrat, gest. 16.10.1976 
Münster. 

Ronicke, Curt, geb. 5.5.1893 Dresden, 1925 theologischer Berufsarbeiter der 
Bethel-Mission, 1939 Missionsinspektor und -leiter ebd., 1946-1958 Anstalts- 
geistlicher in Bethel, verantwortlich für die Zeitschriften der Bodelschwingh- 
schen Anstalten, gest. 3.5.1976 Bielefeld. 

Rose, Karl, geb. 13.6.1896 Marienburg, 1951 Lehrbeauftragter, 1957-1962 
Professor Berlin (Humboldt-Universität), seit 1953 Leiter der Abteilung für ost- 
und südslawische Religions- und Kirchenkunde, gest. 11.2.1976 Berlin. 

Rutenborr, Günter, geb. 8.4.1912 Dortmund, 1940 Pfarrer, seit 1943 Senske/ 
Havelland, 1956 Potsdam, 1967-1975 Berlin (Französischer Dom), gleichzeitig 
Leiter des Hugenotten-Museums und Seelsorger aller reformierten Gemeinden 
im Kirchenkreis Ost-Berlin und Potsdam, Verfasser von Theaterstücken, gest. 
17.12.1976 West-Berlin. 

Sasse, Hermann, geb. 17.7.1895 Sonnewalde, 1921 Pfarrer Oranienburg, 1928 
Berlin, 1933 Professor für Kirchengeschichte, Dogmengeschichte und Symbolik 
Erlangen, 1948 Austritt aus der bayerischen Landeskirche, Anschluß an die 
altlutherische Kirche, 1949 Professor North Adelaide/Südaustralien, gest. 8.8. 
1976 North Adelaide. 

Thadden-Trieglaff, Reinold von, Dr. jur., geb. 13.8.1891 Morungen/Ostpreußen, 
Rittergutsbesitzer, 1933 Mitglied des preußischen Landtags, 1934 Präses des pom- 
merschen Bruderrats und der pommerschen Bekenntnissynode, Mitglied des 
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Reichsbruderrats, 1936 Vizepräsident des Christlichen Studentenweltbundes, 
1945 russische Kriegsgefangenschaft, 1949-1964 Präsident des Deutschen 
Evangelischen Kirchentages, gest. 10.10.1976 Fulda. 

Vogel, Gotthard, geb. 5.7.1911 Neuenburg/Neumark, 1937 juristischer Mitar- 
beiter der Vorläufigen Kirchenleitung der DEK, 1947 juristischer Hilfsarbeiter 
im Konsistorium Berlin-Brandenburg, 1949 Justitiar des Konsistoriums und der 
Kirchenleitung, 1957 Oberkonsistorialrat, gest. 6.8.1976 Berlin. 

Weidemann, Heinz, geb. 1.3.1895 Hannover, 1922 Pastor und Studieninspektor 
Göttingen, 1925 Pastor Bremen, 1933 Mitglied und Schriftführer des Kirchenaus- 
schusses der Bremischen Evangelischen Kirche, 1934—1945 Träger des verfas- 
sungsmäßig nicht vorgesehenen Titels ‚„‚Landesbischof“, 1945 Ausscheiden aus 
dem kirchlichen Dienst und Verlust der Rechte des geistlichen Standes, gest. 
8.3.1976 München. 

Woelke, Willy, geb. 19.3.1905 Culm, 1937 juristischer Assessor am Konsistorium 
Stettin, 1941 Konsistorialrat in Stettin und Greifswald, 1947 Oberkonsistorialrat, 
1958-1972 Vizepräsident des Evangelischen Konsistoriums Greifswald, gest. 
24.1.1976 Oldenburg/Holstein. 
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Von Personen 
(Im Jahre 1977 verstorben) 


Ahrens, Walter, geb. 22.5.1912 Kiel, Missionsdienst in Indien, 1947 Pfarrer 
Breklum, 1953 Flensburg, 1956-1964 Missionsdirektor der Schleswig-Holstei- 
nischen evangelisch-lutherischen Missionsgesellschaft Breklum, 1964—1977 
Pfarrer Lübeck, gest. 31.7.1977 Stockelsdorf. 

Bodelschwingh, Friedrich von, geb. 23.5.1902 Bonn, 1930 Hilfsprediger, 
1932 Pfarrer Marten, Anstaltsgeistlicher Bethel, 1936 Pfarrer Schlüsselburg, 
1942 Gütersloh, 1946-1968 Vorsteher der Anstalt und Geistlicher der Anstaltsge- 
meinde Bethel, Vorsitzender der Vereinigten Vorstände Bethel, Sarepta und 
Nazareth, gest. 5.6.1977 Bethel. 

Bornkamm, Heinrich, geb. 26.6.1901 Wuitz/Kreis Zeitz, 1925 Privatdozent 
Tübingen, 1927 Professor für Kirchengeschichte Gießen, 1935 Leipzig, 1948 
Heidelberg, Vorsitzender des Vereins für Reformationsgeschichte, 1935-1963 
Präsident des Evangelischen Bundes, 1948. Gründer des Konfessionskundlichen 
Institutes des Evangelischen Bundes Bensheim, 1958-1960 Präsident der Aka- 
demie der Wissenschaften Heidelberg, gest. 21.1.1977 Heidelberg. 

Dörries, Hermann, geb. 17.7.1895 Hannover, 1923 Privatdozent, 1926 Pro- 
fessor für Kirchengeschichte Tübingen, 1928 Halle, 1929-1963 Göttingen, 
gest. 2.11.1977 Göttingen. 

Esgerath, Werner, geb. 16.3.1900 Elberfeld, Schlosser, 1936 Verurteilung zu 
Zuchthaus wegen Hochverrats, nach 1945 Landrat, Bezirksleiter der KPD in 
Thüringen, Mitglied des Landtags und thüringischer Ministerpräsident, 1958 bis 
1960 Staatssekretär für Kirchenfragen in der DDR, gest. 16.6.1977 Berlin-Ost. 

Elliger, Karl, geb. 7.3.1901 Rüstringen, 1929 Privatdozent Münster, 1934 Leip- 
zig, 1937 Professor für Altes Testament Leipzig, 1937 Tübingen, gest. 31.10. 
1977 Tübingen. 

Erdmann, Martin, geb. 23.7.1896 Ingeleben/Kreis Helmstedt, 1924 Pfarrer 
Räbke und Warburg, 1945 Landeskirchenpräsident, 1947 Landesbischof der 
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche in Braunschweig, gest. 1.9.1977 Braun- 
schweig. 

Freudenberg, Adolf, Dr. jur., geb. 4.4.1894 Weinheim/Bergstraße, zwischen 
1918 und 1938 Jura- und Theologiestudium, 1934 Abschlußprüfung für den 
diplomatisch-konsularischen Dienst beim Auswärtigen Amt, 1926-1935 Lega- 
tionssekretär und Legationsrat in Rom und Berlin, 1938-1939 Lehrvikariat, 
Tätigkeit in der Ev. Hilfsstelle für Rasseverfolgte in Deutschland (Büro Grüber), 
Berlin, und Ordination, 1939-1947 Sekretär des ökumenischen Komitees für 
Flüchtlingsdienst beim ÖRK, 1948-1960 Pfarrer der Flüchtlingsgemeinde 
Heilsberg-Bad Vilbel, gest. 7.1.1977 Bad Vilbel. 

Haferkamp, Heinrich, Dr. jur., geb. 6.10.1914 Oberhausen, 1939-1945 Kriegs- 
dienst, 1948 juristischer Mitarbeiter der Evangelischen Kirche im Rheinland, 
1950 Landeskirchenrat, 1971 hauptamtliches Mitglied der Kirchenleitung, Ober- 
kirchenrat, 1976 juristischer Dirigent des Landeskirchenamtes Düsseldorf, gest. 
22.1.1977 Düsseldorf. 
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Kandler, Paul, geb. 21.1.1899 Dresden, 1926 juristischer Mitarbeiter der säch- 
sischen Landeskirche, 1948-1967 Oberlandeskirchenrat, Mitglied des Landes- 
kirchenamtes und der Kirchenleitung, gest. 9.2.1977 Dresden. 

Lilje, Hanns, geb. 20.8.1899 Hannover, 1924 Studentenpfarrer Hannover, 
1927-1936 Generalsekretär der Deutschen Christlichen Studentenvereinigung, 
1932-1935 Vizepräsident der World Student Christian Federation, 1935-1945 
Generalsekretär des Lutherischen Weltkonvents, 1945-1947 Oberlandeskirchen- 
rat Hannover, 1945-1973 Mitglied des Rates der EKD, 1949-1967 stellvertre- 
tender Ratsvorsitzender, 1947-1971 Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirche Hannover, 1950 Abt zu Loccum, 1947-1970 Mitglied des Exe- 
kutivkomitees, 1952-1957 Präsident des Lutherischen Weltbundes, 1948 Mit- 
glied des Zentralausschusses, 1961 des Exekutivkomitees, 1968 des Präsidiums 
im ÖRK, 1955-1966 Leitender Bischof der VELKD, bis 1966 Mitglied des Prä- 
sidiums der Konferenz Europäischer Kirchen, gest. 6.1.1977 Hannover. 

Lüpsen, Focko, Dr. phil., geb. 22.5.1898 Burweg/Kreis Stade, Theologie- und 
Philosophiestudium, 1923 Journalist, 1925 Mitarbeiter der Berliner Büros des 
Evangelischen Pressedienstes, 1933 Chefredakteur ebd., vorübergehend Presse- 
beauftragter des Reichsbischofs von Bodelschwingh, Kriegsdienst und Gefangen- 
schaft, 1946 geschäftsführender Direktor des Evangelischen Presseverbandes für 
Westfalen und Lippe, Gründer der Organe „Unsere Kirche“ und ‚Evangelische 
Welt‘, 1947-1968 Herausgeber und Chefredakteur des von ihm wiederbegrün- 
deten „Evangelischen Pressedienstes“ (epd) und verschiedener Informationsdien- 
ste, Mitbegründer des Gemeinschaftswerkes der Evangelischen Presse, seit 1957 
Mitglied und wiederholt Sprecher des Deutschen Presserats, gest. 31.3.1977 Bie- 
lefeld. 

Mitzenheim, Moritz, geb. 17.8.1891 Hildburghausen, 1917 Pfarrer Saalfeld, 
1929 Eisenach, 1936 Anschluß an die lutherische Bekenntnisgemeinschaft in 
Thüringen, 1941 Leiter des Landesbruderrats, 1945 Vorsitz der neuen thürin- 
gischen Kirchenleitung, bis 1970 Landesbischof, 1945-1962 stellvertretender 
Vorsitzender der Konferenz der evangelischen Kirchenleitungen in der DDR, 
1955-1961 Mitglied des Rates der EKD, gest. 4.8.1977 Eisenach. 

Oberheid, Heinrich, Dr. rer. pol., geb. 7.2.1895 Mülheim/Ruhr, Theologie- 
und Volkswirtschaftsstudium, 1925 Landwirt, Sturmführer der SA, Führer der 
Deutschen Christen im Oberrheingau, 1933 Pfarrer Asbach/Westerwald, Okto- 
ber 1933 Bischof von Köln-Aachen, 1934 „Chef des Stabes“ bei Reichsbischof 
Müller, 1936 Pfarrer in Thüringen, Kriegsdienst, 1944-1945 Kriegsgefangen- 
schaft USA, Tätigkeit im nichtkirchlichen Bereich, gest. 17.11.1977. 

Seiler, Ludwig Leopold, geb. 25.12.1888 Colmar, 1922 Direktor des Evange- 
lischen Presseverbandes im Rheinland, 1935-1952 auch Herausgeber des Deut- 
. schen Pfarrerblattes, gest. 10.12.1977 Essen. 

Stoevesandt, Karl, Prof. Dr. med., geb. 9.8.1882 Bremen, Arzt, 1933-1967 
Verwaltender Bauherr der Unser-Lieben-Frauen Gemeinde Bremen, 1934—1945 
Vorsitzender des Landesbruderrats, 1935 Mitglied des Reichsbruderrats, 1945 bis 
1961 Mitglied der Synode der EKD, gest. 5.7.1977 Bremen. 

Vielhauer, Philipp, Prof. Dr. theol., geb. 3.12.1914 Bali/Kamerun, 1950 Privat- 
dozent Göttingen, 1951 Professor für Neues Testament Bonn, gest. 23.12.1977. 
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Wolf, Erik, Dr. jur., geb. 13.5.1902 Biebrich a.Rh., 1927 Privatdozent Heidel- 
berg, 1928 Professor für Rechtsphilosophie und Kirchenrecht Rostock, 1930 
Kiel und 1930-1967 Freiburg, 1933 Mitglied der Badischen Landessynode, 
1937 Mitglied der Verfassungskammer der Vorläufigen Leitung der Deutschen 
Evangelischen Kirche, 1945 Mitglied des Bruderrates und der Synode der EKD, 
später des Verfassungsausschusses der EKD, 1949 Rücktritt von allen kirchlichen 
Ämtern, gest. 13.10.1977 Oberrottweil/Kaiserstuhl. 

Zarnack, Hulda, geb. 6.7.1883 Wansdorf/Westhavelland, seit 1900 Mitarbeiterin, 
Erste Verbandssekretärin, Schriftführerin und 1933-1953 Oberin des Burck- 
hardthauses, Evangelisches Institut für Jugend- und Sozialarbeit e.V. (vormals 
Evangelischer Verband für die weibliche Jugend Deutschlands e.V.), 1917 Hilfs- 
referentin in der Kriegsamtstelle, Fürsorgetätigkeit für weibliche Wehrmachts- 
angehörige im Range eines Hauptmanns, 1924 eine der Vizepräsidentinnen der 
Young Women Christian Association, gest. 18.9.1977 Hannover. 
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AACC 


ABI. ... 
ABI.EKD 
ACK 


AEJ 
AEM 


AGES 
AGKED 
AGMD 
AKf 

AMD 
BEK.DDR 


BGB 
BGBl 
BGH 

Bh 

BPA 
BSynEKD 
BVerfG 
CA 

CCIA 


CCPD 


CDU 

CFK 

cIc 
CICARWS 


CSU 
CVIM 
CWME 


DA 
DDR 
DEKT 
DELK 
DEMR 
DEMT 
DS 
DtPfrBl 
DÜ 


DW 
DZ 
EA 
EAGWM 


Abkürzungsverzeichnis 


All African Church Conference (Gesamtafrikanische Kirchen- 
konferenz) 

Amtsblatt (mit Angabe der Landeskirche) 

Amtsblatt der EKD, Hannover 

Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in der Bundesrepublik 
Deutschland 

Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend 
Arbeitsgemeinschaft Evangelischer Missionen (bis 1968: Konferenz 
Evangelischer Missionen) 

Arbeitsgemeinschaft Europäischer Stadtmissionen 
Arbeitsgemeinschaft Kirchlicher Entwicklungsdienst 
Arbeitsgemeinschaft Missionarische Dienste 

Arnoldshainer Konferenz 

Arbeitsgemeinschaft Missionarische Dienste 

Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik 

Bürgerliches Gesetzbuch 

Bundesgesetzblatt 

Bundesgerichtshof 

Beiheft 

Bildungspolitischer Ausschuß der EKD 

Berichte über die Tagungen der Synode der EKD, Hannover 
Bundesverfassungsgericht 

Confessio Augustana 

Commission of the Churches on International Affairs ([ÖRK-] 
Kommission der Kirchen für Internationale Angelegenheiten: 
KKIA) 

Commission on the Churches’ Participation in Development 
(TÖRK-]Kommission für Kirchlichen Entwicklungsdienst) 
Christlich Demokratische Union Deutschlands 

Christliche Friedenskonferenz (,‚Prager Friedenskonferenz‘“) 
Codex Iuris Canonici 

Commission in Inter-Church Aid, Refugee and World Service 
([ÖRK-]Kommission für Zwischenkirchliche Hilfe, Flüchtlings- 
und Weltdienst) 

Christlich-Soziale Union 

Christlicher Verein Junger Männer 

Commission on World Mission and Evangelism ([ÖRK-]Kommission 
für Weltmission und Evangelisation) 

Deutschland-Archiv. Zeitschrift für Fragen der DDR, Köln 
Deutsche Demokratische Republik 

Deutscher Evangelischer Kirchentag 

Deutsche Evangelisch-Lutherische Kirche in Südwestafrika 
Deutscher Evangelischer Missions-Rat 

Deutscher Evangelischer Missions-Tag 

Deutsches Allgerneines Sonntagsblatt, Hamburg 

Deutsches Pfarrerblatt 

Dienste in Übersee. Arbeitsgemeinschaft evangelischer Kirchen 
in Deutschland 

Diakonisches Werk (Innere Mission und Hilfswerk) der EKD 
Deutsche Zeitung / „Christ und Welt‘, Stuttgart 

Evangelische Allianz 

Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Weltmission 
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EFD 
EG 
EKA 
EKD 
EKD-KA 
EKD-KK 
EKG 
EKHN 
EKiR 
EKKW 
EKL 
EKU 
EKvW 
EMW 
EMZ 
epd 
epd-Dok 
epd-Dokumentation 
epd ZA 
EPS 

ER 
ESG 
ESL 
EStl 
EvK 
EvTh 
FAK 
FAZ 
EC 
FDP 
FEST 
FR 
GEP 
GG 

GO 
GTB 
HK 
idea 
IDZ 
IKZ 
IKathZ. 


Info.-Bek. 


JK 
KA 
KbG 


KED 
KEK 
KidZ 
KiS 
KJ 
KKL 
KL 
KNA 
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Evangelische Frauenarbeit in Deutschland 

Europäische Gemeinschaft 

Evangelisches Kirchenamt für die Bundeswehr 
Evangelische Kirche in Deutschland 

Kirchliches Außenamt der EKD (s. auch KA) 
Kirchenkanzlei der EKD 

Evangelisches Kirchengesangbuch 

Evangelische Kirche von Hessen und Nassau 
Evangelische Kirche im Rheinland 

Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck 
Evangelisches Kirchenlexikon, Göttingen 

Evangelische Kirche der Union 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Evangelisches Missionswerk 

Evangelische Missionszeitschrift, Korntal-Stuttgart 
Evangelischer Pressedienst, Frankfurt am Main 
epd-Dokumentation 

epd Dokumentation (Buchreihe, hg. von H. W. Heßler) 
epd Zentralausgabe 

Ecumenical Press Service (Pressedienst des ÖRK), Genf 
The Ecumenical Review, Genf 

Evangelische Studentengemeinde 

Evangelisches Soziallexikon, 5. Aufl. 1965 
Evangelisches Staatslexikon, 2. Aufl. 1975 

Evangelische Kommentare, Stuttgart 

Evangelische Theologie, München 

Facharbeitskreis 

Frankfurter Allgemeine Zeitung 

Formule Concordiae (Konkordienformel) 

Freie Demokratische Partei 

Forschungsstätte der Evangelischen Studiengemeinschaft 
Frankfurter Rundschau 

Gemeinschaftswerk der Evangelischen Publizistik 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
Grundordnung 

Gütersloher Taschenbücher / Siebenstern 
Herder-Korrespondenz, Freiburg-Basel-Wien 
Informationsdienst der Evangelischen Allianz 
Internationale Dialog Zeitschrift, Wien-Freiburg 
Internationale Kirchliche Zeitschrift, Bern 
Internationale Katholische Zeitschrift (ab Jg. 3, 1974; Inter- 
nationale Katholische Zeitschrift „Communio‘“‘) 
Informationsbrief der Bekenntnisbewegung „Kein anderes 
Evangelium“, Espelkamp 

Junge Kirche, Dortmund 

Kirchliches Außenamt der EKD 

Konferenz bekennender Gemeinschaften in den evangelischen 
Kirchen Deutschlands 

Kirchlicher Entwicklungsdienst 

Konferenz Europäischer Kirchen 

Kirche in der Zeit, Düsseldorf 

Kirche im Sozialismus. Ein Materialdienst 

Kirchliches Jahrbuch für die Evangelische Kirche in Deutschland 
Konferenz der Kirchenleitungen des BEK. DDR 
Kirchenleitung 

Katholische Nachrichten-Agentur, Bonn 


KR 
KSZE 
KuD 
LB 
LK 
LKA 
LKR 
LM 
LR 
LThK 
LuthGenSyn 


LWB 
MdKI 
Mbl.BEK DDR 
NCC 
ND 

NZ 

ÖR 
ÖRK 
OKoR 
OKR 
OLKR 
P 

PBR 

= PCR 
Pfr 
Rd.schr. 
RGG 
ROK 
RWB 


SCM 
SODEPAX 
SPD 

StGB 

StZz 

Sup 
SWAPO 


ThExh 
UNESCO 


UNO 
VELK 
VELKD 
WCcC 
WKL 
WPKG 
ZdZ 
ZEE 
ZevKR 
ZkTh 
ZThK 


Kirchenrat 

Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
Kerygma und Dogma, Göttingen 

Landesbischof 

Leuenberger Konkordie 

Landeskirchenamt 

Landeskirchenrat 

Lutherische Monatshefte, Hannover 

Lutherische Rundschau, Stuttgart 

Lexikon für Theologie und Kirche, 2. Aufl. 1957-1965 
Lutherische Generalsynode (mit Angabe des Jahres), Bericht 
über die Tagung der Generalsynode der VELKD 

Lutherischer Weltbund (Lutheran World Federation: LWF) 
Materialdienst des Konfessionskundlichen Instituts, Bensheim 
Mitteilungsblatt des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR 
National Council of Churches, oder: National Christian Council 
Neues Deutschland, Berlin (Ost) 

Neue Zeit, Berlin (Ost) 

Ökumenische Rundschau, Korntal-Stuttgart 

Ökumenischer Rat (bzw. Weltrat) der Kirchen (s. auch WCC) 
Oberkonsistorialrat 

Oberkirchenrat 

Oberlandeskirchenrat 

Pastor 

Programm [des ÖRK] zur Bekämpfung des Rassismus 

= Programme to Combat Racism 

Pfarrer 

Rundschreiben 

Die Religion in Geschichte und Gegenwart, 3. Aufl. 1957-1965 
Russisch Orthodoxe Kirche 

Reformierter Weltbund (World Alliance of Reformed Churches: 
WARC) 

Student Christian Movement (Christliche Studentenbewegung) 
Comitee on Society Development and Peace 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands 

Strafgesetzbuch 

Stimme der Zeit, Freiburg 

Superintendent 

South West African People’s Organisation 

Süddeutsche Zeitung, München 

Theologische Existenz heute, München 

United Nations Educational, Scientific and Cultural Organisation 
(Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur) 

United Nations Organisation (Organisation der Vereinten Nationen) 
Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche (in der DDR) 
Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche in Deutschland 
World Council of Churches (s. auch ÖRK) 

Weltkirchenlexikon. Handbuch der Ökumene, 1960 
Wissenschaft und Praxis in Kirche und Gesellschaft, Göttingen 
Zeichen der Zeit, Berlin (Ost) 

Zeitschrift für evangelische Ethik, Gütersloh 

Zeitschrift für evangelisches Kirchenrecht, Tübingen 

Zeitschrift für katholische Theologie, Wien 

Zeitschrift für Theologie und Kirche, Tübingen 
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Personenregister 


Ahlheim, Klaus, Studentenpfr. 88 
Ahrens, Walter, Missionsdirektor 535 
Aichelin, Helmut, Pfr. 114 
Albertz, Heinrich, Pfr. 145,147,528 
Allmen, Daniel von, Pfr. 27 _. 
Bi Johannes, Prof für Germanistik 
8 
Armin, Idi, Staatspräsident 137 
Arndt, Adolf, Politiker 110 
Asmussen, Hans-Georg, Probst 8Sff. 
Auerbach, Thomas, Schriftsteller 364 


Baader, Wolfgang, (Kiel) 73 

Babachan, Mufti 484 

Bäumer, Rudolf, Pfr. 78ff.,84f.,405 

Bahro, Rudolf, Publizist 364,441,476 

Bandt, Hellmut, Prof. für Systematische 
Theologie 531 

Bannach, Horst, Pfr. 114 

Barth, Karl, Prof. für Systematische 
Theologie 288,437 

Baumann, Richard, Pfr. 33 

Becker, Jürgen, Prof. für Neues Testament 
32 

Berlinguer, Enrico, Generalsekretär 367 

Beyerhaus, Peter, Prof. für Missionswis- 
senschaft 79f.,84f. 

Biermann, Wolf, Liedermacher 364,441 

Binder, Heinz Georg, Bevollmächtigter 
der EKD 525 

Bismarck, Klaus von, Kirchentagspräsi- 
dent 151,529 

Bittner, Gerhard, Redakteur 74 

Blake, Eugene Carson, Pfr. 493 

Bloch, Friedrich, Rabbiner 289 

Blumenthal, Irene, Ärztin 394f. 

Bock, Siegfried, Hauptabteilungsleiter 
431 

Bodelschwingh, Friedrich von, Anstalts- 
vorsteher 535 

Böll, Heinrich, Schriftsteller 145,364,528 

Bonhoeffer, Dietrich, Theologe 119,170, 
487,509 

Boor, Werner de, OKR 531 

Bornkamm, Heinrich, Prof. für Kirchenge- 
schichte 535 

Brakelmann, Günter, Prof. für Sozialethik 
94f.,126 

Brandt, Willy Parteivorsitzender 109,111, 
520 

Braun, Herbert, Prof. für Neues Testa- 
ment 33 

Breschnew, Leonid, Politiker 440,488 


Brückner, Peter, Prof. für Psychologie 
105 

Brüsewitz, Oskar, Pfr. 363£.,366,39 7ff., 
420,428,499,512,522£. 

Brunner, Emil, Prof. für Systematische 
Theologie 183 

Brzezinski, Zbigniew, Politiker 146 

Buback, Siegfried, Generalbundesanwalt 
140 

Buber, Martin, Religionsphilosoph 470 

Buchheim, Hans, Prof. für Politikwissen- 
schaft 220 

Bultmann, Rudolf, Prof. für Neues Testa- 
ment 38,531 

Busse, Franz Georg von, Jurist 71 


Camara, Helder, Erzbischof 494 

Campenhausen, Axel von, Prof. der 
Rechte 123,125f. 

Carillo, Santiago, Parteiführer 367 

Carr, Burgess, Bischof 477 

Carter, Jimmy, Präsident der USA 146, 
370 

Cavert, Samuel McCrea, Generalsekretär 
531 

Chung-Hee, Park, Staatspräsident 520, 
522 

Cieslak, Johannes, Ofenbaumeister 394 

Claß, Helmut, Landesbischof, Ratsvorsit- 
zender 23f.,32,58,67£ff.,94,141f., 
145ff.,150£.,157,163f.,175,209f., 
223f.,238,261,278,288,421,496f.,520, 
S24ff.,528f. 

Class, Sekretär (Hamburg) 478 

Collmer, Paul, Vizepräsident 122 


Daecke, Sigurd, Prof. für Systematische 
Theologie 18 

Dahrmann, Detlev, Oberrechtsrat 110 

Daiber, Karl-Fritz, Prof. für Praktische 
Theologie 103 

Dantine, Wilhelm, Prof. für Systematische 
Theologie 17,254 

Daur, Rudolf, Pfr. 531 

Defort, Wolfgang, (DDR) 364,421ff. 

Degenhardt, Johannes Joachim, Erzbi- 
schof 223f.,239ff.,247,258 

Demetrios I., Patriarch 264 

Demke, Christoph, Dozent 375,382 

Dietzfelbinger, Hermann, Landesbischof 
62,19:253,237 

Dilschneider, Otto, Prof. für Systemati- 
sche Theologie 17f. 
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Döpfner, Joseph, Erzbischof 257 

Dörries, Hermann, Prof. für Kirchenge- 
schichte 535 

Drenkmann, Günter von, Kammergerichts- 
präsident 139 

Dürrenmatt, Friedrich, Schriftsteller 146 

Dyer, Georges J., Theologe (USA) 258 


Ebeling, Gerhard, Prof. für Systematische 
j Theologie 17 
Ebert, Theodor, Prof. für Politische Wis- 
senschaften 170 
Eggerath, Werner, Staatssekretär 535 
Elliger, Karl, Prof. für Altes Testament 
535 
Eltester, Walter, Prof. für Kirchenge- 
schichte 531 
Eppler, Erhard, Politiker 121,126,529 
Erdmann, Martin, Landesbischof 535 
Ewald, Günter, Prof. für Mathematik 96 
Ewert, Rechtsanwalt 92 


Fahlbusch, Erwin, Pfr. 258 

Falcke, Heino, Probst 366,394,427,477, 
479,486,499,511f. 

Felmy, Karl Christian, Pfr. 221 

Filaret, Erzbischof 236,239,489 

Filbinger, Hans, Ministerpräsident 114 

Filofej, Erzbischof 239 

Findeisen, Sven, Pfr. 84 

Flämig, Gerhard, Journalist 526 

Fliedner, Theodor, Pfr. 181 

Forck, Gottfried, Generalsuperintendent 
394 

Fränkel, Hans-Joachim, Bischof 365, 
367£.,406,429,439,447,449,499f.,514 

Frank, Johann, Landeskirchenamtspräsi- 
dent 67 

Franz, Helmut, Arzt 138 

Frenz, Helmut, Pfr. 523 

Freudenberg, Adolf, Pfr. 535 

Fries, Heinrich, Prof. für Systematische 
Theologie 222,247 

Frindte-Baumann, Karin, Pfarrvikarin 98 

Fritz, Reinhold, Superintendent 475, 
480 

Fritzsche, Hans-Georg, Prof. für Syste- 
matische Theologie 362 

Fuchs, Hermann Otto, Militärdekan 171 

Fuchs, Jürgen, Schriftsteller 365 

Fuhrmann, Ehrenfried, Rektor 394 

Funcke, Lieselotte, Politikerin 529 


Galinski, Heinz, Vorsitzender der jüdi- 


schen Gemeinde 289 
Garstecki, Jochen 457,462 
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Gaßmann, Günther, Kirchenamtspräsident 
222,523 

Geisendörfer, Robert, Pressepfr. 531 

Genthe, Hans-Jochen 362 

George, Reinhold, Superintendent 84, 
92 

Gerhold, Wilhelm, Militärdekan 171 

Gerstenmaier, Eugen, Bundestagspräsi- 
dent a.D. 263 

Geyer, Hans-Georg, Prof. für Systemati- 
sche Theologie 103 

Ghandi, Indira, Ministerpräsidentin 370 

Gienke, Horst, Bischof 496 

Goebbels, Joseph, Propagandaminister 
107 

Gollwitzer, Helmut, Prof. für Systemati- 
sche Theologie 17,93,141,145,528 

Goor, Kanonikus 482 

Goosmann, Wilhelm, OKR 531 

Gorschenek, Günter 123,125,220 
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— vgl. auch Kirche, evangelische, EKD 

Breda 137 

Breklum 83 

Bremen 110,118 

— Ev. Landeskirche 232,299ff.,321,324, 
329,334,336,341,345ff.,526 

Brokdorf 158£.,278 

Brot für die Welt 214f.,217,261,339f. 

— vgl. auch Ökumene 

Brüsewitz-Zentrum 397,418ff.,527,529 

Brüssel 530 

Buckow 430,461,483,492 

Budapest 471f. 

Buddhismus 477 

Bürgerinitiativen 90,158f.,277 

Bürgerrechte 365,421 

Bürgertum 93f. 

Bürokratie 62,74 

Bukarest 264 

Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege e.V. 196,207,210 

— vgl. auch Wohlfahrtspflege 

Bundesrepublik Deutschland (BRD) 80, 
88ff.,97,129ff.,139ff.,148,150,153, 
156,168,176,190,193,520,522,527 

— Bundesregierung 125,152,213,261, 
276f.,283 

— Bundespräsident 176 

— Bundeskanzler 145,212,261,275,277 

— Bundestag 91,114£.,117,125,145,150, 
163£.,189,196,276f.,371 

— Bundesrat 150,283 

— Arbeitsministerium 179,207,211f. 

— Jugend- und Familienministerium 211 


— Postministerium 190,283 

Bundesverfassungsgericht 92,110,113, 
124f.,130,163f.,206,519,523 

— vgl. auch Karlsruhe 

Bund Ev.-freikirchlicher Gemeinden 269, 
274f.,522 

— vgl. auch Freikirche 


Cartigny 30 

Chambesy 236 

Chantilly 224 

Charisma 225 

Charismatische Bewegung 22£.,57 

Chile 215,451,494 

— Luth. Kirche 61,521,523 

China 215,370 

Christen und Juden vgl. Judentum; Kirche 
und Juden 

Christenlehre 514,517 

Christentum und Sozialismus 92ff.,106f., 
524 

— vgl. auch Kirche im Sozialismus 

Christenverfolgung 137,429 

Christival vgl. Essen 

Christlich Demokratische Union (CDU) 

— (West) 91£.,105,114f.,118,120,123, 
126f.,145,150,220,371,404,437,519, 
530 

— (Ost) 361£.,502,529 

Christlich Soziale Union (CSU) 91f.,115, 
145,150,220 

Christliche Friedenskonferenz 93,528f. 

Christlicher Blindendienst 194 

Christlicher-Studenten-Weltbund 94 

— vgl auch Studenten 

Christologie 26ff.,30,45,99,269 

Coburg 21,47,527 

Confessio Augustana 28,30f.,46,51ff., 
2322.31 115962 

Cottbus 394,421 

Cuba 370 


Daressalam 22,49,135,491,527 

— vgl. auch Lutherischer Weltbund 

— Darmstädter Wort 93f.,118,509,521, 
529 

Datenschutz, (-verarbeitung) 70,523 

Demokratie 20,116f.,124,126,128,143, 
151,161,178 

Der Sonntag 362 

Der Spiegel 37,364,369f. 

Der Tagesspiegel 369,421 

Dessau 377f. 

Deutsch-Deutsches Verhältnis 365,370f. 

Deutsche Bischofskonferenz vgl. Kirche, 
römisch-katholische 


Deutsche Bundespost 189f. 

Deutsche Christen 79 

Deutsche Demokratische Republik (DDR) 
186,206,361ff.,427,485,513,519ff.,527 
529 

— Nationaler Verteidigungsrat 433 

— Volkskammer 427 

— Staatssekretär für Kirchenfragen 369, 
427,429ff.,485,513,520,524f.,530 

Deutsche Kommunistische Partei (DKP) 
87,93£.,98ff.,527 

— vgl auch Kommunismus 

Deutscher Caritasverband 211ff.,220,261, 
282£.,521 

— vgl. auch Diakonie; Ökumene, inner- 
deutsche 

Deutscher Evangelischer Missionstag 523 

— vgl. auch Mission 

Deutscher Katholikentag 244 

— vgl. auch Kirche, römisch-katholische 

Deutscher ökumenischer Studienausschuß 
(DÖSTA) 222 

— vgl. auch Arbeitsgemeinschaft christli- 
cher Kirchen 

Deutscher Richterbund 164 

Deutscher Theologentag 18 

Deutsches Allgemeines Sonntagsblatt 61,125 

Deutschland-Archiv 363 

Diakonie 51,60,75,152,159,238,261ff., 
295,382,394f.,515f.,528 

— 'ökumenische 214,261ff. 

— politische 121,159,175ff. 

Diakonische Akademie 196 

Diakonische Konferenz 195,197 

Diakonisches Werk der EKD 68,129,153, 
155,175£.,179,187,189,192,197£., 
202ff.,261,282f.,521,523,530 

Diaspora 268,512 

Die Christenlehre 362 

Die Gemeinde 85 

Die Kirche 362 

Die Welt 421 

Die Zeichen der Zeit 362,436 

Die Zeit 33,365,369 

Dienste, kirchliche 184ff. 

— vgl. auch Diakonie; Mission; Ökumene 

Dienstgemeinschaft 177f. 

Diktatur 123 

Dissidenten 437 

Dogmatik 27,236 

Dogmatismus 40,97 

Doketen 17,41 

Dortmund 84£.,179,526 

Dresden 369,390 

Dritte Welt 26,49,87,128,130,214,261, 
276,465,493, 
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— vgl. auch Entwicklungshilfe 
Drittes Reich vgl. Nationalsozialismus 
Drogen vgl. Suchtkranke 

Düsseldorf 223,239 

Duisburg 290 


Ehe, Ehescheidung 38,85,162,166f.,211, 
231,267f.,273,284,329,345,516,519, 
521,528 

— vgl. auch Trauung 

Einheit 368,440 

Eisenach 409,418,425,471,499,520,528 

— vgl. auch Kirche, evangelische BEK 

Ekklesiologie 40,48£.,51f.,269£.,372£f., 
380ff.,505 

Emanzipation 90,163 

Energieproblem 26f.,128,158ff.,223, 
277££.,525f.,528,530 

Entebbe 371 

Entspannung vgl. Abrüstung; Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa 

Entwicklungshilfe, (-länder) 26,28,155, 
217,220,261,275f.,300ff.,521,524£. 

— vgl. auch Dritte Welt; Ökumene 

Epworth-by-the-Sea 530 

Erfurt 447,472,479,523,525 

Erlangen 87,520 

Erwachsenenbildung 59,171,231,257,389£f. 

— vgl. auch Ausbildungswesen; Bildung 

Eschatologie 27 

Espelkamp 78 

Essen 63,186,220,279,521 

Ethik 57,93,109,169,267,275 

Eucharistie 223,225,233ff.,245,249,259, 
526,530 

— vgl. auch Abendmahl; Kommunion 

Eurokommunismus 367 

— vgl. auch Kommunismus 

Europa 26f.,217,256,427,432,437 

Europäische Gemeinschaft 530 

Europäischer Theologenkongreß 18f. 

Eutin 

— Ev. Landeskirche 73,232,299ff.,321, 
334,336,345ff.,358 

Evangelikale 22,49,60ff.,75,78£.,83£.,92, 
165,219,259,271£.,522,525 

Evangelisation 186,231,272 

Evangelische Allianz 259£. 

Evangelische Kommentare 17,363 

Evangelische Notgemeinschaft in Deutsch- 
land 85,87£.,523 

Ev. Arbeitskreis 

— derCDU 105,114f.,118 

— vgl. auch Christlich-Demokratische 
Union 
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— für Freizeit und Erholung 262,527 

— vgl. auch Freizeit 

— für Konfessionskunde 221 

Evangelischer Pressedienst (epd) 362,402, 
522 

Evangelisches Missionswerk 520 

— vgl. auch Mission 

Evian 22,49,134 

— vgl. auch Lutherischer Weltbund 

Extremismus 105 


Familienberatung 231 

Faschismus 172 

Fernsehen vgl. Medien 

Freie Deutsche Jugend (FDJ) 364 

Fellowship of European Evangelical 
Theologiens (FEET) 219,522 

— vgl. auch Evangelikale 

Finanzen, kirchliche 62,70,72,359,379 

— vgl. auch Kirchensteuer 

Finnland 26 

Flüchtlinge 152 

Föderalismus 65,74 

Forst Eulo 364,397,421ff. 

Frankfurt am Main 89,96,103,140,186, 
247,521 

Frankfurter Allgemeine Zeitung 102£. 

Frankfurter Schule 89 

Frankreich 367,425,505 

Freiburg 278 

— EKD-Synode (1975) 56,70,109,137, 
150,175 

— vgl. auch Kirche, evangelische, EKD 

Freie Demokratische Partei (FDP) 91, 
109,123,150,527,529 

— vgl. auch Liberalismus 

Freiheit, Freiheitsrechte 53£f.,96f.,114, 
123,126,128,136,142ff.,438,457 

Freiheit für Wort und Dienst in der Kir- 
che (Komitee) 93, 

Freikirche 177,186,217,268£.,274f.,. 
325ff.,334,373,520,522 

Freising 212 

Freizeit 187£.,262,300ff.,518,527 

Freudenstadt 66 

Frieden 169,171ff.,366,424,430£.,434, 
450ff.,474f£.,49T£. 

Friedewald 212,236f. 

Friedland 151 

Frömmigkeit 19,41f. 

Fürbitte 138,146 

Fürstenwalde 430 

— Erklärung 488,495ff. 

Fulda 232,521 

Fundamentalismus 271 


Gabun (Lambarene) 216 

Galatien 65 

Galic 236 

Gasli 215 

Gastarbeiter vgl. Arbeitnehmer 

Gebet 23,144,220,246,270£. 

Gemeinde 19,23,28f.,43,47,49,54£.,59,61 
102,107,112,135,137 

Gemeindearbeit 20,104,146,151,153,155, 
160,165,182,186f.,220,251,338,351£f., 
389 

Gemeindetag 78 

— unter dem Wort 84f.,526 

— vgl. auch Bekennende Gemeinschaften 

Gemeinschaftspflege 51 

Gemeinschaftsschule 519 

Gemeinschaftswerk der Evangelischen 
Publizistik 68,522 

— vgl. auch Publizistik, kirchliche 

Genf 24,134,431f.,493,519,522,525 

— vgl. auch Ökumenischer Rat der Kir- 
chen 

Gerechtigkeit 97,126,128,275 

Gesellschaft für christlich-jüdische Zusam- 
menarbeit 287 

— vgl. auch Kirche und Judentum 

Gesellschaft für wissenschaftliche Theolo- 
gie 18 

Gesetzbuch der Arbeit 369,430,432f. 

Gesprächskreis Kirche und SPD 520 

Gesprächskreis zwischen Vertretern der 
Kirchenleitungen der Gliedkirchen der 
EKD 21 

Gewalt 139£.,170,528 

Gewerkschaften 281,433,527,530 

Glaube und Heimat 362 

Glaube und Kirchenverfassung (Faith and 
Order) 527 

Glaubens- und Gewissensfreiheit 32,113, 
368,408,426,433,449 

Glion 530 

Gnostik 41 

Godesberger Programm 118,127 

Görlitz 

— Ev. Kirche 362,374,376ff.,384ff.,391, 
499 

— BEK/DDR Synode (1977) 368,371, 
381ff.,394,4 20ff.,447,484,498,501, 
si1ff. 

— vgl. auch Kirche, evangelische, BEK 

Göttingen 18,98,103,142 

Gorleben 158 

Gotha 468,525 

Gottesdienst 23,33,51,58f.,81,136,151, 
158,209,237,241,244£.,247,258f., 
335ff.,349,393,516 


’ 


Greifswald 

— Ev. Landeskirche 361,374,376ff.,526 

Grohnde 158 

Großbritannien 190 

Großstadt 185f. 

Grundordnung 60ff.,69£.,92,519,526 

— vgl. auch Kirchenreform 

Grundgesetz 91,110f.,113,116,118f£., 
123£.,286 

Grundwerte 18,109,115,121£ff.,129,148, 
198,220,520 

Gruppendynamik 81f.,89f.,273 

Guatemala 215f. 


Haiti 216 

Halle 404,412ff.,435,513 

Hamburg 33£.,57,74ff.,105,148,186,239, 
530 

— Ev. Landeskirche 39,73,232,299ff., 
324f.,329,334,336,341,345ff.,358,523 

— Freie Universität 83,523f.,525 

— Katholische Akademie 122,520 

Hannover 39,62,72,79,84,105,158,529 

— Ev. Landeskirche 67,73,160,172,232, 
299ff.,324,337,345ff.,358,523£. 

Harburg 73 

Hedemünden 523 

Hedonismus 128 

Heide/Schleswig-Holstein 85 

Heidelberg 98,135,142,263 

Heidelberger Thesen (1959) 169 

Heilige Schrift 17,21,23,31,37£f.,40£f.,47, 
56,61,79,182,256f. 

Heimerziehung 200f. 

Heimvolkshochschulen 158 

Helsinki (KSZE) 131f.,136,364,370,399, 
424,430ff.,43 7ff.,448f.,456ff.,480,482, 
491f.,514,525 

— vgl. auch Belgrad; Konferenz 

Herder-Korrespondenz 363 

Herrnhut 

— BEK/DDR Synode (1977) 371,394£., 
423,468 

— vgl. auch Kirche, evangelische, BEK 

Hessen 89,332,240,282 

— Landesregierung 283 

Hessen und Nassau 282,287,334 


— Ev. Kirche 94,98f.,232,299ff.,345ff., 
358,321,3235321 

Heverlee bei Brüssel 522 

Hildesheim 232,524 

Hilfswerk der EKD 175 

Höchst/Odenwald 236 

Humanismus 94,105 

Humanwissenschaften 17,27,81,89,91 
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Indien 216,339,370 
Indonesien 215f. 

Innere Mission 175,394 

— vgl. auch Mission 
Interzelebration 374,378,423 
Irian Yaya 215 

Islam 137,156,327,477,483,519 
Israel 44,218,287,289,469£.,477 
Istanbul 237 

Italien 216,425,478 

Itzehoe 88 


Jasi 430f.,437£.,448,467 

Jaeger-Stählin-Kreis 244,265 

Jatho 33 

Jena 364,521 

Jerusalem 65 

Jesuiten 222,247 

Johann Adam Möhler Institut 222 

Juden, Judentum 40,219ff.,28 7£f.,470, 
485,519,521,523 

— vgl. auch Antisemitismus; Kirche und 
Judentum 

Jugend, Jugendhilfe 57,75,81,196ff.,211, 
220,231,295,300ff. 

— vgl. auch Studenten 

Jugoslawien 285 


Kairo 18 

Kaiserswerth 195 

Kamerun 216 

Kanada 218 

Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft 28, 
31,225,377,382 

— vgl. auch Abendmahl; Kommunion 

Kapitalismus 97,121 

Karl-Marx-Stadt 394 

Karlsruhe 140,278,519,523 

— vgl. auch Bundesverfassungsgericht 

Kassel 

— EKD-Synode (1974) 165f. 

— vgl. auch Kirche, evangelische, EKD 

Katastrophenhilfte 215 

Katechismus 79,223,255,257£. 

Katholischer Arbeitskreis für zeitgeschicht- 
liche Fragen 363 

Katholizismus 29,38,123,125,219ff.,275, 
284,28 7f.,363,484,519 

— vgl. auch Bistum; Kirche, römisch-ka- 
tholische; Rom 

Kein anderes Evangelium 78,91 

Kernenergie vgl. Energieproblem 

Kiel 74,76,88 

Kiew 236 

Kindergärten 157£.,178,185,199,212 

Kinderschutzbund 283 
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Kirche 

— alte 40ff., 

— altkatholische 325,522 

— anglikanische 477 

— evangelische 

— — Bund der Evangelischen Kirchen in 
der DDR (BEK/DDR) 361ff.,381, 
521ff.,526,528,530 

— — Konferenz der Kirchenleitungen 
368,423ff. 

— — Synode 366 

— — vgl. auch Eisenach; Görlitz; Herrn- 
hut; Züssow 

— - Theologische Studienabteilung 362, 
368,443,461ff.,469 

— — Kirche und Gesellschaft (Ausschuß) 
185,441ff.,457,469,511 

— vgl. auch Kirche und Politik; Sozialis- 
mus 

— — Gliedkirchen 371ff.,383ff. 

— vgl. auch Anhalt; Berlin-Brandenburg 
(Ost); Görlitz; Greifswald; Landeskir- 
chen; Mecklenburg; Sachsen; Thürin- 
gen 

— — Evangelische Kirche in Deutschland 
(EKD) 

— — Rat 21,47f.,56,59,67ff.,78,83,116, 
118,129,131£.,137,139,143ff.,161, 
163f.,167£.,175,177,197,209,225, 
236,238,257,265,275,282,284,288, 
420,497,519,525ff. 

— — Bevollmächtigter 116,121,521,525 

— # Synodeh628.,71 

— — vgl. auch Braunschweig; Freiburg; 
Kassel; Saarbrücken 

— — Kirchenkonferenz 49,62,67ff.,83, 
116,519,527,530 

— — Kirchenkanzlei 49,116,197,267, 
319,325f.,399,5 288. 

— — Außenamt 59,61,137f.,155f.,236, 
5208f.,523 

— — Kirchenrechtliches Institut 98,422 

— — Kammer für öffentliche Verantwor- 
tung 129,169,498 

— — Kammer für soziale Ordnung 156f. 

— -— Bildungspolitischer Ausschuß 187 

— — Catholica-Ausschuß . 265f. 

— — Gliedkirchen 49,61ff.,82,161,197, 
232,266,319ff. 

— vgl. auch Baden; Bayern; Berlin-Bran- 
denburg (West); Braunschweig; Bre- 
men; Eutin, Hamburg; Hannover; Hes- 
sen und Nassau; Kurhessen-Waldeck; 
Landeskirchen; Lippe; Lübeck; Nord- 
elbien; Nordwestdeutschland; Olden- 
burg; Pfalz; Rheinland; Schaumburg- 


Lippe; Schleswig-Holstein; Westfalen; 
Württemberg 

— Jlutherische vgl. Lutherischer Weltbund; 
Luthertum; Vereinigte Ev.-Lutherische 
Kirche (Deutschlands) 

— methodistische 85,268,270,275,526, 
530 

— reformierte 21,31,519,524 

— vgl. auch Reformierter Bund; Refor- 
mierter Weltbund 

Kirche und Politik/Staat 20,45f.,85,97, 
100,109ff.,121£.,143,147,150ff.,178, 
363ff.,382,398,424,489,512,520,522 

— vgl. auch Amt, kirchliches 

Kirche im Sozialismus 361f.,409,417, 
423ff.,498ff.,511 

— vgl. auch Christentum im Sozialismus 

Kirchen, orthodoxe 238f.,258,264,325, 
327,520 

— griechisch-orthodoxe 237,326 

— russisch-orthodoxe 236,239,264,472, 
475,483,485,489,523 

Kirchenaustritt vgl. Kirchenmitgliedschaft 

Kirchengemeinschaft 26f.,30f.,64,69f.,72, 
235,249,371ff.,380ff.,386f.,423ff.,523, 
526 

— vgl. auch Konziliarität 

Kirchengeschichte 50,65f.,73 

Kirchenkampf 32,78ff.,87,102,366 

Kirchenmitgliedschaft 22,49ff.,113,185, 
219,320ff.,341ff.,355,517,523 

Kirchenreform 20,60ff.,73,75,521 

— vgl. auch Grundordnung 

Kirchenstatistik 291ff.,51Sff. 

Kirchensteuer 56,59,70,72,357 

— vgl. auch Finanzen, kirchliche 

Kirchentag 

— Deutscher Evangelischer (BRD) 20,79, 
84,92,125,151,186,194,219,221,223, 
273,287,435,527 

— Evangelischer (DDR) 365,404,435, 
518 

— ökumenischer 244 

Kirchliche Sammlung um Bibel und Be 
kenntnis 80 

Klassenkampf 97,104,503,506ff. 

Kloster Kirchberg 236 

Köln 95,105,140,220,222,263 

Körperschaft öffentlichen Rechts 56,113, 
156 

Kolonialismus 26,85,87 

Kommunion, offene 245,247,249 

— vgl. auch Abendmahl; Eucharistie 

Kommunismus 87,93f.,97£f.,151,158, 
36 7£.,397,427,432,437,502,527 

Kommunität 22ff. 


Konferenz 

— Bekennender Gemeinschaften in den 
ev. Kirchen Deutschlands 80ff.,88ff., 
525ff; 

— vgl. auch Bekennende Gemeinschaften 

Konferenz Europäischer Kirchen (KEK) 
24,131,224,285,425,436ff.,448,456f., 
461,467,472,491,519,525,529f. 

— für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (KSZE) 28,129ff.,438,441, 
456ff.,482,491£.,519 

— vgl. auch Belgrad; Helsinki 

— ständige von Juden, Christen und Mos- 
lems in Europa 519 

Konfession 24,46,373,471 

— vgl. auch Bekenntnis 

Konfessionalismus 41 

Konfessionskundliches Institut des Evan- 
gelischen Bundes 221,225,235,253 

Konfirmation 59,81,327f.,335,346,516f. 

Konkordienbuch 79 

Konkordienformel 21,46,425,526f. 

Konservatismus 96f.,119,149 

Konstantinopel 236f.,264f. 

Kontextualität 24,436ff. 

Konziliarität 376,529 

— vgl. auch Kirchengemeinschaft 

Kopenhagen 18,249 

Krankenhauswesen 178,211,295,300ff., 
515 

Krankenpflege 196,205 

Krelingen 83 

Kriegsdienstverweigerung 169,206,433,481 

— vgl. auch Baueinheit 

Kronach 80 

Kultusministerien 90,527 

Kurhessen-Waldeck 

— Ev. Landeskirche 232,299ff.,321,329, 
336,341,345ff.,358,521,529 


Laien 29,157,186f.,250,388,390f. 
Landeskirchen 59ff.,64,66ff.,73£.,82,155, 
186f.,217,219,251,265,291,299,372 
- vgl. auch Kirche, evangelische, Bund 
der Ev. Kirchen, Evangelische Kirche 
in Deutschland, Gliedkirchen; Ev. Kir- 
che der Union; Vereinigte Ev.-Luthe- 

rische Kirche (Deutschlands) 
Lateinamerika 107,451 
— vgl. auch Südamerika 
Lausanne 272,527 
Lebendige Gemeinde 92,106 
Lehre, Lehrpluralismus 32,39ff.,47,55 
Lehrgespräche 26ff.,30ff.,235ff.,244,378, 
380,382 
Lehrzuchtverfahren 33ff.,38f. 
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Leipzig 18 

Leningrad 236 

Leuenberger Konkordie (Konkordie re- 
formatorischer Kirchen in Europa) 
26ff.,46,62,225,243,255,372££.,382, 
384,425,521,524,526 

Leverkusen 186 

Libanon 137,216,245,370 

Liberalismus 96,119 

— vgl. auch Freie Demokratische Partei 

Libyen 478 

Liebfrauenberg/Elsaß 235 

Limburg 220,232,521 

Linksradikalismus 160f.,287 

Lippe 

— Ev. Landeskirche 299ff.,321,329,336, 
341,345ff.,358 

Liturgie 223,236,250,379 

Loccum 203f.,528 

London 133,519 

L’Osservatore Romano 224 

Ludwigshafen 256 

Lübeck 75f. 

— Ev. Landeskirche 73,232,299ff.,321, 
324,329,336,34 5ff.,358 

Luthertestament 47 

Lutherische Bischofskonferenz vgl. Ver- 
einigte Ev.-Lutherische Kirche 
(Deutschlands), Bischofskonferenz 

Lutherische Monatshefte 363 

Lutherischer Weltbund (LWB) 22,49,61, 
131,134ff.,235,252,425,431£.,436,439, 
474,490ff.,522,527££. 

— Deutsches Nationalkomitee (BRD) 
290 

— Theologischer Ausschuß (DDR) 495, 
505,511 
vgl. auch Luthertum 

atbertunm 26,28,34,46f.,61,215,235, 
253,519,523,528 

— vgl. auch Lutherischer Weltbund 

Luzon 216 


Magdeburg 399ff.,409ff.,447£.,467,499, 
513,526 

Mainz 332,521 

Maltabericht 235 

Mandat, politisches 110,523 

— vgl. auch Kirche und Politik 

Mannheim 264 

Marburg 38f. 

Marien-Dogma 260 

Marxismus — (Leninismus) 87,89,98ff., 
118,172,428,501ff.,520 

Materialismus 15,89,91,101,118£.,128 

Mauloff/Taunus 189 
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Mauretanien 216 

Mecklenburg 

— Ev. Kirche 361f.,374ff.,402,496 

Medien 39,59,138,244,367,376,402,421f., 
5133527 

— vgl. auch Presse; Publizistik 

Meißen 517 

Menschenrechte 26,28,128ff.,137,144, 
180,223,249,256,362,365f.,399,4 30ff., 
438ff.,457,459ff.,478,491,512,519ff., 
527£.,530 

Messe 223,241,244,260f. 

Messianismus 57,148 

Mexiko 216 

Militär, Militärseelsorge 18,169ff.,296 

Militarismus 97,461,530 

Minderheitskirche 50f.,517 

Misereor 261 

— vgl. auch Ökumene 

Mission 23,50,61,68,183,175,185f.,238, 
272,289,394,520,523,525 

Mittelalter 40 

Modernismus 33,43,48 

Mönchtum 264 

Mogadischu/Somalia 140,144,371,529 

Montreux 129,431f.,522 

Morgenpost 421 

Moskau 236,239,264,367,434,474ff.,493 

Mozambique 468f.,494 

Mühlheim 188 

München 18,21,68,98,142,145 

Münster 220,232£f.,252,263,530 


Nachbarschaftshilfe 165 

Nachkriegszeit 20,59 

Naher Osten 132,469£.,494 

Nairobi 221,243,438,441f.,511 

— vgl. auch Ökumenischer Rat der Kir- 
chen 

Namibia 61,135,520 

— Vereinigte Ev.-Lutherische Kirche 528 

Nationale Front 369,427,485 

Nationalsozialismus 79,91,119,137,425, 
489 

Natur, Naturrecht 27,38,125,134 

Naturwissenschaften 17,33,35ff.,57 

Neckarwestheim 278 

Neonazismus 287 

— vgl auch Nationalsozialismus 

Neu-Delhi 243 

Neubrandenburg 526 

Neues Deutschland (ND) 361ff. ‚368, 
398ff.,411,437 

Neue Zeit 361,363,399ff.,411,471 

Nicaragua 216 

Nichtseßhaftenhilfe 202ff. 


Niederlande 137,223 

Niedersachsen 123,127ff.,251,358,524 

Norddeutschland 185,216 

Nordelbien 

— Ev. Kirche 57,73ff.,87,521,525,528 

Nordirland 245 

Nordrhein-Westfalen 222,226,251 

Nordwestdeutschland 

— Ev. Kirche 232,299ff.,321,329,336, 
341,345ff.,358,526 

Notstand, kirchlicher 80 

Nürnberg 263,528 


Obervolta 215 

Öffentlichkeitsarbeit 20,75,213 

Ökologie vgl. Umwelt 

Ökumene 24ff.,29f.,46,60,66,73,81,85, 
107,129ff.,139,214,217,219ff.,235, 
237,243,245,258,260f.,339f.,382,425, 
434ff.,500 

— vgl. auch Dritte Welt; Entwicklungs- 
hilfe 

— innerdeutsche 219ff.,232,235,239, 
252,265,530 

Ökumenischer Rat der Kirchen 61f.,87, 
129,131,273,362,425,440,451,461, 
463ff.,468f.,471ff.,483ff.,491,493, 
512,519 ff.,525ff. 

— 3, Vollversammlung (Neu-Delhi) 243 

— 5, Vollversammlung (Nairobi) 58,129, 
186,370,436,459,461,463,471f.,483£., 
497,519ff. \ 

Ökumenische Rundschau 221,275 

Ökumenischer Arbeitskreis 

— evangelischer und katholischer Theo- 
logen 244,254,265f. 

— deutschsprachiger Exegeten 256 

Ökumenismus 92,259,496 

Offenbarung 33f. 

Oktoberrevolution 368f.,485ff.,503 

Oldenburg 

— Ev. Landeskirche 221,232f.,234, 
299ff.,321,334,345ff.,358,5 24,530 

Ordination 28f.,34,101,245,248,265f. 

Ordnungstheologie 85 

Orthodoxie 22,219ff.,235ff.,264f.,334 

— vgl. auch Kirchen, orthodoxe 

Osnabrück 232,524 

Ostblock, Osteuropa 107,150ff.,213,285 

Ostkirchenausschuß 529 

Ostkirchliches Institut 264 

Ostpolitik 87,150 

Ozeanien 285 


Paderborn 222,239,258,260,267,526 
Pakistan/Punjab 216 


Palästinenser 469£.,477 

Papst 16,29f.,233f.,244,248,260 

— vgl auch Rom 

Paris 239 

Parteien 95f.,104,114ff.,122,150,276, 
278,281,367,520 

— vgl. auch Christlich-Demokratische 
Union; Christlich-Soziale Union; Deut- 
sche Kommunistische Partei; Freie De- 
mokratische Partei; Sozialdemokrati- 
sche Partei Deutschlands; Sozialistische 
Einheitspartei Deutschlands 

Parteilichkeit 95,506ff. 

Partikularismus 74 

Pastoralpsychologie 81 

Penang/Malysia 527 

Pfalz 

— Ev. Landeskirche 299ff.,321,324,336, 
341,345ff.,358 

— Landessynode 69 

Pfarrermangel 157,247 

Philippinen 215f£. 

Pietismus 22,43,66,83,85,106f.,151,166 

Pluralismus, Pluralität 32,39ff.,47,55,59, 
100,126,505 

Polen 150f.,213,224,282,425,427,474,519 

— Ökumenischer Rat 529 

Positivismus 91,119 

Potsdam 371 

Potsdamer Kirche 362 

Predigt 22,34,112,187 

Prenzlau 364 

Presse 33,87,102£.,106f.,145,156,159, 
361ff.,368f.,398ff.,402,404,411,421, 
440,471 

— vgl. auch Publizistik, kirchliche 

Preußen 30,466 

Primatslehre 33 

Protestantismus 20,85,88,219ff. 

Provinzialismus 19,65,67,72 

Psychologie 81,89,91,183 

Publizistik, kirchliche 59,61,68,78,85, 
125,161,361ff.,402,434,486,500,522 

— vgl. auch Presse 


Rabbinerkonferenz (BRD) 289,523,529 

Randsiedler 33 

Randgruppen 151 

Rasse, Rassismus 87,130,261,477,493, 
512,528 

— vgl. auch Antirassismus 

Rationalismus 33,80,119 

Raumordnung 155 

Ravensburg 19,43 

Rechtfertigung 21,52f.,55,253 

Referate 363 
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Reformation 27£.,40,47,52,54f.,79,237, 
244,248,250,253,257£. 

Reformierter Bund 223,293,521 

Reformierter Weltbund (RWB) 133,135, 
444,519,528 

Regensburg 264 

Rehabilitation 208f. 

Reich Gottes 43,56 

Reineberg 186 

Reinhardsbrunn bei Gotha 525 

Religiöse Sozialisten Y2ff.,99f. 

Religion 21f.,25,35,57,86,99 

Religionsfreiheit 110,129ff.,136,419,438, 
450,459,477£.,485,522 

Religionsgesellschaften 110f.,124 

Religionskritik 104,428,502 

Religionsunterricht 59,61,81f.,156,199, 
231,287,290,295£. 

— vgl. auch Schule 

Rendsburg 75,212 

Revision der Lutherbibel 21f.,48 

Rhein-Ruhr-Stiftung 279 

Rheinland 220,223 

— Ev. Landeskirche 186,220,279,299ff., 
324,341,345ff.,358 

Rhodesien 468 

Rippicha 417 

Rom 224,267 

— Bischofssynode 224 

— Glaubenskonkregation 267 

— Sekretariat zur Förderung der Einheit 
der Christen 235,244,269,288,519 

— I Vatikanisches Konzil 240,243,245, 
248,252,258f.,286f. 

— vgl. auch Katholizismus; Kirche, rö- 
misch-katholische; Papst 

Rostock 526 

Rotbuch Kirche 87£.,106 

Rottenburg 250,278 

Rumänien 216,238f.,430f.,448,467,520 

— vgl. auch Kirchen, orthodoxe 

Rummelsberg 195 

Rundfunk vgl. Medien 


Saalfeld 394 

Saarbrücken 

— EKD-Synode (1977) 32,46,48,58,71, 
107,146,153£.,224,496 

— vgl auch Kirche, evangelische, EKD 

Saarland 154 

Sachsen 

— Ev.-Luth. Landeskirche 361,374ff., 
384,475,516 

— Ev. Kirche der Kirchenprovinz Sachsen 
361,374,376ff.,384,399,409ff.,41 9£.., 
447,486,496,514,519,526 
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Säkularisation 19f.,28,75 

Sagorsk 236,472 

Sakrament 21ff.,28ff.,53f.,112,233,235, 
244,246,248,255,258,260,264,384 

Salzburg 526 

Sankt Andrews bei Edinburgh 528 

Sankt Georgen 222,247 

Sankt Pölten 431£f.,441f. 

Schaumburg-Lippe 

— Ev. Landeskirche 232,299ff.,321,329, 
336,341,345ff.,358,524 

Scheidung vgl. Ehe 

Schleswig 75,83 

Schleswig-Holstein 216 

— Ev. Landeskirche 73f.,76,85,159,232, 
299ff.,321,324f.,329,334,336,345ff., 
358 

— Landesregierung 159 

Schmalkaldische Artikel 255 

Schmalkalden 377ff. 

Schöpfung 27,31,45,134,160 

Schrift und Bekenntnis 21,37,56,61,79 

Schule 61,78,85,88f.,287,513,519,527 

— vgl. auch Religionsunterricht 

Schwanberg/Franken 22,520 

Schwangerschaft(sabbruch) 91f.,122, 
163ff.,196ff.,522,524 

Schweden 26,190,466 

Schweiz 425 

Schwerin 426 

Seelsorge 33,81£.,143,152,171,181ff., 
187£.,194,231,241,258,267,274,300ff. 

Seewald 87 

Seifhennersdorf 394 

Sekten 57,86,220 

Selbstfindung 81,163 

Selbstmord 283 

Serbien 239 

Sexualität 90,163,267,275 

Siebenbürgen 

— Ev. Kirche 520 

Siedlung 263 

Sierra Leone 216 

Sigtuna 26ff.,521 

— vgl auch Leuenberger Konkordie 

Sindelfingen 114 

Singen 140 

Sofia 436,529 

Sonntagsblätter, evangelische 434 

South West African People’s Organisation 
(SWAPO) 520 

Soweto 521 

Sowjetunion 97,137,218,367,472,486,503 

— vgl. auch Kirchen, russisch-orthodoxe 

Sozialarbeit 89,158 

— vgl. auch Diakonie 


Sozialethik 20,45,109,122,128,219,225 

Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
(SPD) 91,94£.,109,114f.,118,120ff., 
126,150,437,520£.,527,530 

Sozialgesetzgebung 20,209ff. 

Sozialhilfe 196ff. 

— vgl. auch Diakonie 

Sozialistische Einheitspartei Deutschlands 
(SED) 361f.,368f.,398,426,428,433f., 
502,529 

Sozialismus 89,92ff.,106f.,114,121,126, 
130,366,407,424ff.,432,437,524,530 

Soziologie 89 

Spanien 367 

Spiritualität 22,51,57,221,237 

Staat und Kirche vgl. Kirche und Politik 

Staatskirche 113 

Stadtroda 394 

Standpunkt 362,486,500 

Stimme 437 

Stockholm 140,464 

Straffällige(nhilfe) 91,181,185,203 

Straßburg 520 

Straubing 181 

Studenten 83,86f.,92,94,105ff.,139,141, 
148,219,295,297,300ff.,391 

— vgl. auch Jugend 

Studentengemeinde 105ff.,529 

Stuttgart 19,43,118,144,146,175,178, 
196,263,278,522f. 

— EKD-Synode (1970) 70 

— vgl. auch Kirche, evangelische, EKD 

Suchtkranke 202,231,395 

Sudan 216 

Südafrika 86,135,138f.,468,477,494,521, 
524 

— vgl. auch Namibia 

Südamerika 218,285 

— vgl. auch Lateinamerika 

Süddeutsche Zeitung 106,421 

Südkorea 137,520,522 

Sünde 17,53,55,134,147,184 

Synkretismus 479 

Synode vgl. Barmen; Braunschweig; Eise- 
nach; Freiburg; Görlitz; Herrnhut; Kas- 
sel; Pfalz; Saarbrücken; Stuttgart; Würt- 
temberg; Züssow 

Synoptiker 17,40 


Taize 484 

Tanzania 488 

Taufe 56,231,233,255,320ff.,345,516 

Telefonseelsorge 188ff.,231,283,341, 
300ff. 

Terrorismus 78,86,105,128,139ff.,223, 
371,422,528,530 


Theologische Literaturzeitung 362 

Thessaloniki 237 

Thüringen 

— Ev. Kirche 361,374f,,525,530 

Todesstrafe 146 

Tradition 25ff.,48,55f.,74,93,130,149, 
248,250,253 

Trauung 16,328ff.,347 

— vgl. auch Ehe 

Tridentinum 248,258 

Trinitätslehre 27 

Tschechoslowakei 26,137,425 

Tübingen 21,43,79,83,106,133,140ff., 
222,237,529 

Türkei 137,156,216 

Tutzing 21,127 


Uganda 135,137 

Ukraine 239 

Umsiedler 133,150ff.,180,185,213,282, 
439,44 8£.,460,523 

Umwelt 22,26,128,155,158ff.,280,366 

Ungarn 224 

Union 30,348 

Universalität 24ff. 

Universität 18,83,94,103,142,521 

Unna-Massen 151 

Urlauberseelsorge 262 

— vgl. auch Freizeit 


Vatikan vgl. Rom 

Vechta 233 

Venedig 519 

Vereinigte Arabische Emirate 478 

Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche 
(Deutschlands) 

— VELKD/BRD 33,38f.,46f.,56,72ff., 
79,81,235,239,269,522f.,525,528 

— Bischofskonferenz 22f.,232,520,523 

— Leitender Bischof 76,84,222 

— Theologischer Ausschuß Siff. 

— Generalsynode 48,74,245,523,529 

— Lutherisches Kirchenamt 222,523 

— VELKD/DDR 374,377ff.,521,528 

— Generalsynode 375,381,383ff. 

Vereinigte Staaten von Nordamerika 26, 
146,190,218,285,370,530 

— Nationalrat der Kirchen Christi 468 

Vereinte Nationen 170,431,440£.,456, 
468£.,477,483,512 

— Konferenz für Handel und Entwick- 
lung 275 

Verfolgte 129 

Verkündigung 19,28ff.,42,51f.,59,100f., 
169,183 

Versöhnung 95f.,104,134,139,143,169,236 
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Vietnam 339,370 

Visitation 379 

Völkerrecht 449 

Volkskirche 19,22,28,46,48ff.,69£.,78,94 
Volksmission 187£f.,300f£f. 


Wahlkampf 116ff. 

Warschau 425,427,473f. 

Weimar 394 

Weimarer Verfassung 110 

Weltbund vgl. Lutherischer Weltbund; Re- 
formierter Weltbund 

Weltkirchenkonferenz vgl. Nairobi; Neu- 
Delhi; Ökumenischer Rat der Kirchen 

Weltverantwortung 150,275 

Werke, kirchliche 155 

— vgl. auch Diakonisches Werk der EKD 

Westfalen 137,249 

— Ev. Landeskirche 84,299ff.,341,345ff., 
358,526 

Westjava 216 

Widerstand 87,487 

Wiederbewaffnung 169 

Wien 18,254ff. 

Wiesbaden 521 

Wilstermarsch 158 

Wirtschaftsordnung 26,28,115,275 

Wismar 394 

Wissenschaftliche Gesellschaft für Theolo- 
gie 47 

Wittgenstein 391 

Wohlfahrtspflege 176f.,181,189,192ff., 
207£.,210 


THEOLO 


Woudschoten 524 

Württemberg 43,46,61ff.,83,92,250f. 

— Ev. Landeskirche 43,60,66,92,106, 
141£.,299ff.,321,324,329,335f.,345ff.., 
358,525ff. 

— Landessynode 43f.,60,63f.,66ff.,106, 
519,529 
vgl. auch Baden; Baden-Württemberg 

Würzburg 269ff. 

— Synode der Bistümer 225,240f.,245f., 
288 

Wyhl 278 


Zaire 216 

Zeitschrift für Fragen der DDR und der 
Deutschland-Politik 363 

Zeitz 363,39 7ff.,522 

Zeugnis- und Dienstgemeinschaft 372,382, 
425 

Zeugnisverweigerungsrecht 112,196 

Zimbabwe 135 

— vgl. auch Rhodesien 

Zionismus 470,477,512 

Zivildienst 206f.,300ff. 

Zwangsarbeiter 150 

Züssow 

— BEK/DDR-Synode (1976) 369,371ff., 
391,407,425,428,472,512 

— vgl. auch Kirche, evangelische, BEK 

Zwei-Reiche-Lehre 26f.,30,41,46,85,99, 
109,135,499,502,505,511 

Zypern 216 
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